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Die  Zukunft  der  Schweiz. 

Rektoratsrede. 


Geehrte  Angehörige  und  Freunde 

der  Hochschule  Hern. 

Vielleicht  zum  letzten  Male  begrünst  »Sie  der  Kcktor 
in  diesen  nicht  in  jedem  Sinne  ehrwürdigen  Räumen, 
bevor  wir  eine  schönere  Heimath  der  schweizerischen 
Wissenschaft  auf  stolzer  Höhe  im  Angesichte*  der  ewigen 
Firnen  beziehen. 

Als  unsere  Vorgänger  vor  ungefähr  200  Jahren  in  die 
jetzigen  Räume  eines  ehemaligen  Klosters  eintraten,  sangen 
Me.  wie  wir  damaligen  Berichten  entnehmen,  den  114. 
Psalm  *Als  Israel  aus  Aegvpten  zog*.  Der  gleiche  Ge- 
danke wenigstens  wird  uns  beseelen,  wenn  wir  aus  dem 
Klosterhofe»  auf  die  «grosse  Schanze*  übersiedeln,  auf 
der  unsere  Burg  fortan  am  ganz  richtigen  Platze  steht. 

«Ein  Haus  für  Ewiges  gegründet, 
Das  keine  Zeitfluth  untergräbt, 
Daraus,  von  reiner  Hand  entzündet, 
Ein  taglich  Opfer  aufwärts  strebt.  • 

Ich  will  es  füglich  dem  «Rektorat  des  Auszuges» 
überlassen,  einen  Rückblick  auf  diese  zwei  Jahrhunderte 
zu  werfen,  welche  nach  und  nach  in  vielen  stufenweisen 
Erhöhungen  den  geistigen  Bau  der  jetzigen  Hochschule 
erstellt  haben,  auf  den  es  ja  noch  mehr  ankommt,  als  auf 
den  materiellen.  Ich  will  dieses  Thema  nicht  vorweg- 
nehmen. 

Um  so  weniger,  als  ich  nach  meiner  speziellen  Be- 
M-häftigung    dazu   neige,    in    der  Hochschule  Bern  nicht 
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bloss  eine  Burg  des  Wissens  zu  erblicken,  sondern  dif 
Haupt-  und  Centralf estung  der  schweizerischen 
Eidgenossenschaft,  auf  deren  Bau  und  Erhaltung  t> 
für  dieselbe  noch  mehr  ankommt,  als  auf  die  Festungen 
am  Gotthardt  und  im  Wallis,  und  die  auf  jeden  Fall  unein- 
nehmbar, und  jedem  unserem  Staate  feindlichen  Gedanken 
unzugänglich  gestaltet  werden  nuiss. 

Wollen  Sie  mir  es  daher  gütigst  erlauben,  das«  ich 
auch  an  dieser  Stelle  von  der  schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft und  ihrer  Zukunft  spreche. 

Vergangenheit  und  Zukunft*  hätte  ich  eher  gesagt, 
wenn  nicht  das  Thema  dadurch  von  vorneherein  als  zu 
weitläufig  charakterisirt  für  einen  kurzen  Vortrag  er- 
schienen wäre.  Wahr  aber  ist  es,  dass  mehr,  als  in  irgend 
einem  andern  europäischen  Staat,  (he  Zukunft  unseres  Ge- 
meinwesens in  seiner  Vergangenheit  begründet  und  unab- 
änderlich an  dieselbe  geknüpft  ist. 

Wir  haben  fortzusetzen,  was  Anden»  gründeten,  auf- 
zuführen, was  sie  nur  ahnten,  zu  verstehen,  worin  sie 
'fehlten,  um  diese  alte  Republik  unbeschädigt  an  Geist 
und  Körper  der  neuen  Generation  zu  überliefern,  welche 
in  den  Jüngern  Mitgliedern  unserer  Versammlung  —  männ- 
lichen und  weiblichen  ganz  gleiehmässig  -  bereit  und 
fähig  sein  muss  sie  zu  übernehmen. 


I. 

Ein  Prophet  eines  Volkes,  dessen  Staatsaufgabe  ein** 
gewisse,  oft  sogar  unverkennbare,  Achnlichkeit  mit  der 
unsrigen  hatte,  fragt  dasselbe  in  einem  kritischen  Zeit- 
punkte im  Namen  seines  und  ihres  Herrn: 
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Was  sollte  man  doch  noch  mehr  tliun  an  meinem 
Weinberg,  das  ich  nicht  gethan  habe  an  ihm?  Warum 
hat  er  denn  Herlinge  gebracht,  während  ich  wartete,  dass 
er  Trauben  brächte?* 

Ist  das  so,  oder  ist  es  nicht  so?  In  dieser  Frage 
liegt,  mit  Einem  Worte  ausgedrückt,  die  Zukunft  der  Eid- 
genossenschaft. 

Ist  es  nicht  ganz  wahr,  dass  wir,  unser  jetziges  Volk, 
in  dieses  herrliche,  von  Vielen  beneidete  Land  ohne  unser 
Verdienst  hineingeboren  worden  sind; 

frei  von  vornherein  von  der  unendlich  schweren  Auf- 
gabe, unter  der  andere  Völker  seufzen,  die  politische 
Unabhängigkeit  erst  erringen  zu  müssen: 

frei  von  übergrosser  materieller  Sorge,  in  gleich- 
massigerem  Wohlstand  aller  Klassen  und  daher  natürlich 
geneigter  zu  gegenseitigem  Wohlwollen, 

frei  auch  von  gesetzlicher  Klassenherrschaft  unter  uns 
selbst,  die  ja  lange,  gerade  hier  in  Bern  vorzugsweise, 
bestand, 

frei  in  imsern  religiösen  Ueberzeugungen,  um  deren 
Selbstbestimmung  Jahrhunderte  kämpften  und  anderwärts 
noch  kämpfen; 

geachtet  vom  Ausland,  mehr  als  jemals  seit  dem 
Anfang  des  16.  Jahrhunderts,  und  aus  bessern  Gründen 
als  damals, 

und  auch  besser  im  Stande  auf  dieser  Achtung  mit 
'lern  nöthigen  Nachdruck  zu  bestehen,  wenn  sie  bedroht 
wird 

Das  Alles  und  noch  mein-  ist  uns,  die  wir  jetzt  leben, 
zum  weitaus  grösseren  Theil  in  den  Schoss  gefallen,  wir 
haben  es  nicht  erkämpft,  oder  uns  auch  nur  erheblich 
«lamm    bemühen   müssen.     Sind  wir  nun  zufrieden    und 
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dankbar  und  haben  wir  alle  die  Früchte  gebracht,  die 
von  einer  solchen,  endlich  herbeigekommenen  Aera  eine* 
fünfzigjährigen  ungestörten  äusseren  und  inneren  Frieden* 
zu  erwarten  waren?    Das  ist  die  weitere  Frage.  — 

Es  ist  kaum  zu  leugnen,  dass  die  Grundstimmung 
der  ganzen  Zeit,  in  der  wir  leben,  das  gewissermassen  in 
der  Luft  liegende  Gefühl  des  Seienden  und  Kommenden 
nicht  Friede  und  Glück  genannt  werden  kann,  sondern 
eher  Unruhe  und  Unsicherheit. 

Typisch  dafür  ist  der  Boerenkrieg,  der  seit  zwei 
Jahren  die  Gedanken  der  gebildeten  Nationen  vorzugs- 
weise beschäftigt'. 

Gewaltanwendung  gegen  ein  kleines  Volk,  das  selb- 
ständig bleiben  will,  um  eines  behaupteten  höheren  Kultur- 
zweckes für  ein  grösseres  Ganze  willen;  allgemeines 
Zuschauen  zu  diesem  ungleichen,  mit  Verletzung  vieler 
Regeln  der  Menschlichkeit  und  des  Völkerrechtes  ge- 
führten Kriege,  unter  Missbilligung  zwar,  Erbitterung  sogar 
stellenweise,  aber  mit  der  Faust  in  der  Tasche,  aus  Sorge 
und  Berechnung  für  das  eigene  Wohl. 

Der  Glaube  an  den  Werth  und  Sieg  der  Gerechtigkeit 
auf  Erden  unsicher  geworden:  ja  der  Glaube  an  Gott 
selber,  der  sie  schützen  muss.  wenn  er  besteht,  in 
Millionen,  die  ihn  vorher  noch  theilweise  besassen.  tief 
erschüttert.      - 

Das  ist  unsere  allgemeine  Gegenwart.  Was  wird 
nun  die  nächste  Zukunft  sein,  die  daraus  sich  folgerichtig 
ergiebt? 

Es  scheint  im  Augenblicke  fast  unausweichliches  politi- 
sches Schicksal  aller  Völker  zu  sein,  dass  sie  einer  Periode 
der   Zusammenschmelzung   der   bestehenden    Staaten   z» 
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wenigen  grosseren  Gemeinwesen  entgegengehen,  wobei 
zwar  in  der  inneren  Verwaltung  und  theilweise  auch  in  der 
äussern  Form  den  einzelnen  bisherigen  Staaten  noch  eine 
gewisse  Selbständigkeit  verstattet  wird,  aber  doch  nicht 
mehr  die  vollige  freie  EntSchliessung  in  allen  wichtigem 
Angelegenheiten,  welche  wir  mit  dein  Namen  der  Souve- 
ränität bezeichnen. 

Vorgearbeitet  ist  dieser  Tendenz  der  Agglomeration 
durch  die  Neigung  der  heutigen  Menschen,  die  materiellen, 
oder  sog.  wirtschaftlichen  Fragen  für  wichtiger  anzusehen 
als  die  politischen :  und  durch  die  vielen,  sich  noch  täglich 
vermehrenden  internationalen  Kongresse  und  Verträge, 
an  denen  manche  Leute  auch  bei  uns  nur  die  schone 
Seite  sehen,  die  aber  alle  doch  einen  theilweisen  Verzicht 
auf  die  Selbständigkeit  enthalten,  dem  man  sich,  einmal 
eingegangen,  nicht  mehr  leicht  entwinden  kann. 

Nicht  ohne  Grund  bezeichnet  man  diese  Tendenz  der 
Agglomeration  jetzt  überall,  sogar  in  dem  republikanischen 
Welttheil  Amerika,  mit  dem  Namen  des  I  in  p  e  r  i  a  1  i  s- 
ni  us.  Es  ist  in  der  That  genau  die  Herrschaftsart.  welche 
das  römische  Kaiserthum  vor  2  Jahrtausenden  über  die 
rivilisirten  Volker  im  Namen  der  allgemeinen  Zivilisation 
«wler  Humanität  ausübte,  und  die  auch  unsere  Vorfahren 
in  diesem  Lande  gezwungen  waren,  in  der  äussern  Form 
eines  Bundes,  anzuerkeimen. 

Damals  war  das  Ideal  mancher  Jetztlebenden  auf  der 
Knie  vorhanden.  Ein  mächtiges  Staatswesen,  in  welchem 
ein,  oft  sehr  erleuchteter,  einheitlicher  Staats wille  ohne 
Widerstand  überall  hin  gebot.  Eine  allgemeine,  gleich- 
massige  Civilisation  ohne»  merkliche  Standesunterschiede 
und  mit  der  Möglichkeit  für  Alle  selbst  zu  den  höchsten 
•Stufen  des  Staates    durch  die  eigene  Tüchtigkeit  zu  ge- 
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langen.  Ein  allgemeiner  dauerhafter  Friede  im  Innern 
des  weiten  Reiches,  der  dauerhafteste,  der  je  auf  Erden 
vorhanden  gewesen  ist.  welch  er  allen  Künsten  und  Wissen- 
schaften ungehinderte  Entfaltung  gestattete.  Eine  allge- 
meine Rechtsgleichheit  mit  einem  intelligenten  Privat- 
recht  und  einer  Aufhebung  fast  aller  Hechtsunterschiede, 
wenigstens  unter  dm  Menschen  verbunden,  die  man  ;iU 
solche  betrachtete. 

Eine  allgemeine  Religionsfreiheit,  welche  allen  Kulten 
mit  Ausnahme    der  grob    unsittlichen,    oder  dem  Staate 
direkt   oppositionellen,    freie   Ausübung    gestattete,    weil 
man  sie  alle  gleichmässig  vom  Standpunkte  einer  Privat- 
angelegenheit,  oder  demjenigen  der  blossen  Nützlichkeit 
betrachtete1,  so  wie  es  heute  wieder  das  Ideal  Vieler  ist. 
Eine   allgemeine    Begeisterung  für  Kunst  und  Feste  und 
eine  Ausbildung  in  dieser  theatralischen  Seite  des  Leben>, 
wie  sie  kaum  jetzt  wieder  ebenso  gross  besteht.  Das  war 
damals  alles  ungefähr  zwei  Jalu-hunderte  lang  vorhanden; 
aber  was  war  das  Ende  dieser  grossen  Kulturperiode.  der 
räumlich    ausgedehntesten  und    zeitlich  am   längst eu  an- 
dauernden in  der  bisherigen  Geschichte? 

Gleichwie  Kinder,  deren  Glieder  zu  sehr  eingeschnürt 
worden  sind  so  sagt  uns  ein  Rhetor  aus  der  letzten  Zeit 
des  rlussi/ismus1)  Pygmäen  werden,  so  ist  unser  allzu 
zarter,   durch   Vorurtheile   und    Gewohnheiten   gefesselter 

')  Schon  Horaz  hatte  übrigens  in  seiner  berühmten  Od** 
•  IMicta  majorum»  dieses  Herabsinken  vorausgesagt,  das  jeder 
Imperialismus  erzeugt,  ohne  das  er  auch  selber  nicht  möglich 
ist,  Wahre  Kulturstätten  sind  nur  kleiue  Staaten  in  der  bis 
henkelt  Geschichte  gewesen  und  den  europäischen  Univcr 
NJtfltfii  stellt  es  an,  diesen  Gedanken  aufrechtzuerhalten,  wen» 
i ininer  er  aus  dem  Gesichtskreis  einer  materialistischen  Gene- 
niti<m  zu  verschwinden  droht. 
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<;<*i<t  nicht  mehr  fähig,  die  Grösse  der  AJten  zu  er- 
reichen. >  lrnd  ein  berühmter  Geschichtsschreiber  fährt 
fort:  •  Diese  verkleinerte  Natur  des  Menschengeschlechtes 
sank  täglich  noch  mehr  unter  ihr  altes  Mass.  Die  römi- 
sche Welt  war  in  der  That  von  einer  Kace  Pygmäen  be- 
völkert, als  die  gewaltigen  Hünen  des  Nordens  einbrachen. 
um  das  zu  klein  gewordene  Geschlecht  zu  verbessern. 
Sie  stellten  den  männlichen  («eist  der  Freiheit  wieder 
her  und  diese  Freiheit  wurde  nach  zehn  Jahrhunderten 
neuerdings  wieder  die  Mutter  der  jetzigen  Künste  und 
Wissenschaften.  - 

Man  erinnert  sich  unwillkürlich  an  solche  Dinge, 
wenn  man  heute  das  ausschliessliche  Interesse  grosser 
Massen  nm*  noch  an  sog.  wirtschaftlichen  Fragen,  anstatt 
den  politischen,  eigentlicher  gesagt  an  Essen  und  Trinken 
und  alltäglichem  Wohlbefinden,  und  daneben  noch  an 
grossen  Festspielen  und  Schaustellungen  bemerkt:  wenn 
inan  den  Verfall  selbst  der  Kunst  erblickt,  die  trotz  ihrer 
fibergrossen  Schätzung  dennoch  wenig  Originelles,  das  zu- 
<dei«'h  schön  ist.  mehr  zu  erzeugen  vermag:  wenn  man 
die  beständig  zunehmende  Erholungsbedürftigkeit  fast  aller 
Altersstufen,  schon  der  Kinder  sogar,  nach  kurzer  Arbeits- 
zeit sieht,  «Hier  wenn  man,  selbst  in  Hern,  kleinen  Schul- 
niäilchen  begegnet,  die  mit  Brillen,  oder  mit  Klavier-  und 
aiulem  Neurosen  behaftet  sind,  —  Verhältnisse,  die  noch  in 
meiner  Jugend  gänzlich  unbekannt  in  der  Schweiz  waren. 

Das  siud  in  allen  Völkern  Europas  Vorzeichen  ihrer 
Zukunft,  und  man  sieht  selbst  die  kräftige  Kace  nicht 
mehr,  welche  die  sinkenden  civilisirten  Nationen  alifällig 
wieder  aufzufrischen  im  Stande  wäre. 

Soweit  leben  auch  wir  in  der  allgemeinen  Bewegung 
der  Zeit  und  ist  unsere  Zukunft  ein  Bestandtheil  derselben. 
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Für  den  Augenblick  vielleicht  sogar  ohne  dass  wir  c< 
ganz  zu  hindern  im  Stande  sind. 

Denn  es  ist  die  Methode  im  Gange»  der  Weltgeschichte. 
welche  wir  stets  beobachten  können,  dass  jeder,  auch  einer 
schlechten,  geistigen  Strömung  Entwicklung  gestattet  wird. 
damit  sie  ausreifen  und  ihre  Fruchte  aufweisen  kann. 
Das  Gute  aber  erhält  sich  dann  vorderhand,  bevor  «la^ 
Böse  sich  wieder  einmal  ausgelebt  und  seine  wahre  Natur 
ohne  Maske  gezeigt  hat.  nicht  bloss  durch  Wissen,  d.  h. 
theoretische  reberzeugung,  sondern  ebensosehr  «lurcis 
Glauben,  d.  h.  durch  Vertrauen  auf  seine  Macht  iiml 
seinen  endlichen  Sieg,  auch  in  einer  Welt,  wie  sie  jetzt 
ist  und  zeitweise  immer  war. 

Wenn  die  Wissenschaft  selbst  dieses  Vertrauen  er- 
schüttert, statt  es  fest  zu  begründen  und  nöthigenfalN 
allein  noch  aufrecht  zu  erhalten,  dann  hat  sie  einen  ver- 
uan&rlichen  Charakter  und  keinen  besonderen  Werth  für 
den  Staat,  dessen  Schutz  sie  geniesst. 


II. 

Speziell  lieirt  uns  eine  Vergleichung  durch  Rückblick 
noch  nähen  wenn  wir  auf  die  Zeit  gerade  vor  hundert 
Jahren  zurücksehen  wollen. 

|>amal<  ging  die  schweizerisch«4  Eidgenossenschaft 
i.ach  einem  grossartigen,  aber  vergeblichen  Versuch«»  einer 
NYmro>taltimg  unaufhaltsam  der  täuschenden  Staatsreform 
,>iitgt<cen.  die  auch  jetzt  wieder  völlig  an  der  Tagesordnung 
ivt  und  die  man  Protektorat  nennt-  d.  h.  vorsichtig. 
die  nationale  Km|dmdliehkeit  schonende  Eingliederung  in 
*      »röteres  wirtschaftliche*  und  nach  Aussen  geim-in- 
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sjuues  (Tanze,  welche  dabei  noch  eine  gewisse  Selbständig-  • 
keit  in  der  Verwaltung,  und  einen  eigenen  Staatsnamen 
gestattet.1) 

Das  war  unser  politischer  Zustand  von  dem  Ver- 
fas^ungsversuch  von  Malmaison  des  Jahres  1801  bis  zu 
der  grossen  Volkererlösung  in  der  Sehlacht  bei  Lei|>zig 
von  einem  neuen  Cäsarenthum,  welches  das  alte  (»ine 
Zeit  lang  mit  Glück  zu  kopiren  versuchte. 

Glauben  Sie  ja  nicht,  dass  damals  der  schweizerische 
Volksgeist  und  die  schweizerische  Freiheitslust  gross  genug 
W wesen  wären,  sich  einer  allmfthligen,  völligen  Auf- 
saugung in  einen  grössern  Staat  zu  erwehren.  Die  Be- 
strebungen aller  unserer  leitendem  Staatsmänner  gingen 
nur  dahin,  die  täuschende  Form  zu  wahren  und  für  un- 
sm*  Provinz  des  grossen,  central  europäischen  Reiches, 
das  sich  dauernd  zu  bilden  schien,  den  Titel  "Vermittler*, 
nicht  geradezu  «Kaiser»,  beizubehalten. 

Aber  dieser  Vermittler  war  seit  der  Gehurt  seines 
Sohnes,  des  sog.  Königs  von  Rom,  spätem  Herzogs  von 
Reichstadt,  ein  *  erblicher»  geworden  und  die  Schweiz 
war  eigentlich  eine  Monarchie,  nicht  mehr  eine  Republik. 
Wenn  Ihnen  diese»  glücklicherweise  kurze  Phase  unserer 
Wesrhichte  neu  sein  sollte,  so  lese  ich  Ihnen  nur  die 
Haupt-steile   aus   der  Eröffnungsrede   der  schweizerischen 


l)  Wo  für  das  Protektorat  noch  nicht  die  rechte  Zeit 
gekommen  ist.  ist  die  Eintheilung  solcher  Länder  in  « Interessen- 
sphären*, oder  die  heutige,  englische  «paramountcy»  die  Vor-' 
tareitung  dazu.  Man  weiss  dann  durch  eine  solche  Verabred- 
ung wenigstens,  dass  keine  Einsprachen  von  dritter  Seite  zu 
befürchten  sind,  wenn  man  die  Hand  direkt  nach  der  gereiften 
Frucht  ausstreckt.  Dem  Boerenkrieg  sind  offenbar  solche  Ver- 
abredungen vorangegangen  und  mit  etwas  mehr  Geduld,  als 
«He  Bftrse  sie  hat,  hätten  sie  auch  zum  Ziele  geführt. 
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'  Tagsatzung  von  1812  durch  den  Landammann  Burkhard! 
von  Basel,  also  ein  offizielles  Aktenstück  ersten  Range>. 
gegen  das  auch  keine  Stünnie  in  der  ganzen  Eidgenossen- 
schaft, nicht  von  ferne,  sich  erhob. 

Der  Landanmiann  sagte  vom  Präsidentenstuhl  der  Taar- 
sntzung  herab  : 

«So  wird  der  kaiserliche  Erbprinz,  der  König  von 
Rom,  seiner  Zeit  die  Gunst  des  erhabenen  Vaters,  welcher 
in  der  Geschichte  alle  seine  Vorgänger  durch  Selbst- 
gründung eines  grossen  Reiches  übertrifft,  einer  seinem 
Reiche  seit  den  ältesten  Zeiten  treu  ergebenen  Nation  bei- 
behalten und  sich  erinnern,  dass  derselben  wiederherge- 
stellte Verfassung,  ihre  Ruhe  und  Frieden,  das  selbsteigen»' 
Werk  seines  erlauchten  Vaters  gewesen.  Dieser  geben**- 
deiete  König  von  Rom  gehört  unserem  besten,  höchsten 
Freund,  unserem  wahren  Beschützer  zu! 

Auch  ist  er  noch  überdies  ein  Abstämmling  des  öster- 
reichischen Kaiserhauses,  dessen  erbvereinigter  Gewogen- 
heit die  Schweiz  so  viele  Jahrhunderte  hindurch  sich  zu 
erfreuen  hatte.  Gebenedeiet-  sei  also  von  uns  dieser  grosse 
König,  (ein  Kind  in  den  Windeln!)  gebenedeiet  von  der 
ganzen  schweizerischen  Nation  als  ihr  erblich  verbündeter 
Vermittler!» 

Am  Schluss  seiner  Rede  versichert  dann  freilich  der 
Ijandammann,  die  schweizerische  Nation  bestrebe  sich 
immer  ihres  alten  Namens  würdig  zu  sein,  das  Beispiel 
der  Altvordern  höre  nie  auf  vor  ihren  Augen  zu  schim- 
mern, der  gleiche  (reist  belebe  uns,  und  unser  ganzes 
Bestreben  gehe  daliin,  diese  Gesinnungen  unter  uns  rein 
zu  erhalten ;  daher  sehen  wir  der  Zukunft  getrost  entgegen. 

Die  Tagsatzungsgesandten  nahmen  das  alles  hin.  ieli 
denk«»  als  das,    was  es  war,   sprachen  natürlich  in  Basel 
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viel  von  8t.  Jakob  an  der  Birs.  und  Schaft  hausen  betonte 
«janz  besonders  (18  Monate  bevor  daselbst  die  Alliirten 
unbeanstandet  einrückten),  es  sei  jedes  Schweizers  Pflicht. 
■Ion  Bund  mit  dem  französischen  Kaiserreich  fest  und  un- 
verbrüchlich zu  halten.1) 

Der  mit  Furcht  gemischte  Respekt  vor  ( Jewaltinenschcii 
lag  eben  damals,  wie  in  der  Renaissancezeit  und  wie  jetzt 
auch  wieder,  in  der  ganzen  Zeitrichtung,  und  die  Gebil- 
detsten selbst  waren  nicht  frei  davon. 

Wir   können   uns,    einigermassen    wenigstens,    damit 
trösten,  dass  damals,  im  Juli  1812,  auch  der  grösste  deutsche 
Dichter  der  Kaiserin  von  Frankreich  in  Carlsbad  ein  Loh- 
Lrertieht  auf  ihren  Gemahl  überreichte,  worin  es  hiess: 
«Worüber  trüb  Jahrhunderte  gesonnen, 
E  r  übersieht's  im  hellsten  Geisteslicht. 
Das  Kleinliche  Ist  Alles  weggeronnen.» 
Es  schliesst,  zu  einer  Zeit,  wo  die  Armeen  ganz  Euro- 
pas bereits  nach  Russland  aufgebrochen  waren,  und  eine 
Kriegsara  ungeheurer  Art,   ein  wahrer  Völkerkrieg  schon 
begonnen   hatte,    mit    der   Anrede    an    Vater   und   Sohn 
Napoleon : 

*Uns  sei  durch  sie  das  letzte  Glück  besehieden. 
Wer  Alles  wollen  kann,  will  auch  den  Frieden.» 

Zum  Glück  gab  es  noch  einen  andern  Willen,  damals, 
wie  heute,  über  der  Welt,  und  im  gleichen  Jahn»,  noch 
brach  dieser  Imperialismus  zusammen,  wie  wir  auch  den 

!)  Vrgl.  «Unter  dem  Protektorat».  Politisches  Jahrbuch  I. 
pag.  297  und  Allg.  Zeitung  vom  11.,  12.  Juni  1812,  wo  diese 
ganze  Rede  abgedruckt  ist.  Die  Basler  Festschrift  von  diesem 
Jahre  bemüht  sich,  den  Landammann  etwas  zu  sehr  zu  ent- 
schuldigen. Damit  macht  man  aber  vergangene  böse  Dinge 
nicht  gut. 
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heutigen  noch  hoffen  überall  brechen  zu  sehen.  «Ein  Staat. 
der  nicht  mehr  zu  retten  ist»,  wie  Goethe  an  Knebel  noch 
am  14.  August  1812  schreibt,  Preussen,  erhob  sich  dennoch 
in  von  diesem  grossen  Dichter  ungeahnter  Kraft  und  der 
Freiheitssinn  und  die  Vaterlandsliebe,  die  man  aus  den 
Alten  zu  schöpfen  meint  und  die  in  den  meisten  Leuten 
zur  Fratze  wird-,  wie  er  ebenfalls  am  18.  November  IM» 
nach  der  Schlacht  von  Jena  geschrieben  hatte,  war  doch 
mächtiger  als  der  gewaltigste  Militärstaat,  den  die  Welt 
seit  Rom  gesehen  hatte. 

Es  giebt  noch  eine  unerschütterliche  Gerech- 
tigkeit in  der  Welt,  wenn  sie  auch  manchmal  etwa> 
spät  erscheint,  weil  sie  sich  Zeit  lassen  kann  und  zuerst 
menschliche,  willige  Werkzeuge  finden  muss.  Sie  würdt* 
rascher  wirken,  wenn  solche  immer,  wenn  auch  nur  in 
kleinen  Kreisen,  vorhanden  wären. 


III. 

Aus  der  Zeit,  die  damals  für  die  Schweiz  bestand 
und  folgte,  finden  sich  zunächst  in  einem  erst  in  diesem 
.Jahre  von  der  badischen  historischen  Kommission  pul>- 
lizirten  Werke:  *  Politische  Korrespondenz  Carl  Friedrichs 
von  Baden'  einige  für  uns  nicht  uninteressante,  bisher 
noch  unbekannte  Nachweisungen. 

Das  Regeiitenhaus  Baden  suchte  sich  bei  seinem 
übermächtigen  Nachbar,  theils  durch  eine  mitunter  kaum 
mehr  ganz  würdige  Nachgiebigkeit  in  allen  Dingen,  ähnlich 
der  unsrigen,  theils  aber  mit  den  Mitteln  in  Gunst  zu 
erhalten,  welche  auch  noch  jetzt  kleinen  monarchischen 
Stftiitcn  eine  gewisse*  Zuversicht   auf  ihre  Erhaltung  ver- 
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leihen.  Der  Kurfürst  <arl  Friedrich  verjüngte  nämlich 
für  seinen  Kurprinzen  Carl  Ludwig  Friedrich  ilie  Hand 
♦'hier  Verwandten  der  Gemahlin  Naj>oleons.  die  er  dann 
aueli  gewissermasseii  als  Preis  und  Garantie  des  Rhein- 
i»undes  (18(M>)  erhielt.  Für  diese  kaiserliehe  Adoptiv- 
PrinzessinM  war  aber  Baden  zu  klein,  und  es  findet  sieh 
unter  diesen  Korrespondenzen  eine  Denkschrift  des 
Indischen  Gesandten  in  Paris,  Baron  v.  Beizenstein,  welche 
die  Schweiz  für  dieselbe  verlangt.  Di«*  historische 
und  politische  Begründung  dieses  Begehren*  durch  den 
indischen  Diplomaten  ist  wunderlich  genug. 

Er  sagt:  Cette  inesure  scrait  en  nieine  tems  confomie 
a  la  justice  et  ä  la  politique.  La  Suisse  est  une  de  ccs 
{Hissessious.  qui  dans  les  tems  les  plus  heureux.  c"«»st  ä 
•lire  il  y  a  six  siecles,  appartenaient  aux  ancetre»  du 
Prinee  electoral.  leur  titre  le  plus  glorieux  c'est  d'avoir 
ete  les  fondateurs  de  villes  dans  iU>*  sieden  de  barbarie. 
rf'avoir  fonde  entre  autres  les  vüles  de  Berne  et  de  Fri- 
bourg.  agrandi  et  fortifie  celles  «le  Moudon.  Yvenlon.  Burg- 
•lorf  et  autres.  Une  politique  bienfaisante  vient  egaleiuent 
ä  Tappni  de  ce  changement.  Apres  tont  ee  que  la  Suis>e 
a  eprouve  depuis  dix  ans  il   est  difticilc  de  s«-   poiMiader 

M  Sie  war  eigentlich  nur  die  Tochter  eines  Vetters  de«* 
Generals  Beauhamais,  welcher  der  erste  Manu  der  Kaiserin 
Josephiue  gewesen  war;  «lie  damaligen  deutschen  Fürsten  )*»- 
snügten  sich  aber,  um  die  französische  Protektion  zu  erlangen. 
t»ft  mit  noch  weniger,  wie  denn  beispielsweise  auch  eine  Tochter 
fines  schon  1792  verstorbenen  Pierre  Murat.  Bruders  des  (Jene. 
rate,  an  den  Erbprinzen  von  H  oh  e  n  zoll  ern- Sigmarin  gen  ver- 
heiratet wurde.  Der  Fürst  Anton  von  Hohenzollern  versicherte 
damals  am  Hofe  von  Paris:  *que  laprincesse  sera  recue  dans 
1<*  bereeau  originaire  du  Grand  Frederic  en  fille  des  illustres 
wiinqueurs  de  l'Autrichc . .  Polit.  Correspoiidenz  pag.  TM 
Anmerkung  2.  und  673. 
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qu'elle  puisse  etre  heureuse  et  tranquille  ä  inoins  «Tun 
gouvernenient  hereditaire.  et  jamais  le  gouvernenient 
anglais  ne  cessera  de  fonder  sur  ce  pays  des  esperance* 
de  trouble  et  d'influenee  au  detrhnent  de  la  Franee:  ja- 
mais eile  ne  cessera  d'y  entretenir  par  ses  emissaires  ]e< 
factions,  aussi  longtems  que  par  retablissement  d'un  ««>')• 
veniement  pareil  la  porte  ne  lui  en  sera  pas  fennee  sau* 
retour.  C'est  done  une  veritable  eonquete  sur  rAngletem- 
que  la  France  fera.  en  proeurant  la  Suisse  a  une  mai- 
son,  dont  le  devouement  lui  est  assure  pour  jamais.  et 
qui  peut  deja  se  regarder  comine  faisant  partie  de  la 
maison  imperiale  elle-meme.*     Ipag.  (iOH.I 

Der  französische  Minister  des  Auswärtigen  scheint 
sich  gegenüber  diesem  Plan  etwas  kühl  verhalten  /» 
haben  und  auch  Madame  Tallevrand  scheint  sich  mit  der 
Sache,  aber  (»her  in  ungünstigem  Sinne  befasst  zu  haben. 
Heizenstein  schreibt : 

Paris,  IS  avril  IHM. 

*  Des  que  j'avais  appris  que  le  duehe  de  Berg  etail 
destin e  au  prinee  Murat  j'avais  jete  les  yeux  sur  la  Suisse 
en  la  demandant  sous  le  titre  de  royaume  d'Helvetie 
dans  un  memoire  que  le  Prinee  Eleetoral  a  remis  a 
rEmpereur.  quoique  plus  tard,  que  je  ne  l'avais  desire. 
Thiard  en  a  eu  quelque  eonnaissance  vagne  probablement 
par  Mr.  Tallevrand,  et  il  a  ete  aussitöt  courir  chez  Dal- 
berg  lui  en  faire  la  confideiiee.  en  disant  que  nous  devion*» 
avoir  perdu  le  sens  commun  j)onr  nous  permettre  ih* 
demandes  aussi  exorbitantes,  et  que  Mr.  de  Talleyrand 
avait  dit  plusieurs  fois:  Non,  la  totalite  de  la  Suisse,  c'est 
trop,  c'est  impossible.  Quel  motif  pouvait-il  avoir  alors 
a  parier  d'une  chose,  qui  doit  rester  extremement  scerete. 
a  une  femme  sans  en  eommuniquer  avec  moi.*  etc. 
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Dagegen  seheint  die  Kuqmnzessin,  nachmalige  Gros*- 
lurzogin  Stephanie  von  Baden,1)  die  erst  in  unserer  Zeit, 
1N«0,  starb,  nicht  giinz  ungeneigt  gewesen  zu  sein,  unsere 
Konigin  zu  werden,  denn  Reizenstein  schreibt  am  28.  April 
nach  Hause: 

-Au  reste  je  dois  rendre  la  justice  a  la  jeune  prin- 
«esse  elect  orale,  qu'elle  est  infiniment  plus  sensible  aux 
iuterets  politiques,  que  ne  Fest  son  epoux.  Elle  etudie 
la  statistique  et  les  cartes  gcographiques  et  eile  a  deja 
«üt  ä  TEmpereur,  que  le  pays  (Baden)  etait  d'une  süperbe 

taille,  mais  qu'il  lui  manquait  Fembonpoint Elle 

nie  dit  alors  qu'elle  savait  pour  sür  que  l'Empereur  avait 
df*  tres  grandes  vues  pour  la  maison  de  Bade  et  qu'il 
ferait  beaucoup  pour  eile,  mais  il  fallait  seulement  lui 
laisscr  le  tems  de  mürir  ses  projets;  qu'elle  voyait  bien 
'in'il  fallait  surtout  encore  avoir  Bale  et  cette  partie  de 
la  Siüsse,  mais  que  ce  serait  mieux  encore,  si  on  pouvait 
n»mver  un  autre  royaume  pour  le  roi  de  Wurtemberg  et 
imorporer  son  pays  au  notre.  Je  Tai  beaucoup  felicite 
Mir  son  bon  apetit  et  votre  Exe.  conviendra  sans  peine 
«nie  ce  sont  de  tres  belles  vues  pour  une  jeune  personne 
<1"  16  ans.>     (610.) 

Aus  der  Schweiz  hingegen  scheinen  nicht  günstige 
Nachrichten  angelangt  zu  sein,  denn  am  7.  Mai  schreibt 
Reizenstein  aus  Paris: 

Quant  ä  la  Suisse  il  (Talleyrand)  y  prevoit  encore 
de  grandes  difficultes,  non  qu'il  ne  soit  pas  persuade,  que 
la  France  doit  desirer  cette  mesure  et  qu'elle  meriterait 
"ne  approbation  generale,  mais  il  n'est  pas  sans  inquietude 

*)  Ueber  ihre  anfänglich  nicht  sehr  glückliche  Ehe  sind 
sn  diesem  Jahre  Aufzeichnungen  einer  Hofdame,  Karoline  von 
Frpystedt,  herausgegeben  worden. 
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sur  l'opposition  qu'on  trouverait  en  Suisse,  qui  pourrai: 
meine  aller  jusqu'ä  une  guerre  civile,  et  sur  le  hiais i\\iu 
faudra  prendre  pour  preparer  cette  affaire  et  la  hier 
conduire.» 

Endlich  findet  sich  auch  nocli  in  dieser  interessant«-) 
Korrespondenz,  die  ein  rechtes  Bild  der  damaligen  dreien 
und  schamlosen  Diplomatie  darbietet,  ein  Brief  Napoleon* 
selbst  an  seine  Adoptivtochter,  der  der  ganzen  Sache  einen 
Dämpfer  aufgesetzt  zu  haben  scheint.  Er  sagt  in  diesem 
ziemlich  kategorischen  Billet  (pag.  689),  das  in  lauter 
kurzen  abgerissenen  Sätzen  eher  wie  ein  ruilitäriseiier 
Befehl,  als  wie  ein  Schreiben  an  eine  junge  Dame  lautet, 
über  diesen  Gegenstand  nur : 

«Accommodez-vous  du  pays  et  trouvez  tout  bieu.  eai 
rien  n'est  plus  impertinent  que  de  parier  toujours  «V 
Paris  et  des  grandeurs  qu'on  sait  qu'on  ne  peut  avnir. 
C'est  le  defaut  des  Francais,  ny  tombez  pas.» 

Diese  nüchterne,  verständige  Haltung  der  Haupt- 
person, auf  die  es  ankam,  machte  offenbar  auch  den 
Herrn  von  Reizenstein  allmählig  etwas  bescheidener:  <r 
schreibt  am  20.  Juli  1806,  nachdem  er  sich  über  Länder- 
Schenkungen  an  andere  Bewerber,  den  Prinzen  Murat  und 
den  Herzog  von  Arenberg,  als  künftigen  Gemahl  eine* 
Fräuleins  Tascher,  auch  einer  Verwandten  der  Kaiserin, 
geäussert  hat: 

«Cependant  je  ne  m'inquiete  nullement  de  ce  partaire. 
jVspere  au  contraire  qu'il  devra  tourner  a  notre  avantagc 
et  favoriser  nos  esperances  par  rapport  ä  la  Suisse;  <>n 
mVn  a  encore  parle  tout  recemment  comme  d'une  cIiom- 
assez  certaine.  Loin  de  pretendre  ä  la  totalite  de  ce  pay>, 
n'ayant  jamais  serieusement  convoite  la  partie  italienne  et 
fmneaise,     dont    la     premiere    pournüt    tres    bien   etr» 
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<lonn.ee  au  Prinee  Borghese,  je  erois  que  nous  nun  ms 
Miffisanunent  lieu  de  nous  felieiter,  si  nous  parviewlron* 
ä  obtenir  la  Suisse  allemande.» 

Den  Abschluss  dieses  ganzen  Ländersehachers  bildete 
der  sog.  «Rheinbund»  und  die  Auflösung  des  alten  deut- 
schen Reichs,  wozu  ein  patriotisch  gesinnter  badischer 
( »eheimrath,  Brauer,  die  Bemerkung  macht,  die  <  deutschen 
Fürsten,  die  an  ihrem  alten  Kaiser  die  kleinste  Macht- 
anmassung  nicht  dulden  konnten,  werden  nun  lernen 
müssen  das  Gewicht  des  Wortes  Caesar  sich  zu  ver- 
gegenwärtigen.» Der  Kurfürst  von  Baden  nahm  jetzt  den 
eijientlich  auch  undeutschen  Titel  eines  (irossherzogs  an. 

Es  ist  der  jetzigen  badischen  Regierung  sehr  zu  ver- 
danken, dass  sie  diese  Materialien  ihrer  geheimen  Archive 
Jedermann  zugänglich  gemacht  hat.  Es  liegt  darin  das 
heste  eigene  Urtheil  über  diese  vergangenen  Zeiten.  Die 
Unbefangenheit,  wie  sich  diese  offizielle  Publikation  auch 
über  die  eigenen  fürstlichen  und  diplomatischen  Personen 
ausspricht,  und  die  Offenheit,  mit  der  noch  weitere  Auf- 
klärungen von  daher,  wo  sie  sich  noch  befinden,  gewünscht 
werden,  verdient  die  höchste  Anerkennung. 

Ob  diese  Verhandlungen  bei  uns  mehr  oder  weniger 
bekannt  gewesen  seien,  muss  dahingestellt  bleiben.  In  den 
Archiven  finden  sich  solche  Spuren  unseres  Wissens  nicht 
und  ebensowenig  in  unseren  bisherigen  Darstellungen  der 
Schweizergeschichte. 

Immerhin  ist  bekannt,  wie  unsere  damaligen  Staats- 
männer im  Allgemeinen  dachten.  Den  mächtigen  Vermitt- 
ler nicht  zu  reizen,  sondern  wenigstens  soweit  bei  guter 
Laune  zu  erhalten,  damit  er  uns,  nach   einem  damaligen 
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Bonmot,  wie  Polyphem  den  Odysseus  wenigstens  zuletzt 
fresse,  und  wo  möglich  bei  einem  Zusammensturz  dieser 
in  das  Kolossale  sich  ausdehnenden  Imperialpolitik  noch 
am  Lehen  zu  sein,  das  war  die  Summe  ihrer  Politik  und 
dieses  massige  Ziel  haben  sie  auch  mit  vieler  Klugheit 
und  Selbstverleugnung  am  Ende  erreicht. 

Ebenso,  wie  dem  neuzahringischen  «Königreich  Hel- 
vetica entgingen  wir  ohne  unser  Zuthun,  ja  man  darf 
hier  ziemlich  sicher  sagen,  ohne  uiiser  Wissen,  Projekten, 
welche  in  den  Jahren  181415  auftauchten,  und  sich  viel- 
leicht etwas  mehr  als  jene,  allfällig  mit  heutigen  Ideen 
decken  mögen. 

In  den  Jahren  1813 — 15.  als  es  sich  um  die  Rekon- 
struktion des  deutschen  Bundes  handelte,  wurden  ver- 
schiedene Versuche  gemacht,  demselben  die  Schweiz 
und  Holland  in  irgend  einer  Weise  anzugliedern,  Pläne, 
die  zum  Theil  auch  erst  in  neuerer  Zeit  bekannt  ge- 
worden sind.1) 

Ein  besonderer  Befürworter  dieses  Projektes  war 
der  damalige  englisch -hannoveranische  Staatsmann  Graf 
Munster,  welcher  in  einer  Denkschrift  vom  5.  Januar  1813 
ausführte,  dass  die  Angliederung  dieser  beiden  Länder  an 
den  deutschen  Bund  die  Gränzen  desselben  gegen  Frank- 
reich decken  würde.*) 


')  Vgl.  darüber  besonders  die  Geschichte  der  deutschen  Ver- 
fassungsfrage während  der  Befreiungskriege  und  des  Wiener- 
Tongresses  1812-1815  von  Willi.  Ad.  Schmidt,  aus  dessen 
Nachlass  herausgegeben  von  Prof.  Stern  1890. 

*)  «Rien  ne  donuerait  plus  de  stabilitä  ä  ce  Systeme  de 
defense,  que  de  lui  reunir  la  Hollande  et  la  Suisse.  Les  deux 
jmivs  flaiiqueraient  comme  deux  grandes  bastions  la  frontieie 
de  rAUemagne  vers  la  France.» 
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In  einer  weitern  Aeusserung  vom  folgenden  Jahn* 
(30.  März  1814)  will  er  demgemäss  den  beiden  Ländern 
auch  eine  Vertretiuig  in  dem  Direktorium  des  Bundes 
einräumen.  Der  ausgezeichnete  preussisehe  Staatsmann 
Wilhelm  von  Humboldt  hielt  hingegen  eine  solche 
Annexion,  namentlich  der  Schweiz  für  unthunlich,  da  das 
deutsche  Nationalgefühl  nicht  bloss  auf  einer  Gemeinsam- 
keit der  Sitten,  Sprache  und  Litteratur,  sondern  vor  Allem 
auf  gemeinsam  erlebter  Geschichte  beruhe,  wobei  es 
überdies  gerathen  sei,  die  Reibungen  der  grossen  Staaten 
durch  dazwischenliegende  kleinere  zu  vermindern. 

Dagegen  schlägt  er  im  April  1814  folgendes  klug 
aiLsgedachte  Svstem  vor: 

-•  Die  von  den  deutschen  Staaten  völlig  verschiedenen 
Verfassungen  dieser  beiden  Länder  gestatten  ihnen  augen- 
scheinlich nicht,  am  Bxmde  eigentlich  theilzunehmen. 
Alier  es  wäre  möglich  und  äusserst  nützlich,  sie  durch 
ewige  Allianz  vertrage  mit  Deutschland  in  innigerer 
und  speziellerer  Weise  zu  verbinden,  als  es  die  andern 
europäischen  Staaten  sein  werden  *. 

In  Bezug  auf  Holland  wäre  ein  eombinirtes  Festungs- 
system die  Hauptsache  dabei. 

Die  Schweiz  wird  nicht  leicht  ihr  Neutralität ssvst  ein 
aufgeben,  und  man  könnte  es  sogar  durch  den  zu 
sehliessenden  Vertrag  auf  ewig  sanktioniren.  vor- 
ausgesetzt, dass  sie  sich  verpflichtet: 

a)  in  jedem  Kriegsfall  zwischen  dein  deutschen  Hund 
und  Frankreich  ihre  Gränzen  mit  einer  bestimmten  Trup- 
penzahl  zu  besetzen,  um  jede  Verletzung  ihres  Gebiets 
wirksam  zu  vermeiden; 

b)  dass  sie  ein  für  allemal  eine  gewisse  Tmppenzahl 
in  deutschen  Sold  gebe  und  verspreche,  sie  im  Kriegs- 
fall zu  vermehren. 
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Da  es  Hollands  beständige  Sitte  war,  fremde  Truppen 
in  Sold  zu  nehmen  und  die  der  Schweiz  solche  zu  geben, 
sii  könnte  das  erstere  Deutschland  eine  bestimmte  Geld- 
summe für  die  deutschen  Truppen  bezahlen,  welch«* 
einen  Theil  der  Garnisonen  der  holländischen  Festungen 
bilden  würden,  und  diese  selbe  Summe  könnte  Deutsch- 
land  zur  Bezahlung  der  Schweizertruppen  verwenden  \ 

In  Hardenl>enr*s  definitivem  Entwurf  der  Grundlagen 
einer  deutschen  Bundesverfassung  nimmt  der  Gedankt 
dann  (im  Art.  40)  eine  unserer  Mediationsverfassung  ähn- 
liche Gestaltung  an.  nämlich  so: 

Die  vereinigten  Niederlande  imd  wo  möglich  auch 
die  Schweiz  sind  zu  einem  beständigen  Bündnisse  mit 
dem  deutschen  Bunde  einzuladen». 

In  den  Verhandlungen,  welche  vom  7. — 14.  Oktober  lftU 
zu  Wien  zwischen  Ost  erreich.  Preussen  und  Hannover 
über  diesen  Entwurf  stattfanden,  wurde  jedoch  dieser 
Artikel  40  wieder  fallen  gelassen,  und  es  ging  aus  allem 
solchen  Projekten  schliesslich  nur  die  bekannte  europäische 
Garantie  der  schweizerischen  Neutralität  bei  Anlass  des 
zweiten  Pariser-Friedens  von  1815  hervor,  die  wir  auch 
festzuhalten  uedenken. 


IV. 

-  Feliciter  Helvetia  evasit  •>  müsste  unter  dieses  ganze 
Kapitel  der  Sehweizergesehichte  von  1801  bis  1816  ge- 
schrieben werden. 

Wird  das  aber  stets  so  sein  und  welches  sind  die 
Mittel,  um  es  zu  verhüten,  soweit  menschliche  Kraft  und 
Klugheit  reichen.  Das  ist  die  Frage,  welche  die  schwei- 
zerische Politik  sich  stets  wird  stellen  müssen. 
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Darüber  gestatten  Sie  mir  noch  folgendes  zu  sagen: 

Die  Machtverhältnisse  Europa's.  die  Ausdehnung  und 
Stärke  unseres  Staates  im  Verhältnis*  zu  anderen,  namcnt- 
lieh  den  benachbarten  Staaten,  können  wir  nicht  mehr 
fmdern.  Es  gab  eine  Zeit,  im  15.  und  zu  Anfang  des  1(5. 
Jahrhunderts  noch,  wo  dies  möglich  gewesen  wäre,  die 
Sehweiz  eine  republikanisch  organisirte  G  rossmacht  in 
Europa  hätte  werden  können.  Aber  nicht  mit  den  damaligen 
aristokratischen  Städten  wie  Zürich  und  Hern,  welche 
wohl  immer  mehr  Unterthancn,  aber  möglichst  wenig«« 
>rleiehbereehtigte  Vollbürger  haben  wollten,  oder  den  da- 
maligen Landsgemeinde  -  Kantonen,  deren  Sinn  ebenso- 
wenig  auf  mehr  Theilhaber  an  ihrer  demokratischen  Frei- 
heit ging.  Es  hätte  ein  ganz  anderer,  modernerer  Begriff 
vmi  Freiheit  in  der  damaligen  Eidgenossenschaft  leben 
müssen,  um  ein  grosser  Staat  zu  werden. 

Wir  sind  nun  seit  der  Schlacht  von  Marignano  und 
dem  ewigen  Frieden  mit  Franz  I.  von  Frankreich,  und 
vielleicht  noch  mehr  seit  der  damit  historisch  zusammen- 
fallenden Glaubenstrennung  darauf  angewiesen  und  dazu 
berufen,  auf  immer  ein  kleiner  Staat  zu  sein. 

Ein  solcher  aber  muss  heutzutage  eine  moralische 
Grösse  sein,  wenn  er  fortbestehen  will.  Darauf  kommt 
Alles  an;  dafür  ist  auch  die  Menschheit  noch  empfänglich, 
das  weiss  sie  in  seinem  eigen  th  um  liehen  Wert  he  zu 
schätzen,  um  so  mehr,  je  mehr  andere  Staaten  gerade* 
durch  ihre  Grösse  darüber  hinauswachsen  und  diesen 
Typus  zu  verlieren  in  Gefahr  sind. 

Die  Eidgenossenschaft  hat  zwei  grosse  und  unver- 
fängliche Leistungen  hinter  sich,  die  ihr  auf  immer 
ihren  Platz  in  der  Geschichte  anweisen  werden: 
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Sie  hat  die  Ausführbarkeit  der  republikanischen 
Siaatsform  in  Europa  bewiesen,  die  an  wahrer  Kultur 
und  Sorge  für  die  besten  imd  höchsten  Güter  des  Lebens 
hinter  der  Monarchie  in  keiner  ihrer  Formen  zurückstellt. 

Sie  hat  ferner  auf  ilirem  Boden  die,  nach  unserer 
Ansicht  wenigstens,  gelungenste  und  verständigste  Aus- 
gcstaltung  des  beseeligenden  christlichen  Glaubens  in 
eine  äussere  kirchliche  Gemeinschaft  erzeugt,  eine  Kirche, 
die  ein  Muster  für  andere  Lander  geworden  ist  und  e> 
vielleicht  noch  fürderliin  wird. 

Beides  hat  den  gleichen  geistigen  Untergrund.  Wa> 
uns  vor  andern  Völkern  vortheilhaft  auszeichnet  und 
unsere  Geschicke  vielfach  anders  bestimmt  hat,  ist  nicht 
ein  grösseres  Durchschnittsmass  von  Talent  oder  Bildung 
unseres  Volkes,  wohl  aber  ein  gewisser,  allgemein  ver- 
breiteter g  e  s  u  n  d  e  r  M  e  n  s  c  h  e  n  v  erstand,  ein  richtiges 
Urtheil.  das  sich  in  einem  Masshalten  in  allen  Dingen 
äussert,  welches  die  Weisheit  in  das  Gemeinverständ- 
liche übersetzt  ist. 

Ein  drittes  Werk  der  Eidgenossenschaft,  das  von 
manchen  Schriftstellern  mit  besonderer  Vorhebe  angeführt 
wird,  die  Vereinigung  versduedener  Raeen  und  Sprachen 
in  eine  unauflösliche  politische  Gemeinschaft,  schätze  ich 
meinerseits  nicht  ebenso  hoch.  Die  Eidgenossenschaft 
würde  ein  stärkerer  Staat  sein,  wenn  sie  einsprachig 
wäre;  der  Sprachnationalität v  wird  ferner  oft  ein  nur 
zu  grosses  Gewicht  beigelegt,  wodurch  sie  kein  Element 
der  Kraft  wird.  Die  wahre  Nationalität  eines  Volkes,  die 
allein  zu  betonen  ist.  bleibt  stets  die  historisch -po- 
litisch e.  d a s  Zu s a m  m enge  w a c h s e n s e i n  d u r c h 
die  Geschichte,  während  das  Hinüberschielen  über 
die  Grunzen  nach  Kulturcentren.  die  jenseits  derselben 
liefen,  immer  vom  Bösen  ist. 
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Damit  begegnen  wir  dem  ersten  Fehler  unserer 
Zeit,  vordem  wir  uns  hüten  müssen.  Es  ist  der  Seite  n- 
blick  auf  die  Macht.  Sei  es  mit  Furcht,  oder,  wa> 
öfter  noch  vorkommt,  mit  heimlicher  Neigung.  HierfuW 
sagt  uns  gerade  in  diesem  Jahre  ein  deutscher  Philosoph 
der  Gegenwart  folgendes,  ganz  zu  richtiger  Zeit: 

«Den  Zug  in 's  Grosse  zeigt  die  Politik  nicht  nur  in 
der  Steigerung  der  Aufgaben  und  Leistungen  der  innen i 
Verwaltung,  sondern  auch  im  gegenseitigen  Verhältnis 
der  Nationen  und  dem  äussern  Waclisthuni  der  Staaten. 
Dieses  Wachsthum  hatte  solange  eine  natürliche  Grunze. 
als  dabei  der  Zusammenschi uss  zersplitterter  Theile  eine** 
einzigen  Volkes  zu  einem  gemeinsamen  Köq>er,  die  natio- 
nale Einigung,  in  Frage  stand,  wie  in  Deutschland  und 
Italien.  Aber  die  Bewegung  zur  Grösse  und  Macht  geht 
darüber  weit  hinaus,  seit  aus  der  europäischen  Politik  eine 
Weltpolitik  geworden  ist.  Nim  scheint  nur  noch  der  Staat 
seinen  Bürgern  die  volle  Entfaltung  und  Verwerthiiii£ 
ihrer  Kräfte  bieten  zu  können,  der  seine  Macht  über  den 
Krdball   ausdehnt    und    seinem    Willen    an    jeder   St  «die 

Geltung  verschafft.  > 

Solche  von  den  Vorstellungen  der  Macht  und  Gros*«- 
berauschte  Denkweise  hat  keinen  Platz  für  die  kleineren 
Völker  und  Staaten ;  das  äusserlich  Kleine  gilt  für  kleinlich 
und  der  Erhaltung  unwerth.  Ueber  jene  scheint  die  Fluth 
der  Weltgescliichte,  unbekümmert  um  ihr  Wohl  und  Wehe, 
dahinzubrausen,  die  Zeit  ihrer  Existenzberechtigung,  so 
meint  man.  ist  vorbei,  sie  müssen  es  sich  wohl  oder  übel 
gefallen  lassen,  ein  Opfer  des  Expansionsdranges  der 
Grossen  zu  werden.  Eine  solche  Ueberzeugung  lähmt, 
ja  ertödtet  alle  Sympathie  mit  den  Bestrebungen  der 
Kleineren  ihre  Selbständigkeit  zu  erhalten.    Was  könnte 
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es  helfen,  dem  Rad  der  Weltgeschichte  in  die  Speichen 
zu  fallen,  wie  thörieht  wäre  es,  eine  Bewegung  anhalten 
oder  ablenken  zu  wollen,  die  sicher  und  unaufhaltsam 
ihrem  Ziele  zustrebt? 

Die  Voraussetzungen  dieses  Gedankenganges  mit  sei- 
nem Fatalismus  seien  hier  dahingestellt.  Nur  das  sei 
bemerkt,  dass  das  Bild  der  Zukunft,  welches  er  ims  vor- 
hält, sehr  trüber  Art  ist.  Immer  ausschliesslicher  würde 
der  Gedanke  der  Macht  die  Gemüther  einnehmen,  imm«*r 
krasser  sich  der  Egoismus  der  Nationen  gestalten,  immer 
mehr  würden  che  Fragen  der  innern  Kidtur  vor  den 
Leidenschaften  jenes  Kampfes  zunickweichen;  nicht  nur 
äusserlicher,  auch  ärmer  und  einförmiger  würde  bei  solcher 
Wendung  das  Leben  der  Menschheit  werden 

Das  alles  sind  Gefahren,  denen  widerstanden  werden 
kann  und  denen  widerstanden  wird.  Wer  sie  ernst  nimmt 
und  grosse  Güter  bedroht  glaubt,  der  wird  jede  Unter- 
stützung willkommen  heissen,  die  in  diesem  Kampf  ge- 
boten wird.  Eine  solche  Unterstützung  verspricht  eine 
selbständige  Entwicklung  auch  der  kleineren  Völker.  Denn 
dass  hier  das  Interesse  an  den  grossen  Weltkämpfen  mit 
ihren  Leidenschaften  nicht  so  direkt  erregt  wird,  mu^ 
der  Ruhe  der  Betrachtung  und  der  Gerechtigkeit  des 
Urtheils  zu  Gute  kommen:  es  lässt  sich  von  hier  aus 
zur  Verständigung  und  Ausgleichung  der  Gegensätze  wir- 
ken, auch  können  hier  die  allgemeinen  und  rein  mensch- 
lichen Probleme  mit  besonderer  Kraft  durchlebt  und  ge- 
fördert werden.  Eine  Manigfaltigkeit  individueller  Bildung 
wird  sich  hier  (»her  nebeneinander  vertragen,  als  da.  wo 
alles  zu  grosser,  gemeinsamer  Leistung  zusammendrängt. 
Endlich  sind  Versuche  zu  Neugestaltungen  in  günstigerer 
Lage,  als  da,  wo  es  ungeheure  Massen  zu  bewegen  gieht. 
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Wie  viel  freilich  von  solchen  Möglichkeiten  zur  Wirk- 
lichkeit wird,  das  liegt  an  den  einzelnen  Völkern  selber; 
nur  eine  Verbindung  von  Anlage  und  Energie  kann  sie 
zu  geistigen  Individualitäten  machen  und  ihrem  Streben 
einen  Werth  für  das  Ganze  verleihen.  Dass  aber  in  der 
That  auch  jetzt  noch  kleinere  Völker  eine  solche  Stellung 
erreichen  und  behaupten  können,  das  lehrt  die  Erfahrung 
des  19.  Jahrhunderts  mit  unwiderspreehliehcr  Deutlichkeit. 
Wie  liesse  sich  die  innere  Geschichte  dieses  Jahrhundert** 
verfolgen,  ohne  der  Theilnahme  der  S  c  h  \v  e  i  z  zu  ge- 
denken, ohne  die  zahlreichen  Anregungen  zu  würdigen, 
die  von  dorther  den  verschiedenen  Gebieten  des  Leben*; 
zugegangen  sind,  ohne  die  gegenseitigen  Mitteilungen 
und  Aasgleichungen  anzuerkennen,  welche  dort  grössere 
Nationen  gefunden  haben 

Es  war  der  grösste  und  klarste  Denker  der  Neuzeit. 
der  das  Wort  aussprach :  «Wenn  die  Gerechtigkeit  unter- 
sreht,  so  hat  es  keinen  Werth  mehr,  dass  Menschen  smf 
Erden  leben!  Sollte  ein  Volk,  das  mannhaft  und  auf  dem 
Boden  des  Gesetzes  für  sein  Recht  kämpft,  nicht  die 
Achtung  und  Theilnahme  aller  derer  verdienen,  welche  mit 
Kant  an  den  Gutern  festhalten,  die  allein  das  Leben  de«* 
Menschen  lebenswerth  machen  ? 

Wir  wollen  diese  Anerkennung  und  BundesgenosM'n- 
*<haft,  die  uns  von  einer  deutschen  Universität  her  an- 
irelwten  wird,  mit  Dank  annehmen1),  nicht    selbst    naeh 


l)  Besonders  desshalb.  weil  die  deutschen  l*ni  verbäten 
*eit  Treitschke  dem  einseitigen  Grössenwahu  und  Macht  he- 
«lürfniss  auch  mitunter  schon  mehr  als  gut  gehuldigt  hahen.  Sie 
siud  am  allerwenigsten  dazu  berufen,  Kaufmanns-  und  Welt- 
Handelspolitik  zu  befördern,  sondern  haben  idealere  Aufgaben. 
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Macht  und  Grösse  streben  und  sie  auch  nicht  bewundern 
und  verehren  helfen,  sondern  unsere  Eigenart  be- 
wahren. 

«Höchstes  Gut  der  Erdenkinder  ist  doch  die  Persön- 
lichkeit», sagt  der  vorhin  angeführte  grosse  Dichter,  und 
er  hat,  selbst  wenn  das  für  den  einzelnen  Menschen  nicht 
unter  allen  Umständen  gelten  kann,  doch  sicherlich  Recht 
für  die  Völker,  die  sich  nur  darin  Wohlbefinden. 

Ein  weiterer  Zug,  den  wir  vermeiden  müssen  utxi 
der  sehr  in  der  Zeit  und  auch  in  der  Natur  unser»  ^ 
Volkes  liegt,  ist  der  allzu  ökonomische,  die  auschlio*- 
liche  Freude  an  Erwerb,  Besitz  und  Genuss  daraus.  E* 
ist  das  eine  Art  Stärke  unseres  Volkes,  aber  auch  eint' 
Schwäche.  Wir  sind  ein  viel  ökonomischeres  Volk  al> 
z.  B.  unsere  Stammverwandten  im  Reich.  Bei  uns  leht 
nicht  leicht  Jelnand  über  seine  Verhältnisse  hinaus,  sun- 
dern legt  Jeder  zurück,  und  Leute,  die  sich  durch  Lebens- 
mittelzölle  vom  Staat  erhalten  lassen  und  auf  tief  ver- 
schuldeten Gütern  dennoch  die  grossen  Herren  spielen, 
giebt  es  bei  uns  keine.  Bei  uns  gilt  es  noch  als  ein 
feststellender  Ehrenpunkt  keine  Schulden  zu  haben  und 
Niemand  seine  ökonomische  Selbständigkeit  danken  zu 
müssen,  und  ebenso,  selbst  unter  den  günstigsten  Yer- 
inögensverhältnissen  zu  arbeiten,  nicht  bloss  von  der  Arbeit, 
vergangener  oder  gegenwärtiger,  anderer  Leute  leben  zu 
wollen.  Das  sind  Züge  unseres  Charakters,  auf  die  wir 
stolz  sind  und  die  wir  ungern,  durch  allzustarke  Ver- 
bindung mit  andern  Nationen,  an  den  Grunzen  sich  ver- 
wischen sehen. 

Aber  dieser  gesunde»  ökonomische  Sinn  hat  auch  seine 
starken  Schattenseiten : 
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Eine  bloss  auf  Erwerb  und  Genuss  gerichtete  soge- 
nannte «bessere  Klasse»  der  Bevölkerung,  über  der  kaum 
mehr  eine  andere,  wirklich  bessere  steht;  daher  eine 
Taxirung  aller  Dinge  und  Menschen  nach  Geldwerth,  wenn 
auch  nur  annähernd  so,  wie  sie  in  Amerika  bereits  in  das 
Ungeheuerliche  ausgewachsen  ist. 

Als  Hauptindustrie  des  Landes  die  sogen.  Fremden - 
industrie,  die  bloss  von  dem  Vergnügen  Anderer  lebt  und 
•lie  Schweiz  zu  einem  «Kurgarten  Europa's»  machen  will, 
während  die  wirkliche  Industrie  anfängt  über  die  Gränzen 
sieh  zu  verlegen,  oder  nach  Zollunionen  auszuschauen,  die 
nichts  Anderes  sind,  als  ein  schwach  verhülltes  und  mit 
unserer  Neutralität  in  Widerspruch  stehendes  Protektorat. 

In  der  Politik  entweder  der  Kaufmannsgeist,  wie  wir 
ihn  in  England  dermalen  in  voller  Hässlichkeit  sehen, 
oder  die  sogenannte  Sozialpolitik,  welche  bei  uns  theil- 
weise  auf  Nachahmung  fremder  Parteiverhältnisse  beruht. 
Oder  zum  mindesten  die  übermässige  Betonung  der 
>ogenannten  «wirtschaftlichen  Fragen»  gegenüber  den 
|H)litischen,  worüber  eine  zeitgemässe  Betrachtung  in 
«'iner  deutschen  Zeitung  sagt: 

«Wenn  das  20.  Jahrhundert  wirklich  unter  keiner 
anderen  Signatur  als  der  des  wirtschaftlichen  Ringens 
stehen  würde,  dann  könnte  man  allerdings  versucht  wer- 
den, die  Zeiten  der  berüchtigten  Kabinetskriege  noch  im- 
mer den  «guten  alten»  zuzurechnen.  Das  wäre  der  Kampf 
Aller  gegen  Alle,  in  dem  gerade  das  Hcissumstrittenste  — 
der  Besitz  —  verloren  gehen  müsste.  Leider  kann  man 
sich  nicht  verhehlen,  dass  wir  auf  dieser  abschüssigen 
Ebene  schon  ein  recht  hübsches  Stück  Wegs  zurück- 
gelegt haben.» 

Daneben  natürlich,   dem  allgemeinen    Zuge  der  Zeit 
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entsprechend,  eine  zunehmende  Neigung  das  Lehen  nach 
der  Summe  des  Genusses,  nicht  nach  der  Summe  der 
'Arbeit  zu  beurtheilen,  die  es  enthält;  daher  die  Festsucht, 
die  bereits  in  das  Ökonomisch  Unmögliche  gewachsen 
ist.  und  die  jeden  Anlass  benutzende  Schauspielerei,  welche 
den  Sinn  für  den  Ernst  des  Lebens,  auf  dem  am  Ende 
doch  die  geistige  Gesundheit  eines  Volkes  beruht,  allmAhlii; 
zu  untergraben  droht. 

Vieles  davon  liegt  ja,  wie  bereits  gesagt,  in  dem  all- 
gemeinen Zeitgeist  in  der  materialistischen  Richtung 
der  letzten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts,  und  es  ist  schwer 
für  ein  einzelnes  Land,  es  ganz  von  sich  fernzuhalten. 

Anderes  liegt  in  den  besondern  Verhältnissen  der 
Sehweiz,  dem  industriellen  und  übervölkerten  Land,  da* 
mit  einer  schweren  Konkurrenz  zu  kämpfen  hat,  der  Ver- 
teuerung der  allgemeinen  Lebensbedürfnisse,  dem  be- 
ständigen Anwachsen  der  bereits  zu  gross  gewordenen 
Städte,  die  kein  Glück  für  irgend  ein  Land  sind. 

Die  Hauptsache  bleibt  aber  dabei  doch  immer,  dessen 
seien  wir  gewiss,  die  materialistische  oder  idealistische 
Weltanschauung  und  die  Frage,  welches  die  bessere  sei. 
Darüber  sollte  bei  uns  wenigstens  und  in  den  ge- 
bildeten Kreisen  eines  Landes,  welche  den  Ton  angeben, 
kein  Zweifel  bestehen.1) 

Die  Errungenschaften  der  Technik  und  ihrer 
Wissenschaft,    oder   der   modernen    Kunst    und   des 


1 )  Manchmal  ist  es  jetzt  freilich  umgekehrt ;  die  Idealisten 
sind  der  oberen,  genusssüchtigen  Klasse  der  Gesellschaft  un- 
bequem, während  das  Volk  instinktiv  weiss,  was  es  an  ihnen 
hat.  Nur  eine  falsche  Demokratie  macht  oberflächlich,  die  echte 
hat  ein  ernstes  Antlitz. 


Die  Zukunft  der  Schweiz.  31 

Kunstgewerbes  haben  das  Leben  nicht  leichter  und  fröh- 
licher gemacht.  Im  Gegentheil  die  heutige  Fröhlichkeit 
hat  etwas  Lautes  und  Erzwungenes,  wenigstens  mit  vielen 
äusseren  Veranstaltungen  nothwendig  verbundenes:  da> 
natürliche  Gesicht  der  Zeit  ist  nicht  heiter. 

Auch  bei  der  Kunst,  die  vor  Allem  das  Lehen 
\erschönem  sollt«',  und  die  nun  statt  dessen  mitunter 
bloss  ein  Selbstzweck  für  sich  sein  will,  denken  wir  jetzt 
(»ft  an  den  scharfen  Ausspruch  von  Tolstoi: 

«Die  Schönheit  und  die  Freude,  nur  als  solche,  un- 
abhängig vom  Guten  betrachtet,  sind  für  einen  gesunden 
Menschen  widerlich  und  für  den  Staat  verderblich.* 

Sogar  das  Christenthum  unserer  Zeit,  das  doch 
dem  Idealismus  am  nächsten  stehen  und  die  eigentliche 
Pflanzschule  desselben  bilden  muss,  hat  einen  unruhigen, 
agitatorischen  Charakter  angenommen,  und  arbeitet  auch 
lieber  grossartig  und  laut,  wie  um  sich  selbst  zu  überreden, 
als  still  und  überzeugt;  mit  Schuldenmachen,  statt  mit 
Opfermuth,  und  ebenfalls  mit  Festanlässen  ungezählter 
Art  für  seine  Angehörigen,  ohne  die  sie  nicht  beisammen 
zu  behalten  wären. 

Der  moderne  Götze  «Verkehr»,  der  aus  den  Menschen, 
statt  Bürger  eines  Landes,  nur  noch  ewig  wandernde 
Kosmopoliten  macht,  dem  die  Originalität  unserer  Städte 
und  die  Schönheit  unseres  Landes  allzu  rücksichtslos  ge- 
opfert wird,  damit  er  sie  dafür  mit  noch  mehr  Lärm  und 
Kohlenstaub  erfüllen  könne,  befriedigt  im  Grund  gar  kein 
Herz  und  verlangt  nur  immer  neue  Opfer. 

Dienen  endlich  will  auch  bei  uns  Niemand  mehr, 
*mdern  womöglich  frei  sein  von  allen  Banden,  sogar 
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von  Welt-  und  Staatsordnung,  und  wenn  er  es  erreicht, 
so  fällt  er  in's  Leere,  da  ihm  jeder  Halt  fehlt.  Die  natür- 
lichsten Lebensberufe  sind  dadurch  die  schwersten  ge- 
worden; eine  Hausfrau  mit  einigen  kleinen  Kindern  hat 
aus  Mangel  an  Hülfe  ein  schwereres  und  geplagteres 
Leben,  als  eine  Dienstmagd,  oder  eine  Fabrikarbeiterin  mit 
bloss  10  oder  11  stündigem  Arbeitstag,  oder  selbst  als  eine 
Diakonissin,  die  nicht  über  ihre  Kräfte  angestrengt  werden 
darf,  ihre  gesicherte  Existenz  hat,  und  bei  weniger  Arbeit 
und  Sorgen  noch  im  Gerüche  der  Heiligkeit  stirbt. 

Und  wie  sieht  es  in  Folge  von  allem  dem  mit  der 
eigentlichen  Widerstandskraft  des  Staates  gegen  die 
äussern  Gefahren  aus? 

Täuschen  wir  uns  darüber  auch  nicht  ganz.  Eine 
grosse  allgemeine  Wohlhabenheit,  oder  vollends  der  Reich- 
thum  eines  Landes,  macht  erfahrungsgemäss  sehr  leicht 
vorsichtig,  um  nicht  zu  sagen  feig.  Nur  eine  gewisse  Ein- 
fachheit der  Lebensweise  und  relative  Armuth  erzeugt 
natürlich -tapfere  Leute.  Der  Beweis  hiefür  steht  auf  jeder 
Seite  unserer  und  aller  Geschichte.  Das  hatte  die  alte 
Eidgenossenschaft  im  Jahre  1798  zu  erfahren,  als  sie  sich 
aus  langjähriger  Gewohnheit  des  Wohlergehens  nicht  mehr 
rechtzeitig  entschliessen  konnte,  der  ganz  offenbar  heran- 
nahenden Gefahr  in's  Auge  zu  sehen.  Man  denkt  jetzt 
oft  unwillkürlich  daran,  dass  der  bernische  Stadtpfarrer 
Müslin  am  Bettage  von  1797  predigte: 

«Ein  Volk,  welches,  von  der  Gewinnsucht  besessen, 
sich  reich  fühle,  müsse  untergehen  und  aus  seinen 
Trümmern  ein  neues  erstehen.» 

Mit  einer  nur  um  einen  Grad  noch  verfeinerten  Ge- 
neration hätten  auch  die  Boeren  ihren  Freiheitskrieg  nicht 
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mehr  geführt,  sondern  die  Einverleibung  in  das  britische 
Weltreich  ruhig  vorgezogen.1) 

Die  Verfeinerung  ist  also  kein  Glück,  auch  für  uns. 
Unter  allen  Umständen  aber  müssen  die  damit  verbun- 
denen Laster  fort,  welche  unsere  Volkskraft  direkt 
untergraben  und  unseren  Charakter  in  den  Augen  der 
Mitlebenden  herabsetzen :  die  zum  öffentlichen  Aergerniss 
irewordenen  Spielhäuser,  die  sehr  verbreitete  Trunksucht, 
nebst  allen  anderem,  was  dazu  gehört,  und  wenn  es  nicht 
gelingt  die  Behörden  für  schärfere  Massnahmen  hiegegen 
7.11  erwärmen,  so  wird  das  Volk  selbst  diese  Sachen  in 
**ine  Hand  nehmen  müssen. 

Unser  alter  Geschichtsschreiber  Joh.  von  Müller  sagt 
von  den  Ursprüngen  unseres  Staates: 

«Die  alten  Schweizer  waren  ein  gutes,  redliches  Volk, 
am  grössten  in  grossen  Gefahren.» 


l)  Das  machen  ihnen  sogar  bei  uns  Leute  aus  den  ge- 
bildeten und  Kaufmannskreisen  mitunter  zum  Vorwurf.  Wir 
furchten  sehr,  dieselben  würden  in  einem  ähnlichen  Falle 
auders  handeln.  Umgekehrt  war, es,  von  ihrem  Standpunkte 
;ms  gesprochen,  eine  grosse  Thorheit  von  Rhodes  und  Con- 
^orten,  diese  Verweichlichung  der  nächsten  Boerengeneration, 
die  durch  das  Gold  und  den  stark  zunehmenden  Wohlstand 
mit  Sicherheit  eingetreten  wäre,  nicht  abzuwarten;  sie  hätte 
ihnen  vielleicht  den  Krieg  erspart.  Der  Staat  England  konnte 
*eine  Zeit  abwarten  und  unterdessen  die  fremde  Einwanderung 
Mördern  und  stimmfähig  in  den  Republiken  machen;  nur 
die  Goldminenbesitzer  hatten  es  so  eilig,  denn  s  i  e  wollten 
natürlich  noch  während  ihrer  eigenen  Lebensdauer  die  Herren 
des  Goldlandes  werden.  Dem  kam  dann  die  Einsicht  der 
alten  Boeren  auf  halbem  Wege  entgegen,  dass  der  Krieg 
jetzt  geführt  werden  müsse,  bevor  es  für  ihr  Volk  zu  spät  ge- 
worden sei.  In  diesem  Sinne  haben  in  der  That  wohl  die 
massgebenden  Leute  beider  Parteien  den  Kampf  gewünscht. 

3 
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So  sollte  es  allezeit  bleiben;  es  ist  die  Frage  jetzt,  ol> 
es  so  im  Grossen  und  Ganzen  noch  ist.  Das  entscheidet 
die  Zukunft  der  Eidgenossenschaft.  Antworten  Sie  darauf 
selbst.  Jeder  für  sich  im  Stillen. 

Die  I.  helvetische  Verfassung  hatte  in  einen  ihrer 
Artikel  den  berühmten  Satz  aufgenommen:  «Die  Auf- 
klärung ist  dem  Wohlstande  vorzuziehen».  Wir  würden 
das  vielleicht  heute  nicht  mehr  so  ausdrücken,  aber 
der  Satz:  Die  politische  Freiheit  ist  dem  Wohlstande 
vorzuziehen,  das  ist  ein  Glaubensartikel,  den  jeder  wahre 
Eidgenosse  unbedingt  annehmen  muss  und  an  dem  sieh 
in  einer  auch  für  uns  kommenden  Prüfung  unserer  Staats- 
konsistenz die  Geister  scheiden  werden. 


V. 

Nicht  ganz  mit  Unrecht  sagt  einer  unserer  alteren 
schweizerischen  Geschichtskenner,  das  nähere  Studium 
der  Schweizergeschichte  hinterlasse  eigentlich  den  Ein- 
druck der  Traurigkeit.  Selten  finde  man  dieses  Volk 
seiner  Pflicht  und  seinem  wahren  Glücke  treu.  Immer 
misskenne  oder  vergifte  es  abwechselnd  die  eigentlichen 
Quellen  seines  Lebens,  und  man  könne  sich  einer  gewissen 
Niedergeschlagenheit  bei  Abschluss  der  Betrachtung  aller 
seiner  einzelnen  Geschichtsperioden  oft  gar  nicht  er- 
wehren.1) 

Wir  wollen  mit  ihm  darüber  nicht  rechten;  vielleicht 
hat  die  Zeit,  mit  der  er  sich  beschäftigte  und  in  der  er 
schrieb,  auch  ein  wenig  auf  diese  Stimmung  eingewirkt. 

*)  Monnard  Geschichte  der  helv.  Revolution  HI  554. 
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Wahr  ist  aber,  dass  wir  unserer  Aufgal>e  nicht  immer 
treu  gewesen  sind  und  ebenso  wahr,  dass  es  manche 
Leute  auch  heute  giebt,  die  an  eine  solche  Staatsaufgabe 
eigentlich  gar  nicht  denken  und  sich  jedes  |>olitisehe  Ge- 
schick gegen  ein  Entgelt  an  Wohlstand  gefallen  Hessen. 

Dagegen  müssen  wir  jetzt  einen  kräftigen  Wider- 
stand organisiren.  Nach  Aussen  nicht  bloss  durch 
eine  beständige  Stärkung  unserer  Wehrkraft  und  Auf- 
rechthaltung einer  geistigen  Verbindung  mit  allen  Ta- 
pfern und  Guten  aller  Länder,  besonders  aller  Universitäten, 
die  sie,  Gott  sei  Dank,  noch  zahlreich  besitzen,  sondern 
auch  positiver  noch  durch  einen  festen  Zusammen» 
schluss  aller  kleinen  Staaten  behufs  Aufrecht- 
haltung eines  gesicherten  Völkerrechts. 

Ferner  durch  eine  scharfe  Opposition  gegen  eine 
rücksichtslose  Zollpolitik  der  grossen  Staaten  und  gegen 
die  ebenso  gefährlichen  privaten  Zusammenballungen  von 
Kapital  zur  Vertheurrung  aller  Lebensbedürfnisse;  gege 
diese  Anarchisten  muss  so  gut  wie  gegen  die  andern 
gemeinsam  vorgegangen  werden,  sie  sind  sogar  die  bei 
weitem  gefährlicheren. 

Nach  Innen  muss  die  Volksseele  gesund 
erhalten  werden.  Daran  fehlt  es  hauptsächlich.  Nicht 
so  viel  vielleicht  als  an  andern  Orten,  aber  doch  genug, 
um  die  Stimmung  zu  verdüstern. 

Das  wird  aber  niemals  mit  materiellen  Mitteln  be- 
wirkt; da  gehört  ein  Fonds  von  gesundem  Idealismus 
dazu,  der  bei  der  nüchtern -verständigen  Anlage  unseres 
Volkscharakters  woh  selten  zu  weit  gehen  wird,  ohne 
den  aber  unser  Land  und  seine   politische  Freiheit  über- 
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haupt  nicht  bestehen   kann.     Auch   die   *  Wissenschaft  > 
wurde  ihm  das  nicht  ersetzen  können. 

♦  We  know  all  things  from  pole  to  pole. 

And  glance  and  nod  and  bustle  by, 

And  never  once  possess  our  soul 

Before  we  die.» 
Und  hier  wende  ich  mich  nun  ganz  speziell  an  die 
jüngere  Generation  der  anwesenden  Versammlung. 

Wollen  Sie  nicht  wieder  Besitz  von  ihrer  Seele  in 
ihrer  ganzen  Kraft,  die  möglich  ist,  ergreifen? 

Wollen  Sie  auch  ein  Leben  des  Genusses  in  der 
Jugend  und  dafür  des  Pessimismus  und  der  Verbitterung 
im  Alter  führen  (wras  unmittelbar  zusammenhängt),  oder 
schon  frühzeitig  dem  kalten,  kritischen  Geist  anheimfallen, 
der  alles  herabsetzt,  weil  er  nichts  selber  leisten  und  aucli 
nicht  dankbar  sein  kann.  Oder  wollen  Sie  an  etwas 
Grossem  mitarbeiten,  was  das  einzige  wahre  Glück 
dieser  Erde  ist? 

Des  Lebens  Ziel  ist  nicht,  die  Welt  zu  gemessen, 
auch  nicht  einmal  sie  wissenschaftlich  zu  erkennen,  son- 
dern aus  dieser  Erde  ein  Reich  des  Friedens,  der  Gerechtig- 
keit und  der  Liebe  zu  machen,  soweit  es  jeweilen  möglich 
erscheint,  imd  nur  soweit  wir  daran  mitgeholfen  haben, 
soweit  hat  unser  Leben  einen  Werth  gehabt. 

Ich  möchte  auch  den  Frauen,  die  hier  anwesend 
sind,  sagen:  helfen  Sie  doch  auch  mit,  seien  Sie  nicht  bloss 
passive  Mitbürger  und  bloss  schön,  wras  viel  zu  wenig  ge- 
leistet ist.  Sie  haben  ja  auch  ohne  politisches  Stimmrecht 
das  oft  angeführte  Beispiel  der  Stauffacherin  vor  Augenr 
die  ihren  Mann  erst  aufmuntern  musste,  das  Muthige  und 
Rechte  zur  rechten  Stunde  zu  thun;  oder  wenn  Sie  an  diese 
längst  verschollenen  Dinge  nicht  mehr  recht  glauben  wollen, 
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das  jetzige  grossartige  Beispiel  derBoerenfrauen,  ohne  die 
der  Krieg  nicht  geführt  würde,  wie  er  geführt  wird.  Helfen 
Sie  also  recht  mit  zu  allem  Guten  und  Grossen  in  unserem 
Lande,  nicht  bloss  zu  Theater,  Conzerten  und  Bazaren.  Auch 
für  Sie  wird  die  neue  Hochschule  gebaut,  die  der  allezeit  tref- 
fende Volkswitz  ja  bereits  wegen  Ihrer  starken  Frequenz 
die  «neue  Mädchenschule»  genannt  hat.  Wir  wollen  das 
Wort  insoweit  aeceptiren,  als  es  eine  Hoffnung  ausdrückt, 
dass  aus  derselben  auch  ein  Geschlecht  neuer  und  tüch- 
tiger Mädchen  neben  den  wackern  Knaben  hervorgehen 
möge.  Beides  gehört  zusammen  zur  Erhaltung  unseres 
Staates.  Das  weibliche  Geschlecht  soll  seinen  Antheil  an 
dem  Bildungsschatze  unserer  Zeit  auch  erhalten.  Aber 
es  soll  dann  auch  etwas  damit  anzufangen  wissen. 

Der  Idealismus,  der  uns  allein  über  alle  Schwierig- 
keiten unserer  Lage  hinweghilft,  ist  —  ich  wiederhole  es 
—  im  Wesentlichen  Entschluss  einer  andern  W e  1 1- 
a  n  s  c  h  a u ung,  die  den  Werth  des  Lebens  überhaupt 
nicht  in  dem  Genuss  verlegt.  Die  Kraft  dazu  kommt 
durch  den  Entschluss  schon  zum  Theil,  noch  mehr  aber 
durch  Uebung.  Auch  dafür  ist  uns  jetzt  das  Boeren- 
volk  als  ein  Spiegel  und  ein  Fragezeichen  gegeben.  Wür- 
den wir  auch  so  lange  aushalten,  oder  die  Selbständigkeit 
fahren  lassen  um  den  Preis  der  intensiveren  Theilnahme 
an  einer  gewissen  Civilisation  und  staatlichen  Grösse? 
Dann  wäre  unsere  ganze  Geschichte  vielleicht  ein  grosser 
Irrthum  gewesen;  denn  das  hätten  wir  schon  1291,  UD9 
und  1803  mit  geringerer  Mühe  haben  können. 

Um  diesen  Entschluss  zum  Idealismus  zu  erleichtern 
und  zu  leiten,  dafür  sind  in  der  Schweiz  seit  dem  letzten 
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Jahrhundert  mehrere  Hochschulen  geschaffen  worden. 
Deshalb  stellt  man  sie  jetzt  auf  die  Höhen,  Angesichts  der 
ewigen  Berge,  die  auch  höhere  Gedanken  erzeugen  sollen, 
als  bloss  an  künftiges  Auskommen  und  Berufstätigkeit, 
und  daher  nennt  man  solche  Schulen  überhaupt  Hoch- 
schulen, und  nicht  bloss  Berufslehranstalten. 

Wie  hoffen  am  meisten  auf  sie,  wenn  wir  an  die 
nächste  Zukunft  der  Eidgenossenschaft  denken. 

Es  muss  bei  uns  jetzt  eine  neue  Zeit  mit  neuen  Ent- 
schlüssen und  neuer  Kraft  dazu  kommen. 

Und  an  den  schweizerischen  Hochschulen  muss  sie 
ihren  Ursprung  und  Ausgangspunkt  haben.  Ein  anderes 
Centrum  dafür  kennen  wir  nicht. 


Wenn  einst  das  Denkmal  Albrecht's  von  Haller  vor 
der  neuen  Hochschule  steht  (möge  es  bald  geschehen), 
was  wTird  sich  der  Fremde,  der  es  betrachtet,  wohl  dabei 
am  ehesten  denken?  Schwerlich  wird  er  auf  seine  natur- 
wissenschaftlichen, oder  national-ökonomischen  Forschun- 
gen allein  sich  besinnen,  auch  wenn  er  sie  kennt;  noch 
weniger  auf  seine  speziell  bernischen  Verdienste  um  eine 
längst  vergangene  Staatsform;  sondern,  wenn  er  etwas  von 
ihm  überhaupt  gelesen  hat,  so  ist  es  muthmasslich  der 
Vers : 

«Sag  an  Helvetien,  du  Heldenvaterland, 

Wie  ist  dein  heutig  Volk  dem  einstigen  verwandt?» 

Das  ist  die  Frage,  die  das  Denkmal  beständig  stellen 
wird  an  Alle,  die  an  ihm  vorbeigehen.  Die  Antwort  muss 
immer  ganz  besonders  jede  Generation  von  jungen  Leuten 
beiderlei  Geschlechts  ertheilen,  welche  die  bernische 
Hochschule  in  das  Leben  hinaus  schickt.    Dazu  ist  sie  in 
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erster  Linie  und  vor  allen  Dingen  gegründet  worden  und 
das  verlangt  auch  das  jetzige  bernisdie  Volk  von  ihr. 
fc  will  eine  starke  Generation  von  führenden 
Geistern  haben,  denen  das  übrige  Volk  vertrauensvoll 
folgen  kann. 

Unsere  jetzt  bald  absterltende  Generation  von  1H4M  hat 
die  Antwort  gegeben,  so  gut  sie  es  vermochte. 

Sun  ist  es  an  Ihnen,  und  zwar  an  allen  jüngeren 
Angehörigen,  Lehrern,  Lernenden  und  Freunden  der 
Hwhsehule.    Aufwärts  aus  diesen  alten  Räumen, 

höher  hinauf! 


Das  Ende  der  Helvetik 

(1801—1802). 


Eine  Reihe  von  schweizerischen  •  Jubiläen    r»-j».  J.ihr- 
hundertf eiern  liegt  hinter  unsM:  ein**  kürzere   i<X   in  d*n 
nalchsten  Jahren    noch  zu  erwarten:   neue  Pn«d:.k:*-  d-r 
Dicht'  und  Tonkunst,  farbenreiche  Aufzug*»  und  nl.irizer.d- 
Bankette  haben  diese  Feste  ausgezeichnet  und  T.vw-r.de 
»-rqnickt,  und  nebenbei  haben  auch  ge>chi«h*li»-h*-  Ifc-r.k- 
^«•hriften,  zumeist  im  Auftrag  von  Behörden,  die  Bede!.-.njr 
der   gefeierten  Ereignisse   ins   Licht    gestellt.     Darf  ii-an 
sich    dieser    manigfaltigen    und    gediegenen    I>-i*T*;r^-n 
freuen,  so  lassen   doch   Erlebnisse   der   letzten  ff;r*fz-l  ri 
Jahre  die  Frage  übrig,  ob  solchem  Aufwände  v«  »n  Krüfv  n 
und  Mitteln  irgend  eine   bleibende  Wirkung  en^j»re«-h-. 
welche    die    genossenen    Freudentage    für   s»ätere    *?•-- 
schlechter  vergegenwärtigen  konnte.     Um   eine  Antwort 
ist  es  hier  nicht  zu  thun:   vielleicht  kommt  ja  die  Fru^e 
zu  früh.    Es  hegt   dabei  übrigens  nicht  die  Meinung  zu 
«Trunde,  dass  derartige  Feiern  unnütz  oder  gar  verwerflich 
seien;  vielmehr  muss  man  sie  für  berechtigt  halten.  w»-nn 
sie  nicht  einseitigen  Interessen  dienen,   sondern    unpar- 
teiisch belehren,  das  Volk  zu  besseren  Strebungen  einigen 
und  zu  Opfern  ermuthigen  wollen. 

Blicken  wir  nun  um  ein  Jahrhundert  zurück  **#  1*- 
tregnen   uns  Vorgänge   und   Zustände,   welche   zu    einer 

*)  Von  älteren  abgesehen  «1S51.  1S>*  etc.i.  mein*  üh  %ttT. 
/Jlglich  die  von  1886,  1888.  1891  (zwiefarhi.  1***  nfcl.i.  \\4%\ 
idgU  Angekündigt  sind  solche  för  1903.  19fr,.  \u\ti  ?  und  in 
Scherz  oder  Ernst  möchten  noch  andere  Aula— e  zu  Festen 
zn  finden  sein. 
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Jubelfeier  niemanden  reizen  können,  obwohl  es  an 
Kämpfen  und  Siegen,  an  getäuschten  und  erfüllten  Hoff- 
nungen nicht  fehlte ;  dieser  Kämpfe  aber  und  der  erzielten 
Vortheile  kann  eben  heute  kein  Theil  froh  werden,  weil 
das  ganze  Getümmel  eine  Krankheitsgeschiohte  bildet, 
deren  Ausgang  keine  Partei  von  sich  aus  bestimmen 
konnte,  zumal  die  heimischen  Aerzte  und  der  Krankt* 
selbst  uneinig  waren,  und  schliesslich  ein  fremder  Künst- 
ler, dessen  Rath  man  gesucht  hatte,  sich  geradezu  de- 
Hauses bemächtigte,  um  in  dem  Kurprozess  seinen  eigenen 
Vortheil  zu  wahren. 

Nicht  ein  beliebiger  Einfall  ist  es,  hier  von  einer 
Krankengeschichte  zu  reden;  das  Gleichnis  Hesse  sich 
sehr  wohl  anschaulicher  machen ;  der  Verfasser  zieht  aber 
vor,  die  dazu  dienlichen  Fragen  zu  unterdrücken  und  da> 
Bild  durch  die  Darlegung  des  Sachverhalts  zu  begründen. 
Schon  darin  scheint  ihm  ein  besonderer  Reiz  zu  liegen: 
er  wTird  genöthigt,  auf  alles  zu  achten,  was  den  Verlauf 
der  Dinge  wesentlich  bestimmte,  die  Absichten  und  Streit- 
kräfte der  Parteien  möglichst  genau  zu  ermitteln  und  st« 
nicht  nur  die  Faktoren  festzustellen,  sondern  auch  den 
Gang  der  Operationen  und  das  Endergebnis  verständlk-li 
zu  machen.  Eine  Aufforderung  zu  diesem  Versuch  liegt 
zum  Theil  in  einer  früheren  Arbeit  der  Art1),  die  einer 
Ergänzung  bedarf,  zum  Theil  aber  in  der  erweislichen 
Unsicherheit  der  bisherigen  Darstellungen.  Dennoch  wird 
nicht  eine  ausgeführte  Geschichte  jener  übelbemfenen 
Periode  bezweckt,  sondern  einzig  eine  Uebersicht  der 
wichtigsten  Thatsachen  und  Vorgänge,  um  irrige  Angaben 
md  vorgreifende  Urtheile,  die  sich  nur  zu  leicht  ein  man- 


*)  Polit.  Jahrbuch,  1896:   Die  Verfassung  von  MalmaiMm. 
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selhafte  Kenntnis  knüpfen,  zu  berichtigen  und  eine  deut- 
liche Auffassung  des  fraglichen  Prozesses  vorzubereiten. 
Und  nicht  ein  Wohlgefallen  an  den  zu  gewinnenden 
Aufschlüssen  oder  den  dadurch  begründeten  Zurecht- 
weisungen, sondern  lediglich  das  Bedürfnis,  über  eine 
dunkle  und  gerne  verlästerte  Partie  unserer  Geschichte 
soweit  möglich  ins  Reine  zu  kommen,  drängte  dem  Ver- 
fasser den  Entschluss  zu  einer  solchen  Studie  auf:  es  ist 
»ine  Art  Bussübung,  der  er  sich  damit  unterzieht,  um  der 
Forderung  einer  stillen  Jahrhundertfeier  nach 
^inen  Kräften  genugzuthun. 

Die  ergiebigsten  Hülfsmittel  bieten  die  kürzlich  publi- 
zirten  Akten  aus  dem  helvetischen  Centralarchiv  (Bd.  VI, 
VII,  VIII),  die  von  E.  Dunant  beigebrachten  Dokumente 
ans  den  Pariser  Archiven  (Bd.  XIX  der  Quellen  z.  Schweizer- 
£<*schichte)  und  die  Korrespondenz  von  Stapfer,  Rengger, 
Usteri  etc.  Anderes  Material  wird  gelegentlich  zu  er- 
wähnen sein. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  wir  es  wesent- 
lich mit  Verfassungsfragen  zu  thun  haben,  und  so  sehen 
wir  uns  veranlasst,  auf  die  «Verfassung  von  Malmaison » 
in  dem  Sinne  zurückzukommen,  dass  noch  ihr  Schicksal 
in  der  Schweiz  betrachtet  wird. 

L  Die  Aufnahme  der  Verfassung  von  Malmaison. 

In  der  oben  erwähnten  Abhandlung  wurde  ein  Ver- 
such gemacht,  den  uns  hier  allein  noch  interessirenden 
Entwurf  («Malmaison  II»)  politisch  zu  würdigen  (vgl.  Jahrb. 
1896,  p.  161 — 73);  es  wurde  einlässlich  gezeigt,  dass  der- 
selbe mit  wenigen,  das  Gefüge  des  Baues  nicht  störenden 
Aenderungen  und  Ergänzungen  lebensfähig  war,  zumal 
das  in  der  Verfassung  von    1798  gegebene  Gute  festge- 
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halten  und  fortgebildet  werden  konnte.  Umsomehr  ist 
es  geboten,  die  Urtheile  der  Zeitgenossen  zu  beachten. 

Es  fallen  da  zunächst  die  Centralbehörden  und  die 
Organe  der  Hauptparteien  in  Betracht,  wobei  sich  eine 
grosse  Verschiedenheit  der  Ansichten  kundgibt. 

Wir  sollten  uns  freilich  vorerst  in  die  Spannungen 
jener  Tage  hincinfühlen  können,  wo  die  helvetische  Re- 
gierung, von  ihren  Gegnern  als  blos  provisorische  ver- 
kleinert, in  den  wichtigsten  Aufgaben,  z.  B.  einem  drin- 
gend nöthigen  Steuerbezug,  gelähmt,  von  der  französischen 
Botschaft  und  deren  Anhängern  belauert  und  verdächtigt 
wurde,  aber  eine  Entscheidung  des  ersten  Konsuls,  die 
sich  seit  Monaten  verzögerte,  abwarten  musste,  um 
überhaupt  noch  etwas  leisten  zu  können,  und  wo  dann 
die  ersten  Nachrichten  über  die  Meinung  Bonapartes  (die 
am  4.  Mai  dem  Vollziehungsrath  vorlagen)  nur  einen 
schmerzlichen  Eindruck  machen  konnten,  sodass  selbst 
die  hellsten  Köpfe  auf  verzweifelte  Pläne  verfielen.1) 

Indessen  war  eine  günstige  Wendimg  nahe.  Am  15. 
Mai  hatte  Minister  Reinhard  die  Ehre,  dem  Vollziehungs- 
rath einen  verbesserten  Entwurf  zu  behändigen,  und ,  da- 


')  In  einem  Brief  an  Usten  (5.  Mai)  wagte  Stapf er 
eine  neue  Dreitheilung  der  Republik  vorzuschlagen,  um 
Schwierigkeiten  zu  begegnen,  die  uns  viel  beschäftigen  werden : 
Helvetien,  Bergkantone,  Graubünden;  jedoch  föderativ  ver- 
einigt. U  s  t  e  r  i  dagegen  glaubte  damit  helfen  zu  können,  dass 
Glayre  in  Eile  heimberufen  würde,  um  ihn  wieder  im  Ratlie 
zu  haben;  dass  ein  Anerbieten  der  französischen  Regierung, 
ihre  Truppen  zurückzuziehen,  angenommen,  der  Verfassungs- 
plan alsbald  den  liberalen  Volks  wünschen  angepasst  und  eiu- 
geführt  würde;  denn  den  Pariser  Entwurf  («Malmaison  I>) 
fand  er  schlechthin  unannehmbar,  indem  derselbe  nur  den 
beschränkten  Kantonsgeist  und  den  Aristokratismus  begünstigen 
könnte.  Ueber  die  Ausführbarkeit  dieser  Vorschläge  ist  wohl 
keine  Erörterung  nöthig. 


Das  Ende  der  Helvetik.  IT 

mit  den  Mittheilungen  der  helvetischen  Gesandtschaft  ii. 
Pari*  zuvorzukommen.1)    Die  Ueberraschung  war  diesmal 
eine  freudige.    Noch  am  12.  hatte  die  Regierung  dt-iu  t«*- 
<ctzgebenden  Kath   in  einem  weitläufigen  SchreiU-n  ••:•- 
«öffnet,  dass  der   diesseitige  Entwurf  von  Bona  parte  ent- 
schieden misshilligt  und  ihr  ein  anderer  mitgetheilt  w»»rd« n 
>ei.  der  zwar  nicht  als  verbindlich  bezeichnet  \v«*rde.  •*►- 
da>s  es  den  helvetischen  Behörden  frei  stünde,  von  m«Ii 
ans  eine  Verfassung    einzuführen,    der   Konsul    aU»r   in 
diesem    Falle    die    Truppen    abberufen    würde.      Bereit* 
i  IL  Mail   war  Rengger  nach  Bern  zurückgekehrt* i :    ver- 
muthlich  hatte  er  auch  sofort  Bericht  erstattet  und  säumt»- 
er  kaum,   seine  Freimde    über  die   Lage  t>est möglich  /u 
orientieren;    das   Protokoll   der    Gesetzgeber    lautet    in- 
dess  so    unbestimmt,    dfcss   man   nicht  erkennt,   ob   die 
Mitglieder  privatim  oder  amtlich  mit  besseren  Nachrichten 
bedient  worden  waren.   Erst  am  18.  liess  ihnen  der  Voll- 
äehungsrath   den   neuen   Entwurf  zugehen,    den    er    in 
mehreren  Punkten  «vortheilhaft  verändert»  fand.   Seiner- 
seits befriedigt,  gab  er  von  sich  aus  dem  Volke   kund 
(19.  Mai),  dassnun  die  Erfüllung  seiner  theuersten  Wünsche. 
das  Ende   seiner  Leiden   und   der  Lohn   für  seine  Opfer 
gesichert  sei.   Die  Gesetzgeber  jedoch  beeilten  sich  nicht. 


l)  Gegenüber  abweichenden  Angaben,  selbst  von  Per- 
sonen, die  den  Geschäften  nahe  standen,  wird  hier  bemerkt« 
dass  das  von  Reinhard  übergebene  Exemplar  am  Kopfe  den 
Vermerk  von  Moussou  trägt,  es  sei  am  15.  eingegangen;  da* 
Tagebuch  von  G.  Is.  v.  Diessbach  (Archiv  des  Benier  histor. 
Vereins,  XV.  369)  notirt,  R.  habe  die  Verfassung  am  15.  au*» 
Paris  erhalten,  was  freilich  nicht  beweist,  dass  er  sie  n<»ch 
gleichen  Tags  mitgetheilt  habe;  doch  hatte  er  ein  persönliche* 
Interesse,  die  Uebergabe  zu  beschleunigen. 

s)  Die  bezügliche  Note  im  Jahrb.  1896,  p.  158  ist  hieuach 
zu  herichtigen. 
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ihr  Urtheil  festzustellen ;  sie  warteten  weitere  Aufschlüsse 
ab;  tliese  bot  Glayre,  zunächst  dem  Vollziehungsrat  h,  so- 
dann auch  der  Verfassungskonimission  des  gg.  Raths. 
wahrscheinlich  am  24.  und  25.  Mai.1)  Am  25.  und  2t>. 
setzten  nun  fünf  Mitglieder  des  V.  R.  ihr  Gutachten 
schriftlich  auf:  Rüttimann,  Dolder,  Frisching  und  Savary 
erklärten  ihre  Zustimmung  im  Interesse  einer  baldigen 
Einigung,  doch  theilweise  mit  Vorbehalten  betreffend  die 
Wahlen  für  die  neuen  Behörden ;  Schmid  setzte  hinwider 
in  einer  ernsten  Denkschrift  auseinander,  dass  auch  der 
neue  Entwurf  noch  erhebliche  Mängel  zeige.  Solche  er- 
blickte er  in  der  Kantonseintheilung  (Näheres  fehlt),  in 
dem  Rechte  des  Senats,  allein  über  Krieg  und  Frieden 
zu  entscheiden,  in  der  Vertheilung  der  Nationalgüter  an 
die  Kantone,  in  dem  Stimmrecht  der  obersten  Kantons- 
behörden über  allgemeine  Gesetze,  in  dem  Verhältnis  der 
Vertretung  der  Kantone  in  der  Centralgewalt,  endlich  in 
der  Wahlart  für  die  Kantons-Tagsatzungen ;  die  Begründung 
ist  nicht  für  alle  diese  Punkte  ausgeführt.2)  Indess  wurde 
der  gg.  Rath  eingeladen,  ohne  Zögern  seine  Kommission 
zur  Vorlage  des  vereinbarten  Entwurfes  zu  veranlassen 
und  darüber  einen  Entscheid  zu  treffen. 


*)  Eine  Protokollnotiz  oder  eine  private  Nachricht  darüber 
fehlt.  Auch  das  erwähnte  Tagebuch  v.  Diessbachs  (ebd.  p.  370) 
gibt  kein  Datum.  Dagegen  ist  eine  Notiz  anderer  Art  zu  be- 
achten. Es  wird  nämlich  gesagt,  Glayre  habe  sich  viel 
Mühe  gegeben,  eine  völlige  Annahme  zu  erwirken,  und 
zwar  (zum  Theil?)  mit  der  Vorstellung,  dass  wenn  die  (Uni- 
tarier) Aenderungen  (in  ihrem  Sinne)  betrieben,  die  Gegner 
auch  Forderungen  stellen  und  damit  durchdringen,  d.  h.  hei 
der  französischen  Regierung  leichter  Gehör  finden  würden. 

2)  Glayre  nahm  an  der  Berathung  nicht  mehr  Theil  und 
zog  sich  wegen  gestörter  Gesundheit  völlig  zurück,  was  dem 
Vollziehungsrath  eine  bedeutende  Kraft  entzog  und  den  Ein- 
fluss  Dolders  nur  zu  sehr  wachsen  Hess. 
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Ohne  etwelchen  Widerstand  lief  nun  die  Berathung 
nicht  ab.  In  einer  Motion  empfalil  Ludwig  Bay,  die  Ge- 
^anithehörde ,  die  43  Mitglieder  zählen  sollte  t  durch 
Wahlen,  welche  sie  selbst  vornehmen  würde,  zu  ver- 
doppeln, so  eine  Art  Volksvertretung  zu  schaffen  und 
dann  erst  über  die  Verfassung  abzustimmen.  Aehnliche 
(redanken  scheint  Schmid  gehabt  zu  haben,  vielleicht 
auch  Usteri,  und  es  liess  sich,  ein  zweckmässiges  Ver- 
fahren vorausgesetzt,  manches  Triftige  dafür  sagen ;  allein 
dieser  Weg  beliebte  nicht,  und  es  muss  dahingestellt 
bleiben,  ob  die  Verwerfimg  desselben  nicht  ein  Fehl- 
jniff  war.1) 

Unterdessen  hatte  die  französische  Botschaft  Gelegen- 
heit gefunden,  über  den  vertraulich  mitgetheilten  Entwurf 
<Iie  Meinungen  der  Eingeweihten  zu  vernehmen;  schon 
am  30.  Mai  meldete  sie  Talleyrand,  dass  die  Häupter  aller 
Parteien  das  Projekt  im  Ganzen  für  gut  und  praktisch 
hielten  und  nur  in  einzelnen  Artikeln  zu  verbessern 
wünschten.  Dass  Anstände  obwalteten,  lässt  sich  aus 
<len  höchst  dürftigen  Aufzeichnungen  dieser  Tage  nur 
rn-athen');  von  den  oben  berührten  Mängeln  abgesehen, 


*)  Die  Gründe  der  Gegnerschaft  lassen  sich  leider  nir- 
gends erkennen. 

*)  Die  diesseits  bestehende  Lücke  füllen  einigermaßen 
'üe  Berichte  von  Reinhard  aus ;  die  wichtigsten  Bemer- 
kungen sollen  hier  verwendet  werden.  Am  21.  meldet  er, 
♦"ine  Partei  wolle  über  Aenderungen  zuerst  im  gesetzgebenden 
Rath  verhandeln ;  die  andere  rathe  dagegen,  solche  zwischen 
<1or  Kommission  und  dem  Vollziehungsrath  vereinbaren  zu 
lassen,  das  Ergebnis  der  französischen  Regierung  vorzulegen 
und  es  erst  nach  deren  Zustimmung  durch  den  gg.  Rath  an- 
zunehmen. Der  Gesandte  möchte  das  zweite  Verfahren 
empfehlen  (und  hatte  dafür  im  Stillen  auch  ein  besonderes 
lomite  im  Auge).  Vier  Tage  später  hat  er  zu  konstatiren, 
»lass  trotz   den  Ruthen  von  Glayre  und  Stapfer  die  Annahme 
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die  verschieden  taxirt  werden  konnten,  fragte  es  sich 
hauptsächlich,  ob  der  ganze  Text  des  Entwurfes  ids  Ver- 
fassung adoptirt  oder  gewisse  Abschnitte  ausgebohen. 
Mos  als  Gesetze  behandelt  und  eventuell  verändert 
werden  sollten.  Die  Kommission  verhehlte  in  ihrem  Gut- 
achten (28.  Mai)  gar  nicht,  dass  ihr  manches  missfiel ;  sie 
rieth  jedoch,  der  politischen  Umstände  wegen,  zu  Be- 
schlüssen, welche  den  Behörden  noch  einige  Freiheit  zu 
belassen  schienen.  Am  28.  und  29.  Mai  erfolgte  die  förm- 
liche Annahme  des  Verfassungswerkes,  in  der  Meinung 
dass  der  Endentscheid  einer  auf  den  September  zu  be- 
rufenden helvetischenTagsatzung  zustehe.  Zugleich 
wurde  eine  Kommission  bestellt,  welche  die  zur  Einfüh- 
rung dienliehen  «organischen  Gesetze»  vorzubereiten  hatte. 


noch  nicht  erfolgt  sei ;  die  Mehrheit  des  gg.  Raths  und  <bV 
Kommission  wollen  vor  allem  die  ihnen  zusagenden  Aende- 
rangen  festsetzen  und  ein  Central coinite  für  die  Wahl  der 
neuen  Oberbehörde  aufstellen.  Wir  vernehmen  dann,  da» 
beabsichtigt  war,  den  Kt.  Oberland  fortbestehen  zu  lassen  und 
den  Hauptort  der  Republik  nicht  durch  die  Verfassung  zu  be- 
stimmen (um  nilfällig  Bern  preiszugeben).  Der  Centralgewalt 
sollte  fernerhin  die  Verwaltung  der  Domänen,  ein  Theil  der 
Polizei befugnisse  und  die  Aufsicht  über  das  Schulwesen  ver- 
bleiben ;  die  Abstimmung  über  allgemeine  Gesetze  sollte  nicht 
in  erster  Linie  den  Kantonen  zufallen,  bei  der  Vertretung  der 
Bezirke  auch  die  Steuerleistung  in  Anschlag  kommen,  der 
Senat  aus  einem  Dreiervorschlag  de«  Vollziehuugsraths  ge 
wählt  und  endlich  der  nicht  abzutretende  Theil  des  Wallis 
als  eigener  Kanton  beibehalten  werden.  In  Paris  fand  man 
in  diesen  Anträgen  eine  starke  Verkürzung  der  Rechte,  die 
man  den  Kantonen  zugedacht  hatte.  —  Zu  beachten  sind  noch 
Notizen  vom  29.  Mai:  Glayre  habe  sich  sehr  bemüht,  ein«' 
baldige  Annahme  der  Verfassung  zu  erwirken  und  die- 
selbe durch  die  helvetische  Tagsatzung  bestätigen  zu 
lassen.  Es  sei  nun  die  Annahme  geschehen,  weil  man  sich 
nicht  verhehlen  könne,  dass  die  Vorschläge  des  Ersten  Kon- 
suls der  Mehrheit  des  Volkes  zusagen. 
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Die  Publikation  der  Verfassung  besorgte  der  Vollziehungs- 
rath,  der  sie  mit  einer  Proklamation  liegleitete  (30.  Mail. 
Da  seit  etlichen  Wochen  privatim  und  öffentlich  in 
Zeitungen  —  Entwürfe  herumgeboten  und  Iwsprochen 
wurden,  die  von  der  angenommenen  Fassung  mehr  oder 
weniger  abwichen,  so  fand  sich  die  Regierung  l>ewogen, 
bestimmt  zu  erklären,  dass  der  von  ihr  nütget heilte  Ent- 
wurf der  einzig  ächte  sei  und  andere  Ausfertigungen 
keinen  Glauben  verdienten;  dabei  appellirte  sie  an  das 
Vertrauen  des  Volkes  und  warnte  vor  Parteigeist  und 
Intriguen. 

Vertraulich  hatte   sie  schon  am  29.  den  Entwurf  — 
handschriftlich  —  den  Statthaltern  zugefertigt,  um  sie  für 
die  neue  Ordnung  vorzubereiten,   indem   der  Druck  und 
die   Versendung    der    erforderlichen    Abzüge    immerhin 
einige   Frist   erforderten.1)     Die   bezüglichen   Antworten 
sind  theilweise  kurz,  aber  nicht  ohne  Interesse.   Mehrere 
gehen  in  dem  Urtheil  einig,  dass  «ein  glücklicher  Mittel- 
weg»  getroffen   scheine,   und   ebenso   in  dem  Wunsche, 
dass  die   Ausführung   durch    Männer   geschehe,    welche 
über  partikularen   Bestrebungen   nicht   das   Ganze    ver- 
fassen ;  da  und  dort  regten  sich  aber  schon  Zweifel  über 
die  Wahlvorschriften.    Am  schärfsten  äusserte  sich  Ignaz 
Truttmann,  der  R.-Statthalter  von  Waldstätteu.    Um  be- 
dünkte, die  Kantone  seien  nur  zu  stark  bedacht,  d.  h.  dem 
Sondertrieb  einzelner  Landschaften  oder  Bevölkerungen 
zu  viel  eingeräumt,  und  er  fürchtete,  dass  die  Wahlen  ge- 
rade die  Extremen  begünstigen,  in  den  Urkantonen  sofort 
zur  Herstellung  der  alten  Formen  führen,  in  den  grossen 
»St£dtekantonen  auch  die  Parteiung  verschärfen  mochten, 

*)  In  Tagesblättern  und  Broschüren  wurde  indessen  der 
Teit  ziemlich  rasch  verbreitet. 
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und  weder  den  Anhängern  des  Alten  noch  den  Einheits- 
zeloten traute  er  die  nöthige  Mässigung  zu. 

Schwierig   war  jetzt   die  Stellung  des  französischen 
Gesandten ;  er  hatte  Befehl,  die  Durchführung  der  neuen 
Verfassung  in  schicklicher  Weise  zu  fördern;  in  der  ver- 
trautesten Umgebung  vernahm  er  aber  nur  Klagen  darüber; 
die  Föderalisten   sahen   in  dem  Entwürfe  blos   die  ver- 
hasste  Einheit,    und   da   es   ihnen   als  selbstverständlich 
galt,  dass  sie  in  den  Kantonen  regieren  sollten,  so  ge- 
nügten  ihnen    die  den  kantonalen  Behörden  zufallenden 
Befugnisse   nicht;    sie   meinten,   dadurch   zu   Gemeinds- 
beamten etc.  erniedrigt  zu  sein.    Daneben  glaubten  sie, 
den    «Despotismus»    von   zwei  Landammännern   und  23 
Senatoren  fürchten  zu  müssen,  und  vollends  verabscheuten 
sie  die  aufgestellten  Wahlbedingnisse.    In  solchem  Sinne 
behelligten  G.  Is.  Diessbach,  Konr.  Finsler  von  Zürich  und 
Andere  die  Botschaft,  um  wenigstens  eine  Aenderung  des 
Wahlverfahrens  zu  erzielen.    Im  Hintergrund  wurde  aber 
noch   schlimmer   geurtheilt   und   gerechnet.     N.  Rud.  v. 
Wattenwyl  (der  spätere  Schweiz.  Landammann),   der  in 
Paris  für  die  Sache  der  Berner  Patrizier  thätig  war,  em- 
pfahl seinen  Gesinnungsgenossen,  alles  Mögliche  für  eine 
Korrektur  der  Verfassung  zu  thun,  die  er  doch  nur  als 
eine  provisorische  Ordnung  ansehen  wollte,  zumal  er  den 
Aargau  und  die  Waadt  zurückzugewinnen  hoffte ;  er  hielt 
darauf,   die  alten  Formen  soweit  thunlich  wieder  herzu- 
stellen und  wünschte,   dass  Aloys  Reding  als  Vertreter 
der   ehemaligen   Länderorte   nach   Paris    reiste,    um   in 
gleicher   Richtung   zu   wirken.    Ein   Freiburger  (J.  Aug. 
Gasser),  schrieb  nach  Bern,  vermuthlich  an  Gottlieb  Thor- 
mann,  man  finde  nicht  räthlich,   einzelne  Artikel  zu  be- 
richtigen;  denn   damit   würden   die   übrigen   anerkannt, 
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während  die  Verfassung  überhaupt  schlecht  sei; 
man  habe  übrigens  wichtige  Ereignisse  (im  Ausland  ?)  zu 
erwarten,  deren  Ausgang  man  freilich  nicht  kenne;  die 
alten  Regenten  sollten  sich  jedoch  verstandigen  und  nicht 
vereinzelte  Schritte  thun,  um  sich  nicht  zu  spalten  und 
fremde  Einmischung  zu  verhüten. 

Ueber  andere  Stimmen  wolle  der  Leser  den  zweiten 
Abschnitt  vergleichen. 

Hier  gilt  es,  vorerst  noch  einen  Blick  in  die  amt- 
lichen Kreise  zu  werfen,  um  die  Aufgabe  der  Behörden 
desto  sicherer  zu  beurtheilen.  Und  da  ist  es  nicht  ohne 
Belang,  dass  M.  Stapfer  in  Privatbriefen  dringend  vor 
Aenderungen  im  Verfassungstexte  warnte,  um  der  fran- 
zösischen Regierung  keinen  Anlass  zu  Missfallen  zu  geben ; 
erweisliche  Mängel  sollte  man  durch  Gesetze  heben,  und 
besser  schien  es  ihm,  den  einen  oder  andern  einstweilen 
zu  dulden,  als  Parteiung  und  Bewegungen  hervorzurufen ; 
er  glaubte  nämlich,  ein  europäischer  Kongress,  der  nach 
einem  neuen  Kriege  stattfinden  müsste,  könnte  für  die 
Schweiz  eine  günstigere  Lage  schaffen  (10.  Mai).  Wenige 
Tage  später  betonte  er,  dass  Bonaparte  für  ein  Stimm- 
recht der  Kantone  besonders  eingenommen  sei,  dagegen 
scharfe  Wahlbedingnisse,  wodurch  rohe  Elemente  von 
den  obern  Behörden  ferngehalten  würden,  ganz  gerne 
sähe;  zugleich  empfahl  er  Errichtung  einer  Bildungsanstalt 
für  Staatsbeamte.  In  einem  amtlichen  Berichte  (16.  Mai) 
gab  er  den  Wink,  die  helvetische  Tagsatzung 
soweit  möglich  illusorisch  zu  machen,  weil  der  Konsul 
dieses  Institut  ungern  zugestanden  hatte.1)    Diese  Andeu- 


')  Anlässlich  mag  eine  Aeusserang  Bonaparte's,  die  zur 
Zeit  viel  besprochen  wurde,  berührt  sein:  eine  Stelle  in  seiner 
Botschaft  an  die  französische  Gesetzgebung  (dd.  8.  Juni  1801) 
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tung,  die  am  21.  oder  22.  Mai  ihre  Adresse  erreicht  haben 
dürfte,  verdient,  und  zwar  nicht  blos  wegen   mehrfach 
erfolgter  Bestätigung,  besondere  Würdigung,  weil  sie  früh 
genug  kam  und  ohne  Gefahr  befolgt  werden  konnte,  wenn 
der  erwähnte  Antrag  von  Bay  in  ernste  Ueberlegung  ge- 
zogen wurde.   Eine  wenigstens  verdoppelte  Versammlung, 
die  nicht  zu  einseitig   komponirt  war,   liess  sich  nämlich 
wohl  als  Verfassungsrath  ansehen;   allfälligen   Bedenken 
über  die  Befugnis  zu   einem  Entscheid  war  theils  durch 
ein  Wahlproklam,  theils  durch  wahrheitstreue  Darstellung 
der   politischen  Verhältnisse   zu  begegnen,   und  liberale 
Bestimmungen  für  die  Wahl  der  neuen  Kantonsbehördenr 
an  deren  Aufstellung  dem  Volke  doch  am  meisten  lag, 
konnten  dasselbe  einstweilen  beruhigen ;  damit  war  nichts 
geopfert,   wohl   aber  viel  Unruhe,  Spannung  und  Gefahr 
vermieden.   Eine  speziellere  Erörterung  dieses  Momentes 
muss  unterbleiben,  zumal  sie  zwecklos  wäre;  dessen  Be- 
deutung wird  übrigens  aus  dem  Verlauf  unserer  Geschichte 
noch  mehr  erhellen.    Im  gesetzgebenden  Rathe  scheint 
aber  Eigensinn  oder  Zerfahrenheit  vorgeherrscht  zu  haben ; 
daraus   erklärt  sich   einigermassen  dessen  Zaudern,   das 
auch  Rengger  auffällig  fand  (vgl.  S.  49,  00,  Nöte).   Am  28. 
Mai  (vor  der  Sitzung)   schrieb  er  an  Stapfer,  von  Besse- 
rungsversuchen sei  nun  nichts  mehr  zu  hoffen;  schon  sei 
eine  starke  Zahl  der  Gesetzgeber  für  eine  föderalistische 
Denkart  gewonnen;  eine  definitive  Gestaltung1)  lasse 
sich   einstweilen   nicht  erreichen.    Daneben  gesteht  err 


wo  er  erklärte  den  helvetischen  Abgeordneten  einzig  bemerk- 
lich gemacht  zu  haben,  die  Verfassung  sollte  blos  für  ihr 
Land,  d.  h.  dessen  besondere  Bedürfnisse,  berechnet  und 
anwendbar  sein ;  aber  die  Berathungen  darüber  nicht  leiten 
zu  wollen. 

M  Auf  die  man  allerdings  zu  viel  Gewicht  legte. 
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dass  manche  Kantone  an  ökonomischer  Ohnmacht  leiden 
und  auch  Parteiungen  sie  lfthmen  dürften,  und  zweck» 
massige  Wahlgedinge  schwerer  als  je  zu  formuliren  seien. 

Die  in  Paris  entworfenen  Vorschriften  für  die  Ein* 
fühnmg  der  Verfassung  —  die  zu  Hause  ohne  Zweifel 
anders  gefasst  worden  wären  —  wurden  indessen,  obwohl 
man  sie  von  der  Konstitution  abgelöst  hatte,  alsbald  be- 
kannt und  erregten  in  grössern  Städten  ernste  Besorg» 
nisse,  da  bestimmt  war,  dass  jede  Munizipalität  e  i  n  Mit» 
died  in  den  Hauptort  des  Bezirks  abordnen,  und  diese 
Wahlmänner»  für  den  Bezirk  je  einen  Mann  zur  Bil- 
dung einer  Kantonstagsatzung  wählen  sollten ;  diesem 
Kollegium  lag  ob,  eine  «Organisation»  des  Kantons  zu 
•  ntwerfen,  die  Mitglieder  der  neuen  Behörden  zu  be- 
zeichnen  und  die  in  der  Verfassung  bestimmte  Zahl  von 
Vertretern  in  der  helvetischen  Tagsatzung  zu  be- 
«teilen,  alldies  vor  dem  1.  September.  Dass  diese  Anord* 
nungen  in  aristokratischen  Kreisen  missfielen  und  die 
französische  Botschaft  bezügliche  Vorstellungen  geradezu 
veranlasste,  wurde  schon  berührt;  nachzutragen  ist  nur, 
dass  solche  Reklamationen  auch  nach  Paris  gesandt 
wurden  und  am  1.  Juni  drei  patrizische  Abgeordnete  von 
Freiburg,  worunter  Ludwig  von  Affry,  bei  Reinhard 
mündlich  Abhülfe  verlangten,  welche  ihnen  auch  zuge* 
surt  wurde. 

Ob  dieser  Schritt  mit  Freunden  in  anderen  Städten 
"rabredet  war,  kann  dahingestellt  bleiben ;  anzuerkennen 
*t  indess,  dass  die  von  Basel,  St.  Gallen,  Zürich,  Luzern, 
Vhaffhausen  und  Winterthur  erhobenen  Einsprachen  be- 
rw-htigt  waren.  Unbillig  war  es  in  der  That,  stark  bevfll» 
v"rte  Orte  mit  Landgemeinden,  welche  kaum  fünfzig  bis 
"indert  Aktivbürger  zählten,  in  der  Vertretung  schlechthin 
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gleichzustellen;  das  Missverhältnis  erschien  noch  greller, 
wenn  die  Steuerbeiträge  verglichen  wurden,  und  nicht 
ohne  Grund  wies  man  zugleich  auf  die  geistige  Rohheit 
vieler  Munizipalen  hin,  die  den  Gegensatz  von  Städten 
und  Landschaften  nur  zu  sehr  verschärfte.  Der  gesetz- 
gebende Rath  wagte  nur  die  Volkszahl  in  Betracht  zu 
ziehen;  der  Vollziehungsrath  ging  wenigstens  darin  weiter, 
dass  er  empfahl,  einen  Drittheil  der  Vertretung  des  Kan- 
tons nach  den  Leistungen  für  den  Staat  zu  berechnen 
und  für  die  Repräsentanz  in  der  Kantonstagsatzung  ein 
gewisses  Vermögen  zu  fordern.  Diese  Vorschläge  hatten 
aber  nur  wenig  Erfolg ;  dem  Bedürfnis,  rohe  Elemente 
auszuschliessen,  konnte  die  Zulassung  von  Beamten  und 
freier  Wahl  unter  helvetischen  Bürgern,  wodurch  beliebte 
Städter  begünstigt  werden  mochten,  nur  theilweise  ge- 
nügen. Materielle  Begierden  sollte  die  Bestimmung  zu- 
rückdrängen, dass  den  Wahlmännern  und  den  Gewählten 
keine  Entschädigung  zukomme.  Das  Dekret  vom  15.  Juni, 
das  diese  Dinge  zu  regeln  versuchte,  liess  sich  übrigens 
der  sehr  verschiedenen  lokalen  Verhältnisse  wegen  nicht 
überall  richtig  vollziehen;  auch  die  Anweisungen  des 
Ministers  reichten  dafür  nicht  aus,  und  so  war  das  Er- 
gebnis von  vornherein  unsicher.  Rengger  selbst  verlor 
früh  die  Hoffnung,  in  der  helvetischen  Tagsatzung  eine 
Auslese  besonnener  Leute  zu  erhalten ;  ohne  ein  Wunder- 
zeichen  vom  Himmel,  schrieb  er  am  17.  Juni  an  Stapfer. 
werde  dieselbe  aus  ein  paar  aristokratischen  Parteiführern, 
einigen  Jakobinern  und  einem  Tross  von  Bauern  bestehen : 
der  französischen  Regierung  sollte  desswegen  vorgestellt 
werden,  dass  der  ihr  beliebte  Zensus  diesseits  nicht  zu 
guten  Wahlen  verhelfen  könne,  indem  gerade  die  gefähr* 
lichsten  Bauern   sehr   wohlhabend   seien;    ein  Korrektiv 
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lasse  sich  nur  darin  finden,  dass  die  Oberbehörden  die 
Wahlen  zu  leiten  vermögen,  —  ein  Thema,  das  uns  noch 
eine  Weile  beschäftigen  wird. 

In  dieser  Frage  traf  nämlich  Rengger,  wie  die  Mehr- 
heit des  Vollziehungsraths,  mit  der  französischen  Regie- 
rung zusammen;  wiederholt  gaben  Talleyrand,  Bonaparte 
und  andere  Personen  von  Einfluss  der  helvetischen  Bot- 
schaft zu  erkennen,  dass  Vorkehren  zur  Leitimg  der  be- 
vorstehenden Wahlen  gerne  gesehen  würden  und  die 
helvetischen  Behörden  hierin  völlig  frei  verfügen  dürften. 
Stapfers  Bemühungen  in  diesem  Sinne  führten  sogar  zu 
einer  amtlichen  Weisung  an  Reinhard,  diesfällige  Schritte 
zu  thun.  Am  22.  Juni  wurde  auf  dessen  Wunsch  der 
Vollziehungsrath  ausserordentlich  versammelt1),  um  zu 
vernehmen,  dass  Bonaparte  ein  Wahlverfahren  empfehle, 
welches  gute  Ergebnisse  sichern  könnte.  Drei  Wege 
wurden  angegeben,  um  ein  Comite  zu  bestellen,  welches 
den  Kantonstagsatzungen  Vorschläge  für  die  Wahlen  in 
die  helvetische  Tagsatzung  zu  machen  hätte;  entweder 
sollte  die  Verfassungskommission  des  gg.  Rathes  mit  einer 
Anzahl  express  gewählter  Zuzüger,  oder  sieben  Notable 
nebst  den  Mitgliedern  des  Vollziehungsraths  dieses  Comite 
bilden,  oder  endlich  würden  je  drei  Mitglieder  der  beiden 
Räthe  zusammen  aus  ganz  Helvetien  drei  Bürger  designiren 
und  mit  diesen  die  Aufgabe  erledigen.  Reinhard  ver- 
hehlte nicht,  dass  ihm  das  letztere  Procedere  am  besten 
zusagte.  Eine  wesentliche  Voraussetzung,  die  indess 
nicht  zum  Ausdruck  kam,  war  die  Mitwirkimg  der  fran- 


l)  Zimmermann,  mit  dem  sich  Reinhard  seit  Monaten 
überworfen  hatte,  nahm  nicht  theil  und  bekämpfte  dann  ver- 
muthlich  diese   Einmischung.    Glayre   war  nicht   mehr  in 

Bern. 
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zösischen  Botschaft  in  diesem  Geschäfte,  wobei  offenbar 
deren  persönliche  Neigungen  sich  ungebührlich  einmischen 
konnten. 

Der  Vollziehungsrath  verwies  die  Prüfung  dieser  An- 
träge in  eine  ordentliche  Sitzimg  und  zog  dazu  die  er- 
wähnte Kommission  des  gg.  Rathes  bei;  die  Mehrheit 
beider  Kollegien  erklärte  sich  alsbald  zur  Annahme  bereit, 
mit  Vorbehalten  für  die  Ausftihrungsweise.  Da  die  Ent- 
scheidung dem  gg.  Rathe  zustand  —  es  ist  hiebei  vorab 
an  das  oben  besprochene  Dekret  vom  15.  Juni  zu  denken, 
das  eine  Abänderung  hätte  erfahren  müssen  —  so  glaubte 
man  einer  schriftlichen  Unterlage  zu  bedürfen  und  ersuchte 
desshalb  Reinhard  um  eine  formelle  Mittheilung.  Noch 
gleichen  Tages  (28.  Juni)  wurde  eine  solche  abgefasst.  Mit 
dem  oberwähnten  dritten  Vorschlag  verband  nun  die  Bot- 
schaft den  Wink,  die  sechs  Zuzüger  aus  erfahrenen  Mit- 
gliedern der  alten  Regierungen  zu  nehmen;  dazu  kam 
die  Vorstellung,  dass  ein  solches  Verfahren  ein  gutes  Bei- 
spiel für  die  Vereinigung  gegensätzlicher  Meinungen  geben 
und  etliche  Kantone  völlig  für  die  Verfassung  gewinnen 
würde.  Diese  Note  begleitete  der  Vollziehungsrath  mit 
einem  einlässlichen  Gutachten  an  den  gg.  Rath  und  empfahl 
eine  beschleunigte  Schlussnahme.  In  zwei  Sitzungen 
(25.  und  26.  Juni)  wurde  über  die  Sache  lebhaft  gestritten, 
endlich  aber  der  gestellte  Antrag  verworfen.  Den  Gang 
der  Debatte  kennt  man  leider  nicht1);  einige  Aufschlüsse 
vertraute  ein  Mitglied  (P.  Usteri?)  zunächst  nur  der  Allgem. 


')  Seit  dem  Staatsstreich  vom  7.  Aug.  181)0  gibt  es  ül>er 
die  Diskussionen  der  gg.  Behörden  keine  Berichte,  was  die 
Würdigung  ihrer  Beschlüsse  oft  erschwert. 
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Zeitung  sin.  wahrend  die  ganze  Angelegenheit  geheim 
bleiben  sollte.1) 

Zu  bemerken  sind  hier  nur  folgende  Momente.  Der 
Vorschlag  der  französischen  Botschaft  kreuzte  natürlich 
die  Rechte  und  Ansprüche  des  Volkes  auf  freie  Wahlen, 
die  ein  grosser  Theil  nicht  preisgeben  wollte ;  diese  Rechte, 
so  beschränkt  sie  thatsächlich  waren,  wurden  als  ein  Zu- 
geständnis der  französischen  Regierung  betrachtet;  jeder 
Abbruch  musste  als  ein  willkürlicher  Eingriff  der  heimi- 
schen Behörden  erscheinen,  dessen  Wirkungen  schwer  zu 
berechnen  wären ;  zudem  liess  sich  zweifeln,  ob  das  cen- 
trale Wahlcomite  «republikanisch»  ausfallen  und  seiner- 
seits unparteiisch  verfahren  würde;  endlich  war  auch  zu 
fragen,  ob  man  einem  fremden  Rathgeber  folgen  könner 
ohne  sich  von  ihm  abhängig  zu  machen.  Ohne  Zweifel 
hatte  aber  Reinhards  Verhältnis  zu  den  Reaktionären  die 
Anhänger  der  neuen  Ordnung  verstimmt. 

In  Paris  und  in  Bern  wurde  indessen  der  Gegenstand 
weiter  besprochen.  Noch  zwei  Mal  (9.  und  14.  Juli)  er- 
öffnete Reinhard  dein  Vollziehungsrath,  dass  die  franzö- 
sische Regierung  die  Errichtung  eines  Wahlcomite  wünsch- 
te, zumal  es  nicht  an  Beweisen  fehlte,  dass  da  und  dort 
das  Landvolk  durch  die  Vorspiegelung  unentgeltlicher 
Abschaffung  der  Zehnten  und  Grundzinse  schnöde  bear- 
beitet wurde.  Seit  Mitte  Juli  zeigte  der  Ausfall  der  Wahlen 
für  die  Kantonstagsatzungen  den  Gemässigten,  dass  etwas 
versäumt  worden  war.    Auch  die  französische  Regierung 


M  Dennoch  wurde  von  der  gepflogenen  Verhandlung  so- 
fort einiges  ruchbar;  ein  Blatt  in  Lausanne  nannte  Personen, 
die  das  fragliche  Comit6  bilden  sollten,  und  im  Kanton  Bern 
wurden  mehrorts  Adressen  an  die  Gesetzgeber  beschlossen,  um 
ihnen  für  die  Abweisung  der  vermutlichen  Int-riguen  Freude 
und  Öank  zu  bezeugen. 
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äusserte  Bedenken  über  die  Folgen,  erkannte  jedoch,  dass 
ihr  Vertreter  durch  mancherlei  Missgriffe,  die  hier  nicht 
näher  zu  erörtern  sind,  das  Uebel  mitverschuldet  hatte, 
und  bereitete  eine  Aenderung  in  der  Botschaft  vor. 

Wir  haben  indessen  auf  die  Arbeit  der  helvetischen 
Behörden  für  die  Durchführung  der  Verfassung  mit  einigen 
Notizen  zurückzukommen.  In  einer  Reihe  von  Beschlüssen, 
die  vom  26.  Juni  bis  15.  Juli  reicht,  wurde  die  Zahl  der 
Bezirksvertreter  in  den  Kantonstagsatzungen  bestimmt; 
dieselbe  steigt,  je  nach  der  Bevölkerungsziffer,  von  15  bis 
46.  Am  2.  Juli  folgte  ein  Reglement  für  diese  Tag- 
satzungen, die  am  1.  August  zusammentreten,  zuerst  die 
Deputierten  zur  helvetischen  Tagsatzung  ernennen,  einen 
Ausschuss  für  die  Entwerfung  der  Kantons-Organisation 
bestellen  und  dann  in  kurzer  Frist  darüber  entscheiden 
sollten;  von  der  früher  vorgesehenen  Wahl  der  projek- 
tirten  neuen  Kantonsbehörden  war  jetzt  nicht  mehr  die 
Rede.  Diese  Vorschriften  ergänzte  ein  besonderer  Eid 
für  die  Wahlmänner.  Für  die  Mitglieder  der  Tagsatzungen 
wurde  aber  bald  noch  eine  besondere  Eidesformel  auf- 
gesetzt (15.  Juli),  die  sich  nur  auf  die  eben  erwähnten 
Geschäfte  bezog,  und  für  die  Bearbeitung  der  Entwürfe 
eine  Anleitung  gegeben,  welche  die  Verfassung  theil- 
weise  erläuterte.  In  seiner  Anlage  klar  und  besonnen, 
charakterisirt  sich  dieser  Aufsatz  am  deutlichsten  durch 
folgende  Stellen: 

1)  «Die  helvetische  Republik,  obwohl  in  Kantone  ein- 
getheilt,  bildet  weiter,  wie  bisher,  seit  der  neuen  Ord- 
nung der  Dinge,  und  ganz  anders  als  unter  dem  ehe- 
vorigen Bundessystem,  wesentlich  nur  einen  Staat.  Je 
mehr  Helvetien  eine  Republik  wird  und  bleibt,  um  so 
viel  mehr  muss  dasselbe  und  um  so  viel  mehr  müssen 
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alle  seine  einzelnen  Glieder  an  innerer  Kraft  und  Blüte, 
sowie  an  äusserer  Achtung  und  Sicherheit  gewinnen. 
Alles  hingegen,  was  diese  Stärke  des  Ganzen  mindern 
oder  lähmen  sollte,  schwächt  nicht  nur  die  allgemeine 
Republik,  sondern  ebenso  gewiss  jeden  Kanton,  jeden 
Bezirk,  jede  Stadt  oder  Dorfgemeinde  in  Helvetien. 

2)  «Wenn  schon  nicht  überall  mit  ausgedrücktem 
Wort,  so  enthält  deswegen  nichts  desto  minder  der 
vorliegende  neue  Verfassungsentwurf  im  Ganzen  und 
in  allen  seinen  Theilen  jeden  ächten  Grundsatz  poli- 
tischer und  bürgerlicher  Freiheit  und  Gleichheit  und 
damit  ewige  Aufhebung  aller  ausschliesslichen  Souve- 
ränitäten einzelner  Städte,  Länder,  Personen  oder  Fa- 
milien und  die  einzige  Oberherrschaft  des  Gesetzes  auf 
der  einen,  auf  der  andern  Seite  Gleichgewicht  und 
Unterordnung  der  Gewalten,  Verhütung  allzu  zahlreicher 
Volksversammlungen  und  jedes  andern  gefährlichen 
Missbrauches  der  guten  Sache  der  Freiheit,  der  ihren 
zahlreichen  Feinden  so  willkommene  Waffen  zu  ihrem 
Untergang  leiht. 

3)  «Wer  diese  grossen  Wahrheiten  je  aus  den  Augen 
verliert,  ist  daher  nicht  geschickt,  bei  den  bevorstehen- 
den wichtigen  Angelegenheiten  heilsamen  Rath  zu  er- 
theilen,  und  wer  durch  Rede  oder  That  sie  vorsätzlich 
zu  untergraben  sucht,  ist  ebensosehr  als  ein  Feind 
jedes  besondern  wie  des  allgemeinen  Wohls  anzusehen. 
Auf  Personen  demnach,  welche  neben  andern  erforder- 
lichen Eigenschaften  namentlich  auch  von  obigen  Grund- 
sätzen wahrhaft  und  rein  beseelt  sind,  werden  die  be- 
vorstehenden Kantonstagsatzungen  bei  den  zu  der  all- 
gemeinen Nationaltagsatzung  sowohl  als  nachwärts  bei 
den  für  ihren  besondern  Kanton  vorzunehmenden 
Wahlen  ihr  vorzügliches  Augenmerk  richten.  Ebenso 
werden  diese  Grundsätze  bei  der  Berathung  und  Fest- 
setzung ihrer  innern  Kantons-Organisation  ihnen  zum 
sichersten  Leitstern  dienen.» 

Mit  diesen  von  der  Obrigkeit  ausgehenden  Erlassen 
kreuzten  sich  Bittschriften  und  Umtriebe  betreffend  die 
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Zutheilung  einzelner  Landschaften,  Bezirke  oder  Gemein- 
den zu  alten  oder  neuen  Kantonen;  nahezu  alle  Kantone 
wurden  dadurch  berührt.    Ein  Theil  von  Leman  (Waadt ) 
—  die  Ormonts  —  warb  um  Wiedervereinigung  mit  Bern, 
ebenso  das  Amt  Sehwarzenburg  und  ein  Theil  des  Bezirks 
Murten;   der  untere  Theil   des  Kantons  Baden   sträubte 
sich  gegen  die  Verbindimg  mit  Aargau  und  verwendete 
sich  eifrig  für  ein  Sonderdasein ;  die  March  und  die  Höfe 
erreichten,  dem    Text  der  Verfassung   zufolge,    die  Zu- 
theilung suni   Kanton   Schwyz,   die   freilich   noch   nicht 
durchgeführt   wurde.     Wie   der  Kanton  Waldstätten  zur 
Auflösung  bestimmt  war,  betrieben  Appenzell  und  Glanis 
die  Einschränkung   in   ihre   alten    Grenzen,    sodass   die 
Kantone  Linth   und   Sentis   gefährdet  wurden.    Lebhaft 
erklärten  sich  Thurgau  und  Schaffhausen  gegen  die  ihnen 
zugemuthete  Verschmelzung,  die  dann  wirklich  unterblieb. 
Tessin  war  geneigt,   die  Landschaft  Misox  aufzunehmen, 
welche  aber  Graubünden  nicht  abtreten  wollte,  u.  dgl.  111. 
Von  grösserm  Belang  als  diese  gegensätzlichen  Wünsche 
war  der  von  Bernern   mit  grossem  Aufwand1)  gemachte 
Versuch,   in   den   Kantonen   Aargau   und   Waadt   durch 
Sammlung  von  Unterschriften  die  Rückkehr  zu  Bern  ein 
zuleiten;    die    Regierung    trat    diesen    Werbungen    mit 
gerichtlichen  Klagen  entgegen  und  brachte  sie  zum  Still- 
stand; die  kundgegebene  Absicht  wurde  indess  noch  langt* 
festgehalten.31) 


')  Es  spielte  dabei  auch  «englisches»  Geld  eine  Bolle. 

')  Nur  beiläufig  berühre  ich  die  s.  Z.  viel  besprochene 
Protestation  der  Berner  Gemeindekanimer,  eigentlich  nur  einer 
Hälfte  der  Mitglieder,  gegen  die  neue  Verfassung  resp.  die 
darin  neuerdings  verfügte  Losreissung  der  Waadt  und  de> 
Aargaus  von  Bern.  Gegen  die  Urheber  dieses  Aktes  (15.  Juni) 
schritt  der  Vollziehungsrath  mit  gerichtlicher  Verfolgung  ein. 
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Manche  der  berührten  Forderungen  lassen  sich  als 
begründete  anerkennen,  während  andere  einzig  auf  Orts- 
<«ler  Familien-Interessen  beruhten,  die  sieh  mit  den  Grund- 
sitzen  der  neuen  Ordnung  nicht  vereinigen  Hessen;  in- 
<U\ss  kreuzten  sich  dieselben  mit  andern  Tendenzen,  so- 
dass sie  nicht  durchgreifend  wirken  konnten.  Weit  stärker 
regte  eine  ökonomische  Frage  einen  Theil  des  Landvolkes 
auf:  Das  neue  Gesetz  (9.  Juni  1801)  über  die  Zehnten, 
und  der  durch  die  Finanznoth  gebotene  Bezug  derselben 
lieh  einen  Vorwand,  die  Bauern  mit  der  Wiedereinführung 
aller  seit  171)8  abgeschafften  Feudalgefalle  zu  schrecken, 
und  da  die  Städte  als  deren  Stützen  galten,  so  milderte 
sich  die  Spannung  zwischen  ihnen  und  den  Landschaften 
keineswegs;  so  beherrschte  denn  dieser  Gegensatz  die 
Wahlen  in  mehreren  Kantonen.  Wir  haben  desshalb  auf 
deren  Gang  einen  Blick  zu  werfen. 

Dass  die  Munizipalitäten  die  Gemeinden  ver- 
treten sollten,  war  vermuthlich  in  der  Meinung  festgesetzt 
worden,  Aufregungen  und  Zeitverluste  zu  vermeiden; 
freilich  genossen  sie  gar  nicht  überall  das  Zutrauen  ihrer 
Mitbürger,  und  an  Einsprüchen  gegen  die  Verkürzung  der 
Volksrechte  fehlte  es  nicht;  wenigstens  eine  Anzahl  von 
Beisitzern  hätte  man  mitbetheiligen  dürfen.  Umtriebe 
und  «Kabalen»  wurden  nun  sowohl  bei  den  Munizipali- 
täten wie  bei  den  Bezirkskollegien  versucht,  um  Ver- 
dächtige auszuschliessen  oder  Fürsprecher  bevorzugter  Inter- 
essen durchzudrücken ;  Oligarchen  und  Demagogen,  «Intri- 
ganten und  Egoisten»  arbeiteten  mit  Erfolg.  So  war  denn 
das  Resultat  in  wenigen  Kantonen  ein  überwiegend  gutes, 
in  einigen  zweifelhaft,  in  mehreren  ganz  unerfreulich. 
Gab  es  unter  den  Gewählten  —  ich  beziehe  dies  auf  die 
Kantonstagsatzungen  —  «unschuldige  Seelen»,  so  waren 
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andere  entschieden  rohe  oder  verschmitzte  Leute,  und 
der  Mehrzahl  fehlte,  wie  die  Regierungs-Statthalter  mit 
Bedenken  zu  bemerken  hatten,  die  Bildung  oder  Erfah- 
rung, die  sie  zu  richtiger  Lösung  ihrer  Aufgaben  befähigen 
sollte.  Der  Vollziehungsrath  und  die  Gesetzgeber  hüteten 
sich  jedoch,  in  die  Wahlaktion  einzugreifen;  nur  über 
Zweifel  oder  Streitfälle  trafen  sie  eine  Entscheidung, 
z.  B.  wegen  ungenügenden  Alters,  indem  man  festhielt, 
dass  das  dreissigste  Jahr  wenigstens  angetreten  sein  sollte; 
Ersatzmänner  für  Abwesende  zu  stellen,  wurde  verwehrt, 
u.  dgl.  m. 

Speziellere  Züge  bieten  uns  etliche  Berichte  von 
(hochachtbaren)  Statthaltern,  die  mit  allerlei  andern  Wahr- 
nehmungen übereinstimmen  und  als  Belege  dienen  können. 

Am  18.  Juli  schrieb  Xaver  Keller  —  Luzern  —  an 

den  Vollziehungsrath: 

. . .  «Vergebens  stellte  man  den  Wahlversammlungen 
die  Wichtigkeit  ihrer  Verrichtung  vor;  vergebens  zeigte 
man  ihnen,  dass  gute  Wahlen  allein  im  Stande  seien, 
das  Vaterland  aus  den  ihm  drohenden  Gefahren  zu  ret- 
ten, dass  schlechte  selbes  unfehlbar  in  das  tiefste  Un- 
glück stürzen  und  selbst  seine  Existenz  gefährden  wur- 
den.   Vergebens  suchte  man  sie   durch  die  Heiligkeit 
des  Eides  zur  Ernennung  der  rechtschaffensten  und  ein- 
sichtsvollsten  Bürger  zu  verbinden.   Intrigante  Partei- 
gänger und  niedere  Volksschmeichler  hatten  sich  schon 
zum  voraus  an  den  meisten  Orten  der  Mehrheit  der 
Wählenden  bemächtiget.  Tugend,  Rechtschaffenheit  und 
Kenntnisse  waren  keine  Titel,  um  gewählt,  Unwissen- 
heit und  niedrige  Selbstsucht  keine,  um  von  den  Wah- 
len ausgeschlossen  zu  werden.  Wer  wider  das  Zehent- 
Gesetz   schmähte,    dessen  Abschaffung  versprach  und 
über  Städte   und  (die)   Regierung  schimpfte,  war   der 
Würdigste.  Eigene  Emissarien  durchstrichen  das  Land 
und  sammelten  Stimmen  für  ihre   Gönner.    Geheime 


wurden  eehah«~rL  ^.   >o-a    ilui    >m  "~  -m.    i~r   .  :_- 
^'hmarkten  Vt*^;or  *  *-i^-2.  n  ^-uir  i-:»*  :i    ;::•■    •-  .*- 

krönte  ihre  Rrslrzr^^L  -  .  •— Ct-r  ~-^r  ur:^:-  -_s- 
Vaterland  ÜrU-aÖ-r  Maz^.  *-*~  ▼**-r  jl  •in:^7*r  i^^  -ir.-~ 
für  die  Zukunft  tz>1  sr^~  run.  '•«-«.>•  t#--i  c:---..-  - 
lirben  Unt^rsan^  -i->  ür~:r-a  "*  jf-~a*:'L-  ▼•-in  ^  .: 
?ine  höhere  <»trwal-:  -i-r  r'-Äirr  m»:  a>u~:  t -—•  -  _-— -- 
Druden  virrehelt  zz-i  ir*r-r~«r 

Gleichen  Tae*  ra*r^**-   -j-i  Ti.~L.i^-*-   "         •  :    _ 

/jirirh  u.  a.  wie  ft.Vr:: 

. . .  «Unter  den  ^"»ül'-^  «p-'c  *—  -^«r-  r  t-  1. 
^♦mässifite  Männer  a,*»^"  ?^u  •*•-**  -17*     ^>-r  ^-  — .-*  "\.-^ 
zeichnet  sich  off  tu  Vor  »*•>*  r.j"~    r.i--^    ..»-*    ,.  _-~» 
noch  durch  K*rimiiii-^r  •♦>*■  '^tlk'^:  ^1     »—••....  -- 
fuhrung  au*.  Wa?  ^  i*»^^  r^r  "*"!!•>►  -  «1  L*:-    :*- 
deputhten  erh««bec  Lax.  i<  tir-.L-  Ju  ;r-  #ii  o'™.--  i..:«* 
zu  den  Grundsätzen  «>t   P»*:~  •r.rj  c_   :#-r  L.i^l—    -,— 
Reichen  auf  die  Aernirm  -=nc  ^j~  Izo  ♦j-t^  r»-r  jr— — ~i 
\ olksmasae.  E&  sind  -iurrfiir  r*r  2iLn-j*!i»»*L  u*~  --•:•  n 
vor  drei  Jahren  auf  desi.  Ti/*^^  ^^i^-r^n.  \thl  x  »■  :^ 
durch  die   so    leKiit    !^>rrr-j»^-r.-o^ii>a   Li.  *•-— v  «-> 
Freiheit  und  Glei«-h*rh  s:'i.  V-_a.  "■"  ü>   n  !_•-:.-  ^- 
bracht  haben.   Umreactv:  ö~-^l  ca..'~  j»i  -.i-ir*-  m, 
nehmen  zu  dürfen,  da^  wer^  t>r  "ä~  tu-n.  £*-*n   r*-«.:;. 
ten  Volk   fiberiaa^n    ?»rwe^t    ^ir-^L.    Lj~*»0#**i    ^ 
vielleicht    glücklicheres    O-^Xr     >r    * -=*--*::.*->o-*i 
Parteien  hervorgebracht  Lärr-rr.  - 

Zu  bemerken  ist  endl>-ii  d^c  I>rf--i>:  >*-  t  »—_:.«.•  *~* 
*»<m  Frei  bürg  idTgli^t.  v.  1>.  J_  -ür-r 

«L'esprit  d'intrigue  et  <k  raf«^r  -Vr  >^  i^».:.;'-rf* 
dans  les  election»  de  div^r*-^  aLwiw*-.:«tL-—  *  . .~  ^^  i^. 
bitieux  et  les  tetes  brülante^  •<s*\nri^\~^>  *~  -  ,- 
^ens  .  .  .  Le  ivtabfc^emeot  de  la  /?^^.  *-  Ci.o:.i.*_-  t * -* 
Tepoque  des  nominations.  a  f«n^lu;  'j~>  rv^i -^^  .^.  :,  ^ 
funestes.  Des  mechants  amKitieux.  izir  <-^.-»  «    x  ^.-"*  *^ 


m  Das  Ende  der  Helvetik. 

que  I'opinion  publique  avait  marques  jusqu'ici  du  sceau 
de  la  reprobation,  profiterent  avec  avantage  de  la  fer- 
mentation  generale,  pour  se  faire  nommer  d'une  maniere 
exclusive.  Partout  Tesprit  public  a  ete  interverti,  et  ä 
Texception  de  trois  ou  quatre  tous  les  choix  ont  ete 
ou  ineptes  ou  honteux.  Le  citoyen  calme,  modere,  ami 
de  Tordre  et  de  sa  patrie;  Fhomme  de  merite,  a  qui 
les  vertus  et  ses  talents  avaient  acquis  jusqu'ici  la  con- 
fiance  generale,  furent  repousses  avec  une  opiniatrete 
marquante.  Les  fonctionnaires  les  plus  dignes,  les  mein- 
bres  des  autorites  superieures,  que  la  veneration  publi- 
que avait  toujours  accompagnes  dans  leur  carriere  poli 
tique,  furent  meprises  ou  n'obtinrent  que  quelques 
suffrages  isoles.  En  un  mot,  Tintrigue,  favorisee  par  la 
passion  la  plus  aveugle,  a  dirige  des  elections  desquelles 
dependent  le  bonheur  ou  le  malheur  de  notre  patrie,  et 
la  perspective  la  plus  alannante  se  presente  ä  Thonnete 
homme  consterne»  .... 

Diesen  düstern  Bildern  entsprach  nun  doch  der  Ver- 
lauf der  Tagsatzungen  nicht;  in  den  meisten  wurden 
die  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  willig  beobachtet, 
wozu  die  Leitung  der  Regierungs-Statthalter  etwas  bei- 
tragen möchte;  da  und  dort  erregte  zwar  der  geforderte 
Eid  Bedenken,  da  er  sich  auf  eine  Verfassung  bezog, 
deren  Annalune  noch  nicht  sicher  war;  freundliche  Vor- 
stellungen vermochten  indess  solche  Anstösse  zu  heben. 
Aus  Basel  vernimmt  man  hinwieder  ein  auffälliges  Wort : 
Lukas  Legrand,  vormals  Mitglied  des  Direktoriums  und 
von  Patrioten  noch  immer  geschätzt,  weigerte  sich  an  den 
Verhandlungen  t heilzunehmen,  weil  er  «an  der  Lage  des 
Vaterlandes  verzweifle» ;  eine  Begründung  dieses  Urtheils 
ist  noch  nicht  gefunden;  einige  Belege  gaben  aber  bald 
die  Vorgänge  in  Bern,  Solothurn  und  den  WaldstÄtten. 

In  Bern  (mit  «Oberland»)  hatten  die  Abgeordneten 
der  Hauptstadt  geschlossen  für  einige  unversöhnliche  An- 
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hänger  der  alten  Ordnung  gestimmt,  die  immerhin  eine 
schwache  Minderheit  bildeten;  sie  glaubten  indess,  an  der 
französischen  Botschaft   eine  Stütze  zu  haben  und  ver- 
suchten gleich  anfangs  den  Geschäftsgang  in  ihrem  Interesse 
abzuändern.  Ein  Advokat enfündchen  bot  die  Anknüpfung; 
es  wurde  auf   die  Verschiedenheit  der  ihnen  l>ekannten 
Verfassungsentwürfe  und  auf  angebliche  Widersprüche  in 
den  verkündigten  Vorschriften  verwiesen,  die  vor  allem 
Eintreten  beseitigt  werden  müssten,  während  anderswo 
der  von  der  Regierung  beglaubigte  Text  und  ihre  weitern 
Erlasse  keine  solche  Anfechtung  erfuhren;  die  obwalten- 
den  Zweifel  sollte  nun  Minister  Reinhard  lösen;  der  Eid 
wurde   desshalb   von   acht   Mitgliedern  verweigert.    Der 
Regierungs-Statthalter  (Dav.  Rud.  Bay)  gab  ihrem  Drängen 
nach  und  hob  die  Sitzung  auf,  womit  er  seine  Amtspflicht 
verletzte;  er  wurde  desshalb  sofort  entlassen.  Noch  Abends 
spät  (um  9  Uhr)  erschien  Reinhard  bei  dem  Präsidenten 
des  Vollziehungsraths  und  versuchte  die  Widersetzlichen 
zu  decken,  indem  er  unter  anderem  rieth,  sie  wegen  der 
Eidverweigerung  nicht  auszuschliessen.    Darauf  trat  aber 
die  Behörde  nicht  ein;  sie  Hess  die  Tagsatzung  ah»hald 
wieder  berufen,  um  nach  den  gesetzlichen   Formen   zu 
verfahren.    Dagegen  wagten  die  Gesetzgeber  nicht,  die 
Ausgeschlossenen  durch  Neuwahlen  in  ihren  Bezirken  zu 
ersetzen.    Letztere  versäumten  übrigens  nicht,  ihr  Ver- 
halten in  Druckschriften  zu  vertheidigen. 

Das  Solothurner  Landvolk  war  in  seiner  Mehrheit 
unzweifelhaft  der  neuen  Ordnung  nicht  hold  geworden: 
dieser  Stimmung  gemäss  erhielten  die  Anhänger  der  alten 
das  Uebergewicht,  das  sie  auch  rücksichtslos  geltend 
machten.  Persönliche  Feindschaft  zwischen  dem  Regie- 
rungs-Statthalter Amanz  Glutz  und  seinem  Amtsvorgänger 
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Zeltner,  der  an  der  Spitze  der  «Patrioten»  für  Freiheit  und 
Gleichheit  kämpfte,  verbitterte  die  vorhandene  Spaltung; 
die  Minderheit  (sechs  Mitglieder)  vermochte  indess  mit 
ihren  Klagen  über  einige  der  Gewählten  nicht  durchzu- 
dringen. 

Das  grösste  Aufsehen  erregte  aber  der  Widerstand 
der  Urkantone.  Die  Tagsatzungen  von  Uri  und 
Schwyz,  durch  ihre  Führer  im  Einverständnis  mit  der 
Berner  Minderheit  imd  dem  französischen  Gesandten, 
bestritten  die  Verbindlichkeit  der  Eidesformel  vom  15.  Juli 
und  entwickelten  ihre  Ansicht  theilweise  in  weitläufigen 
Erklärungen,  die  sie  dann  dem  Druck  übergaben;  unter 
den  Geistlichen,  die  sich  über  diese  Anstände  vernehmen 
Hessen,  trat  Pfarrer  Ringold  in  Altorf  hervor,  der  sonst 
zu  den  Gemässigten  zählte;  nicht  ohne  Einfluss  war 
aber  auch  der  Verkehr  mit  geflüchteten  Priestern  in  Oester- 
reich,  und  von  Zürich  aus  wurde  namentlich  Reding 
bestärkt.  Die  mehrere  Wochen  andauernden  Verhand- 
lungen (s.  Akteiisammlung  VII.  309 — 350)  können  hier 
nicht  erzählt  werden;  es  sollte  genügen,  aus  einem 
Aktenstück  eine  Anzahl  der  hervorgekehrten  Motive  zu 
schöpfen : 

(«1.  August»,  Altorf:)  .  .  .  (Urtheile  über  die  Ver- 
fassung vom  29.  Mai)  .  .  .  «Es  wäre  noch  so  manches 
zu  befragen  (erörtern?)  über  die  Centralgewalt,  aus  der 
zuerst  eine  kleine  Anzahl  Herrscher,  letztlich  ein  Allein- 
gebieter entspringen  könnte.  Manches  wäre  zu  bemer- 
ken über  stehende  Truppen,  über  einen  obersten  Gerichts- 
hof, über  allgemeine  Gesetze  und  Justizpflege,  manche» 
über  den  gemeinsamen  Schulunterricht,  über  den  unbe- 
stimmten Vorbehalt  bei  geistlichen  Gütern  und  Pfründen,, 
manches  über  Fortdauer  der  Staatsauflagen,  Zueignung 
der  Zoll-  und  Tranksteuergelder  und   über  den  daher 
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entstehenden  Mangel  an  Kantonseinktinften,  wo  keine 
Nationaldomänen  sind,  manches  über  die  sonderbare 
Eintheilung  der  Kantone,  worüber  man  nie  den  Willen 
des  Volkes  vernahm  und  vorzüglich  einige  Theile  mit 
reichen  Klöstern  und  Stiftungen  begünstigte,  die  doch 
schicklicher  mit  ihren  Religionsverwandten  vereinigt 
wären.  Manches  würde  anzubringen  sein  über  das 
Stimmenrecht  eines  jeden  Kantons  auf  (allgemeinen) 
Tagsatzungen  und  im  Senate,  manches  über  die  fest- 
zusetzende Mehrheit,  über  die  verhassten  vogtartigen 
Statthalterschaften*)  und  über  den  durch  vielfache  Er- 
nennungsrechte mächtig  erschaffenen  Einfluss  eines 
Grosslandammanns,  der  ihm  die  Rolle  eines  CromwelLs 
leicht  möglich  machen  könnte. 

«Allein  was  würde  eine  nähere  Abhandlung  über 
einzelne  Punkte  nützen,  da  wir  schon  aus  dem  Ganzen 
die  Ueberzeugung  erhalten,  dass  der  neue  Verfassungs- 
entwurf mit  seiner  Einheitsgewalt  und  ihren  weitaus- 
sehenden Dependenzen  uns  ebenso  unglücklich  als  die 
dermalige  provisorische  Regierung  lassen  würde! !).  Nie- 
mand, der  ernstlich  unsere  Geschichte  und  Lage  er- 
dauret,  es  redlich  mit  uns  meint  und  unleidenschaftlich 
die  Sache,  wie  sie  wirklich  ist,  beurtheilen  will,  wird 
das  Misstrauen  unnatürlich  finden,  das  gegen  Einheit 
und  ihre  schwer  gefühlte  Gewalt  so  tief  in  unsern  Herzen 
Wurzel  fasste.  Sie  war  uns  schon  in  ihrem  ersten 
schwankenden  Beginnen  so  verderblich;  was  müssten 
wir  nicht  von  ihr  auf  dem  befestigten  Throne  befürchten! 
Kaum  sind  wir  die  Einzigen,  welche  die  Beängstigung 
solcher  Besorgnisse  empfinden.  Löset  nur  wohlthätig 
der  Wahrheit  die  Zunge,  die  durch  drohende  Gesetze 
verstummte.  Höret  die  Stimme  der  Völker,  deren  Wohl 
doch  gewiss  euer  erster  und  einziger  Endzweck  sein 
soll.  Viele  davon  werden  euch  mit  uns  zurufen :  Irrig, 
ihr  Jüngern  Helvetier,  rechnet  ihr  einer  Schwäche  der 
ehemaligen  föderativen  Verfassung  zu,   was  lange  vor- 


*)  Die  immerhin  mit  Landsleuten  besetzt  waren! 
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bereitetes  Gift,  was  der  Machtdrang  der  Zeit  bewürkte: 
die  Zertrümmerung  der  Eidgenossenschaft»  .  .  .*) 

Das  Ergebnis  war,  dass  Uli  und  Schwyz,  im  Wider- 
spruch mit  den  in  anderen  Kantonen  beobachteten  Formen,. 
Deputirte  zur  helvetischen  Tagsatzung  ernannten  und  ent- 
schlossen waren,  sich  der  Einheitsregierung  soweit  möglich 
zu  entziehen;  sie  zählten  dabei  auf  den  französischen 
General  Montchoisy,  der  sich  auch  bestimmt  weigerte,. 
Truppengegen  sie  vorrücken  zu  lassen;  sie  wussten  sich 
gestützt  durch  Unterwaiden,  durch  starke  Parteien  in 
Graubünden,  Glarus,  Appenzell,  Zug  und  zahlreiche  Ge- 
sinnungsgenossen in  den  Städtekantonen,  und  hinwieder 
bildeten  sie  einen  Rückhalt  für  die  Gegner  der  Einheit, 
für  alle  überhaupt  die  in  der  Rückkehr  zur  alten  Ordnung 
das  wichtigste  Mittel  zur  Genesung  des  kranken  Gemein- 
wesens zu  finden  glaubten. 

Ueber  die  Verrichtungen  der  Kantonstagsatzungen 
ist,  unserer  Aufgabe  gemäss,  nur  wenig  zu  erwähnen. 
Für  die  Bearbeitung  von  Verfassungsplänen  wurden  über- 
all Kommissionen  bestellt,  die  meistenteils  aus  Beamten 
der  neuen  Ordnung  und  geschäftskundigen  Leuten  be- 
standen ;  ihre  Vorschläge  unterlagen  dann  einer  Plenar- 
berathung,  wo  gegensätzliche  Ansichten  einigen  Spielraum 
erhielten.  Doch  verliefen,  nach  dem  Zeugnis  der  Statt- 
halter, die  Verhandlungen  fast  durchweg  gemessen  und 
würdig.  Ernste  Spaltungen  fanden  blos  in  Zürich  und 
Solothurn  statt.     Dort  beanspruchte  nämlich  die  Stadty 


#)  Die  Fassung  des  hier  benutzten  Aufsatzes  und  wei- 
terer Kundgebungen,  die  schriftstellerisches  Geschick  verrathen, 
sticht  von  den  gewöhnlichen  Leistungen  der  Beamten  in  diesen 
Landschaften  so  sehr  ab,  dass  sie  auf  ad  hoc  berufene  Hände 
schliessen  lasst,  was  hin  und  wieder  direkt  erkennbar  ist. 
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uneingedenk  der  A.  1798  erklärten  Gleichheit  der  Hechte, 
nin  entschiedenes  Uebergewicht  in  den  zu  bestellenden 
Behörden,  während  die  Mehrzahl  der  Landgemeinden  an 
verhältnismässiger  Vertretung  festhielt;  daraus  erwuchsen 
zwei  wenigstens  theilweise  abweichende  Entwürfe.  Hier 
hatte  sich  die  konservative  Mehrheit  rasch  über  einen 
Plan  geeinigt,  dem  aber  die  Minderheit  eine  weitläufige, 
zum  Theil  besser  durchdachte  Arbeit  entgegenstellte. 

Es  geht  hier  nicht  an,  über  diese  Versuche  von  Ver- 
fassungsgesetzen  eine  Erörterung  zu  pflegen;  doch  wird 
man  dieselben,  nachdem  sie  samthaft  gedruckt  worden1) 
und  somit  leicht  zugänglich  sind,  und  ähnliche  Aufsätze 
aus  dem  Jahr  1802  nun  ebenfalls  zur  Verfügung  stehen*), 
nicht  mehr  übersehen  können,  zumal  die  meisten  in  An* 
betracht  der  kurzen  Frist  und  der  Neuheit  aller  bethei- 
ligten Faktoren  recht  interessante  Erzeugnisse  sind.  Auf- 
fallend ungleich  in  ihrer  Anlage,  weichen  sie  auch  darin 
stark  von  einander  ab,  dass  die  einen  wesentlich  Ver- 
fassungen bilden,  während  andere  eher  als  eine  Anhäu- 
fung von  Gesetzen  und  Verordnungen  erseheinen.  So 
war  der  Eindruck  dieser  Entwürfe  im  Ganzen  kein  gün- 
stiger, und  stand  der  Behörde,  die  sie  prüfen,  verbessern 
und  einigermassen  ausgleichen  sollte,  ein  schwierige*  Ge- 
schäft bevor. 

Um  so  grösser  war  in  allen  Kreisen  die  Sjwmniing 
wegen  der  Wahlen  für  diese  Behörde,  die  allge- 
meine Tagsatzung,  die  laut  Beschluss  der  Gesetz- 
geber am  7.  September  zusammentreten  sollte.  Diese 
Wahlen  erfolgten  auch  in  den  meisten  Kantonen  zur  vor- 
geschriebenen Zeit,  da  und  dort  freilich  nicht  ohne  einigen 

*)  In  Band  VII  der  helvet.  Aktensammlung.    (Anhang) 
2)  Anhang  I  in  Band  VIII  derselben  .Sammlung. 
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Parteikampf,  im  Ganzen  aber  ordnungsmäßig,  sodass  die 
Berichte  der  Statthalter  sich  kurz  fassen  Hessen.  Der 
schärfste  Gegensatz  offenbarte  sich  in  Graubünden,  wo 
mehrere  Parteigänger  Oesterreichs  oder  Verfolger  der 
Patrioten,  d.  h.  der  Verfechter  des  Anschlusses  an  die 
helvetische  Republik,  durchdrangen.  Das  Gesamtergeb- 
nis befriedigte  vorzüglich  die  Beobachter,  die  nicht  rück- 
wärts steuern  wollten.  Acht  Kantone  mit  mehrfacher 
Deputation  waren  durchgängig  oder  vorwiegend  unitarisch 
vertreten.1) 

Dem  Interesse  nun,  das  die  Zeitgenossen  der  erwar- 
teten Versammlung  entgegentrugen,  entsprach  die  grosse 
Zahl  der  an  sie  gerichteten  Bittschriften  und  Vor- 
stellungen, die  zum  Theil  gedruckt  wurden.  Ein  kurzer 
Blick  darauf  möge  uns  gestattet  sein,  weil  sie  die  manig- 
faltigsten  Anliegen  berührten.  Von  den  Wünschen  be- 
treffend die  Gebietsvertheilung  war  schon  die  Rede ;  von 
andern,  die  sich  auf  die  allgemeine  Verfassimg  bezogen, 
wendeten  sich  einzelne  oder  mehrere  gegen  die  Bei- 
behaltimg stehender  Truppen,  die  Befugnis  des  Senats, 
über  Krieg  und  Frieden  zu  entscheiden;  die  Vorbehalte 
betreffend  einheitliche  Gesetzgebung  für  bürgerliches  und 
peinliches  Recht,  die  leichte  Einbürgerimg  von  Fremden, 
die  finanzielle  Unsicherheit  der  Kantone,  etc.  Eine  Reihe 
städtischer  Gemeinden  rügte  die  eingerissene  Unordnung 
in  der  Gewerbspolizei  als  eine  Folge  der  Freizügigkeit 
und  der  Entkräftung  der  Zunftsatzungen  und  stellten  an- 
schaulich dar,  wie  der  heimische  Handwerker  dem  Ruin 
entgegengehe,  u.  a.  m.  Kirchenbehörden,  evangelische  wie 
katholische,    eröffneten    Beschwerden    oder   Besorgnisse 

M  Die  Namen   der  Gewählten   finden  sich  in  der  helvet. 
AoteiiMaminlmig,  Bd.  VII,  S.  358-60. 
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wegen  der  Stellung  der  Geistlichen,  der  Ordnung  des 
Unterrichtswesens,  des  Bestandes  der  Klöster,  der  Ver- 
wendung der  Kirchengüter  u.  s.  w.  Die  Besitzer  von 
Zehntrechten  versuchten,  ihre  Einkünfte  zu  rechtfertigen 
und  ihre  Entschädigungsansprüche  zu  empfehlen.  Be- 
merkenswerth  sind  daneben  Aeusserungen  aus  dem 
Ranton  Linth,  die  namentlich  zur  Hebung  der  Erziehungs- 
anstalten entschieden  die  Einheit  vertheidigten.  Während 
die  überwiegende  Mehrzahl  dieser  Kundgebungen1)  den 
Rahmen,  den  die  allgemeine  Verfassung  bilden  sollte, 
schweigend  oder  ausdrücklich  anerkannten,  stellten  sich 
die  Stimmführer  der  Urkantone  in  schroffen  Qegensatz 
zu  der  Ordnung,  die  innerhalb  desselben  erwachsen  sollte, 
und  forderten  schlechthin  die  Rückkehr  zu  ihren  alten 
Gebräuchen. 

Spricht  aus  diesen  Gesuchen  und  Mahnungen  ein  mehr 
oder  weniger  starker  Ton  des  Vertrauens  zu  der  neuen 
Volksvertretung,  so  war  derselben  auch  eine  grosse  Auf- 
gabe zugemuthet,  welche  zu  richtiger  Lösung  Zeit  und 
freie  Bewegung  erheischte;  die  Versammlung  war  damit 
im  Stillen  als  ein  Verfassungsrath  bezeichnet,  der 
ton  sich  aus  über  das  Schicksal  des  Landes  entscheiden 
konnte.  Behörden  und  Volk  hatten  nun  in  verfassungs- 
mässigen Formen  über  die  vermuthete  Staatsordnung  sich 
so  deutlich  geäussert,  dass  ein  Weg  zum  Bessern  sich 
finden  Hess.  Ob  die  Tagsatzung  den  gehegten  Erwar- 
tungen genügte,  wird  ein  späterer  Abschnitt  zu  zeigen 
haben.  Es  bleibt  uns  vorderhand  nur  übrig,  die  zeit- 
genössische Literatur  über  Ideen  odc»r  Rathschläge 
aus  dem  Publikum  zu  befragen. 

*)  Es  sind   ihrer   wenigstens  80,   die   meisten   in   einem 
Aktenband  vereinigt. 
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n.    Literarische  Kundgebungen. 

Dass  wir  hier  einige  Druckschriften  erwähnen,  welche 
für  die  Verfassungsfrage  eine  Lösung  zu  geben  bean- 
spruchten, geschieht  mit  allem  gebührenden  Vorbehalt; 
es  waltet  nämlich  nicht  die  Meinung  ob,  dass  eine  voll- 
ständige Uebersicht  des  einschlägigen  Materials  gegeben 
werden  könne,  und  was  zur  Sprache  kommt,  kann  nicht 
einlässlich  charakterisiert  werden;  für  die  Grundzüge  der 
darin  vertretenen  Ansichten  darf  man  auch  wohl  auf 
einen  früher  gemachten  Versuch  verweisen,  der  die  ersten 
drei  Jahre  der  «Helvetik»  umfasst  (Polit.  Jahrb.  1896, 
S.  95 — 122).  Daneben  soll  nicht  verschwiegen  werden, 
dass  eine  Anzahl  von  Tagesblättern,  namentlich  der  Re- 
publikaner, der  Freiheitsfreund,  die  Helvet.  Zeitung,  die 
Gemeinnutz,  helvet.  Nachrichten,  der  Nouvelliste  vaudois 
u.  a„  theils  durch  Leitartikel,  theils  durch  kritische  An- 
zeigen ein  Bild  der  dem  politischen  Leben  gewidmeten 
Literatur  geben  können,  eine  volle  Würdigung  dieser 
Erzeugnisse  aber  eigentlich  nur  im  Zusammenhang  niit 
den  Ereignissen  des  Tages  zu  erreichen  ist..1) 

Halten  wir  uns,  soweit  Daten  erkennbar  sind,  an  die 
Zeitfolge,  so  muss  eine  wohl  in  Zürich  entstandene  Piece, 
die  etwa  Ende  Juni  erschien  und  in  einer  zweiten  Auf- 
lage (August?)  ihren  Umfang  verdoppelte,  zuerst  genannt 
werden2).  Ihren  Standpunkt  bezeichnet  in  Kürze  folgende 
Stelle : 


1)  Es  möge  noch  die  Bemerkung  gestattet  sein,  das*  vom 
Herbst  1801  an  die  Flugschriftenliteratur  m.  W.  bedeutend 
abnahm. 

*}  Ueber  die  Festsetzung  einer  neuen  Constitution  för 
Helvetien.    (Druckort  etc.  fehlen.)    8  (später  16)  S.    8. 
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«Dass  das  sogenannte  Einheitssystem  der  Freiheit  den 
Volks  und  seiner  Ruhe  und  Wohl( fahrt)  nicht  günstig  istr 
beweist  nicht  nur  unsere  eigene  Erfahrung,  sondern  auch 
das  Beispiel  und  die  Erfahrungen  [von]  der  batavisehen 
und  [der]  cisalpinischen,  vorzüglich  aber  [von]  der  grossen 
französischen  Mutter-Republik;  wie  viele  eigentliche 
Tyrannen  zählte  diese  seit  ihrer  Entstehung  unter  ihren 
Regieruugs-Oligarchen?»     (S.  4.) 

Die  gleiche  flache  Auffassung  der  Dinge  begegnet 
uns  hier  durchweg.  Dreihundert  Jahre  lang  soll  die  Eid- 
genossenschaft lauter  Ruhe  und  Glück  genossen  und  in 
ihren  Behörden  die  Besten  des  Volks  gehabt  haben!  Es 
wird  einfach  vorausgesetzt,  dass  Einsicht  und  Redlichkeit 
*ich  nur  in  Kantons-  und  Gemeindsbehörden  finden,  und 
immer  an  die  Gefahr  erinnert,  dass  ehrsüchtige,  hab- 
gierige, leidenschaftliche  Menschen  in  die  Zentralregienmg 
kämen.  In  solch'  einseitigem  Sinne  schrieben  und  pre- 
digten freilich  auch  andere  Leute,  denen  man  Besseres 
zutrauen  sollte. 

Doch  sei  noch  auf  etliche  Einzelheiten  eingetreten. 
Die  Verfassung  von  Malmaison  muss  dem  Autor  bekannt 
gewesen  sein,  da  er  beiläufig  von  23  Senatoren  spricht. 
Die  Macht  des  Senats  bietet  nun  Stoff  zu  Schreekbildern ; 
Vermögen,  Freiheit,  Religion  und  Sittlichkeit  kommen 
durch  dieselbe  in  Gefahr;  unter  despotischen  Ministern 
wird  man  auch  die  Folgen  von  Verdorbenheit  oder 
Schwächen  zu  schmecken  bekommen.  Die  Vorzüge  der 
Einheit  können  sich  nur  in  der  Monarchie  geltend  machenr 
die  ja  für  die  Schweiz  nicht  passt.  Retten  kann  vor 
jenem  Unheil  nur  die  Rückkehr  zu  einer  bündischen  ( >rd« 
nung;  dennoch  wird  nicht  kategorisch  die  Einsetzung  <K*r 
alten   Kantonsbehörden    gefordert.     Die    ehemaligen   k<»- 


7C  Das  Ende  der  Helvetik. 

meinen  Vogteien  mögen  in  den  erlangten  Freiheiten 
bleiben.  Aber  Militär,  Finanzen,  Rechtspflege  etc.  sind 
kantonal  zu  gestalten,  der  Obergerichtehof  aufzulösen. 
Nur  für  auswärtige  Angelegenheiten  und  nothwendige 
Verständnisse  im  Innern  ist  eine  Tagsatzung  einzusetzen, 
zu  welcher  jeder  Kanton  zwei  Deputierte  sendet.  Für 
die  helvetische  Tagsatzung  wird  endlich,  um  eben 
eine  solche  Umgestaltung  herbeizuführen,  volle  Frei- 
heit gefordert,  in  der  Hoffnung,  dass  die  Gewählten  ein- 
zig der  Stimme  des  Gewissens  und  der  Vaterlandsliebe 
folgen. 

Den  Verfasser  zu  errathen  ist  uns  nicht  gelungen ;  mit 
einiger  Wahrscheinlichkeit  lässt  sich  dagegen  vermuthen. 
das  vom  1.  Juli  1801  datierte  «Schreiben  eines  Deutschen 
an  einen  Schweizer»  (20  S.  8°)  stamme  von  dem  Luzerner 
Volksmann  Ludwig  Hartmann  her,  der  sich  damals,  in- 
folge missliebiger  Erlebnisse,  in  Deutschland  aufhielt: 
denn  die  eigenthümliche  Sprache  dieses  Opus  entspricht 
auffallend  derjenigen,  die  man  in  den  handschriftlichen 
Aufsätzen  des  Genannten  gemessen  kann.  Einzelne  Stellen 
verrathen,  dass  er  nicht  genügend  orientiert  war;  um  so 
besser  passte  die  Maske.  Er  will  die  neue  Verfassung 
im  Detail  berichtigen,  und  wir  greifen  zunächst  aus  seiner 
Kritik  einige  Bemerkungen  heraus. 

Statt  helvetische  Republik  will  er  sagen 
schweizerischer  Freistaat,  um  der  Vergangenheit 
ihr  Recht  zu  lassen.  Einheit  erscheint  zwar  als  noth- 
wendig ;  aber  sie  kann  sich  in  verschiedenen  Formen  aus- 
prägen. (S.  u.)  Den  Kanton  Wallis  hofft  der  Verfasser 
zurücknegozieren  zu  können.  Die  Vertheilung  der  staat- 
lichen Rechte  und  Funktionen  wird  zum  Theil  satirisch 
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behandelt.1)  Dass  die  Mitglieder  der  helvetischen  Tag- 
satzung fünf  Jahre  lang  im  Amt  bleiben  können,  wird 
bedenklich  gefunden;  auch  stösst  man  sich  an  der  abge- 
stuften Vertretung  der  Kantone.  Das  Aergste  ist  übrigens 
die  Allmacht  des  Senats,  neben  welchem  die  Tagsatzung 
zu  einer  Puppe  herabsinkt.  Der  Landammann  gleicht 
dem  französischen  Konsul,  der  Senat  einer  (gefügigen) 
«Konsulta».  Da  in  den  Wahlvorschriften  das  Volk  ver- 
kürzt worden,  so  ist  die  Einheit  in  solcher  Gestalt  ver- 
dächtig, und  es  ist  ein  anderer  Weg  einzuschlagen,  der 
in  folgenden  Ausführungen  bezeichnet  ist : 

cNach  mir  sollen  die  Schweizer  in  ihre  Mann- 
barkeit eintreten,  nimmer  (nicht  mehr!)  den  Schwänken 
der  Vormünder  ausgesetzt  bleiben.  Diese  Völker  sollen 
jede  Vormundschaft  abkünden,  selbständig,  im  reich- 
sten Verstände  frei,  gleich,  ein  und  untheilbar  sein.  Die 
Gemeinden  sollen  nämlich  ihr  natürliches  Recht  aus- 
üben, sich  zusammenthun,  da  in  trautem  Zirkel,  nach 
angerufenem  Beistand  der  göttlichen  Leitung,  ohne  an- 
dern Eünfluss.  Nicht  Gesetzgeber,  die  sich  eindrangen, 
und  nach  dem  XI.  Artikel  des  Friedens  von  Luneviile 
aufgehört  haben  sollten.  Sie  selbst,  die  versammelten 
Völker,  als  eigentlichster  Gesetzgeber,  erklären  und  be- 
stimmen da: 

1)  Was  uneinkorporierte  Kantone  sind;  ob  sie  gross 
genug,  ein  eigener  (!)  Kanton  zu  bilden,  oder  in  wel- 
chen, nach  ihrer  örtlichen  Lage,  sie  sich  einkorporieren 
wollen. 

')  Grundsinn:  Du  bekommst  eine  Person,  die  treu  genug 
und  stark  genug  sein  wird,  Dir  den  Willen  Deiner  Herren 
kund  zu  thun  und  denselben  zu  handhaben. 

Wirst  Du  gethan  und  geleistet  haben,  was  Deinen  Herrn 
sättigen  wird,  so  magst  (Du)  dann  übrigens  Dich  wohl  gehaben 
und  Dich  durchbringen  wie  Du  kannst. 

Man  wird  Dir  nicht  verheimlichen,  was  man  von  Dir  for- 
dern will;  schmeckt  es  (Dir),  so  werden  wir  eines  Sinnes; 
schmeckt  es  nicht,  so  wird  der  Senat  disponieren.     (S.  16.) 
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2)  Nach  berichtetem^)  Korporationsgeschäfte  (!)  wird 
gleichermaßen  zur  Organisation  oder  inneren  Verfassung 
des  Kantons  geschritten;  da  erklären  die  Gemeinden 
durch  ungehinderte  Stimmenmehrheit  die  Art,  wie  sie 
regiert  werden  wollen,  und  besetzen  sogleich  die  Kan- 
tonalbeamtungen  in  Gemässheit  übereingekommener 
und  festgesetzter  Regierungsart. 

3)  Sowie  die  Kantone  gebildet  und  verfasst  sind,  ver- 
einen sich  solche  in  eine  Tagsatzung,  als  ein  Band,  das 
wonnevoll,  weil  es  freiwillig  und  heilig  ist,  weil  es 
ohne  Leidenschaft  sein  soll,  zusammen,  wo  sie  (sowohl) 
um  allgemeine  Geschäfte  gegen  äussere  Mächte  als  um 
innere  allgemeine  Verhältnisse  sich  berathen  und  (solche) 
abthun;  dahin  wählen  sie  jede(r)  seine  instruierten  Mit- 
glieder oder  Abgeordnete  und  lassen  solche  durch  den 
angesehensten  Kanton  nach  dem  laut  vorläufiger  Kor- 
respondenz für  tauglichst  gefundenen  Orte  und  Zeit  aus- 
schreiben. 

4)  Dieser  (Tagsatzung)  dürfte  im  ersten  Auftrage  (!) 
gegeben  werden,  solche  neue,  als  nach  dem  Frieden 
von  Luneville  ungehindert  durch  das  Volk  gestaltete 
und  feierlich  angenommene  ewige  Verfassung  der 
Schweiz  Namens  ihrer  Prinzipalen  den  Mächten  Euro- 
pens kund  zu  machen  und  zur  (!)  wechselseitigen  Ga- 
rantie anzusuchen,  welche  nicht  verweigert  wird,  weil 
erhabenste  Mächte  wirklich  erhaben  denken  und 
Schweizersöhne(n),  die  sich  ihrer  Väter  würdig  zu 
machen  suchen,  ihre  höchste  Unterstützung  nicht  ver- 
sagen können.» S.  19 — 20. 

Einige  ähnliche  Motive  begegnen  uns  in  einer  kleinen 

Schrift,  die  zu  Anfang  September  erschien1).    Neben  der 

beliebten   Empfehlung  guter  Wahlen  wird   zu  bedenken 

gegeben,  ob  nicht  der  Landammann  bei  seinem  auffällig 

starken  Gehalt  (30,()Ü0  a.  Fr.)  und  seiner  Befugnis,   die 


')  «An    die    Bürger   Volks-Repräsentanten   bei  der  Tag- 
satzung in  Bern*.    8  S.    8°. 
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Statthalter  zu  ernennen  und  abzuberufen,  zu  mächtig 
werden  könnte,  unter  andenn  durch  Bestechung,  sodass 
(zunächst)  der  kleine  Rath  sein  Werkzeug  würde.  Darum 
missfäUt  auch  die  Unterbrechung  der  Senatssitzungen, 
indem  der  Landammann  oder  der  kl.  Rath  die  Abwesen- 
heit der  Gesetzgeber  missbrauchen  könnte,  und  ferner 
sieht  der  Verfasser  darin  eine  Gefahr,  dass  der  Senat  die 
Dauer  der  Tagsatzungssessionen  bestimmen  kann;  er 
fürchtet  z.  B.,  dass  andere  Kantone  wenig  Eifer  beweisen 
möchten,  einem  verkürzten  Landestheil  Genugthuung  zu 
verschaffen,  und  will  der  Tagsatzung  das  Recht  ertheilen, 
sich  alljährlich  auf  eine  bestimmte  Zeit  zu  versammeln. 
Endlich  fordert  er  eine  bessere  Rechnungskontrolle,  als 
sie  bisher  ausgeübt  worden.  Würden  diese  Desiderien 
erfüllt,  so  sollte  die  Verfassung  annehmbar  sein. 

Um  Verwandtes  beisammenzuhalten,  sind  hier 
noch  Arbeiten  von  Vetsch  und  Höpfner  zu  erwähnen. 
Jener  bietet  in  einer  gut  geschriebenen  Abhandlung1);  die 
in  der  ersten  Hälfte  September  ans  Licht  trat,  nützliche  Be- 
trachtungen und  Winke,  vermeidet  aber,  Vorschläge  für 
die  Theilung  der  Rechte  und  Lasten  zwischen  Gesamt- 
heit und  Gliedstaaten  aufzustellen.  Dieser,  ein  ungemein 
rühriger,  in  politischen  und  ökonomischen  Dingen  wohl 
bewanderter  Gelehrter,  trat  wiederholt  mit  den  gesam- 
melten Erfahrungen   hervor;    eine   Broschüre2),   die    für 


l)  Allgemeine  Gesichtspunkte  zur  Gründung  und  Beiir- 
theilung  einer  Staatsverfassung.  —  Im  Republikaner  (6.  Quart.), 
p.  575—88  (zerstreut).  —  Separ.  bei  Hausknecht,  St.  Gallen. 
40  S.    8°. 

')  Wünsche  und  Winke,  die  jetzige  Staatskri.sis  be- 
treffend. Bern,  bei  G.  Stämpfli.  —  Zu  bemerken  ist  hier,  dass 
diese  Piece  verschwunden  zu  sein  scheint,  wesshalb  ich  ex- 
press   notire,    dass   laut   eigener  Anzeige   dieselbe   erst    um 
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einen  grösseren  Leserkreis  bestimmt  war,  vermochte  frei- 
lich mehr  zu  warnen,  als  eine  bestimmte  Leitung  zu 
geben,  während  ein  Buch  von  stattlichem  Umfang1)  durch 
geschichtliche  Rückblicke  sichere  Grundlagen  für  eine 
Neugestaltung  der  Schweiz  zu  gewinnen  versuchte.  Was 
solche  Studien  wert  sind,  erkennt  man  erst  recht,  wenn 
man  sich  an  phrasenhaften  Lobreden  für  das  Alte  oder 
schwülstigen  Verherrlichungen  der  Revolutionsgrundsätze 
satt  gelesen  hat. 

Die  politische  Wirksamkeit  Höpfners  in  seinen  «Ge- 
meinnützigen Nachrichten»  (vom  Juli  1801  an)  würde  eine 
nähere  Betrachtung  verdienen ;  um  aber  wenigstens  einen 
der  von  ihm  vertretenen  Grundgedanken,  der  sich  mehr 
und  mehr  bestätigt  hat,  hervorzuheben,  lassen  wir  eine 
Stelle  des  vorerwähnten  Werkes  folgen: 

«So  lang  man  nicht  folgende  Thatsachen  aus  den 
Annalen  unserer  vaterländischen  Geschichte  wegwischen 
und  ungeschehen  machen  kann,  dass  nämlich  die  Unter- 
thanen  der  ehemaligen  aristokratischen  Zentralregie- 
rungen wreit  glücklicher,  wohlhabender  (waren  und) 
gerechter  beherrscht  wurden,  als  die  Unterthanen  des 
gesamten  eidgenössischen  Föderativbundes;  dass  die 
ehemaligen  demokratischen  Kantone  als  Selbstherrscher 
imd  Volk  in  Einer  Person  so  vieler  guten  Einrichtungen 


Martini  im  Druck  vollendet  worden.  (Der  Titel  ist  dabei  so  for- 
mulirt :  «Warnungen,  Winke,  Wünsche,  Zweifel  und  Versuche, 
die  itzige  Staatskrisis  betreffend.  Erster  Versuch.»)  Der  Ver- 
fasser wiederholte  die  Grundgedanken  im  Herbst  1802  in  der 
Beurtheilung  eines  Manifests  der  demokratischen  Kantone. 
(Gemeinn.  helv.  Nachrichten,  p.  588.) 

M  Ueber  die  Ursachen  des  Verfalls  des  eidg.  Bundes, 
die  Fehler  und  Vorzüge  der  neuen  helvetischen  Konstitution, 
nebst  einem  Versuche,  ein  Bundessystem  mit  einer  Central- 
regierung  für  die  Schweiz  zu  vereinigen.  —  Zürich  und  Leip- 
zig, bei  Ziegler  &  Comp.  (E.  Sept.)  1801.  —  219  S.  8*. 


Das  Ende  d**r  Helv*-tik.  •*! 


und  Anstalten  entbehren  mußten,  w»-l*L»-  «l*-  arXii- 
kratischen  Kantone  durch  ihre  Z#-ntraIr»-sn»T-irjr*-r.  «•» 
vortheilhaft  auszeichneten;  dass.  wenn  etwa*  .n  •i*rr  -.-:- 
genössischen  Schweiz  in  Rücksicht  be^m-ivr  L^-Lr-  -jsA 
Bildungsanstalten,  sorgfältigerer  Einrichtung  d*r  >:&*:-- 
wirthschaft,  klügerer  und  Okonouiivh*-r»-r  Br*--ry-j^z 
des  Staatsvermögens.  weiserer  Sparsamkeit  *-J  Z^-.*-r. 
der  Noth,  besserer  Polizei  und  Re--ht*pfl»-g»f  g*-~:-*r. 
wurde,  dieses  durch  die  Zentral  n-ir>-ruur  r->^ 
aristokratischen  Kantons  und  nicht  vennr:*-r4  »i*-r  *.•«-!: 
Föderativ- Verfassung  geschehen  ist:  da.-~  dir . .  «i  ~r» :.  -.r. 
kleines  fränkisches  Heer  sso  gexrhwind  >*-wirk*»r  1."»-*~t- 
wältigung  und  Auflösung  des  eidg.  Bund»—,  w.»  /->r 
Kanton,  gar  oft  jedes  Dort  egoisti^h  genug.  z~\z  *z> 
seine  eigene  Selbstvertheidigung  dachte,  -i«-h  ia.  I-v-raJ 
entzweien  und  schlagen  lie**s  und  -ich  «»ini'  d:~  YjtijL- 
tung  des  Ganzen  gar  nicht  bekümmerte.  *L*r  1"l;-:.  ".f- 
lichkeit  des  alten  Bundessystenis  in  **>Icl>*;n  kr.*.-»?.~a 
Moment  genug  vor  Augen  legt:  da^  en«L>h  ■:.-  -r.~- 
raalige  Regierung  von  Bern  durch  ihr**  -*h  "*••  J^r^r. 
klug  geführte  Beherrschung  ihres  aus  d»rn  h^^«sMi-av:. 
Völkerschaften,  Rechten.  Gebrauchen.  >itten  J*-*te *.-r.->r. 
Kantons  bewiesen  hat,  wie  schwach  un^l  wi#r  ^:.;j&.-'-*r 
der  so  oft  wiederholte  Einwurf  seie.  die  v*-rw-h.*-*> :.-  a 
helvetischen  Völker  könnten  nicht  durch  *-\u*-  Ts-isn*- 
verfassung  regiert  werden:  so  lange.  «»age  ich.  &1-  «j>-*- 
dokumentirten  Thatsachen  und  hi<torw-hen  Wahri-r-u 
durch  keine  bessern  Gründe,  als  durch  die  gew^r^-tT. 
Deklamationen,  Satyren.  Paradoxen  und  S,p:,>/;.-n 
entkräftet  werden,  so  lange  wird  «*ich  jedem  -..v-r~ 
fangenen,  keiner  Partei  unbedingt  zugethanen  B*^.v 
achter  die  schmerzliche  Ueberzeugung  aufdrin^n.  'ia-, 
ein  Theil  derjenigen,  welche  da*  alte  Födera*r.  »y^^ra 
wieder  einzuführen  trachten,  nicht  da«»  Wohl  *>r 
ganzen  Schweiz,  sondern,  unter  Aufopferung  jed*-*  er- 
nmgenen  Guten  und  unter  dem  Au«*härigevh,jd  d«-r 
älteren,  glücklichen  Zeiten,  blos  die  Virininiiiz  ihrer 
Privatvortheile  beabsichtigten,  ein  and«-r«-r  Thed  ij'i/J- 


*•!:. 
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tatorum  genus)  hingegen  ohne  weitere  Prüfung  «fr •- 
Vorstellungen  nachbeten,  gedankenlos  genug  glaul 
unsere  jetzige  drückende  Lage  sei  nichts  ab  <fo  Y<.k 
unserer  Bemühungen,  eine  verbesserte  Staatsfonn  fr. 
ganz  Helvetien  einzuführen,  und  nicht  bedenken.  <!> 
wir  blos  durch  den  Krieg,  den  man  durchaus  mit  uz 
und  unvermeidlich  haben  wollte  —  hätte  ein  Vunnuj 
nicht  gegolten,  so  hätte  man  einen  andern  erfundeD 
und  mit  der  damit  nach  Siegerrecht  natürlich  verbunden « ? 
Wegnahme  aller  Schätze  und  Vorräthe,  Benutzung  «i 
Terrains  zum  Kriegführen  und  (den)  geforderten  Kon:~ 
butionen  so  elend  geworden  sind,  und  dass  aurli  di 
ehemahge  Bundesverfassmig  diesem  Uebel  so  wem. 
voi^gebogen  und  (es)  vermindert  hätte,  als  es  die  jetzig 

Verfassung  im  Stand  war  zu  thun »   Ursachen » -t- 

p.  102-4. 
Unsern  Erwartungen,  wie  vermuthlich  auch  den  Z» .-.: 
genossen,  kommen  wenigstens  mit  bestimmten  GebüMei' 
drei  Schriftsteller  entgegen   welche  alle  eine  föderal 
Ordnung  empfahlen,  im  Uebrigen  aber  verschiedene  Int»  r 
essen  vertraten.     Ein  konservativer  Waadtländer1).  •!• ' 
jedoch  nicht  zu  der  Fahne  der  «Dreizehn*  geschwvM 
hatte,  versuchte  zunächst  die  Selbständigkeit  seines  Hei 
matlandes  zu  behaupten,  wie  er  auch  die  italienisch* -u 
Vogteien  in  einen  neuen  Kanton  vereinigen  wollte,  wäh- 
rend  er  die   übrigen  eidg.  Unterthanengebiete  an  die 
Nachbarkantone  zu  vertheilen  vorschlug.  Das  Wallis  hielt 
|  er  fest,  sodass  er  mit  17  Kantonen  rechnete,  die  gleichen 

!  Rechtes  und  nur  in  den  auswärtigen  Angelegenheit»  n 


Hommage  a  ma  patrie,   ou  esquisse  d'un  projet  <k 

ion  de  la  Republique  helvetique,  fonde  sur  Ia  souv^ 

üs  Cantous,  par  J.  F.  A  r  in  a  n  d.  Neuchätel,  de  l'impri- 

.M  L  Fauche-Borel  1901.  -  38  pp.  in-&.  (Laut  Höpfnor 

jf  *<Üger  bei  der  holländischen  Kapelle  in  Paris  und 

f  Angesehen. 
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durch  die  «Generalstände»  —  eine  permanente  Behörde ! 

—  beschränkt  sein  sollten.  Die  Befugnisse  dieses  Kol- 
legiums dehnte  er  aber  auf  alles  aus,  was  zur  Wahrung 
der  Unabhängigkeit  gehörte.  In  dieser  Bundesregierung 
würde  jeder  Kanton  durch  einen  Deputirten  mit  sechs- 
jähriger Amtsdauer  vertreten;  die  Wahl  des  Präsidenten 
geschähe  für  zehn  Jahre;  zur  Seite  stünde  ihm  ein 
Staatssekretär.  Für  Angriffskriege  und  Bündnisse  wäre 
Einstimmigkeit  nöthig.  Neben  den  Zeughäusern,  Pulver- 
fabriken etc.  hätten  die  Generalstände  auch  über 
das  Münzwesen,  die  Post,  den  Salzhandel  und  die 
Bergwerke  zu  verfügen;  dazu  könnten  eine  Hand- 
änderungsabgabe, ein  Einfuhrzoll  für  Kolonialwaaren 
und  fremde  Weine,  eine  Staatslotterie,  Zinse  von  gewissen 
Kapitalien  im  Ausland,  Konzessionsgebühren  für  Sold- 
regimenter, allfällig  auch  Geldkontingente  der  Kantone 
kommen  (von  Kleinerem  zu  schweigen),  sodass  den  Kan- 
tonen für  ihre  Bedürfnisse  nicht  viel  übrig  blieb!  In 
Streitfällen  zwischen  Kantonen  sollte  die  Bundesbehörde 
vermitteln  oder  rechtlich  entscheiden.  Da  der  Verfasser 
vornehmlich  an  seine  Landsleute  dachte,  so  gab  er  auch 
Andeutungen  über  kantonale  Organisationen,  z.  B.  eine 
Abstufung  des  Stimmrechts,  die  Kompetenzen  des  «Staats- 
raths»  und  der  «Stände»,  die  Einrichtimg  der  Rechts- 
pflege und  mancherlei  anderes.  In  allem  verräth  sich 
ein  gemässigter  Freisinn,  der  einen  Rückfall  in  veraltete 
Zustände  ausschloss. 

Mit  dieser  Richtung   kontrastrirt  eine   spätere  Flug- 
schrift, die  wir  nur  aus  einer  kritischen  Anzeige  kennen1); 

')  Coup  d'oeil   politique  sur  THelvetie.    Londres  (?),  1801. 

—  Recensirt  im  «Helvet.  Anzeiger»  Nr.  1 ;  Beilage  der  Gemeinn. 
helv.  Nachr.  1802.  Der  Referent  unterzeichnet  sich  mit  Th. 
v.  C.?  und  sein  Bericht  ist  beachtenswerth. 
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auch  sie  rührt  von  einem  Waadtländer  her,  der  sich  aber 
theilweise  den  Vorschlägen  von  Schultheiss  Steiger  (resp. 
K.  L.  Haller)  anschloss. 

Aus  ganz  andern  Verhältnissen  erwuchs  die  Schrift 
von  Preissig1),  die  eine  Erläuterung  zu  Vorschlägen 
bildet,  welche  handschriftlich  oder  gedruckt  in  Appenzell 
und  Nachbargebieten  zirkulirten  und  eine  rein  föderali- 
stische Gestaltung  der  Schweiz  bezweckten.  Auf  einen 
Abdruck  dieser  Anträge  muss  hier  verzichtet  werden; 
dagegen  ist  man  dem  Begleittext  einige  Bemerkungen 
schuldig.  Mild  und  sachlich  gehalten,  unterscheidet  sich 
derselbe  vortheilhaft  von  den  Elaboraten  des  Pfr.  Knus. 
Mit  löblichem  Takte  bespricht  P.  jede  einzelne  Frage, 
mischt  Erinnerungen  und  Winke  ein,  die  das  Volk  auf 
gute  Wege  weisen  sollen,  vertheidigt  aber  auch  dessen 
Recht,  resp.  das  Recht  der  Mehrheit,  das  nie  Zerwürf- 
nisse erregt  habe.  Er  will  von  dem  Namen  Helvetier 
nichts  wissen,  da  sie  von  den  Römern  unterjocht  worden, 
und  bei  dem  schlichten,  ehrwürdigen  Namen  Eidge- 
nossen bleiben.  Er  wehrt  sich  dabei  nachdrücklich  für 
die  alte  Verfassung  der  demokratischen  Stände,  will  je- 
doch andern  Völkerschaften  die  Wahl  abweichender 
Formen  gern  tiberlassen. 

Hervorzuheben  sind,  unserm  Zweck  gemäss,  folgende 

Stellen : 

(Zu  Art.  6.)  «Tagsatzungen,  auf  denen  Repräsentanten 
von  allen  Kantonen  erscheinen,  sind,  wenn  die  Schweiz 
eine   Republik   sein   soll,   nothwendig.    Geschäfte  von 


J)  Pflichtmässige  Vorschläge  zu  einer  schweizerischen 
Staatsverfassung,  herausgegeben  und  mit  Anmerkungen  be- 
gleitet von  Sebast.  Preissig,  Pfarrer  in  Wald,  Kt.  Säntis,  im 
Augsten.  1801.  Zürich,  bei  Joh.  Hch.  Waser.  1801.  —  56  S. 
kl.  8°. 
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Wichtigkeit,  welche  die  ganze  Schweiz  betreffen,  sollen 
auch  gemeinschaftlich  berathen  werden,  z.  B.  Krieg, 
Friede,  Bündnisse  etc.  Die  Repräsentanten  sollen  von 
ihren  Kantonen  mit  Instruktionen  versehen  sein,  und  die 
Anzahl  der  Repräsentanten  der  Kantone  könnte  nach 
der  Bevölkerung  derselben  bestimmt  werden.  Nach 
meinem  Urtheil,  durch  die  helvetische  (!)  Geschichte 
belehrt,  sollte  es  keinem  Kanton  erlaubt  sein,  sich  mit 
einer  fremden,  kleineren  oder  grösseren  Macht  einzeln' 
zu  verbinden.  Dieses  abgesonderte  einzelne  Verbinden 
gab  in  den  alten  Zeiten  Anlass  zu  vielem  Argwohn, 
Verdruss,  zur  Störung  der  Einigkeit  und  des  Zutrauens. 
Alle  oder  kein  Kanton  sollte  mit  einer  fremden  Macht 
in  ein  Bündnis  treten.  Die  Eidgenossenschaft  sollte  ein 
Ganzes  sein.  Krieg,  Friede  und  Bündnis  sollen  von 
dem  Volke  oder  im  Namen  des  Volks  durch  ihre  Stell- 
vertreter nach  dem  Willen  des  Volks  geschlossen 
werden.  Nichts  dünkt  mich  billiger,  als  dass  in  solchen 
wichtigen,  das  allgemeine  Wohl  des  Vaterlands  be- 
treffenden Umständen  der  Wille  des  Volks  ent- 
scheide.   (P.  47.) 

(Zu  9.) Andere  Einrichtungen  will  die  Zu- 
schrift an  die  Kantons- Wahlmänner  der  Tagsatzuug 
überlassen.  Da  sind  noch  wichtige  Sachen  zu  ordnen 
und  zu  bestimmen,  welche  die  Sicherheit,  Zufrieden- 
heit und  Wohlfahrt  des  Vaterlandes  betreffen,  z.  B.  die 
Einrichtung  des  Militärs  und  andere  Gegenstände,  der 
Handel,  Verkehr,  allgemeine  Gerechtigkeitspflege,  Märk- 
te, Zölle  u.  s.  w.,  welche  der  Weisheit  und  Sorgfalt  der 
Tagsatzungen  zu  regulieren  überlassen  werden  soll[en]. 
In  Absicht  dieser  Einrichtungen  und  Verbesserungen 

hat  die  Tagsatzung  noch  ein  weitläufiges  Geschäft. 

Eine  allgemeine  Einrichtung  (des  Militärwesens  etc.), 
der  sich  jeder  Kanton  unterwerfen  müsste,  wäre  so 
nützlich  als  nothwendig.  Zu  diesen  Verfügungen  könnte 
das  Konkursrecht,  das  Ziehen  von  einem  Kanton  in  den 
andern,  um  daselbst  haushäblich  zu  wohnen,  der  freie 
Kauf,  das  Heiraten  der  Weibspersonen  in  andere  Kan- 
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tone  etc.  für  die  ganze  Republik  allgemein  bestimmt 
werden,  wie  es  för  das  Beste  angesehen  würde.  Jedem 
Kanton  könnte  das  Recht  gegeben  werden,  durch  seine 
Repräsentanten  auf  den  Tagsatzungen  Vorschläge  zur 
Verbesserung  zu  machen,  und  die  Mehrheit  der  Tag- 
satzung würde  darüber  entscheiden.»         (P.  49,  50.) 

Die  letzte  Arbeit,  die  noch  in  Betracht  kommen  kann,1) 
.  stammt  aus  dem  Kreise  der  heftigsten  Gegner  der  neuen 
Ordnung.  Der  Verfasser,  Gottlieb  Thormann  von  Bern, 
—  der  bald  zu  einer  bedeutenden  Rolle  gelangte  —  be- 
zeichnete sich  selbst  als  «einen  der  beharrlichsten  Aristo- 
kraten*. Da  es  unthunlich  ist,  seine  Vorschläge  textuell 
mitzutheilen,  so  bemüht  man  sich,  wenigstens  die  Grund- 
züge kenntlich  zu  machen.  Thormann  findet  freilich  den 
Zeitpunkt,  wo  er  seine  Gedanken  präzisirte,  nicht  günstig 
für  eine  feste  Konstituirung  der  Schweiz;  er  meint,  vor- 
erst sollte  der  europäische  Friede  (infolge  der  Verhand- 
lungen mit  England)  gesichert  und  das  Entschädigungs- 
geschäft im  deutschen  Reich  (das  dort  wesentliche  Gebiets- 
und Verfassungsänderungen  nach  sich  zog)  erledigt  sein. 
Zudem  inissfiel  ihm  die  unitarisch  gesinnte  Mehrheit  der 
Zentralbehörden,  der  er  —  ohne  Grund  —  das  ihm  wid- 
rige Ergebnis  der  Wahlen  für  die  helvetische  Tagsatzung 
zur  Last  legte,  also  kein  Vertrauen  schenken  woDte;  doch 
glaubte  er  eine  bessere  Wendung  vorbereiten  zu  sollen 
und  erinnerte  an  eine  Zeit,  wo  die  Republik  (Bern)  weder 
Sehätze  und  Magazine  noch  einträgliche  Aemter  zur  Ver- 
fügung hatte;  da  jene  verschwunden,  so  müsse  nun  vor 
allem  ein  sparsames  Regiment  erstrebt  werden,  um  wenig* 


l)  a)  Entwurf  einer  dauerhaften  Konstitution  fttr  die 
Schweiz.  Born,  bei  Stampft.  1801  (E.  Sept.).  —  20  S.  8*.  - 
b)  Projet  d'une  Constitution  solide  pour  la  Suisse.  (Nur  hand* 
Hchriftlich  vorgefunden,  aber  ohne  Zweifel  erschienen.) 
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stens  schuldenfrei  dastehen  zu  können ;  darum  wären  die 
Gehenden  Truppen  abzudanken  und  da»  Volk  wieder  in 
wehrhaften  Zustand  zu  setzen.  Dieses  sehe  mehr  auf  die 
Leistungen  als  auf  die  Personen;  desshalb  gelte  es,  für 
dasselbe  zu  handeln,  nicht  durch  dasselbe.  Die  Regie- 
nmgsarbeit  sollte  wieder  theilweise  unentgeltlich  gethan 
werden;  etwelche  Entschädigung  würde  Mos  in  Anwarb 
schaften  auf  bezahlte  Aemter  gewährt.  Dabei  kann  sich 
der  Verfasser  doch  nicht  verhehlen,  dass  viele  seiner 
Standesgenossen  weniger  —  staatsmännisch  dachten ;  zur 
Ausschlieasung  von  Landbürgern,  die  nicht  Burger  des 
Hauptortes  werden  wollten,  stimmte  er  freilich  mit  ihnen. 
Wichtiger  als  diese  Grundsätze  könnten  die  zuge- 
hörigen Umrisse  einer  Bundesverfassung  scheinen ;  allein 
es  mögen  auch  dafür  einige  Notizen  genügen.  Zunächst 
will  Thormann  die  XIII  Stände,  mit  wenigen  Aenderungen, 
wieder  herstellen ;  die  Kantone  Waadt  und  Aargau  kennt 
er  nicht,  während  er  Baden  mit  dem  Freiamt,  den  Thur* 
gau,  das  Rheinthal  mit  Sargans  und  die  italienischen 
Vogteien  als  selbständige  Glieder  zulässt;  den  alten 
«Ländern»,  nebst  Wallis  und  Graubünden,  theilt  er  eine 
verstärkte  Vertretung  indem  «Bundesrath»  (47  Mitglieder) 
zu,  sodass  sie  mehr  als  ein  Drittel  desselben  besetzten, 
während  die  fünf  volkreichen  Kantone  Zürich,  Bern, 
Luzern,  Basel  und  Freiburg  zusammen  nicht  höher 
kamen;  auch  wurden  dabei  die  katholischen  Stände  auf- 
fallend begünstigt.  Die  neuen  Kantone  sollten  ihre  Or- 
gaaisation  erst  unter  Mitwirkung  des  Bundesrathes  er- 
halten. Die  wesentlichen  Befugnisse  dieser  Behörde 
bezogen  sich  auf  die  Vertretung  nach  Aussen,  etwelche 
gemeinsame  Ordnung  der  Wehrkräfte,  des  Zoll-  und 
Münzwesens,  der  Sicherheits-  und  Gesundheitspolizei  etc. 
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und  an  Finanzmitteln  waren  ihr  die  Erträge  des  Salz- 
und  Pulverhandels,  der  Bergwerke  und  der  Postregie 
zugedacht;  eventuell  konnte  sie  Zuschüsse  der  Kantone 
einfordern.  Manches,  was  einem  fortschrittlich  gesinnten 
Bürger  am  Herzen  liegen  musste,  ist  jedoch  gar  nicht 
berührt;  ein  eidg.  Obergericht  hatte  in  diesem  System 
keinen  Platz;  höhere  Schulen  und  gemeinnützige  Werke 
kamen  eben  hier  —  wie  auch  anderswo  —  nicht  mehr 
in  Frage. 

Wirklich  war  in  allen  Kreisen  das  Vertrauen  in  die 
Schöpferkräfte  des  Einheitsstaates  sehr  gesunken;  viele 
Hoffnungen  und  Ansprüche  waren  eben  unerfüllt  ge- 
blieben, die  «Nation»  wie  die  Gemeinden  von  Finanz- 
nöthen  bedrückt,  Beamtete,  Handwerker  und  Industrie- 
arbeiter dürftig  bezahlt,  ein  Theil  der  Jugend  im  miss- 
bräuchlichen  Genuss  der  Freiheit  verdorben;  wer  noch 
eine  Besserung  wünschte,  erwartete  sie  zumeist  von  einer 
Ordnung,  welche  von  nahestehenden  Behörden  zu  hand- 
haben wäre,  sodann  von  einem  lange  dauernden  Frieden 
zwischen  den  Mächten,  der  einen  Aufschwung  wirtschaft- 
licher Thätigkeit  zu  verheissen  schien,  und  rechnete 
auch  dabei  nur  mit  langsamem  Fortschritt.  Auch  solche 
Stimmungen  muss  man  sich  vergegenwärtigen,  um  die 
Zeit  in  Thun  und  Lassen  zu  verstehen.  Den  Druck  und 
die  Lähmung  verbitterten  aber  Erlebnisse,  die  irgend 
einem  neuen  Gesetz  oder  Regierungsgebot,  dem  üblen 
Willen  der  einen  oder  andern  Person  oder  Partei  zur 
Last  gelegt  wurden.  Hatte  jeder  etwas  zu  klagen,  das 
ihn  persönlich  bemühte,  so  fehlte  es  doch  nicht  an  ge- 
meinsamen Sorgen  oder  Beschwerden;  nur  mangelt  uns 
eine  Gewähr  für  zutreffende  und  vollständige  Aufzeich- 
nung. Indess  treten  einige  Züge  so  deutlich  hervor,  dass 
man  sie  nicht  übersehen  kann. 
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Berührt  ist  oben  der  Eine,  dass  das  Volk  allerorten 
einen  kantonalen  Haushalt  ersehnte,  den  es  verstehen 
and  beiutheilen  konnte ;  daran  knüpfte  sich  der  natür- 
liche Wunsch,  Behörden  zu  besitzen,  denen  es  namentlich 
in  ökonomischer  Hinsicht  vertrauen  und  die  es  so  oder 

anders  selbst  bestellen  und  überwachen  durfte1);  damit 
ist  auch  die  Tendenz  nach  einer  stärkeren  Betheiligung 
des  Volkes  an  der  Besorgung  lokaler  und  kantonaler 
Angelegenheiten  ausgesprochen,  die  sich  freilich  mit  einer 
rückläufigen  Strömung  kreuzte,  welche  auf  Einschränkung 
der  nicht  ortsbürgerlichen  Elemente  zielte.  Die  Neigung 
ffl  einem  Census  für  die  Wählbarkeit  zu  Aemtern  theilten 
übrigens  städtische  und  ländliche  Stimmführer.  Der  un- 
eeiösten  Streitfragen  waren  aber  im  Ganzen  so  viele, 
(la$  eine  rasche  Verständigung  über  die  Hauptsachen 
^b  kaum  erzielen  liess,  zumal  man  oben  und  unten  ge- 
lohnt war,  das  Einzelinteresse  zum  Massstab  zu  nehmen. 

,    HL  Die  helvetische  Tagsatzung  und  der  Staatsstreich 

vom  27./28.  Oktober. 

Hat  unsere  Umschau  erkennen  lassen,  dass  das  Volk 
&•  Gebildeten  inbegriffen,  mit  sehr  verschiedenen,  zum 
:  Th«l  sich  widersprechenden  Gedanken  oder  Hoffnungen 
ta  helvetischen  Tagsatzung  entgegensah,  so  mögen  mm 
&*h  einige  Blicke  in  die  engen  Kreise  der  zunächst 
ftcressirten  Amtspersonen  gestattet  sein.  Das  Ergebnis 
*muls  erhaltenen  Aufzeichnungen  ist  ein  Ueberwiegen  de> 
|  keifeis  und  Unbehagens,  der  Zwietracht  und  Lähmung 

Ji  Nicht  ohne  Grund  ist  (von  Höpfneri  bemerkt  worden, 
**  selbst  der  scheinbar  unitarische  Verfassungsentwurf  des 
>aa*  vom  5.  Juli  1800  unfreiwillig  den  föderaliKtinrhen  Hantr 
*  Vuikhiiiasse  verrathe,  indem  das  Land  in  90  pleirlie  B«- 
at*\  resp.  kleine  Repu büken  aufgelöst  werden  sollte. 
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der  helvetischen  Oberbehörden.  Die  mehrfach  erwähnten 
Gegensätze  bestanden,  mehr  oder  weniger  zugespitzt,  auch 
im  Vollziehungsrath  und  unter  den  Gesetzgebern;  es 
hoffte  jede  Partei  der  andern  noch  etwas  abzugewinnen* 

Im  Vollziehungsrath  waren,  infolge  des  Abgangs  von 
Glayre   und   tödtlicher  Krankheit    Frischings,    durch  den 
Eintritt    Paul  Usteris    die   Einheitsfreunde    im   Vortheil, 
jedoch   nicht   durchweg   einig.     Indess  glaubten  die  ent- 
schiedeneren Mitglieder,  mit  einem  Verfassungsentwurf, 
den  sie  mit  Rengger  und  F.  B.  Meyer  vereinbart  hatten, 
der  Tagsatzung  vorarbeiten  zu  sollen;  da  aber  die  Mehr- 
heit   diesen   Vorschlag    verwarf,    um    in   den   Senat    zu 
kommen1),  so  nahm  jetzt  Missmuth  in  der  Behörde  völlig 
überhand,  zumal  die  von  Frankreich  betriebene  Abtretung 
von  Walliser  Gebiet  verschieden   beurtheilt  wurde.     Das 
Beispiel  der  batavischen  Republik,  wo  sich  alte  Parteien 
rasch  vertrugen,  um  der  Einmischung  Frankreichs  zu  ent- 
gehen, blieb  diesseits  wirkungslos;  freilich  war  Batavien 
durch  England  gedeckt  und  dadurch  in  besserer  Lage. 

Das  Verhältnis  zur  französischen  Regierung  blieb  für 
alle  Patrioten  peinlich.  Die  Unitarier  erfuhren  nicht 
ohne  Bedenken,  dass  die  Berner  Patrizier  bei  dem  Ersten 
Konsul  sich  Gehör  zu  verschaffen  wussten,  und  befürch- 
teten, bei  dem  oft  plötzlichen  Wechsel  seiner  Stimmung, 


*)  Mit  andern  Worten  «aus  Baucrnfurcht».  —  Da  der  frag- 
liche Plan  verloren  ist,  so  lassen  sich  übrigens  die  Motive 
nicht  deutlich  genug  erkennen.  Es  fragt  sich  unter  anderra, 
ob  derselbe  ungebührlichen  Fordern ngen  der  Zehntpflichtigen 
entgegentrat  oder  zu  sehr  die  Rechte  der  neuen  Kantonsbe- 
hörden beschnitt,  oder  gewisse  Winke  der  französischen  Bot* 
schaft  missachtete.  Die  Tagsatzung  hatte  eben,  je  nach  dem 
Entscheid  über  die  Verfassung,  die  Wahlen  für  den  Senat  zu 
treffen. 
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dass  er  sich  för  ihre  Sache  entscheide,  oder  dass.  wenn 
eine  sichere  Verständigung  nicht  gelang,  das  Land  zer- 
rissen werde,  da  es  an  lüsternen  Blicken  der  Art  nicht 
fehlte.1)  Doch  fanden  die  Umtriebe  für  Herstellung  des 
Kantons  Bern  in  seinem  alten  Umfang  in  Paris  nicht  das 
erhofft«  Entgegenkommen;  daher  suchten  die  Benier 
durch  geheime  Sendungen  Stützen  in  England,  Oester- 
reich,  Berlin  und  Petersburg.  Da  indess  die  Reis**  des 
Herrn  Freudenreich  «von  Thorberg»  nach  London  dem 
helvetischen  Minister  in  Paris  alsbald  bekannt  wurde, 
gewann  er  damit  einen  neuen  Hebel,  um  den  Einfluss 
der  Oligarchen  zu  schwächen.  Wenn  aber  deren  Hart- 
köpfigkeit dort  anstössig  war,  so  büsste  doch  gewisser- 
massen  das  Land  für  sie,  indem  die  Konsuln  eine  längst 
in  Aussicht  gestellte  Abschlagszahlung  (von  3  Mill.  Fr.) 
für  schweizerische  Lieferungen  an  die  französische  Armee 
plötzlich  verweigerten  und  Bonaparte  bisweilen  auch 
bittere  Geringschätzung  verlauten  Hess. 

Die  wichtigsten  Erörterungen  knüpften  sich  atx;r 
beiderseits  an  die  Verfassungsfrage.  Da  dieselben  end- 
lich mit  einiger  Sicherheit  beurtheilt  werden  können  und 
für  das  Verständnis  der  Folgen  diesseits  begangener 
Fehler  viel  von  einer  möglichst  genauen  Kenntnis  dieser 
Verhandlungen  abhängt,  so  wird  hier  ein  Versuch  ge- 
macht, in  aller  erreichbaren  Kürze  die  Denkweise  der 
französischen  Regierung  darzulegen,  wie  sie  sich  in  der 
Korrespondenz  mit  der  Botschaft  in  Bern  zu  erkennen  gibt.*j 

l)  Zu  erinnern  ist  u.  a.  an  ein  Buch  de*  Freiherrn  v  o  n 
Jan  (1801),  das  sich  bemühte,  die  Schweiz  als  einen  TVü 
des  deutschen  Reiches  darzustellen,  der  bei  der  geplanten 
Säkularisation  als  Entschädigungsmasse  verfügbar  sein  sollte. 

*)  Man  verweist  dafür  auf  die  Sammlung  von  D  u  n  a  n  t, 
wo  allerdings  nur  das  Wichtigste  textuell  mittet  heilt  mt. 
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Als  Talleyrand  dem  Minister  Reinhard  das  verbesserte 
Projekt  von  Malmaison  zufertigte  (8.  Mai),  begleitete  er 
dasselbe  mit  dem  Wunsche,  dass  damit  eine  dauerhafte 
Ordnung  erzielt  werden  könne;  er  betonte  dabei,  dass 
Frankreich  in  dieser  Angelegenheit  besondere  Rücksicht 
beanspruchen  dürfe,  da  es  sich  für  die  Unabhängigkeit 
der  Schweiz  am  meisten  bemüht  und  an  ihrem  Gedeihen 
auch  das  grösste  Interesse  habe.  Dem  Gesandten  wurde 
'übrigens  empfohlen,  sich  nicht  für  unbedingte  Annahme 
zu  verwenden  und  eher  sich  zurückzuhalten  als  zu  viel 
Eifer  zu  zeigen,  jedenfalls  aber  die  Wirkung  des  neuen 
Plans  genau  zu  beobachten  und  darüber  Bericht  zu  geben. 
Letzteres  geschah,  soviel  ersichtlich,  fleissig  und  wenig- 
stens so  einlässlich,  dass  einige  schätzbare  Angaben 
bereits  (S.  49,  50)  haben  verwerthet  werden  können.  Vier- 
zehn Tage  später  bemerkte  Talleyrand,  in  dem  Entwurf 
rühre  Verschiedenes  (einzig)  von  den  helvetischen  Bevoll- 
mächtigten her,  und  Abänderungen  in  dem  Vertretungs- 
verhältnis sähe  er  nicht  ungern.  Zugleich  wünschte  er, 
dass  für  die  Kantone  alsbald  bestimmte  Grundgesetze 
geschaffen  würden;  uni  aber  Koalitionen  zu  vereiteln, 
wäre  vorzusehen,  dass  die  Entwürfe  in  Paris  geprüft 
werden  sollten.  Damit  waren  der  Zentralgewalt  gewisse 
Schranken  gesetzt,  m.  a.  W.  den  Kantonen  bessere  Ga- 
rantien für  selbständige  Entwicklung  gewährt,  anderseits 
lokale  Umtriebe  oder  Widerstände,  die  sich  besorgen 
Hessen,  voraus  missbilligt;  das  Wesentliche  ist  die  Ab- 
sicht, Kantone  mit  eigenem  Leben  wieder  herzustellen. 
Hieran  knüpfe  ich  die  Notiz  von  Stapfer,  er  habe  dem 
französischen  Minister  vorgeschlagen,  diese  «Verfassungen» 
durch  Ausschüsse  der  respektiven  Kantone,  wTelche  der 
Vollziehungsrath  ernennen  würde,   entwerfen    zu   lassen. 
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sodass  die  Kantonstagsatzungen  deren  Arbeit  nur  zu  be- 
stätigen oder  zu  verwerfen  hätten,  und  streitige  Fragen 
durch  die  Oberbehörden  zu  erledigen  wären;  Talleyrand 
Nah  jedoch  in  diesem  Verfahren  blos  einen  Schleichweg, 
iim  die  Einheit  zu  behaupten,  und  es  war  davon  nicht 
weiter  die  Rede. 

Angenehm  berührt  es  uns,  dass  Glayre's  Verdienst 
um  eine  baldige  Entscheidung  der  diesseitigen  Behörden 
von  Reinhard  betont  wird ;  desto  peinlicher  sind  die  Nach* 
richten  über  mancherlei  Aenderungsanträge,  welche  dem 
Parteizwist  neue  Nahrung  geben  mussten ;  namentlich  dan 
Begehren  der  Unitarier,  eine  Abstimmung  der  Kantons- 
behörden über  allgemeine  Gesetze  nicht  zuzulassen,  und 
die  Wahl  des  Senats  an  einen  dreifachen  Vorschlag  des 
Vollziehungsraths  zu  binden,  konnte  in  Paris  nicht  ge- 
billigt werden.  Schon  am  2.  Juni  schrieb  Talleyrand, 
nach  den  geäusserten  Wünschen  würde  der  Entwurf 
wesentlich  geändert;  man  finde  dieselben  weder  besonnen 
noch  uneigennützig;  die  französische  Regierung  habe  ihre 
Meinung  bestimmt  erklärt  und  sei  durch  die  jüngsten 
Wahrnehmungen  darin  nur  bestärkt  worden;  den  jetzt 
adoptirten  Vorschlag  halte  sie  für  das  Zweckmässigste, 
und  es  verrathe  weder  Einsicht  noch  Achtung  für  sie, 
dass  solche  Ansprüche  erhoben  werden.  Nur  in  den 
Wahlfragen  (vgl.  S.  55  ff.)  könne  man  insofern  zustimmen, 
als  durch  geeignete  Formen  gute  Wahlen  erstrebt  werden 
sollten;  dabei  dürfe  aber  nicht  blos  eine  Partei  vertreten 
sein:  ein  Wahlcomite,  das  verbindliche  Vorschläge  machen 
könnte,  sei  eben  auch  der  Gefahr  ausgesetzt,  einseitig  zu 
handeln.  Berücksichtigung  der  Steuerbeiträge  (der  Kan- 
tone) bei  den  Wahlen  für  die  helvetische  Tagsatzung 
könne  man  billigen.   In  einem  Bericht  an  Bonaparte  be- 
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tonte  der  Minister,  es  sei  nicht  logisch,  der  Tagsatzung 
die  Sanktion  der  Verfassung  zuzuweisen,  da  sie  doch  erst 
durch  diese  geschaffen  worden ;  indessen  lasse  sich  deren 
Bestätigung  erwarten.  In  den  Wahlen  werden  die  Uni- 
tarier sich  einen  starken  Einfluss  zu  sichern  suchen, 
woraus  Zerwürfnisse  erwachsen  möchten;  darum  müsse 
man  der  Botschaft  besondere  Wachsamkeit  empfehlen. 

In  einem  vielleicht  nur  acht  Tage  spätem  Gutachten, 
das  über  die  Sachlage  allerlei  Spezielles  meldet,  wird  zur 
Begründung  neuer  Instruktionen  ausgeführt,  in  den  An- 
trägen zu  Aenderungen  liege  eine  Deutung  des  Textes, 
die  dessen  wahren  Sinn  übertreibe;  diese  Dinge  sollten 
ja  später,  etwa  durch  organische  Gesetze,  geordnet  werden, 
d.  h.  durch  die  neuen  Behörden.  Die  Wahlaktion 
betreffend  sei  zu  verhüten,  dass  die  provisorische  Regie- 
rung vorgreife;  das  empfohlene  Wahlcomite  könnte  nur 
auf  drei  Arten  gebildet  werden;  es  folgen  die  früher  be- 
merkten Vorschläge  (S.  57),  deren  Schicksal  wir  kennen. 
Wolle  man  Glieder  der  alten  Regierungen  beiziehen,  so 
sollten  es  freilich  solche  sein,  die  sich  seiner  Zeit  (1797 
bis  1798?)  mit  Frisching  für  Frankreich  erklärt 
haben;  diese  Bedingung  verschwieg  aber  Reinhard,  was 
seinen  Misserfolg  wenigstens  theilweise  erklärt. 

Seine  Nachricht,  dass  mit  25  gegen  9  Stimmen  eine 
Rücksichtnahme  auf  die  Steuerbeiträge  abgelehnt  worden, 
ist  zu  verdanken,  wie  auch  die  Angabe,  dass  die  Berner 
(die  «Unbedingten»?)  in  die  neue  Behörde  nicht  eintreten 
wollten  (vgl.  S.  52, 53),  und  die  Krankheit  Frischings  nach- 
theilig wirke ;  was  soll  aber  die  Notiz  bedeuten,  dass  die 
Räthe  seit  der  Befolgung  der  Winke  der  Botschaft  er- 
lahmt seien?  War  es  Missmuth  oder  Uneinigkeit,  oder 
aber  Vertrauen   zu  dem   Erfolg?    Wir  halten  uns  desto 
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lieber  an  die  Aeusserungen  von  TaUeyrand.  Indem  er 
die  Rückkehr  des  Sekretärs  Fitte  nach  Bern  ankündigte. 
erklärte  er  wieder,  dass  Aenderungen  an  der  Verfassung 
in  Paris  nicht  gebilligt,  Mittel  zur  Erzielung  guter  Wahlen 
aber  gern  begünstigt  würden.  Die  Klagen  beider  Par- 
teien über  die  Bauern  finde  man  affektirt:  man  wolle 
freilich  nicht  ein  Regiment  von  Ungebildeten,  aber  auch 
kein  Parteiregiment ;  es  scheine  indess,  dass  etliche  Ehr- 
geizige sich  durch  Wahlreglemente  helfen  wollen :  darum 
gerade  wären  soweit  thunlich  Parteiführer  auszuschliessen. 
Er  bemerkt  wiederholt  (mit  Detail),  die  vorgeschriebene 
Vertheilung  der  Gewalten  zwischen  der  Centralbehörde 
und  den  Kantonen  sei  nicht  zu  ändern;  als  Hauptsache 
betrachte  man  die  baldige  Einführung  der  Konsti- 
tntion (22.  Juni). 

Nachdem  die  Wahlen  begonnen  hatten,  berichtete 
Reinhard  mehrmals  über  das  Ergebnis,  das  auch  ihm  zum 
Theil  missfiel;  er  hob  hervor,  dass  beinahe  keine  Mit- 
glieder alter  Regierungen  gewählt  worden  und  die  Mehr- 
zahl der  Gewählten  eher  Gegner  als  Anhänger  der  jetzigen 
Oberbehörden  seien,  sodass  keine  Verständigung  auf  dem 
Boden  der  Verfassung  bevorstehe;  er  rügte,  dass  die 
Unitarier  ohne  französischen  Einfluss  operieren  wollen, 
die  Oligarchen  aber  an  England  und  Oesterreich  hangen, 
die  Regierung  unschlüssig,  der  gesetzgebende  Rath  eigen- 
willig sei,  aber  durch  Erlass  einer  Anleitung  (S.  60)  sich 
zu  decken  meine.  Während  Frisching  vorstellte,  dass 
Frankreich  den  Bauern  verdeuten  sollte,  die  Zehntenfrage 
sei  für  die  helvetische  Tagsatzung  abgethan  (indem  der 
Zehnten  gänzlich  den  Kantonen  anheimfiel),  meldete 
Reinhard,  die  Aristokraten,  deren  Ansehen  wieder  wachs«.', 
und    die    einsichtigen    Anhänger    der    neuen    Ordnung 


*ä-  £»>  4er  Hrfouk. 
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i"»mr'i  ~~r~ini£n   **iar  ai::3raii*»w>cbe  Mehrheit  bilden. 
:r»c  >"  ir-rö*-  *■*  iraetKi.  *4*  v«c  dem  Beginn  der  Tag- 
^Tzimr  *»ä~r  *r<  nachher  inr  Aktion  eintreten  solle;  in 
••-••.i**r  Thl**tL  ^i  »i>r  Vtsiastsme  gefährdet. 

^-   +*m<:r   R^Kirir  kennte  TaDevrand  dem  ersten 

m 

K  ck..I  iJ«in  v-cvultthca:  ts*  erwog  dabei,  ob  die  Re- 
*r»-rzzi£  -><a  V*rsD'i  R^mhanfc.  bei  den  Wahlge^chäften 
:._*r  vjiti.  dr*^iTi»^iivn  •der  aber  erneuern  könne; 
^  r-->  --L^s  ">™  bedrnklxh.  da  der  gg.  Katb.  der  diircb 
£.->•*•?  c^-is    '^zxi   eine  Instruktion1!  dieselben  ganz  ein- 

r^-wact.  dadurch  übermächtig  (resp.  un- 

ir»>.  tz>i  «üe  «bwaltenden  Gegensätze  sich  dann 

t-  r-^irft-a  n.ü><r^a:  da>  andere  müsste  aber  durch  einen 

r.-->a  « ^«sandten,  alttuiig  einen  ausserordentlichen,  ge- 

*-  *:.-  •>  ^.  »:a  Rrinhard  jerzt   in   der  Schweiz  ohnmächtig 

"» : :  ♦ in  »  r-T-Wiiedcner  Schritt  müsse  jedoch  gethan  werden, 

■inj   «:.v  «i  «rt  dr*>hrnden  (Gefahren  abzuwenden  (1.  Aug.). 

Inf-  I^e  d»-***t-n  wunlt-  ein  Personalwechsel  angeordnet,  ab 

J>  •:— haru-r  t-in  ehemaliger  Jakobiner.  RavnLVerninac, 

a>*  rw-ht-n    und   zugleich   ein   Mann  von  wesenthch  ab- . 

wezrhemler  Prnkart  iGandolphei  ihm  als  erster  Sekretär 

b*-u:e*»nlnet.     Reinhard   blieb  bis  7.  September  in  Bern, 

veruitH-hte  ar*er  nichts  mehr  auszurichten,  was  A.  G.  Jenner 

in  einein  Privatbrief  an  Talleyrand   bestätigte  (5.  Aug.). 

Xaehdeni  Stapfer  dem  Minister  angezeigt  hatte,  dass 

die  izr<*^4>  Mehrheit  der  Kantonstagsatzuagen,  resp.  ihrer 

Mitglieder  durch  die  von  ihnen  getroffenen  Wahlen  sich 

für   die   Annahme    der  Verfassung   erklärt   habe,    fasste 

jl  Die  fr^bche«  Anleitung»,  tue  oben  { S.  «J0,  61 )  charakteri- 
r^.JL  > ,rl  V?  T*11^™«*  niehrfach  angefflhrt  und  zwar 
Wahl  e"n  "***    er   mei,,te'    *ie    ««***   rfd»    a"f 
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Tallevrand  seine  Ansicht  in  einem  Sohreilien  an  Reinhard 

nochmals  zusammen:  er  meinte,  es  gelte  nun  ern*tl:«-h. 

Irregeführte   wieder  zurechtzubringen:    steine   R*-gierung 

gedenke  ihre  Politik  nicht  zu   ändern;   die   helvfti^h*-n 

Behörden  haben  die  Notwendigkeit,  gemässigte  Männer 

an  die  Spitze   zu   stellen,   nicht  genügend  erkannt.   die 

wirklichen  Fehler  des  Entwurfes  nicht  gehörig  l*-^iT;^r„ 

durch  ihre  Vorschriften  die  Wahlen  schädlich  lieeinflii**-* 

und  damit  den  missfalligen  Aasgang  seilet  ver*-h»il«iet. 

Nach  diesen  Umständen  richte  sich  nun  die  Instruktion 

für  Verninac    (die    ungefähr    auf    Ende    Aiuni^t    zu 

datieren  ist). 

Dieselbe  liegt  uns  vor,  und  sie  enthält  trotz  etweI«L«rr 

Einseitigkeit    Verschiedenes,    was    wir   nicht    ül*-r»*?li«rn 

«lfirfen.    Den  Standpunkt  gibt  folgende  Stelle: 

«Le  federalisnie  absolu  ne  convient  plu*»  au  t*-iL\~ 
present,  et  Turnte  absolue  ne  conviendra  jaruai>  a  ia 
Luisse.  Le  federalisme  absolu  est  le  >vsteme  de*  •  •«- 
garches,  que  la  revolution  a  detrones,  mal*  na  ;•■;  ni 
eclairer  ni  ramener  ä  des  vues  de  moderati«»n  et  de 
justice.  L'unite  absolue  est  le  Systeme  de*  d*-ifiai."<rje* 
qui  ne  considerent  les  revolutions  que  romnie  une  <*•- 
<*asion  de  mettre  en  pratique  des  theorie>  al^tralr*— . 
qu'ils  appellent  le  gouvernement  de  la  lib#-rte.  et  <•>-* 
theories  que  comme  un  moyen  de  s'elever  au  po»,v»h\ 
Le  gouvernement  de  la  Repubhque  <fran<;ai.vi  ne  ~e 
doit  ni  aux  regrets  des  uns.  ni  aux  vi^ion-  d*->  a»nre*; 
ce  n'est  pas  pour  l'ambition  d'aucun  de  ce>  d*-ux  par 
äs  qu'il  a  stipule  l'independance  de  la  Sjis*e  d^r,-  I<- 
traite  de  Luneville.>    Dunant,  p.  451. 

Unter  Hinweis  auf  die  dem  Gesandten  mit^e?  hel>e 
Korrespondenz  von  Reinhard  werden  n'xhnial*  di<-  Ma-^ 
regeln  für  die  Wahlen  ernstlich  als  übereilt  und  eirw^t j^ 
getadelt  und   die   helvetischen  Behörden  ffir  die  Y**\'j*:n 
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verantwortlich  erklärt;  besonders  missfällig  erscheint  die 
Forderung  von  Eiden,  als  wodurch  Widerstrebende  in  der 
Ausübung  ihrer  Rechte  verkürzt  worden,  wrährend  die 
Vorschriften  für  die  Einführung  der  Verfassung  das  Wich- 
tigste seien.  Der  Beirath  der  französischen  Regierung  sei 
ja  förmlich  nachgesucht  und  dennoch  so  eigenmächtig 
verfahren  worden.  Da  indess  Reinhard  finde,  dass  die 
Wahlen  für  die  helvetische  Tagsatzung  besser  ausgefallen, 
als  man  erwartet  habe,  so  sei  für  das  Weitere  ein  Anhalt 
gegeben  und  dabei  Folgendes  zu  erwägen: 

«Le  plus  grand  interet  de  la  Suisse  dans  le  mo- 
ment  present  est  d'avoir  un  gouvernement  sage,  qui 
mette  franchement  et  avec  impartialite  les  lois  consti- 
tutionnelles  en  activite ;  qui  administre  avec  moderation 
et  justice ;  qui  sente  enfin  toute  l'importance  de  Faniitie 
de  la  France  et  qui  merite  cette  amitie  par  sa  fidelite 
a  remplir  les  obligations  qui  sont  imposees  aux  deux 
peuples  par  les  traites,  et  surtout  par  les  sentiments 
qui  les  unissent. 

Ce  gouvernement  doit  etre  forme  par  la  Diete 
nationale  et  dans  son  sein.  Cette  election  est  la  pre- 
miere  et  la  plus  importante  de  ses  Operations.  C'est  ce 
moment  que  l'Helvetie,  que  la  France,  que  TEurope 
attendent  pour  juger  tous  les  actes  antecedents  du 
Corps  legislatif,  du  Conseil  executif  provisoire,  des  as- 
semblees  electorales,  des  dietes  cantonales,  et  pour 
juger  la  Diete  nationale  elle-meme. 

Si  la  Diete  nationale  choisit  dans  son  sein  les 
hommes  les  plus  habiles  et  les  plus  senses,  des  hommes 
capables  de  s'elever  au-dessus  des  prejuges  et  des  pas- 
sions  de  leur  parti,  des  hommes  enfin,  assez  vertueux 
pour  mettre  au-dessus  de  tous  les  interets  Finteret  de 
leur  patrie,  et  assez  eclaires  sur  la  Situation  de  l'Hel- 
vetie pour  preferer  ä  tous  les  autres  liens  politiques 
raffection  et  Tappui  de  la  Republique  frangaise,  le  choix 
de  ces  honmies  sanctionnera  aux  yeux  de  l'Helvetie  et 


Da*  Erole  d*r  H**h»-t.k.  * 

de  Ia  France  tout  ce  qui  a  pu  kiv  U.t  <i  j-^-r-"  -*  ** 
d'irreflechi  relativement  aux  eK-ci^io». 

Si  la  Diete  nationale  se  Iai«**-  tü>V*  :*r  7— rc 
dun  parti  ou  agiter  par  celui  de  d«rui  |-*r:>  o  c*-l.^  . 
a  eDe  confie  le  gouvernem^nt   o  lH-.'-r~   a  >- 
hornmes  ignorants  et  passion^.  ä  d~  •r.*.-vr-ki-»    & 
des  agitateurs,  ä  des  facti**ux  *-nf:u.  -L_r\>.-^  ;;tr  >- 
opinions  exagerees,  par  <ks  prin«-ij»-*  iL*-.-m*»  -*   «v 
une  inimitie  declaree  oontre  raUian*?-  frarj*>>^.  *L«  ^  #~» 
autoritös  actuelles  doivent  etrv  averti^  «| -*-!#-•  *•<:• 
*ules  responsable  de»  Operation?*  qu  a..r  c*  *.---->- 
<Jes  resnltats,  ainsi  que  de*  >uit^>  quVL>*.  -lWi.-*  rs 
et  le  gouvemement  (fr.»  rroira  a^*-z  !••*  j-  -n.r  •>   -  .r 
defaut  d'egard  et  de  cocfiance  en  1^  lai—ar.:  «*•.-«• 
phargees  du  soin  de  legitimer  leur»  optra**«^  a.i  5— li 
de  leurs  concitoyens  et  de  rua^Ji'W  l"«<;t7ü>-  -x.  -•• 
auront  fait» Dun.  p.  453. 

Man  wolle  das  Bessere  hoffen,  halt?  n  n  *}~r  i«i 
dass  auf  eine  Wiederhersteflung  d*-*  franzr-v^i^c. 
Süsses  noch  nicht  zu  verzichten  *«ei:  Y*niL*r  dry»»  *.+ 
fhen  zu  erlangen  versuchen.    Die  {«»Ltwi^  b»uir;  *►* 
Männer,  welche  an  die  Spitze  kommv-n,  w.O-  &vai.  ^.r-»- 
*its nicht  beurtheilen,  glaube  jedorh.  da*»  a>«^s^.^;^>. 
Parteimänner    fttr    die   Regierung    !*ijw*-ri:'ii 
würfen  solche  gewählt  so  wäre  man  fc-4  er-t-n., 
>ie  nicht  als  Behörde  der  unabhängig  *-rklärt»-n  *vi  x-j 
•anerkennen. 

Ehe  wir  uns  mit  derTagsatzxmg  <*rhn*  l^^^Li^  «v 
and  noch  einige  Momente  zur  Orientiruii*  zj-  U-v  *^ 
Vmünac  ersuchte   damals   einen   in   Pari*    »■<..•>-»* 
^aadtländer,  Heinrich  Monod  von  Morgo,  ua  A^iw*  - 
il*r  die  schweizerischen  Parteien:  wir  kfni*-n  <*~  *~m 
Wgte  Antwort  nicht  näher  und  vero-rha^n  t*»    cJ* 
<ie  «sehr  laharpisch»,  d.  h.  entv-hieden  zn  0-;n<^  4^ 


« 
•  •  • 
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Unitarier,  gelautet  habe,   was  die  Vermuthung  erwecken 
konnte,   dass  . —  zur   Abwechslung  —  die    «Demagogen» 
an  der  Botschaft  eine  Stütze  finden  würden;  einem  sol- 
chen  Experiment   standen  indess  wichtige   Gründe    ent- 
gegen.   Hinwieder  klagte  A.  G.  Jenner  bei  Joseph  Bona- 
parte über  die  helvetische  Regierung,  weil  sie  ihn  wegen 
zurückbehaltener  Werthtitel  drängte,  und  arbeitete  Rob. 
Scip.  v.  Lentulus  in  Paris  für  irgend  eine  Massregel,  welche 
die  Hoffnungen   der  Einheitsfreunde  kreuzen  sollte,    und 
an  Neigungen   zu   einem  Eingriffe   fehlte  es  schon  nicht 
mehr ;  Konsul  Lebrun  war  den  Föderalisten  hold,  General 
Dumas,  Barbe-Marbois,  Portalis,  Semonville,  Maret,   Bar- 
thelemy   und   andere   einflussreiche  Männer  Hessen  eine 
entsprechende  Wendung  hoffen,  indem  sie  die  «Republi- 
kaner» für  ohnmächtig  hielten.    Der  Grosskonsul  bekun- 
dete  mehr  und  mehr  seine  Abneigung  gegen  Debatten 
über   «ideologische»  Fragen;  bereits   wurde   in   der   cis- 
alpinischen  Republik  eine  Verfassungsänderung  in  seinem 
Sinne   betrieben,   die   schliesslich   ihn   zum    Präsidenten 
jener  Republik  erhob;  wie   in  Frankreich  selbst  die  Be- 
fugnisse   der    gesetzgebenden    Körperschaften    und    die 
Wahlrechte   des   Volkes   allmählich  beschränkt   wurden, 
bedarf  hier  keiner  nähern  Darstellung.   In  täglichem  Ver- 
kehr mit  den  Regierungskreisen,    erspähte  Stapfer  auch 
die  theilweise  verhehlte  Begierde  des  Gebieters,  in  seinem 
Machtbereich   alles   nach  seinen  persönlichen  Interessen 
zu  leiten.    Dass   die   kleine   und   verarmte  Schweiz   um 
Grundsätze  kämpfte,  die  er  soweit  möglich  umging  oder 
verläugnete,  war  in  seinen  Augen  eine  Anmassung ;  darum 
missfiel  ihm  von  Anfang   nicht  blos  jeder  Wunsch  nach 
Aendenmgen  an  einem  Plane,   den  er  nur  nach  langem 
Kampfe  gebildet  hatte,   sondern  namentlich  die  Aussicht 
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auf  öffentliche  Diskussionen,  deren  Ergebnis  ihm  zweifei* 
haft  war.  Hiezu  kam  endlich  der  Aerger  über  den  ein- 
getretenen Aufschub  in  der  Walliserfrage,  der  in  der 
Folge  zu  besprechen  ist. 

Eine  Kritik  der  oben  verarbeiteten  Aeussenmgen  von 
Talleyrand  lässt  sich  nicht  völlig  umgehen.  Zu  bemerken 
ist  vorab,  dass  die  ungeheuren  Opfer,  welche  die  Schweiz 
für  Frankreich  gebracht,  beharrlich  vergessen  und  die 
Dienste,  welche  dieses  in  diplomatischen  Geschäften  ihr 
geleistet  hatte,  über  die  Massen  hoch  gewerthet  wurden ; 
sodann  dass  die  Umgestaltung  der  Eidgenossenschaft, 
von  den  ökonomischen  und  politischen  Zwecken  der 
mächtigen  Nachbarin  abgesehen,  wesentlich  nach  franzö- 
sischem Vorbild  geschehen  und  daraus  die  Parteiung  er- 
wachsen war,  indem  Frankreich  selbst  durch  Generale, 
Kommissäre  oder  Gesandte  die  Anhänger  der  neuen 
Ordnung  unterstützte  und  die  Gegner  lange  misshandelte, 
dann  aber  diese  wieder  zu  Ehren  zog  und  ermunterte; 
dass  diesseits  die  Revolution  sich  nicht  in  blutigen 
Gräueln  aastobte,  die  Mehrheit  des  Volkes  aber  die  Grund- 
sätze, welche  dieselbe  zur  Geltung  gebracht,  nicht  preis- 
geben, die  theuer  erworbene  «Freiheit  und  Gleichheit» 
festhalten  und  durchführen  wollte,  was  ihr  schroffe  Ver- 
fechter der  Vorrechte  als  Tollheit  oder  Verbrechen  aas- 
legten. Endlich  darf  man  nicht  übersehen,  dass  die 
Schweizer  sich  nicht  als  Gallier  fühlten,  wie  man  ihnen 
zumuthen  wollte,  und  ihrem  besseren  Herkommen  gemäss 
nieht  geneigt  sein  konnten,  ein  stummes  Nebenland  der 
«Mutterrepublik»  zu  bilden,  sondern  volle  Unabhängig- 
keit zu  erringen  trachten  mussten.  Es  fragte  sich  freilich, 
ob  sie  von  sich  aus  den  richtigen  Weg  dazu  finden 
würden. 
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Wenn  wir  uns  endlich  zu  den  folgenschweren  Ver- 
richtungen der  Tagsatzung  wenden,  so  darf  nur  eine 
Uebersicht  des  Verlaufs  und  der  bedeutendsten  Streit- 
fragen erwartet  werden,  müsste  doch  auch  eine  weiter- 
greifende Erzählung  mangelhaft  ausfallen,  weil  die  ge- 
führten Debatten,  worüber  sich  viele  Ohrenzeugen  ge- 
ärgert zu  haben  scheinen,  sich  nirgends  aufgezeichnet 
finden;  so  haben  wir  uns  an  die  amtlichen  Akten  und 
einige  private  Nachrichten  oder  Meinungsergüsse  zu 
halten. 

Es  lag  den  provisorischen  Behörden  ob,  ein  Regle- 
ment für  den  Gang  der  Verhandlungen  aufzustellen,  und 
ein  bezügliches  Gutachten  hatte  der  Minister  des  Innern 
abzugeben.  Da  ist  es  nun  denkwürdig,  wie  Rengger  die 
Sachlage  würdigte  (28.  August).  Wir  lassen  billig  ihm 
selbst  das  Wort: 

«Nach  den  Bestimmungen  der  Gesetze  vom  29.  Mai 
und  28.  Juli  erstreckt  sich  der  Auftrag  der  Tagsatzung 
nicht  weiter  als  auf  die  Annahme  des  Verfassungs- 
entwurfs. «Das  Recht  (zur)  Annahme  setzt  aber  auch 
das  Recht  (zur)  Verwerfung  voraus,  und  verworfen  ist 
der  Verfassungsentwurf,  sobald  er  nicht  unverändert 
angenommen  wird.  Sollte  das  Letztere  nun  der  Fall 
sein  und  keine  unbedingte  Annahme  statthaben,  so  hat 
auch  die  Befugnis  der  Tagsatzung,  sich  mit  einem  Kon- 
stitutionsplane zu  befassen,  ein  Ende,  und  die  Ver- 
sammlung, wenn  sie  ihre  Pflicht  kennt,  wird  unverrich- 
teter  Dinge  auseinandergehen,  es  sei  denn,  dass  ihr  ein 
neuer  und  erweiterter  Auftrag  von  den  provisorischen 
Gewalten  ertheilt  werde.  Doch  weit  eher  als  ein  sol- 
ches Auseinandergehen  ist  zu  besorgen,  dass  sie  die 
Befugnis,  die  sie  nicht  hat,  selbst  sich  geben  und,  sei 
es  blos  durch  ihre  Handlungsweise  oder  durch  eine 
bestimmte  Erklärung,  zu  einer  unabhängigen  konsti- 
tuirenden    Versammlung    sich    erheben   werde.     Dann 
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aber,  Bürger  Vollziehungsräthe,  sehe  ich  nicht  ein,  wo- 
durch sich  ein  solcher  Schritt  von  dem  gesetzwidrigen 
Antrage  der  Minorität  in  der  Berner  Kantonstagsatzung 
oder  von  dem  ebenso  gesetzwidrigen  Benehmen  der 
Kantonsdeputirten  von  Schwyz  und  Uri  unterscheiden 
würde.  Die  allgemeine  Tagsatzung,  so  gut  wie  die 
Kantonstagsatzungen,  ist  nur  durch  das  Gesetz  da;  so- 
bald sie  dasselbe  misskennt,  sobald  sie  sich  von  dem 
Auftrage,  den  es  ihr  beilegt,  entfernt,  hört  auch  ihre 
Vollmacht  auf,  und  ihre  Verhandlungen,  von  dem  ersten 
Erfordernisse  der  Legalität  entblösst,  können  fortan 
weder  für  den  einzelnen  Bürger,  noch  (und  weit  weniger) 
für  das  gesamte  helvetische  Volk  einige  Verbindlichkeit 
haben.  Vergebens  würde  man  dagegen  einwenden, 
dass  sie  als  eine  Nationalrepräsentation  Gewalt  genug 
in  sich  vereinige,  um  sich  über  gesetzliche  Vorschriften 
hinaufzusetzen ;  denn  entweder  soll  sie  gerade  so  viele 
Gewalt  ausüben,  als  ihr  von  der  legitimen  Behörde  auf- 
getragen ist,  oder  sie  ist  auch  befugt,  von  dem  Augen- 
blicke ihrer  Einsetzimg  an  alle  Zweige  der  höchsten 
Gewalt  an  sich  zu  reissen,  was  vermuthlich  weder  Sie 
noch  der  gg.  Kath  ihr  zugestehen  werden.» 

Hieran  knüpft  sich  der  Wunsch,  dass  ein  solcher 
Konflikt  rechtzeitig  vorgesehen  worden  wäre,  und  der 
Antrag,  der  Tagsatzung  durch  den  Vollziehungsrath  zu 
eröffnen,  «dass  sie  berufen  sei,  der  helvetischen  Republik 
ihre  künftige  Verfassung  zu  geben»  und  ihr  dabei  den 
Entwurf  vom  29.  Mai  vorzulegen.  Sodann  sollte  ihr  aber 
der  Entscheid  über  das  Verfahren  zur  Einführung  der 
neuen  (resp.  der  noch  unbekannten !)  Verfassung  förmlich 
überlassen  werden. 

So  scharfsinnig  und  klar  hier  die  formellen  Rück- 
sichten erörtert  sind,  vermisse  ich  doch  etwas  Wesent- 
liches: einen  imbefangenen  Blick  auf  die  wirkliche  Sach- 
lage, die  ebenso  wohl  Beachtung  erheischte.  War  es  denn 
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dem  Minister  unbekannt,  was  sein  noch  besser  orientirter 
Freund  Stapfer  so  oft  und  eindringlich  empfohlen  hatte, 
dass  man  so  rasch  wie  möglich  die  Annahme  der  Ver- 
fassung herbeiführe  und  dadurch  dem  Staate  zu  einer 
rechtlichen  Ordnung  verhelfe?  Oder  wusste  er,  dass  im 
Vollziehungsrath  bezügliche  Winke  missfällig  wären,  oder 
hatten  ihn  Zweifel  über  den  Ausgang  so  umsponnen,  dass 
er  mit  der  Beobachtung  der  Formen  das  Mögliche  zu 
thun  glaubte?  Wie  dem  sein  möge,  so  muss  nach  allem, 
was  uns  vorliegt,  gesagt  werden,  dass  Rengger  ein  Ver- 
säumnis der  Regierung  mitverschuldete,  das  meines  Er- 
achtens  darin  bestand,  dass  sie  unterliess,  der  Tagsatzung 
vorzustellen,  wie  die  Verfassung,  kraft  deren  diese  auf- 
trat, durch  die  Mehrheit  des  Volkes  und  der  Kantone  un- 
zweifelhaft anerkannt  worden;  dass  Aenderungen  sich 
derzeit  aus  wichtigen  Gründen  verböten,  einzelne  Mängel 
durch  die  neuen  Behörden  getilgt,  die  Masse  der  einge- 
langten Beschwerden  und  Wünsche  aber  von  der  Tag- 
satzung nicht  wohl  erledigt  werden  könnte,  jedoch  erheb- 
liche Anträge  an  den  Senat  gewiesen  werden  dürften, 
u.  s.  w.  Soll  ich  Beispiele  geben,  so  berühre  ich  die  Miss- 
geburt des  Kantons  Schaffhausen  -  Thurgau,  die  über- 
mässige Besoldung  des  Landammanns,  das  Vertretungs- 
verhältnis der  Kantone,  die  Befugnisse  der  Regierungs- 
statthalter, die  zunächst  eine  sachgemässe  Verfügung  er- 
forderten, während  viel  anderes  ohne  Nachtheil  provi- 
sorisch bestehen  bleiben  konnte.  Nachdem  mehrmals  die 
Verfassung  behufs  besserer  Gestaltung  der  Dinge  beiseit- 
gesetzt  worden  und  wesentliche  Voraussetzungen  einer 
summarischen  Behandlung  der  Hauptfrage  bestanden,  war 
es  praktisch,  ohne  Zeitverlust  die  Organisation  zu  vollen- 
den, zumal  dabei  keine  Rechtsform  verletzt  wurde;  selbst 
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die  Wahl  des  Senates,  an  der  so  viel  lag,  musste  bei 
solchem  Verfahren  sich  leichter  voDziehen  und  zu  einem 
billigen  Ergebnis  fuhren.  Diese  Andeutungen  sollten  ge- 
nügen, eine  vor  Jahren  schon  gebildete  Ansicht  zu  recht- 
fertigen, die  durch  die  neuen  Aufschlüsse  aus  den  Pariser 
Archiven  bestätigt  wird. 

Nachdem  die  kritischen  Erwägungen,  welche  unsere 
Auffassung  leiten,  ihren  Ausdruck  soweit  nöthig  gefunden 
haben,  soll  nun  die  Darstellung  des  thatsächlichen  Ver- 
laufes nicht  mehr  derart  gestört  werden.  Der  Voll- 
ziehungsrath  adoptirte  die  Gedanken  des  Ministers  und 
vertrat  sie  bei  dem  gg.  Rath.  Dieser  gab  in  seinem  Be- 
schluss  vom  2.  September  die  Vorschrift,  dass  ein  Mit- 
glied des  VR.  die  Tagsatzung  eröffnen  solle,  um  deren 
Konstituirung  einzuleiten ;  dann  sollte  die  Verfassung  zur 
Berathung  kommen;  nach  erfolgter  Annahme  der  Senat 
bestellt,  die  Prüfung  der  Kantonsverfassungen  durch- 
geführt und  der  Termin  für  die  nächste  Session  bestimmt, 
inzwischen  aber,  zehn  Tage  nach  dem  Wahlakt,  die  neue 
Regierung  eingesetzt  werden. 

Neben  diesen  Anordnungen,  die  nichts  besonders 
Verfängliches  an  sich  hatten,  sind  noch  zwei  halbwegs 
amtliche  Aeusserungen  zu  bemerken.  Zu  Anfang  September 
schrieb  Minister  Stapfer  an  Usteri  in  dem  früher  bezeich- 
neten Sinne  und  gab  dabei  den  Rath,  sofort  mit  starker 
Mehrheit  aufzutreten,  aber  mit  Aenderungen  sehr  be- 
hutsam zu  sein,  indem  er  betonte,  dass  die  Uni  tarier 
argwöhnisch  beobachtet  und  Eingriffe  durch  französisches 
MilitÄr  möglich  seien;  da  jede  erhebliche  Abweichung 
Bonaparte  ärgere,  so  wäre  er  um  so  weniger  geneigt, 
gegen  Demagogen  (Krakehler  etc.)  Hülfe  zu  leisten;  zu- 
dem sollte  verhütet  werden,  dass  Meinungskämpfe  in  die 
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Oeffentlichkeit  dringen  könnten.1)  Zugleich  empfahl  Sta- 
pfer Personen  von  anerkanntem  literarischem  Rufe,  wie 
Salis-Seewis  und  Karl  V.  von  Bonstetten,  und  bewährte 
Männer  wie  Glayre  und  Statthalter  Polier  für  den  Senat*); 
für  die  Wahl  von  Landammännern  glaubte  er  auch  Ka- 
tholiken, u.  a.  J.  M.  Mohr,  V.  Rüttimann  oder  Meyer  von 
Luzern  (Bruder  des  Ministers!)  in  Betracht  ziehen  zu 
sollen.  Mit  solch'  besonnenen  Käthen  kontrastirt  unan- 
genehm das  ungefähr  gleichzeitige  Urtheil  von  Usteri; 
die  Verfassung  ündet  er  abscheulich;  die  Kantone  sind 
ihm  Bastarde  oder  Ungeheuer;  er  fürchtet,  sie  werden 
alsbald  Streit  unter  sich  und  mit  der  Zentralgewalt  an- 
fangen. Um  Verbesserungen  nach  seinem  Geschmacke 
zu  erzielen,  hielt  er  seit  31.  August  mit  den  in  Bern  an- 
gelangten Deputirten  (von  ähnlicher  Denkweise)  Be- 
sprechungen, damit  die  Tagsatzung  desto  ruhiger  arbeiten 
und  rasch  abschliessen  könne,  was  kaum  zu  tadeln  ist; 
indess  verbarg  er  sich  nicht,  dass  von  den  Waldstätten, 
Graubünden  und  Solothurn  her  starker  Widerspruch  zu 
erwarten  sei,  eine  Opposition,  die  sich  mit  seinen  Ge- 
danken schwerlich  beseitigen  Hess. 

Inzwischen  trat  die  Tagsatzimg  wirklich  zusammen. 
Rüttimann  eröffnete  sie  mit  einer  klaren  Anrede,  die  zu 


')  Um  Stapfers  Haltung,  die  von  den  Reaktionären  heftig 
angefochten  war,  soweit  möglich  aufzuklären,  wird  beigefügt, 
dass  er  noch  am  7.  Usteri  vorstellte,  nur  mit  Festigkeit  und 
Mässigung  werde  sich  etwas  erreichen  lassen;  es  sei  noth- 
wendig,  die  Gegner  im  Zaum  zu  halten,  ihnen  aber  auch 
nicht  Anlass  zu  Klagen  oder  thätlichem  Trotze  zu  bieten,  zu- 
mal Bonaparte  für  sein  Werk  eifersüchtig  sei. 

*)  Meinerseits  billige  ich  anlässlich  die  von  der  Tagsatzung 
beschlossene  Verstärkung  des  Senats  um  fünf  Mitglieder, 
namentlich  für  die  ersten  Jahre,  wo  eine  Reihe  wichtiger  Ar- 
beiten zu  verrichten  war. 
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raschem  Handeln  rieth  (und  auch  in  Paris  gebilligt  wurde). 
Zur  Orientirung  diente  sodann  ein  von  Rengger  verfasster 
Bericht  über  den  Gang  der  Verfassungsarbeit,  worin  be- 
tont war,  dass  die  französische  Regierung  in  dem  Allianz- 
vertrag eine  einheitliche  Verfassung  zu  schützen  ver- 
sprochen habe,  aber  auch  die  missliebige  Forderung  eines 
Theils  von  Wallis  berührt  werden  musste.  Hiezu  kam 
die  Mittheilung  zugehöriger  Akten,  namentlich  der  oben 
erwähnten  Bittschriften.  Am  8.  September  erhob  sich  die 
Frage,  ob  die  Abgeordneten  von  Uri  und  Schwyz  aufzu- 
nehmen seien;  nach  mühsamen  Nebenverhandlungen 
wurde  am  12.  ihre  Zulassung  bewilligt.  Erst  am  vier- 
zehnten Tage  seit  der  Eröffnung  kam  ein  Reglement  für 
die  Geschäftsbehandlung  zum  Abschluss ;  sechs  Tage  lang 
war  keine  Sitzung  gehalten  worden!  Weiter  dürfen  wir 
auf  die  beobachteten  Förmlichkeiten  nicht  eintreten; 
schon  diese  Angaben  dürften  beweisen,  dass  die  Ver- 
sammlung sich  auf  einer  Fährte  befand,  deren  Ausgang 
nicht  zu  bestimmen  war. 

Am  10.  und  11.  September,  d.  h.  am  vierten  und 
fünften  Tage,  gelangte  die  Hauptsache  zu  einer  vorläu- 
figen Behandlung;  es  wurde  nämlich  eine  Kommission 
von  7  Mitgliedern  gewählt,  die  den  bekannten  Verfas- 
sungsentwurf zu  begutachten  hatte1).  Deren  Arbeit  kostete 
neun  Tage;  am  21.  September  legte  Zimmermann,  als 
Präsident    des    Ausschusses,    die    vereinbarte    Meinung 


l)  Am  ersten  Tage  wurde  Friedr.  Zimmermann  von 
Brugg  ernannt,  am  zweiten  Koch  von  Thun  (für  Bern  und 
Oberland),  Wegmann  (für  Zürich),  Muret  (für  Waadt),  Fa- 
rina  (für  Tessin),  Salis-Seewis  (für  Graubünden)  und 
Krauer  (für  Luzern);  meist  je  erst  im  dritten  Wahlgang  und 
mit  kleiner  Mehrheit  (37 — 45  Stimmen).  Föderalist  war  ver- 
rauthlich  Farina,  aber  er  allein. 
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schriftlich  vor:  dieselbe  musste  nun  in  die  andern  Sprachen 
übersetzt  und  zum  Theil  auch  gedruckt  werden,  was  drei 
Tage  Aufenthalt  schuf. 

Dieser  Bericht  verdient  immerhin  unsere  Aufmerk- 
samkeit :  er  versuchte  zu  zeigen,  dass  die  der  Tagsatzung 
gestellte  Aufgabe  unendlich  schwer  und  das  ge- 
wünschte Beste  derzeit  nicht  erreichbar  sei,  da  durch 
Leidenschaften  unüberwindliche  Hindernisse  bereitet  wür- 
den: darum  empfehle  sich  Vorsicht,  Mässigung  und  ein 
möglichst  rascher  Gang  der  Berathungen.  Von  dem 
mehrfach  lehrreichen  Dokument  muss  hier  ein  Ausschnitt 
folgen : 

V. 

Das  Projekt,  das  Ihrer  Berathung  unterworfen 

ist,  wurde  beinahe  in  allen  Kantonen  mit  Vergnügen 
aufgenommen1):  denn  es  gab  dem  Volk  wieder  mehr 
als  es  erwartet  hatte  und  schloss  verschiedene  Theile 
desselben  wieder  in  seine  alten  Heimaten  ein.  Das 
Zauberwort  Kanton  wurde  mit  neuem  Glanz  zum  Vor- 
schein gebracht,  mit  grösserm  Ansehen,  grössern  Rechten 
begabt.  In  dem  engen  Kreise  dieser  Grenzen  war  eben 
der  Schweizer  Jahrhunderte  lang  gewohnt,  sein  Vater- 
land zu  sehen,  und  da  sich  zu  dieser  Gewohnheit  noch 
Frieden  und  Ruhe  gesellten,  so  darf  es  nicht  wundern, 
dass  ein  sehr  grosser  Theil  des  Volks  ihr  anhänglich 
blieb.  Mit  der  neuen  Ordnung  der  Dinge  trat  auch 
leider  der  Krieg  ein,  und  im  Gefolge  desselben  neue 
Lasten,  Unordnung  und  Ungemach  aller  Art.  Von  allen 
Seiten  erhob  sich  nun  ein  Geschrei  für  die  alte  Unab- 
hängigkeit der  Kantone,  und  aus  ganz  verschiedenen 
Absichten  und  ganz  verschiedenen  Interessen  sowohl 
als  aus  Mangel  an   eigentlicher  unbefangener  Prüfung 

l)  So  vielfach  sonst  das  gleiche  Urtheil,  direkt  oder  in- 
direkt,  in  den  schriftlichen  Ueberresten  der  Zeit  zu  finden  ist. 
darf  doch  die  hier  so  unumwunden  abgegebene  Erklärung  be- 
sonders beachtet  werden. 
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sehrieb  man  jedes  Unglück  der  Einheit  zu.  Das  Volk 
gewöhnte  sieh  leicht  an  diese  Ideen;  aber  trotz  dem 
entschiedenen  Hang  zum  Föderalismus,  den  man 
nicht  abläugnen  kann,  wird  hinwieder  in  den  aufge- 
klärte(r)n  Gegenden  die  Einheit  von  dem  Volke  als 
nothwendige  Bedingung  zu  seinem  Glücke  und  zur 
Sicherstellung  seiner  Rechte  behauptet. 

In  dem  Zeitpunkt,  wo  man  mit  den  Wahlen  (für  die) 
Kantonstagsatzungen  beschäftigt  war,  zeigte  sich  über- 
all der  Geist  der  Parteisucht  auf  eine  sehr  auffallende 
Weise,  und  je  nachdem  in  diesem  oder  jenem  Kanton 
diese  oder  jene  Partei  den  Sieg  davontrug,  bleibt  die 
andere  nun  in  drohender  Stellung  und  meist  nicht  ohne 
heimliche  oder  offenbare  Thätigkeit.  Bald  wird  die 
Vollziehung  um  Hülfe  angerufen,  bald  hingegen  ist  der 
Lüneviller  Friede  das  Losungswort,  bald  der  erste  Kon- 
sul, bald  der  Kaiser  und  England ;  allein  mit  Sehnsucht 
und  Ungeduld  erwartet  weit  der  grössere,  gewiss  der 
bessere  Theil  der  Nation  von  Ihnen  die  Entscheidung 
seines  künftigen  Schicksals.  Durch  Ihren  Zusammen- 
tritt, der  nun  bald  mit  Zuversicht  eine  andere  Ordnung 
der  Dinge,  eine  ganz  neue  Einrichtung  in  allen  Theilen 
des  Ganzen  erwarten  lässt,  bedroht  uns  aber  wirklich 
eine  vollkommene  Anarchie,  wenn  sich  unter  dem  Volke 
dieser  Zustand  der  Spannung,  der  Ungeduld,  des 
Mangels  an  irgend  einem  Zutrauen,  an  irgend  einem 
Glauben  an  Pflicht  für  alles,  was  noch  gegenwärtig  be- 
steht, verlängern  sollte. 

Wirft  man  einen  Blick  auf  die  Autoritäten  in  den 
Kantonen,  so  wird  man  bald  gewahr,  dass  hier  die 
Lage  noch  kritischer  ist  als  bei  dem  Volke.  Gelähmt 
in  allen  Theilen  und  schwankend  gemacht  in  ihrem 
Willen  durch  die  Schwäche  einer  Regierung,  die  provi- 
sorisch ist,  sind  sie  als  deren  Organe  durchaus  kraftlos 
und  ungeachtet;  der  vielfache  Kampf  gegen  Kleinig- 
keiten aller  Art  und  die  meist  unbelohnte  Aufopferung 
ihrer  Zeit  und  ihrer  Ruhe  haben  sie  mehrentheils  gleich- 
gültig gemacht  für  den  Gang  der  Geschäfte   und  das 
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Projekt  der  neuen  Konstitution,  furchtsam,  misstrauisch 
und  hinterhaltend  gegen  die  Regierung.  Indess  sich 
die  Kälte  gegen  das  Ganze  vermehrt,  wird  mit  desto 
grösserer  Aengstlichkeit  für  die  künftige  eigene  Haus- 
haltung gesorgt,  und  wenn  schon  einige  Beamte  hierin 
eine  ehrenvolle  Ausnahme  machen,  so  muss  es  einzig 
ihrem  persönlichen  Verdienst  auf  Rechnung  getragen 
werden,  und  keineswegs  der  Natur  der  Umstände.  Das 
Band  ist  äusserst  locker,  das  die  Beamten  in  den  Kan- 
tonen an  die  Regierung  knüpft,  und  der  Geist  des 
Föderalismus,  aufgeweckt  durch  Furchtsamkeit,  übel- 
verstandenes Interesse  und  übelberechnete  Wahrschein- 
lichkeit, lässt  hier  seinen  Einfluss  gewaltig  spüren. 

Neben  diesen  Autoritäten  in  den  Kantonen  stehen 
nun  in  jedem  derselben  die  Kantonaltagsatzungen  da. 
Zwar  sind  sie  nicht  vereinigt,  aber  ihr  Gewicht  auf  das 
Volk  scheint  entschieden,  und  die  Zerstreuung  ihrer 
Glieder  gibt  ihnen  nur  einen  ausgedehntem  Wirkungs- 
kreis. Sie  sind  eifersüchtig  auf  die  ihnen  nun  einmal 
zugestandenen  Rechte,  hängen  mit  Wohlgefallen  an 
ihren  Werken  und  sehen  mit  Ungeduld  und  unver- 
wandtem Auge  auf  die  allgemeine  Tagsatzung.  Von 
Ihrer  Einigkeit  allein,  Bürger  Repräsentanten,  und  von 
dem  weisen,  massigen,  aber  schnellen  Gang  Ihrer 
Arbeit  hängt  höchst  wahrscheinlich  die  Ruhe  des  Landes 
ab. 

Während  .  .  .  unser  Schicksal  gegen  (!)  das  Ausland 
vielleicht  bald  in  einem  allgemeinen  Frieden  endlich 
entschieden  wird,  und  wir  uns  dabei  in  einer  passiven 
Stellung  befinden,  verdoppeln  unsere  Feinde1)  ihre 
Thätigkeit.  Die  Straflosigkeit  und  die  Leichtigkeit,  mit 
welcher  man  gegen  den  rechtlich  und  bestimmt  ge- 
äusserten Willen  der  grossen  Mehrheit  des  Volkes  unter 


l)  Der  Verfasser  denkt  ohne  Zweifel  an  Gegner  der 
«Freiheit  und  Gleichheit»  überhaupt,  aber  auch  an  Agenten 
für  die  Rückkehr  zur  alten  Ordnung  und  namentlich  an  die 
Sammler  von  Unterscliriften  für  Vereinigung  des  Aargaus  und 
der  Waadt  mit  Bern  und  daherige  Umtriebe. 
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einer  provisorischen  Regierung  intriguiren  kann,  macht 
diese  Partei  in  der  Wahl  ihrer  Mittel  immer  frecher, 
nährt  ihre  Hoffnungen  und  raubt  dadurch  im  Voraus 
schon  jeden  Glauben  an  (ein  Bestehen)  für  alles  andere. 
So  lange  wir  keine  Verfassung  haben,  die  von  der 
Majorität  der  Nationalrepräsentation  gutgeheissen  (ist), 
und  eine  neue  Regierung,  so  lange  betrachtet  man  uns 
als  ein  Volk,  das  unter  sich  nicht  einig  ist,  und  das 
nicht  weiss,  was  es  will;  als  ein  Volk,  über  das  noch 
verfügt  werden  kann,  und  das  der  Hülfe  bedarf.  Diese 
Hülfe  wird  sich  (aber)  weniger  nach  unsern  Bedürf- 
nissen richten  als  nach  eigenen  Konvenienzen,  und 
daher  lassen  sich  hier  auch  leicht  die  Gefahren  (er- 
kennen), die  im  Verzug  liegen. 

Eine  Prüfung  dieses  Bildes  sollte,  dünkt  mich,  zu  dem 
Vorsatz  führen,  lokale  oder  persönliche  Neigungen  und 
nicht  dringliche  Angelegenheiten  beiseitzusetzen  und  vor 
allem  ein  erträgliches  Uebereinkommen  zu  suchen.  Dies 
geschah  jedoch  nicht.  Da  wir  uns  desshalb  an  einem 
kritischen  Punkte  befinden,  so  haben  wir  uns  nach  Zeugen 
und  Beurtheilern  des  bisherigen  Verlaufs  umzusehen. 

Der  meistinteressirte  Zuschauer  war  nun  der  neue 
französische  Gesandte,  der  schon  am  7.  September  zu 
melden  wusste,  dass  die  Tagsatzung,  weil  aus  sehr  ver- 
schiedenen Elementen  gebildet,  in  weitschweifige  De- 
batten verfallen  dürfte.  Dabei  fliesst  die  Bemerkung  ein, 
der  Vollziehungsrath  habe  sich  alles  Einflusses  auf  die- 
selbe entschlagen  und  schiebe  die  Schuld  an  ihrer  Zu- 
sammensetzung einzig  auf  die  (frühere)  französische  Bot- 
schaft, die  nur  die  alten  Regenten  begünstigt  und  da- 
durch die  Gegner  zur  Gegenwehr  gereizt  habe.  Wichtiger 
sind  schon  die  Nachrichten  vom  9.  Verninac  sagt,  er 
habe  dem  VR.  empfohlen,  den  Anstand  mit  den  Depu- 
taten von  Uri  und  Schwyz   nicht   als   dringend   zu   be- 
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handeln,  sondern  vorerst  über  die  Verfassung  entscheiden 
zu  lassen,  der  genannten  Deputation  aber  gerathen,  sich 
nicht  schroff  zu  benehmen.  Ein  Ansuchen  um  Sendung 
französischer  Trappen  in  jene  Kantone  sei  abgelehnt 
worden,  weil  die  Botschaft  (und  G.  Montchoisy)  glauben, 
die  helvetische  Regierung  begehre  solche  Hülfe  nur,  um 
den  Gegnern  zu  imponiren,  und  würde  am  Ende  dem 
Einfluss  Frankreichs  entgegentreten1);  dieselbe  müsste  ihre 
wahren  Absichten  vertraulich  entdecken,  damit  eine  Ver- 
ständigung über  richtige  Leitung  der  Tagsatzung  erzielt 
werden  könnte.  Ueber  die  Verhandlungen  mit  Beding 
und  Müller  vernehmen  wir  deutlicher  als  aus  unsern 
Akten,  dass  sie  von  der  Kommission  der  Tagsatzung 
zu  einer  Erklärung  vermocht  worden,  wonach  sie  sich 
freie  Aeusserung  ihrer  Ansichten  vorbehielten,  aber  Be- 
schlüsse der  Mehrheit  und  den  Fortbestand  einer  Zentral- 
gewalt anerkennen  wollten.  Etwas  auffällig  klingt  es, 
dass  die  Bestellung  der  Verfassungskommission  einem 
bestimmten  Wunsche  von  Verninac  entspreche,  in  der 
Meinung,  dass  dieselbe  bei  guter  Komposition  den  Kern 
einer  Mehrheit  (für  die  Annahme)  bilden  würde.  Dass 
dann  ihr  Gutachten  (s.  o.)  etliche  Aenderungen  für  nöthig 
hielt,  konnte  der  Gesandte  nicht  verschweigen;  um  so 
mehr  lag  ihm  daran,  dass  die  Diskussion  darüber  in 
kleinen  Kreisen  durchgeführt  und  der  Versammlung  ein 
vereinbartes  Projekt  vorgelegt  würde.  Am  23.  und  25. 
wurden  die  gemachten  Vorschläge   dem   Minister  Talley- 


l)  Montchoisy,  ein  Militärkopf,  der  gern  —  im  Sinne  Rein- 
hards —  eine  politische  Rolle  spielte,  war  durch  die  Zu« 
muthung  des  Vollziehungsrat hs,  mit  Rücksicht  auf  die  Tag- 
Satzung  die  Stadtschlüssel  von  Bern  herauszugeben,  verärgert 
und  widerstrebte  beharrlich  jeder  Massregel  zur  Einschüchterung 
der  Urkantone. 
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rand  zugefertigt.  Wir  haben  zweierlei  zu  bemerken:  zu- 
nächst, dass  die  Beschlüsse  über  Krieg  und  Frieden  und 
dgL  von  der  Tagsatzung,  aber  auf  Antrag  de*  Senats, 
ausgehen  sollten;  sodann  die  Notiz,  dass  mit  den  Föde- 
ralisten ernstlich  gestritten  werde  über  die  Rechtspflege, 
die  sie  ganz  für  die  Kantone  beanspruchten,  daneben 
»ich  über  die  Abtretung  von  Staategütern  und  etliche 
Gebietsbestimmungen,  die  übrigens  weniger  Eifer  er- 
regten. Hier  darf  ein  späterer  Bericht  (9.  Okt.)  nicht 
übersehen  werden,  wo  Verninac  erklärt,  er  habe  mit 
beiden  Parteien  ernsthaft  gesprochen,  die  Minderheit  zum 
Eintreten  auf  die  Grundlagen  des  Pariser  Entwurfs  ge- 
stimmt und  die  Mehrheit  zu  spalten  vermocht,  so  dass 
ein  Vergleich  sich  habe  erwarten  lassen,  was  auf  die 
Verhandlungen  bis  zum  24.  September  zu  beziehen  ist. 
Aas  alledem  wird  ersichtlich,  dass  der  Gesandte  die  Be- 
rathungen  achtsam  verfolgte  und  von  verschiedenen  Seiten 
genant  benachrichtigt  wurde.  Wir  haben  in  der  Folge 
aus  seinen  Depeschen  noch  manche  schätzbare  Auskunft 
zu  schöpfen. 

Am  25.  September  wurde  die  Tagsatzung  mit  dem 
Antrag  überrascht,  zunächst  die  Grundlagen  festzu- 
setzen, auf  welchen  eine  neue  Verfassung  beruhen  sollte; 
(fies  geschah  durch  Rengger,  der  in  scharfer  Rede  den 
Pariser  Entwurf  verurtheilte1)  und  in  20  Sätzen  die  Haupt- 
artikel,  welche  seine  Partei  durchzusetzen  wünschte,  for- 
nrolirte.  Dieselben  entsprachen  theilweise  jenem  Ent- 
würfe, berührten  aber  eine  der  wichtigsten  Streitfragen, 


V)  VgL  Jahrb.  1806,  &  172—78  (Note),  eventuell  die  ziem- 
lich leicht  zu  findende  Broschüre  «Meinung  des  B.  Rengger.»... 
übrigens  ist  deren  Verfasser  später  zu  besseren  Gedanken 
gekommen. 
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die  Zutheilung  der  Rechtspflege  betreffend,  gar  nicht. 
Um  die  Folgen  unbekümmert,  die  eine  solche  Neuigkeit 
haben  niusste,  stimmte  die  Versammlung  soweit  zu,  dass 
sie  diesen  Vorschlag  der  Kommission  überwies,  diese  um 
vier  Mitglieder  verstärkte  und  ihr  drei  Tage  Frist  ein- 
räumte; die  Wahl  fiel  auf  Rengger,  H.  Wieland  (von 
Basel),  Joh.  v.  Montenach  (von  Freiburg)  und  Reuti  (von 
Wyl);  letztere  zwei  sind  zu  den  Föderalisten  zu  zählen, 
wenn  auch  mit  ungleicher  Färbung ;  Montenach  war  kurz 
vorher  nach  Paris  gereist,  um  die  Aussichten  für  du* 
Patrizier  zu  erkunden.  Nun  stellte  er  in  15  Artikeln  seine 
Forderungen  zusammen,  die  sich  von  den  Vorschlägen 
Zimmermanns  und  Renggers  bedeutend  entfernten,  indem 
sie  vorzüglich  die  Sonderinteressen  der  Kantone  zu  sichern 
suchten.  So  lagen  am  28.  September  drei  geschlossene 
Reihen  von  Hauptsätzen  vor,  welche  die  Tagsatzung  neben 
einander  in  Berathung  zu  ziehen  beschloss.  Gleichen 
Tags  wurde  in  geheimer  Sitzung,  vermuthlich  auf  An- 
trag von  Augustini,  beschlossen,  den  Kanton  Wallis  als 
ein  unablösliches  Glied  der  Republik  festzuhalten,  wobei 
sich  Reding,  Müller,  Zellweger  und  die  Walliser  Depu- 
tirten  am  eifrigsten  bezeigten.  Folgenden  Tags  kleidete 
man  den  gefassten  Vorsatz  in  die  Form,  dass  als  erster 
Artikel  die  Integrität  des  helvetischen  Gebiets 
erklärt  wurde.  Es  erfolgte  nun  eine  Reihe  weiterer 
Schlussnahmen,  zum  Theil  über  sehr  bestrittene  Punkte, 
wie  Bestellung  des  Senats,  Verwendung  der  Zehnten  und 
Grundzinse,  u.  a.  m.  Die  Arbeit  erlitt  aber  eine  plötz- 
liche Störung  durch  den  Austritt  der  Deputation  der  Ur- 
kantone,  der  besondere  Erörterungen  erfordert. 

Ueber  die  Stimmung  der  massgebenden  Personen  der 
französischen  Regierung  hatte  inzwischen  Stapfer  fleissig 
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aind  im  Wesentlichen  auch  zutreffend  Bericht  erstattet ; 
es  kann  dafür  auf  die  Aktensammlung  (Bd.  VII,  569—71) 
verwiesen  werden;  seine  amtlichen  Briefe  erhalten  übri- 
gens eine  gute  Ergänzung  durch  diejenigen  an  Usteri; 
in  einem  derselben  (14.  September)  meldete  er,  der  Mi- 
nister wolle  nicht  verrathen,  wie  sich  Bonaparte  zu  uni- 
tarischen Aenderungen  verhalten  würde;  später  (2.  Okt.) 
wird  mitgetheilt ,  Talleyrand  finde  die  beschlossenen 
Neuerungen  der  in  Paris  getroffenen  Abrede  nicht  ge- 
mäss; die  Tagsatzung  sollte  nach  dieser  eine  blos  ideale 
Existenz  haben;  jetzt  aber  sei  sie  sogar  permanent;  man 
wolle  sie  zwar  nicht  stören;  allein  es  sei  hierin  nicht 
Wort  gehalten  worden. 

Die  werthvollste  Auskunft  bietet  uns  aber  die  Kor- 
respondenz zwischen  Verninac  und  Talleyrand.  Wir  ver- 
nehmen da  unter  anderm,  dass  in  der  Verfassungs- 
kommission die  Meinungsdifferenz  so  scharf  sei  wie  in 
der  Tagsatzung.  Die  Mehrheit  hielt  ein  schweizerisches 
Bürgerrecht  fest,  wie  es  seit  vollen  drei  Jahren  gegolten 
hatte,  während  die  Minderheit  die  freie  Niederlassung 
nicht  mehr  für  alle  Kantone  zulassen  wollte  (namentlich 
aus  konfessionellen  Gründen).  Jene  theilte  die  gesetz- 
gebende Gewalt  dem  Senat  und  der  Tagsatzung  zu,  diese 
den  Kantonen  und  dem  Senat  (30.  September).  Damit 
war  ein  durchgreifender  Gegensatz  aufgestellt  zwischen 
den  Kantonen  und  der  Tagsatzung,  während  nach  der 
französischen  Auffassung  ein  solcher  nur  in  einzelnen  sei* 
tenen  Fällen  eintreten  sollte. 

Talleyrand  erwiderte  die  letzten  Berichte  am  30. 
September  in  einer  ausführlichen  Weisung,  die  den 
frühem  Erklärungen  vollkommen  entspricht.  Die  Auf- 
gaben (resp.  Befugnisse)  der  Tagsatzung,   sagt  er,   seien 
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durch  die  Verfassung  geniü  bestimmt;  sie  bestehe** 
in  der  Wahl '  des4  Senate,  der  Prttfung-der  Staatereehnmig» 
d&  Entscheidung  über  Klagten  der  Kantone  gegew  den 
Senat  uhd  in  gewissen  F&Hen  auch  Über  Gesetze ;  mm 
geberete  sich  aber  dieselbe  von  Anfang  an  als-  Konstitut- 
rendtf  Versammlung,  und  so- entziehe  sie  d;en  Kan- 
tonen ihren*  Antheil  ander  Gesetzgebung:  Die 
Schweizer  selbst'  und'  andere*  Völker  haben  vor  allem  die 
BteteHfcög  des  Senate  erwartet*  das  sei  aü^h  eine  Aktion 
von  grösster  Bedeutung,  die  viel5  Einsicht  und  Sorgfalt 
erheische;  die  überflüssigen  Diskussionen»  nun,  die  sie  be- 
gonnen; lassen  wenig  Gutes-  mehr  hofffen.  Man  wünsche,, 
dass  sie  innehalte  und  sich  nur  noch  bemühe,  die  neue 
Behörde  möglidist  gut  zu  besetzen ;  geschehe  das^  nicht, 
so  dtfrffe  die  Botschaft  nicht'  verhehlen,«  däss  Frankreich 
nur  eine  Regierung;  die  der  Verftssnng  gemäss- sei,1  irirten 
stützen  könne,  und  däss  andere  Staaten  eine  Behörde, 
die  keine  Gewahr  für  gute  Beziehungen  biete,  auch  nicht 
anerkennen  würden.  Eine  Woehe  später  sprach*  sich 
TaUfeyrand  theilweise  noch  schärfer  aus;  da-  die  Ttog» 
Satzung  sich  über  ihre  wahre  Aufgabe  hinwegsetzt,  se 
ltese  sich  voraussehen,  dass-  am  Endfe  ihre  Wahlen  auf 
Mfthner  fällen,  welche  die  verschiedenen  Gewuhtttieit&ii, 
Bekenntnisse  und'  Interessen  der  Landestheilfe  nieht  be- 
achten; mit  ihrer  eigenen  Mfeiötülg1  der  Mehrheit  dfcs 
Volkes  trotfcön  und  sich  um  dä&  Wohlwollen«  Frtiitkrek&s 
nicht  kümmern  werden;  aber  das  Land  dürfte  einsehet, 
dass  die  angenommene  Verfassung  nicht  gehalten  worden, 
und  dann  von  sich  aus  eine  andern  Regierung  aufstellen. 
Verninac  möge  noch  Vorstellungen  in  diesem  Sinne 
mabhen;  falls  sie  Wirken  j  werde  man  die  rieue  Behörde 
gern  uriterstützem 


DasJEade  der  Hefrttak-  117 

Jkäafuf^  »war  immer  .auch  von  Wallis  die  R-edr: 
der  Minister  beharrfe  auf  dem  Anspruch,  dass  daas«*br 
an  Faaukreieh  übergehe,  das  dieses  Gebietes  gwrarli  im 
Interesse  der  mit  ihm  Terbundeaen  kleinen  Staaten  U- 
dürfe.  Auf  weitere  Aeusseningen  können  wir  hkT  nicht 
eintreten. 

Bei  den  .dargelegten  Differenzen  war  der  EntscUuss 
der  Abgeordneten  der  tUrkantone.   sieh  zurückzuziehen, 
rin  Sehritt,  dessen  Folgen  sich   nkht  sofort   erkennen 
Messen,    illm  dessen  Würdigung   zu  -erleichtern,   soweit 
es  uns  »möglich  ist,  scheint  eine  abschweifende  Betrach- 
tung geboten  m  sein.    Ans  früher  Mitgetheütem  (beson- 
ders S.  68,t  60)  ist  erskhtlkh^das&die  L  rkantone  auch  der 
durch  die  neue  Verfassung  begrenzten  Zentralgewalt  nuss- 
trauisch  gegenüberstanden.   -Die  Ton  Yeminac  berührte 
Erklärung  der  Deputirten,  steh  derselben  fugen  zu  wollen, 
ging  vennuthlich  schon  .über. das  hinaus,  was  ihre  Lands- 
leute  erwarteten;  inur  anf  Zusehen  hin  liess  ein  solcher 
Schritt  sich  wagen,  weil  man  sieh  nicht  verbergen  kannte, 
dass  die  französische  »Regierung  hinter  dem  Verfassungs- 
projekte stand,  .dessen  Annahme  wünschte  und  die  da- 
durch begründete  Ordnung  schützen  würde :  wenn  freilich 
Aendertingen  im^Sinne  der  Unitarier  geschahen  und  von 
Frankreich,  geduldet  wurden,  so  liess  sich  zwar  ein  Wider- 
stand nkht.  ohne  Gefahr  versuchen;. allein. die  Spannung 
umsste  <  dann  zu  unheimlichen  Verhältnissen  führen.  Nun 
blieb  es  aber  .Mannern,  die.  in  JBern  vertraute  Gönner  und 
Parteigänger  chatten,  kaum  unbekannt,   wie  die  franzö- 
sische 'Regierung  *  über  das  Gebaren  <  der  Mehrheit  dachte ; 
|     dies iBunaate  sie, in  ihrem  Widerwillen  bestärken,  und  an 
Emumtening  aus. aristokratischen  Kreisen  fehlte  es  ohne 
Zweifel  .nicht. 
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Auch  speziellere  Motive  lassen  sieb  finden  und  zwar 
von  ziemlich  verschiedener  Natur.  Hervorgekehrt  wurde 
namentlich  der  Mangel  an  Mitteln  zur  Bestreitung  des 
kantonalen  Haushalts,  da  die  früher  beliebten  Zuflüsse 
von  aussen  für  immer  versiegt,  die  Kassen  erschöpft. 
Steuern  durchaus  verhasst,  dagegen  grosse  neue  Aus- 
gaben unvermeidlich  waren;  umsomehr  fürchtete  man. 
und  zwar  über  die  Maassen,  finanzielle  Ansprüche  der 
Zentralregierung.  Den  Argwohn  gegen  diese  begründete 
theilweise  die  schwache  Vertretung  der  drei  Kantone  in 
derselben,  zum  Theil  auch  konfessioneller  Gegensatz,  der 
sich  aümälig  wieder  verschärfte.  Zu  alledem  kam  bei 
den  einflussreichem  Familien  das  Gefühl,  nicht  mehr  im 
gewohnten  Maasse  herrschen  zu  können,  sondern  in  wich- 
tigen Dingen  abhangig  oder  gar  mundtodt  zu  sein;  was 
Itedeutete  es  denn  z.  B..  Ober  ein  Gesetz,  das  für  die 
ganze  Schweiz  bestimmt  war,  eine  Stimme  abgeben  zu 
können,  die  wahrscheinlich  zu  der  Minderheit  zahlte  und 
in  einzelnen  Fällen  durch  den  Entscheid  der  Tagsatzung 
ganz  bedeutungslos  wurde"?  Und  für  einen  grossen  Theil 
des  Volkes  war  der  Abgang  der  Landsgemeinden  mit 
ihren  Festlichkeiten.  Belehrungen  und  Aufregungen  ein 
schmerzlicher  Verlust,  den  einstweilen  nichts  ersetzen 
konnte.  An  Gedanken  anderer  Art,  die  aus  sagenhaften 
Krrähhmgen  und  Liedern  oder  interessirten  Lobreden  und 
Schmeicheleien  erwachsen  waren  und  besondere  An- 
sprüche begründen  sollten,  mag  Mos  erinnert  sein;  doch 
(tiissrTten  sie  darin  eine  schädliche  Wirkung,  dass  sie  die 
alte  Gewohnheit  nährten,  über  dem  eigenen  Wohl  die 
Kidgemwsensehaft  zu  vergessen,  die  man  doch  von  sich 
aus  gegründet  tu  haben  wähnte,  und  dass  der  Friede  von 
l.uueville    hartnäckig,    auch   der  franzosischen  Botschaft 
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gegenüber,  nur  für  die  einzelnen  Stände  gelten  und  ihnen 
alle  vormals  genossenen  Rechte  gewährleisten  sollte. 

Am  9.  Oktober  nun  erklärten  die  Vertreter  der  drei 
«Urstände»  schriftlich,  sie  seien  um  ihrer  Ehre  und  Sicher- 
heit willen  gezwungen,  nach  Hause  zu  kehren,  weil  in 
der  Tagsatzung  Grundsätze  angenommen  worden,  die  den 
Wünschen  und  Bedürfnissen  ihres  Volkes  gänzlich  wider- 
sprächen, und  verwahrten  die  Rechte  und  Freiheiten 
ihrer  Kantone  des  feierlichsten  gegen  weitere  Beschlüsse, 
welche  sich  auf  dieselben  beziehen  (oder  erstrecken?) 
möchten,  bis  ihre  Kommittenten  sich  für  die  Zukunft  be- 
stimmt geäussert  hätten.  An  Consul  Bonaparte,  Minister 
Verninac  und  General  Montchoisy  wurden  entsprechende 
Schreiben  gerichtet.  Darin  fällt  auf,  wie  die  Verfasser 
die  Urheber  der  helvetischen  Revolution  und  die  Ver- 
fechter einer  starken  Einheit  schlechthin  zusammen- 
werfen, deren  Streben  blos  aus  Ehrgeiz  und  Herrschgier 
ableiten  und  dann  eine  «besondere  Verwaltung >  ver- 
langen, welche  die  Reinheit  der  Religion  und  der  Sitten 
und  den  alten  Wohlstand  wieder  herstellen  könnte.  Am 
schärfsten  äusserten  sie  sich  in  dem  Briefe  an  Mont- 
choisy, dem  sie  sich  eben  vorzüglich  verpflichtet  wussten, 
und  versuchten  sich  beiläufig,  wie  es  scheint,  mit  dem 
ersten  Entwürfe  von  Malmaison  zu  rechtfertigen,  der 
ihnen  doch  auch  nicht  alles  geben  konnte,  was  sie  eigent- 
lich wollten. 

Da  jedermann  fühlte,  dass  der  Austritt  dieser  De- 
putaten zu  ernsten  Ereignissen  führen  konnte,  so  wurde 
von  der  Tagsatzung  alsbald  eine  besondere  Kommission 
bestellt;  der  Vollziehungsrath  aber  gab  Befehle  an  den 
Statthalter,  die  Zurückgekehrten  ohne  Umstände  zu  ver- 
haften,  wenn  sie   sich  vermässen,  die  Ruhe  zu  stören, 
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atoch  keinerlei  Versammlungen  zu  dulden  und  die  Ver- 
breitung aufregender  Flugschriften  zu  hindern.  Zugleid) 
«achte  er  bei  Verninac  und  Montchoisy  um  Haftdfaietung 
zur  Sicherung  der  Ruhe  nach  und  berief  sieh  dabei  auf 
den  Willen  des  ersten  Consuls,  die  französische*  Trappen 
für  diesen  Zweck  verwenden  zu  lassen.  Die  Tagsatzung 
ging  nun  von  der  Ansieht  aus,  dass  sie,  resp.  jedes  Mit- 
glied, das  gesamte  Volk  und  nicht  blos  einzelne  Theäe 
vertrete  und  vor  allem  das  Wohl  des  Ganzen  im  Auge 
haben,  tue  Minderheit  aber  sich  der  Mehrheit  unternehme 
müsse;  sie  taxirte  daher  den  Schritt  der  Ausgetretene« 
als  «willkürliche  Entfernung»  dreier  Personen,  die  keinen 
ESnfluss  auf  die  Arbeit  der  Versammlung  äussern  weide. 
Die  drei  Flüchtlinge  fanden  übrigens  rtthlich,  sich  stille 
zu  halten;  nur  Hessen  sie  merken,  dass  in  Bilde  andere 
Kantone  sich  ebenfalls  absondern  würden,  und  glaubten 
ihre  Anhänger  u.  a.  mit  der  Behauptung  zu  trösten,  dass 
der  Friede  mit  England1)  ihnen  zu  gut  kommen  werde. 
Da  und  dort  regten  sieb  auch  schon  Gelüste  nach  gewalt- 
samer Herstellung  der  alten  Ordnung;  indess  gab  es  noch 
allerorten  Gemeinden,  die  solchen  Eifer  nicht  theüten. 
wahrend  gewisse  Verschworne  in  Bern  das  Feuer  wi 
schüren  versuchten,  um  zunächst  den  ganzen  Kanten 
WaldstÄtten  mm  Abfedl  zu  treiben. 

Inzwischen  hatte  sich  die  Mehrheit  des  Vofl»ehungs 
rathes  bewogen  gefunden,  der  Tagsatzung  vonwslellen, 
dass  <frr  langsame  Gang  ihrer  BerathuÄgen  die  iimero 
Uofkhivn  vermehre»  und   sie   daher  rar  Beschleunigung 

M  IVr  sog»  Pr*liuuoarfrie4e  vom  1.  Oktober  1801,  der  von 
gan»  Kuro|»a  herbeigewünscht  worden  war,  obwohl  die  In- 
tetv^cu  der  Staaten  und  Meinungsparteien  sonst  wert  au>- 

riiuutifcnyiitg**. 
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des  AbscUuases  einzuladen ;  Präsident  Adder')  weigerte 
sich  mr,  eine  *otehe  Botschaft  m  unterzeichnen,  da  «e 
seiner  «Ueberzeugung»  entgegen  set*>:  durch  förmlichen 
Beschta*  wurde  er  aber  angehalten ,  «eine  amtliche 
Pflicht  zu  erfüllen  £2.  -Oktober).  Gleiehen  Tfags  traf  mm 
*e  lugsatzang  einige  Anstalt  zu  rascherer  TOrdenmg 
flu«  Werkes,  sodass  am  K.  eine  bereinigte  Faamng  der 
«Hedigten  Artikel  vertag.  Nachdem  deren  letzt*  Be- 
dang begonnen  war,  traten  18  Abgeordnete  aus  den 
Kantonen  Luzern,  Prelbnrg,  Selothum,  Appenzell,  Grw- 
Knden  nnd  Tessin  mit  einem  Proteste  auf,  der  ihren 
austritt  rechtfertigen  seilte  (17.  Oktober). 

So  misshch  es  ist,  bei  knappem  Baum  auf  derartige 
Aktenstücke  naher  einzutasten,  dürfen  wir  uns  die  die». 
ßlligelfnhe  doch  niclit  ersparen,  thefis  wegen  der  Folgen 
^Anstatt»*,  vieTerBepufirten,  thefls  wegendererorterten 
Krage  selbst,  die  auch  in  dem  seither  verflossenen  Jahrinm- 
mihreBedeirtimgnichteingebossthat;  einzuwenden  wäre 
hier  nur,  dass  die  Sache  desPöderanamus  in  den  Dreizehn 
nicht  ausgewählte  Vertreter  fand.  Datei  muss  mit  Bezo* 
anderen  Behanptungen  bedauert  werden,  dass  «ber  die 

'I  Dolder,   Streber  und  Intrigant    trieb  mohi-  „„j  „  u 

«cht  Tor.Demuuiationen  «wen iSSJUT? e,?we*ke'  «* 
JjJ*.  zu  der  Sorte  F^t^äS« 

Wiegen  Rüttünann  voÄg  ^Tt^y^Z  ^^ 
langte  Annahme  des  nisiachÄwSs  ATE 
w  empfehlen,  reap.  als  politisch  .«boten  far^L  n"*  U* 
**  R.  .lachend,  ablehnte.  TurBoE 7°  ^mistelkm,  was 
*  Hauptsache,  sich  der  ÄX^r  *** 
■m  brauchbar  zu  erzeigen.  «egierung  als  weine 
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geführten  Debatten  keine  Berichte  vorliegen,  nach  denen 
der  Antheil  der  Parteien  und  der  Personen  sowie  ihre 
Motive  sich  bestimmt  beurtheilen  liessen. 

Die  Dreizehn  erklären,  sie  haben  sieh  fruchtlos 
bemüht,  die  Freiheit  der  Meinungsäusserung  zu  er- 
halten*  indem  sie  durch  das  Reglement  verkürzt  worden 
seien«  auch  umsonst  beantragt,  in  der  Kommission  alle 
Kantone  vertreten  zu  lassen,  um  desto  sicherer  die 
Mittel  zur  Einigung  zu  finden:  sodann  vergeblich  ver- 
sucht, den  zahlreichen  Vorstellungen  aus  verschiedenen 
Yolkskreisen  Gehör  zu  verschaffen  M:  nun  aber  werde  die 
Arbeit  mit  einer  Eile  betrieben,  die  sich  zu  der  Wichtig- 
keit der  Sache  nicht  schicke,  und  dabei  das  Einheits- 
system, statt  in  heilsamen  Grenzen  zu  bleiben,  so  weit 
ausgedehnt,  dass  das  Volk  in  den  meisten  (?)  Kantonen 
sich  getäuscht  und  mn  seine  theuersten  Rechte  und  Ein- 
richtungen t?)  gebracht  sehe,  und  die  Kantone  nicht  einmal 
die  ihnen  vom  ersten  Konsul  gewährten  Vortheüe  er- 
halten würden.  In  neun  Sätzen  werden  dann  die  gefun- 
denen Anstände  so  fonnulirt.  dass  ein  Ausgleich  aller- 
dings als  schwierig  erscheint  lA.  S.  YJLL  588 — 89:  X. 
Kenuhl.  jk  717     IS*. 

Piese  Erklärung,  weil  nicht  blas  für  die  Tagsatzung 
IteMitninU  erschien  sofort  als  Flugschrift,  wurde  aber  im 
-  Republikaner*  \\\  7U*-- 30i  auch  alsbald  scharf  kritisirt. 
ruter  anderm  wird  bemerkt,  dass  die  begehrte  Befugnis. 
abweichende  Meinungen  in  das  Protokoll  einzuschalten, 
den  Anspruch  verrathe.  sich  gegen  die  Mehrheit  aufzu- 
lehnen; die  Sammlung  von  Bittschriften  aber  habe  bis- 

M  Piese  Adressen  und  Bittschriften  bezogen  sich  freilich 
Hrovstoutheil>  auf  Gegenstände,  welche  die  Gesetzgebung  uu«l 
die-  Venxaltnntf  m  reculiren  haben. 
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her  vielfach  nur  den  Faktionsgeist  bestärkt.  Mit  dem 
Angriff  auf  das  helvetische  Bürgerrecht  werde  die  von 
Bonaparte  selbst  adoptirte  Einheit  des  Staates  verkannt. 
und  er  setze  schon  eine  Mehrheit  von  Staaten  voraus. 
Was  die  Dreizehn  verlangen,  hege  nicht  einmal  in  dem 
Entwürfe  vom  29.  Mai,  sondern  strebe  nach  einer  Selb- 
ständigkeit der  Kantone,  die  derselbe  nicht  zulasse.  Die 
Prüfung  der  Kantonsverfassungen  sei  ebendort  der  Tag- 
satzung  bestimmt  vorbehalten,  und  damit  sollten  eben 
viele  Hoffnungen  auf  die  Rückkehr  der  alten  Ordnung 
vereitelt  werden.  Endlich  wird  den  Ausgetretenen  vor- 
gehalten, dass  sie  in  allen  Verhandlungen  so  oder  anders 
mitgestimmt  und  von  ihren  Wählern  keine  Vollmacht  zu 
einem  so  befremdlichen  Schritte  erhalten  haben. 

Die  Tagsatzung  Hess  sich  durch  denselben  nicht  ab- 
wendig machen,  sondern  setzte  die  Berathungen  ent- 
schlossen fort.  Am  24.  Oktober  wurde  der  deutsche  Text 
der  Verfassung  vollends  bereinigt  und  angenommen.1» 
Auf  den  Inhalt  resp.  dessen  Abweichungen  von  dem  zu 
Grunde  gelegten  Entwürfe  lässt  sich  ohne  mehr  oder 
weniger  ausgreifende  Erklärung  oder  Kritik  nicht  eintreten ; 
in  manchen  Abschnitten  oder  Artikeln  war  er  vollständiger 
oder  deutlicher,  in  etlichen  nur  allzu  umständlich.  Allein 
auch  er  befriedigte  keine  Partei,  zumal  er  selbst  an  Wider- 
sprüchen litt,  und  die  Wahlen  für  den  Senat,  die  am  25. 
bis  27.   Oktober  getroffen   wurden,*)   hatten   das   Miss- 

*)  Im  helvet.  Archiv  hat  sich  nur  dieser  erhalten,  und  auch 
er  ist  damals  nicht  zu  einer  offiziellen  Drucklegung  gelangt. 

*)  Das  Verzeichnis  liegt  in  Akten-Sammlung  VII,  S.  623 
—24.  Zu  bemerken  ist  durchweg  eine  kleine  Mehrheit  für 
die  Gewählten.  Anstössige  Personen  zu  bezeichnen,  fällt 
schwer,  wenn  auch  einige  den  Anhängern  der  alten  Ordnung 
verhasst  waren.  Es  fehlten  aber  nicht  blos  Frisching,  Dolder. 
Savarv,  sondern  auch  Hüttimann  u.  A. 
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geschiek,  dose  »mehrere  der  Stkornen  »die  »ihnen »erwiesene 
(und  auch  verdiente)  'Ehre  sofort  ^ablehnten  und  die  Jau- 
^rnden  Gegner, »diedurch^den  Ausschluss  der  Föderalisten 
unversöhnlich  gereizt  wanden,  .unmittelbar  *die  geplanten 
Gewaltmassregeln  aur  Ausführung  brachten. 

«Es  «sind  an  tjeder  »Hinsicht  «dunkle  Stunden,  in  'denen 
der  befüdhtigte  Staatsstreich  vom  27.  und  28.  »Oktober 
sieh  abspielte;  das  'Detail  der  Vorgänge  .darzustellen,  ist 
•hier  kaum 'am  'Platze;  «doch  'dürfen  die  iHaupteüge  inioht 
übergangen  werden,  (weil  sie  einerseits  Kennzeichen  ider 
Krisis  sind  und  anderseits  die  Opposition  und  die  "Ver- 
urftheilung  erklären,  welche  das  -Geschehene  na«h  und 
■nach  zu  erfahren  hatte.  'Für  die  Motive,  die  heimlich 
getroffenen  'Vorkehren  »und  die  verantwortlichen  »Urheber 
ist  eine  besondere  Betrachtung  vorbehalten. 

Nachdem  — Abends  sieben  Uhr  — 'die  Tagsatzimg  ihre 
^Sitzung  geschlossen  hatte,  vereinigten  sich  «echs  vBemer 
resp.  Oberländer  mit  sieben  .Kollegen. aus  den  Kantonen 
Baden,  Freiburg,  Waat,  Luzern,  Lugano  und  Scbaffhausen, 
also  eine  offenbare  Minderheit  »des  gesetzgebenden iBattts, 
in  dem  Hause  eines  betheiligten  Berners  und  ifaasten,  «da 
«sie  sieh  «durch  die  französische  Botschaft»  und,  das  »bei  und 
im  der  Stadt,  zusammengezogene  .'Militär  gedeckt  wussten, 
den  .Beschluss,  «das  .Vaterland  vor » der « drohenden  Gefahr 
zu  «retten»,  den  VoUziehungsrath  <zu  beseitigen. und« dessen 
Gewalt. auf  die  drei  Mitglieder. Dolder,  Savary  undlRütti- 
mann  zu  übertragen  (um  eilf  Uhr  Nachts).  Einige  Stunden 
später  wurden  noch  11  Mitglieder  der  Gesetzgebung  auf 
eigenthümliche  Weise  %\x  «einer  .ausserordentlichen  und 
geheimen  Sitzung  berufen  (während  die  nächste  auf  90. 
Oktober  vertagt  worden  war),  eine  .beträchtliche  Anzähl 
der   Kollegen  also  ausgeschlossen,   weil  man  ihrerseits 
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Widersprach  zu  erwarten  halte1)  und  daan,  auf  Grund 
bereitgehaltener  Aktensttlche»)  mit  heftiger  tuad  beuch. 
lerischer)  Begründung  beschlossen,  die  allgemeine  Ta^ 
äfltamg  sei  aufgelöst  und.  ihre  Arbeit  nichtig  erklärt;  da> 
gegen  sollte  die  Verfassung  vom  29;  Mai,  soweit  sie 
die  Zentralbehörden   änderte,    sofort    zor    Yott- 
aehang  kommen,  desslmlb  durch  die  Gesetagebong  ein 
Senat  von  25  Mitgliedern  bestellt  werden,  der  seine  ThaV 
tigkeit  za  beginnen  habe,  sobald  die  Mehrheit  der  Ge- 
wählten anwesend  sei,  u.  s.  w.1).    Um  die  herpetischen 
Truppen  willig,  zu  stimmen,  hatte  sich  Dehler  von  A.  G. 
Jenner,  der  sich  bei  diesen  Dingen   ans  Fiaanzgrfinden 
betheiligte,  einen  stattlichen  Vorscbuss  flk  die  SeJdzahhmg 
geben  lassen.    Röttimann  lehnte  indessen  den  Beisitz  in 
der  Rumpfregierung  ab;  die  gesprengte  Mehrheit  der  Be- 
hörde lies»  es  an  prompten  Aufklarungen  Ober  das  Ver- 
fahren der  Gegner  nicht  fehlen,  und  die  Mehrheit  der 
Tagsateung  wahrte  in  einem  wohlgesetsten  Protest  die 


')  Zufällig  misslaug  die  Berechnung  doch  einigermassen: 
zwei  bewährte  Volksmänner,  Alphons  Pfyffer  und  Gallus 
Schlumpf,  votirten  kräftig  gegen  die  von  Dolder  betriebenen 
Massregeln  und  gaben  ihre  Aeusserungen  sofort  der  Gefeilt- 
liebheit  anheim«    (YergL  Akten-Sammlung  VII,  S.  634—95.| 

*)  Dass  M.  Mousson  dabei  die  Feder  führte  und  sich 
Dolder  gegenüber  allzu  willfährig  bewies,  bildet  einen  Flecken 
in  seiner  Karriere.  Wo  aber  bleibt  die  Bhre  der  Jenner. 
Lüthardt,  &aussure,  D;  Stokar,  — um  von  den  Geringem 
zu  schweigen? 

*)  Von  24  versammelten  Mitgliedern  sollen  nur  17  für 
Annahme  gestimmt  haben,  und  diesen  ist  wohl  auch  das  Er- 
gebnis der  Senatswahlen  zuzuschreiben*  Die  11  v6Hig  Ana- 
geschlossenen erwiesen  aber  noch  gleichen  Tags  in  einer 
offenen  Erklärung;  wie  die  Mehrheit  Reglement  und  guten 
Brauch  verlebt  hatte,  und  die  Namen  der  Protestirenden  zahlen 
zu  den  besten. 


1*%^ 
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Rechte,  die  ihr  anvertraut  gewesen,  gegen  die  gebrauchte 
Gewalt  und  entlud  sich  feierlich  aller  Verantwortung  für 
die  Folgen.  Noch  am  28.  waren  die  Wahlen  für  den 
Senat  getroffen  worden,  der  nun  mehrheitlich  aus  Föde- 
ralisten bestand;  ausgetretene  Mitglieder  der  Tagsatzung 
und  Gehülfen  bei  dem  Umschwung  waren  augenscheinlich 
bevorzugt  worden.  Die  Uebrigen  sind  wenigstens  als 
konservativ  gesinnt  zu  bezeichnen. 

Wie  kam  es  denn  aber  zu  solchen  Ereignissen,  und 
musste  die  Geburt  einer  Verfassung  eine  so  üble  Wendung 
nehmen?  Zu  dieser  Frage  wird  sich  jeder  gedrängt  sehen, 
der  nicht  blindlings  einer  Partei  Recht  geben  will,  und 
ist  sie  gestellt,  so  wird  man  eine  Antwort  suchen.  Für 
jede  Lösimg  wird  man  sich  aber  zunächst  an  die  vor- 
handenen Aufzeichnungen  halten  müssen.  Eine  Prüfung 
derselben  unternehmend,  resümire  ich  in  erster  Linie  die 
Zeugnisse  der  amtlich  betheiligten  Schweizer. 

Vorab  scheint  mir  beachtenswerth,  dass  Usteri,  zu- 
gleich Mitglied  des  Vollziehungsraths  und  der  Tagsatzimg 
(und  zeitweise  sogar  Präsident  der  letztem),  schon  am 
8.  Oktober  sich  über  Beschlüsse  der  Versammlung  be- 
schwerte, welche  in  Zukunft  Reibungen  zwischen  der 
Regierung  und  den  Kantonsbehörden  befürchten  Hessen: 
bei  solchen  Widersprüchen  hielt  er  für  das  Beste,  die 
Tagsatzung  zu  einem  raschen  Entscheid  über  die  Annahme 
derjenigen  Abschnitte  der  Verfassung  zu  treiben,  die  sich 
auf  die  Zentralbehörden  bezogen,  und  das  Uebrige  zu 
vertagen  (10.  Oktober  Brief  an  Stapf  er).1)  Zwei  Tage 
später  meldet  er  den  Entschluss,  bei  der  Tagsatzung  förm- 


l)  Für  uns  bleibt  dabei  fraglich,  ob  diese  Vertagung  so 
leicht  zu  erreichen  war,  und  ob  die  französische  Regierung 
sich  ein  solches  Verfahren  gefallen  liess. 
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lieh  die  Genehmigung  des  Entwurfes  in  diesem  Sinn  zu 
beantragen,  sodass  ihr  nur  die  Wahl  des  Senats  übrig 
bliebe;  die  Kantonsverfassungen,  die  bereits  vorlagen. 
sollte  dann  der  Senat  zu  Händen  der  respektiven  Kantons- 
tagsatzung  begutachten,  und  die  Erklärungen  der  letz- 
tern in  einer  zweiten  Session  der  helvetischen  Tai?- 
Satzung  verarbeitet  werden.  Dringend  nämlich  schien 
es  ihm,  einen  Abschluss  herbeizuführen,  weil  er  wusste. 
dassDolder  an  einem  Coup  arbeite,  von  der  Tag- 
satzung bereits  verächtlich  rede  und  mit  den  französischen 
Agenten  vertraulich  verkehre.  Usteri's  Vorschlag  wurd#* 
mdess  abgelehnt,  wobei  auch  Rengger,  infolge  allzu  künst- 
licher Berechnung,  mitwirkte,  und  so  blieb  die  Tagsatzung 
m  einem  Geleise,  auf  dem  sich  die  Spannung  wie  die 
Gefahr  eines  Bruches  nur  verschärfte.  Schon  der  Austritt 
der  Urkantone  hatte  da  und  dort  die  Frage  veranlasst. 
wie  ein  Mittelweg  zu  finden  sei.  Ein  im  Pariser  c  Publi- 
ce» abgedruckter  Brief  «aus  Winterthur>  deutete  an. 
<kss  ein  rein  hündisches  System  für  die  Gebirgskantone 
erspriesslich  sein  möge,  aber  für  die  übrigen  nicht  unbe- 
dingt zu  empfehlen  wäre;  dabei  wurde  betont.  da»s  die 
Verbitterung  der  Parteien  eine  Verständigung  schon  sehr 
erschwere,  und  die  Weisheit  Bonapartes  für  eine  Ver- 
mittlung angerufen.1!  Mit  Recht  bemerkte  Hfipfher 
dazu,  dass  ein  Weg  zum  Vergleich  wohl  zu  finden  wäre. 

l)  «In  dieser  schauervollen  Lage   sind   die  Augen   aller 

r  unserer  wahren  Vaterlandsfreunde  auf  das  würdige  Haupt  der 

fränkischen  Nation  geheftet,  welcher  allein  diejenigen  Wanden 

!   heilen  kann,  so  die  Revolution  nnserm  armen  Vaterlande  ge- 

■   ablagen  hat.    Nach  dem  so  ruhmvollen  Frieden,  welchen  er 

mit  allen  Mächten  Europens  geschlossen  hat.  kann  sein  ent- 

ttbeidender  Fmftnas  auf  die  politische  Existenz  dieses  Lande» 

Allein  alle  Hindernisse  heben  und  die  verschiedenen  Intere**eu 

^reinigen.»  Goltz,  helv.  Xachr^  p.  175. 
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aber  von.  oben  her,  di  h*  wohl  von  den  Behörden, 
für  die  grosse  Masse  der  Unentschiedenen  gezeigt,,  resp. 
selbst  besehritten  werden  müsse. 

Der  Austritt  der  Dreizehn  ermunterte  alle  Wider- 
sacher der  Einheit;  es  wird  berichtet,,  dass  seit  17.  Okt. 
in  den  Berner  Wirthshäusern  die  Tagsatzung,  lebhafter 
angefochten  wurde,  und  dass  ein  Streich  gegen  sie  er- 
folgen müsse,  konnte  immer  zuversichtlicher  verkündigt 
werden;  Selbst  Bengger  verlor  den  Muth,  sich  um  Ver- 
besserungen zu  bemühen;  wenn  auch  die  neue  Verfassung 
ins  Leben  trete,  meinte  er,  so  werde  sie  um  so  bälder 
zusammenbrechen,  je  einseitiger  die  Wahlen  für  den 
Senat  ausfallen  (21/.  Oktober).  Noch  einmal  haben  wir 
zu  erwähnen,  dass  Stapf  er,  der  den  Pariser  Boden  kannte, 
beharrlich  die  Ansicht  vertrat,  der  vereinbarte  Entwurf 
hätte  ohne  viele  Umstände  adoptirt  und  dem  Volke  vor- 
gelegt, resp.  zur  Annahme  empfohlen  werden  sollen,  um 
damit  an  der  französischen  Regierung  eine  Stütze  gegen 
die  (extremen)  Föderalisten  zu  gewinnen.  Auf  gegnerischer 
Seite  dachte  man,  wie  wir  schon  wissen,  gründlich  anders ; 
als  Zeuge  kann  für  diesen  Moment  Joh.  Werro  von  Frei- 
burg dienen,  der  in  einem  Briefe  an  6.  Thormann  dessen 
Verfassungsvorschläge  (S.  87)  billigte  und  wegen  der  Spal- 
tung der  Tagsatzung  einen  baldigen  Umschlag  zu  Gunsten 
der  Patriziate  erhoffte,  und  zwar  durch  die  Zwischen- 
kunft  Frankreichs,  die  in  verschiedenen  Formen  statt- 
finden konnte. 

Und  dieselbe  blieb  nicht  aus-;  nur  vollrog  sie  sich  in 
sehr  gemässigter  Weise. 

Wie  die  französische  Regierung  das  Gebaren  der 
Tagsatzung  beurtheilte,  wissen  wir;  es-  bleibt  nur  übrig, 
einzelne  markante  Aeusserungen  ihrer  Organe   nachzu- 
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tragen.  In  einem  umfänglichen  Bericht  vom  9.  Oktober 
besprach  Verninac  die  Sachlage  neuerdings,  und  zwar 
recht  nüchtern;  er  meint,  eine  Spaltung  könnte  gute 
Folgen  haben,  wenn  die  Minorität  klüger  wäre;  allein 
auch  sie  wolle  die  Verfassung  blos  ihren  Interessen  ge- 
mäss gestalten.  Da  die  Tagsatzung  das  Wahlgeschäft 
hintansetze,  so  helfe  vielleicht  der  gesetzgebende  Rath 
dafür  aus.  Uebrigens  bittet  der  Gesandte  noch  um  be- 
stimmte Weisungen  über  zwei  der  wichtigsten  Fragen; 
wenn  in  Betreff  der  Gerichtsorganisation  und  der  Ge- 
bietseinteilung, glaubt  er,  einige  Aenderungen  stattfinden 
dürften,  so  möchten  noch  manche  Deputirte  für  die  Ver- 
fassung zu  gewinnen  sein.  Bei  Montchoisy  vertrat  er  die 
Meinung,  einem  Gesuche  um  Truppen  für  Besetzung  der 
Urkantone  könnte  man  wohl  entsprechen,  wenn  dieselben 
einzig  zur  Erhaltung  der  Ruhe  dienen  müssten;  (die  hel- 
vetische Regierung  wollte  sich  nun  aber  mit  eigenen 
Kräften  behelfen).  Am  12.  meldet  er,  Muret  sei  ge- 
sonnen, der  Tagsatzung  zu  empfehlen,  alle  bisher  ge- 
fassten  Beschlüsse  zurückzunehmen  und  die  Verfassung 
einfach  zu  bestätigen,  werde  aber  schwerlich  durchdringen. 
Diese  Notiz  ist  um  so  mehr  zu  beachten,  als  sie  dem 
oben  berührten  Vorhaben  Usteri's  entspricht;  leider  lässt 
sich  darüber  nichts  weiter  beibringen.  Verninac  hält  es 
dabei  für  wichtig,  dahin  zu  wirken,  dass  die  Opposition 
(der  Minorität)  über  «metaphysischen»  Ausdruck  nicht 
hinausgehe,  d.  h.  nicht  zu  thätlichem  Widerstand  schreite, 
bis  ein  Weg  zur  Abwendung  des  drohenden  Unglücks 
gefunden  sei.  Zwei  Tage  später  schreibt  er,  die  Mehr- 
heit scheine  entschlossen,  dem  in  Paris  gefertigten  Plan 
eine  gefährliche  Richtung  zu  geben;  er  arbeite  nicht 
förmlich  entgegen,   avisire  aber  Dolder,  dass  die   franzö- 
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Statt  16,  wie  ihm  gemeldet  worden,  traten  dann  nur  13 
aus.  Zu  ergänzen  ist  dies  durch  einen  Brief  von  Is.  v. 
Diessbach  an  David  v.  Wyss  (16.  Oktober),  wo  unter 
anderm  berichtet  wird,  wie  Dolder  und  Jenner  mit  der 
französischen  Botschaft  und  der  Minorität  über  die  Mei- 
nung verhandeln  (tripotent!),  sowohl  der  YoDziehungsrath 
als  die  Tagsatzung  seien  abzuthun;  Verninac  wolle  aber 
einen  Senat,  der  eine  bleibende  Regierung  bilde,  während 
sein  Sekretär1)  eine  provisorische  Behörde  vorzöge;  Dolder 
ändere  indess  zwei  oder  drei  Mal  im  Tage  seine  Meinung 
und  habe  dadurch  die  Minderheit  (bisher)  gelähmt. 

Ist  hieraus  ersichtlich,  dass  Dolder  auf  einen  Streich 
ausging  und  nur  über  die  dienlichsten  Mittel  noch  nicht 
im  Reinen  war,  so  darf  doch  ein  geheimer  Gehülfe  des- 
selben nicht  übersehen  werden;  dies  war  Montchoisy, 
dessen  Anmasslichkeit  Stapfer  in  einem  vertraulichen 
Schreiben  an  «Marca»  (Pseudonym  für  einen  französischen 
Politiker,  der  bei  Bonaparte  Zugang  hatte)  schildert,  wo- 
bei bemerkt  wird,  dass  der  General  sich  auch  gegen  Ver- 
ninac zu  viel  herausnehme;  es  galt,  bei  der  massgebenden 
Stelle  den  Entschluss  anzuregen,  den  Denunzirten  in  seine 
Schranken  zu  weisen  oder  ihn  abzuberufen  (17.  Oktober); 
dieser  Wurf  gelangte  freilich  nicht  zum  Ziele ;  auch  eine 
förmliche  Beschwerdenote  an  Talleyrand  (28.  Oktober) 
wirkte  noch  nicht  stark  genug  und  kam  ohnehin  zu  spät; 
vorgreifend  darf  indess  behauptet  werden,  dass  bei  früherem 
Abgang  dieses  Generals  die  Anwendung  von  Gewalt- 
mitteln bedeutend  schwieriger  geworden  wäre1).  In  dieser 

')  Vermuthlich  im  Interesse  der  Reaktionäre  und  mit  Vor- 
behalten für  den  französischen  Einfluss. 

*)  Es  ist  hiebei  zu  erinnern,  dass  Bonaparte  in  militäri- 
schen Dingen  allein  zu  verfügen  pflegte,  und  Montchoisy  bei 
ihm  gut  angeschrieben  war.  Bereits  hatte  er  Befehle  betreffend 
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Ansicht  bestärkt  mich  ein  Brief  von  Talleyrand  an  Ver- 
ninac  (21.  Oktober),  worin  dieser  beauftragt  wird,  Mont- 
choisy  ernstlich  an  die  Winke  des  Ersten  Konsuls  zu  er- 
innern, die  französischen  Truppen  nirgendshin  zur  Stillung 
von  Unruhen  zu  senden,  da  solche  (derzeit)  nur  ein  Werk 
des  Parteigeistes  sein  könnten;  für  militärische  Aktion 
sei  schlechthin  ein  Befehl  des  Konsuls  abzuwarten.  Diese 
Instruktion  ist  nur  als  ein  schärferer  Ausdruck  der  schon 
früher  (S.  130)  erwähnten  zu  betrachten,  allerdings  mit  dem 
Hintergedanken,  dass  den  helvetischen  Behörden,  die 
ihre  Pflicht  versäumt  zu  haben  schienen,  nun  eben  auch 
kein  Beistand  zu  gewähren  sei. 

Inzwischen  schritt  die  Entwicklung  der  Krisis  weiter. 
Ungefähr  den  20.  oder  21.  Oktober  —  ein  Datum  fehlt 
—  hatte  Verninac  zu  melden,  es  scheine  von  Dolder, 
Frisching  und  Savary  beabsichtigt  zu  sein,  durch  den  ge- 
setzgebenden Rath  proklamiren  zu  lassen,  die  Tagsatzung 
könne  nicht  (gültig)  über  eine  neue  Verfassung  berathen, 
da  eine  solche  schon  vorhanden  sei.  Aber  bald  zerrann 
die  daran  geknüpfte  Hoffnung;  am  21.  Oktober  sah  man 
nämlich  einen  baldigen  Abschluss  voraus,  was  bei  man- 
chem Deputirten  Bedenken  gegen  einen  feindseligen 
Schritt  erregen  mochte,  da  doch  die  Mehrheit  der  Tag- 
satzung nicht  blos  achtbare  Männer  vereinigte,  sondern 
auch  einen  tibermächtigen  Anhang  im  Volke  finden  könnt«. 
Ueber  die  nächsten  Tage  (23. — 26.  Oktober)  schweigt  die 
hier  benutzte  Korrespondenz;    ein  von  F.  v.  Wyss  (vgl. 


das  Wallis  erhalten;  erst  etwas  später  wurde  Turreau,  der 
das  Land  schon  kannte  und  dem  Konsul  besonders  ergeben 
war,  als  Kommandant  dahin  abgeordnet,  mit  Weisungen, 
welche  kaum  durch  Akten  belegbar  sind,  obwohl  sich  das 
Wichtigste  aus  unsern  Quellen  noch  ermitteln  lässt. 
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A.  S.  VIL  627)  publizirter  Brief  v.  Die^UarL-  an  D.  t. 
Wyss,  angeblich  vom  23.  Oktober.  mu>s  vwn  3\  da'irt 
werden  und  füllt  daher  die  Lücke  nicht;  allein  er  «li~nt 
in  anderer  Hinsicht  trefflich  und  soll  dah^r  in  **:in-nk 
Wortlaut  genossen  werden: 

«Hier  —  d.  h.  27.  Oktol>er  —  la  «*-»-n**  a  #-h^r,:r*-. 
Verninac  s'est  mis  en  tete  de  üaire  diw>udre  la  l>.r***: 
il  est  alle  chez  Dolder  et  lui  a  dit :  Sa«Te  Di*-u,  il  Ca  jt 
que  cela  finisse,  f...t..,  ne  voulez-vous  d«»nc  ri»-n  fair*-? 
Yous  comprenez  qu'il  ne  faHait  pas  la  ni^iti»1  *W  t«»j> 
eette  rhetorique  pour  donner  du  niouv»-m»-nt  a  la  ü.a- 
chine.  L'impulsion  fut  si  forte  que  hi^r.  a  6  h«-?«*— •  dj 
vSoir,  je  vis  entrer  chez  moi  im  de-»  faivrurs.  q'ii.  apr»-* 
in'avoir  appris  ce  qui  s'etait  passe,  me  remit  le>  papier* 
et  les  ecrits  qui  ont  ete  rediges  pour  rexecution. 

Zu  richtiger  Würdigung  der  letzten  Zeilen  wird  man. 
um  die  chronologischen  Anstände  nicht  zu  verm^hr^n. 
die  Stelle  ce  qui  s'etait  passe  auf  Verhandlungen  drr 
Verschwornen,  die  wohl  am  späteren  Nachmittag  statt- 
finden konnten,  beziehen  dürfen:  das  Uebrige  i-t  d»ir«"h 
andere  Wahrnehmungen  genügend  beglaubigt.  Die  Aktien 
war  jetzt  eingeleitet  und  die  Rollen  für  das  Spiel  so- 
weit möglich  vertheilt 

Das  vorstehende  Zeugnis  über  Yerninar\  An*!i»il 
möchte  des  derben  Tons  wegen  verdächtig  scheinen:  er 
selbst  verräth  darüber,  aus  guten  Gründen,  ni'-ht>:  allein 
sein  Sekretär  bringt  es,  freilich  ohne  Schehung.  an  den 
Tag  in  einem  Schreiben  an  Talleyrand  121.  November», 
in  dem  er  beiläufig  betont,  dass  Dolder  am  27.  Oktober 
sich  schwach,  d.  h.  wohl  etwas  lange  unschlüssig,  gezeigt 
habe,  sodass  nur  durch  Verninac's  entschiedene  Festig- 
keit  die  erwünschte  Wendung  durchgesetzt  worden  sei. 
Er  aber  behauptet,  er  habe  an  den  gegen  die  Tagsttzung 
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ergriffenen  Massregeln  keinen  Antheil  genommen  und 
sich  mit  der  Zusicherung  beruhigt,  dass  das  Geschehene 
die  freundschaftlichen  Beziehungen  zu  Frankreich  nicht 
stören  solle.  Auch  habe  Montchoisy  nicht  «militärisch 
agirt».  In  einem  gewissen  Sinne  wird  dies  wahr  sein; 
doch  ist  festzuhalten,  dass  er  in  auffälliger  Weise  fran- 
zösische Truppen  in  Bern  anhäufen  liess,  die  Stadt  zwei 
Tage  lang  geschlossen  blieb,  und  der  General  mit  Ander- 
matt demonstrativ  durch  die  Strassen  zog. 

Hat  es  einigen  Werth,  die  wirklichen  Urheber  eines 
vielfach  beklagten  Staatsstreichs  zu  kennen,  so  mögen 
hier  noch  etliche  Bemerkungen  folgen.  Der  bisher  er- 
mittelte Sachverhalt  —  und  weitere  Aufschlüsse  von  Belang 
sind  kaum  mehr  zu  hoffen  —  spricht  jedenfalls  Bonaparte 
und  Talleyrand  von  einer  förmlichen  Anstiftung  oder  einer 
Ermunterung  ihrer  Organe  zu  einem  Bruche  frei;  beide 
zogen  bei  diesen  Dingen  nicht  blos  ihre  persönlichen  An- 
sichten oder  Interessen,  sondern  auch  die  öffentliche 
Meinung  weitester  Kreise  in  Betracht;  es  sollte  ja  jeder 
Schein  vermieden  werden,  dass  die  französische  Regie- 
rung die  Schweiz  noch  militärisch  beherrsche  und  poli- 
tisch bevormunde;  ihr  Einfluss  sollte  sich  als  ein  ledig- 
lich diplomatischer,  freundschaftlicher,  im  eigenen  In- 
teresse des  Landes  geübter  darstellen,  und  demgemäss 
scheute  sie  vor  auffälligen  Schritten  zurück.  Anders  frei- 
lich verhält  es  sich  mit  Montchoisy,  der  die  unitarische 
Mehrheit  des  Vollziehungsraths  und  der  Tagsatzung  gering- 
schätzte oder  verabscheute,  sich  jedoch  nicht  allzusehr 
biosssteilen  durfte.  Von  Verninac  wird  zu  sagen  sein, 
dass  er  schwerlich  alles  erfuhr,  was  Dolder  und  dessen 
Parteigänger  unter  sich  besprachen  und  vereinbarten, 
aber  ihre  Absichten  im  Wesentlichen  kannte  und  billigte, 
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dagegen  es  ihnen  überliess,  die  zugerichtete  «Maschine* 
n  Gang  zu  setzen,  und  durch  ein  polterndes  Auftreten 
lie  Entscheidung  nur  beschleunigen  wollte.  Sj  wurde 
s  ihm  auch  möglich,  sich  von  direkter  Theilnahme  frei- 
zusprechen. 

Um  so  schwerer  mag  die  Schuld  der  betheiligten 
Schweizer  werden.  Voran  steht  nun  Dolder,  nach  dem 
Zeugnis  aller  Kundigen.  Für  ihn  handelte  es  sich  nicht 
Mos  um  ein  Amt,  das  ihn  ernähren  sollte,  sondern  um 
eine  Stellung,  die  auf  geraden  oder  krummen  Wegen  ihm 
Vortheile  einbringen  konnte,1)  und  gerade  die  Würde  des 
ersten  Landammanns,  die  mit  einer  ungewöhnlich  starken 
Besoldung  bedacht  war2)  und  bedeutenden  Einfiuss  ver- 
hiess,  niusste  ihn  reizen;  von  der  franzosischen  Botschaft 
begünstigt  —  und  gewissermassen  auch  abhängig  —  zu 
sein,  mochte  ihn  übrigens  —  und  ihn  nicht  allein  —  nicht 
abschrecken.  Zudem  waren  ihm  Männer  wie  Usteri, 
Schund,  Bengger,  Kuhn  u.  A.,  die  nach  theoretischen 
Grundsätzen  zu  reden  und  zu  handeln  pflegten  und  sich 
weniger  durch  persönliche  Interessen  als  durch  das  Wohl 
der  Gesamtheit  leiten  Hessen,  innerlich  fremd;  ihre 
Schärfen  mochten  ihn  oft  verletzt  haben,  und  da  ihr 
Wort,  ihr  Ansehen  in  den  Räthen  nicht  wenig  galt,  so 
lag  es  ihm  nahe,  sich  ihres  Widerstandes  zu  entledigen« 
Seinen  politischen  Charakter  richtig  zu  würdigen,  ist  in- 
dess  dadurch  erschwert,  dass  wenig  Schriftliches  von  ihm 
vorliegt,  das  über  geschäftliche  Gesichtspunkte   hinaas- 


')  In  solchen  Dingen  war  Dolder  keineswegs  reinlich,  wie 
aus  frühern  und  späteren  Erlebnissen  gezeigt  werden  könnte. 

*)  Der  Entwurf  vom  29.  Mai  setzte  sie  auf  30,000  a.  Fr., 
deijenige  der  Tagsatzung  immerhin  noch  auf  16,000  a.  Fr.  an! 
Später  (20.  November)  wurde  sie  auf  15,000  a.  Fr.  bestimmt. 


> 
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geht.')  Desto  mehr  ist  man  auf  die  Vorgange  angewiesen, 
in  denen  er  erscheint.  Daher  ist,  neben  dem  oben  Be- 
richteten, zu  bemerken,  dass  Dolder  am  27.  Oktober  bei 
Beginn  der  Nacht  (mit  Savary)  sich  in  der  Wohnung  von 
Montchoisy  aufliielt,  dann  im  eigenen  Hause  die  etwa 
noch  erforderlichen  Schriftstöcke  zubereiten  liess  und  ini 
Wesentlichen  auch  die  Wahlvorschläge  für  den  Senat 
aufstellte. 

Von  ähnlichem  Metall  war  übrigens  sein  getreuer 
Gehölfe  Savary,  dessen  Antheil  wir  nicht  weiter  zu  er- 
örtern haben.  Als  Ankläger  der  Tagsatzung  erschein! 
Peter  Genhard  von  Sempach,  ein  Bauemdemagog.  Die 
13  an  dem  Beschluss  vom  27.  Oktober  betheiligten  Per- 
sonen waren  indess  mit  patrizischen  Freunden  einver- 
standen, die  aber,  wie  die  Folge  zeigt,  durch  die  Mass- 
regeln  vom  28.  Oktober  ihre  Ansprüche  nicht  befriedigt 
fanden.  Für  die  Mehrheit  des  gesetzgebenden  Rathes 
mag  es  wenigstens  theilweise  zur  Entlastung  dienen,  dass 
die  Wahlen  der  Tagsatzung  die  bereits  ungünstige 
Stimmung  zu  einer  Art  Panik  gesteigert  harten,  die  theils 
durch  Andeutungen  von  Verninac,  theils  durch  Besorgnis 
vor  einem  Jakobiner-Regiment  und  unberechenbaren 
Folgen  desselben  erzeugt  worden  war. 

Gehen  wir  zur  Betrachtung  der  erwähnten  Beschlüsse 

über,  so  darf  ditj  Atifli'wimL'  ilis  Vollziehungsraths  für  sich 

allein  schon  als  ein   gchüssi<:i'r  Gewaltstreich   bezeichnet 

freilieh   war  von   den  dadurch  eliniinirten  Mit- 

■  in  ll.'dist  1802  verlasste  Denkschrift  resp.  Apo- 
itia  I.  625—38)  zeigt,  dass  er  weder  fähig  noch 
ig  war.  um  seine  Rolle  mit  einigem  Erfolg  zu  ver- 
nie  i^t  nicht  Mos  sehr  unvollständig,  sondern  öfter 
aq  utnl  viir  afl&tB  i»< -langen. 
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gliedern  ein  Widerstand  gegen  die  beabsichtigten  Schritte 
zu  erwarten,  der  sich  nicht  leicht  überwinden  liess,  in- 
dem z.  B.  das  helvetische  Militär  versagen  konnte  und 
mit  französischen  Truppen  allein  zu  operiren  nicht  blos 
vielseitig  Anstoss  erregen,  sondern  auch  der  Botschaft 
und  dem  General  bedenklich  sein  musste.  Man  half  sich 
desshalb  mit  Gewalt,  indem  man  den  unregelmässig  ent- 
lassenen Mitgliedern  die  Ausübung  von  Rechten  und 
Pflichten  verwehrte. 

Die  Verabschiedung  der  Tagsatzung  war  insofern  ein 
weniger  einfaches  Geschäft,  als  sich  nothwendig  ver- 
schiedene Fragen  über  die  Deutung  und  die  Folgen  auf- 
drängten, die,  wie  ich  zu  vermuthen  wage,  einige  Vor- 
berathungen  erheischten.  Es  liess  sich  ja  nicht  übersehen, 
dass  die  seit  Monaten  erwartete  und  dann  längere  Zeit 
aufmerksam  beobachtete  Versammlung,  die  so  vielerlei 
Wünsche  erfüllen  sollte  und  wenigstens  einem  beträcht- 
lichen Theil  des  Volkes  als  Organ  des  Souveräns  oder 
als  ein  Bürge  für  streitige  Rechte  oder  Ansprüche  erschien, 
m  der  öffentlichen  Meinung  einen  Rückhalt  besass,  und 
dass,  wenn  die  von  ihr  gethane  Arbeit  jetzt  als  unbrauch- 
bar erklärt  wurde,  irgendwelcher  Ersatz  dafür  gegeben 
«»der  verheissen  werden  musste.  So  erhielt  denn  der 
Senat  die  Weisung,  Anstalten  zur  Berufung  einer  ver- 
fassungsmässigen Tagsatzung  und  zwar  in  spätestens  drei 
Monaten,  zu  treffen,  wobei  aber  nicht  gesagt  ist,  dass 
man  die  Anordnung  neuer  Wahlen  im  Sinne  hatte;  dieser 
neuen  Versammlung  sollte  er  dann  sein  Gutachten  über 
1  twa  nöthigen  Verbesserungen  der  Verfassung  und 
setze  zu  deren  vollständiger  Durchführung  vorlegen, 
über  gewünschte  Aenderungen  in  der  Gebietsver- 
g  und  Berichtigung  der  Kantonsverfassungen  An- 
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träge  stellen;  der  Tagsatzung  wurde  sogar  die  Befugnis 
ertheilt,  diesen  Senat  zu  bestätigen  oder  zu  ersetzen.  Die 
bisherigen  Kantonsbehörden  sollten  einstweilen  fortbe- 
stehen. *)  Man  sieht,  dass  an  Zusicherungen  nicht  gespart 
wurde.  Desto  wichtiger  war  die  somit  nur  provisorische 
Wahl  des  Senats  (vergl.  S.  126),  die  aber  der  Umstände 
wegen  in  unwürdiger  Hast  geschah.3) 

War  es  aber  möglich,  den  von  zahlreichen  Händen 
geschürzten  Knoten  gütlich  zu  lösen?  Um  eine  haltbare 
Antwort  zu  finden,  nuiss  man  sich  der  öfter  berührten,  so 
manigfachen  Gegensätze,  die  das  Volk  und  die  Behörden 
durchgreifend  oder  theilweise  trennten,  erinnern  und  das 
Zeugnis  der  Zeitgenossen,  dass  die  Häupter  der  Parteien 
einander  unversöhnlich  gegenüberstanden,  nicht  gering 
achten;  fürchteten  die  Einen  den  Sieg  oder  vielmehr  eine 
ausschliessliche  Herrschaft  der  Unitarier  oder  hinwider 
der  Föderalisten,  so  schreckten  Andere  vor  einem  Regi- 
ment der  «Metaphysiker»  (al.  Ideologen)  oder  umgekehrt 
demjenigen  einer  eigensüchtigen  und  beschränkten  Bauern- 
faktion  zurück,  u.  s.  w.  Wie  diese  Spannungen  sich  fort- 
pflanzten und  schädigend  wirkten,  ist  hier  nicht  zu  schil- 
dern; die  Tiefe  der  Spaltung  soll  nur  ein  Beispiel  von 
Freunden  erkennen  lassen,  die  seit  vielen  Jahren  in  bester 
Eintracht  zusammengewirkt  hatten;  das  Denkmal  dieses 


!)  Späterer  Vorkommnisse  wegen  ist  ausdrücklich  zu 
bemerken,  dass  die  Kantons tagsatzungen  als  bereits 
aufgelöst  und  zu  keiner  weiteren  Thätigkeit  befugt  gelten 
sollten. 

e)  Ueber  diese  Ereignisse  erschienen  bald  zwei  Broschüren 
von  K.  Koch  und  F.  S.  Lüthardt,  beide  anonym;  die  des 
erstem:  «Bericht  an  seine  Committenten»  . . . ,  enthält  eine 
stattliche  Zahl  bezüglicher  Aktenstücke;  die  zweite:  «Blicke 
auf  Helvetiens  Revolution»  . . . ,  vertheidigt  das   Geschehene. 
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iirorzlichen  Bruches  geben  die  zwei  bezüglichen  Briefe 
n  Lüthardt  und  Rengger  (Wydlers  Biogr.  v.  A.  R. 

S.  104—7). 

Wir  haben  ferner  zu  beachten,  dass  der  Yollziehungs- 

th  und  der  gesetzgebende  Rath  versäumten,  rechtzeitig 

r  Tagsatzung  die  Schranken  zu  zeigen,  welche  die  poli- 

«he  Lage  ihr  setzte,  und  dass  diese  Unterlassung,  wie 

Üche  positive  Schritte,  die  Versammlung  in  einem  Selbst- 

srtrauen   bestärkten,   das  ihre  Wirksamkeit   missleiten 

össte.  bis  es  zu  richtigem  Einlenken  zu  spät  war.    Da*s 

idlich   etwas  gethan   worden,   um   bei   der   Wahl   des 

fenats  wenigstens  eine  gemässigte  Minderheit  zu  beden- 

Cn,  ist  durchaus  nirgends  erkennbar.    So  wird  das  Ver- 

Wen  ihrer  Mission   nicht  der  Tagsatzung  allein 

ir  Last  fallen ;  die  ständigen  Behörden,  die  freilich  inner- 

fcb  auch  getheilt  waren,   müssen  als  Mitschuldige   be- 

Achtet  werden,   und  zwar   in  dem  Sinne,   dass  für  die 
rteien  kein  Unterschied  eintreten  kann. 

Liess  sich  aber  ein  besserer  Ausgang  hoffen,  wenn 
die  französische  Regierung  frühzeitig  eingriff,  sei  es  durch 
bestimmte   Aufträge   an  ihre  Botschaft   oder  durch   ein 
ausserordentlich  bestelltes  Organ?   Die  Frage  kehrt  später 
wieder;  beide  Wege  wurden  auch  damals  von  dem  mass- 
gebenden Faktor  verworfen  und  die  Gründe  seines  Ent. 
I  Schlusses  liegen  so  tief  oder  verzweigen  sich  so  vielfach 
jin  unsern  politischen  Irrungen,  dass  nur  weitschichtige 
Erörterungen  sie  vollständig  biossiegen  könnten.    Wahr- 
f  scheinlichkeiten  für  den  Fall  zu  konstruiren,  dass  der  erste 
Konsul  sofort  einen  Entscheid  getroffen  hätte,  wird  man 
billig  ablehnen  dürfen ;  einzig  so  viel  lässt  sich  vermuthen, 
dass  eine   solche  Vermittlung  im  Herbst  1801   von   der 
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Einheit  mehr  beibehielt,  als  die  der  helvetischen  Consulta 
diktirte  Verfassung. 

Halten  wir  uns  Mos  an  die  besprochenen  Thatsachen. 
so  kann  zum  Schlüsse  dieser  Betrachtungen  nicht  vor 
schwiegen  werden,  dass  das  Scheitern  der  seit  Mai  18(11 
erweckten,  so  vielfach  genährten  und  bethätigten  Hoff- 
nungen und  das  in  den  höchsten  Kreisen  getriebene  Spiel 
mit  gesetzlichen  Formen  und  Ordnungen  auf  die  Volks- 
massen verderblich  wirkten;  auf  der  einen  Seite  ver- 
schärften sich  Misstrauen  und  Abscheu  gegen  Anderb- 
gesinnte,  auf  der  andern  zogen  Viele  aas  einem  so  wid- 
rigen Gang  der  Dinge  neuen  Grund  zur  Gleichgültigkeit 
gegen  alles  was  nicht  ersichtlich  den  nächsten  Interessen 
diente ;  um  so  mehr  erkaltete  der  Sinn  für  kantonales  und 
nationales  Wohl. 

IV.  Ein  neues  Provisorium. 

Ein  bekannter  Wunsch  der  Reaktionäre  (S.  52)  war 
nun  erfüllt  und  für  die  Durchsetzung  weitergehender  Ge- 
danken ihrer  Partei  die  Bahn  geebnet;  es  wurde  auch 
nicht  versäumt,  die  dem  Umschlag  günstig  scheinende 
Stimmung  des  Volkes  auszunutzen.  Am  2.  November  hiel- 
ten 13  Mitglieder  des  Senats  in  Dolders.  Wohnung  eine 
geheime  Sitzung,  um  sieh  förmlich  zu  konstituiren ;  am 
6.  wurden  fünf  andere  Mitglieder,  die  nicht  eintreten 
wollten,  ersetzt  und  zwar  zumeist  mit  Anhängern  der 
alten  Ordnung.  Um  missliebige  Aeusserungen  der  Gegner 
soweit  möglich  zu  verhüten,  wurde  der  von  Usteri  redi- 
girte  «Republikaner»  unterdrückt,  dann  den  Statthaltern 
grosser  Spielraum  in  der  Ueberwachung  der  Tagesblät- 
ter etc.  eingeräumt  (12.  Nov.),  etlichen  Zeitungen  die  früher 
gewährten  Vortheile  entzogen,  hinwieder  ein  im  Waadt- 
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iand  ausgehecktes  Flugblatt,  das  die  gestürzten  «Jako- 
biner» in  gemeinen  Versen  angriff1),  getadelt,  jedoch  nicht 
verfolgt  Den  gegen  die  Berner  Protestler  (S.  62)  be- 
triebenen Strafprozess  schlug  die  Vollziehungsbehörde 
nieder;  eine  beträchtliche  Anzahl  tüchtiger  Beamten,  die 
den  Rücktritt  erklärten,  wurden  durch  Stadtberner,  in 
acht  Kantonen  die  Regierungsstatthalter  und  ein  Theil 
der  Bezirksstatthalter  durch  willfährige  Leute  ersetzt  und 
eine  durchgreifende  Aenderung  der  Kantons-  und  Ge- 
memdsbehörden  angestrebt  Einer  Reihe  derartiger  Ver- 
fügungen, die  sogar  gesetzliche  Schranken  missachteten, 
*:»11  hier  nur  in  der  Hinsicht  gedacht  sein,  dass  dieselben 
nicht  verfehlten,  die  Zurückgesetzten  und  ihren  Anhang  zu 
reizen  und  misstrauisch  zu  stimmen.  Diesen  «Patrioten» 
gegenüber  fühlte  sich  freilich  die  Regierung  einstweilen 
*tark  genug,  obwohl  sie  Polizeispione,  Kommissäre  und 
Truppen  nicht  völlig  entbehren  wollte.  Die  Bauersame 
fand  jetzt  allerdings  einige  Erleichterung  in  der  feierlich 
verkündigten  Abschaffung  der  Grundsteuer  (9.  Nov.),  die 
bei  der  Neigung  zu  niedriger  Schätzung  der  Güter  nie 
den  gehofften  Ertrag  erzielt  und  beiläufig  die  redlichen 
Borger  benachtheiligt  hatte.  Aber  auch  andere  Volks- 
Uassen  gaben  sich  zeitweise  der  Hoffnung  hin,  dass  nun 
eine  bessere  Zeit  anbrechen  werde. 

Dieser  Erwartung  gaben  die  in  zahlreichen  Kantonen 
von  Gemeindsvorstehern,  Gerichten  oder  Bürgerversamm- 
lungen gebilligten  Beifallsadressen  an  die  neuen  Ober- 

i)  cQue  dites-vous  de  la  nouvelle?» . . .  Strophe  5  (Schluss:) 
*Quefera-t-on  de  cette  engence  ?  Dit  k  Lereche  son  voisin.  Faut 
ieor  cracher  au  nez,  je  pense,  ou  bien  les  fustiger  soudain. 
Parbleu,  leur  dit  ma  inenagere:  II  vaut  bien  mieux  voir  ces 
«oquios  conduits  sous  un  autre  h&nisphere,  pour  peupler 
^ec  des  putains.» 
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es  aus  seiner  Apathie  weckte  und  ihm  Freude  verur- 
sachte. Im  Distrikte  Schwanden  war  die  Freude  schon 
stärker,  jedoch  mit  keinen  Exzessen  verbunden.  Nur 
der  Distrikt  Glarus,  der  den  übrigen  mit  einem  guten 
Beispiel  vorgehen  sollte,  wusste  seine  ungestüme  Freude 
nicht  zu  massigen;  doch  muss  man  auch  da  einige 
Gemeinden  ausnehmen.  In  den  übrigen  hörte  man 
mehrere  Tage  nichts  als  Schiessen  und  wildes  Gelärm, 
und  die  Hoffnung,  dass  es  bald  Landsgemeinden  gebe 
und  jeder  nach  den  Eingebungen  seiner  ungezähmten 
Leidenschaften  handeln  könne,  erscholl  auf  allen  Gas- 
sen. Wer  nicht  mithielt,  war  ein  «verdammter  Fran- 
zose» und  allen  möglichen  Beleidigungen  und  Ver- 
leumdungen ausgesetzt.  Seit  einiger  Zeit  sieht  es 
wieder  ruhiger  aus;  die  Landsgemeinden  werden  nicht 
angesagt  und  man  fürchtet  sogar,  dass  die  Unordnungen 
aller  Art  nicht  länger  ganz  ungestraft  hingehen  würden; 
•  kein  Wunder,  dass  diejenigen,  die  im  Anfange  der  letz- 
ten Revolution  vergöttert  wurden,  schon  wieder  in 
ihrem  Ansehen  fallen  und  von  dem  gleichen  Schick- 
sale bedroht  werden,  welches  in  den  ehevorigen  Stür- 
men so  manchen,  verdient  (oder)  unverdient,  traf.  .  . 
Aufgeklärte  und  rechtschaffene  Vaterlandsfreunde  sehen 
jede  Revolution  ungern  und  wünschen,  dass  Helvetien 
auf  rechtlichem  Wege  zu  seiner  Ruhe  käme.  Da  aber 
der  Schlag  einmal  geschehen  ist,  so  erblicken  sie  mit 
Freude  manchen  vortrefflichen  Mann  von  der  alten  Re- 
gierung, der  das  Seinige  zu  dem  damaligen  isolirten 
Wohl  seines  Kantons  redlich  beitrug,  an  der  Spitze  der 
Geschäfte.  Gebe  nur  Gott,  dass  sie  uns  nach  einem  so 
unvorbereiteten  gewaltsamen  Sprunge  vorwärts  (bringen » 
und  nicht  wieder  gar  zu  weit  zurückschleudern  .... 
Möchten  sie  doch  weniger  auf  die  unüberlegten  Wünsche 
unsrer  in  der  Erziehung  ganz  vernachlässigten  Genera- 
tion als  auf  die  einer  veredelten  Nachkommenschaft  zu 
sehen  gezwungen  sein!  Aber  wird  wohl  unsere  Nach- 
kommenschaft in  den  kleinen  Kantonen  jemals  ver- 
edelt werden  können?    Gewiss  nur  alsdann,  wenn  die 
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Zentralregierung  das  ganze  Schulwesen  unter  sieh  be- 
hält und  die  Schulen  in  denjenigen  Gegenden,  die  keine 
Zehnten  und  Bodenzinse  haben,  von  dem  Uebersehusse 
unterhalten  werden,  der  in  den  andern,  wo  (diese)  Ge- 
fälle beträchtlich  sind,  können  erspart  werden».  —    — 

Gemeinn.  helv.  Nachr.  p.  2&>— 36. 

Gross  genug  war  freilich  die  Aufgabe  des  neuen 
Senats ;  nur  ein  Zweig  derselben  ist  oben  (S.  137)  bezeich- 
net worden;  sehen  wir  zu,  wie  die  Behörde  sie  selber 
darstellte   in    ihrem  Antrittsproklam   vom  9.  November: 

Sie  verhehlet  euch  nicht,  in  welcher  bedenklichen 

und  traurigen  Lage  unser  geliebtes  Vaterland  sich  an- 
noch  befindet.  Ein  unglücklicher  Parteigeist,  gegen- 
seitiges Misstrauen,  eigennützige  Leidenschaften  ent- 
zweien noch  immer  die  Gemüther.  Ein  verheerender 
Krieg  hat  alle  öffentlichen  Hülfsquellen  von  jeder  Art 
gänzlich  erschöpft  und  viele  Theile  Helvetiens  an  den 
Rand  des  Verderbens  gebracht.  Die  ungeheure  Schulden- 
last, welche  durch  Mangel  an  Sparsamkeit  und  irrige 
Finanzsysteme ')  so  sehr  befördert  worden  ist,  wird  noch 
eine  geraume  Zeit  unser  armes  Vaterland  empfindlich 
drücken.  Noch  bedarf  die  allgemeine  Verfassung,  die  als 
einziges  Rettungsmittel  in  der  gegenwärtigen  Lage  an- 
genommen worden  ist,  heilsamer  Verbesserungen,  um 
die  Ruhe  und  den  Wohlstand  der  Schweiz  neuerdings 
fest  zu  begründen.  Auch  die  Kantonalverfassungs-Ent- 
würfe  müssen  den  wahren  Bedürfnissen  der  betreffen- 


l)  Zwei  beliebte  Vorwürfe,  wobei  vergessen  zu  werden 
pflegte,  dass  die  Schwierigkeiten  der  Durchführung  eines  ganz 
neuen  Auflagensystems,  namentlich  bei  dem  Widerwillen  weiter 
Kreise  und  der  mehr  oder  weniger  fühlbaren  Stockung  der 
Arbeit  und  des  Verkehrs,  zu  mächtig  waren  und  ein  grosser 
Theil  der  Mittel  für  die  französischen  Truppen  verwendet 
werden  musste.  Von  den  Zehnten,  Grundzinsen  etc.  soll  hier 
nicht  die  Rede  sein,  da  die  Erörterung  zu  weit  führen  würde. 
Im  Uebrigen  war  die  helvetische  Verwaltung  im  Ganzen  so 
sparsamT  als  die  Umstände  es  irgend  erlaubten. 

10 
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den  Kantone  und  dem  allgemeinen  Besten  besser  an- 
gepasst  werden.  Und  endlich  erfordern  unsere  äusseren 
politischen  Verhältnisse,  besonders  mit  der  mächtigen 
und  ruhmvollen  Regierung,  deren  Wohlwollen  unsere 

Ruhe  sichert,  angestrengte  Sorgfalt  und  Klugheit. 

Helv.  A.S.  VII.  700. 

Und  in  der  gleichen  Tages  publizirten  Eidesformel 
verpflichteten  sich  die  Mitglieder,  «sowohl  bei  Verbesserung 
der  Hauptverfassung  als  (bei  Aenderung)  der  Kantonalver- 
fassungen ihr  Auge  auf  das  Wohl  des  gesammten  Volks  zu 
richten  und  daher  weder  öffentlich  noch  heimlich  die 
Hand  zur  Wiederherstellung  politisch-persönlicher  (!)  Vor- 
rechte und  Privilegien1)  zu  bieten»,  u.  s.  w.  So  viel  muss- 
ten  sie  versprechen,  um  einen  genügenden  Anhang  zu 
gewinnen.  Allein  die  Erfüllung  wurde  ihnen  schwer  ge- 
macht von  rechts  und  von  links. 

Eine  Gewähr  der  Befestigung  glaubten  sie  nun  vor- 
züglich in  den  Wahlen  für  die  Vollziehungsbehörde  zu 
finden,  ganz  besonders  in  der  Person  der  Landammänner. 

Verfolgt  man  die  bezügliche  Korrespondenz2),  so  wird 
man  leicht  an  die  Zeiten  erinnert,  wo  ganze  Völker- 
schaften sich  für  oder  wider  die  vorgeschlagenen  Namen 
erhitzten;  zumal  in  Bern  betrieb  man  diese  Dinge  mit 
einem  Eifer,  der  ruhige  Beobachter  abstiess.  Dabei  kam 
übrigens  Verschiedenes  in  Frage.  Sollten  schlechthin  die 
fähigsten  oder  die  populärsten  Männer  ausgesucht  werden. 


')  In  diesem  undeutlichen  Ausdruck  verbirgt  sich  eine 
Verlegenheit;  persönliche  Vorrechte  in  öffentlichen  Ver- 
hältnissen erkannte  man  als  gehässig  oder  wenigstens  nicht 
mehr  haltbar;  dagegen  sollten  die  alten  Hauptstädte  das 
Vorrecht  zurückerhalten,  dass  nur  Bürger  ihrer  Ge- 
meinde zu  höheren  Aemtern  gelangen  konnten,  und  dies 
musste  einstweilen  verschwiegen  werden. 

*)  Von  Verninac,  Hirzel,  Wyss  etc. 
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<dme  Rücksicht  auf  deren  Heimatort  oder  ihre  politische 
Vergangenheit?    Oder  durfte  man  Ansprüche  der  alten 
Vororte  zulassen  oder  gar  in  den  Vordergrund  stellen? 
Konnte  sich  der  Entscheid  lediglich  nach  dem  nationalen 
Urtheil  richten,   oder  hatte   man   sich  an  das  Gutfinden 
der  französischen  Regierung  zu  halten  ?  Wie  diese  Fragen 
in  den  betheiligten  Kreisen  gewürdigt  wurden,  lassen  die 
vorhandenen   Angaben    nicht    klar    erkennen;    doch    ist 
wahrscheinlich,    dass   man   sie   da  und  dort  erwog.     Bei 
aDedem  kamen  nur  wenige  Personen  in  Frage :  einerseits 
Dolder,   anderseits   Frisching   (von  Rümligen)   für  Bern, 
Kaspar  Hirzel  von  Zürich  und  Alois  Reding.  Für  ersteren 
verwendete   sich   im  Stillen  Verninac,   der   als   Maxime 
empfahl,  einen  Mann    «der  Revolution»   und  einen   Ver- 
treter der  alten  Kantonsregierungen,  beide  aber  von  ge- 
mässigter Denkart,  zu  wählen.    Allein  weder  in  Zürich 
noch   in    Bern    fand    er   Anklang;    den   Versuch,    einen 
Zürcher   und    einen   Berner   neben    einander  zu  stellen, 
wollte   er   hinwider  nicht   billigen;   so   spitzte   sich    die 
Frage   endlich   anders   zu.    Von  Zürich  und  Bern  wurde 
nämlich  Reding   als   erster  Landammann  vorgeschoben; 
um  die  zweite  Stelle  mochte  dann  ein  Wahlkampf  folgen, 
in  dem  die  Berner  zu  siegen  hofften.    Dies  gelang  auch 
um   so   leichter,   als   Hirzel   gern  einem  Jüngeren  wich. 
Am  21.  November  fiel  der  Entscheid  in  diesem  Sinne 
(Reding  erhielt  15  Stimmen);  gleichen  Tags  wurden  die 
übrigen  Mitglieder  des  kleinen  Rathes  ernannt  (R.  Glutz, 
Hirzel,  Dolder,  Lanther).    Mit  dem  23.  trat  die  neue  Be- 
hörde die  Leitung  der  Geschäfte  an. 

Die  bedeutsame  Rolle,  welche  Aloys  Reding  zuge- 
fallen war,  erfordert  nun  einige  Bemerkungen  über  dessen 
Persönlichkeit  und  die  Motive  für  die  ihr  gewordene  Aus- 
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Zeichnung1).  Als  «Landshauptmann»  der  Schwyzer  in 
ihrem  Kampfe  gegen  die  Franzosen  im  Mai  1798  hatte 
Reding  nicht  blos  in  der  Schweiz,  sondern  auch  im  Aus- 
land einen  Ruhm  erworben,  den  ihm  niemand  streitig 
machte;  der  Plan  zu  einer  umfassenden  Kriegsoperation 
gegen  die  Eroberer,  den  er  im  April  betrieben  oder  ge- 
fördert hatte,  bewies  jedoch  damals  schon,  dass  er  die 
schweizerischen  Verhältnisse,  zumal  wie  sie  durch  den 
Fall  Berns  und  die  Umwälzungen  in  allen  andern  Ge- 
bieten sich  gestaltet  hatten,  nicht  genügend  kannte.  Seit 
der  Kapitulation  mit  der  Uebermacht  lebte  er  in  der 
Stille ;  doch  wurde  er  schon  1800  für  Aemter  in  der  hel- 
vetischen Regierung  vorgeschlagen,  und  sobald  eine  Aen- 
derung  der  Verfassung  ernstlich  in  Frage  kam,  betrach- 
teten ihn  Viele  als  berufenen  Vertreter  der  alten  Volks- 
stände und  setzten  sich  mit  ihm  in  Verbindung;  dass 
auch  der  französische  Gesandte  (Reinhard)  ihm  entgegen- 
kam, wurde  früher  berührt.  Es  entsprach  nun  völlig  der 
Denkart  seiner  Landsleute,  wenn  er  in  der  helvetischen 
Tagsatzung  mit  Nachdruck  erklärte,  sie  würden  die  grosse 
Gewalt,  welche  die  Verfassung  dem  Landammann  zu- 
theilte,  nie  anerkennen;  allein  gegen  die  Annahme  dieser 
hohen  Stellung  und  ihres  ungewöhnlichen  Gehaltes  sperrte 
er  sich  nun  keineswegs2).    Und   kaum  in  sein  Amt  ein- 


')  Da  R.  bis  1818  zeitweise  in  eidg.  Verhandlungen  er- 
schien und  konsequent  die  besondern  Interessen  der  Urkan- 
tone  (und  der  leitenden  Geschlechter)  vertrat,  so  darf  man 
sich  wundern,  dass  er  keine  einlässliche  Biographie  erhalten 
hat.  Wa^  Zschokke  u.  a.  über  ihn  berichtet,  bildet  doch  nur 
Fragmente. 

*)  Ein  denkwürdiger  Gegensatz  zu  Lukas  Legrand,  der 
(im  April  1798)  nicht  Direktor  werden  wollte,  weil  ihn  die 
Gewalt  der  Behörde  abschreckte,  und  sich  blos  dadurch  be- 
ruhigen liess,  dass  eine  Schmälerung  derselben  betrieben  wurde. 
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getreten,  warf  er  die  Frage  auf,  ob  nun  nicht  alle  Statt- 
halter von  ihm  ernannt  resp.  abgeändert  werden  dürften, 
was  hier  trotz  den  gehässigen  Folgen,  die  sein  Autoritäts- 
gelüste haben  konnte,  nicht  näher  beleuchtet  werden  soll.1) 
Alsbald  bemühte  er  sich  für  die  Befreiung  der  Klöster 
von  der  ihnen  auferlegten  Vormundschaft  und  für  An- 
knüpfung diplomatischen  Verkehrs  mit  dem  Papst,  wo- 
durch er  sich  der  Anhänglichkeit  der  Urkantone  und  der 
Katholiken  überhaupt  versicherte.  In  der  Heimat  war 
seine  Wahl  zum  ersten  Landammann  mit  Glanz  und  Ge- 
töse gefeiert  worden;  in  ihm  sahen  ja  die  Bergkantone 
nicht  blos  einen  Helden  und  Führer,  sondern  einen  An- 
walt oder  Beschützer  ihrer  Wünsche  wie  ihrer  Vorurtheile, 
und  sie  täuschten  sich  darin  nicht.  Sie  wurden  auch 
bald  soweit  thunlich  erleichtert;  sie  erhielten  neue  Statt- 
halter und  Verwaltungsbehörden;  selbst  die  «Zentral- 
munizipalitäten», welche  H.  Zschokke  seinerzeit  hatte 
bilden  lassen,  wurden  gewissermassen  anerkannt.  Mehr 
und  mehr  gewohnten  sich  nun  ihre  Bevölkerungen  an 
den  Gedanken,  bald  wieder  nach  ihrer  alten  Regierungs- 
form leben  zu  dürfen.  Und  wenn  sich  in  andern  Kan- 
tonen Unzufriedenheit  regte,  so  liessen  sich  wohl  in  den 
Bergthälern,  zumal  in  Schwyz,  entschlossene  Männer 
finden,  um  Widersetzliche  zurechtzuweisen.2) 

2)  Nur  mit  einem  Punkte  sei  die  Tendenz  gekennzeichnet : 
*s  sollten  die  Statthalter  von  Aargau  und  Waadt  durch 
Fridoline  der  Berner  Ultras  ersetzt  werden!  (Die  Namen 
unterdrückt  man.) 

*)  Dass  der  Kleine  Rath  zeitweise  an  solche  Hülfe  dachte, 
ist  durch  einen  Beschluss  vom  14.  Dezember  1801  bezeugt, 
der  den  Kriegsminister  beauftragte,  heimlich  von  Bern  und 
Luzern  oder  Zürich  aus  600  Ordonnanzflinteu  etc.  nach  Schwyz 
transportiren  zu  lassen,  was  aber  infolge  Einspruchs  der 
französischen  Agenten  (auch  G.  Montchoisy's)  unterbleiben 
musste. 
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Wenn  —  nach  vereinzelten  Zeugnissen,  die  man  kaum 
anfechten  kann  —  das  persönliche  Auftreten  Redings  als 
ein  Achtung  gebietendes  bezeichnet  und  trotz  der  Vor- 
nehmheit in  Tracht  und  Gebaren  seine  Leutseligkeit  ge- 
priesen wird,  so  kann  das  Ansehen,  das  er  genoss,  nicht 
auffallen.  Damit  ist  jedoch  das  besondere  Vertrauen,  das 
ihm  in  aristokratischen  Kreisen  gezollt  wurde,  nur  theil- 
weise  erklärt.  Dass  er  aus  einer  angesehenen  und  reichen 
Familie  stammte,  die  sich  einen  sagenhaften  Ruhm  gern 
gefallen  liess,  konnte  städtische  Geschlechter,  die  ihrer- 
seits in  öffentlichen  Aemtern  ihren  Einfluss  gefestigt 
hatten,  für  ihn  nur  gewinnen,  wobei  übrigens  der  mili- 
tärische Ruhm  und  der  in  schwieriger  Lage  bewiesene 
Muth  mit  in  Anschlag  kamen.  Das  wichtigste  Motiv  lag 
jedoch  in  der  Zuversicht,  dass  Reding,  der  für  sein  Heimat- 
land das  Recht  zur  Herstellung  der  alten  Formen  bean- 
spruchte, den  Stadtgemeinden  die  Förderung  gewisser 
Vorrechte  nicht  bestreiten  werde.  Da  wenig  Schriftliches 
von  seiner  Hand  sich  erhalten  hat,  so  lässt  sich  seine 
Stellung  zu  den  manigfaltigen  Fragen,  die  seit  Jahren 
die  verschiedenen  Volkskreise  beschäftigten,  schwer  be- 
stimmt angeben;  an  Staatstheorien  scheint  er  aber  keinen 
Geschmack  gefunden  zu  haben,  und  seine  Gesichtspunkte 
für  Reformen  bildeten  jedenfalls  ein  recht  einfaches 
System,  An  Geisteskräften,  staatsmännischer  Bildung 
und  Gesehäftskenntnis  waren  ihm  manche  Mitglieder  der 
Behörden,  die  er  zu  leiten  hatte,  zweifellos  überlegen; 
um  so  williger  sehloss  er  sich  den  Meinungen  städtischer 
Vertreter  der  alten  Ordnung  an,  was  hinwieder  deren 
Zuneigung  für  ihn  bestärkte.  Bald  genug  verflocht  ihn 
dieses  Verhältnis  in  Spannungen  und  Konflikte,  deren 
riumiktoristik  uns  weiterhin  beschäftigen  wird. 
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Bei  Redings  Wahl  hatte  der  stille  Wunsch  mitge- 
wirkt, dem  französischen  Einfluss  eine  Schranke  zu  setzen ; 
Verninac's  Ratschläge  hatte  man  beiseitgesetzt  und  dem 
Manne,  den  er  als  fügsam  und  vorsichtig  schätzte,  eine 
Stellung  zweiten  Ranges  angewiesen;  dieser  selbst  be- 
trachtete sich  als  betrogen  und  hintangesetzt  von  den- 
jenigen, für  deren  Sache  er  ein  gefährliches  Spiel  gewagt 
hatte;  um  so  mehr  hielt  er  sich  nun,  soweit  es  anging, 
an  Verninac,  der  übrigens,  den  Weisungen  von.  Talley- 
rand  gemäss,  den  neuen  Kurs  nicht  stören  sollte.  Im 
Hinblick  auf  die  Beschlüsse  vom  28.  Oktober  (S.  125-26) 
wollte  seine  Regierung  einstweilen  nur  zusehen,  ob  An- 
stalten zur  Einführung  der  Verfassung  wirklich  getroffen 
würden;  sie  verhehlte  sich  dabei  nicht,  dass  die  Urkan- 
tone,  denen  sich  Glarus  anschliessen  könnte,  die  Anwen- 
dung gleichförmiger  Gesetze  erschweren  dürften,  und  fand 
ihr  besonderes  Interesse  an  Wallis  eben  durch  die  An- 
nahme der  Verfassung  geborgen ;  sie  Hess  denn  auch  durch 
den  General  Turreau  die  Vereinigung  mit  Frankreich  be- 
treiben. Dem  M.  Stapfer  wurde  indess  verdeutet,  dass 
fine  zweite  Tagsatzung  neue  Gefahren  mit  sich  bringe, 
die  Einsetzung  der  konstitutionellen  Behörden  sich  zu 
sehr  verzögere  und  überhaupt  die  erforderliche  Organi- 
sation nicht  vorwärts  komme.  Verninac's  Urtheil  über 
Redings  Erhebung  billigte  nun  aber  der  Botschaftssekretär 
nicht;  er  glaubte  Talleyrand  versichern  zu  dürfen,  dass 
der  Landammann,  der  freimüthig  und  loyal  sei,  sich 
Frankreich  ergeben  zeigen  werde;  wirklich  erklärte  der- 
selbe alsbald  (24.  November)  in  einem  Schreiben  an  den 
Ersten  Konsul  den  Wunsch,  die  seit  Jahrhunderten  be- 
standenen   freundschaftlichen    Beziehungen    der    beiden 
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Nationen  fortzusetzen,  und  den  Vorsatz,  nicht  der  Reaktion 
zu  dienen.1) 

Eine    Gegenäusserung   erfolgte   nicht;    denn   bereits 
hatte  die  französische  Regierung  infolge  von  Beschwer- 
den über  missliebige  Verfügungen  und  von  Winken,  die 
sie   über  die  Denkart   einzelner  hochgestellter  Personen 
erhielt,  Verdacht  geschöpft.     Verninac  liess  nicht  ab,  ihr 
seine   Gründe    zu   Misstrauen    niitzutheilen.    Ein   wenig 
überlegtes  Vorhaben   Redings   bot  ihm  jetzt  Anlass   zu 
einer  Intrigue.    Es   sollte   nämlich   eine   neue  Botschaft 
für  Paris  bestellt,    Stapfer   somit  beseitigt  werden,    den 
etliche   Berner   als   Gegner    ihrer   besondern  Absichten 
hassten.    Als  Gesandte  waren  ausersehen  Gottlieb  Isaak 
von   Diessbach   («von    Carrouge»),    ein   Absolutist   des 
patrizischen  Systems,  Jakob  Heinrich  Meister  von  Zürich, 
der  als   litterarischer  Amvalt  der  Föderalisten  geschätzt 
war,  und  Fürsprecher  Eman.  Jauch  von  Uri;  der  Erst- 
genannte sollte  dann  in  Paris  bleiben.   Nun  glaubte  aber 
die  französische  Regierung  verlangen  zu  können,  dass  ihr 
die  Person  eines  neuen  Bevollmächtigten  vorerst  zur  Ge- 
nehmigung   angemeldet    würde,    und    Verninac    säumte 
nicht,  Diessbach  anrüchig  zu  machen.   Es  war  ihm  auch 
nicht  entgangen,  dass  die  Organisation  der  alten  Städte- 
kantone ernsten  Schwierigkeiten  begegnen  könnte,  welche 
die   volle  Durchführimg   der  Verfassung   verzögern   oder 
gar  verhindern  mussten;  an  diese  Voraussicht  knüpfte  er 
jetzt  den  Antrag,  zu  der  Eröffnimg  ermächtigt  zu  werden. 


1 )  Die  von  Beding  ausgegangenen  Akten  sind  von  seinem 
«Staatssekretär»,  Gottlieb  Thormann  von  Bern,  verfasst.  der 
ihm  zeitweist»  auch  in  nicht  amtlichen  Geschäften  sehr  he- 
hülflich  war  und  seinerseits  in  Korrespondenz  mit  franzö- 
sischen Politikern  stand,  welche  die  Föderalisten  begünstigten. 
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er  könne  die  neuen  Behörden  nicht  anerkennen,  bevor 
die  Verfassung  vollständig  eingeführt  sei  und  sich  zeige, 
<lass  dieselbe  —  d.  h.  eigentlich:  die  hinzugekommenen 
besetze  und  Anordnungen  —  den  Wünschen  der  Nation 
♦  ntspreche  (23.  November). 

So  weit  dieser  Anspruch  reicht,  und  so  wenig  man 
ihn  rechtlich  begründet  finden  mag,  so  war  er  doch  eine 
unvermeidliche  Folge  des  bisher  Geschehenen,  nament- 
lich auch  der  diesseits  begangenen  Fehler,  und  die  neuen 
Machthaber  waren  wirklich  auf  dem  Wege,  und  gerade 
im  Widerspiel  zu  unverkennbaren  Stimmungen  ent- 
schlossen, die  gethanen  Verheissungen  nach  ihrem  Sinne  zu 
wenden  und  Verhältnisse  vorzubereiten,  welche  den  Zwie- 
spalt nähren  mussten.  Diese  Richtung  beurtheilte  auch 
Bonaparte  scharf,  und  seine  Aeusserungen  dürfen  wir 
nicht  als  ein  blosses  Echo  der  Gutachten  von  Verninac 
und  Talleyrand  taxiren.  Einigen  Aerger  verrieth  schon 
seine  Botschaft  an  den  gesetzgebenden  Körper  (22.  Nov.), 
worin  er  rügte,  dass  seine  wohlgemeinten  Räthe  in  der 
Schweiz  —  er  meint  die  Behörden  —  kalt  aufgenommen 
worden,  und  bemerkte,  das  Land  habe  noch  keinen  Steuer- 
mann. (Vgl.  AS.  VH.  1393.) 

Viel  deutlicher  sprach  er  acht  Tage  später  in  einer 
Weisung  an  Talleyrand  (ebd.  p.  1393 — 94).  Da  er  viele 
Klagen  über  die  Zusammensetzung  des  kleinen  Rathes 
und  dessen  reaktionären  Geist  vernehme  und  zwar  von 
Anhängern  Frankreichs,  so  sollte  Verninac  in  vertrau- 
licher Weise  zu  verstehen  geben,  man  sei  diesseits  mit 
der  helvetischen  Regierung  gar  nicht  zufrieden  und  wolle 
nicht  dulden,  dass  Freunde  misshandelt  werden;  der 
jetzige  Kleine  Rath  bilde  nur  den  Triumph  einer  Partei 
und  sei  nicht  mehr  als  eine  Kommission,   da  der  gesetz- 
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gebende  Rath  überhaupt  kein  Recht  gehabt,,  die  Tag- 
satzung zu  stürzen;  zudem  sei  dies  nur  mit  16  Stimmen 
geschehen  (vgl.  S.  125) ;  Frankreich  aber  könne  den  Willen 
von  16  Personen  nicht  als  denjenigen  des  Volkes  gelten 
lassen.  Die  Anlockung  von  Leuten,  die  in  englischem 
Sold  gestanden1),  sei  auch  eine  Beschimpfung  des  be- 
stehenden Bündnisses.  Verninac  habe  daher,  allerdings 
nicht  schriftlich,  zu  eröffnen,  man  könne  die  Regierung 
weder  unterstützen  noch  anerkennen,  und  den  Diessbach 
wolle  er,  der  Konsul,  nicht  als  helvetischen  Gesandten 
aufnehmen*).  Wenige  Tage  später  liess  er  für  General 
Montchoisy  Befehle  ergehen,  der  bestehenden  Regierimg 
in  keiner  Weise  behülflich  zu  sein  und  sich  in  politische 
Handel  überhaupt  nicht  einzumischen.  —  Diese  offenbar 
aus  einer  Verstimmung  geflossenen  Kundgebungen»)  sind 


M  Es  sind  die  seit  Herbst  1798  ausgewanderten  Schweizer 
gemeint,  die  im  zweiten  Koalitionskrieg  direkt  oder  indirekt 
dem  britischen  Kabinet  gedient  hatten,  desswegen  von  den 
helvetischen  Behörden  als  Feinde  des  Vaterlandes  erklärt  und 
mit  Strafen  belegt  oder  bedroht,  aber  seit  etlichen  Monaten 
mit  auffälligem  Eifer  amnestirt  worden  waren,  so  dass  >ie 
heimkehren  und  —  wieder  für  aristokratische  Politik  arbeiten 
konnten. 

*)  Am  1.  Dezember  brachte  ein  Pariser  Blatt  (Defen>eur 
de  la  Patrie)  einen  offiziösen  Artikel,  wo  D.  heftig  angegriffen 

wurde: *Diesbach.  qui.  pendant  Fanden  regime,  etait 

le  fleau  de  ses  vassaux.  turbulent,  fourbe.  altier,  c'etait  le 
reimt  de  Fanden  gouvernement :  il  a  assiste  au  conseil  an- 
trichien  a  Mimich:  on  croit  meme  que  la  police  de  Geneve. 
oü  il  s'etait  retire.  a  ete  obligee  de  le  chasser;  c'etait  im 
jockey  et  Tageut  d'Espagne.»  Man  sieht  hieraus,  wie,  da  er 
nichts  vergesseu  resp.  preisgeben  wollte,  ihm  mit  gehäs- 
sigen Erinnerungen  vergolten  wurde. 

')  In  anderer  Fassung  vertritt  ungefähr  dieselbe  Ansieht 
Talleyrand  in  einer  bemerkenswerthen  Weisung  an  Veminae 
(Anfangs  Dezember);  s.  Dunaiit,  p.  478—79, 
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liier,  ungeachtet  des  später  zu  berührenden  Wechsels  der 
Ansicht,  wenigstens  als  ein  Symptom  der  kritischen  Lage 
zu  beachten.  Noch  ehe  sie  nach  Bern  gelangten,  hatte 
man  dort  die  Notwendigkeit  gefühlt,  aus  derselben  her- 
auszukommen. 

Gegen  Verleumdung  waren  nämlich  auch  die  Sieger 
vom  28.  Oktober  nicht  gefeit.  Alsbald  wurden  Gerüchte 
verbreitet,  und  zwar  im  Berner  Gebiet,  sie  hätten  ihre 
-Gegenrevolution»  einzig  durch  das  Versprechen  zu  Stande 
irebracht,  den  Franzosen  das  Wallis,  das  Waadtlandr 
einen  Theil  von  Freiburg  und  die  «englischen  Fonds» 
(der  alten  Republik  Bern)  zu  überlassen.  Andere  sprachen 
wenigstens  von  der  Abtretung  des  Wallis  und  behaup- 
teten, gerade  die  beseitigten  Mitglieder  des  Vollziehungs- 
rathes  hätten  für  dieselbe  nicht  gestimmt.  Es  wurde  da- 
her der  Regierung  empfohlen,  über  den  bezüglichen  Ar- 
tikel der  Verfassung  öffentlich  eine  deutliche  Erklärung 
zu  geben.  Dies  lehnte  sie  jedoch  ab,  weil  sie  in  solchen 
Reden  nur  Parteilügen  sah;  eine  Kundgebung,  welche 
der  Wahrheit  gemäss  war  und  zugleich  den  patriotischen 
Sinn  des  Volkes  befriedigen  konnte,  fiel  freilich  schwer, 
und  die  Gewaltmassregeln,  welche  die  bekannte  mächtige 
Hand  im  Wallis  unternahm,  Hessen  wenig  Hoffnung  für 
**in  erträgliches  Abkommen  zu.  Auch  in  andern  Dingen 
sah  man  sich  einem  Willen  gegenüber,  der  rücksichtslos 
zugriff  und  eine  billige  Gegenseitigkeit  selten  gewährte; 
rs  soll  dafür  nur  an  Gebietsverletzungen  wegen  ver- 
mutheten  Schmuggels  mit  englischen  Waaren1)  und  an 
kleinlich-gehässige  Ausfuhrverbote  für  die  Dörfer  des 
Leimenthals  erinnert  sein. 


')  Belege  enthält  die  Helvet.  AS.  VII.  Nr.  183. 
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Als  solche  sind  nun  diejenigen  anzusehen,  die  einer- 
eifs  die  betheiligten  Parteien  charakterisiren,  anderseits 
(welche  Wirkung  hinterliessen.  Ueber  die  Aeusserlich- 
citen  können  wir  mit  der  Angabe  hinweggehen,  dass 
(ding  am  30.  November  früh  von  Bern  abging;  aber, 
iwohJ  er  ein  eigens  erworbenes  Fuhrwerk  benutzte, 
It  am  7.  Dezember  Nachmittags  in  Paris  anlangte,  am 
Januar  sodann  die  Heimkehr  antrat  und  am  17.  Nach- 
kags  wieder  Bern  erreichte1),  und  die  Kosten,  die  da- 
)s  der  Staatskasse  beschwerlich  fallen  mussten,  unge- 
r  20,000  Fr.  betrugen. 

Stapf  er  war  von  dem  Entschlüsse  Redings  rechtzeitig 
ftchrichtigt  worden,  und  er  säumte  auch  nicht,  der 
pösischen  Regierung  einen  Besuch  anzukündigen,  von 
er  sich  grosse  Erfolge  versprach;  noch  am  7. 
bat  er  Talleyrand  um  Anordnung  einer  Audienz, 
?reits  am  9.  stattfand.  Da  der  erste  Konsul  sich 
ler  Reise  nach  Lyon  anschickte,  wo  wichtige  Ver- 
igen im  Gange  waren  (S.  100),  so  bildete  es  eine 
lere  Vergünstigung,  dass  er  den  Landammann  nach 
>n  Tagen  persönlich  empfing  (15.  Dezember).    Für 


sein  sollte.  Was  sich  an  bezüglichen  Akten  im  hei- 
fcn  Archiv  vorfindet,  ist  derart  dürftig,  dass  man  ge- 
.sagen  muss,  die  wichtigsten  seien  demselben  nicht 
?n  worden.  Daraus  ergab  sich  unvermeidlich  das  Ur- 
las  von  Reding  und  seinem  Begleiter  die  Aufgabe  der 
mangelhaft  gelöst  und  die  Belege  für  ihre  Thätigkeit 
rhalten  worden  seien;  auch  wurde  von  ihrer  Partei  der 
!ru  erwecken  versucht,  als  ob  die  Zwei  allein  gewirkt 
Die  Korrespondenz  von  Stapfer  und  die  Sammlung 
tt  korrigiren  und  ergänzen  nun  aber  die  bisher 
Auffassung  in  bemerkenswerther  Weise. 
Sonst  Hess  sich  die  Reise  damals  in  31/« — 5  Tagen  ab- 
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diese  Konferenz  hatte  der  letztere  sich  mit  Stapfer  1*- 
rathen,  der  nicht  unterliess,  an  bisher  fruchtlos  betriebene 
Ansprüche  der  Schweiz  zu  erinnern. 

Da  über  diese  Audienz  keine  einlassliche  Berichter- 
stattung vorliegt  —  der  Phonograph  ist  eben  zu  spät  er- 
funden worden  —  so  müssen  wir  uns  mit  dürftigen  No- 
tizen begnügen.    Vor  allem   aber  ist  zu  beachten,  das* 
Talleyrand   und   andere  Staatsmänner  kurz  vorher  über 
das  neue  Regime  der  Schweiz  sich  so  abschätzig  geäus- 
sert hatten,    dass  der  Gedanke  an   einen  Umschlag  auf- 
tauchen konnte;   indess  bezeugten  dann  Talleyrand  und 
Bonaparte  über  Redings  Vorhaben  alsbald  ihre  Freude. 
und   diese  Stimmung  beherrschte  auch   die   Zusammen- 
kunft.   Der   erste  Konsul   scheute   sich  dabei   nicht,  zu 
gestehen,    er  sei  schon  auf  dem  Punkte  gewesen,   durch 
einen  Extrakourier  in  Bern  zu  erklären,  dass  er  alles  seit 
dem  28.  Oktober  Geschehene  missbillige;  die  ihm  eröff- 
neten Wünsche  nahm   er   freundlich  auf  und   erweckte 
durch  seine  Haltung  in  der  helvetischen  Botschaft  dir 
kühnsten  Hoffnungen.  Alsbald  wurde  der  Senat  von  diesem 
glücklichen  Beginn  der  Unterhandlungen  in  Kenntnis  ge- 
setzt, und  so  stark  war  der  Eindruck  desselben,  dass  an 
einem    Sonntag- Vormittag    (20.    Dezember)    eine    ausser- 
ordentliche Sitzung  gehalten  und  dem  Landammann  mit 
begeisterten  Worten  für  sein  Wagnis  der  Dank  der  Be- 
hörde erstattet  wurde  (AS.  VH.  876—77). 

Da  mehrere  der  wichtigsten  Dokumente  kein  Datum 
tragen,  so  fällt  es  doppelt  schwer,  eine  klare  und  sichere 
Reihenfolge  der  Verhandlungen  zu  bestimmen.  Von  kleinen 
Schreiben  abgesehen,  reichte  Reding  am  15.  Dezemlwr 
eine  Note  von  ziemlich  allgemeinem  Inhalt  ein,  der  am 
20.    eine   Aufzählung   von    Wünschen   und   ein   Entwurf 
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zur  Bundesverfassung  folgten:  eine  be>«»ndere  Erklär a^ 
ül»er  die  Militärstrasse  im  Wallis  wird  vermißt.  Am  ± 
Januar  fasste  er  alle  Forderungen  in  einem  «Ultimatum- 
zusammen,  das  freilich  nicht  die  übliche  Wirkung  >-  Mi*  r 
Schriftstücke  haben  konnte. 

Eine   Hauptfrage,  die   erste,   die  zu   ernstlicher  Be- 
handlung kam.  bezog  sich  auf  die  Anerkennung  der  hel- 
vetischen Regierung.    Die  französische  t»»an^pru<~hte  ni»M 
<jine  Beseitigung  und  Neubildung  der  bestehenden   Be- 
hörden (Senat  und  Kleiner  Rath),  sondern  Mir*  eine  Er- 
gänzung behufs  gleichmässiger  Vertretung  der  Parteien: 
zunächst   handelte  es  sich  um  Verstärkung  des  Senat-, 
und  zwar  durch  Mitglieder,  die  zugleich  im  Kleinen  Käthe 
sitzen  sollten;  anfänglich  war  nur  von  fünf  Neuwahlen 
die  Rede;  später  entschied  man  sich  für  se<-h>.    Wirhrisr 
waren   aber  hiebei   von  vornherein    die   Namen:    dafür 
wurden  Vorschläge  von  Verninac.  Reding  und  von  Stapf  er 
aufgestellt  und  von  der  französischen  Regierung  >*-hlie^ 
lich  die  Auswahl  im  Sinne  der  Unitarier  getroffen1!. 


M  Von  Reding  scheinen   neben   etlichen   von   ihm  aner- 
kannten Unitariern  auch  Föderalisten  oder  Kon«*enrative.  z.  B. 
Aregger  von  Solothurn,   Girtanner   von   St.  Gallen,   Wieland 
und  Stokar  empfohlen  worden  zu  sein,  wogegen  Stapfer  aiuh 
M.  Mever.'Usteri  und  Rod.  Steck  vorschlug:  Tallevrand  nahm 
auch  Füssli  an,  weil   dieser  schon   einmal  zum  Senator  ge- 
wählt worden,  aber  aus  politischen  Gründen  abgelehnt  hatte. 
Stapfer  betrieb  zeitweise  die  Ausmerzung  einiger  Reaktionäre, 
um  sie  durch  Liberale  zu  ersetzen»  musste  sich  aber  mit  der 
Aufnahme  von  6  Parteifreunden  begnügen.  Aas  »einen  Briefen 
ist  zu  ersehen,  dass  auch  R.  E.  Haller  thätig  war.  um  dew-n 
Sache  zu  fördern,  und  zwar  im  Gegensatze  zu  Haute rive.  der 
als  Gönner  von  Reinhard  Fitte  und  ihrem  (bernLseheni  An- 
hang die  Unitarier  soweit  möglich  verkürzte.    Dagegen  »oll 
auch  nicht  verschwiegen  sein,  dass  Reding  sich  nachgiebiger 
Bezeigt  haben  soll  als  sein  Begleiter. 
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An  diese  Bestimmungen  knüpften  sich  andere  betref- 
fend die  Stellung  der  Landammänner  und  ihrer  Statthalter 
und  die  dafür  erforderlichen  Wahlen,  sodann  die  Zusage 
des  ersten  Konsuls,  nach  Vollzug  dieser  Aenderungen  die 
helvetische  Regierung  förmlich  anzuerkennen  und  über 
die  beregten  Gebietsfragen  einen  Ausgleich  anzuordnen 
(Dunant  p.  489 — 90).  Ein  anderer  Aufsatz,  der  vorgreifend  al< 
«zweite  Uebereinkunft»  bezeichnet  ist,  aber  lediglich  einen 
Vorschlag  von  Reding  enthält,  wird  noch  zu  besprechen 
sein.  In  Betracht  fällt  dagegen  an  dieser  Stelle  ein  dritter 
Entwurf  (Dunant  p.  492—93),  der  aus  der  französischen 
Kanzlei  stammen  möchte ;  da  werden  in  drei  Abschnitten 
die  Motive  für  die  Erweiterung  der  helvetischen  Ober- 
behörden dargelegt,  die  Abänderung  der  allgemeinen  Ver- 
fassung dem  neubestellten  Senat  übertragen,  deren  An- 
nahme aber  den  Kantonstagsatzungen  zugewiesen  und 
das  Verfahren  für  die  Festsetzung  und  Einführung  der 
Kantonsverfassungen  vorgeschrieben.  Etliche  Punkte  sind 
hervorzuheben :  Die  Aenderungen  an  der  Verfassung  vom 
:*>.  Mai  sollen  sich  einzig  auf  die  vereinbarten  Neuerung»  n 
in  der  Komposition  des  Senats  und  des  kleinen  Ratfc 
und  eine  genauer  formulirte  Scheidung  der  Befugnis 
der  Centralgewalt  und  der  Kantone  erstrecken.  Sodann 
sollte  der  Fortbestand  der  Kantone  Aargau  und  Waadt 
ausdrücklich  anerkannt,  den  Ortsgemeinden  zu  Stadt  und 
Land  die  hergebrachten  Gemeindegüter  als  Besitzthum  der 
Altbürger  (Bourgeois)  gesichert,  andere  öffentliche  Mittel 
aber  der  Regierung  zuerkannt  werden.  Ich  glaube  1*- 
merken  zu  sollen,  dass  diese  drei  bedeutsamen  Bestim- 
mungen von  Stapf  er  bei  Talleyrand  empfohlen  und  nicht 
vor  dem  21).  Dezember,  sondern  vermutlich  erst  acht 
bis    zehn    Tage    später   in    den    Entwurf   aufgenommen 
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wurden,  der  aber  keinen  Absehluss  erhielt.  Ueberhaupt 
kam  es  gar  nicht,  wie  Beding  glaubte,  resp.  behauptete, 
zu  wirklichen  Verträgen  oder  Verkommnissen,  sondern 
nur  zu  «Noten»,  Entwürfen  und  mündlichen  Verständi- 
gungen über  eine  Anzahl  der  aufgeworfenen  Fragen. 

Die  oben  berührte  «Uebereinkunft»  soll  dessen  unge- 
achtet nach  ihrem  wesentlichen  Inhalte  angeführt  werden. 
Dieselbe  fordert  1),  dass  der  Allianzvertrag  von  17118  (in 
allem  was  die  Unabhängigkeit  der  Schweiz  gefährdete) 
ahgethan  werde;  2)  dass  die  Militärstrasse  im  Wallis 
Eigenthum  der  französischen  Republik  sein,  das  Land 
jedoch  schweizerisch  bleiben  solle;  3)  und  4),  dass  das 
Frickthal,  BieL  Erguel  und  Münsterthal  mit  der  Schweiz 
vereinigt  werden;  5)  der  im  Veltlin  etc.  auf  Bündner 
Privatbesitz  gelegte  Sequester  sei  aufzuheben;  6)  die  zis- 
alpinische  und  die  batavische  Republik  seien  durch  die 
französische  Regierung  zu  veranlassen,  schweizerische 
Soldtruppen  zu  übernehmen.  Weitere  Wünsche,  die  an- 
derswo geäussert  sind,  mögen  übergangen  werden;  es  lässt 
sich  aber  die  Bemerkung  nicht  unterdrücken,  dass  die 
Unterhandlung  durch  nebensächliche  Ansprüche  nicht 
gefördert  werden  konnte.  Die  Gegenpartei  verwies  etliche 
dieser  Anliegen  an  die  zuständigen  Ministerien  zur  Begut- 
achtung; bei  einzelnen  ist  aber  vorweg  ersichtlich,  dass 
sie  entweder  keine  Verpflichtung  eingehen  oder  auf  ent- 
gegenstehende Beschlüsse  und  Verfügungen  nicht  zurück- 
kommen wollte. 

Zu  näherer  Betrachtung  bleiben  uns  nur  zwei  Gegen- 
stände übrig:  die  oft  berührten  Gebietsfragen  und  die 
Aenderungen  in  der  Staatsverfassung.  Erstere  erfordern 
jedoch  eine  hier  nicht  zulässige  Erörterung  der  beidseitigen 

Motive,  die  sich  in  zahlreichen  Aktenstücken  entwickelt 

11 
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finden,  und  verlieren  einigermassen  an  Intere&se  durch 
den  glücklichen  Umstand,  das  die  Folgezeit  (1814—15) 
den  diesseitigen  Forderungen  in  leidlichem  Masse  ent 
sprochen  hat;  darum  begnügt  man  sich  mit  einigen 
Notizen.  Die  Sicherung  der  Neutralität  war  ein  Haupt- 
argument für  die  Schweiz,  um  die  im  Jahre  1797 — 98  von 
Frankreich  besetzten  Theile  des  Fürstenthums  Basel 
zurückzuverlangen;  in  einem  bezüglichen  Gutachten  an 
den  ersten  Konsul  (Dunant  p.  488 — 89)  anerkannte  nun 
Talleyrand,  dass  diese  Gebiete  durch  kein  französisches 
Gesetz  der  Republik  einverleibt  worden  und  es  daher 
dem  Konsulat  freistehe,  aus  politischen  Rücksichten  die- 
selben wieder  abzutreten,  während  er  sonst  etwa  sich 
auf  den  Bündnisvertrag  von  1798  berief,  der  ihren  Ueber- 
gang  an  Frankreich  besiegelt  habe. 

Der  Abtretung  des  Frickthals  widersetzte  sich 
die  französische  Regierung  am  wenigsten;  jedoch  sollt«1 
dasselbe  als  Ersatz  für  das  Wallis  dienen,  falls  dieses 
an  Frankreich  fiele;  auf  Vorstellungen  über  den  un- 
gleichen Werth  der  beiden  Objekte  pflegte  sie  mit  Ein- 
wänden  zu  antworten,  welche  bei  der  bestehenden  Zwangs- 
lage sich  schwer  beseitigen  liessen.  Die  Einverleibung 
der  alten  Genfer  Besitzung  Celigny,  die  eine  unbe- 
queme Enclave  bildete,  war  diesseits  schon  öfter,  aber 
ohne  Erfolg,  betrieben  worden;  jetzt  glaubte  Talleyrand 
entsprechen  zu  können,  da  hinwider  ein  Stück  des  «Dap- 
penthals»  für  einen  Strassenbau  in  Frage  stand.  Dass 
der  Besitz  von  Versoix,  der  für  die  Schweiz  sehr  lästig 
war,  bei  diesem  Anlasse  nicht  berührt  wurde,  kann  auf- 
fallen; die  Gründe  des  beidseitigen  Schweigens  dürfen 
wir  indess  in  Ruhe  lassen.  Die  grössten  Schwierigkeiten 
bot   die    Walliserfrage.    Diesseits   waren   sie    schon 
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vielfach    erwogen    und    die    Rechte    der    Schweiz    nach 
Kräften  vertheidigt  worden ;  Frankreich  stützte  sich  aber 
auf  das  Bündnis  von  1798,  das  ihm  zwei  Militärstrassen 
einräumte ;  indem  es  auf  die  nördliche  verzichtete,  glaubte 
es  diejenige,  die  ihm  die  Herrschaft  in  Italien  erleichtern 
sollte,  desto  eher  fordern  zu  können,  und  es  wagte  so- 
gar zu  behaupten,   dass   eben  durch   diese  Strasse   die 
Neutralitat  der  Schweiz  besser  als  sonst  gesichert  würde. 
Zu  einem  Verzicht   auf  das  Walliser  Gebiet   mitzu- 
wirken, war  für  Reding  doppelt  peinlich,  da  Konfession, 
Verfassung   und  alte   politische  Bande   sich   nicht  über- 
sehen Hessen;  es  wurde  daher  in  mehreren  Konferenzen 
mit   Hauterive    lebhaft   darüber    gestritten;    schliesslich 
blieb  auf  den  Fall,  dass  die  Abtretung  des  linken  Rhone- 
ufers (bis  Brig)  unvermeidlich  wäre,  für  Reding  nur  der 
Ausweg   übrig,   die  Entscheidung  den   betreffenden  Ge- 
meinden anheimzugeben,   so   nämlich,   dass   sie  die  Ver- 
einigung mit  Frankreich  selbst  begehren  würden;   damit 
sollte   der  schweizerischen   Regierung   der   Vorwurf  er- 
spart werden,  alte  Bundesgenossen  einer  fremden  Macht 
auszuliefern.  Nachdem  Reding  so  weit  entgegengekommen, 
fand  Bonaparte  das  vorgeschlagene  Mittel,   Petitionen  in 
solchem  Sinne  zu  sammeln,   doch   nicht   annehmbar;   er 
wollte  jetzt  nur  auf  der  Erklärung  beharren,  eine  Strasse 
haben  zu  müssen,  und   die  Landeshoheit   erst   dann  an- 
sprechen,  wenn  sich  zeigte,  dass  dieselbe  der  schweize- 
rischen Neutralität  wegen  nothwendig  wäre ;  diese  Frage 
wünschte    er  nun   einstweilen  vertagt   zu  sehen.    Eine 
formulirte  Uebereinkunft    betreffend    diese    und    andere 
Dinge  erschien   daher   als  unnöthig;   das  Weitere   sollte 
durch  die  Botschaft  in  Bern   eröffnet  resp.   in's   Reine 
gebracht  werden. 
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Diese  Angelegenheit  war  für  die  Schweiz  so  wichtig, 
dass  eine  Orientirung  darin  sich  nicht  umgehen  lie:s  so 
enge  sie  aber  auch  mit  den  Herrschergedanken  des  ersten 
Konsuls  verflochten  war,  kehrte  er  doch  für  einmal 
andere  Gesichtspunkte  hervor,  indem  er  am  6.  Januar  die 
Zuschriften  Redings  (S.  158 — 59)  in  einem  Schreiben  beant- 
wortete, das  er  unzweifelhaft  für  die  Oeffentlichkeit  be- 
stimmte !).  Den  Wortlaut  enthält  die  Helvet.  Aktensamm- 
lung (VII.  883);  hier  dürfen  nur  einzelne  Aeusserungen 
ausgehoben  werden.  Bonaparte  betrachtet  die  Schweizer 
als  einen  Zweig  der  gallischen  Völkerschaften,  deren 
«erster  Magistrat»  er  nun  sei;  er  erinnert  an  die  Revo- 
lution und  die  «Freiheit  und  Gleichheit»,  die  durch  jene 
der  Schweiz  gebracht  worden,  vermisst  aber  eine  Orga- 
nisation, eine  Regierung,  einen  (deutlich  ausge- 
sprochenen) Nationalwillen,  und  ermahnt  die  Pa- 
trioten, dem  Beispiel  der  Vorfahren  gemäss,  ihre  Systeme 
und  Parteiwunsche  dem  allgemeinen  Wohl  zu  opfern,  um 
eine  feste  Ordnung  zu  begründen;  um  dieses  Werk  zu 
fördern,  verspricht  er  seinerseits  alles  zu  thun,  was  eine 
auf  Freiheit  und  Gleichheit  beruhende  Verfassung  sichern 
könne. 

An  diese  ernsten  Worte,  die  wohl  etwas  mehr  zu 
bedeuten  hatten  als  mündliche  Aeusserungen,  die  der 
Gewaltige  allerdings  reichlich  spendete,  knüpfe  ich  end- 
lich die  Aufzeichnungen,  die  sich  über  die  Verfassungs- 
vorlage haben  finden  lassen.  Eine  Uebersicht  ihres 
Inhaltes  kann  um  so  eher  unterbleiben,  als  sich  derselbe 
grossentheils  dem  Entwurf  vom  29.  Mai  anschliesst:  alle 


*)  Einen  authentischen  Abdruck  gibt  das  bekannte  grosse 
Xorrespondeuzwerk  Napoleons  L,  Band  VII.  453. 
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Abweichungen  zu  bezeichnen,  dürfte  hinwider  wenig  Be- 
lehrendes bringen;   nur  wenige  Punkte  sind  als  charak- 
teristisch auszuheben.  Statt  17  resp.  18  Kantonen  werden 
jetzt  23  genannt,  indem  Baden  selbständig  blieb,  Wallis 
mitgezählt  wurde,  das  Frickthal  und  Biel  mit  Erguel 
etc.  je   einen   Kanton   bilden   sollten,   für  Glarus   und 
Appenzell  wieder   der   alte    Umfang    bestimmt    und 
ein    neuer    Kanton    St    Gallen    vorgeschlagen    war. 
Dass  Uri    das   Livinenthal   zurückerhalten,   Te»in  aber 
die  Landschaft  Misox  nicht  aufnehmen  sollte,  darf  nicht 
übersehen    werden.  —  Zu   beachten    ist    hiebei    vorerst 
dass  Gebiete,  die  noch   nicht  als  schweizerische  galten, 
schon    eingereiht    waren;     zweitens     die    grosse    Zahl 
kleiner  Kantone  (13?),  deren  ökonomische  Grundlagen 
als  sehr  schwach  erscheinen  mussten;  sodann  die  Ver- 
mehrung der  ausschliesslich   oder  überwiegend  katho- 
lischen Stände  (11),  und  endlich  führen  diese  Verhält* 
nisse  zu   der   Frage,   ob   die  Mehrheit  von  12  Kantons- 
stimmen  auch  in  der  neuen  Verfassung  entscheiden  konnte. 
Ueberhaupt  zeigt  sich   ein   Mangel   an  organischen  Be- 
stimmungen; nicht  blos  ist  von  einer  helvetischen  Tag- 
satzung nicht   mehr  die   Rede,  sondern  auch   die   Ver- 
tretung   der   Gesammtheit   durch   Statthalter    ist    still- 
schweigend beseitigt   und   in  keiner  Weise  angedeutet, 
wie  der  Senat  oder  der  Kleine  Rath   mit   den   Kantons- 
behörden verkehren  sollte.  Ebenso  fehlt  eine  Erwähnung 
des  Obergerichts.  Dagegen  scheint  die  Zentralgewalt  mit 
ökonomischen  Mitteln  auffallend  wohl  bedacht    Wie  soll 
man  aber   den  Vorschlag   taxiren,    dass    das    politische 
Stimmrecht  nur  Grundbesitzern  zustehe,  die   wenigsteas 
24  Frk.  (d.  h.  36  Fr.,  effektiv  heute  50— O)  Fr.!)  Steuer 
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bezahlt  hätten?1)  Das  eigentliche  Spezifikum  der  ganzen 
Arbeit  liegt  jedoch  in  dem  Antrag,  die  Urkantone  von 
der  helvetischen  Salzregie  und  von  allen  Auflagen  für  die 
Gesammtheit  freizusprechen  und  überhaupt  nur  für  Ver- 
theidigungszwecke  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Soviel  ersichtlich,  wurde  schon  vor  Jahresschluss  die 
Verfassungsfrage  im  Wesentlichen  erledigt,  freilich  nicht 
im  Sinne  einer  förmlichen  Gutheissung  der  Vorlage 
Redings,  sondern  einzig  mit  der  Erklärung,  dass  der  erste 
Konsul  für  den  Detail  der  Organisation  keine  Vorschriften 
geben,  sondern  diese  dem  erneuerten  Senat  überlassen 
wolle ;  auch  die  Vorrechte  der  Urkantone  sollten  ein  Ge- 
schenk aus  der  Hand  der  helvetischen  Behörden  sein. 
An  der  Voraussetzung  —  oder  vielmehr  Bedingung  —  aber 
hielt  er  fest,  dass  eine  Gleichberechtigung  der  Parteien 
zur  Wahrheit  werde.  Zwei  Aeusserungen  Bonaparte's,. 
die  bisweilen  zitirt  wrerden,  sind  als  Einzelbelege  seiner 
Denkart  noch  anzuführen.  Im  Begleit  von  Diessbach's 
konnte  Reding  nicht  verhehlen,  dass  er  den  Wunsch  der 
Berner,  das  Waadtland  wieder  an  sich  zu  bringen,  unter- 
stützen möchte;  da  soll  ihn  der  Konsul  auf  die  Sonne 
verwiesen  haben,  deren  Tageslauf  sich  eher  ändern  liesse 
als  sein  Vorsatz,  die  Selbständigkeit  dieser  Landschaft  zu 
schützen.  Damit  war  ein  Lieblingsgedanke  der  «Freunde» 
Reding's  verurtheilt2);   sein   eigener,   die  Urkantone  von 

!)  Vorzüglich  dieser  Einfall  gibt  Anlass  zu  der  Frage,  wie 
weit  der  Entwurf  vom  20.  Dezember,  der  schwerlich  erst  in 
Paris  entstand,  auf  Redings  eigenen  Gedanken  be- 
ruhte, und  ob  nicht  Bern  er  Wünsche,  z.  B.  Ideen  von 
Thormann,  darin  stark  bevorzugt  wurden.  Die  Redaktion 
ist  zuverlässig  nicht  Redings  Arbeit. 

2)  Dass  eine  Anzahl  Berner  dennoch  bis  1815  an  jenem 
Besitze  hangen  blieben,  zeugt  für  eine  besondere  Stand- 
haftigkeit. 
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dem  schweizerischen  Staatsverband  völlig  abzusondern, 
erhielt  die  Antwort:  Faites  Tessai!  War  dies  nun  eine 
Billigung,  eine  Einladung,  dieses  Experiment  kurzerhand 
zu  wagen?  Oder  lag  in  diesen  Worten  nicht  eher  eine 
Warnung?  Liess  sich  etwa  glauben,  dass  die  drei  Kan- 
tone durch  die  Ausscheidung  an  Freiheit,  Ansehen  und 
Kräften  gewinnen,  dass  alle  Theile  dieser  Völkerschaften 
in  die  alten  Verhältnisse  und  Gewohnheiten  sich  wieder 
einleben  würden?  Wenn  aber  Reding  an  seine  Sache 
glaubte  und  daran  festhielt,  so  musste  sein  erster  Ent- 
schluss  sein,  die  Stelle  eines  schweizerischen  Land- 
ammanns aufzugeben,  sich  in  seine  Heimat  einzuschliessen, 
den  Bund  der  drei  Kantone  zu  erneuern  und  die  Folgen 
abzuwarten. 

Er  glaubte  indess  so  viel  errungen  zu  haben,  dass  er 
seine  Person  und  seine  Würde  von  neuem  Glanz  um- 
geben sah.  Er  erbat  sich  eine  Abschiedsaudienz  bei  dem 
ersten  Konsul,  erhielt  dieselbe  alsbald  (7.  Januar)  und 
wurde  neuerdings  mit  Zusicherungen  überhäuft,  die  den 
anwesenden  Hauterive,  nach  seinem  eigenen  Zeugnis,  in 
einiges  Erstaunen  versetzten,  da  er  wohl  wusste,  wie 
vieles  Verheissene  zunächst  durch  die  Vollziehung  der 
vereinbarten  Reform  der  Behörden  bedingt  sein  sollte. 
Auf  diese  Seite  der  Sache  haben  wir   zurückzukommen. 

Sieben  Wochen  dauerte  die  Abwesenheit  Redings 
von  Bern.  Da  es  nicht  um  eine  Geschichte  des  Landes 
zu  thun  ist,  so  dürfen  wir  eine  Aufzählung  der  Regierungs- 
akte dieses  Zeitabschnitts  umgehen;  doch  wird  auch  ein 
Anhänger  der  damals  herrschenden  Partei,  nach  gebühren- 
der Prüfung  der  Sachlage,  anerkennen,  dass  die  Behörden 
in  ihrer  einseitigen  Richtung  beharrten  und  fortschritten. 
Von  gehässigen  Massregeln  gegen  verdiente  Beamtete  zu 
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schweigen,  war  es  jedenfalls  ein  Vorgriff,  dass  der  Senat 
am  26.  Dezember  eine  Masse  von  Zahlungsbefehlen 
suspendirte  und  die  rückständigen  wie  die  künftigen  Ge- 
halte von  Geistlichen  und  Schullehrern  auf  die  Kantone 
überwälzte,  am  7.  Januar  Schulden  im  Betrag  von  5  Mill. 
Franken  an  die  Kantone  verwies,  die  Staatsgüter  zurück- 
erhalten sollten,  und  den  Klöstern  beinahe  unbedingt  die 
Rückerstattung  ihrer  Liegenschaften  in  Aussicht  stellte. 
War  die  Finanznoth  ein  Grund  zu  solchen  Verfügungen, 
so  beweisen  diese  doch  einen  ungeduldigen  Eifer,  für 
etliche  Kantone  zu  sorgen. 

Die  innere  Spannung  aber  liess  nicht  nach.  Die 
ersten  Nachrichten  aus  Paris  drohten  noch  Oel  ins  Feuer 
zu  giessen;  denn  neben  dem  amtlichen  Bericht  kamen 
Privatbriefe,  welche  mehr  behaupteten  als  sich  recht- 
fertigen liess.  Wie  Reding  und  Diessbach  in  Paris  sich 
z.  B.  der  Zustimmung  der  ganzen  Nation  berühmten,  um 
zu  erhärten,  dass  die  Regierung  fremde  Truppen  entbehren 
könne,  wurde  nach  Bern  gemeldet,  die  Botschaft  werde 
alles  erreichen,  was  sie  betreibe;  es  wurde  auch  nicht 
verhehlt,  dass  sie  bei  den  Gesandten  anderer  Mächte  vor- 
kehrte, um  sich  in  ihren  Absichten  bestärken  zu  lassen. 
Ohne  Zweifel  aus  solchen  Quellen  wusste  Verninac  schon 
Ende  Dezember,  dass  Herr  v.  Diessbach  zum  «Minister 
nach  Wien  bestimmt  sei.  Verninac  behielt  die  Pariser 
Sendung  scharf  im  Auge;  er  hatte  dafür  auch  Zuträger 
—  u.  a.  G.  Jenner  — ,  die  eine  Doppelrolle  zu  spielen 
wussten.  Er  nun  stellte  beharrlich  in  Abrede,  dass  seine 
Regierung  nachgeben  werde.  Da  eine  Bestätigung  der 
gehofften  Erfolge  längere  Zeit  ausblieb,  so  schien  er  Recht 
zu  behalten;  Zweifel  aller  Art  regten  sich  desshalb  in 
bedächtigen  Köpfen,    wie  ein  Brief  von  K.  Hirzel  die  Lage 
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trefflich  schildert1).  Da  der  Gesandte  übrigens  mit  Männern 
von  allen  Parteien  verkehrte,  so  vermochte  er  sie  auf 
das  in  Paris  wirklich  Beschlossene  leidlich  vorzubereiten. 
Am  17.  Januar  früh  erhielt  LA.  Frisching  die  An- 
zeige, dass  sein  Amtskollege  Nachmittags  eintreffen  würde ; 
grosser  Dinge  gewärtig,  traf  man  eilig  Anstalten  zu  einem 
feierlichen  Empfang;  unter  dem  Geläut  aller  Glocken  des 
Münsters  zog  Beding  in  die  Hauptstadt  ein,  von  un- 
zähligen Zuschauern  willkommen  geheissen.  Am  19. 
legte  er  dem  Senat  in  geheimer  Sitzung  Bericht  über  die 
Ergebnisse  seiner  Beise  vor.  (A.  S.  VII.  884—85.)  Ver- 
gleicht man  denselben  mit  den  sonst  erhaltenen  —  und 
oben  in  den  Hauptsachen  benutzten  —  Akten,  so  wird 
man  mit  einigem  Staunen  gewahr,  dass  Beding  die  von 
ihm  eingereichten  Noten  wie  abgemachte  Geschäfte  an- 
sah und  für  die  Abrede  über  die  Erweiterung  der  Be- 
hörden sich  etwas  mehr  Verdienst  zuschrieb  als  er  wirk- 
lich hatte.  Die  Antwort  Bonaparte's  (S.  164)  berührte 
er  nur  mit  einem  bedeutungslosen  Satz2).  Indem  er  be- 
tonte, dass  ihm  von  Talleyrand,  Hauterive  und  dem  Kon- 
sul selbst  die  begehrten  «Vortheüe»  wiederholt  zugesagt 
worden,  glaubte  er  alles  erreicht  zu  haben,  was  derzeit 
möglich  war. 

')  Zürcher  Taschenbuch  f.  1901,  p.  198—200;  (notabene 
schon  10.  Dezember). 

*)  lieber  diese  Kundgebung  vergleiche  man  das  Urtheil 
Hirzel's  (Z.  T.  B.  1901,  p.  210):  «Zu  (solchen)  Besorgnissen 
gibt  ein  Scriptum  Anlass,  das  von  der  französischen  Legation 
hier  verbreitet  wird.  Dasselbe  stellt  eine  Antwort  vor,  welche 
der  erste  Konsul  auf  Redings  eingegebene  Note(n)  soll  ertheilt 
haben;  diese  Antwort  ist  so  sonderbar  geschraubt,  so  persi- 
flirend  abgefasst,  dass  man  darüber  erstaunen  muss.»  —  (Die 
schärfste  Beleuchtung  widmete  ihr  bald  nachher  Francis 
<TI  v  e  r  n  o  i  s  in  seiner  ant if französischen  D e  nkschrif t  L  e  s  c  i  n  q 
Promesses.) 
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Wie  diese  Eröffnungen  im  Senat  gewürdigt  wurden, 
lässt  sich  schwer  konstatunen ;  entschiedene  Vertreter  der 
städtischen  Aristokratie  ärgerte  die  für  die  Anerkennung 
der  Behörde  gestellte  Bedingung  einigermassen,  so  dass 
sie  zu  überlegen  hatten,  ob  sie  nicht  alsbald  austreten 
sollten,  zumal  die  Yermuthung  nahe  lag,  dass  in  Bälde 
weitergehende  Ansprüche  erscheinen  würden.  Beding 
bemühte  sich  indess.  solche  Sorgen  zu  beschwichtigen, 
und  so  erfolgten  am  23.  Januar  die  vorgesehenen  Wahlen, 
allerdings  nur  im  Vertrauen,  dass  nun  ein  erspriesshches 
Verhältnis  zu  der  französischen  Botschaft  und  ihrer  Re- 
gierung sich  einstellen  werde. 

Formell  war  dies  der  Fall :  doch  blieb  ein  Gegensatz 
übrig,  den  diesseits  kaum  jemand  scharf  genug  erkannte. 
Der  Folgen  wegen  muss  ich  versuchen,  dies  an  der  Hand 
geschichtlicher  Zeugnisse,  die  erst  kürzlich  an  den  Tag 
gekommen,  zu  erweisen.  Wie  Verninac  seine  Auf- 
gabe erfasste,  ist  zwar  mehrfach  ersichtlich  geworden: 
zusammenhängende  Betrachtungen,  die  er  im  Dezember 
1801  niederschrieb,  zeigen  indess  noch  deutlicher,  dass  er 
in  allem  voraus  französische  Interessen  zu  wahren  suchte.1) 
Aus  dem  letzten  Stücke,  das  vom  1.  Januar  1802  zu 
datiren  ist,  soll  hier  eine  bedenkliche  Aeusserung  an- 
geführt sein.  Er  bespricht  da  einlässlich  den  Plan  — 
von  eigner  Erfindung?  —  eine  neue  Tagsatzung  zu  be- 
rufen, für  deren  Wahl  besondere  Vorschläge  empfohlen 
werden,  und  meint,  man  sollte  Reding  —  in  Paris  —  be- 
wegen, die  fragliche  Anordnung  selbst  zu  übernehmen, 
oder  aber  ihn  zurückhalten,  bis  dieselbe  (gegen  ihn!) 
durchgeführt  wäre.  Bei  diesem  Versuche  sollte  sich  dann 

')  Die  wichtigsten  Stellen  giebt  wörtlich    Dunant,  pag. 
506-12. 
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»igeben,  ob  die  Schweiz  noch  fähig  sei,  sich  seihst  zu 
regieren;  gelänge  es  nicht,  so  wäre  eben  die  Zeit  ge. 
kommen,  über  sie  zu  verfügen.   (Dunant  p.  510 — 12.) 

Bei  solcher  Perspektive  dürfen  wir  nicht  umgehen, 
auch  seine  Vorgesetzten,  wenigstens  Talleyrand,  zu 
vernehmen,  wobei  aber  nicht  Mos  der  Bestand  der  hel- 
vetischen Regierung,  sondern  geradezu  alles,  was  mit 
Reding  verhandelt  worden,  eine  Beleuchtung  empfängt. 
Verninac  hatte  den  Wunsch  geäussert,  nach  Lyon  zu 
n-isen,  um  über  die  Schweizerfragen  sich  Raths  zu  er- 
holen; am  7.  Januar  wurde  ihm  aber  bedeutet,  er  werde 
in  Bern  genug  zu  thun  finden.  Dabei  fällt  die  Bemerkung, 
mit  Reding  sei  noch  kein  Geschäft  abgeschlossen,  kein 
Akt  unterzeichnet,1)  und  noch  seien  «manche  Aenderungen 
möglich.»  Am  12.  meldete  Talleyrand,  was  Bonaparte  zu 
bewilligen  sich  bereit  erklärt  habe:  1)  Die  Zahl  von  2$ 
Kantonen,  als  ihm  gleichgültig;  2)  die  Abberufung  der 
französischen  Truppen;  3)  Sicherung  der  Neutralität; 
4)  Abtretung  von  Biel  etc.;  5)  Diplomatische  Verwendung 
für  §  3.  Auf  andere  Punkte  könne  man  dermalen  oder 
überhaupt  sich  nicht  einlassen;  die  Walliserfrage  sei  noch 


l)  Eine  Richtigstellung  bisheriger  Annahmen  schöpfe  ich 
ans  einem  Briefe  von  Stapfer  an  Rengger,  vom  15.  Februar 
■iatirt;  (das  Motiv  der  Verspätung  bleibe  unerörtert).  Er 
H'hreibt.  Reding  werde  die  zwei  von  ihm  an  die  französische 
Regierung  gerichteten  Noten  (vom  20.  Dez.)  als  völlig  ge- 
nehmigt darstellen;  die  Wahrheit  sei  aber,  das»  dieselbe 
•'egen  die  Organisationsvorschlage  nichts  einwende,  jedoch 
*-in  Verbleiben  bei  der  Verfassung  vom  29.  Mai  nicht  anfechten 
werde.  Das  Uebrige  ist  nicht  berührt!  —  Wie  aus  andern 
Schreiben  hervorgeht,  glaubte  jedoch  Stapfer  an  eine  Erfüllung 
hergegebenen  Versprechungen;  nur  konnte  er  nicht  erwarten, 
'la-ss  dieselbe  sofort  und  auf  einmal  erfolge,  zumal  sie  grossen- 
theils  nicht  in  wenigen  Wochen  möglich  war. 
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nicht  abgeklärt;  es  werde  aber  wahrscheinlich  die  Ab- 
lösung des  Landes  nicht  zu  vermeiden  sein  *).  Fünf  Tage 
später  wurde  Verninac  u.  a.  beauftragt,  von  der  Sendung 
einer  Botschaft  nach  Wien  abzurathen,  da  dieselbe  ge- 
fährliche Folgen  haben  könnte;  die  Neutralität  hänge 
doch  mehr  von  der  innern  Organisation  als  von  diploma- 


')  Den  französischen  Akten  ist  zu  entnehmen,  dass  mau 
in  Paris  die  von  Bern  aus  lancirten  Zeitungsartikel  über 
Redings  Erfolge,  welche  die  französische  Regierung  engagieren 
sollten,  missfällig  vermerkte  (schon  um  Neujahr).  Dies  dürfte 
ein  Moment  zur  Erklärung  des  öfters  berührten  Stimmungs- 
wechsels bei  Bonaparte  sein,  dass  er  jetzt  nämlich  das  Ge- 
biet, nicht  blos  die  Militärstrasse  in  Wallis  verlangte.  Schon 
am  3.  Januar  war  dies  von  Reding  mit  der  bereits  erwähnten 
Bedingung  zugestanden,  wobei  er  sich  für  die  helvetische 
Regierung  anheischig  gemacht  haben  soll,  die  Sammlung  von 
Petitionen  für  Vereinigung  nicht  zu  behindern. 

Die  geheimsten  Motive  —  dünkt  es  mich  —  für  den  Ent- 
schluss  der  französischen  Regierung,  sich  nicht  auf  förmliche 
Uebereinkünfte  einzulassen,  was  doch  anfänglich  beabsichtigt 
war,  enthüllt  uns  ein  Bericht  von  Hauterive  an  Tailevrand. 
vom  7.  Januar,  wo  er  u.  a.  sagt : 

«Ce  Systeme  .  .   a   ete    essaye;  mais  au  moment   de  la 

redaction,  le  Premier  Consul  a  senti  qu'il  etait  impossiMe 
d'etre  explicite  sur  aucune  espece  d'engagement  et  d'entrer  dan- 
aucun  detail  d'interet  respectif,  en  traitant  avec  un  nomine 
qui  n'avait  aucun  caractere  public  deiermine  et  dont  les  poii- 
voirs  ainsi  que  le  titre  etaient  entierement  hypothetiques. 

«Des  lors  le  cit.  Reding  n'a  pu  etre  considere  que  conime 
un  temoin,  qui  par  le  credit,  dont  il  jouit  et  le  rang  qu'il  doit 
incessamment  occuper,  pourra  rendre  compte  avec  avantage 
tant  a  ses  eollegues  qu'ä  ses  concitoyens,  des  intentions  du 
Premier  Consul  sur  la  formation  de  leur  gouvernement  definitif 
et  de  ses  dispositions  genereuses  envers  la  nation  helv£tique. 

Dunant,  p.  560. 

Mit  diesen  Aeusserungen  fallen  alle  bisher  versuchten 
Deutungen  und  Urtheile  über  die  Rolle  der  beiden  Parteien 
dahin,  sodass  für  die  Würdigung  des  ganzen  Geschäftes  ein 
neuer  Weg  zu  suchen  ist. 
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tischen  Beziehungen  ab,  und  definitiv  organisirt  sei  die 
Schweiz  noch  nicht.  Zu  beachten  ist  endlich  in  einem 
Bericht  an  den  ersten  Konsul  (29.  Januar)  der  Schluss: 
Beding  habe  nun  seine  Zusagen  zu  erfüllen;  dann  sei 
er  des  Beistandes  der  französischen  Regierung  sicher 
wenn  er  durch  seine  Vorurtheile  oder  (die)  Schwäche 
i  seines  Einflusses)  das  Verheissene  nicht  zu  Stande 
brächte,  so  müsste  er  scheitern,  wie  seine  »Vorgänger1). 
Die  schwebenden  Schicksalsfragen  hatte  aber  Talley- 
rand  schon  am  12.  Januar  in  einer  Instruktion  für 
Verninac  folgendermassen  formulirt: 

«Tout  depend  maintenant  de  la   perseverance  des 

honnes  dispositions  du  cit.  Beding,  du  succes  de.son 
influence  sur  les  hommes  de  son  parti,  de  leur  retour 
franc  et  loyal  ä  des  maximes  moderees  et  impartiales. 
dont  il  paraft  qu'ils  se  sont  trop  souvent  ecartes  depuis 
le  depart  de  leur  chef  pour  Paris. 

Tout  depend  encore  du  sentiment  juste  et  en  meme 
temps  sage  que  doivent  avoir  de  leurs  droits  les  hommes 
de  Fautre  opinion,  de  la  confiance  qu'ils  doivent  avoir, 
pour  la  conservation  de  ces  droits,  dans  l'appui  de  la 
France,  enfin  de  leur  disposition  ä  se  rapprocher  d'un 
parti  dont  ils  vaincront  facilement  Fopposition,  en  luttant 
avec  lui  de  zele,  de  sagesse  et  d'efforts  pour  travaüler 
de  concert  ä  l'organisation  definitive  de  leur  republique. 

Le  but  de  votre  mission  dans  cette  circonstance  est 

tout  entier  dans  ce  rapprochement. Le  ministere 

du  cit.  Beding  est  de  determiner  les  membres  actuelle- 
ment  en  place  ä  consentir  ä  la  nouvelle  formation  du 
Senat  projetee  dans  les  articles  convenus;  votre  mini- 
stere doit  etre,  pour  le  moment  present ,  de  determiner 
les  citoyens  qui   doivent  etre    promus   aux   nouvelles 


r)  Nicht  blos  hier,  sondern  auch  in  andern  französischen 
Akten  lassen  sich  Zweifel  an  der  Festigkeit  Rcdings  den  Re- 
aktionären gegenüber  erkennen. 
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places  ä  les  accepter. Si  quelques-uns  s'y  refusaient . 

vous  auriez  ä  vous  concerter  avec  ceux  qui  auraiem 
accepte,  pour  les  faire  reinplacer  par  des  homrnes 
choisis  parmi  les  plus  recomtnandables  dans  le  memc 
parti  par  leurs  lumieres,  leur  caractere  et  leur  credit.  •  —  — 
Dunant,  p.  518. 
Es  liegt  nahe,  diese  Gedanken  mit  den  diesseits  ge- 
wonnenen Erfahrungen  zu  beleuchten;  das  Wesentliche 
wird  sich  aber  dem  Leser  aus  dem  Erzählten  ergeben 
haben,  und  der  weitere  Gang  der  Dinge  wird  noch  mehr 
Anlass  zur  Vergleichung  bieten.  Unerlässlich  scheint  e> 
dagegen,  unserm  Bericht  Ober  Redings  Reise  etliche  Er- 
gänzungen beizufügen.  Aus  verschiedenen  Gründen  neigte 
man  bisher  stark  zu  der  Ansicht,  er  sei  von  der  franzö- 
sischen Regierung  schlechthin  getäuscht  worden  und  habe 
sich  wohl  allzu  leicht  täuschen  lassen.  Ich  masse  mir 
nicht  an,  sie  zu  vertheidigen,  um  so  weniger,  als  wir  Ober 
den  Hergang  viel  zu  dürftig  unterrichtet  sind.  Man  wird 
indess  nicht  völlig  fehlgreifen  mit  der  Andeutung,  das* 
die  Amtspersonen,  mit  denen  Reding  verkehrte,  bei  aller 
Achtung  vor  seinem  patriotischen  Biedersinn*  etwelche 
geistige  Enge  und  Unsicherheit  in  politischen  Dingen  be- 
merken mochten,  dessen  Einfluss  im  Heünatlande  nicht 
so  hoch  anschlugen  wie  seine  Freunde  und  desswegen 
einige  Zurückhaltung  üben  wollten,  zumal  die  Männer,  die 
sich  am  engsten  ihm  anschlössen,  als  Anhänger  Oester- 
reiche  oder  Englands  gelten  konnten. 

Damit  ist  aber  die  bestehende  Lücke  noch  nicht  aus- 
gefüllt; wir  haben  die  Forderungen  Redings  noch 
mit  einigen  Erwägungen  zu  begleiten.  Was  die  Bunde>- 
Verfassung  überhaupt,  die  Zahl  der  Kantone,  die  Aner- 
kennung der  helvetischen  Regierung  betrifft,  bedarf  keiner 
Betrachtung    mehr;    die    Abberufung    der    französischen 
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Truppen  sollte  geschehen,  «sobald  der  erste  Landammann 
sie  verlange».  Deren  Gegenwart  wurde  aber  noch  gerne 
benutzt,  um  unbotmässige  Gemeinden  zurechtzuweisen; 
darum  unterblieb  ein  Begehren,  das  jedenfalls  be- 
gründet und  in  wohlerwogener  Form  hätte  gestellt  werden 
müssen.  Wenn  von  der  Herstellung  der  «alten  Grenzen» 
die  Rede  war,  so  liess  sich  vorerst  fragen,  welche  gemeint 
seien;  deutlicher  ist  freilich  das  Gesuch  um  Rückgabe  der 
ehemals  neutralen  Theile  des  Fürstenthums  Basel;  auch 
diese  liess  sich  aber  nicht  mit  einem  Kopfnicken  oder 
einem  Federstrich  bewirken  oder  ausführen;  sie  erfor- 
derte Berathungen  und  Anordnungen  mancher  Art,  in- 
dem z.  B.  ein  ganzes  Netz  von  Beamtungen  aufzulösen 
und  über  die  Existenz  des  dabei  sehr  verkleinerten  De- 
partements Mont  Terrible  Verfügungen  zu  treffen  waren, 
die  selbst  die  Gesetzgebungskörper  beschäftigen  mussten. 
—  Die  Aufhebung  des  Bündnisantrags  von  1798  liess  sich 
bei  den  obwaltenden  Verhältnissen  kaum  ohne  einläss- 
liche  Verhandlungen  über  einen  neuen  Traktat  voll- 
ziehen. Eine  der  angefochtenen  Klauseln  desselben  be- 
zog sich  nun  eben  auf  Wallis,  worüber,  auch  bei  bestem 
Willen,  eine  haltbare  Uebereinkunft  schwer  zu  erzielen 
war.  —  Die  Neutralität  hatten  zwei  Grossmächte,  die 
n&chstinteressirten,  feierlich  anerkannt;  Spanien,  England, 
Preussen,  Russland  waren  unzweifelhaft  einverstanden, 
dass  dieselbe  fortbestehe ;  eine  diplomatische  Verwendung 
war  desshalb  nicht  dringlich,  sodass  einige  Frist  dafür 
wohl  gewährt  werden  konnte.  —  Die  übrigen  Artikel  des 
Redingischen  Wunschregisters  beschlagen  keine  politischen 
Geschäfte;  die  Rückerstattung  entführter  Artillerie  und 
Munition  war  theilweise  schon  geschehen  und  deren 
Nutzen   nicht  gerade   gross;   die  Ergänzung  der  «Hülfs- 
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trappen»  (der  «18000»)  war  für  Frankreich  allerdings 
lästig,  für  die  Schweiz  jedoch,  bei  den  grossen  Mängeln 
des  bezüglichen  Vertrags,  kein  greifbarer  Gewinn;  auch 
sollte  doch  zunächst  der  Bündnisvertrag  erneuert  sein. 
Der  Eintritt  von  Schweizertruppen  in  den  Dienst  der 
batavischen  und  der  zisalpinischen  (oder  «italienischen») 
Republik  Hess  sich  ebenso  wenig  als  ein  Vortheil  des 
Landes  werthen,  zumal  die  alten  Soldverhältnisse  nicht 
mehr  erhältlich  waren.  Ein  anderes  Desiderium  war  ver- 
gessen :  die  Bereinigung  und  Ausrichtung  unzähliger  Ruhe- 
gehalte  (Pensionen)  für  Militärdienste  in  Frankreich,  die 
öfter  verheissen,  aber  nie  wirksam  betrieben  worden. 
Dass  ein  Drittel  des  aus  Frankreich  bezogenen  (theuren) 
Salzes  mit  visirten  Gutscheinen  für  Lieferungen  an  fran- 
zösische Truppen  (1798 — 1800)  bezahlt  werden  dürfte, 
war  eine  Massregel,  die  der  Schweiz  etwelchen  Ersatz 
für  ihre  Opfer  verschaffen  sollte;  allein  Bonaparte,  der 
mit  den  Finanzwirren  der  Revolution  noch  lange  zu 
kämpfen  hatte,  war  der  bewilligten  Rücksicht  nur  zu  bald 
müde  und  setzte  solchen  Papierzahlungen  eine  Grenze; 
eine  gegenteilige  Zusage  hat  er  nach  der  Sachlage 
schwerlich  ertheilt.  Einige  Abhülfe  konnte  hierin  nur 
ein  neuer  Salzvertrag  herbeiführen.  —  Das  Gesuch  end- 
lich, den  im  Herbst  1797  auf  Privatgüter  von  Bündnern 
im  Veltlin  etc.  gelegten  Sequester  aufzuheben,  betraf  die 
cisalpinische  Republik  und  ihren  Begründer,  der  jetzt 
auch  ihr  Oberherrscher  war  (seit  26.  Januar),  zu  nahe,  um 
nicht  sorgfältig  geprüft  zu  werden;  zudem  war,  wie  ver- 
lautet, der  grösste  Theil  schon  veräussert;  aber  auch  eine 
Entschädigung  fiel  schwer  und  konnte  in  keinem  Falle 
rasch  erzielt  werden.  —  So  stehen  wir  vor  dem  Ergebnis, 
dass  die  französische  Regierung,  von  einigen  Dingen  ah- 
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«■sehen,  wo  sie  dem  Schwachen  gegenüber  kl  ein)  ich 
«lachte,  die  wichtigsten  Verheissungen  nur  allmalig  er- 
füllen konnte;  für  ihr  Entgegenkommen  erwartete  sie 
aber  Rücksichten  und  Dienste,  welche  ein  Theil  der 
Schweizer  ihr  nicht  mehr  glaubte  schuldig  zu  sein. 

Einstweilen  war  gerade  für  jene  die  Neubestellung 
4t  helvetischen  Behörden  das  Wichtigste,  die  Bedingung 
für  jedes  Ein  Verständnis«.  Wir  haben  nun  diesem  Ge- 
•rhäft  einige  Zeilen  zu  widmen. 

Der  oberwähnte  Bericht  Redings  an  den  Senat  (S.  169) 
wurde  an  einen  Fünferausschuss  zur  Prüfimg  gewiesen  und 
dann  in  mehreren  geheimen  Sitzungen  die  Aufnahme  von 
■*chs  neuen  Mitgliedern  und  die  Erweiterung  des  Kleinen 
Rathes  beschlossen.  Ueber  die  gepflogenen  Bcrathungen 
vernehmen  wir  leider  nichts.  Eine  ernste  Frage  hatte  aber 
-fit  Mitte  Januar  die  Annahme  dieser  Wahlen  ge- 
bildet; dafür  bemühte  sich,  soviel  ersichtlich,  Verninac 
eifrig;  die  Neigung  für  eine  politische  Wirksamkeit  war 
hei  den  Designirten  nicht  eben  stark;  aber  selbst  von 
Gegnern  wurde  ihr  Eintritt  gefordert,  da  die  Ablehnung 
<Iie  Lage  nur  verschlimmern  konnte1).  Um  Glayre's  Zu- 
gige bemühten  sich  neben  Verninac  auch  mehrere  Lands- 
letite,  die  ihn  dringend  einluden,  nach  Bern  zu  kommen, 
wo  man  ihn  zu  überzeugen  hoffte,  dass  ohne  seine  Mit 
Wirkung  der  neue  Kurs  bei  der  schroffen  Verschiedenheit 
•ier  Denkart  der  einflussreichsten  Manner  nicht  zum  Ziel 
führen  würde;  den  Beding,  Hirzel,  Frisching,  Salis  etc. 
gegenüber  konnte  er  allerdings  nicht  blos  den  Kanton 
Wandt,  sondern  eine  uneigennützige  liberale  Politik  mit 


')  Es  sind  hiefür  mehrere  Briefe  in  Wydlern  [Jii>i;ni|.hii 
i  Rengger,  I,  112  ff.,  zu  beachten  und  die  Korrr~i"ni'li-ii: 
l  Hirzel  zu  vergleichen. 


- 
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Würde  und  Erfolg  vertreten  und  zwischen  den  Gegen- 
sätzen am  ehesten  vermitteln.  Allein  er  getraute  sich, 
bei  zarter  Gesundheit,  nicht  mehr  eine  so  schwere  Rolle 
zu  übernehmen1).  Infolge  seiner  Ablehnung  wurde  Hans 
Heinrich  Füssli  von  Zürich,  der  bekannte  Geschicht- 
schreiber, gewählt  (2.  Febr.),  jedoch  erst  auf  bestimmtes 
Begehren  der  neuen  Senatoren,  da  die  alten  bei  den 
fünf  Ernennungen  hatten  bleiben  wollen.  Am  6.  Februar 
folgte  die  Wahl  der  Vorsitzer  und  Mitglieder  des  Kleinen 
Raths,  der  getroffenen  Abrede  gemäss;  Reding  wurde  als 
Landammann  bestätigt,  für  das  folgende  Jahr  aber,  nach 
einigem  Kampfe,  Rengger  bezeichnet»),  zu  Statthaltern 
(Vizepräsidenten  etc.)  Rüttimann  und  Hirzel  befördert: 
Frisching  blieb  Mitglied  des  Kleinen  Raths.  Der  fran- 
zösischen Botschaft  gab  eine  Abordnung  des  Senats  so- 
fort Kenntnis  von  den  gefassten  Beschlüssen,  worauf  sie 
den  amtlichen  Verkehr  mit  dem  Senat  und  dem  Staats- 
sekretär in  den  üblichen  Formen  eintreten  liess.  Ihren 
Kommittenten  gab  sie  selbst  Bericht  über  die  vollzogene 
Konstituirung,  ohne  kritische  Bemerkungen  daran  zu 
knüpfen. 

Mit  diesem  Erfolge  war  indess  das  Provisorium  nicht 


.  r 
l 


*)  Zwei  Jahre  später  erklärte  er  in  einem  vertraulichen 
Briefe  an  Zschokke,  er  habe  eine  Krisis  vorausgesehen,  die 
keine  menschliche  Klugheit  abwenden  könnte,  und  bemerkt, 
dass  die  Spaltung  von  aussen  genährt  werde.  (Ueber  die 
französische  Politik  dachte  er  wirklich  schon  lange  sehr  unbe- 
fangen.) 

2)  Ueber  die  Annahme  scheint  Rengger  geschwankt  zu 
haben;  er  entschied  sich  aber  dafür,  weil  seine  Partei  sonst 
den  Kürzern  gezogen  und  alsbald  an  Einfluss  verloren  hätte  — 
Anlässlich  ist  zu  bemerken,  dass  seine  Wahl  einen  Quidam 
in  Zürich  zu  Versen  reizte,  mit  welchen  diese  Blätter  nicht 
verunreinigt  werden  sollen. 
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abgeschlossen,  weil  der  innere  Gegensatz  bestehen  blieb. 
Die  Mehrheit  der  alten  Senatoren,  die  sich  schärfer  beob- 
achtet und  mehr  gehemmt  fühlte,  beharrte  in  ihrem 
Streben,  die  Kantone  soweit  möglich  mit  Rechten  und 
Mitteln  auszustatten;  kurz  vor  dem  Eintritt  der  neuen 
Mitglieder  hatte  sie,  abermals  vorgreifend,  bedeutende 
Beträge  an  Werthschriften  den  ehemaligen  Besitzern, 
nämlich  gewissen  Kantonen,  zurückgegeben,  und  die 
neuen  Vorschläge  zur  «Verbesserung»  der  allgemeinen 
Verfassung  folgten  der  berufenen  Note  Redings,  als  ob 
dieselbe  von  der  französischen  Regierung  förmlich  ge- 
nehmigt wäre.  Hiezu  gab  David  v.  Wyss  nicht  blos  die 
schreibfertige  Hand,  sondern  ohne  Zweifel  oft  auch  den  Leit- 
gedanken. Einige  Beispiele  mögen  zum  Beweise  genügen. 
Die  Verkehrsfreiheit  für  Landesprodukte  und  Kauf- 
mannsgüter wagte  man  nicht  mehr  anzufechten,  weil  sie 
den  wohlhabenden  Bürgern  noch  eher  zu  statten  kam 
als  den  armen ;  dagegen  war  die  freie  Niederlassung,  die 
für  die  letztern  etwelche  Vortheile  bot,  vielen  Kreisen 
widerwärtig,  und  so  wurde  sie  vorläufig  gestrichen.  Das 
«helvetische  Bürgerrecht»,  das  diese  Freiheit  ergänzte, 
hatte  schon  das  Gesetz  vom  24.  Nov.  1800  zum  Absterben 
verurtheilt ;  nur  Gemeinds-  und  Kantonsbürgerrechte  soll- 
ten fortbestehen.  Demgemäss  kamen  die  persönlichen 
Rechte  des  Bürgers,  die  durch  die  erste  helvetische  Ver- 
fassung proklamirt  worden,  in  Gefahr,  durch  kantonale 
Verordnungen  noch  weiter  beschränkt  zu  werden.  Denn 
für  eine  gemeinschweizerische  Gesetzgebung  wurde  jetzt 
nicht  blos  wenig  Raum  gegeben,  sondern  die  Wirkung 
derselben  ganz  von  der  Zustimmung  der  Kantone  ab- 
hängig gemacht.  Die  Rechtspflege  sollte  den  letztem 
überlassen   werden;    nur    für   Todesurtheile   und   inter- 
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kantonale  Streitfalle  war  ein  Obergericht  vorgesehen. 
das  aber  aus  Mitgliedern  des  Senats  bestellt  werden 
sollte:  eine  Nachäffung  jener  alten  Einrichtungen,  die  Ver- 
waltung. Rechtspflege.  Gesetzgebung  und  Politik  mehr 
oder  weniger  vermischten-  Für  die  Wahlmänner  wurde 
ein  Alter  von  30  Jahren  und  ein  Vermögen  von  (wenig- 
stens! 3000  Frk.  i^oU*)  Fr.  heute!)  gefordert  und  ent- 
sprechend exklusiv  das  Verfahren  zur  Bestellung  von  Kan- 
tonstagsatzungen  gestaltet  die  auch  in  nationalen 
Angelegenheiten  zu  entscheiden  hatten1).  Auffällig  ist 
endlich  die  Tendenz,  die  allgemeine  Tagsatzung  der  ehe- 
maligen in  der  Zahl  der  Deputirten  anzunähern,  cL  h.  das 
Volk  soweit  möglich  um  eine  Vertretung  zu  bringen;  von 
30  Kantonen,  die  vorerst  allein  in  Rechnung  fielen,  sollten 
nämlich  Mos  3t»  Mitglieder  ernannt  werden,  wobei  10 
Stande  je  einen,  sieben  je  zwei  und  drei  zusammen  12 
geben  konnten:  gerade  unter  den  kleinsten  zeigt  sich 
das  Missverhältnis,  dass  Basel  und  Baden.  Appenzell 
und  rntenvaluen.  Schwyz  und  Uri  gleich  stark  vertreten 
sein  sollten:  dagegen  erhielt  Waadt  drei,  Zürich  vier. 
Bern  fünf  Stimmen. 

lMe  mit  dem  lo.  Februar  begonnene  Berathung  des 
Rntwnrfos  erzielte  indoss  manche  Verbesserung,  dank  dem 
Bestreben  der  neuen  Senatoren,  soweit  möglich  zu  dem 
Texte  vom  ÄV  Mai  rurüekzukehren.  Bei  dem  zähen 
Widerstand  der  Föderalisten  inuss  es  verwundern,  dass 
es  gelang,  nicht  nur  für  die  Tagsatzung  eine  zahlreichere 

M  IVber  die  reaktionäre  Richtung  der  von  Wyss  gefer- 
tigten Vorschlagt*  für  d\e  neue  Organisation  ist  eventuell  zu 
\  ergleichen  das  tonachten  des  Kleinen  Raths  (11.  Febr.),  in 
dein  sich  die  IVnkart  der  neuen  Mitglieder  spüren  lässt. 
(AS,  VIK  tmv    i>U 
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und  richtiger   bemessene  Vertretung   zu   bestimmen  (52 
statt  36),  sondern  einen  wichtigen  Abschnitt  (VI:  Rechts- 
pflege) wesentlich  neu  zu  gestalten  und  dadurch  eine  ein- 
heitliche Fortbildung  zu  ermöglichen.    Auf  weitere  Aen- 
derungen  dürfen  wir  uns  nicht  einlassen.    So  unzweifel- 
haft das  Ganze  einen  Rückschritt  bezeichnet,  soll  doch 
zugestanden  werden,  dass  dasselbe  bei  ehrlicher  Durch- 
fuhrung eine  erträgliche  Ordnung  schaffen  und  dem  Lande 
theure  Fehlgriffe  ersparen  konnte.    Was  es  Gutes  bot, 
war  freilich  grossentheils  der  Beitrag  der  neuen  Mitglieder. 
Sie  selbst  waren  allerdings  mit  dem  Werke  vom  27.  Fe- 
bruar nicht   zufrieden;   es   wurde  eine   lange  Reihe  von 
Einsprachen  zu  Protokoll  gegeben.    Von  27  anwesenden 
»Senatoren   erklärten   sich   nur   12   für  Annahme,    11  für 
Verwerfung.1)    Die  Sachlage  war  so  unerquicklich,  dass 
einige  Mitglieder  der  Minderheit   an  Rücktritt   dachten; 
aber  Verninac  rieth,  seiner  Instruktion  gemäss,  davon  ab. 
Einer   weiter  ausgreifenden  Darstellung  muss   über- 
lassen   werden,    die    vertraulich    geführten    Klagen    der 
Föhrer  beider  Parteien  zu  würdigen.    Wenn  Hirzel  sich 
darüber  ärgert,  dass  die  neuen  Mitglieder  immer  von  an- 
dern Grundsätzen  ausgehen  und  meist  zusammenhalten, 
*>  ist  hinwieder  zu  erinnern,  dass  er  und  die  Seinigen 
starr  an  alten  Praktiken  hingen,  die  auch  schlechte  Mittel 
nicht  verschmähten2),  und  die  Verletzung  des  Briefgeheim- 

x)  Laut  einer  Notiz  in  den  Gemeinn.  helv.  Nachr.  p.  167 
hatten  4  Mitglieder  sich  indirekt  für  Annahme  ausgesprochen, 
indem  sie  die  Schlussabstimmung  fürunnöthig  hielten! 
—  Füssli  sagt,  13  gegen  12  hätten  die  Verfassung  angenommen. 
Wer  ist  hierin  besser  unterrichtet? 

*)  In  der  Prozedur  gegen  den  Kommissär  Dav.  Sulzer, 
wegen  eines  phantastischen  Auf  Stands  Versuchs,  wurden  solche 
Dinge  versucht,  um  die  Zahl  der  Delinquenten  zu  vergrössern 
*tc.    (Hirzel  und  Reinhard  gaben  sich  darin  Blossen.) 
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nisses.  die  Duldung  sträflicher  Umtriebe  im  Oberland,  die 
strenge  Zensur  u.  dgl.  zum  Widerstand  reizten.  Mit  diesem 
innern  Kampfe  verflochten  sich  aber  Dinge,  welche  eine 
Krisis  beschleunigen  mussten.  Beding  hatte  schon  am 
23.  Januar  den  Herrn  von  Diessbach  als  ausserordent- 
lichen Gesandten  nach  Wien  abgeordnet,  um  dort  und 
an  andern  Höfen  einen  Rückhalt  zu  gewinnen;  er  betrieb 
auch  eine  geheime  Korrespondenz  mit  Mächten,  welche 
dem  französischen  Einfluss  Schach  bieten  sollten;  er  und 
seine  Freunde  weigerten  sich  beharrlich,  das  linke  Rhone- 
ufer abzutreten;  durch  Sendung  von  Kommissären  und 
Proteste  bei  G.  Turreau  wurde  versucht,  dessen  gewalt- 
same Verfügungen  zu  entkräften;  schliesslich  (Ende 
Februar  und  Anfang  März)  erschienen  zahlreiche  Abge- 
ordnete von  Walliser  Gemeinden  in  Bern,  um  vor  dem 
Senat,  dem  ganzen  Land  und  der  Nachwelt  ihre  Anhäng- 
lichkeit an  die  Schweiz  zu  bezeugen.1) 

Diese  Schritte,  die  vom  patriotischen  Standpunkt  au» 
vollkommen  berechtigt  waren,  hatten  in  Paris  eine  Wir- 
kung, deren  sich  Reding  nicht  versah.  Es  lässt  sich  nicht 
umgehen,  die  dort  allmählig  eingetretene  Wendung  zu 
verfolgen.  Dürfen  wir  den  zugänglichen  Akten  trauen, 
so  ergibt  sich  wenigstens  ein  verständliches  Bild.  Mit 
dem  Erfolge  der  Verstärkung  des  Senats  war  Verninac 
nicht  zufrieden;  schon  am  15.  Februar  —  ohne  Zweifel 
infolge  besonderer  Information  —  glaubte  er  zu  wissen, 
dass  für  den  Verfassungsentwurf  der  Kommission,  den  er 
reaktionär  fand,  19  Stimmen  zu  erwarten  seien,  während 
nur  12  den  Entwurf  vom  29.  Mai  vorzögen;  die  Minder- 
heit vermöge  daher  nicht  aufzukommen  und  bedürfe  der 

*)  Die  zahlreichen  Akten,  die  diesen  Notizen  zu  Grunde 
liegen,  finden  sich  in  Bd.  VII  der  Helvet.  Aktensanimlung. 
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Unterstützung  von  Seiten  Frankreichs.  Schon  hofften  die 
Reaktionäre,  mit  einem  Drittel  der  Kantone  die  Zentral- 
gewalt lähmen  zu  können1);  das  erstrebte  Gleichgewicht 
habe  man  offenbar  nicht  erreicht. 

Der  Entwurf  von  Wyss  war  übrigens  der  franzö- 
sischen Regierung  mitgetheilt  worden;  er  erregte  nur  da- 
durch ernstlichen  Anstoss,  dass  die  gehofften  Gebiets- 
erwerbungen  bereits  als  Kantone  eingereiht  waren  und 
auch  Wallis  noch  mitgezählt  wurde.  Die  auf  Biel  imd 
das  Frickthal  bezüglichen  Sätze  wurden  dann,  in  Folge  der 
Einsprache  Verninac 's,  preisgegeben. 

Inzwischen  hatte  Reding  an  Bonaparte  und  Talley- 
rand  (11.  Februar)  dringende  Vorstellungen  betreffend 
die  ihm  ertheilten  Zusagen  gerichtet  und  auf  baldige  Er- 
füllung der  «vereinbarten  Artikel»  gedrungen  (A.  S.  VII. 
öS5 — 87).  Am  20.  äusserte  sich  der  Erste  Konsul  in 
einer  einlässlichen  Weisung  an  Talleyrand  über  die 
Schweizerfragen  (A.  S.  VII.  1395).  Der  Verfassungsent- 
wurf missfiel  ihm  nicht;  nur  hegte  er  Zweifel  über  das 
Stimmenverhältnis  der  Kantone.  Dagegen  sprach  er  sich 
scharf  über  die  Anführung  des  Frickthals  und  Biels  aus, 
deutete  aber  an,  wie  dennoch  ein  Gebietszuwachs  im 
Texte  berührt  werden  könnte.  Er  wünschte,  dass  die 
t>estehende  Behörde  bleibe  oder  in  gleichem  Sinne,  d.  h. 
in  billigem  Antheil  der  Parteien,  erneuert  und  die  Organi- 
sation bald  vollendet  würde.  Verninac  sollte  beauftragt 
werden,  nach  der  Publikation  der  Verfassung1)  die  Re- 

1)  Eine  nachträglich  angestellte  Rechnung  der  Art  ist 
immer  unsicher ;  wenn  etliche  der  grössern  Kantone  mit  den 
altdemokratischen  zusammengingen,  so  war  freilich  eine  Mehr- 
heit gegen  allgemeine  Beschlüsse  oder  Gesetze  erhältlich. 

*)  Hier  besteht  ein  Irrthum,  den  auch  Talleyrand  theilte ; 
es  wurde  übersehen,  dass  die  Drucklegung  resp.  Kundmachung 
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gierung  förmlich  anzuerkennen  und  namentlich  für  Er- 
zielung guter  Wahlen  zu  unterstützen:  dann  könne  er 
über  die  vorgebrachten  Wünsche  mit  einem  Bevollmäch- 
tigten der  Schweiz  unterhandeln;  nur  dürfe  nichts  ab- 
geschlossen werden,  bevor  die  Verfassung  völlig  einge- 
führt und  eine  feste  Regierung  aufgestellt  sei.  In  ver- 
schiedenen Punkten  ...  sei  man  geneigt,  der  Schweiz 
zu  willfahren ;  aber  die  Landeshoheit  über  das  Gebiet,  in 
welchem  die  Strasse  bis  zum  Simplon  liege,  wolle  man 
haben.  -  Wenige  Tage  später  verlangte  Bonaparti- 
dass  Verninac  benachrichtigt  werde,  dass  er  Redings 
Brief  besitze  und  wahrscheinlich  darauf  antworte;  allein 
durch  die  schon  befohlenen  Unterhandlungen  werde  den 
meisten  geäusserten  Begehren  entsprochen.  Diese  zwei 
Erlasse  verarbeitete  Talleyrand  in  einer  neuen  Instruktion 
für  die  Botschaft  (Dunant  p.  527—28),  der  wir  nur  den 
Wink  entheben,  dass  die  liberalen  Mitglieder  des  Senats 
für  ihre  Sache  ferner  einstehen  sollten,  indem  die  fran- 
zösische Regierung  sie  unterstützen  werde ;  wenn  sie  sieh 
zurückzögen  oder  nachgäben,  so  müssten  sie  die  widrigen 
Folgen  eines  solchen  Schrittes  sich  selbst  zuschreiben. 

Mich  bedünkt,  diese  Aeusserungen  bewegen  sich  in 
der  Linie,  die  wir  aus  Früherein  kennen,  und  bekunden 
noch  keine  ungünstige  Absichten.  Nun  scheint  aber  ein 
Dokument  im  Wege  zu  stehen,  das  seinerzeit  viel  zu 
reden  gab  und  sogar  in  angesehene  ausländische  Zeitungen 
eingerückt  wurde.  Erst  in  den  letzten  Jahren  konnte  die 
Quelle  gefunden  werden;  es  ist  ein  chiffrirter  Brief  von 
M.  Stapfer  an  Staatssekretär  Thormann,  vom  1.  März  da- 


der  Verfassung  nicht  die  unmittelbar  eintretende  Gültigkeit 
bewirken,  sondern  blos  ein  Mittel  zur  Vorbereitung  der  Ab- 
stimmung sein  konnte. 
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rirt,  der  die  Nachricht  enthält,  dass  Verninac  kürzlich, 
nach  Schilderung  der  reaktionären  Senatspartei  und  der 
innern  Zerrissenheit,  den  Vorschlag  gemacht  habe,  zehn 
Kantone  .  .  .  mit  Frankreich  zu  vereinigen,  etwa  vier  an- 
dere an  Oesterreich  abzutreten  oder  in  die  Ländennasse 
zu  werfen,  welche  demnächst  im  deutschen  Reich  —  bei 
Aufhebung  der  geistlichen  Staaten  —  vertheilt  werden 
sollte,  Graubünden  und  Tessin  der  italienischen  Republik 
zuzutheilen  und  die  «kleinen»  Kantone  (wobei  Glarus  und 
Appenzell  mitbegriffen  waren)  unabhängig  bei  ihren  alten 
Formen  bleiben  zu  lassen,  wie  es  die  Republik  San 
Marino  sei.  (A.  S.  VII,  1073.)  Für  uns  fragt  es  sich  vor- 
ab.  ob  ein  entsprechendes  Stück  in  den  Pariser  Archiven 
vorhanden  sei;  da  Monnard  und  Dunant  nichts  gefunden 
haben,  so  könnte  ein  solcher  Akt  freilich,  wie  es  ja  viel- 
fach geschehen,  entfernt  worden  sein;  hinwider  kommt 
in  Betracht,  dass  Verninac's  Korrespondenz,  die  sich  leid- 
lich vollständig  erhalten  hat,  den  oben  (S.  171)  erwähnten 
bedanken  sonst  nirgends  berührt,  und  so  ist  gedenkbar, 
dass  seine  Aeusserung  einen  Projektfabrikant,  deren  es 
damals  viele  gab,  zu  einem  Theilungsentwurfe  anregte, 
der  ziemlich  geläufige  Motive  nur  neu  formulirte.1)  Wie 
dem  nun  sei,  so  glaubte  Stapfer  eine  Pflicht  zu  erfüllen, 
indem  er  .seine  Beute  vertraulich  einsandte.  Diesseits 
gab  dieselbe  Anlass  zu  allerlei  Bedenken  und  Zweifeln, 
und  da  die  Neuigkeit  rasche  Verbreitung  fand,  so  sahen 

l)  So  wenig  wie  eine  amtliehe  Erörterung  ist  ein  Dementi 
erkennbar.  Ueber  das  anstössige  Objekt  konnte  man  eben 
geflissentlich  schweigen  —  oder  thätlich  beweisen,  dass  das- 
selbe keinen  Boden  habe.  Wenn  aber  Stapfer  auf  Schleich- 
wegen, die  bisweilen  versucht  wurden,  das  fragliche  Papier 
erlangt  hatte,  oder  selbst  zu  Zweifeln  gelangt  war.  so  konnte 
er  nicht  reklamiren. 
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sich  die  Behörden  zu  einer  öffentlichen  Erklärung  ge- 
drängt, welche  die  umlaufenden  Gerüchte  als  unbegründet 
bezeichnete  und  vor  irreführenden  Ausstreuungen  warnte 
(11.  März). 

Dieser  Zwischenfall,  verbunden  mit  dem  Schweigen 
der  französischen  Regierung  über  die  Klagen  betreffend 
Wallis  und  über  die  verlangten  Begünstigungen,  bestärkte 
Reding  in  seinem  Vorsatz,  bei  andern  Mächten  einen 
Rückhalt  zu  suchen.  Neuerdings  wollte  er  Stapfer,  dem 
er  misstraute,  durch  einen  Parteifreund  ersetzen;  als  aber 
J.  H.  Meister  einen  solchen  Ruf  ablehnte,  wurde  ihm 
eine  geheime  Sendung  nach  Amiens  angetragen,  um  in 
den  Friedensverhandlungen  zwischen  Frankreich  und 
England  für  die  Anerkennimg  der  schweizerischen  Neu- 
tralität zu  wirken.  Darüber  kam  es  indessen  zu  scharfen 
Wortgefechten,  und  am  Ende  zerschlug  sich  ein  Vor- 
haben, das  erfolglos  bleiben  musste,  weil  Bonaparte  eine 
Verhandlung  über  die  Schweiz  rundweg  abgewiesen  haben 
würde  und  England  die  Unabhängigkeit  der  Schweiz  nie 
anfocht,  aber  vor  allem  die  Restauration  der  alten  Ord- 
nung zu  fördern  wünschte. 

An  diese  Geschäfte  knüpften  sich  allgemeine  Erörte- 
rungen über  die  Leitung  der  auswärtigen  Beziehungen, 
wo  die  Parteiführer  mehr  und  mehr  zerfielen.  Das  Pein- 
lichste wurde  indess  in  Paris  entschieden:  die  Walliser- 
frage. Seit  Anfang  März  hatte  Verninac  zunächst  mit 
Thormann,  später  auch  mit  D.  Wyss  verhandelt,  um  die 
Abtretung  des  linken  Rhoneufers  zu  erzielen,  aber  kein 
Entgegenkommen  gefunden.  Am  17.  schrieb  er  seinem 
Vorgesetzten,  die  dominirende  Partei  werde  hierin  nicht 
nachgeben  wollen.  Am  20.  gab  Talleyrand  dem  Ersten 
Konsul  Bericht  über  die  politische  Lage  in  der  Schweiz. 
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und  zwar  völlig  zu  Lasten  der  Reaktionspartei,  die  sich 
zutraue,  ohne  Frankreich  stark  genug  zu  sein,  sogar  die 
Hindernisse,  die  sie  erfahre,  seinem  Einfluss  zuschreibe 
und  keine  Rücksicht  mehr  kenne,  wie  der  demonstrative 
Empfang  der  Walliser  Deputirten  beweise,  dadurch  aber 
selbst  alle  Rücksichtnahme  verwirkt  habe.  Von  dem- 
jenigen, was  man  Reding  verheissen,  sollte  daher  nichts 
bewilligt  werden,  bis  er  die  Stellung  seines  Landes  und 
seiner  Person  zu  Frankreich  besser  erkenne;  seine  Zu- 
sicherungen von  Loyalität  und  Anhänglichkeit  habe  er 
bei  weitem  nicht  erfüllt;  sein  schwerster  Fehler  (resp. 
•Schaden?)  wäre  es,  wenn  er  meinte,  das  Wohlwollen  der 
französischen  Regierung  entbehren  und  mit  eigenen 
Mitteln  das  Schicksal  seines  Landes  entscheiden  zu  können. 
Und  gleichen  Tags  erklärte  der  Minister  Bonaparte  und 
Verainac  gegenüber,  der  Schweiz  dürfe  man  keine  Gebiets- 
erweiterung gewähren,  bevor  sie  die  Abtretung  des  Wallis 
und  des  Dappenthals  bewilligt  habe.  So  stand  eigentlich 
alles  in  Frage,  was  Reding  erhandelt  zu  haben  glaubte, 
zumal  die  Herrschaft  seiner  Partei  bereits  von  inneren 
Widerständen  bedroht  war.  Dem  Walliser  Geschäft,  das 
wir  nicht  weiter  verfolgen  können,  gab  jetzt  Bonaparte 
rasch  die  Wendung,  dass  er  die  alte  Unabhängigkeit  des 
Kantons  als  Grundlage  bestimmte  und  sich  durch  Vor- 
stellungen Stapfers  und  des  helvetischen  Senats  nicht  mehr 
beirren  Hess1). 

!)  Im  Laufe  der  nächsten  Monate  wurden  Verträge  ver- 
einbart, welche  das  Land  unter  den  Schutz  der  drei  angren- 
zenden Republiken  stellte  und  dessen  besondere  Verpflich- 
tungen gegen  Frankreich  und  Italien  bestimmten;  daneben  er- 
hielt es,  mit  Beirath  einiger  Walliser,  eine  Verfassung,  die  der 
alten  soweit  möglich  entsprach.  (Die  reichhaltigen  Akten  über 
«lie  Losreissung  des  Wallis  finden  sich  in  Bd.  VII  und  VIII 
«ier  Helvet.  Aktensammlung  und  Ergänzendes  in  Dunant.) 
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Glaubte  die  Mehrheit  des  Senats,  die  man  fuglich  als 
die  Partei  Redings  bezeichnen  kann,  in  der  Festhaltung 
eines  ahen  BundesgUeds  eine  patriotische  Pflicht  zu  er- 
füllen,  so  versäumte  sie  daneben  nichts,  um  ihren  Ein- 
fliws  im  Innern  zu  erweitern  und  zu  befestigen.  Dazu 
diente  ihr  zunächst  das  Dekret  vom  26.  Februar,  das  die 
Wahloperationen  für  die  Bestellung  neuer  Kantonstag- 
satzungen vorschrieb,  sodann  ergänzende  Beschlüsse, 
welche  die  Wahlrechte  des  Volkes  empfindlich  beschränk 
ten.  Vor  allem  galt  es.  die  Annahme  der  Verfassung 
durchzusetzen.  Eine  Flugschrift  'I  von  D.  Wyss  (und 
Jos.  Anderwertl  leistete  das  Mögliche,  um  dieselbe  zu 
empfehlen  und  die  Aendeningen  an  dem  Entwürfe  vom 
Äl.  Mai  zu  begründen:  der  sachliche  und  würdige  Ton 
verdient  besonders  bemerkt  zu  werden.  Hinwider  lässl 
sicli  der  Eindruck  nicht  verschweigen,  dass  diese  Dar- 
stellung noch  eher  die  Vorzüge  der  Verfassung  von  Mal- 
maison  erweist,  als  sie  die  Abweichungen  rechtfertigt 
Der  Autor,  der  sich  für  sein  Werk  so  viel  Mühe  gegeben, 
niusste  sich  nun  arg  gekrankt  fühlen,  als  demselben  eine 
Gegenschrift')  fast  auf   dem  Fusse   folgte,   die   mit  dem 

'I  Betrachtungen,  welche  Jeden  Vaterlandsfreund  zur  An 
nähme  des  helvetischen  Verfassung»- Entwurfes  vom  27.  Hör- 
nung  lSfti  hewegen  sollen.  —  31  S.  8°. 

'I  Prent!  historiqne  de  l'execution  du  traue  de  Luneville 
■pinnt  ii  In  It «.'publique  helvetiqne.  Anriens,  an  X  de  la  Hepti- 
htique.  —  it  pp.  in-8*. 

Historische  Seizze  ('1  der  Vollziehung  des  Lüneviller 
Friedens  in  der  Helvetischen  Republik.  Aus  dem  Franzö- 
sischen.   Strassburg.  etc.  31  S.  kl.  8'. 

Dfl  dieaaa  Pamphlet  in  der  deutschen  Ausgabe  grosse  Ver- 
breitung fand  und  im  Sinne  der  Liberalen  wirkte,  so  kam  der 
Verfasser,  d«  bald  errathen  wurde  —  Karl  Müller-Friedberg — 
Gefahr,  verhaftet  und  gerichtlich  belangt  zu  werden,  was 
■  der  Umschlag  vom  17.  April  (s.  u.)  verhinderte, 
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Kegiment  der  Senatsmehrheit  und  ihrem  Kinde  scharf 
ins  Gericht  ging.  An  den  dunklen  Ursprung  des  Senats 
rrinnernd,  will  Hflller  zeigen,  wie  die  Verhe issungen  vi.m 
£>.  Oktober  (S.  137)  vergessen,  d.  h.  beiseit gesetzt,  eine 
Verfassung,  die  das  einzige  Band  zwischen  der  Behörde 
und  dem  Volke  büden  konnte,  unbefugt  verändert  und 
iwar  wesentlich  verdorben,  durch  die  neuen  Wahlvor- 
■*hriften  die  Rechte  des  Souveräns  gekränkt,  der  laut- 
gewordene  Unwille  herausgefordert  und  der  Verdacht  er- 
weckt worden,  dass  beabsichtigt  sei,  durch  eine  schwache 
Minderheit  des  Volkes  die  Mehrheit  in  Fesseln  zu 
schlagen,  etc.  Demgemäss  wurde  die  Rückkehr  zu  der 
unverfälschten  Verfassung  vom  29.  Mai  verlangt. 

Und  diese  Stimme  blieb  nicht  allein,  ja  sie  war  nicht 
einmal  die  erste.  Bei  aller  Berechnung  für  die  Absichten 
der  Senatsmehrheit  hatte  das  Dekret  vom  26.  Febr.  wich- 
tige Umstände  Obersehen,  sodass  die  Statthalter,  um  die 
Vollziehung  richtig  leiten  zu  tonnen,  an  die  Regierung 
mancherlei  Fragen  zu  stellen  hatten.  Inzwischen  wurde 
aher  bekannt,  wie  stark  die  Minderheit  im  Senat  war, 
und  die  Gründe  ihres  Einspruchs,  die  nicht  völlig  ver- 
schwiegen werden  konnten,  erhielten  um  so  mehr  Gewicht, 
als  sie  sich  auf  die  Verfassung  vom  29.  Mai  berief.  Die 
Verstimmung  äusserte  sich  theils  in  der  Weigerung  ganzer 
Gemeinden,  sich  zur  Ernennung  von  Wahlmännern  zu 
versammeln,  theils  in  auffällig  schwachem  Besuche  der 
Urversammhingen,  theils  endlich  in  formlichen  Protesten 
gegen  ein  Wahlsystem,  das  dem  Volke  nur  einen  Schein 
übrig  Hess.  Und  wenn  die  Oberbehörde  —  nach  revolu 
tbnärem  Rezepte?  —  eine  schwache  Minorität  von  gehor- 
samen Wahlmännern  ermächtigte,  ihre  Aufgabe  von  sich 
aus  zu  erledigen;  wenn  z.  B.  3  oder  5  Männer  20—  -■"• 
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<WähIf<irv>  Äuf-t»ütrn  durften,  so  besserte  ein  solche* 
Trrfahrvn  »üe  Vf  riiältni>>e  nicht.  So  blieben  denn  zahl- 
reiche, zum  Th«ril  2r*«>s«-  Gemeinden  und  ganze  Bezirke 
frviwiliig  unvfrtrvt»n,  und  darin  lag  schon  ein  Urtheil 
C'-rr  liif  V^rfa>o*ung. 

Direkt  aber  wurxfc  diese  angefochten  durch  einzeln«- 
Bürger  oder  Genit-indt*n,  durch  versammelte  Wahlmänner 
einzt'kier  Distrikte  oder  durch  Kantonstagsatzungen  von 
lHH:  nu-hr  od*-r  weniger  einlässliche  Kundgebungen  der 
Art  li^en  \in<  vor  aus  der  Landschaft  Urseren,  den  Kan- 
tom-n  Zug.  Luzern.  Zürich.  Bern  und  Waat  Als  Beispiel 
einer  wünlnjvn  Darlvsrune  der  in  weiten  Kreisen  obwalten- 
den  Denkwei>e  sei  hier  eine  Stelle  aus  dem  Protest  der 
Mehrheit  der  Bern  er- Tagsatzung  (21.  März)  eingerückt, 
wobei  die  nähere  Begründung  überschlagen  werden  muss: 

*  Unsere  Erklärung  wird  keineswegs  von  den 

überspannten  Begriffen  und  Forderungen  ausgehen, 
welche  die  Revolution  hin  und  wieder  erzeuget  hat. 
sondern  sie  wird  sich  auf  dasjenige  stützen  was  wir 
bestimmt  und  zuverlässig  als  den  vernunftmässigen 
Willen  des  rechtlichen  und  mit  der  nöthigen  Einsieht 
versehenen  Theiles  unseres  Volkes  kennen,  was  mit- 
hin auch  der  Wille  seiner  wahren  Stellvertreter  ist  und 
sein  soll.  Das  Volk  hat  durch  die  Staatsumwäkung  die 
bürgerliche  Freiheit,  die  Gleichheit  der  politischen  Rechte 
erworben:  es  wird  sich  diese  nicht  entziehen  lassen 
und  sich  niemals  irgend  einer  Art  von  privilegirter 
Klasse  unterwerfen  als  durch  höhere  Gewalt,  die  an 
sich  schon  unrechtmässig  wäre  und  daher  nie  einen 
Zustand  des  Rechts  erzeugen  könnte.  Es  verlangt  ein 
Wahlsystem,  durch  welches  diese  ersten  und  vorzüg- 
lichsten Rechte  auch  der  Nachwelt  gesichert  wrerden;  das 
keine  Art  Vorzüge  der  Geburt  zulasse,  das  aber  zugleich 
auch  Rohheit,  Unwissenheit,  Selbstsucht  und  Intrigue  von 
den  öffentlichen  Ämtern  entferne  und  einzig  der  Einsicht 
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dem  Verdienst,  der  Wissenschaft  und  Tugend  den  Weg 
zu  denselben  öffne,   diese  mögen  sich   dann  innerhalb 
.Stadtmauern  oder  auf  dem  Lande  finden,  ohne  Unter- 
schied!   Es   verlangt    öffentliche  Erziehungs-    und  Bil- 
dungsanstalten,   durch   welche  diese  Eigenschaften  all- 
gemein verbreitet  werden   können,   und  nicht  nur  fast 
ausschliesslich  einzelnen  Bürgerklassen  zum  Vorteil  ge- 
reichen.   Es  verlangt  wesentlichen  Schutz  und  Unter- 
stützung der  religiösen  Einrichtungen,   die   aber   nicht 
nur  zum   Gängelband    des    grossen   Haufens ,   sondern 
zu  dem  wahren  und  heiligen  Zwecke  der  Religion,  näm- 
lich zur  sittlichen  Bildung  der  Menschheit  dienen  müssen. 
Es  verlangt  endlich  eine  solche  Einrichtung  der  öffent- 
lichen Gewalt,   die  dem  Staat    hinreichende  Kraft  zum 
'Schutz  gegen  äussere  Feinde  und  innere  Unruhen  ge- 
währe; die  Leben,  Ehre  und  Eigenthura  des  einzelnen 
Bürgers  vor  Willkürlichkeit   und  widerrechtlichen  Ein- 
griffen aller  Art  sicherstelle.    Von  diesen  Grundsätzen 
und  der  gegenwärtigen  Lage  unseres  Vaterlandes  aus- 
gehend, welche  gebietet,    dermal  das  Gute  dem  Best- 
möglichen (nicht?)   aufzuopfern,   erklären  wir  nun,   mit 
derjenigen  Freimütlügkeit  die  den  Stellvertretern  unseres 
Volkes  ziemet,  und  mit  dem  Nachdruck  zu   dem  wir 
durch  diese  Eigenschaft  berechtiget  sind,  dass  wir  im 
Namen  unserer  Konstituenten  laut  und  feierlich  gegen 
die  Verfassung  protestieren,  deren  Entwurf  durch  das 
Dekret  vom  27.  Hornung  1802  bekanntgemacht  worden, 
ebenso  wohl  als  gegen  die  Wahl-  und  Einführungsart 
derselben,  die  das  Dekret  vom  26.  gl.  M.  aufstellt,  und 
dass  wir   hingegen   diejenige  Verfassang   fordern   und 
reklamieren,  die  unterm  29.  Mai  1801  im  Entwürfe  be- 
schlossen wurde,  sowie  eine  Einführungs-  und  Wahl- 
art dazu,  die  den  Absichten  des  in  organischen  Gesetzen 
herausgekommenen  ursprünglichen  fünften  Titels  der- 
selben darin  entspreche,  dass  die  Nation  zwar  nicht 
unmittelbar,  aber  durch  Stellvertreter  ihren  Willen  über- 
haupt  und    vorzüglich    über    die    Kantonsorganisation 
und  die  Ernennung  zu  den  öffentlichen  Stellen  wrirklich 
äussern  könne»  .  .  .  AS.  VII.  1129—30. 
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Se natsmitglieder,  der  vor  der  öffentlichen  Mm- 

nuru:  begründet  würde,  einen  Ausweg  böte  und  eint-  irun- 

sow  Entscheidung  befördern   könnte;    allein  auch  dif-- 

rtel  kannte  versagen  und  wurde  deshalb  nicht  von  all'- u 

seiiillist.     Einen  Knuten  bildete  übrigens  in   allen  Falii-u 

.-.,   -zusehende  Widerstand  der  Urkantone,  so  da« 

der  der  Vorschlag  auftauchte,  sie  von  dir  K" 

-zuscheiden,  was  aber  nur  mit  der  Zust immun.: 

ife  Frankreichs  sich  unternehmen  Hess. 

en  alten  Senatoren  als  freiwillige   oder  mi- 

-Verkzeuae   der  französischen  Regierung  an:." 

aiiden  sich  die  neuen  in  der  peinlichsten  bi-" 

_  .  die  man  vorschlug,  wiesen  nach  Paris.    >V!i 

s  -fassten  Meinungen  und  Entschließungen  ha1"  i 

ins  zu  erkundigen.  Dass  Bonaparte  seilst  «l-n 

Entwurf  der  Februarverfassung   nicht  anfechten   wulii*-. 

war  {ruh-r  zu  bemerken;  dasselbe  gilt  aber   für  das  s'i 

gesrnkissMie  Werk,   womit  beiläufig   gesagt    ist,  dass  rt 

auch  tue  darin  hegenden  Verbessenuigen   nicht  venvail 

so  äusserte  er  sich  am  30.  März,  d.  h.  in  dem   Moment 

wv<  er  Ober  die  Walliserfrage   seinen   Entschluss  lisit-r 

hMte.    Veminac  sollte    in  dem  Sinne  instruirt   wenld 

rrtUe  der  Schweiz  die  Gestaltung  ihres   Regini'ü' 

■Wumbeh:  immerhin  möge  der  Gesandte  in  vorsichtig 

N\\'\m>  die   «Männer   der   Revolution»,   die   italienisch- 

^«K\<'\tiu1|,<lit*Waadt  und  andere  Unterthanenl  an  de  unt'i 

*M\\nm  und  decken.   Dazu  kam  der  Wink,  zu  verdeut-' 

»WW&i^aUes  verscherze,  wenn  er  mit  dem  \< 

iaw.\«i'NliW^\weg  in  dem  Walliser  Geschäft  sich  ni' 

^'\»-«  v\a  «>tf  Sptie  gegen  Uri,  das  —  noch  lanu' 
*  -■■s+*ai,  \wäa«.\iiw\rte  und  dort  eine  Partei  von  . 
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begnüge.  Dass  die  Wahlvorschriften  und  die  Verfassung 
auf  Widerstand  stiessen,  verhehlte  nun  die  Botschaft 
nicht1),  und  anderweitige  Nachrichten  mögen  den  Ein- 
druck verstärkt  haben,  dass  die  helvetische  Regierung 
sich  nicht  werde  befestigen  können;  der  erste  Konsul 
fühlte  sich  dadurch  bewogen  (3.  April),  den  Auftrag  zu  er- 
neuern, die  liberal  gesinnten  Männer,  wie  Dolder.  Rötti- 
mann il  A.?  ermuntern  zu  lassen ;  er  wünschte  sogar  des 
nahern  zu  erfahren,  wie  ein  Umschlag  zu  Gunsten  dieser 
Partei  betrieben  werden  wollte,  wonach  m.  E.  auf  bezüg- 
liche Konferenzen  und  Verständnisse,  deren  Inhalt  ol>en 
theilweise  angedeutet  worden,  zu  schliessen  ist.  und  zu- 
gleich sich  zu  ergeben  scheint,  dass  Yerninac  nicht  alles 
gemeldet  hatte,  was  er  sagen  konnte,  oder  ein  Theil 
*einer  Berichte  verschwunden  wäre;  aber  nochmals  wurde 
betont,  dass  keine  Erschütterung,  kein  Gewaltakt  ge- 
schehen und  die  französischen  Truppen  sich  nicht  bethei- 
ligen sollten.  Entsprechend  äusserte  sich  dann  Talleyrand 
io.  April).  Am  14.  wusste  Yerninac  zu  berichten,  wie  die 
«Patrioten»  vorzugehen  gedachten,  um  die  Verfassung  zu 
verbessern  und  die  Regierung  von  gegnerischen  Elemen- 
ten zu  befreien.  Der  Verlauf  wird  uns  alsbald  beschäf- 
tigen; hier  soll  einzig  die  persönliche  Auffassung  des 
Gesandten  zum  Worte  kommen,  weil  über  seine  Thätig- 
keit  gar  ungleich  geurtheilt  worden  ist.  Er  sagt,  er  habe 
weder  abgerathen   noch   ermuntert;    wir    kennen    diese 


l)  In  dem  Nouvelliste  vaudois  war  behauptet  worden,  die 
aeoe  Verfassung  sei  aus  Paris  gekommen ,  was  einerseits  zu 
deren  Rechtfertigung  und  Empfehlung  dienen  sollte,  anderseits 
ater  ein  Motiv  zur  Verwerfung  gab.  Yerninac  reklamiite 
(31. März)  gegen  jene  Angabe  sehr  bestimmt,  worin  er  im 
Wesentlichen  Recht  hatte;  dies  empfanden  aber  die  Urheber 
de»  Werkes  als  eine  Feindseligkeit. 
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Redensart  und  glauben,  er  habe  im  Ermuntern  gerade 
genug  gethan;  denn  Über  andere  Zeugnisse  dürfen  wir 
nicht  hinweggehen;  dann  aber  empfiehlt  er,  wenn  die 
Sache  klug  durchgerührt  werde,  unverweilt  etliche  Gunst- 
beweise zu  geben,  z.  B.  mit  der  Grenzverbesserung,  der 
Abtretung  des  Frickthales,  der  Erleichterung  des  Salzver- 
trages etc.,  womit  der  neue  Kurs  desto  beliebter  werden 
konnte.  Diese  Dinge  waren  also  noch  nicht  völlig  beiseitge- 
stellt.  Die  weitere  Korrespondenz  (bis  24.  April)  bietet 
nichts  Auffälliges:  nur  darf  der  Vermerk  nicht  fehlen. 
dass  die  Bereitwilligkeit  der  neuen  Behörde,  die  Ablösung 
des  Wallis  in  gütlicher  Unterhandlung  zu  vereinbaren, 
günstige  Aufnahme  fand. 

Zunächst  hingen  nun  alle  Plane  von  der  am  2.  April 
beginnenden  Abstimmung  über  die  Verfassung  ab;  vollzog 
sich  dieselbe  rasch  und  mit  günstigem  Entscheid,  so 
konnte  die  dadurch  anerkannte  Partei  sich  versucht  fühlen, 
durch  die  Wahlen  für  die  Verfassungskommissionen  der 
Kantone  ihre  Macht  zu  befestigen  und  auch  in  andern 
Dingen  weiter  zu  greifen.  Wenn  aber  durch  Bedenken, 
Einsprachen  und  Debatten  da  und  dort  die  Schhisv 
fassung  verzögert  wurde,  so  entstand  leicht  die  Gefahr, 
dass  andere  Kantone  desto  mehr  zurückhielten,  dass  die 
Opposition  sich  vereinigte  und  die  Annahme  erschwerte 
oder  die  Entscheidung  verhinderte.  Möglich  war  freilich 
auch  der  Fall,  dass  ein  Votum  des  einen  Ortes  andere 
ZOT  Ergreifung  des  Gegentheils  reizte  und  die  Eifersucht 
der  Parteien  sich  dadurch  erhitzte.  Da  überall  nur  kleine 
Kollegien  eh  beschliessen  hatten,  so  war  persönlichem 
Ansehen  einzelner  Mitglieder  ein  bedeutender  Spielraum 
gewahrt;  liier  wirkte  es  im  einen,  dort  im  gegnerischen 
Sinne.     Cime    Aufenthalt    erklärten    sich    vier    Kantone 
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(Appenzell,  Zürich,  Baden,  Solothurn)  zustimmend:  von 
sieben  andern  (Basel,  Bern,  Freiburg.  Glarus.  Schaff- 
hausen,  Schwyz,  Waat)  wurden  mehr  oder  weniger 
wichtige  Besorgnisse,  Wünsche  oder  Torbehalte  geäussert : 
in  sechs  Tagsatzungen  überwogen  die  Veiwerfungsgrüiide. 
und  die  drei  übrigen1)  gelangten  in  der  gewährten  Frist 
nicht  einmal  zu  einer  Versammlung.  Mehrorts  geschah  die 
Annahme  ausdrücklich  mit  der  Begründung,  das*  die 
Gefahr  des  Vaterlandes  eine  feste  Ordnung  dringend  er- 
heische, während  die  Verwerfung  theflwelse  auf  sehr 
verschiedenen  Motiven  beruhte;  am  einlässlichsten  focht 
die  Minderheit  der  Tagsatzung  von  Waat  die  Vorlage 
an;  sie  drang  nicht  durch,  fand  jedoch  zweifellos  einigen 
Anhang  im  Volke,  der  sich  später  bemerklich  machte. 
wie  auch  in  andern  Kantonen  an  eine  stille  oder  laute 
Minorität  gedacht  werden  muss. 

Noch  war  das  Gesammtergebnis  unsicher,  als  der 
Senat,  der  Osterfeier  wegen,  sich  für  kurze  Zeit  vertagte 
(13.  April);  unter  andern  Mitgliedern  reiste  Beding  nach 
Hause,  um  beiläufig  auch  Uri  und  Unterwaiden  zur  An- 
nahme zu  bestimmen.  Aber  schon  spürte  man  Gewitterluft : 
selbst  Konservative  überlegten,  was  die  Absonderung  der 
Urkantone«  für  die  alten  Hauptstädte  bedeuten  könnte. 
und  fürchteten  von  den  Landschaften  überstimmt  und 
verkürzt  zu  werden.  Nachdem  ruchbar  geworden,  das« 
die  Absicht  bestehe,  den  Senat  aufzulösen2),  sammelten 
•sich  —  am  15.  April  Nachmittags  —  etwa  zehn  Personen 
(worunter  fünf  Stadtberner)   bei  Präsident   Grober,   um 

')  Wallis  zählte  schon  nicht  mehr  mit 

*)  Am  15.  verrieth  es  Dolder  seinem  Vertrauten  A-  G. 
Jenner,  der  sofort  Frisching  avisirte.  Uebrigen»  war  es 
schwer,  vielbesprochene  Gedanken  in  einer  Stadt,  wie  Bern, 
völlig  geheimzuhalten. 


1 

1 
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Ober  Mittel  zur  Abwehr  eines  solchen  Streichs  zu  be- 
rathen;  alsbald  erkannte  man,  wie  viel  von  der  Meinung 
der  französischen  Botschaft  abhänge.  Ludwig  Bay,  immer 
beweglich,  schlug  daher  vor,  sieh  bei  Verninac  vertraulich 
zu  erkundigen,  ob  seine  Regierung  das  Vorhaben  der 
Minderheit  begünstigen  wurde;  wenn,  wie  man  hoffte, 
keine  bestimmte  Antwort  erfolgt«,  so  gedachte  man  Wider- 
stand zu  versuchen.  Auf  diesen  Fall  wurde  verabredet, 
die  bei  Kuhn  versammelten  Gegner  sofort  durch  etliche 
entschlossene  Männer  festzunehmen,  das  helvetische 
Militär  durch  das  Anerbieten  einer  Belohnung  für  die 
Mehrheit  des  Senats  zu  gewinnen,  resp.  ein  «Vivat  Beding> 
zu  erzielen,  den  Oberst  Andermatt  aber,  bei  der  gering- 
sten Vorkehr  zur  Hinderung  der  Sache,  zu  erschiessen. 
Die  gefährlichste  Rolle  dieses  Spiels  wollte  Bay  selbst 
übernehmen,  wahrend  G.  Thormann  sich  zu  Verninac  ver- 
fügen würde.  Doch  glaubte  man,  ohne  Hirzel's  Rath 
nichts  unternehmen  zu  dürfen.  Sobald  er  benachrichtigt 
war,  berief  er  die  Verschwornen  zu  sich,  stellte  ihnen 
die  bedenklichen  Folgen  eines  solchen  Verfahrens  vor  und 
bestritt  übrigens,  dass  die  Gefahr  so  nahe  sei  Ent- 
muthjgt  löste  sich  die  Gesellschaft  auf,  und  desto  leichter 
vollzog  sich  nun  das  Befürchtete1).  Die  bedrohten  Gegner, 
mit  Verninac  einig,  beschleunigten  ihre  Anstalten,  und 
am  17.  April  wurde,  nach  einem  eingehend  begründeten 
Antrag  von  Kulm,  von  sechs  Mitgliedern  des  Kl.  Raths 
beschlossen,  <len  Senat  schlechthin  zu  vertagen  und  die 
Verfassung    vom  29.  Mai   durch   eine   Versammlung  von 

'I  Dies  ist,  nach  Bay 's  eigener  Erzählung,  der  Plan  eines 
Gewaltwtreiihs,  dessen  Scheitern  die  Diessbach,  Rud.  v.  Erluch, 
Tln  int  int  in.  Bay  etc.  bedauerten,   und  an  deu  sie  zu  erinnern 

hellten. 
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Notablen  prüfen  und  mit  den  wünschbaren  Verbesse- 
rungen festsetzen  zu  lassen. 

Dieser  neue  «Staatsstreich»  muss  mit  andern  das 
Schicksal  theilen,  verschieden  beurtheilt  zu  werden;  nicht 
Mos  kommen  die  Interessen  der  Parteien  in  Frage,  es 
kann  auch  die  Zweckmässigkeit  zweifelhaft  sein.  Einige 
Erörterungen  über  die  Gründe,  die  Form  und  die  Folgen 
lassen  sich  daher  nicht  umgehen.  Eine  Vergleichung  mit 
den  Ereignissen  vom  27.  und  28.  Oktober,  denen  der 
47.  April»  gegenübergestellt  worden  ist,  darf  hier  aller- 
dings unterbleiben,  da  der  Leser  sie  leicht  selbst  besorgen 
kann;  dagegen  soll  der  15.  April,  d.  h.  die  oben  erzählte 
Berathung  für  einen  Vorstreich '),  uns  wenigstens  zu  etr 
liehen  Fragen  dienen.  Was  konnte  erobert  werden,  wenn 
es  gelang,  einige  der  tüchtigsten  Männer,  die  besser  als 


l)  Es   gibt   mehrere  Berichte   über   die  Vorgänge   dieser 
Tage;    keiner   aber   ist   vollständig,    von    Abweichungen    zu 
«*hweigen.     Derjenige  in  Balthasars  Helvetia,  I.  7—8,  der 
die  Verschwornen  und  ihre  Freunde  einfach  als  «Gutdenkende», 
die  Urheber  des  Staatsstreichs  aber  als  Jakobiner  und  «gefähr- 
liche Meuterer»    bezeichnet,   stimmt  grossentheils   mit  Bay's 
Erzählung  überein,  gibt  aber,   da  ihm   der  Ausgang   der  Be- 
rathung sehr  missfällt,   auf  Anderes   wenig  Acht.    Da  helfen 
ilenn  Notizen  in  Hirzel's  Briefen  aus,  die  für  den  15.  und 
16.  April   wichtige  Angaben   bieten.    Schon   am  15.  —  Nach- 
mittags früh  —  wurde  bei  ihm  in  Gegenwart  von  Anderwert, 
Escher,  Frisching  und  Zellweger  von  dem  ruchbar  gewordenen 
Vorhaben  gesprochen,  jedoch  ruhiges  Abwarten  beschlossen; 
«lann,  Abends,  von  Thormann  und  Andern  der  (bei  Gruber) 
gefasste  Beschluss  eröffnet  und  mit  Zellweger,  Frisching  und 
Escher  wieder  diskutirt,   aber  von  Hirzel   abgelehnt;   am  16. 
im  KL  Bath  das  erörterte  Gerücht  angezeigt  und  darauf  hin 
an  Kuhn  und  Füssli  der  Auftrag  ertheilt,  ein  Gutachten  über 
die  Lage   der  Dinge   zu   erstatten,   das   am  17.  wirklich  vor- 
gelegt wurde.  —  Weiteres  kann  übergangen  werden;  vgl.  Fr. 
von  Wyss,  Leben  etc.  I.  402—3. 
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einige  Dutzend  Bay  u.  dgl  die  Zukunft  der  Schweiz  ver- 
traten, zu  misshandeln  oder  beiseitzustellen  ?  War  es 
einer  derart  verstümmelten  oder  gar  in  reaktionärem 
Sinne  ergänzten  Behörde  möglich,  die  in  zahlreichen  Kan- 
tonen herrschende  Unruhe  so  zu  stillen,  dass  nicht  Aergeres 
sich  vorbereiten  musste?  Liess  sich  annehmen,  dass  die 
französische  Regierung  eine  Partei  die  ihr  mit  einigem 
Grund  verdachtig  war.  ruhig  schalten  liess  oder  ihr  thät- 
lichen  Beistand  gewährte,  nachdem  so  viel  schon  über 
die  Unruhen,  die  Parteikämpfe,  die  Unfähigkeit  der  auf- 
einander gefolgten  Regierungen  gesprochen  und  gedruckt 
worden  war?  Und  wollte  ein  Mann,  der  Revolutionär 
gewesen,  wie  L.  Bay.  ein  Beispiel  von  Blutopfern  geben, 
das  in  Bälde  vergolten  werden  konnte?  Solchem  Leicht- 
sinn gegenüber  wird  die  Besonnenheit  Hirzel's,  eines 
eisenfesten  Aristokraten,  der  aber  nicht  an  seinem  Sessel 
klebte,  unbedingt  achtungswerth. 

Auch  sonst  aber  war  die  politische  Lage  so  schwierig 
wie  je.  Der  Tortrag  von  Kuhn1)  schilderte  sie  so  treu 
wie  lebhaft,  und  in  der  zweistündigen  Debatte,  die  da- 
rauf folgte,  wird  es  an  Belegen  nicht  gefehlt  haben.  Doch 
kennt  man  die  Einwendungen  von  Hirzel,  Escher  und 
Frisching  nur  mangelhaft;  ob  eine  Frist  wegen  der  un- 
vollendeten Abstimmung  gefordert  wurde,  ob  man  die 
Rückkehr  der  abwesenden  Senatoren  abwarten  wollte. 
vermittelnde  Wege  vorschlug  oder  die  Befugnis  des 
Kleinen   Raths   anfocht*),   lässt   sich    nur  theilweise  er- 


M  Tillier,  helv.  Republ.  IL  454-56;  Hiltv,  Helvetik, 
p.  434-36;  A.  S.  VII.  1244—45. 

*)  Nach  Art.  (39)  der  Verfassung  vom  29.  Mai  hatte  bei 
vertagtem  Senat  der  Kl.  Rath  die  vollziehende  Gewalt 
in  vollem  Umfang  auszuüben.  (§  40  der  Vfg.  v.  27.  Febr.  ist 
weniger  deutlieh.) 
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kennen;  aus  einem  Briefe  von  Rengger  an  Stapf  er 
(18.  April)  geht  freilich  hervor,  dass  auch  über  die 
schicklichsten  Mittel  diskutirt  wurde;  er  empfahl  näm- 
lieh,  direkt  eine  allgemeine  Tagsatzung  zu  berufen,  um 
die  Verfassung  vom  29.  Mai  (in  verbesserter  Gestalt) 
im  Namen  des  Volkes  annehmen  und  einen  neuen  Senat 
ernennen  zu  lassen,  was  in  Monatsfrist  möglich  schien 
und  gute  Stimmung  zu  erwecken  versprach;  warum  dies 
abgelehnt  wurde,  bleibt  im  Dunkel.  Uebrigens  ist  es 
tröstlich,  zu  vernehmen,  dass  die  drei  Gegner  des  er- 
folgten Beschlusses  sich  nicht  feindselig  zeigten.  Aus 
einem  weiteren  Briefe  Renggers  ist  zu  ersehen,  dass  er 
ernstlich  versuchte,  seinen  Freund  Escher  zur  Rückkehr 
zu  bereden,  freilich  ohne  Erfolg,  obwohl  derselbe  das  Be- 
schlossene theilweise  billigte. 

Ueber  die  Form  des  Vorgehens  resp.  die  Befugnis  der 
sechs  Staatsräthe,  eine  über  ihnen  stehende  Behörde,  die 
sich  vertagt  hatte,  durch  weitere  Vertagung  aufzulösen, 
lässt  sich  streiten;  denn  durch  die  provisorisch  geltende 
Verfassung  war  der  Kleine  Rath  wesentlich  auf  Voll- 
ziehungs-  und  Verwaltungsgeschäfte  eingeschränkt.  Nur 
die  Unsicherheit  der  Verhältnisse,  mit  anderm  Worte  die 
Nothlage,  konnte  denselben  zu  einem  Uebergriffe  be- 
rechtigen; freilich  war  dafür  wenigstens  eine  stärkere 
oder  eine  gemischte  Mehrheit  zu  wünschen ;  da  nun  aber 
entschiedene  Vertreter  der  einen  Partei  dem  Beschlüsse 
nicht  beistimmten,  so  musste  dieser  als  eine  Parteisache 
erscheinen.  Ein  Rückblick  auf  den  27.  Oktober  konnte 
diese  gehässige  Färbung  mildern,  aber  die  neue  Mass- 
regel nur  dann  gutheissen,  wenn  ein  gelinderes  Mittel, 
zu  einer  haltbaren  Ordnung  zu  gelangen,  nicht  zu  finden 
war.    Da  der  Senat  vom  28.  Oktober  selbst  auf  unregel- 
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massige  Weise  geschaffen  worden,  so  empfahl  es  sich, 
von  ihm  an  den  Souverän  zu  appelliren  und  dabei  die 
Vorschriften  der  Verfassung,  soweit  sie  irgend  reichten, 
zu  befolgen ;  das  erforderte  aber  zum  wenigsten  eine  Be- 
rufung der  ersten  Kantonstagsatzungen  behufs  einer  Ab- 
stimmung über  die  Verfassung  oder  die  Neubestellung 
einer  allgemeinen  Tagsatzung,  wobei  indess  Reibungen  mit 
den  neuen  Kollegien  und  andere  Anstände  sich  kaum 
vermeiden  Hessen.  Bei  alledem  aber  blieb  die  Frage 
ungelöst,  wie  man  sich  mit  den  Urkantonen  und  ihren 
Parteifreunden  in  Graubünden,  Glarus,  Appenzell  etc.  ab- 
linden könnte.  Nach  solchen  Ueberlegungen  fällt  es  nicht 
schwer,  den  ergriffenen  Ausweg  wenigstens  vor  dem  Vor- 
wurf zu  schützen,  dass  mit  «Gewalt»  operirt  worden  sei, 
und  die  Berufung  von  «Notabein»  bot  wirklich  verschie- 
dene V  ortheile,  um  die  erstrebte  Einigung  zu  erzielen; 
wer  dazu  den  Anstoss  gab  und  welche  Motive  dazu 
trieben,  bleibt  unbekannt. 

Viel  liegt  daran  freilich  nicht;  bedeutsamer  war  die 
Auswahl  der  Personen,  die  jedenfalls  im  Stillen  vorbe- 
reitet worden.  Fast  alle  Kantone  waren  mit  zwei  oder 
drei  Vertretern  bedacht,  die  grössern  Kantone  also  nur 
wenig  begünstigt,  und  alle  (47)  Gewählten  dürfen  als  er- 
fahrene, in  ihrer  politischen  Benkart  gemässigte  und  in 
grossem  Kreisen  angesehene  Männer  bezeichnet  werden, 
denen  auch  die  Entwerfung  eines  eigenen  Werkes  anver- 
traut werden  durfte.  Es  ist  ein  gutes  Zeugnis  für  die 
Wähler  und  für  den  Beurtheiler  selbst,  dass  Hirzel  diese 
Wahlen  im  Ganzen  schicklich  fand;  seine  Befürchtung, 
dass  die  Besten  ablehnen  würden,  erfüllte  sich  allerdings 
nicht;  doch  mussten  mehrere,  die  wegen  Alter,  Krank- 
heit etc.  dem  Rufe  nicht  folgen  konnten,  ersetzt  werden- 


r 


Das  Ende  der  Helvetik.  203 

Leider  lag  in  dem  ganzen  Plan  ein  Fehler,  nämlich 
rine  Art  frommen  Betrugs.  Denn  ehe  die  Notabein  zu- 
sammentraten (30.  April),  war  von  etlichen  Mitgliedern 
des  Kleinen  Raths,  namentlich  Rengger,  mit  Verninac 
eine  Verfassung  vereinbart  worden,  die  sich  zwar  grossen- 
theils  an  den  Entwurf  vom  29.  Mai  anschloss  und  ver- 
schiedenen Wünschen  durch  Ergänzungen  oder  Aender- 
ungen  entsprach,  aber  nicht  allen  Bedürfnissen  Rechnung 
trug  und  besonders  für  die  Verhältnisse  der  Gebirgs- 
kantone  keine  Modifikation  vorsah.1)  Im  Uebrigen  bildete 
fliese  neue  Fassung  ein  Werk,  das  eine  ernsthafte  Probe 
verdiente.  Verninac  konnte  es  als  sein  eigenes  betrach- 
ten und  säumte  nicht,  es  zur  Genehmigung  nach  Paris 
zu  senden  (28.  April).  Während  aber  diese  ausblieb,  sahen 
*ieh  die  Notabein  an  eine  Vorlage  gebunden,  die  sie  nur 
erörtern,  nicht  den  obwaltenden  Verhältnissen  anpassen 
konnten. 

Noch  peinlicher  war  indess  längere  Zeit  die  Lage 
des  Kleinen  Raths,  der  die  Last  der  Regierungsgeschäfte 
allein  zu  tragen  und  zugleich  seine  neue  Stellung  zu  ver- 


!)  Es  darf  nicht  ungewiss  bleiben,  in  welchem  Sinne  sich 
V.  hiebei  bethätigte;  ein  bestimmtes  Zeugnis  darüber  giebt 
Müller-Friedberg  in  einem  amtlichen  Briefe  an  Stapf  er  (30. 
April),  namentlich  in  folgender  Stelle: 

Nos  gouvernants  n'avaient  en  vue  que  la  Constitution 

•hi  29  Mai,  avec  de  legers  changements  et  en  remplissant 
quelques  lacunes;  mais  le  Ministre  a  trouve  que  cette  redac- 
tion  pouvait  etre  plus  convenable;  ,on  en  a  confer6;  on  a 
«lefere  ä  ses  conseils,  et  pour  ne  pas  attiedir  son  z£le  ä  häter 
l'etat  defmitif  de  la  patrie,  on  a  meme  supprime  les  voeux 
{)our  donner  ä  plusieurs  articles  une  pente  fedäraliste.  Vous 
voudrez  donc  entrer  dans  le  sens  du  Gouvernement,  qui  est 
de  se  pr&ter  absolument  aux  id6es  du  citoyen  Verninac,  et 
tous  les  appuyerez  plutöt  que  d'agir  dans  un  sens  contraire. 
AS.  Tu.  1397. 
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theidigen  hatte.  Etwelche  Erleichterung  schuf  er  sich 
durch  Entlassung  der  RStatthalter  von  Zürich,  Aargau 
und  Luzem,  die  mit  der  beseitigten  Mehrheit  des  Senats 
zu  enge  verbunden  waren,  und  ihrer  Ersetzung  durch  be- 
wahrte Männer  (Ulrich,  Herzog,  Keller).  Ein  Schreiben 
an  s&mmtliche  Statthalter  erläuterte  die  gefassten  Be- 
schlüsse und  knüpfte  daran  geeignete  Auftrage,  die  auch 
überall  willig  erfüllt  wurden,  und  bald  trafen  aus  niedrem 
Kantonen,  von  einzelnen  Bürgern,  Vereinen  und  Behör- 
den, Zuschriften  ein,  welche  Ober  die  Stimmung  dc> 
Volkes  beruhigen  konnten.    (AS.  VII,  1280—96.) 

Zunächst  aber  war  zweifelhaft,  wie  Beding  und  die 
Mehrheit  des  Senates  die  Vertagung  aufnehmen  würden 
Der  Landammann  traf  am  19.  April  Morgens  wieder  in 
Bern  ein;  zur  Theilnabme  an  der  Sitzung  des  Kleinen 
Rttthes  eingeladen,  äusserte  er  sich  —  gegen  Kuhn  und 
Rüttimann  —  über  das  Geschehene  abfallig,  aber  auch  ver- 
stimmt über  politische  Geschäfte  im  Allgemeinen  und 
deutete  an,  dass  er  gerne  zurücktrat«,  jedoch  seine  Ent- 
Schliessung  erst  Nachmittags  kundgeben  werde.  Dana 
suchte  er  die  Gesellschaft  seiner  Vertrauten  auf,  die  ihn 
auf  andere  Gedanken  brachten;  erst  Abends  spat  (9  Uhr!| 
berief  er  Rüttimann  zu  sich,  kündigte  eine  Sitzung  an,  die 
er  prasidiren  wolle,  erhob  wieder  Vorwürfe ') ,  und  als 
Rüttimann  die  Tendenz  des  Senates  rügte,  bot  ihm  Reding 
im  Zorne  Pistolen  zum  Zweikampfe  an!  Rüttimann  suchte 
ihn  zu  beruhigen;  er  aber  meinte,  es  seien  nur  Spitz- 
buben im  Spiel,  nannte  schliesslich  Leute,  die  mit  dem 
Staatstreich   nichts   zu   thun   hatten,  und    ereiferte    sich 


')  Den  Standesstolz  Redings  bezeichnet  seine  schnöde 
Behauptung,  die  Tagsatzung  vom  7.  Sept.  sei  ja  nur  eine  Ver 
■axomlong  vou  Zehntenbftuerlein  gewesen. 
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über  diejenigen,  die  Zehnten  und  Bodenzinse  abschütteln 
wollten.  Darauf  stellte  ihm  Rüttimann  vor,  dass  er  sich 
mit  Menschen  umgeben  habe,  die  ihn  irreführten  und 
dabei  nur  ihr  eigenes  Interesse  im  Auge  hatten,  und  dass 
er  dadurch,  statt,  der  geschätzte  Vorsteher  des  ganzen 
Volkes,  das  Haupt  einer  Partei  geworden1). 

Die  hier  gegebenen  Züge  lassen  leicht  erkennen, 
dass  ein  Ausgleich  mit  ihm  nicht  möglich  war,  indem 
ht  nur  den  Stimmführern  seiner  Partei  Gehör  gab.  Am 
3).  Vormittags  erschien  er  mit  den  schon  ausgetretenen 
Mitgliedern  (ausser  Escher)  im  kl.  Rath;  denn  letztere 
sollten  Zeugen  seiner  Festigkeit  sein  und  seinen  Klagen 
und  Schimpfworten  grössere  Bedeutimg  verleihen;  seine 
Einwürfe  wurden  indess  von  Rengger  und  Schmid  wider- 
legt, worauf  er  mitHirzel  und  Frisching  sich  entfernte'); 
sein  Protest,  der  alles  seit  dem  15.  Beschlossene  als 
nichtig  und  ungültig  erklärte,  wurde  übrigens  in  das 
Protokoll  aufgenommen.  Das  Departement  des  Innern 
erhielt  aber  die  Weisung,  diesen  Akt  im  Laufe  des  Tages 
zu  begutachten,  und  Füssli  zeigte  dann  mit  gewohnter 
Gründlichkeit  (AS.  VII.  1275—76),  dass  die  Meinung 
Redings,  auch  ohne  den  Beisitz  im  kl.  Rath  die  Stelle 
eines  regierenden   Landammanns   und   die   Leitung  der 


l)  Diese  Verhandlung  brachte  Rüttimann  selbst  zu  Papier; 
*fin  Aufsatz  wurde  aber  später  von  Reding  durchgesehen  und 
als  richtig  anerkannt.  Abgedruckt  ist  derselbe  in  Balthasars 
Helvetia,  I.  621—23;  Zschokke,  der  mit  Reding  in  freund- 
schaftlichen Beziehungen  stand,  nahm  die  Erzählung  in  seinen 
-Prometheus»  (m. 118-20)  auf,  und  Monnard  (Bd.  XVII-  400—2) 
trab  endlich  eine  französische  Übertragung. 

*)  R.  Glutz(-Blozheim),  später  als  Historiker  bekannt 
ireworden,  war  am  17.  in  Solothurn  und  lehnte  ein  Verschul- 
den, das  er  nicht  theilen  konnte,  füglich  ab,  blieb  jedoch  im 
Raihe  —  und  ein  verträglicher  Kollege. 


/fcr  V**fe**nTwr  nw«  v*rtriaj2L    Sein*  Ptotes&iftiioe  whp> 

4*iw>         Ata*!*  »  rhr  —    ak   eine  Rn>to»tewfUinm2 

*r«(<**b*t>f   demzufolge   <*rine  Eaüassvoe  mMgs*espr*h>u 

utu\  UmtimHnn  al*  Vorsitzer  bezeichnet.    Redme  beharrte 

iri/l^r«M#m  nttt  der  Anhiebt,  er  könne  nur  von  dem  Senat  ent- 

Inwu  werden,  unterzeichnete  eine  von  elf  andern  Mit- 

jfli«l«rfi  mitwwtote  Verwahrung  und  wendete  sich  mit 

i«lui«iii  Iwttiwm  Klageschreiben  an  Konsul  Bonaparte  (±.\ 

April:  AH,  VII.  127«   -77),    worin    er   zugleich    Veminac 

citwv  HtrMIMwn    Parteinahme   für  die  Usurpatoren  he- 

xiHititfte.     Von   einem  Entlassungsbegehren  hielten  ihn. 

wln  Tlioiiiinmt  hoxeuirt,  seine  Freunde  zurück,  die  ihn  auch 

ImiKi«  imm*  nl*  «Hein  rechtmässiges  Landeshaupt  hehan- 

ilnlfnn.     tta  ThnrttMnn   dieser   Auffassung   zufolge   sich 

wtclnrwfoliett  erwies   so   wurde  er  von  dem  kL  Rathr 

imtrtetxt;    wiiw  Stelle   tthernahm  zunächst   Karl  Müller- 

Friedbertf» 

Die  Abreise  der  entlassenen  Senatoren  wurde  durvh 
eine  Gehaltafuthlungt   beschleunigt:    damit  war  aber  dir 
Bitterkeit,  die  sich  der  in  iheuren  Hoffnungen  Getiuschtm 
bemächtigte,  niclit  getilgt;  mehr  denn  je  fühlten  sich  jetzt 
die   Freunde    der   alten   l>rdnung   innerlich   v**fccfl*>T^ 
weniger  als  je  zu  einer  Yojsiandicting  mit  den  Vflrtrarrrr: 
der  neuen  geneigt,    Sch*u  die*  Aufnahme  scilrib«r  iL  •!  - 
obersten  Behörden  hatten  säe  als  ein  Zwaours^toc.  kl- 
eine Verkürzung  empfunden,  die  sie  swrflft  roitctbriL  "vv- 
kungslos   zu   machen    stricte»:    <im   Arihroob  am  irtc 
Grundsätzen  und  Denkgew*>hnbt r-iw«L  <«l  V«rambi;Hi£  i*-*- 
gewonnene  Ansprüche  fiel  ihn*«  noA  sx  «aräretc    JLlir. 
hr  hingen  sir  noch  an  ot-u  v«rw"hTflE  Sffrrsrüim&pttui- 
fi    um  dem  Volke  im  G&nmn  rmfl  il  stumn.  Kwüifff 
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die  Rechte  freiwillig  zu  gewähren,  die  es  fordern  konnte, 
und  ihm  durch  gutes  Beispiel  einzuprägen,  dass  Rechte 
und  Pflichten  sich  gegenseitig  bedingen;  zweifellos  be- 
durfte es  einsichtiger  Führer,  aber  auch  uneigennütziger 
Berather  und  Verwalter,  die  es  zu  finden  und  zu  schätzen 
mehr  oder  weniger  lernen  musste. 

Wie  sehr  es  noch  in  Gefahr  stand  missleitet  zu  werden, 
zeigte  schon  der  zu  Anfang  Mai  im  Kanton  Waat  aus- 
brechende Aufruhr  der  «Bourla-Papeys»  (Papierverbrenner), 
indem  ein  grosser  Theil  des  Landvolkes  zu  den  Waffen 
griff,  die  Besitzer  von  sog  Feudalrechten  mit  Brand  und 
Mord  bedrohte  und  sich  zu  Tausenden  vereinigte,  um 
in  den  Städten,  namentlich  in  Lausanne,  sich  der  Archive 
zu  bemächtigen  und  sie  zu  vernichten;  mit  grosser  Mühe 
und  nur  mit  Hilfe  französischer  Truppen  gelang  es  der 
Regierung,  die  Scharen  der  Aufrührer  zu  zerstreuen  und 
die  Ordnung  wieder  herzustellen1).  Die  Forschung  nach 
der  Urheberschaft  ergab  alsbald,  dass  ein  gegen  die  re- 
aktionäre Senatspartei  gerichteter  Verschwörungsplan  sich 
über  mehrere  Kantone  verzweigte,  der  bei  dem  Ver- 
suche,   die  Februarverfassung  durchzuführen,    ins  Werk 

• 

gesetzt  werden  sollte.  Das  Gebaren  der  Lemaner  (vgl. 
S.  192)  hatte  übrigens  Nebenwirkungen,  die  noch  er- 
wähnt werden  müssen.  Zunächst  dass  die  durch  den 
17.  April  verärgerten  Städter  zeitweise  eingeschüchtert 
wurden  und  die  das  Eigenthum  schützenden  Anstalten 
des  kl.  Raths  anerkannten;  sodann  eine  Bestimmung 
der  neuen  Verfassung  (§  12),  dass  bis  Ende  des  Jahres 


J)  Die  sehr  weitschichtigen  Akten  sind  in  Bd.  VII  und  VIII 
der  Helvet.  Aktensammlung  zum  ersten  Mal  gedruckt  resp. 
verarbeitet.  Hier  darf  man  auf  diese  immerhin  ernsten  Er- 
eignisse nicht  weiter  eintreten. 


>-a  zrn  rodsnlü  zd  bestimmen 


£z»r  r^vtarznr  w>r  ör  -^«r^  r«?rührte  konnte,  da 
Llzjj*2*  V-l-Isr-  Ä  3L»firvr^i  EazTooen  noch  stark  ver- 
"•f^nr-r,:  -*f**L  >i»**r:  -^=*  *:  £»eflhr!xfce  Ausdehnung  ge- 

gegenüber  stand, 
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ia  <s*    w-^jf  ~j^r?t  Tnic-es  harte   und  ein  Aufgebot 
•fc^r2>::L*er   w^*    -s&r^&rhrr    Ifüizen   ans   verschiedenen 
•.»rr^irrc  srirrfL-fc  n'2?*st«r-  ^  Vermehrung  des   franzö- 
-Ä^-tiTC.  SLLrrars  i'^er  >i-rt:  I-ri-rht  verspätete  und  mit  be- 
>oirfs  Xa.-hrh— iL--  r»ri*Äet  war.    Diese  umstände,  die 
ran    w-^iLpr-    sl-jä.   drahten   einerseits   zu   kräftigen 
S'Lrrrr^n   ?^^   ^3   Aufruhr  und   anderseits  zu   einer 
ra^h-rn  Er^zi^-rr.s  d~T  Verfassungsarbeit:  nur  trieb  man 
•ü«r  Hk  in  «iea  AT2>führ^iigsmassregeln  mehrfach  zu  weit. 
Ver^he    i-*h   ri-itiz.    w*>   in  allerlei  Aeusserungen  nur 
dun*htr»nt.  so  sf-«mte  gvrade  Verninac  zur  Eile:  es  lässt 
sich  annahmen,  dass  es  in  guter  Absicht  geschah,  indem 
er  voraussetzte,  dass  seine  Regierung  einen  Plan,  der  mit 
seinem  Beirath  —  und  ihren   Weisungen  gemäss  —  ge- 
fertigt worden,    bald   und   unverhohlen   anerkenne,    und 
eine  schleunige  Befolgung  desselben  die  Gegner  theilen 
und  lähmen  werde. 

Am  20.  Mai  wurde  von  den  Notabein  die  früher  (S.  203) 
erwähnte  Vorlage1 1  förmlich  und  einmüthig  genehmigt  und 


■)  Zur  Ergänzung  einer  froheren  Note  wird  noch  bemerkt, 
dass  —  nach  Müller-Friedberg  —  über  etliche  kleine  Aende- 
rungen,  die  man  nöthig  befunden  hatte,  zwischen  dem  KL  Rath. 
dem  Präsidenten  der  Kommission  (Wieland)  und  Verninac 
eine  Vereinbarung  getroffen  und  dabei  den  Ansichten  des 
Letztern  gänzlich  gefolgt  worden  sei.  Näheres  fehlt  jedoch. 
Dagegen  darf  man  wohl  erwähnen,  dass  dessen  Antrag,  Bern 
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«lern  Kl.  Rath  als  ihr  Gutachten  nütgetheilt.  Dieser 
verdankte  dasselbe  und  lud  noch  gleichen  Tags  die  Ver- 
sammlung ein,  über  die  Abstimmungsform  und  die  Be* 
Atzung  eines  neuen  Senats  ihre  Meinung  zu  erklären. 
Alsbald  erfolgte  ihr  Entscheid  in  dem  Sinne,  dass  die 
Verfassung  dem  Volke  vorgelegt  und  direkt  von  den 
Bürgern  durch  Einschreibung  in  öffentliche  «Register» 
darüber  abgestimmt  und  der  dringenden  Lage  wegen  un- 
verweilt  ein  Senat  ernannt  werden  sollte.  Der  KL  Rath 
wünschte  nun,  dass  die  Notabein  an  dieser  Wahl  theil- 
nahmen  möchten;  sie  lehnten  es  jedoch  ab,  dafür  Vor- 
schläge zu  machen,  und  empfahlen  dem  Rath,  von  sich 
aus  zwei  Drittel  der  27  Mitglieder  zu  bezeichnen,  in  der 
Meinung,  dass  die  18  nach  geschehener  Annahme  der 
Verfassung  sich  selbst  ergänzen  dürften.  Damit  war  die 
Thätigkeit  der  Notabein  abgeschlossen;  sie  wurden  mit 
führendem  Dank  entlassen  und  kehrten  heim.  Der 
Ü.  Rath  arbeitete  den  Verfassungstext  mit  einigen  Ver- 
besserungen aus  und  entschied  sich  für  Aufstellung  eines 
vollzähligen  Senats,  dessen  Verzeichnis  als  Anhang 
i 'Zusatztitel»)  beigefügt  wurde.1) 

Mit  dieser  Anordnung  beging  man  nun  einen  bedeu- 
tenden Fehler.  Das  Volk  hatte,  nach  den  ihm  ertheilten 
Zusagen,  ein  Recht,  wenigstens  indirekt  zu  der  Wahl  der 
Gesetzgeber  beizutragen;  nur  musste  hiefür  eine  hand- 
liche  Form    bestimmt    werden.    Eine    Verbindung    der 


*ls  Hauptstadt    zu    bezeichnen,    nicht   mehr   berücksichtigt 

wurde. 

M  Aas  den  «Notablen»  12,  von  denen  aber  etliche  ab- 
lehnten; vier  Mitglieder  des  Kl.  Raths  —  Dolder,  Füssli,  Glutz, 
Röttimann  —  und  elf  Andere.  Im  Ganzen  überwog  eine  ge- 
mässigt liberale  oder  föderalistische  Denkart. 

14 
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Kantonstagsatzungen  vom  August  1801  und  März  1802 
konnte  der  vorherrschenden  Meinung  immerhin  die  Mehr- 
heit sichern  und  eine  Wahlvorschrift  das  Bedürfnis,  alle 
Parteien  vertreten  zu  lassen,  geltend  machen;  dieses  Ver 
fahren  erforderte,  gleichzeitige  Abstimmung  in  den  Kan- 
tonen vorausgesetzt,  höchstens  vierzehn  Tage  mehr,  so- 
dass sechs  Wochen  genügten,  um  die  nöthige  Zahl  von 
Vorschlägen  zu  erzielen,  aus  welchen  der  Kl.  Rath, 
etwa  mit  einem  Ausschuss  des  Obergerichtshofs  vereinig!, 
einen  billig  zusammengesetzten  Senat  aufstellen  konnte. 
Den  Vorschlag  der  Notablen,  der  je  nach  dem  Ergebnis 
der  Abstimmung  verschieden  ausgeführt  werden  mochte, 
lasse  ich  unerörtert;  eine  Konzession  an  die  Stimmung 
des  Volkes  war  damit  jedenfalls  angebahnt. 

Ob  man  diese  Kritik  zustimmend  oder  ablehnend  be- 
urtheile,  so  bin  ich  doch  dem  Leser  schuldig,  zu  melden, 
dass  die  Wahlliste  für  diesen  Senat  mit  Verninac 
vereinbart  worden  sei,  wie  Rengger  an  Stapf  er  schrieb: 
es  ist  sogar  anzunehmen,  dass  dies  als  natürlich  betrach- 
tet wurde  und  Verninac  ein  solches  Entgegenkommen 
verlangte,  und  seine  Vorliebe  für  Dolder,  die  einen 
Hauptfehler  seiner  Wirksamkeit  bildet,  entschied  dann 
für  dessen  Aufnahme.  Umsonst  versuchten  Rengger  und 
etliche  Gesinnungsgenossen,  ihn  auszuschalten,  indem  sie 
selbst  eine  Wahl  ablehnten;  mit  Kuhn  und  Schmid  hielt 
Rengger  darin  Stand;  um  so  eher  durfte  er  nun  wünschen, 
dass  Dolder  wenigstens  nicht  zu  einer  der  höchsten 
Stellen  gelange,  da  sonst  die  ganze  Regierung  haltlos 
würde. 

Und  noch  in  einer  weiteren  Hinsicht  ist  ein  schäd- 
licher Einfluss  der  französischen  Botschaft  mit  grosser 
Wahrscheinlichkeit  zu  vermuthen,   nämlich   auf  die   am 
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25.  Mai  proklamirten  Vorschriften  für  die  Abstimmung. 
Seit  Jahren  zwar  hatten  französische  Gesetze  und  Ver- 
fahrungsweisen  diesseits  Anhänger  gefunden;  jetzt  ge- 
wann diese  Neigung  an  Stärke  durch  den  Wunsch,  mög- 
lichst bald  aus  einem  lähmenden  Provisorium  heraus- 
zukommen; so  entschloss  man  sich  für  eine  Form,  welche 
dem  wahren  Zwecke  nicht  genügen  konnte.  Sofort  nach 
der  Verkündigung  der  Verfassung  sollte  bei  den  Munizi- 
palitäten, oder  bei  den  Statthaltern  in  Bezirks-  und 
Kantonshauptorten,  ein  Papierheft  aufgelegt  werden,  in 
welchem  die  Aktivbürger  —  binnen  vier  Tagen  -  selbst 
oder  durch  eine  Amtsperson  schriftlich  die  Annahme  oder 
Verwerfung  erklären  konnten;  ausdrücklich  wurde  aber 
gesagt,  däss  die  Nichteingetragenen  zu  den  Annehmenden 
gerechnet  würden.  Liberal  war  diese  Anordnung  insofern, 
als  kein  Zensus  mitspielte;  auch  die  Ausschliessung  von 
Beweggründen  oder  Vorbehalten  lässt  sich  nicht  an- 
fechten. Allein  es  war  Anderes,  Wichtiges  vergessen  oder 
übersehen.  Die  Vorlage  wurde  freilich  in  Zeitungen  ein- 
gerückt, die  aber  noch  viel  zu  wenig  verbreitet  wraren; 
die  amtlichen  Druckexemplare  zählten  höchstens  nach 
Hunderten,  statt  nach  Tausenden,  für  einen  Kanton,  und 
käufliche  Ausgaben  kamen  für  manche  Gegenden  nicht 
in  Betracht;  so  konnte  der  Text  nicht  in  die  einzelnen 
Häuser  dringen.  Ferner  durften  zur  Vorbereitung  keine 
Gemeinden  berufen  oder  andere  Versammlungen  gehalten 
werden;  Diskussionen  sollten  durchaus  unterbleiben;  die 
Verlesung  des  Textes,  allfällig  mit  einer  Ansprache 
oder  Erläuterung  des  Pflichtigen  Beamten  begleitet,  sollte 
zur  Bestimmung  der  Ansicht  genügen.  Für  Abfassung 
und  Austheilung  von  Flugschriften,  welche  den  Werth 
der  neuen  Verfassung  dargelegt  hätten,   wurde  beinahe 
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nichts  gethan1).  Je  weniger  nun  die  Behörden  sich  um 
die  Vorbedingnisse  eines  richtigen  und  standhaltenden 
Volksentscheids  kümmerten,  desto  bedenklicher  ist  die 
gesetzte  Frist,  die  denn  auch  vielorts,  zum  Theil  aus  Mos 
physischen  Gründen,  nicht  ausreichte.  Gerade  diese  ge- 
botene Eile  erweckte  da  und  dort  Misstrauen  in  die  Sache. 
Von  diesen  vorläufigen  Bemerkungen  gehen  wir  zu 
den  besondern  Anstalten  über,  die  der  Kleine  Rath  für 
die  folgenschwere  Abstimmung  traf.  Am  26.  Mai  erliess 
derselbe  eine  bezügliche  Proklamation,  in  welcher  an  die 
Verfassung  vom  29.  Mai  v.  J.  erinnert,  das  Gutachten 
der  Notablen  zu  der  verbesserten  Fassung  erwähnt  und 
baldige  Festsetzung  der  Kantonsorganisationen  verheissen 
wurde.  Den  neuen  Entwurf  empfahl  die  Behörde  mit 
folgendem  Zeugnis: 

(Er)  knüpft  die  Bande  zwischen  den  verschie- 
denen Theilen  der  Republik  fest  genug,  um  uns  ein  Staat 
bleiben  und  ein  Volk  werden  zu  lassen,  ohne  dass  jeder 
einzelne  Theil  in  der  Bestellung  seiner  besondern  An- 
gelegenheiten gehindert  würde.  Alle  grossen  und  gemein- 
nützigen Zwecke  können  durch  (diese  Verfassung)  er- 
reicht werden  ohne  den  Zwang  einer  durchgängigen 
Gleichförmigkeit  in  den  Mitteln.  Kein  Theil  ist  dem 
Ganzen  aufgeopfert,  keiner  vor  dem  andern  begünstigt. 
Sie  eröffnet  dem  Verdienste,  wo  es  auch  zu  finden  sein 
mag,  den  Zutritt  zu  allen  öffentlichen  Stellen,  ohne  die 
Besetzung  derselben  der  Ränkesucht  und  dem  Partei- 
geiste preiszugeben.  (Sie)  ist  ein  Friedensvertrag 
zwischen  den  verschiedenen  politischen  Meinungen, 
Interessen  und  Lokalverhältnissen,  welche  die  Ursachen 
unsrer  Spaltungen  geworden  sind.   Wer  nicht  alle  seine 

l)  Man  hat  etliche  Ansprachen  zu  verzeichnen;  aber  sie 
konnten  die  Massen  nicht  erreichen,  und  für  sie  gilt,  wie  für 
die  meisten  Proklame  der  Behörden,  dass  sie  zu  wenig  auf 
die  Denkweise  des  Volkes  wirken  konnten. 
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Wünsche  darin  befriedigt  findet,  wird  doch  immer  das- 
jenige, was  jetzt  der  angelegentlichste  Wunsch  jedes 
guten  Bürgers  sein  soll,  die  Erhaltung  eines  gemein- 
samen Vaterlandes  und  das  Ende  seines  schwankenden 
Zustandes,  dadurch  erzielt  sehen1).     A.  S.  VII.  1409. 

Wegen  der  tiefgehenden  Zerrüttung  im  Kanton  Waadt, 
die  für  die  Annahme  wenig  hoffen  liess,  erhielt  der  dort- 
hin gesandte  Regierungskommissär  den  Auftrag,  in  einer 
besondern  Kundmachung  den  am  Aufruhr  nicht  bethei- 
ligten Gemeinden  wie  den  durch  den  Aasgang  ernüch- 
terten Bürgern  vorzustellen,  dass  nur  mit  entschiedenem 
Anschluss  an  das  Friedenswerk  der  Behörden  das  ge- 
schehene Uebel  gutgemacht  und  das  Wohl  des  Ganzen 
gesichert  werden  könne.  In  Betreff  der  verhassten 
Feudallasten  entschlossen  sich  die  drei  Notablen  des 
Kantons  (Carrard,  Chavannes,  Pidou)  —  etwas  spät, 
8.  Juni  —  zu  einer  öffentlichen  Erklärung,  worin  sie  sach- 
gemäss  darlegten,  dass  die  Verschiedenheit  der  Verhält- 
nisse eine  gleichförmige  Erledigung  der  Loskaufsfrage  für 
alle  Kantone  verwehre,  und  der  Entscheid  über  die  Ent- 
schädigung der  Privatbesitzer  derartiger  Rechte  den  neuen 


')  Anlässlich  muss  auf  die  bekannte  Korrespondenz  der 
Brüder  Joh.  Georg  und  Johannes  Müller  verwiesen  werden, 
die  durch  unzählige  schätzbare  Notizen  gutmacht,  was  in  einer 

rand«  und   bandlosen Subjektivität   an   den  Thatsachen 

und  Personen  gesündigt  wird.  Wie  hat  Joh.  Georg  erfahren, 
dass  Müller -Friedberg  —  er  nennt  ihn  Müllerfripon!  — 
Verfasser  des  Proklams  sei?  Durch  Stokar?  Es  existirt  da- 
für keine  handschriftliche  Unterlage  mehr,  sodass  die  Autor- 
schaft nicht  erwiesen  werden  kann.  Sodann  behauptet  Joh. 
Georg,  das  Proklam  «lüge  einem  ins  Angesicht».  Weiteres 
will  ich  nicht  berühren,  jedoch  die  Vermuthung  wagen,  er 
habe  eine  Verwechslung  mit  dem  vom  26.  Mai  datirten, 
Ton  M.-F.  unterzeichneten  Zeitungsartikel  begangen  (A.  S. 
VII.  1414,  N.  46;  Müller  S.  305). 
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kantonalen  Behörden  zu  überlassen  sei,  wobei  der  Kanton 
Waadt  leicht  die  den  Pflichtigen  günstigsten  Bestimm- 
ungen werde  treffen  können.  Diese  Kundgebung  wirkte 
auf  diejenigen,  die  nicht  schlechthin  alte  Lasten  abzu- 
werfen gedachten,  beruhigend;  damit  wurden  auch  an- 
dere  Einwendungen,  die  mehr  für  theoretisch  gerichtete 
Köpfe  berechnet  waren,  beiseitgedrängt.  Das  Ergebnis 
war,  dass  der  Kanton,  obwohl  reichlich  14,000  Bürger 
sich  verneinend  aussprachen,  mit  beträchtlicher  Mehrheit 
zu  den  annehmenden  zählte. 

Den  Verlauf  der  Abstimmung  in  den  einzelnen  Kan- 
tonen darzustellen,  schlägt  übrigens  nicht  in  unsere  Auf- 
gabe ein;  nur  gewisse  Züge  sind  zu  beachten.  Im  Ganzen 
hatten  die  R-Statthalter  die  Genugthuung,  melden  zu 
können,  dass  auffällige  Buhestörungen  unterblieben  seien, 
obwohl  da  und  dort  Bezirksstatthalter  oder  Munizipalitäten 
die  gegebenen  Vorschriften  umgingen  und  die  Versamm- 
lung von  Gemeinden  duldeten  oder  veranlassten,  wo  die 
Gegner  leichter  für  Verwerfung  wirken  konnten.  An  Be- 
denken und  Rügen  fehlte  es  in  der  That  nicht,  und  ge- 
rade hierauf  ist  mit  Beispielen  einzutreten. 

Diejenigen  Statthalter,  die  für  ihre  Kantone  beson- 
dere Aufrufe  erliessen1),  versäumten  nicht,  die  Gefahr 
einer  längeren  Fortdauer  des  provisorischen  Zustandes 
anzudeuten  und  zu  betonen,  dass  die  neue  Verfassung 
ein  Werk  der  Verständigung  sei.  Diese  Motive  fanden 
freilich  Gehör,  vermochten  aber  gar  nicht  überall,  die 
Masse  der  Bürgerschaft  zu  schriftlicher  Zustimmung  an- 
zuspornen;  Viele   liessen   sich  gern    überreden,    es  gelte 


!)  Zu  nennen  sind  diejenigen  von  Aargau,  Linth  (Glarus) 
Graubünden,  Sentis  (St.  Gallen  und  Appenzell),  Thurgau  und 
Zürich;  meist  würdig  und  ernst. 
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gleich  viel,  ob  man  sich  einschreibe  oder  schweigend  an- 
nehme, und  darunter  versteckten  sich  allerlei  Zweifel  und 
Misstrauen,  zum  Theil,  infolge  von  Missverständnissen, 
selbst  in  gebildeten  Kreisen.  Nach  zwei  Richtungen  lassen 
sich  diese  Einwurfe  scheiden. 

Von  dem  Interesse  an  einem  erleichterten  Loskauf 
vi>n  Zehnten  und  Grundzinsen  abgesehen,  erregte  die 
vorgreifende  Wahl  des  Senats  einigen  Aerger;  auch  stiess 
man  sich  an  der  komplizirten  Wahlform  für  die  Bestell- 
ung der  Tagsatzung;  eine  lebenslängliche  Ehrenstelle 
i§  18|  war  freilich  kein  Amt,  aber  mit  den  landläufigen  Be- 
griffen und  Gewohnheiten  schwer  verträglich.  Unbillig 
fand  man  es  im  Kanton  Zürich,  dass  dort  ein  Mitglied 
lies  höchsten  Wahlkorps  10,000  Frk.  (d.  h.  heute  circa 
:SÜ,UO0  Fr.)  besitzen  müsse,  während  für  kleine  Kantone 
ein  bescheidener  Ansatz  gewählt  war,  und  die  Vorsorge 
für  obrigkeitliche  Leitung  der  Wahlgeschäfte  für  höhere 
Amtsstufen  liess  befürchten,  dass  weitere  Bescliränkungen 
folgen  wurden.  Daneben  wurden  etliche  Besoldungen  zu 
stark  befunden.  Die  kurze  Abstimmungsfrist  war  für 
Viele  dadurch  anstössig,  dass  sie  nicht  erlaubte,  nach 
Belieben  Kundschaft  über  die  Stimmung  von  Nachbar- 
gemeinden einzuholen,  ein  Moment,  das  allein  schon  eine 
andere  Anordnung  empfohlen  haben  sollte. 

In  andern  Gegenden,  z.  B.  Glarus,  schützte  man  vor, 
<lie  Verfassung  sei  unverständlich ;  das  Volk  bedürfe  dar- 
über einer  Belehrung,  und  dafür  sollte  es  sich  in  Ge- 
meinden versammeln;  diesg  aber  gedachten  gewisse  Trei- 
her  blos  zur  Verwerfung  zu  benutzen.  Die  »Register», 
weil  etwas  Neues,  erschienen  als  verdächtig,  Einschreibung 
mit  Ja  oder  Nein  verfänglich.  Wo  solche  Besorgnisse  zu 
wenig  wirkten,  wurde  auch  mit  Lügennachrichten  oder 
Verdrehungen  nachgeholfen. 
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Noch  stärker  erwies  sich  jedoch  der  konfessionelle 
Argwohn,  vornehmlich  in  katholischen  Gemeinden,  wenn 
auch  nicht  durchweg  in  gleichem  Masse.  Im  Kanton 
Luzern  war  der  Bezirk  Sempach  für  derartige  Umtriebe 
besonders  empfänglich J) ,  während  die  Mehrzahl  der  Ge- 
meinden, durch  besonnene  Geistliche  geleitet,  sich  für 
die  Annahme  entschieden.  Eine  Erklärung  des  Bischofs 
von  Konstanz  *) ,  die  von  der  helvetischen  Regierung  ver- 
anlasst wurde,  traf  etwas  spät  ein,  konnte  jedoch  nach- 
träglich zur  Beruhigung  dienen. 

Wurde  das  vorgeschriebene  Verfahren  in  vielen  Ge- 
meinden mehr  oder  weniger  beiseitgesetzt,  so  ist  doch 
den  Oberbehörden,  d.  h.  den  RStatthaltern  und  der  Re- 
gierung selbst,  die  Anerkennung  zu  zollen,  dass  sie  Un- 
regelmässigkeiten zu  verhüten  suchten,  sie  soweit  mög- 
lich verwahrten  und  keinerlei  Fälschung  betrieben.  Un- 
erfreuliche Erscheinungen  nahmen  sie  als  Folgen  geistiger 
Beschränktheit  oder  bösen  Willens  hin  und  zählten  auf 
die  bessere  Denkart  der  Mehrheit.  Und  hinwieder  wurde* 
mehrfach  bezeugt,  dass  das  Volk,  auch  bei  Missbilliguni; 
der  Vorlage,  sich  dem  Willen  einer  zustimmenden  Mehr- 
heit fügen  werde. 

Nur  von  den  Urkantonen  liess  sich  das  nicht 
sagen,  und  die  Regierung  verhehlte  sich  die  Schwierig- 
keiten, die  ihr  dort  erwachsen  konnten,  keineswegs.  Seit 
Redings  Entlassung  (S.  206)  zog  sie  über  die  Stimmung  der 
drei  Völkerschaften  vertrauliche  Berichte  ein,  durch  weicht' 


1)  Leidenschaftlich  betheiligte  sich  Peter  Genhard,  <*in 
reaktionär  gewordener  Bauernführer»  unter  Redings  Regime 
R.-Statthalter. 

2)  Karl  von  Dalberg;  neben  ihm  derWeihbischof,  Ig«- 
Heinrich  von  Wessenberg. 
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sie  bald  veranlasst  wurde,  nach  Ob-  und  Nidwaiden  je 
eine  Kompagnie  französischer  Truppen  zu  senden,  da 
nur  die  Gegenwart  solcher  Mannschaft  die  Umtriebe  der 
Eiferer  für  die  alte  Ordnung  soweit  im  Zaume  zu  halten 
vermochte,  dass  nicht  alle  öffentliche  Sicherheit  schwand. 
Die  Behörde  wusste  indess,  dass  viele  Bürger  und  zwar 
vornehmlich  Gebildete  und  Wohlhabende,  die  Wiederkehr 
der  frühern  Verfassung,  mit  der  Herrschaft  zuchtloser 
Schreier,  die  nur  zu  gern  geduldet  zu  werden  pflegte, 
fürchteten,  und  gab  sich  eine  Weile  der  Hoffnung  hin, 
dass  der  bessere  Theil  die  Verfassung  ausdrücklich  oder 
wenigstens  stillschweigend  annehmen  würde.  Darin 
aber  täuschte  sie  sich.  Nicht  blos  wurde  sie  von  den 
meisten  Statthaltern  im  Stich  gelassen,  die  einer  feind- 
lich gesinnten  Bevölkerung  gegenüber  nur  in  formaler 
Weise  ihre  Auftrage  zu  erfüllen  wagten;  auch  der  Zu- 
spruch des  bischöflichen  Kommissärs1),  das  Urtheil  des 
Bischofs,  das  Beispiel  der  grossen  Mehrzahl  der  Luzerner 
Geistlichkeit  und  vieler  Glaubensgenossen  in  andern  Kan- 
tonen verfingen  bei  dem  immer  allzu  leicht  erregten  Arg- 
wohn des  Volkes,  dass  die  neue  Verfassung  früh  oder  spät 
die  Religion,  die  Ordnungen  der  Kirche,  den  Bestand  der 
Klöster  u.  s.  w.  gefährden  würde 2),  um  so  weniger,  als  es 
im  Stillen  hoffte,  durch  die  Verwerfung  bald  und  sicher 

l)  Stadtpfarrer  Thadd.  Müller  in  Luzern.  Der  deutsche 
Text  (8.  Juni)  erschien  seinerzeit  im  Republikaner ;  in  fran- 
zösischer Uebertragung  gibt  ihn  Hilty,  Vorles.  ü.  d.  Helvetik, 
p.  460-61.   Vgl.  AS.  VIII,  77. 

*)  Selbst  ein  Mann  von  reifer  Lebenserfahrung,  wie  Statt- 
halter Würsch  von  Staus,  deutete  Bestimmungen,  die  wesent- 
lich zum  Schutze  des  Gottesdienstes  und  der  geistlichen 
Güter  dienen  sollten,  in  gegenteiligem  Sinne.  Die  verheissene 
Duldung  von  Religionen,  die  man  nicht  kannte,  erschreckte 
viele  über  die  Maassen. 
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zu  dem  heiss  ersehnten  Regiment  der  Landsgemeinden, 
Landräthe  etc.  zu  gelangen. 

Die  Einzelheiten  der  Vorgänge  vom  April  bis  Ende 
Juni  zu  erzählen,  ist  desshalb  entbehrlich1);  etliche  Züge 
darf  man  jedoch  nicht  übersehen.  Ein  Grundgedanke 
war  es.  dass  die  drei  Länder  mehr  denn  je  zusammen- 
halten niüssten,  um  sich  zu  «retten» ;  darum  wurde  mit 
allerlei  Drohungen  mehr  oder  weniger  Schrecken  ver- 
breitet, um  wo  möglich  alle  Stimmberechtigten  zur  Ver- 
werfung zu  drängen:  Enthaltung,  die  ja  als  Annahme  galt 
und  zugleich  eine  Missbilligung  des  herrschenden  Tones 
sein  konnte,  wurde  als  Verrath  betrachtet  und  Vielen 
durch  förmlichen  Zwang  verwehrt;  nur  in  Urseren,  wo 
ein  freisinniger  Statthalter  wirkte,  drangen  diese  Mittel 
nicht  durch.  Die  alten  Landeshäupter,  voran  Jost  Müller 
von  Altort  stellten  sich  für  die  Verwerfung  gerne  voran 
und  arbeiteten  dafür  persönlich  oder  durch  dienstbare 
Leute.  Von  den  Geistlichen  ist  zu  sagen,  dass  mehrere 
ungesoheut  als  Schürer  hervortraten,  während  die  Mehr- 
zahl nur  im  Stillen  das  Volk  bestärkte,  und  nur  ganz 
wenige  für  die  Verfassung  zu  reden  wagten. 

In  einer  besonderen  Stellung  befand  sich  Schwyz, 
weil  dessen  anerkanntes  Haupt  aus  der  helvetischen 
Regierung  verdrängt  worden  war8).  Seine  Freunde  dräng- 
ten sofort  zu  einem  Gewaltstreich,  der  als  Protest  dienen 
und  eine  förmliche  Losreissung  verkündigen  sollte,  fanden 
aber  noch  wenig  Anklang;  das  Interesse  des  Landes  fand 
man  dun*  das^  Missgeschick  eines  Mannes  nicht  gefähr- 
det.  wimal  jetzt  eine  entschiedene  Führung  der  Sache 
desto  mehr  gesichert   schien.    Mit  wenigen  Ausnahmen 

MTtiTdeo  Detail  ist  auf  A.  S.  VIII.  30-50  zu  verweisen. 
*)  Erst  am  %Jt>.  April  kam  er  wieder  nach  Hause. 
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Hess  sich  das  Volk  für  Verwerfung  einschreiben,  und  mit 
♦finem  Briefe  der  Gemeindsbehörden  des  Hauptortes 
il3.  Juni)  wurde  die  herausgebildete  Auffassung  der  lei- 
tenden Personen  so  bestimmt  erklärt,  dass  nur  ein  Gebot 
Frankreichs  oder  überlegene  Militärgewalt  den  Gehorsam 
<iehern  konnte.  Das  Volk,  wird  da  gesagt,  sei  in  seiner 
Willensäusserung  darin  beschränkt  worden,  dass  es  sich 
nur  mit  Ja  oder  Nein  äussern  könne;  es  habe  nun  ver- 
worfen, und  zwar  einzig  um  seinen  Unwillen  zu  bezeugen 
über  eine  Verfassung,  die  für  den  Kanton  Schwyz  am 
wenigsten  erträglich  sei,  und  in  der  Meinung,  dass  es 
sich  überhaupt  einer  Mehrheit  der  Schweizerbürger  nicht 
'interziehen  wolle ;  es  verwahre  damit  seine  vererbten 
Rechte  und  erwarte,  dass  die  Söhne  derer,  die  einst 
«grossmüthig»  in  den  Bruderbund  aufgenommen  worden, 
*»  nicht  zwingen  werden,  seine  Freiheit  preiszugeben. 
Hiemit  war  der  unbeugsame  Widerwille  gegen  jeden 
Einheitsverband,  aber  auch  der  Sondergeist,  der  sich  nur 
am  das  eigene  Haus  und  die  nächsten  Tage  kümmert, 
zum  schärfsten  Ausdruck  gekommen. 

Es  fehlt  uns  an  Zeugnissen  über  den  Eindruck  dieser 
Erklärung  im  Kl.  Rath;  Muthmassungen  beiseite  lassend, 
erinnere  ich  nur,  dass  Rengger,  der  sonst  unentwegt  für 
Einheit  focht,  sich  vor  dem  Gedanken  nicht  scheute, 
den  drei  Kantonen  den  Eintritt  in  die  neue 
Verfassung  nicht  zuzumuthen,  und  füge  bei,  dass 
auch  Stapfer  eine  Absonderung  derselben  räthlich  fand, 
um  desto  eher  für  die  andern  Glieder  die  Einheit  behaup- 
ten zu  können;  er  glaubte  übrigens,  in  kurzer  Zeit  wür- 
den jene  Stände  durch  die  Erfahrung  zur  Rückkehr  be- 
wogen sein.  Der  Aastritt  war  indess  mit  Fragen  ver- 
bunden, welche  die  schweizerischen  Behörden  kaum  von 
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sich  aus  zu  lösen  vermochten;  es  mussten  Bedingnisse 
ausgemittelt  werden,  um  fremde  Einflüsse  und  politische 
Störungen  fernzuhalten  und  eine  freundliche  Nachbar- 
schaft zu  sichern;  an  solche  Gedinge  scheint  niemand 
ernstlich  gedacht  zu  haben ;  waren  sie  aber  diesseits  ein- 
mal formulirt,  so  Hess  sich  eine  Einwilligung  der  franzö- 
sischen Republik  nicht  umgehen,  die  dabei  besondere 
Interessen  verfolgen  konnte.  Hinwider  gab  es  in  jenen 
Kantonen  einsichtige  Männer,  die  einen  Bruch  mit  den 
alten  Eidgenossen,  eine  Beschränkung  auf  lokales  Leben 
als  ein  Unglück  empfanden,  das  sie  abzuwenden  wünsch- 
ten; leider  schwiegen  auch  sie,  statt  Mittel  und  Wege 
für  einen  Ausgleich  zu  suchen;  daher  soll  ein  vereinzelter 
Vorschlag  der  Art  eine  Ehrenmeldung  erhalten.  Meinrad 
Suter,  R.-Statthalter  von  Schwyz,  eröffnete  (mit  Brief 
vom  29.  Juni)  einem  Mitglied  des  Kl.  Rathes  zunächst 
den  Wunsch,  dass  die  Regierung  keine  harte  Massregel 
ergreife,  und  glaubte,  zur  Beschwichtigung  religiöser  Be- 
sorgnisse könnte  sie  viel  beitragen,  wenn  sie  gestatten 
wollte,  das  Kloster  Einsiedeln  förmlich  wieder  herzustellen1); 
der  Nebengedanke,  dass  der  Kanton  an  dessen  beträcht- 
lichem Besitz  eine  Einnahmsquelle  gewönne,  wurde  nur  an- 
gedeutet»). Eine  dauernde  Wirkung  solcher  Aushülfsmittel 
war  jedoch  sehr  fraglich,  auch  wenn  sie  für  alle  drei 

*)  Die  Abtei  E.  war  im  Frühjahr  1798  von  den  Franzosen 
schwer  geschädigt  und  dann  von  der  helvetischen  Regierung 
förmlich  aufgehoben  worden;  seit  1800  kehrten  aber  ein- 
zelne Mönche  aus  der  Fremde  zurück,  und  am  12.  Januar  1802 
nahm  der  Abt,  nachdem  er  auf  politische  Herrschaftsrechte 
verzichtet  hatte,  das  Kloster  wieder  in  Besitz;  nur  war  die 
Aufhebung  (mit  ihren  Folgen)  damit  noch   nicht   entkräftet. 

2)  Ein  entsprechendes  Gesuch  wurde  bald  an  den  neuen 
Senat  gerichtet,  der  Entscheid  jedoch  durch  dringende  Ge- 
schäfte verzögert. 
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Kantone  hätten  versucht  werden  können.  Und  der  Senats- 
Keschluss  vom  2.  März,  der  diese  Stände  von  Beiträgen 
für  die  Bedürfnisse  der  Republik  befreien  wollte,  bis 
deren  Antheile  sich  im  Ganzen  auf  720,000  Frk.  beliefen, 
wobei  namentlich  das  Salzregal  in  Betracht  kam,  war 
durch  die  Regierungsänderung  hinfällig  geworden  und 
konnte  nur  infolge  neuer  Erörterungen  in  Kraft  treten. 
Der  Gegensatz  der  Parteien  war  vor  allem  politischer 
Natur  und  erforderte  tiefgreifende  Erwägungen,  zu  welchen 
sie  noch  wenig  Neigung  verriethen. 

Für  die  Regierung,  d.  h.  den  Kl.  Rath,  Hesse  sich 
»ine  Entschuldigung  darin  finden,  dass  sie  noch  längere 
Zeit  mit  widrigen  Folgen  des  Aufruhrs  in  der  Waadt  be- 
schäftigt war,  Unterhandlungen  wegen  der  Abtrennung 
des  Wallis  zu  leiten  hatte  und  bei  der  bereits  drückenden 
Finanzlage  für  Beschaffung  von  Geldmitteln  besorgt  sein 
musste,  um  die  neuen  Behörden  nicht  durch  Hangel  ge- 
lähmt zu  sehen1).  Dazu  kamen  Sorgen  über  die  Absichten 
der  französischen  Regierung  und  den  Verlauf  der  Ab- 
stimmung, die  in  mehreren  Kantonen  sich  um  ganze 
Wochen  verzögerte.  Doch  glaubte  man  am  17.  Juni  der 
Hauptsache,  nämlich  der  Annahme  durch  die  Mehrheit 
der  Aktivbürgerschaft,  sicher  zu  sein  und  beschloss  daher, 
den  Senat  auf  den  29.  Juni  einzuberufen.  Am  2.  Juli 
gab  Füssli  vollständigen  Bericht  über  die  eingelangten 
Resultate2).    Diesem  Aktenstück  ist  man  wenigstens  die 

*)  In  solcher  Absicht  wurde  am  19.  Juni  der  früher  er- 
mähnte Beschluss  vom  29.  Januar  betreffend  Aushingabe  von 
^Imldtiteln  (S.  168)  widerrufen  und  die  Rückerstattung  der 
angetretenen  Effekten  anbefohlen,  die  dann  freilich  auf  Wider- 
stand atiess  und  die  Stimmung  der  interessirten  Gemeinden 
rtt  verbesserte. 

2I  Vgl.  AS.  Vm.  255-66 ;  event.  Hil ty ,  Helvetik,  p.  462-64. 
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Anerkennung  schuldig,  dass  es  die  Motive  der  Verwerfen- 
den und  der  Schweigenden  zu  bezeichnen  versucht  und 
die  missliche  Seite  der  ermittelten  Zahlen  nicht  verhehlt. 
Der  Verfasser  findet  jedoch  das  Ergebnis  günstiger,  als 
man  es  habe  erwarten  können,  indem  5A  der  Aktivbürger 
als  Annehmende  zu  betrachten  seien;  die  in  manchen 
Kantonen  bewiesene  Gleichgültigkeit  glaubt  er  theilweise 
durch  den  mehrfachen  Wechsel  der  Regierungen  und  der 
Verfassungspläne  erklären  zu  können,  worin  alle  Zeugen 
mit  ihm  übereinstimmen;  allerdings  ist  dabei  nicht  zu 
verschweigen,  dass  ein  Theil  der  Gleichgültigen  und 
Trägen  auch  misstrauisch  waren,  theilweise  den  Gang  der 
Dinge  gewärtigen  wollten  oder  sich  aus  irgend  einem 
Grunde  scheuten,  zu  den  Neinsagern  überzugehen«  Aus 
der  Haupttabelle  ergibt  sich,  dass  16  Kantone  sich  für 
die  Annahme  erklärten  und  nur  fünf  —  neben  den  Ur- 
kantonen  auch  Lugano  und  Rätien  —  verwerfend  stimm- 
ten. Ferner  zeigt  die  Vergleichung,  dass  Aargau,  Baden, 
Schaffhausen  und  Thurgau  in  aktiver  Stimmgabe  sich  aui 
besten  betheiligten. 

Auf  Grund  dieser  Ergebnisse  beschloss  der  Kleine 
Rath,  dieselben  sofort  kund  zu  machen,  die  Verfassung 
urkundlich  auszufertigen  (was  in  deutschem  Texte  ge- 
schah), den  Senat  alsbald  zu  versammeln  und  den  euro- 
päischen Mächten  die  neue  Konstituirung  in  den  geziemen- 
den Formen  anzuzeigen;  am  Hauptort  verkündeten  80 
Kanonenschüsse  das  Ende  des  so  viel  beklagten  proviso- 
rischen Zustandes1). 


*)  Es  wurde  jetzt  eine  amtliche  Drackausgabe  in  drei 
Sprachen  —  synoptisch  geordnet  —  veranstaltet,  die  aber  erst 
seit  dem  10.  August  an  die  Beamteten  versandt  werden  ko  nnte 
Ob  dieselbe  für  das  Publikum  käuflich  war,  ist  noch  nicht 
konstatirt. 
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Am  3.  Juli  vereinigten  sich  21  Mitglieder  de>  Senat-. 
um  die  einleitenden  Wahlen  und  Verfügungen  zu  treffen. 
Zwei  Tage  spater  schritt  er  zur  Bestellung  de-*  Voll- 
ziehungsraths  (1  Landammann,  2  Statthaltern  einem 
Akt,  der  längst  die  Geister  und  Gemüther  liex-häftigt 
hatte.  Schon  am  9.  Juni  deutete  Rengger  in  einem  Brief 
an  Stapfer  auf  einen  Knoten  hin,  von  dessen  Lösung  viel 
abhänge;  bekannt  war  ja,  dass  Verninac  für  D«»lder  ?*-hr 
eingenommen  war1)  und  die  französische  Regierung  der 
Stimme  ihrer  Botschaft  soweit  thunlich  Gehör  gab:  **» 
fragte  sich  denn,  was  zu  erwarten  wäre,  wenn  <  einem 
bestimmten  und  lebhaft  geäusserten  Wunsche  >  entßet^n 
gehandelt  würde.  Nun  vernimmt  man,  dass  Verninac 
Rengger,  Kuhn  und  Schmid  für  den  Vollziehungsrath  hal«e 
gewinnen  wollen;  nahmen  sie  aber  an,  so  war  Dolder 
ausgeschlossen;  es  ist  daher  vermuthlich  die  Sache  n> 
aufzufassen,  dass  Rengger,  der  sich  überhaupt  zurück- 
ziehen wollte,  ausschlug  und  dann  (neben  Dolden  Kulm 
und  Schmid  eintreten  sollten,  die  aber  mit  Dolder  zu 
regieren  verschmähten;  Rengger's  Hoffnung,  durch  ent- 
schiedene Ablehnung  (die  gewiss  motivirt  wurde  i  Verninac 
von  Dolder  abbringen  zu  können,  schlug  gänzlich  fehl: 
es  ist  sogar  wahrscheinlich,  dass  es  jenem  mit  seinem 
Werben  um  Rengger  nicht  Ernst  gewesen  und  dewn 
Widerstand   ihm    erwünscht    war.    Von    diesen    Dingen 


*)  Am  5.  Juli  schrieb  V.  an  Talleyrand: «Dolder 

a  fait  preuve  constamment  de  sagesse,  de  conciliatiou  et 
<Thabilete,  depuis  quatre  annees  qu'il  est  dans  le  gouveme« 
ment.  II  rallie  la  confiance  des  hommes  moderes  de  tou> 
les  partis.  Je  le  crois  tout  ä  fait  convaincu  et  persuade  que 
son  pays  a  besoin  de  la  bienveillance  de  la  France,  et  il  y  a 
heu  de  croire  qu'il  ne  fera  et  ne  permettra  Jamals  rien  "qui 
puisse  la  lui  faire  perdre.»  Monnard,  17,  p.  210.  N. 
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wurde,  wie  n>Lr  zu  zweifeln,  den  Senatoren  Kenntnis 
gegeben :  sie  glaubten  nun  etwas  zu  gewinnen,  wenn  sie 
I>*i<ier  zum  Landammann  erhoben:  doch  geschah  es  nur 
mit  k*  Stimmen.  Als  erster  Statthalter  erhielt  dann 
Rüttimann  1t*.  als  zweiter  Füssli  18  Stimmen1).  Alsbald 
trat  die  n«-ue  Beh«Vrde  die  Geschäfte  an:  die  Mitglieder 
dt->  KL  Raths  führten  aber  die  Geschäfte  ihrer  Departe- 
ments fort,  bis  sie  abgelöst  werden  konnten. 

Am  9.  Juli  folgte  die  Ernennung  der  fünf  Staats- 
sekretäre: Kuhn.  Rengger  und  Schmid  lehnten  die 
ihnen  zugedachten  Stellen,  für  die  sie  vorzüglich  befähigt 
waren,  ab.  liessen  sich  aber  nach  einigen  Tagen,  infolge 
dringenden  Zuspruchs  redlicher  Patrioten,  zum  Eintritt 
bestimmen  |13.  und  14.  Juli):  ein  wesentlicher  Beweg- 
grund lag  jedoch  in  der  plötzlich  angekündigten  Abbe- 
rufung der  französischen  Truppen,  die,  wie  jedermann 
fühlte,  Behörden  und  Volk  auf  eine  schwere  Probe  stellte. 
A.  G.  Jenner  hatte  sich  früher  entschieden,  während 
Küster  (von  Rheineck)  länger  zauderte  und  auch  bald 
zurücktrat*).  Dem  Volke  gab  der  Senat  in  einer  würdigen 
Erklärung  (AS.  VLH.  286 — S9)  kund,  dass  es  endlich  wieder 

M  Zu  bemerken  ist  hiebei  ein  Pariser  Zeit ungsartikel,  der 
von  der  Botschaft  herrühren  dürfte;  es  wird  darin  gesagt, 
Verninac  habe  angerathen,  auf  bestimmte  Berufskenntmsse 
(für  Finanzen,  Militär,  Jurisprudenz)  zu  achten  (damit  waren 
Dolder,  Schmid  und  Kuhn  indizirt);  der  Wunsch,  der  franzö- 
sischen Regierung  angenehm  zu  sein,  habe  dann  zu  der  Wahl 
Dolder's  beigetragen.  —  Da  ist  die  Wahrheit  etwas  stark  ein- 
gewickelt. 

*)  Es  soll  nicht  unbemerkt  bleiben,  dass  Verninac  für 
das  Finanzdepartement  lebhaft  die  Wahl  von  Hch.  Wieland 
(von  Basel)  empfohlen  hatte;  ob  dieser  ablehnte,  weiss  man 
nicht;  später  (Nov.  1802)  fiel  ihm  das  Amt  doch  zu  (nach 
Stokar,  der  es  etwa  sieben  Wochen  lang  versah),  und  er 
hatte  die  Liquidation  einzuleiten! 
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dne  verfc^inggiiässig«»  Ordnung  und  ein  V*tr-ri 

Den  Nachbarstaaten  wurde  die  Einsetzung  der  ne  >-£  Kr* 

gierung  feierlich  zur  Kenntnis  gebrarht:  in 

Zuschriften   bezeugten   ihr  Statthalter. 

mern,  Gemeindsbehörden,  Geistliche  etc.  Fre;>ie  m>i  I»a^t 

'*vie  es  aufrichtiger  und  beredter  nicht  ge*eh«rb*:n  k»<L^>  - 

Und  eine  besondere  Genugthuung  bereitete  es  ihr,  •!*•» 

•las  französische  Regierungsblatt  uMoniteur»»  w-i>-fi  az: 

K  Juli  der  neuen  Organisation  der  Schweiz  eine  frt^xA- 

lirhe  Besprechung  widmete  lAS.  V11L  2£J— 10.. 

So  schien  das  Provisorium  glucklich  beendigt,  eine 
Periode  erspriesslicher  Arbeit  erreicht,  die  Gefahr  £kt 
Zerreissung  abgewendet  und  eine  ehrenvolle  UnahLäi^-g- 
keit  wieder  gesichert  zu  sein;  viel  näher  aber  als  aIie-% 
was  die  Patrioten  erhofften  und  zu  unternehmen  wür^-b- 
?<m,  war  das  Ende  der  Republik! 


Für  die  Krankheit  nämlich,  von  der  im  Eingang  ge- 
sprochen ist,  hatte  das  Volk,  wie  mehrmals  angedeutet 
werden  musste,  bei  den  wiederholten,  in  gegensätzlichen 
Richtungen  wirkenden  Erschütterungen  weder  die  iKrthige 
Ruhe  noch  die  richtigen  Heilmittel  zu  finden  vermocht. 
Neben  Erschlaffung  und  Abstumpfung  auf  der  einen  Seite 
war  anderseits  Parteigeist,  verbündet  mit  kurzsichtigem 
Geiz,  mit  Verstimmung  über  mancherlei  Ungemach  oder 
Erinnerungen  an  bessere  Tage,  in  weiten  Kreisen  nur 
>tärker  geworden.  Der  Wechsel  der  Regierungen  schien 
zu  beweisen,  dass  man  ungestraft  eine  bestehende  Ord- 

l)  Diese  Dokumente,  damals  theüweise  in  Zeitungen  iw- 
druckt,  sind  jetzt  in  Bd.  Vffl  der  Aktensammlung  ro  find*  a 
und  sollten  bei  der  Beurtheilung  der  eingetretenen  KtLms  nicht 
übersehen  werden.  m 
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nung  stürzen  könne  und  nur  die  wirksamsten  Mittel  da- 
für zu  suchen  brauche;  Misslingen  und  Enttäuschung 
steigerten  die  Begierde,  die  Gegner  dennoch  zu  Falle  zu 
bringen.  Die  am  17.  April  aus  der  Herrschaft  verdräng- 
ten Parteihäupter  fanden  in  dem  zweifelhaften  Ergebnis 
der  Volksbefragung  eine  Berechtigung  zu  Gegenstreichen; 
das  Schweigen  der  französischen  Regierung,  das  mit  der 
Thätigkeit  ihrer  Botschaft  auffällig  kontrastirte,  erweckte 
sogar  Hoffnungen,  sobald  man  wusste,  dass  der  Gros*- 
konsul  die  lebhafte  Parteinahme  Verninacs  für  die  neuen 
Behörden  theilweise  missbilligte;  für  Eingeweihte  war 
ein  Beweis  auch  darin  zu  finden,  dass  Bonaparte  durcli 
einen  geheimen  Beobachter  —  Adrien  L  e  z  a  y  •  Marnesia  — 
die  Tendenzen  und  Kräfte  der  Parteien  erforschen  liess1). 
was  besonders  die  patrizischen  Verschwornen  alsbald  zu 
Korrespondenzen  und  Reisen  ermunterte. 

Indess  blieb  ihr  Fahnenbild  die  Restauration  Ke- 
dings,  d.  h.  die  Beseitigung  des  neuen  Vollziehungsraths 
und  seiner  verhasstesten  Anhänger;  erst  nach  Erreichung 
dieses  Zieles  galt  es,  eine  Verfassungsänderung  zu  l>e- 
treiben,  wenn  die  Umstände  günstig  schienen,  und  die 
Kantone  nach  ihrem  Sinne  zu  organisiren.  Zur  Einleitung 
dieses  Feldzuges  diente  eine  von  G.  Thormann  besorgte, 
aber  von  Reding  unterzeichnete  Flugschrift,  wo  die  Ver- 
handlungen in  Paris  nach  seiner  Ansicht  dargestellt  und 


l)  Lezay  befand  sich  ungefähr  seit  10.  Juni  in  der  Schweiz 
und  brachte  etwa  drei  Wochen  in  Bern  zu,  imd  zwar  in  tävr 
lichem  Verkehr  mit  vornehmen  Personen;  dann  durchstreifte 
er  die  Waadt,  besuchte  Genf,  ging  über  Wallis  nach  Grau- 
bünden und  sah  endlich  Zürich  (27.  Juli).  Es  hegen  drei  B»> 
richte  von  ihm  vor,  die  theilweise  auf  seinen  Unterhalt imgeii 
mit  Alex.  Thormann  beruhen  dürften.  Näheres  kann  hier  nicht 
gegeben  werden. 
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Klagen  über  Bonaparte,  Verninac,  Stapf  er  u.  A.  vorge- 
bracht  wurden.  Indess  erhielt  der  Kleine  Rath  so  früh 
<4.  oder  5.  Juni)  davon  Kenntnis,  dass  er  den  grossten  Theil 
der  Auflage  unschädlich  machen  konnte1».  Diesen  Scha- 
den machte  aber  ein  Schachzug  des  ersten  Konsuls  gut. 
der  die  helvetische  Regierung  und  das  ganze  Land  nrit 
dem  Entschluss  überraschte,  sämmtliche  französische 
Truppen  zurückzuziehen  (9.'  resp.  13.  Juli).  Damit  war 
den  Gegnertf  der  Regierung,  wie  sie  vielfach  erklärten, 
freier  Spielraum  für  ihre  geheimen  Werbungen  verschafft, 
die  sich  bald  in  alle  Theile  der  Schweiz  ausdehnten.  In 
den  Urkantonen  bewirkte  Redings  Einfluss,  dass  bereits 
am  1.  August  Schwyz  und  Unterwaiden  in  den  alten 
Formen  ihre  Landsgemeinden  abhielten;  bald  folgten  Uri, 
Glarus,  Graubünden  und  Appenzell  nach,  und  dieses 
«Fieber»  steckte  die  Nachbarkantone  so  gefährlich  an, 
dass  in  einem  grossen  Theile  des  Landes  die  Verfassung 
beiseitgesetzt  oder  untergraben  war. 

Von  Berner  Patriziern  war  inzwischen  im  Aargau 
und  im  Oberland  ein  förmlicher  Aufstand  vorbereitet 
worden,  der  die  innerlich  haltlose  Regierung  drängte, 
die  Vermittlung  Frankreichs  nachzusuchen  (2.  September). 

Weiter  darf  diese  Ueberschau  nicht  greifen;  nur  mit 
wenigen  Zügen  sollte  der  Verlauf  einer  gewaltsamen  Be- 
wegung bezeichnet  sein2).    Die  wahren  oder  scheinbaren 

!)  Das  bezügliche  Material  giebt  die  Helv.  AS.  VIIL  81  —m. 
Den  Hergang  der  Entdeckung  und  der  Vernichtung  der  Schrift! 
die  auch  der  französischen  Regierung  Aergernis  geben  imissh*. 
kennt  man  übrigens  nicht.  Das  erwähnte  Missgeschick  ver- 
schuldete die  Unklugheit  der  Beteiligten,  die  sich  über  die 
Wirkung  der  «Aktenstücke»  zum  voraus  so  gewaltig  freuten. 
dass  ihnen  zu  schweigen  unmöglich  war. 

*}  Wer  sich  nicht  um  allen  Detail  kümmert,  findet  eine 
ausreichend  vollständige  Darstellung  in  Hilty,  Vorlesungen 
ö.  d.  Helvetik,  p.  467—553,  (u.  ff.).  ^ 
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Motive  der  Treiber  und  ihres  Anhanges,  die  Gebrechen 
und  Fehlgriffe  der  Behörden,  die  Gleichgültigkeit  der 
Volksmasse,  die  thörichten  Hoffnungen  vieler  Bauernr 
durch  einen  neuen  Umschwung  nur  gewinnen  zu  können, 
sowie  die  zweideutige  Haltung  Frankreichs  bedürfen  einer 
umständlichen  Auseinandersetzung,  die  hier  nicht  angeht. 

An  die  meist  nur  in  groben  Umrissen  bekannten 
Ereignisse,  die  sich  jetzt  in  einer  fast  überreichen  Fülle 
von  Akten  und  Druckschriften  verfolgen  lassen,  knüpfen 
sich  aber,  namentlich  der  Folgen  wegen,  ernste  Fragen 
über  Mittel  und  Ziele,  Fragen  die  hier  nicht  zu  ent- 
scheiden sind;  wer  es  wagen  will,  die  Verschwornen. 
die  Aufrührer,  die  Anstifter  des  Bürgerkriegs  zu  recht- 
fertigen, der  sehe  zu,  wie  er  mit  den  geschichtlichen 
Zeugnissen  und  den  geltenden  Begriffen  von  Recht  und 
Sittlichkeit  ins  Reine  kommt. 

Wie  scharfsinnige  Zeitgenossen  schon  anfangs  die 
Führer  einer  Bewegung  beurtheilten,  die  nichts  Besseres 
bringen  konnte,  möge  ein  Erguss  von  Usteri  zeigen, 
der  sich  zunächst  an  die  Häupter  der  Urkantone  wendete, 
weil  er  nicht  wusste,  wie  diese  von  Bern  aus  ge- 
spornt und   geleitet   wurden.    Er  sagt  (6.  August): 

«Der  Stein  ist  geworfen,  wie  es  scheint.  Unbe- 
kümmert, wen  er  treffen  möge,  haben  beleidigte  Herrsch- 
sucht und  Rachsucht  ihn  geschleudert.  Kaum  verkün- 
det der  Rückzug  der  fränkischen  Truppen  allen  Hei- 
vettern,  welches  politischen  Glaubens  sie  auch  sein 
mögen,  die  Erfüllung  ihres  heissesten  Wunsches,  die 
Gewährung  des  unnachläss(lich)sten  Bedinges  für  die 
Wiederkehr  der  Unabhängigkeit  und  der  Freiheit  des 
Vaterlandes;  kaum  hat  dieses  unerwartet  glückliche 
Ereignis  alle  Bürger  zu  weiser  Mässigung  und  zu  jeder 
persönlichen  Aufopferung  aufgerufen,  welche  die  ruhige 
Beendigung    unserer   Staatsorganisation    zu    befördern 


Das  Ende  der  Helvetik.  229 

und  zu  sichern  geeignet  sein  mag,  so  sehen  eine  Hand- 
voll Ehrgeiziger,  die  —  wie  sehr  ihre  Unfähigkeit  in 
den  neuesten  Zeiten  auch  erprobet  sein  mochte  —  nun 
einmal  herrschen  und  regieren  wollen,  in  dem  für  die 
künftigen  Schicksale  der  Schweiz  entscheidenden  Augen- 
blicke weiter  nichts  als  eine  günstige  Gelegenheit,  ihre 
Leidenschaften  zu  befriedigen.  Sie  pflanzen  die  Fahne 
des  Aufruhrs  hin  und  werfen  sich  zu  Vertheidigern 
der  Religion,  der  Freiheit  und  des  Eigenthums 
ihrer  Kantone  auf,  während  im  Grunde  sie  allein  es 
sind,  die  Religion,  Freiheit  und  Eigenthum  gefährden, 
indem  sie  Aberglauben,  religiöse  Gaukelei 
und  Dummheit,  Familiendespotism,  Bettelei 
und  Armut  in  ihre  Bergthäler  theils  zurückführen, 
theils  in  denselben  zu  verewigen  bemüht  sind;  indem 
sie  alle  Fortschritte  der  Zivilisation,  alle  verständige 
Benutzung  der  Hilfsquellen  des  Landes,  alle  Gründung 
nützlicher  Anstalten  unmöglich  machen  und  alle  Aus- 
sichten (auf)  eine  freundlichere  Zukunft,  (auf)  die  sitt- 
liche und  intellektuelle  Verbesserung  der  Bewohner 
jener  Kantone,  die  bei  unzweideutigen  und  vorzüglichen 
Anlagen  grossentheils  ein  durch  seine  Herren  und 
durch  seine  Pfaffen  (um)  die  Wette  heillos  verkrüppeltes 
Geschlecht  sind,  zerstören.» Republ.  Nr.  110. 

Denjenigen  aber,  die  sich  anschickten,  den  Bauern 
unentgeltliche  Abschaffung  der  Zehnten  vorzuspiegeln, 
um  sie  gegen  die  helvetische  Regierung  und  die  neue 
Ordnung  überhaupt  ins  Feld  zu  führen,  war  am  7.  Juli 
schon  zu  bedenken  gegeben  worden,  dass  sie  nicht  blos 
Andere,  sondern  auch  sich  selbst  betrögen: 

«Man   kann   anscheinend    noch    so    grosse 

Rückschritte  machen;  man  kann  alles  Gute,  das 
die  Revolution,  neben  vielen  Uebeln,  brachte,  zerstören ; 
alle  Keime  des  Besseren  können  zertreten  werden; 
man  kann  durch  Intriguen  alle  die  entfernen  und  in 
Unthätigkeit  versetzen,  deren  Muth   und  Einfluss  man 
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furchtet  oder  hasst  oder  beneidet:  Das  alles  fuhrt  zu 
keinem  Ziele.  Das  ehemalige  Zehntsystem  kommt  nicht 
wieder,  die  Kloster  kommen  nicht  wieder,  die  Städte- 
herrschaft   kommt  nicht  wieder  —  aber  viel   anderes, 

was  man  nicht  wollte,  wird  kommen.» 

RepubL  Nr.  97. 

Dass  die  französische  Vermittlung,  nach  den  seit 
zwei  Jahren   gepflogenen  Verhandlungen   über   die  poli- 
tischen   Grundfragen,    die    Auflösung    der    helve- 
tischen   Einheit    nach    sich   ziehen    musste,    bedarf 
keines  weiteren  Nachweises,  zumal  schon  die  Diskussion 
über  die  Einführung  der  Verfassung  von  Malmaison  sich 
in    dem    Rahmen    bundesstaatlicher    Gebilde    bewegte. 
Direkt   und   indirekt   war  diese  Vermittlung  von   beiden 
Parteien  langst  angerufen,  freilich  unter  Voraussetzungen, 
die  bei  jedem  Fortschritt  der  Erisis  sich  theilweise  än- 
derten:  z.  B.  wünschten  sie,   dass  die  französische  Bot- 
schaft dafür  besondere  Weisungen  und  Vollmachten  er- 
hielte, oder  ein  ausserordentlicher  Vertreter  des  Konsulats 
bestellt  würde.    Nachdem   aber  Blut  geflossen  (28.  Aug.) 
und  die  Aufruhrpartei  sich  täglich  verstärkte,  trat  letz- 
tere stillschweigend  von  ihrem  Ansuchen  zurück,  in  der 
Zuversicht,   ihren  Zweck  mit   eigenen  Kräften  erreichen 
zu  können,  worin  auch  sie  sich  täuschte,  und  Bonaparte 
sah  sich   nun   durch   unabweisliche  Interessen  gedrängt 
eine   wirksame   Vermittlung   anzukündigen  (30.  Sept.) 
und  sie  endlich  mit  Waffengewalt  zur  Geltung  zu  bringen. 
Wie  es  gewiss  ist,  dass  er  sich  einen  dauernden  persön- 
lichen Einfluss  zu  sichern  gedachte,  lässt  sich  ferner  be- 
haupten, dass  der  Widerstand,   den   er  gefunden   hatte, 
die  neue  Gestaltung  erheblich  bestimmen  half;  der  Ver- 
mittler begünstigte  nun  die   Kantone   soweit   es   nöthig 
schien,    um  das  Ganze  schwach  zu   lassen,   so  dass  die 
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Schweiz  seines  Schutzes  bedurfte  und  ihm  gegen- 
über wehrlos  war.  Eine  Würdigung  seines  «Protektorats» 
-  von  neuern  Gesichtspunkten  ausgehend  —  ist  im 
I.  Bande  dieses  Jahrbuchs  durchgerührt. 
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vom  25.  Mai  1802.  M 

L  Titel. 

1.  Die  christliche  Religion  nach  dem  katholischen  und 
evangelisch-reformierten  Glaubensbekenntnis  ist  die  Re- 
ligion des  Staates. 

IL  Titel:   Gebietseinteilung. 

2.  Die  helvetische  Republik  bildet  Einen  Staat. 

3.  Ihr  Gebiet  ist  in  Kantone  eingeteilt. 

4.  Diese  sind: 

Appenzell,  in  den  gegenwärtigen  Grenzen  des 
Kantons  Säntis»  mit  dem  Distrikt  Neu  St  Johann. 

A  a  r  g  a  u ,  mit  dem  ganzen  ehemaligen  Amt  Aarburg, 
der  ehemaligen  Landvogtei  Baden  und  den  untern 
Freiämtern. 

Basel,  in  seinen  diesmaligen  Grenzen. 

Bern,  in  seinen  diesmaligen  Grenzen  mit  Aus- 
nahme der  dem  Kanton  Aargau  einverleibten 
Gemeinden  des  vormaligen  Amts  Aarburg,  ver- 
einigt mit  dem  Kanton  Oberland. 

Freiburg,  in  seinen  diesmaligen  Grenzen,  mit 
Ausnahme  der  ehemaligen  Vogteien  Avenches 
und  Payerne. 

Glarus,  in  den  diesmaligen  Grenzen  des  Kantons 
Linth,  mit  Ausnahme  des  Distrikts  Neu  St.  Johann, 
der  March,  Reichenburg  und  der  Höfe. 


*)  Der  sogenannte  Zusatztitel,  der  die  Mitglieder  des  vom 
kleinen  Rath  bestellten  (dritten)  Senats  bezeichnet  und  Vor- 
schriften über  dessen  Berufung  etc.  enthält,  wird  hier  nicht 
aufgenommen. 
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Luzern,  in  seinen  diesmaligen  Grenzen,  mit  Aus- 
nahme des  Amts  Merischwand,  vereinigt  mit  dem 

Hitzkircher  Amt 
Graubünden,    in   seinen   dermaligen    Grenzen. 
Schaff  hausen,  in  seinen  dermaligen  Grenzen. 
Schwyz,  bestehend  aus  den  dermaligen  Bezirken 

Schwyz,  Art  und  Einsiedlen,  nebst  der  March, 

den  Höfen  und  Reichenburg. 
Solothurn,  in  seinen  dermaligen  Grenzen, 
Tessin,  in  den  diesmaligen  Grenzen  der  Kantone 

Lugano  und  Bellinzona. 
Thurgau,  in  seinen  dermaligen  Grenzen. 
Unterwaiden,  in  den  dermaligen  Grenzen  der 

Distrikte  Samen  und  Stans. 
Uri,   in   den   dermaligen   Grenzen   der  Distrikte 

Altorf  und  Andermatt. 
Waat,  in  seinen  dermaligen  Grenzen,    vereinigt 

mit  den  ehemaligen  Landvogteien  Avenches  und 

Payerne. 
Zug,  bestehend  aus  dem  bisherigen  Bezirk  Zug. 

den  obern  Freiämtern  und  dem  Amt  Merischwand. 
Zürich,  in  seinen  dermaligen  Grenzen. 

5.  Die    erforderlichen  Grenzberichtigungen   zwischen 
den  Kantonen  sind  dem  Gesetz  überlassen. 

m.  Titel;  Politischer  Stand  der  Bürger. 

6.  Es   gibt  keine   Geburtsvorrechte    unter  den   hel- 
vetischen Bürgern. 

7.  Keine  Ehrentitel,  noch  Vorrang,  als  die  von  öffent- 
lichen Stellen  herrühren,  sind  anerkannt. 

8.  Helvetische  Bürger  sind: 

1)  Alle  diejenigen,  welche  sich  gegenwärtig  im 
Besitz  des  helvetischen  Staatsbürgerrechts  be- 
finden. 

2)  Die  Söhne  der  helvetischen  Bürger. 

3)  Die  Fremden,  denen  das  Gesetz  das  Staats- 
bürgerrecht erteilt. 

9.  Das  Gesetz  wird  über  die  Ausübung  des  Staats- 
bürgerrechts verfügen;  es  wird  ebenfalls  die  Art  der  Er- 
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Werbung,  sowie  die  Fälle  des  Verlustes  und  der  Einstellung 
desselben  festsetzen. 

IV.  Titel:  Grundeigentum. 

10.  Kein  Grundstück  kann  für  unveräusserlich  er- 
klärt, noch  mit  einer  immerwährenden  Abgabe  belastet 
werden. 

IL  Alle  Abgaben  dieser  Art,  welche  gegenwärtig  be- 
stehen, namentlich  die  Zehnten  und  Grundzinse,  sind 
loskäuflich. 

12.  Die  Art  dieses  Loskaufs  soll  spätestens  bis  zum 
1.  Jenner  1803  festgesetzt  werden. 

V.  Titel:  Grundlagen  der  Verfassung. 

13.  Die  allgemeine  Staatsverwaltung  umfasst  alle 
Gegenstände  des  gemeinsamen  Wohls  und  die  der  Souve- 
ränitätsausübung wesentlich  angehören,  als: 

Die  innere  und  äussere  Sicherheit  der  Republik; 

Die  freundschaftlichen,  politischen  und  Handelsver- 
hältnisse mit  den  auswärtigen  Mächten; 

Die  allgemeinen  Verfügungen  über  das  Kirchenwesen, 
insoweit  es  von  der  weltlichen  Gewalt  abhängt,  und  über 
den  öffentlichen  Unterricht; 

Die  Aufsicht  über  die  Rechtspflege; 

Die  Leitung  des  Strassen-,  Wasser-  und  Brückenbaues, 
insoweit  es  von  allgemeinem  Nutzen  ist; 

Den  Bergbau; 

Die  Pulver-  und  Salpeterfabrikation,  die  Verwaltung 
der  für  allgemeine  Bedürfnisse  angewiesenen  Waldungen, 
sowie  der  Salzwerke  und  den  Handel  mit  auswärtigem 
Salz; 

Das  Postwesen; 

Die  Verfertigung  und  Polizei  der  Münzen ;  überhaupt 
das  Nationalvermögen,  welches  besonders  zu  den  allge- 
meinen Ausgaben  geeignet  ist; 

Den  Handel  und  die  Industrie  in  ihrer  Beziehung  auf 
die  Rechte  des  Bürgers  und  den  allgemeinen  Wohlstand; 
die  Gesundheitspolizei ;  die  Aufsicht  über  das  Fortwesen. 
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Die  Gewalt  über  diese  Gegenstände  zu  verfügen  ist 
Wner  Tagsatzung,  einem  Senate  und  einem  Vollziehungs- 
rate übertragen. 

14.  Jeder  Kanton  bestimmt  seine  besondern  Ausgaben 
und  die  Mittel  zur  Bestreitung  derselben. 

Er  liefert  auf  die  ihm  angemessen  scheinende  Weise 
st-inen  gesetzlich  bestimmten  Beitrag  zu  den  allgemeinen 
Ausgaben. 

Er  setzt,  unter  den  im  Titel  Xu  anzuführenden  Ein- 
schränkungen, die  Einrichtung  seines  Gerichtswesens  fest. 

Er  hat  die  Besorgung  der  niedern  Polizei. 

Er  verwaltet  seine  Liegenschaften,  kann  aber  ohne 
gesetzliche  Bevollmächtigung  von  Seite  der  Tagsatzung 
dieselben  nicht  veräussern. 

Er  verwaltet  seine  Unterrichts-  und  Unterstützungs- 
anstalten, sowie  seine  öffentlichen  Stiftungen  jeder  Art. 

Er  sorgt  für  die  Anlegung  und  Unterhaltung  seiner 
besonderen  Strassen,  Wege,  Brücken  und  übrigen  Werke 
solcher  Art. 

Demzufolge  setzt  jeder  Kanton  seine  eigene  Organi- 
sation fest ;  die  zu  dem  Ende  ausgefertigte  Urkunde  wird, 
nach  ihrer  Einregistrierung,  in  die  Archive  des  Senats 
niedergelegt  und  bleibt  unter  der  Garantie  der  Nation. 

VI.  Titel:  Gesetzgebende  Gewalt. 

15.  Die  Gesetze  werden  durch  den  Senat  vorbereitet 
und  entworfen  und  durch  die  Tagsatzimg  beschlossen. 

Im  Fall  dieselben  neue  Auflagen  betreffen,  werden 
<ie  den  Kantonen  vorgeschlagen ;  wenn  sie  aber  nicht  eine 
Mehrheit  von  zwei  Dritteilen  der  Kantone  erhalten,  so 
kann  der  Senat  dieselben  der  Tagsatzung  vorlegen. 

Vn.  Titel:  Tagsatzung. 

16.  Die  Tagsatzung  besteht  aus  den  Stellvertretern 
aller  Kantone,  die  in  dem  Verhältnisse  von  einem  auf 
25.000  Seelen  gewählt  werden. 

17.  Jeder  Kanton  hat  wenigstens  einen  Stellvertreter 
in  der  Tagsatzung. 
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18.  Die  Mitglieder  der  Tagsatzung  werden  auf  folgende 
Weise  ernannt: 

In  jedem  Kanton  sind  zwei  Wahlkorps,  von  welchen 
das  eine  den  Vorschlag  und  das  andere  die  Ernennung  hat. 

Die  Anzahl  der  Glieder  des  einen  und  andern  Korps 
wird  im  Verhältnisse  mit  der  Bevölkerung  eines  jeden 
Kantons  bestimmt. 

In  keinem  Kanton  kann  ein  Wahlkorps  aus  mehr 
als  fünfundvierzig  Mitgliedern  bestehen. 

Um  Mitglied  von  dem  vorschlagenden  Wahlkorps  zu 
werden,  muss  man  ein  Grundeigenthum  besitzen  von 
wenigstens  zehntausend  Franken  in  den  grössern  Kan- 
tonen und  von  wenigstens  zweitausend  Franken  in  den 
geringern  (!)  Kantonen. 

Im  Fall  einer  Ernennung  wird  aus  dem  vorschlagenden 
Wahlkorps  ein  Dritteil  durchs  Loos  ausgezogen,  welcher 
aus  den  Listen  von  Wählbaren,  die  im  Verhältnis  von 
wenigstens  einem  auf  hundert  Aktivbürger  durch  das  Volk 
zu  bezeichnen  sind,  die  für  tüchtig  erachteten  zur  Wahl 
vorschlägt. 

Das  Loos  bezeichnet  ebenfalls  einen  Dritteil  des  er- 
nennenden Wahlkorps,  welcher  aus  den  Vollgeschlagenen 
die  Ernennung  vorzunehmen  hat. 

Die  Einrichtung  beider  Wahlkorps  sowie  die  Vor- 
schriften ihres  Verfahrens  sind  dem  Gesetz  zu  bestimmen 
überlassen. 

.    Beide  Wahlkorps  ergänzen  sich  selbst  aus  den  vom 
Volke  errichteten  Verzeichnissen  von  Wählbaren. 

Die  Mitglieder  derselben  können  nicht  selbst  zu  den 
Stellen  gewählt  werden,  mit  deren  Besetzung  sie  beauf- 
tragt, sind. 

Ihre  Stellen  sind  lebenslänglich. 

19.  Die  Tagsatzung  wird  jährlich  zum  fünften  Teil 
erneuert. 

20.  Sie  versammelt  sich  auf  den  ersten  Mai. 

Ihre  Sitzungen  können  einen  Monat  lang  dauern. 
Sie  versammelt  sich  ausserordentlich  auf  die  Zusam- 
menberufung des  Senats,  der  in  diesem  Falle  die  Dauer 
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hrer  Sitzungen  bestimmt;  auf  das  Verlangen  der  Mehr- 
teil  der  Kantone  wird  sie  ebenfalls  von  dem  Senat  zu- 
ammenberufen. 

21.  Die  Tagsatzung  kann  keine  Beratschlagung  vor- 
nehmen, wenn  nicht  wenigstens  zwei  Dritteile  ihrer  Mit- 
glieder gegenwärtig  sind. 

22.  Sie  beratschlagt  Ober  die  ihr  vom  Senat  vorge- 
legten Gesetzesentwürfe  und  nimmt  dieselben  an  oder 
verwirft  sie,  unter  geheimer  Abstimmung. 

23.  Sie  entscheidet  über  die  Klagen,  welche  von  den 
Kantonen  gegen  Verfügungen  des  Senats  bei  ihr  einlangen. 

24.  Die  Tagsatzung  bestimmt  jährlich,  auf  den  Vor- 
schlag des  Senats,  die  allgemeinen  Einnahmen  und  Aus- 
gaben der  Republik. 

25.  Sie  wählt  aus  ihrer  Mitte  eine  Rechnungskom- 
üiission  von  fünf  Mitgliedern,  die  auf  fünf  Jahre  ernannt 
sind  und  den  Auftrag  haben,  die  Staatsrechnungen  zu 
untersuchen  und  der  Tagsatzung  alljährlich  darüber  Bericht 
zu  erstatten. 

26.  Sie  ernennt  die  Mitglieder  des  Senats. 

27.  Die  Sitzungen  der  Tagsatzung  sind  öffentlich. 

28.  Die  Mitglieder  derselben  werden  durch  ihre  Kan- 
tone entschädigt. 

Vin.  Titel:  Senat. 

29.  Der  Senat  besteht  aus  einem  Landammann,  zwei 
Landes-Statthaltern  und  vierundzwanzig  andern  Mitgliedern. 

30.  Der  Landammann  führt  bei  dem  Senat  den  Vor- 
sitz. 

31.  Aus  jedem  Kanton  soll  ein  Mitglied  des  Senats, 
aus  keinem  können  mehr  als  drei  Mitglieder  genommen 
werden. 

32.  Der  Senat  wird  jährlich  zum  fünften  Teil  erneuert. 
Die  austretenden  Mitglieder  sind  wieder  erwählbar. 

33.  Der  Senat  kann  keine  Beratschlagung  vornehmen, 
wenn  nicht  wenigstens  zwei  Dritteile  seiner  Mitglieder 
gegenwärtig  sind. 

34.  Der  Senat  schlägt  die  Gesetze  vor  und  kann  so- 
wohl in  die  Tagsatzung  als  zu  den  Kantonsbehörden  eines 
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Satzung  zunächst  vorgebenden  oder  nachfolgenden  Monats 
statthaben. 

45.  Der  Senat  ernennt  aus  seiner  Mitte  den  Land- 
ammann und  die  beiden  Landesstatthalter. 

Er  ernennt,  auf  den  Vorschlag  des  Vollziehungsrats, 
die  Staatssekretärs. 

46.  Jedes  Mitglied  des  Senats  bezieht  einen  Gehalt 
Ton  viertausend  Franken. 

IX.  Titel:   Vollziehungsrat. 

47.  Der  Vollziehungsrat  besteht  aus  dem  Landammann 
und  (den)  zwei  Landesstatthaltern;  er  hat  zur  Vollziehung 
.seiner  Befehle  fünf  Staatssekretärs: 

Einen  für  das  Departement  der  Justiz  und  Polizei; 

Einen  für  die  innern  Angelegenheiten;  ^  ., 

Einen  für  das  Kriegswesen; 

Einen  für  die  Finanzen,    und 

Einen  für  die  auswärtigen  Angelegenheiten. 

48.  Der  Landammann  führt  bei  dem  Vollziehungsrat 
den  Vorsitz. 

49.  Die  Mitglieder  des  Vollziehungsrat»  wechseln  all- 
jährlich in  Bekleidung  der  Stelle  eines  Landammanns  ab. 

Der  abtretende  Landammann  erhält  den  Titel  eines 
Landesstatthalters.  In  Fällen  von  Krankheit  oder  Ab- 
wesenheit des  Landammanns  vertritt  ihn  der  zuletzt  von 
dieser  Stelle  abgegangene  Statthalter. 

Beim  Absterben  des  Landammanns  übernimmt  der 
Statthalter,  der  zu  seinem  ordentlichen  Nachfolger  be- 
stimmt ist,  seine  Verrichtungen. 

50.  Die  Mitglieder  des  Vollziehungsrats  sind  für  neun 
Jahre  ernannt  und  hiemit  von  der  Verfügung  des  32.  Ar- 
tikels ausgenommen.  Alle  drei  Jahre  tritt  ein  Mitglied 
aus,  ist  aber  sogleich  wieder  wählbar.  Der  erste  Austritt 
geschieht  im  Jahr  1805. 

51.  Der  Vollziehungsrat  ist  mit  der  Vollziehung  der 
Gesetze  und  der  auf  die  allgemeine  Staatsverwaltung  sich 
beziehenden  Verordnungen  beauftragt.  Er  bedient  sich 
zu  diesem  Ende  entweder  besonders  aufgestellter  Beamten 
oder  der  Kantonsbehörden. 
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52.  Dem  Vollziehungsrat  sind  die  Befugnisse  des 
Senats  während  seiner  Vertagung  übertragen.  Er  übt  sie, 
mit  Ausnahme  der  Gesetzesvorschläge,  in  ihrem  ganzen 
Umfange  aus. 

53.  Er  leitet  die  bewaffnete  Macht  und  ernennt  die 
ihr  vorgesetzten  Offiziere. 

54.  Die  Akten  des  Vollziehungsrats  werden  von  den 
Staatssekretärs  der  betreffenden  Departements  mitunter- 
zeichnet. 

55.  Die  Staatssekretärs  sind  sowohl  für  die  von  ihnen 
mitunterzeichneten  Akten  des  Vollziehungsrats  als  für  die 
Nichtvollziehung  seiner  Aufträge  und  für  ihre  eigenen 
Verhandlungen  verantwortlich. 

56.  Die  Staatssekretärs  haben  sowohl  im  Vollziehungs- 
rat als  in  dem  Senat  ratgebende  Stimme. 

57.  Der  Vollziehungsrat  hat  die  Leitung  der  auswär- 
tigen Angelegenheiten.  Er  ernennt  die  diplomatischen 
und  Handels-  Agenten  im  Auslande  und  ruft  sie  von  ihren 
Stellen  ab. 

58.  Dem  Vollziehungsrat  kommt  die  Ernennung  und 
Abrufung  aller-  Beamten  zu,  die  in  den  verschiedenen 
Teilen  der  Republik  zu  Vollziehung  der  allgemeinen  Ge- 
setze unter  ihm  angestellt  sind. 

59.  Der  Jahrgehalt  des  Landammannes  ist  von  fünf- 
zehntausend  Franken  und  der  eines  Statthalters  von  sechs- 
tausend Franken. 

X.  Titel:  Gottesdienst. 

60.  Ausser  dem  Gottesdienst  der  katholischen  und 
reformirten  Kirche  ist  auch  die  Ausübung  jedes  andern 
Gottesdienstes,  der  mit  der  bürgerlichen  Ordnung  in 
Uebereinstimmung  ist,  unter  den  durch  das  Gesetz  zu 
bestimmenden  Einschränkungen  gestattet. 

61.  Nur  allein  die  Unterhaltung  des  katholischen  und 
reformirten  Gottesdienstes  fällt  dem  gemeinen  Wesen  zur 
Last.  Demzufolge  sorgt  jeder  Kanton  für  die  Unterhaltung 
seines  Gottesdienstes  und  der  Religionslehrer,  vermittelst 
des  Ertrags  der  bisher  dem  Staate  zugehörenden  Zehnten 
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und  Grundzinse,  die  ihm  zu  dem  Ende  abgetreten  werden, 
«xier,  in  Ermangelung  derselben,  vermittelst  besonderer 
Anweisung  von  andern  hinreichenden  Einkünften. 

62.  Die  geistlichen  Güter  können  nur  zur  Unterhaltung 
von  religiösen,  öffentlichen  Unterrichts-  und  Unter- 
«tützungsanstalten  verwendet  werden. 

63.  Sie  können  ohne  gesetzliche  Bevollmächtigung  von 
vSeiten  der  Tagsatzung  weder  veräussert  noch  ihrer  gegen- 
wärtigen Bestimmung  entzogen  werden. 

XI.  Titel:  Oeffentlicher  Unterricht. 

64.  Es  soll  durch  besondere  Anstalten  der  katho- 
lischen sowohl  als  der  reformirten  Religion  für  die  Bildung 
der  Geistlichen  gesorgt  werden. 

65.  Es  soll  eine  allgemeine  Lehranstalt  für  die  höhere 
wissenschaftliche  Erziehung  errichtet  werden. 

66.  Mit  dieser  Lehranstalt  soll  eine  Stiftung  verbunden 
werden  zu  unentgeltlicher  Unterhaltung  der  Studierenden, 
die  sich  in  den  Unterrichtsanstalten  der  Kantone  durch 
Sittlichkeit,  Fähigkeiten  und  wissenschaftliche  Fortschritte 
ausgezeichnet  haben. 

67.  Bei  Besetzung  dieser  Plätze  soll  die  Volksmenge 
der  Kantone  keineswegs  zum  Masstab  dienen. 

Xu.  Titel:  Gerichtswesen. 

68.  Das  peinliche  Gesetzbuch,  sowie  die  peinlicheProzess- 
ordnung,  soll  für  die  ganze  Republik  gleichförmig  sein. 

69.  Es  sollen  gleichförmige  Forst-  und  Handelsgesetze 
abgefasst  und  besondere  Handelsgerichte  aufgestellt 
werden. 

70.  Es  soll  eine  gleichförmige  bürgerliche  Prozess- 
ordnung entworfen  werden,  die  jedoch  in  keinem  Kantone 
ohne  seine  Zustimmung  eingeführt  werden  kann. 

71.  Es  soll  ein  bürgerliches  Gesetzbuch  entworfen 
werden,  dessen  Einführung  ebenfalls  in  keinem  Kanton 
ohne  seine  Einwilligung  statthaben  kann. 

72.  Keine  Behörde  kann  zugleich  richterliche  und 
administrative  Verrichtungen  ausüben. 

73.  Es  können  nicht  mehr  als  zwei  Instanzen  in  dem 
Gerichtswesen  der  Kantone  aufgestellt  werden. 
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74.  Es  soll  ein  oberster  Gerichtshof  sein,  vor  welchen 
appellationsweise  die  bürgerlichen  Streithändel  gezogen 
werden  können,  deren  Gegenstand  den  Wert  von  drei- 
tausend Franken  übersteigt,  und  bei  denen  zugleich  ent- 
weder die  Regierung,  oder  ein  Kanton,  oder  ein  Fremder, 
oder  Einwohner  verschiedener  Kantone  eine  oder  beide 
Parteien  ausmachen. 

Vor  diesen  Gerichtshof  hat  gleichfalls  die  Weiters- 
ziehung  aller  Urteilssprüche  statt,  welche  Todesstrafe 
oder  zehnjährige  Einsperrung,  oder  zehnjährige  Landes- 
verweisung, oder,  im  Falle  politischer  Vergehen,  irgend 
eine  entehrende  Strafe  oder  eine  Geldbusse  von  fünf- 
hundert Franken  und  darüber  mit  sich  bringen. 

75.  Der  oberste  Gerichtshof  urteilt  über  Anklagen, 
welche  gegen  die  Staatssekretärs,  in  Bezug  auf  ihre  Ver- 
richtungen, geführt  werden. 

76.  Er  entscheidet  in  letzter  Instanz  über  die  gegen 
Beamte  der  allgemeinen  Staatsverwaltung  wegen  Pflicht- 
verletzimg erhobenen  Klagen,  deren  Zulässigkeit  jedoch 
vor  allem  aus  von  dem  Senat  erkannt  sein  muss,  sowie 
über  die  von  bürgerlichen  und  peinlichen  Richtern  in 
ihrer  Amtsverwaltung  begangenen  Vergehen. 

77.  Das  Gesetz  bestimmt  die  Einrichtung  des  obersten 
Gerichtshofes. 

XIII.  Titel:  Staatseinkünfte. 

78.  Die  Staatseinkünfte  bestehen  in  dem  Ertrag  des 
Salzverkaufs,  —  der  Salzwerke,  —  der  Posten,  —  des 
Stempels,  —  der  Bergwerke,  —  des  Pulver-  und  Salpeter- 
handels, —  der  zu  den  öffentlichen  Bedürfnissen  be- 
stimmten Waldungen,  —  der  Münzfabrikation,  —  der 
allgemeinen  Zölle;  überhaupt  in  dem  Ertrag  jeder  Art 
von  Regalien,  sowie  der  gesetzlich  eingeführten  allge- 
meinen indirekten  Abgaben  und  der  besondern  Beiträge, 
die  von  den  Kantonen  nach  Massgabe  der  in  denselben 
befindlichen  und  ihnen  überlassenen  Nationalgüter  ein- 
gefordert werden. 

(Ende.) 
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Ueber 

die  Entstehung  der  Artikel  XI  und  XII 
der  schweizerischen  Bundesverfassung. 

(Fremder  Dienst,  Pensionen,  Titel  und  Orden) 


Die  Artikel  11  und  12  der  Bundesverfassung,  welche 
urch  einen  Vorgang  dieses  Jahres  wieder  etwas  mehr 
ts  gewöhnlich  in  Erinnerung  gekommen  sind ,  gehören 
anz  vorzugsweise  zu  den  historischen  Resultaten,  welche 
Inge  und  unheilvolle  Erfahrungen  in  dem  Volksbewusst- 
«in  niedergelegt  haben,  Erfahrungen,  die  wir,  auch 
inter  vielfach  veränderten  Zeitverhältnissen,  doch  in 
keiner  Weise  sich  wiederholen  lassen  wollen.  Die  beiden 
Artikel  hängen  geschichtlich  so  eng  mit  einander  zu- 
sammen, dass  sie  in  der  Erzählung  nicht  leicht  getrennt 
werden  können. 

I. 

Seitdem  sich  durch  die  Burgunderkriege,  zunächst 
bereits  durch  die  Schlacht  von  St.  Jakob  an  der  Birs,  der 
kriegerische  Ruf  und  die  eigene  Kriegslust  der  Eidge- 
nossen ungemein  vermehrt  hatten  und  zugleich  eine  nähere 
Verbindung  mit  dem  stets  kriegführenden  Frankreich  ein- 
getreten war,  nahm  anfänglich  die  freie  «Reisläuferei»  in 
fremde  Dienste  über  alle  Massen  zu,  sogar  mit  der 
1>esondern  Aergerlichkeit,  dass  Schweizer,  oft  Angehörige 
der  gleichen  Kantone  und  Gemeinden,  in  verschiedenen 
Heeren  einander  gegenüberstanden  und  sich  im  Solde 
fremder  Herren  mit  aller  Rohheit  der  damaligen  Kriegs- 
führimg bekämpften.  Ein  deutscher,  der  Schweiz  keines- 
wegs abgeneigter  Schriftsteller  sagt  darüber  mit  Recht: 
*Nicht  alle  Früchte  der  grossen  Tage  von  Grandson, 
Murten    und    Nancy    waren    gut   und    gesimd    für    die 
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Sieger.  Unter  den  von  aller  Welt  gepriesenen  und 
gefürihteten  Eidgenossen  wuchsen  bald  Uebermuth  und 
Trotz  zu  einer  bedenklichen  Höhe.  Von  allen  Staa- 
ten als  Krieger  gesucht  und  hoch  bezahlt,  wurden  ae 
von  einer  wahrhaft  fieberhaften  Unruhe  und  Kriegswlit 
befallen,  welche  bald  die  häuslichen,  wie  die  bürgerhVhen 
Verhältnisse  arg  schädigte.  Die  grosse  Beute  der  Bur- 
gwiderkriege,  der  reiche  Sold,  die  französischen  Pensionen 
an  Staaten  und  Staatsmänner,  kurz  der  Kriegsverdienst 
aller  Art  brachte  gerade  genug  Geld  in 's  Land,  um  die 
alte  Einfachheit  des  Lebens  in  Geringschätzung  zu  finn- 
gen  und  zu  verdrängen.  Es  ward  eine  gefährliche  Gier 
nach  Erwerb  und  Genuss  geweckt  und  mit  den  alti-n 
Sitten  auch  die  Sittlichkeit  auf  gefährliche  Weise  unter- 
graben. Das  Reislaufen  (von  Reise,  Kriegszug),  d.  h.  dir 
Kriegsdienst  in  fremdem  Sold,  nahm  einen  solchen  Um- 
fang, dass  thatsachlich  einmal  im  Augenblick  drohender 
Gefahr  dem  Lande  die  Menschen  für  die  eigene  Landes- 
vertheidigung  fehlten.» 

«Unser  Stadt  und  Land»,  schreibt  Solothura  im  Jahn: 
14!18.  «ist  ganz  eröst  (ausgeschöpft)  und  leer,  dass  wir  kaum 
so  viel  Mannesanne  darin  hahent,  dass  man  einen  Todten 
zu  Küchen  möge  tragen  und  litten.»  Kein  Vater  war 
seines  Sohnes,  kein  Gewerbetreibender  seiner  Arbeiter 
mehr  sicher,  Müssiggang  und  Verbrechen  nahmen  Ober- 
hand, weil  Jeder,  der  die  öffentliche  Strafgewalt  iu 
fürchten  hatte,  jenseits  der  Grenzen  einen  Werbeplatz 
fand,  wo  man  ihn  ohne  viel  Fragen  nach  seiner  Moni 
gerne  annahm,  wenn  er  seine  Haut  für  einen  fremden 
Herrn  zu  Markte  tragen  wollte1).» 

..  r*..  >.-„)r,  j„  ,|tr  Xatur  geworbener  Truppen,  und  es 
i-i'  *-s  Piwtidat  eines  kommenden  Völkerrechte«. 
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*Wie  sehr  dieser  Zustand  aller  Sittlichkeit  Hohn 
sprach,  dafür  bietet  z.  B.  die  Schlacht  von  Salins  ein  wider- 
wärtiges Beispiel.  Auf  beiden  Seiten  bildeten  dort 
Schweizer  den  Kern  der  streitenden  Heere  und  den 
Krieg  zwischen  Deutschen  und  Franzosen  entschieden 
Schweizer,  die  das  Blut  von  Schweizern  mit  roher  Tapfer- 
keit vergossen.  So  blieb  es  Uebung  in  all  den  französisch- 
italienischen Kriegen  dieser  Zeit.  Natürlich  ward  zu- 
gleich das  Land  durch  diejenigen,  welche  unter  feind- 
lichen Fahnen  gekämpft  hatten,  und  zu  kämpfen  ferner- 
hin wünschten,  mit  Parteihader  erfüllt.  Vergebens  mahn- 
ten und  beschworen  die  Einsichtigen  im  Lande,  vergebens 
suchten  die  Obrigkeiten  durch  Mandate  und  Polizeigewalt 
dem  Unwesen  zu  steuern.  Selbst  wenn  in  den  italienischen 
Kriegszügen  viele  Hunderte  jämmerlich  durch  Schwert, 
Mord,  Elend  und  scheussliche  Krankheiten  hingerafft 
wurden,  so  kühlte  das  die  unsinnige  Leidenschaft  der 
Reisläufer  nicht  ab.  Alles  wog  die  Gier  nach  Gewinn 
und  der  tolle  Muth  sein  Alles  auf  Nichts  zu  stellen  auf.» 

Wir  können  dieser  nicht  übertreibenden  Schilderung 
nur  noch  beifügen,  dass  mitunter  auch  diese  zuchtlos  ge- 
wordenen Schaaren  von  einem  Heere  zu  einem  andern,  in 
welchem  besserer  Sold,  oder  besseres  Kriegsgltick  winkte, 
überliefen  und  wenn  sie  dann  zeitweise  abgedankt  und 
unbeschäftigt  in  die  Heimath  zurückkamen,  auch  dieselbe 
mit  einem  rohen  Leben  und  Frevel  aller  Art  erfüllten. 
Es  hat  sich  die  bezeichnende  Tradition  erhalten,  dass 
kurz  nach  den  Burgunderkriegen  in  einem  einzigen  Jahre 
1500  Personen  in  der  Schweiz  wegen  schwerer  Verbrechen 
lüngerichtet  worden  seien. 

dass  kein  Krieg  unter  civilisirten  Nationen  mehr  mit  olchen 
geführt  werden  darf. 
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Schon  frühe  versuchte  es  die  Tagsatzung  wiederholt, 
diesem  Söldnerwesen  Schranken  zu  setzen.  Schon  die 
ersten  Verfassungsversuche  der  Eidgenossenschaft,  der 
Pfaffenbrief  und  der  Sempacherbrief,  enthielten  solche 
Bestimmungen  gegen  eigenmächtige  «Läufe  und  Auszüge» 
Bereits  1397,  1401  und  1453  erfolgten  direkte  Verbote 
(E.  A.  L  91,  99:  IL  247,  446);  in  Bern  speziell  wurden 
solche  1477  und  1479  erlassen.  Der  grosse  Freischaaren- 
und  Beutezug,  welcher  sich  im  Februar  1477  mitten 
durch  die  Eidgenossenschaft  gegen  Waadt  und  Genf  be- 
wegte, welchen  man  in  unserer  Geschichte  den  «Sau- 
bannerzug» oder  «das  thörichte  Leben»  nennt,  zeigte  über- 
dies die  Gefahr  einer  solchen  Abenteuerlust  in  grossen 
Theilen  des  Volkes  für  die  Eidgenossenschaft  selber,  welche 
dadurch  an  den  Rand  des  Krieges  mit  fremden  Mächten 
gebracht  werden  konnte. 

Im  Jahre  1494,  als  wieder  vieles  Volk  dem  Eroberungs- 
zug König  Carls  VIII  von  Frankreich  nach  Neapel  zulief 
und  die  Franzosen  die  Boten,  welche  die  Tagsatzung 
schickte,  um  abzumahnen,  mit  Gewalt  von  den  Truppen 
abhielten,  erfolgte  endlich  das  erste  Eidgenössische  Gesetz, 
oder  eigentlich  Konkordat,  wonach  Reislaufen  mit  5  Gulden 
Busse  oder  5  Wochen  Gefängnis,  Aufwiegeln  dazu  (Werben) 
aber  mit  dem  Tode   bestraft    werden  sollte1).     Dasselbe 


')  Eidg.  Abschiede  III.  I.  468.  «Entwurf  eines  Vor- 
kommnisses der  laufenden  Knechte  wegen:  Auf  ein  Hinter- 
sichbringen  wurde  beschlossen:  Niemand  soll  mehr  au> 
der  Eidgenossenschaft  zu  Fürsten .  Herren ,  Städten  in 
fremde  Kriege  laufen,  reiten  oder  fahren.  Wenn  ein  Ort 
die  Seinen  nicht  zurückzuhalten  im  Stande  sei,  so  sollen 
ihm  die  übrigen  Orte  Kraft  ihrer  geschwornen  Eide  be- 
hülnieh  zu  werden  gebunden  sein.  Alle,  welche  von  nun  an 
das  Verbot,   in   fremde  Kriege  zu   laufen,    übertreten,  sollen 
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blieb  aber  ein  todter  Buchstabe.  Schon  im  folgenden 
Jahre  zogen  wieder  20,000  Mann  nach  Italien,  durch 
Freiburg  mit  offenen  Bannern,  worüber  dieses  nur 
lakonisch  berichtete,  «man  habe  dem  Waldwasser  seinen 
Gang  lassen  müssen.»  Am  18.  Juli  1495  beschloss  die 
Tagsatzung  zu  Luzern  von  Neuem1)  «Damit  wir  Eidt- 
gnossen  gemeinlich  dester  trüwlicher  vnd  beharriger  in 
brüderlicher  lieb  vnd  früntschaft  mit  einandern  lepten, 
so  geuiele  yez  diss  tags  den  Boten,  dass  wir  Eidgnossen 


in  welchem  Ort  man  ihrer  habhaft  wird,  gefangen  und  vom 
Leben  zum  Tode  gerichtet  werden.  Ebenso  soll  es  mit  den 
Aufwieglern  gehalten  werden,  wo  man  immer  selbe  betreten 
mag.  Die  VIII  Orte  und  ihre  Zugehörigen  sollen  dieses  Ver- 
kommnis  getreulich  halten  und  keines  ohne  Wissen  und 
Willen  aller  davon  abgehen.  Sofern  dieses  Verkommnis  an- 
genommen wird,  so  soll  man  den  Knechten,  die  jetzt  auswärts 
sind,  davon  Kenntnis  geben.  Diejenigen,  welche  dann  sofort 
heimkehren,  sollen  straflos  sein,  die  Ungehorsamen  aber  in 
die  jetzt  bestimmte  Strafe  fallen». 

«Der  Aufwiegler  wegen  ist  einhellig  beschlossen,  man  solle 
selbe  jetzt  und  in  Zukunft  in  Orten  oder  Vogteien,  wo  man 
sie  findet,  ergreifen  und  mit  dem  Schwert  richten.  Das  Gut 
solcher,  die  in  den  Vogteien  ergriffen  werden,  gehört  gemeinen 
Eidgenossen,  dasjenige  derer,  so  in  den  Orten  ergriffen  werden, 
den  Orten.  Allen  Vögten  wird  dieses  Verkommnis  in  Schrift 
gegeben;  auch  wird  ihnen  befohlen,  alle  Knechte,  die  aus 
Kriegen  heimkommen,  in  Thurm  zu  legen  und  sie  nicht  daraus 
zu  entlassen,  bis  jeder  5  Gulden  zur  Busse  erlegt  oder  zehn 
Tage  bei  Wasser  und  Brod  gefangen  gewesen  sei.  Überdies 
»oll  jeder  Ort  dem  Reislaufen  bestmöglich  Einhalt  thun.» 

1 )  Eidg.  Abschiede  III,  1 488, 489,  509.  Der  letztcitirte  Passus, 
Tagsatzung  zu  Luzern,  5.  Juli  1496,  lautet :  «K.  Der  laufenden 
Knechte  wegen  soll  jeder  Ort,  bei  hoher  Strafe  verbieten,  dass 
Niemand,  weder  zum  König  von  Frankreich,  noch  zu  andern 
ausländischen  Herren  laufen  soll.  Den  Vögten  in  der  Eid- 
genossen Herrschaften  wird  ab  diesem  Tag  geschrieben,  dass 
sie  allenthalben  bei  Ehre  und  Eid  verbieten  sollen,  in  fremde 
Kriege  zu  laufen.» 
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.Tschaft   kämpfenden  Mächten  dienten,   oft  sogar  auf 

tden  Seiten  gleichzeitig,  und  dabei  in  Gefahr  geriethen. 

e  zeitweiligen  Kriegsherren  um  Geld  zu  verrathen  und 

•  schweizerische  Nationalehre  schwer  zu  beschädigen. 

;r  bekannteste,  übrigens  noch  nicht  hinreichend   auf- 

•klärte  Vorfall  dieser  Art  war  der  Verrath  von  Xovara 

n  10.  April  1500,  seitens  der  Söldner  des  in  dieser  Festung 

Magerten  Herzogs  Lodovico  Moro  von  Mailand,  welcher 

a  die  Franzosen  ausgeliefert  wurde.1) 

Unter  dem  Eindrucke  dieses  Ereignisses  offenbar  be- 
chloss  die  Tagsatzung  nun  den  grossen  Pensionenbrief 
on  1503/4,  welcher  überall  in  der  ganzen  Eidgenossen- 
schaft feierlich  beschworen  werden  musste  und  somit, 
nach  damaliger  Anschauung,  als  ein  Stück  der  Ver- 
fassung galt2).  Er  enthielt  abermals  die  Bestimmung,  es 
solle  Niemand  Geschenke  oder  Jahrgelder  annehmen :  wer 
ohne  Erlaubniss  in  fremde  Dienste  trete,  solle  ehrlos  sein, 
und  die  Werber  sollen  mit  dem  Tode  bestraft   werden. 

Aber  schon  1505  beschloss  der  Grosse  Rath  von  Bern, 
die  französische  Pension,  die  die  grösste  war,  wieder  zu 
nehmen  und  liess  sich  von  seinem  geistlichen  Hirten, 
dem  Bischof  von  Lausanne,  von  dem  geleisteten  Eide 


!)  Als  eigentlicher  Verräther  wurde  später  ein  Rudolf 
Turtmann  von  Uri  in  seiner  Heimath  prozessirt  und  hinge- 
richtet; dagegen  galt  auch  ein  Luzerner  Hauptmann  Schatten- 
halb  als  Hauptbetheiligter,  welcher  einer  Strafe  entgieng. 
Vergl.  darüber  Anshelms  Chronik  Ü,  297  und  eine  neue  Unter- 
suchung dieser  unrühmlichen  Sache  durch  Escher,  Jahrbuch 
für  Schweizer-Geschichte,  1896. 

2)  Eidg.  Absch.  DI,  II,  1314,  in  den  Beilagen  abgedruckt. 
Oechsli  Urkunden  pag.  253.  Einen  besonderen  Pensionenbrief 
gleicher  Art  hatten  dann  noch  die  drei  rhätischen  Bünde  vom 
25.  Februar  1500.    Eidg.  Absch.  m,  ü,  1316. 
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lossprechen.  Diesem  guten  Beispiele  folgten  die  Andern, 
so  dass  1508  nur  noch  Zürich,  Basel  und  Schaffhausen 
den  Pensionenbrief  hielten,  aus  den  andern  Ständen  da- 
gegen Tausende  ungescheut  demselben  zuwiderhandelten. 
Erst  durch  die  Mordschlacht  von  Marignano  (13./14.  Sep- 
tember 1515),  bei  welcher  12,000  Mann  umkamen,  machte 
-sich  wieder  ein  augenblicklicher  Wechsel  in  der  Volks- 
stimmung geltend,  der  sich  in  einzelnen  Ständen  bis  zu 
Aufständen  gegen  die  Regierungen  steigerte,  aus  deren 
gesellschaftlichen  Kreisen  eben  die  hauptsächlichsten  Wer- 
ber (Kronenfresser,  wie  man  sie  damals  nannte)  stamm- 
ten1). Noch  im  folgenden  Jahre  1516  aber  gingen  wieder 
Schweizer  im  offenen  Felde  wegen  Ausbleibens  des  Soldes 
vom  Erzherzog  Max  von  Oestreich  zu  den  Franzosen  über. 

Mit  dem  «ewigen  Frieden»   vom  29.  Nov.  1516,  trat 
nun  ein  gänzlicher  Umschwung  in  der  Anschauung  über 


')  Die  berüchtigtsten  dieser  Kronenfresser,  welche  mit 
solchem  Werbegeld  einen  ungeheuren  Luxus  trieben,  waren 
Albrecht  von  Stein,  Herr  zu  Münsingen,  und  Ludwig  von 
Erlach,  welch'  letzterer  ein  Jahr  nach  Marignano  1516  die 
Herrschaft  Spiez  kaufte,  die  bis  in  unsere  Tage  in  den  Händen 
seines  Geschlechtes  verblieb,  während  der  erstere  unmittelbar 
vor  der  Schlacht  mit  einer  Heerschaar  abgezogen  war. 

Auch  damals  fand  ein  Kriminalprozess  gegen  einen  ge- 
meinen Söldner,  Bachmann  von  Wädenswyl,  statt,  welcher  in 
der  Schlacht  der  französischen  Artillerie  Zeichen  gegeben 
haben  sollte.  Eine  Anzahl  von  Offizieren,  die  er  als  franzö- 
sische Pensionäre  denunzirte,  blieben  unbestraft;  bei  der  da- 
maligen Folterprozedur  sind  allerdings  solche  Angaben  nie- 
mals gänzlich  zuverlässig.  Vergl.  über  diesen  «Bächli-Prozess» 
Anshelm  IV  156  und  Abschiede  III,  II  950.  «Wollen  wir 
achten  —  sagt  der  endliche  Beschluss  sehr  bezeichnend  — 
dass  der  hingericht  Bächli  Im  selbs  und  Andern  Unrecht  ge- 
than  habe.»  Ueber  den  damaligen  Verlust  des  Eschenthals, 
4er  auch  nicht  völlig  aufgeklärt  ist,  vergl.  Jahrbuch  VI,  230. 
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den  fremden  Dienst  auch  ex  officio  ein.  Da  dem  durch 
lange  Nachsicht  inveterirten  Uebel  des  fremden  Dienstes 
nicht  mehr  beizukommen  war,  so  suchten  die  Eidg.  Stände 
nun  wenigstens  die  Vortheile  desselben  für  ihre  kanto- 
nalen Finanzen  (die  schon  damals  immer  «nothleidend» 
waren)  nutzbar  zu  gestalten,  womit  dann  auch  gleich- 
zeitig wenigstens  eine  «Reglementirung»  desselben  zu  er- 
zielen war.  Aehnlich  wie  sie  in  unserer  Lebensperiode 
das  Alkohol-Elend  zu  einer  Einnahmsquelle  der  Kantone 
gestaltet  haben,  die  sie  kaum  mehr  zu  entbehren  ver- 
möchten, und  wie  der  Kanton  Genf  aus  dem  Rftsslispiel 
eine  erhebliche  und  monopolisirte  Einnahme  bezieht. 

Mit  diesem  Frieden  begann  der  permanente  fran- 
zösische Dienst,  welcher,  mit  kurzer  Unterbrechung 
durch  die  Revolution,  drei  Jahrhunderte  lang,  bis  1830,  fort- 
dauerte und  sich  schliesslich  unter  Napoleons  I.  Herr- 
schaft bis  zu  einem  förmlichen  Vasallenverhaltniss  der 
Schweiz  gegenüber  Frankreich  ausbildete.  Fortan  er- 
theilten  die  Eidg.  Stände  im  Wege  einer  Conzession, 
wie  wir  es  gegenwärtig  nennen  würden,  einem  fremden 
Staate  die  Erlaubniss  zur  Werbung  einer  bestimmten 
Anzahl  von  Mannschaft,  gegen  eine  bedeutende  jährliche 
Conzessionsgebühr,  die  nach  und  nach  geradezu  die  un- 
entbehrliche Haupteinnahmsquelle,  namentlich  der  klei- 
neren Stände  bildete.  Dazu  kamen  noch  Privatpensionen, 
und  Vergünstigungen  durch  Offiziersstellen,  womit  die 
einflussreichen  Personen  dieser  Stände  in  beständiger  Ab- 
hängigkeit erhalten  wurden  und  wodurch  der  fremde 
Dienst  mit  dem  Pensionssystem  stets  in  engster  Verbin- 
dung blieb.  Dabei  behielten  —  das  war  das  Gute  an  der 
Sache  —  die  Stände  die  Bedingungen  der  «Capitulation» 
für  die  Mannschaft   gegenüber    dem  fremden  Staate  in 
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#>-2i  nar^  nalea  Snn  fir  Tipötrr-iT  un»i  Treue  Ehr» 
n".a»*i>*n.  k*nrr~-n.  ^^>*=<niBki*en.  «*in>*  Art  von  Alh&u/ 
d*T  EI'tiTHii»  s^nsvöafr  nur  i**ni  i^tf»*ra  Staat«?  Austeilen 
und  im  N«  riiiiZ.  Vi  ~u£»*aeaL  S^ärl  a.i«*h  "Stets  als  krie^- 
tfvhrijy  tih«:  jo-tr^r^r-r  ^>oraa«,i:~  mrivtherofeii  wk- 
d*n  konnten. 

Die  G*rMs?:zizieiL  -Ire  a^f  -Lese  W^ee  nur  Ton  dem 
Einen  Staate  Frankr^i^h  in  «iie  «•^•iarme  Schweiz  flössen. 
wollten  zur  Zeit  Ludwigs  XIV,  h^i  Anlas*  der  zweitn: 
Erneuerung  des  Bündnisses,  auf  über  iw^i  MQharden 
Livres  berechnet  werden:  historisch  ist  ein  Aussprach 
des  Königs  zu  seinem  Hauptwerber  Peter  Stuppa  au- 
Chiavenna,  nachmals  Generaloberst  der  S<hweizertrupi*'U. 
er  habe  während  seiner  Regienmgszeit  so  viel  Geld  in 
die  Eidgenossenschaft  gesandt,  dass  man  damit  die  Strasv 
von  Dane!  nach  Paris  mit  Thalern  pflastern  konnte. 

Aber  auch  viele  andere  Staaten  Europas  fingen  an, 
nach  diesem  französischen  Beispiel  Schweizer  anzuwerf** 
und  dafür  (Jonzessionsgebühren  zu  bezahlen,  so  dass  bei 
dem  Abschluss  des  zweiten  Friedens  von  Aachen  1748  über 


»)  Von  den  Päpsten  sogar  kirchliche  Privilegien. 
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*UU0  Mann  Schweizer  in  allen  diesen  fremden  Diensten 
standen  haben  sollen,  eine  für  die  damaligen  Begriffe 
ungewöhnlich  grosse  Armee.  Unmittelbar  vor  dem  Au>- 
inich  der  französischen  Revolution  standen  in  Diensten : 
bei  Frankreich  14,076,  bei  Spanien  4868,  bei  Sardinien 
ä«51,  bei  Holland  9802,  bei  Neapel  M,  bei  dem  Papst** 
H4Ti.  zusammen  37,874  Mann. 

Die  Conzessionsgebühren  an  die  einzelnen  Kantone 
waren  zum  Theil  so  hoch,  dass  dieselben  ihren  gesammten 
Staatshaushalt  damit  bestreiten  konnten.  Nach  Vuillemin 
(Forts,  von  Joh.  v.  Müller  X,  141),  erhielten  1654  und  fol- 
gende Jahre:  Solothurn  20,000,  Uri  44,000,  Schwyz  41,000, 
Nidwaiden  10,000,  Obwalden  13,000,  St.  Gallen  2000,  Zug 
10.000,  Appenzell  4000,   Luzern   21,000,   Glarus    15,000, 
Wallis  25,000,  Zürich  42,000,  Bern  42,000,  Basel  27,000, 
Schaffhausen   15,000  Iivres,    wobei  diese  Summen  nach 
heutigem  Gelde  (abgesehen  von  dem  Kauf werth  des  Geldes) 
mit  10  bis  15  multiplizirt  werden  müssen.1)   Zürich  allein 
hatte  sich  ursprünglich,  durch  den  Einfluss  Zwingiis2),  der 
selbst  als  Feldprediger  der  Glarner  einen  italienischen  Feld- 
zug mitgemacht  hatte,  längere  Zeit  noch  den  Tagsatzungs- 

1)  Aus  diesem  Conzessionshandel  hat  sich  das  üble  Sprich- 
wort «point  d'argent  point  de  Suisse»,  das  übrigens  ursprüng- 
lich einem  Schweizer  selbst,  dem  Cardinal  Schinner,  in  den 
Mond  gelegt  wird,  bis  in  unsere  Tage  erhalten.  Weniger 
bekannt  ist  die  derbe  Antwort,  die  ein  Schweizeroffizier  in 
französischen  Diensten  einem  Franzosen  gab,  welcher  daran 
erinnerte  und  beifügte,  dass  hingegen  die  Franzosen  im  Militär- 
dienst stets  nur  Ehre  suchen:  «chaeun,  Monsieur,  cherche  ce  qui 
hii  manque». 

2)  Derselbe  war  daher  den  Söldnern  der  katholischen 
Stände  auch  aus  diesem  Grunde  tief  verhasst  und  hat  seinen 
Todesstreich  auf  dem  Schlachtfeld  von  Kappel  nach  der  Tra- 
ktion durch  einen  solchen,  Hauptmann  Vokinger  von  Unter- 
Salden,  erhalten.  Vgl.  seine  «Pensionenpredigt»  in  den  Beilagen. 


256         Ueber  die  Entstehung  der  Artikel  XI  und  XII 

beschlossen  treu  gehalten  und  in  seinem  Gebiete  keine 
Werbung,  auch  nicht  Seitens  anderer  Stände  geduldet, 
bis  endlich  das  allgemeine  schlechte  Beispiel  und  die 
Geldgier  der  obersten  und  untersten  Gesellschaftsklasse 
auch  dort  die  gesunden  religiösen  Grundsätze  überwog1). 

Nicht  ohne  Grund  hatte  der  grosse  Prediger  den  Eid- 
genossen seinerzeit  zugerufen,  was  auch  die  heutigen 
noch  mitunter  mit  Nutzen  hören  könnten: 

«Woher  kommt  es,  dass  unser  Land  Hunderte  von 
Jahren  fruchtbar  genug  gewesen  ist,  uns  zu  nähren,  jetzt 
aber  nicht  mehr?  Daher,  weil  Niemand  mehr  mit  Arbeit 
sich  nähren  will,  weil  wir  glänzender  und  bequemer  leben 
wollen.  Die  Liebe  zwingt  mich  Euch  zu  warnen,  so  lange 
es  Zeit  ist ;  sonst  werden  die,  welche  mit  Eisen  und  Helle- 
barden Euch  nicht  bezwingen  können,  mit  weichem  Gold 
Euch  überwinden.» 

In  dem  17.  Jahrhundert  bereits  galt  aber  eine  solche 
Sprache  als  «Idealismus»  und  Träuinerei.  Die  eidgenös- 
sischen Stände  Hessen  sich,  namentlich  von  Frankreich 
unter  Ludwig  XIV.,  alles,  selbst  die  offene  Verletzung  der 
Capitulationen  durch   sogenannte    «Freicompagnien»    ge- 


')  Vergl.  Eidg.  Abschiede  V,  I,  753;  IV,  H,  56.  Hottinger, 
Forts,  von  Müller  I,  90,  enthält  einen  Auszug  aus  Zwingiis 
«göttlicher  Vermahnung  an  die  ehrsamen,  weisen,  ehrenfesten 
ältesten  Eidgenossen  zu  Schwyz»  über  diesen  Gegenstand.  Die 
Wirkung  dieser  Ansprache  ist  nicht  ersichtlich.  Noch  im 
16.  Jahrhundert,  bei  Anlass  des  Lyoner  Zuges,  wurde  in  Bern 
die  Werbung  einmal  streng  untersagt.  Es  liefen  aber  die 
Beamten  selber,  sogar  Landvögte  und  u.  A.  die  sämmtlichen 
Schreiber  der  Staatskanzlei  der  Werbetrommel  zu,  so  dass 
der  Stadtschreiber  den  Befehl  erhielt,  für  andere  zu  sorgen, 
die  nicht  Berner  seien  und  bei  ihrer  Arbeit  bleiben.  Er  be- 
merkt dazu  in  seinem  Manual  «Hi  reperiuntur  in  Utopia  inter 
corvos  albos.» 
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fallen,  welche  der  erlaubten  Werbung  unter   Offizieren 
:111s  den  regierenden  Klassen  Konkurrenz  machten.    Als 
die  Tagsatzung  dies  im  Jahre  1666  verbot,  dankte  dieser 
König  sogar  zeitweise  alle  capitulierten  Truppen  ab  und 
•  rrichtete   dafür  zehn  Freicompagnien ,    mit  welchen  er 
}»ald  darauf  die  Franche-Comte,  die  unter  dem  Vertrags- 
massigen  Schutze  der  Eidgenossenschaft  stand,  gegen  das 
offenbarste  Interesse  derselben  eroberte.   Die  Tagsatzung 
.schickte  vergeblich  Abmahnungen  an  die  Offiziere  dieser 
<  ompagnien,  die  ihnen  Todesstrafe  androhten;  dieselben 
sandten  diese  Mission  an  den  König  und  dieser  beschwerte 
sich  durch  seine  längst   in   der  Schweiz   allmächtig  ge- 
wordene ständige  Gesandtschaft  in  Solothurn  darüber  -- 
und  behielt  Recht.    Damals  wurde  das  Hauptstück  der 
späteren  schweizerischen  Wehrverfassimg,  des  sogenannten 
•Defensionale»   verfasst  und  eine  Zeitlang  eine  Art  von 
Bruch  mit  Frankreich  vollzogen,  welcher  den  heutigen  Zoll- 
kriegen ungefähr  ähnlich  war;   aber  man  war  des  fran- 
zösischen Geldes  in  dem  schweizerischen  Staatshaushalte 
zu  sehr  benöthigt,  und  es  fanden  sich  schon  damals  Leute 
genug,  welche  stets  eifrig  zur  Wiederherstellung  des  Frie- 
dens riethen.    Der  Anführer  des  Eroberungsheeres  in  der 
Franche-Comte ,    der   Prinz   Conde,    macht    diessfalLs   in 
•inem  Memoire  an  den  König  die  richtige  Bemerkung: 
«Les  Suisses  ne  sont  pas  a  craindre,  si  Ton  peut 
faire  la  chose  promptement  et  sans  qu'on  en  soit 
averti   longtemps   auparavant,   etant   longs   ä   se 
resoudre.   Le  roi  doit  en  interesser  les  prineipaux, 
pour  faire  tirer  ä  la  longue  les  resolutions.» 

Zeitweise  erhob  sich  bei  solchen  eklatanten  Unglücks- 
fällen, wie  es  die  französische  Eroberung  der  Freigraf- 
*'haft  für  die  Eidgenossenschaft  war  und  bis  heute  ge- 
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2Ln>*  :t-^  >*.  •:^i*"i:iii»;t^-s  z»~v  •i-L»-a  "^ic  £?■  nb  zahl* 
r-'j-ir-  J  umlief  jl    >r  Zliüp-ai  •*^iu?*^isLf:  —   die  altera 

n.  wir^i  iie  r=f-ir»>r^*c-  T^n  xl  T^oiiitdi  -*fcra?Cra  «ewi?*«**r- 
2L-fc— ~t  -r^Lj**L  "rir-a  um.  il*  zielt  ^i^tstrxersiandhVli 
*-:>-  i-:'""-.i-iir  ji  -♦^-nrLii~-!L  *-**r^iH  ~<t»  ai<  C^nSner*' 
:.r-i*-ü_  2L.nz.--r  ■=•  ipr  tlx  >a  r  xT-=*L7-rc  und  dem  zu- 
2-myc^-.2»  ">  vi"*r^^r  zi  i^r  "■Vtr-.ft-  S'Z«  c  v  schenkt  wur- 
/>-   tit-tO.     Cz»i  -r"»r*s^   rtz-r?  TzXrr  »ir-r  kleinere  Kaa- 

5'/  c-t-  ■.•i-r  vn-rr  I'iTCi^  Tr»Prc  a:2>  drnen  sozusagen 

=_i-r  Juc^nö  ez>-  Zehlane  unter  dir 


E»  •rr^cürrtr  •irt?*^  ^^?*eci  der  Schweiz 
«tl^Tiitr  k*<sz:^l^rr  3iil::äras<gahen,  sondern 
aij-r.  vielfach  •  ^f.Ingn:-«  cid  Bess<rranssanstalten  für 
liri^erarh^ne  «*i*-r  art«eitv.T.eue  Elemente  und  überhaupt 
ein*-  f£P~r~*n?  industrielle  Tkatigkeit.  wie  sie  jetzt  die 
naPlrlkk'-n  Mängel  de>  Ridens  und  Klimas  ausgleichen 
inus*.  Kriegsdienst  war,  an  Stelle  der  heutigen  Spin- 
deln und  Gasthöfe.  un>er  Gewerbe,  wie  Voltaire  sagte: 
«Les  Suisses  se  fönt  tuer  pour  gagner  leur  vie.» 
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Die  französische  Revolution  machte  für  kurze  Zeit 
liesem  Dienste  in  Frankreich  ein  Ende.    Ein  Sehweizer- 
*giment  «Chäteauvieux»,  das  wesentlich  aus  den  wel- 
chen Unterthanen  rekrutirt  war,   ging   bei   Beginn  der- 
selben zu  Nancy  zur  Sache  des  Volkes  über,   wurde  je- 
loch  in  einen  blutigen  Kampfe  zu  Paaren  getrieben  und 
•ine  Anzahl  solcher  Leute  kamen  auf  die  Galeeren.   Die- 
*-lben  wurden  dann  aber  bei  fortschreitender  Revolution 
r^tren  den  Willen  der  Eidgenossenschaft  freigelassen  und 
mit  ihren   zerbrochenen   Ketten    und    rothen    Galeeren- 
[nützen  zu  einem  Schauspiel  für  das  Volk  von  Paris  miss- 
braucht.    Der  Präsident  der  Nationalversammlung  selbst 
.<*tzte  eine  solche  rothe  Sackmütze  dieser  «Märtyrer  der 
Freiheit»  auf  das  Haupt  und  dieselbe   blieb   von   da   ab 
bis  auf  den  heutigen  Tag  das  Symbol  der  Freiheit  nach 
der  Pariser  Auffassung.    Die   dem   Königthum   treu   ge- 
bliebenen Garden  fielen  zum  Theil  am  10.  August  1792 
auf  der  Tuilerientreppe,  der  Rest  wurde  durch  Beschluss 
<ier  Nationalversammlung    vom    20.   August    abgedankt, 
ebenso  die  holländischen  Schweizer  nach  der  Eroberung 
Hollands  durch  die  Franzosen  im  Jahre  1795.   Diese  Ab- 
dankungen bildeten   mit   eine   Hauptursache   der   helve- 
tischen Revolution  von  1798,  indem  von  dort  an  die  Ver- 
hältnisse der  alten  Eidgenossenschaft,  deren  Regierungen 
mit  solchen  entlassenen  Offizieren  in  engen  Beziehungen 
standen,  gegenüber   der   französischen   Republik   immer 
gespannter  wurden. 

Bereits  im  Jahre  1803  mit  der  Mediationsverfassung 
aber  fingen  die  Kapitulationsverträge  mit  Frankreich 
nieder  an,  welche  während  der  kurzen  helvetischen 
Periode  durch  eine  Offensiv-  und  Defensiv- Allianz  mit 
Frankreich  ersetzt  waren,   zu  Folge   deren  die  Schweiz, 
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als  Staat,  zur  Hälfeleistung  in  allen  Kriegen  Frankreichs 
verpflichtet  gewesen  war  und  der  Republik  zwei  grosse 
Militärstrassen  durch  ihr  Land  stets  offen  halten  musste. 
Der  erste  Konsul  verlangte  im  Anschluss  an  seine  Ver- 
mittlung vor  nunmehr  100  Jahren  eine  sog.  «Defensiv- 
Allianz»,  in  welcher  der  Neutralität  der  Schweiz  eine 
scheinbare  Rechnung  getragen  war,  und  daneben  eine 
Militärkapitulation  für  4  Regimenter,  anfänglich  16,000, 
von  1812  ab  nur  noch  12,000  Mann,  die  zwar  geworben, 
aber  so  streng  vollzählig  verlangt  und  in  den  beständigen 
Kriegen  so  wenig  geschont  wurden,  dass  man  in  der 
Schweiz  zuletzt  sehr  oft  Polizeistrafen  in  solchen  fran- 
zösischen Dienst  umwandelte  und  die  Sache  schliesslich 
einer  Conscription  immer  ähnlicher  zu  werden  begann.1) 

Diese  vier  Regimenter  machten  nun  alle  napoleo- 
nischen Feldztige,  zum  Theil  mit  grossem  Ruhme,  mit.  In 
dem  unglücklichen  russischen  Kriege  von  1812  zeichneten 
sie  sich  mehrfach,  unter  anderem  bei  dem  Uebergang 
über  die  Beresina  aus,  wo  der  grösste  Theil  des  ersten 
Regiments  nebst  seinem  tapfern  Obersten  Ragettli  von 
Flims  (Graubünden)  der  Rettung  der  übrigen  Reste  der 
französischen  Armee  das  Leben  opferte.*) 

Die  Uebriggebliebenen  kehrten  infolge  einer  Ver- 
ständigung mit  den  Alliirten  grösstenteils  in  den  Jahren 
1814  und  1815  in  die  Heimath    zurück,  wenige   blieben 


!)  Vergl.  über  diese  Verhältnisse  den  Aufsatz  «Unter  dem 
Protektorat»  im  I.  Bande  des  Jahrbuches,  von  1886,  wo  auch 
der  Defensiv-Allianzvertrag,  die  beiden  Militärkapitulationen 
von  1803  und  1812  und  der  Offiziers-Etat  der  französischen 
und  spanischen  Dienste  in  den  Beilagen  pag.  402  und  folg. 
abgedruckt  sind.    Ueber  die  damalige  Werbung  pag.  310. 

*)  Vergl.  Jahrbuch  I,  pag.  302  und  folg. 
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i  dem  Kaiser,  gegen  den  Willen  der  Tagsatzung,  und 
ien   zum  Theil  noch  bei  Waterloo.1) 

Die  Mediationsverfassung  hatte  im  Art.  32  im  han- 
sischen Interesse  nur  dem  Bund  das  Recht  zum  Ab- 
hluss  von  Militärkapitulationen  gewährt.  In  dem  nun 
inenden  Bundesvertrage  von  1815  wurde  nun  dasselbe, 
•in  ganzen  Sinn  und  Geiste  dieser  Verfassung  gemäss, 
-n  Kantonen  wieder  zurückgesteUt  und  es  erfolgten 
»gleich  solche  Verträge  mit  Frankreich  und  Holland  für 
isarnmen  10  Regimenter,  denen  dann  noch  Verträge  mit 
fna  Papst  und  Neapel  folgten,  welche  bis  in  unsere 
igenen  Tage  hineinreichten,  und  aus  denen  noch  manche 
Offiziere  und  Soldaten  leben,  oder  bis  vor  Kurzem  gelebt 
iahen.  Der  fremde  Dienst  lebte  noch  einmal  in  seiner 
üten  Gestalt  völlig  auf,  mit  allen  Vor-  und  Nachtheilen, 
lie  mit  ihm  stets  verbunden  gewesen  waren. 

Die  Periode  des  Verbotes  desselben,  in  der  wir  leben 
und    die    wieder    auf   die    Anschauungen    der    ältesten 

r)  Besonders  war  dies  der  Fall  bei  dem  Obersten  Engel 
von  Langwies,  dessen  Frau,  eine  wahre  Amazone,  welche 
ebenfalls  bei  Waterloo  verwundet  wurde,   mit   ihm  fast  alle 
napoleonischen  Kriegszüge  mitgemacht  hatte.    Vrgl.  darüber 
Jahrbuch  II  pag.  378—393,  wo   einige  Auszüge  aus  ihrer  in- 
teressanten   und  jetzt   sehr    selten    gewordenen    Lebensbe- 
schreibung vom  Jahre  1821  abgedruckt  sind.    Sie  selbst  starb 
am  25.  Juni  1853,  über  92  Jahre  alt,  im  alten  Spital  in  Zürich : 
dies  ist  zu  pag.  323  zu  berichtigen.    Ueber  die  bei  Napoleon 
verbliebenen  Offiziere   der  ehemaligen  Schweizerregimenter, 
welche  von  der  Tagsatzung  «des  Schweizernamens   und  In- 
digenats»  unwürdig  erklärt  wurden,  die   einzige   eidgenös- 
sische Bürgerrechtsentziehung,   die   in   unserer  Geschichte 
vorkommt,  und  den  Orden,  welchen  die  Tagsatzung  den  Königs- 
treuen  verlieh,  ebenfalls  die   einzige   eidgenössische   Ordens- 
verleihung, vgl.  Jahrbuch  Et,  pag.  400  und  Off.  Sammlung  I  '247. 
Der  im  Jahre  1870  viel  genannte  französische  Baron  Stoffel 
stammte  von  einem  solchen  des  Bürgerrechtes  Beraubten  ab. 


262         Ueber  die  Entstehung  der  Artikel  XI  und  Xu 

Tagsatzungsbeschlüsse  zurückgekehrt  ist1),  beginnt  mit 
der  zweiten  französischen  Revolution  und  ihren  Vor- 
spielen. 

Schon  1828  wurden  die  holländischen  Regimenter  auf 
Andrängen  des  Volkes  verabschiedet2).  1830  nach  der 
Julirevolution  endete  auch  der  jahrhundertlange  franzö- 
sische Dienst,  nach  einer  tapfern  Verteidigung  der 
Schweizer  in  Paris,  die  allein  sich  gut  für  Carl  X.  hielten, 
und  es  blieben  fortan  nur  noch  die  kapitulirten  Regimenter 
in  Neapel  und  Rom  übrig.  Das  Ungeeignete  des  fremden 
Dienstes  trat  dadurch  mehr  in  den  Vordergrund,  da  die 
Schweizer  gerade  dort  niemals  zu  ehrenvollem  Kriegs- 
dienst  im  Kampfe  mit  andern  Staaten,  sondern  zur  ge- 
waltsamen Niederhaltung  des  eigenen  Volkes  gebraucht 
wurden,  wobei  sie  ihre  eigenen  politischen  Grundsätze 
verläugnen  mussten*).  Die  Revolutionen  in  Neapel 
und  Sizilien  wurden   von   ihnen,   zum  Theü  mit  solcher 

')  Es  ist  das  etwas  in  unserer  Geschichte  nicht  ganz 
Ungewöhnliches,  dass  die  moderne  «liberale»  Zeit  der  Eidge- 
nossenschaft dem  «Geiste  der  ruhmvollen  Ahnen»  und  der 
besten  Zeit  der  alten  Eidgenossenschaft  viel  ähnlicher  ist,  als 
die  dazwischen  liegende  «konservative»  Periode.  Unser  jetzi- 
ges Gesetz  von  1859  ist  ganz  die  Kopie  der  Beschlüsse  vom 
Ende  des  15.  und  Anfang  des  16.  Jahrhunderts. 

f)  Es  war  dies  der  beste  Dienst  gewesen,  aus  dem  viele 
gut  geschulte  und  im  bürgerlichen  Leben  sehr  brauchbare 
Leute  hervorgiengen  und  dessen  Aufhören  am  meisten  zu  be- 
dauern war.  Ueber  ein  Projekt  Wilhelms  von  Humboldt  in  Be- 
zug auf  diesen  Dienst  siehe  den  ersten  Aufsatz  pag.  21. 

*)  Sie  betrachteten  auch  den  König  Ferdinand  von  Neapel, 
der  sein  Regiment  ganz  nur  auf  seine  Schweizer  stützte, 
ähnlich  wie  s.  Z.  Ludwig  XIV.,  als  ihren  eigentlichen 
Herrn.  Wir  erinnern  uns  selbst  noch  aus  dem  Munde  eines 
solchen  bekannten  Offiziers,  immer,  wenn  er  von  demselben 
sprach,  den  Ausdruck  «mein  allergnädigster  König»  auch  in 
der  Schweiz  vernommen  zu  haben. 
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Le,    niedergeschlagen1),    dass    einzelne  Kaaiiunsregie- 
*en,  z.  B.  die  berniscbe.  darüber  l"niersurbonp-n  be- 
tagten und  die  weitere  Reknitirung  auf  ihrem  Gebiete 
«tw  eilen  untersagten. 
Da  im  Weitem  dieser  fremde  Dienst  seit  jeher  and 
±    noch    im    vergangenen    Jahrhundert    in    enger   Be- 
huag  zu  dem   aristokratisch- konservativen  Regierungs- 
ftem  in    der  Schweiz  stand,   so  wurde   nun   seine  Be- 
ugung   ein  stehender   Programnurtikel   der  liberalen 
jHassungen,  so  der  bernischen   von  1&46  und  schliess- 
jb  der  Bundesverfassung  von  l&tö.    Die  RerisionskoiD- 
won  hatte  zwar  anfänglich  sieh  nicht  zu  einem  form- 
Shen  Verbote    entschlossen,    sondern  bloss  die   Wieder- 
bellung  des  Artikels  der  Mediationsverfassung  bean- 
wonach   den  Kantonen   das  Recht  zum  AbscfaJuss 
>  MiL'tärkapituuttionen   versagt  und  bloss  dem  Bunde 
;en  war.    Selbst  liberale  Kantone,  wie  Waadt  und 
Senf,  stimmten   damals  hiefür.   was  sich  jedoch  daraus 
■klart,    dass   sie   mit   Sardinien   eine   solche   Truppen- 
ptellung  gegen  Oesterreieh  zu  vereinbaren  beabsichtigten1). 

f  ')  Eine  Darstellung  dieser  Aktionen,  aus  der  Quelle  von 
Notizen  solcher  Offiziere,  enthielt  das  Sonntagsblatt  des  «Bund* 
tan  diesem  Jahre. 

'I  Es  war  dies  der  interessante  Antrag  Carlo  Albertos 
au  die  schweizerische  Tagsatzung  tmd  14.  April  1848,  ihm  za 
<ier  Regeneration  Italiens  durch  Vertreibung  der  Österreich!- 
-ihen  Herrschaft  aus  der  Lombardei  und  Venedig  behilflich 
n  sein.  Eh  war  der  letzte  Versuch,  die  Eidgenossenschaft 
'us  ihrer  ewigen  Neutralitat  herauszulocken,  dem  nur  noch 
b||  der  Natur  der  Sache  nach  wenig  bedeutender  von 
Knssuth  gefolgt  ist,  welchen  wir,  zum  ersten  Male,  im  Jahr- 
buch  X  Ö95  veröffentlicht  haben.  Die  Akten  Ober  das  sardini- 
"he  Angebot  befinden  sich  im  Eidg.  Archiv  und  sind  bisher  nie 
(•ublixirt  worden ;  ein  Resume  findet  sich  im  Repertorium  der 
Ki-staurationszeit  II.  pag.  77;   Vrgl.  Beilagen.    Es  ist  der  Be- 


. 
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Schliesslich  aber  ging  ans  den  Berathungen  des 
Art.  XI  der  damaligen  Verfassung  hervor,  welcher,  genau 
wie  der  heutige  und  unter  derselben  Ziffer,  einfach  lautete: 

«Es  dürfen  keine  Militärkapitulationen  abgeschlossen 
werden.» 

Damit  war  die  Sache  aber  noch  keineswegs  erledigt. 
Denn  der  Artikel  verbot  (wie  der  heutige)  bloss  den  «Ab- 
schlüsse von  Militärkapitulationen,  während   die    damals 

achtung  werth,  dass  damals  7  Kantone  geneigt  waren,  die 
Neutralität  aufzugeben  und  das  Abenteuer  für  Italien  zu 
wagen,  auf  das  später,  1859,  Napoleon  HI.  einging.  Es  hat 
also  die  Schweiz  damals  grosse  Sympathien  für  die  Herstel- 
lung der  schon  von  Macchiavelli  in  seinem  «principe»  heiss 
ersehnten  nationalen  Wiedergeburt  Italiens  gezeigt  und  die- 
selben wenigstens  durch  die  Rückberufung  der  Regimenter 
aus  Neapel  bewiesen,  ohne  welche  Garibaldi  schwerlich  seinen 
raschen  Siegeslauf  in  Sizilien  und  Neapel  ausgeführt  haben 
würde.  Die  römischen  Schweizer  fochten  sogar  thatsächlich 
für  die  italienische  Einheit  in  Oberitalien  gegen  Radetzky,  und 
der  Kampf  am  Monte  Berico  bei  Vicenza  ist  eine  der  letzten 
nicht  unrühmlichen  Traten  unseres  Volkes  auf  den  so  oft  von 
ihm  behaupteten  lombardischen  Schlachtfeldern.  Den  Schwei- 
zern wurde  am  Schluss  des  Tages  von  dem  österreichischen 
Feldherrn  freier  Abzug  mit  Waffen  und  allen  Kriegsehren  ge- 
währt, während  die  mit  ihnen  kämpfenden  Italiener  sich 
kriegsgefangen  geben  mussten.  So  sind  wir  wenigstens  zum 
zweiten  Male  «avec  armes  et  bagages»  von  dem  Schauplatze 
so  vieler  unserer  Kämpfe  in  ein  fortan  friedlicheres  Dasein 
abgezogen.  Ueber  das  erste  Ende  unserer  kriegerischen  Lauf- 
bahn, die  Schlacht  von  Cerisolles  gegen  die  Spanier  und 
deutschen  Landsknechte,  das  von  den  deutschen  Militärschrift- 
stellern gewöhnlich  ignorirt  wird,  siehe  Jahrbuch  IX,  136  u.  f. 
Dieser  kurze  Feldzug  der  römischen  Schweizer  von  1848 
und  die  Verhandlungen  über  die  Allianz  mit  Sardinien  ver- 
dienten eine  nähere  Beleuchtung  in  einer  Zeit,  in  welcher  die 
Stimmung  in  einzelnen  Kreisen  des  nun  glücklich  geeinigten 
Italiens  einigermassen  an  die  Fabel  vom  Bauer  und  der 
Schlange,  oder  vom  «Undank  der  Welt»  erinnert.  Aus  diesem 
Grunde  drucken   wir  den  längst  gedruckten,  jetzt  aber  sehr 
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noch  auf  längere  Jahre  hinaus  bestehenden  dadurch  nicht 
aufgehoben  waren.1) 

Bereits  im  März  des  folgenden  Jahres  1849  stellte 
aber  Genf,  unterstützt  durch  viele  Petitionen  aus  andern 
Landesgegenden,  den  Antrag,  es  sei  auf  Grund  dieses 
Art.  11  der  Verfassung  und  des  Art.  74,  Ziffer  6  und  7 
(dem  jetzigen  85,  Ziffer  6  und  7  gleichlautend)  der  neapo- 
litanische Dienst  aufzuheben.  Der  Bundesratb  und  Stände- 
rath  wollten  darauf  nicht  eintreten  aus  Besorgniss,  sonst 
die  Söldner,  welche  ohne  Pension  entlassen  würden,  ent- 
schädigen zu  müssen,  im  Nationalrath  hingegen  ging  am 
20.  Juni  1849  der  Beschluss  durch,  der  Bundesrath  sei 
einzuladen,  Unterhandlungen  über  die  Auflösung  der  in 
fremden  Diensten  stehenden  Truppencoq>s  zu  pflegen 
und  die  Anwerbung  in  solche  sei  einstweilen  bereits  ver- 
boten.2) Dieser  Beschluss  des  Nationalrathes  blieb,  ob- 
wohl er,  bei  NichtZustimmung  des  Ständerathes,  ohne 
gesetzliche  Gültigkeit  war,  dennoch  trotz  des  Andringens 
einzelner  Kantone,  die  ihn  gern  förmlich  aufgehoben  ge- 
sehen hätten,  bestehen  und  Bern,  das  in  dieser  ganzen 
Sache  voranging,  hielt  durch  einen  besondern  Beschluss 
vom  1.  Juni  1849  für  sein  Gebiet  das  Verbot  der  Re- 
krutirung  aufrecht. 

vergessenen  Passus  des  Repertoriums  in  der  Beilage  ab  und 
behalten  uns  vor,  auf  diese  interessante  Sache  zurückzu- 
kommen. Die  heutige  Eidgenossenschaft  würde  übrigens  auf 
einen  solchen  Antrag,  ihre  neutrale  Stellung  aufzugeben,  gar 
nicht  mehr  eintreten,  sondern  ihn  a  limine  abweisen. 

J)  Die  neapolitanische  Kapitulation  namentlich,  für  4  Re- 
gimenter, war  im  Jahre  1828  von  10  Kantonen  auf  30  Jahre 
vereinbart  worden  und  die  Werbungen  dafür  dauerten  fort. 
Ebenso  bestand  noch  eine  römische,  ganz  abgesehen  von  der 
sog.  Garde,  die  noch  heute  besteht. 

*)  Eidg.  Ges.  S.  I,  432. 
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Der  Bundesrath  betonte  dann   ii .    ,  ^__ _ 

berichten   der    folgenden   Jahre   wiec  .Gr_  - 
verbot  würde  eine  leere  Formel   ohne  ._ 

jr... 

mung  gegen  die  Uebertreter  desselben  s 
davon  erfolgten  nun  zwei  solche  Besti  ^  _   „ 
der  Art.  98  des  Eidg.  Militärstrafgesetz   . 
1851  (E.  G.  S.  II,  639),  welcher  das  Anw    ^'"  "  *■ 

Pflichtigen,  auf  eidgenössischen  oder  kl  ] 
kontrollen  stehenden  Leuten  als  strafbt       . 
sodann  der  Art.  65  des  Bundesstrafrechts^-'*  ~~ 
1853  (E.  G.  S.  III,  424),  welcher,  weiterg  "~    ""  ' 
Werbung  von  Einwohnern  der  Schweiz   v 
bot  auch  auf  ausserhalb  der  Schweiz  best  *  *  — *  * 
büreaux   ausdehnte")   und   es   endlich    (in**  *  * 
Bundesrath  freistellte,  solche  Falle  auch  v«""  *   '  "• 
assisen  zu  weisen,   wenn   die   kantonale    1  *    -»-^    - 
nicht   hinreichend  zuverlässig  erweisen    soll"   -*  *  —    ' 
führung  dieser  beiden  Verbote  liess  jedoch  *>"-*" 
übrig,   die  Werbung  dauerte  in   hohem   Maa  ~r  ■*-  "■   ^ 
und  während  des  Krimkrieges,   1855,  wurde  i  ^ 
Bern  ziemlich  offen  und  von  eidgenössisch«  "  v-  "* 
selber  für  eine  englische  Legion  betrieben,   vi*  -— "    • 
eine  Zeitlang,  theils  in  England,  theils  in  Sa  "*-  *  • 
Standort  hatte.  '.  v>  * ,. 

Erst  im  Jahre  1859  kam  die  definitive  Lös*  i^    ,. 
Confliktes  zwischen  Gesetz  und  alter  Gewohnhex^  ^  „  , 

l)  Es  war  dies  fortan  ein   der  Schweiz  eigen! 
Vergehen  unter  der  Bezeichnung  «Falschwerben».  „^  ^ 
tikel  besteht  dermalen  noch,    obwohl  er   durch   die  "r"~ 

Gesetze,  das  Bundesstrafrecht  von  1853  und  das  Wet„ 
von  1859  seine  Bedeutung  verloren  hat.  .   *  '  " 

*)  Solche  waren  überall  an  den  Gränzen,   in  St.,* 
Lörrach,    Schlettstadt   und  Feldkirch  errichtet  worÄ.;^.,^ 
hatten  ihre  Agenten  und  Zutreiber  in  der  Schweiz. 


^ 
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durch    solche   starke  Eindrücke    zur  Explosion   gebracht 
werden  muss.1) 

Es  erfolgte  nun  ohne  erheblichen  Widerstand  das 
jetzt  bestehende  «Bundesgesetz  betreffend  die  Werbung 
und  den  Eintritt  in  fremden  Kriegsdienst»  vom  30.  Juli 
1859  (Eidg.  Ges.  S.  VI  312),  welches  den  Abschluss  der 
beinahe  vierhundertjährigen  Geschichte  dieses  Dienstes 
bildet.  Durch  dasselbe3)  ist  nun,  wie  in  den  ältesten 
Tagsatzungsbeschlüssen,  sowohl  die  Werbung,  als  der 
Eintritt  in  alle  Truppenkörper  des  Auslandes,  welche 
nicht  als  dessen  gewöhnliche  Nationaltruppen  anzusehen 
sind,  ebenso  die  Unterstützung  der  Werbung  (durch  Vor- 
schüsse von  Reisekosten,  Ertheilung  von  Empfehlungen, 
Marschrouten  etc.),  noch  mehr  der  Abschluss  von  Ver- 
trägen auf  Errichtung  ganzer  Corps  bei  hoher  Gefängniss- 
strafe, Geldbusse  und  Einstellung  im  Bürgerrecht  ver- 
boten und  der  Bundesrath  kann  solche  Straffälle,  wenn 
die  Kantone  dem  Gesetze  nicht  genügende  Nachachtung 
verschaffen,  an  die  Bundesassisen  weisen.  Er  kann  aber  auch 
in  einzelnen  Fällen,  zum  Zweck  militärischer  Ausbildung, 
Erlaubnisse  zum  Eintritt  in  solche  Fremdenlegionen  er- 
theilen  *). 


')  Es  wird  sich  das  bei  den  jetzigen  Spielhäusern  wieder 
als  richtig  erweisen,  ebenso  bei  der  Aktion  gegen  das  Trinken 
und  die  Bordelle.  Es  müssen  die  Uebel  sich  noch  deutlicher 
zeigen,  als  es  bisher  der  Fall  gewesen  ist. 

*)  Vrgl.  Beilage  II. 

8)  Dies  kommt  thatsächlich  nur  für  einzelne  Offiziere  der 
algerischen  Fremdenlegion  vor.  die  dann  aber  für  diese  Zeit 
nicht  gleichzeitig  ihren  schweizerischen  Rang  beibehalten 
können. 

Es  ist  zweifelhaft,  ob  dies  in  Zukunft  geschehen  sollte. 
Es  gehen  eher  zweifelhafte  Elemente  dahin,  und  was  sie  dort 
lernen,  ist  auch  von  zweifelhaftem  Werthe. 
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Der  Eintritt  in  die  gewöhnlichen  Nationaltruppen  eines 
fremden  Staates  ist  nicht  verboten,  nur  der  Eintritt  in 
besondere  Corps  (Schweizercorps,  Fremdenlegionen  etc.); 
dagegen  ist  die  Werbung  auch  für  Nationaltruppen  eben- 
falls verboten1). 

Die  Frage,  ob  diese  gesetzlichen  Bestimmungen  in 
das  nun  zu  erstellende  schweizerische  Strafgesetz  einzu- 
fügen seien,  wurde  durch  Entscheid  des  schweizerischen 
Militärdepartements  vom  21.  September  1901  in  negativem 
Sinne  entschieden.'). 

Sofort  nach  Erlass  dieses  Gesetzes  wurden  die  neapoli- 
tanischen Regimenter  aufgelöst.  Ein  grosser  Theil  ihrer 
Mannschaft,  ungefähr  7500  Mann,  kehrte,  dem  Gesetze 
gehorsam,  heim  und  es  gelang  dann  später,  mit  der  italieni- 
schen Regierung  die  Auszahlung  ihrer  Pensionen  nach 
dem  Vertrage  von  1828  zu  vereinbaren,  die  noch  fort- 
während an  die  Ueberlebenden  durch  Vermittlung  eines 
neapolitanisch -schweizerischen  Bankhauses  und  die  Bun- 
deskanzlei auf  alljährliche  Vorlage  von  Lebensscheinen 
hin  erfolgt.') 

Andere  Hessen  sich,  gegen  das  Gesetz,  in  Neapel  neu 
anwerben  und  kämpften  dann  unter  dem  frühern  Ober- 

!)  Dieser  Fall  kommt  faktisch  nur  für  Holländisch-Indien 
vor.  Vergl.  z.  B.  Fall  Ganioz,  Bericht  des  Bundesrathes 
vom  2.  Juni  1877  und  B.Blatt  1867,  I  652. 

8)  Vergl.  Beilage  m. 

')  Ueber  die  noth wendigen  Legalisationen   dieser  Akten 
stücke  vergl.  eine  Publikation  im  Bundesblatt  Nr.  45  von  1897 

Ausser  diesen  neapolitanischen  und  römischen  Pensionen 
für  fremden  Kriegsdienst  besteht  noch  eine  Reklamation  gegen 
über  Spanien  im  ursprünglichen  Betrag  von  circa  drei  Millio 
nen  Franken.  Eine  Rate  hievon  ist  noch  jüngst,  nach  einem 
Gutschein  von  1820,  an  die  Erben  der  ursprünglich  Berech 
tigten  ausbezahlt  worden.  Vergl.  Bundesblatt  von  1897  Nr.  9 
Frühere  Verkeilungen  geschahen  1856/57  und  1890. 
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'/'mIh'  t'tut  <Uf%4*  HWiko  ist  gross,  denn  erstens  wird 
tUt*  nrMU*'ht<  tiiU-rwUnng  eines  Rekruten,  wegen  Ueber- 
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fluss  an  brauchbarem  Material,  sehr  genau  vorgenommen 
und  zweitens  kann  der  im  Auslande  Angeworbene  sich 
weigern,  dem  Werber  die  verauslagten  Reise-  und  andern 
Kosten  von  seinen  200  Gulden  Handgeld  zurückzuzahlen. 
In  diesem  Falle  hat  der  Zahlmeister  nicht  das  Recht, 
diese  Vorschüsse  doch  abzuhalten.» 

Ausserdem  begeben  sich  immer  noch,  allen  Warnungen 
zum  Trotz,  einzelne  junge  Leute  in  die  algerische  Fremden- 
legion und  suchen  dann,  meistens  vergeblich,  die  Hilfe 
der  heimatlichen  Behörden  für  ihre  Befreiung  nach.  Die 
französische  Regierung  hat  wiederholt  bekannt  gegeben, 
dass  eine  solche  Entlassung  nur  aus  zwei  Gründen  ge- 
«-liehen  kann:  Wenn  der  Angeworbene  zur  Zeit  seines 
Engagements  noch  nicht  18  Jahre  alt  war,  oder  wenn  er 
für  den  aktiven  Dienst  untauglich  befunden  wird. 

Im  Jahre  1882  versuchten  es  ein  Graf  della  Sala  und 
ein  Herr  Theodor  Portier  eine  Gardetruppe  für  Egypten 
an  Stelle  der  dortigen  unzuverlässig  gewordenen  Truppen 
Arabi  Pascha's  zu  bilden.  Der  Bundesrath  warnte  davor 
in  einem  Kreisschreiben  vom  13.  Oktober  1882  (Bundes- 
Watt  1882,  Nr.  49),  um  so  mehr  noch  als  «instruirte*  Leute 
verlangt  wurden,  die  ihr  Dienstbüchlein  vorzuweisen 
hatten.  Einzelne  Hessen  sich  dennoch  verlocken;  die 
ganze  Sache  kam  aber  nicht  eigentlich  zu  Stande.  *) 

Bei  Beginn  des  Boerenkrieges  wurde  behauptet,  dass 
zahlreiche,  besonders  französische  Schweizer  sich  zum 
Eintritt  in  die  englische  Armee  bereit  erklärt  hätten,  die 
englische  Gesandtschaft  in  Bern  und  das  englische  Con- 
sulat  in  Lausanne  beeilten  sich  jedoch  zu  publiziren,  dass 
eine  solche  Anwerbung  nicht  stattfinden  werde,  welche 
ohne  Zweifel  die  Entrüstung  des  weitaus  grösseren  Theiles 
des  Schweizervolkes  hervorgerufen  haben  würde. 

*)  Vergi.  Gay  «La  garde  europeenne  en  Egypte»  Genf  1884. 


******  y..wx  ~::u  *•  •rii-üÄ*'   i-s~  i-^-    m    -«»-*.  ite*^ 

,/;,  •..7<tsu  I*a.v>,  c-r  •v-r.  ir>  ö-c  *n**czTMi  ™d  Pen- 
*.'ruin.  *0\^t  ift  c*:T-  vä  «Il=?s&?£.*  ~  »LgätJsI  und 
d,"  *yh'A<'i/,  zu  <r,fj*rr/i  «KjrsarTrsi  E^r.caV  acseestahvn 
»,JJ,  »a*  nj'ht  ohne  eine  tort^e-  Hr^o**  an  physischer 
hu*\  tn*ttn\\*4'\%i<r  Kraft  un«*rre>  V«.-Ik»>  £v-*-heheii  kann. 
\h*r  to'JwU*  Kri'nrvJjVn&t  hatte  aurh  das  Gute.  dass  er 
iiiih  iiiHtruirte  f>f fixiere  und  Unteroffiziere  für  das  eigene 
ffei-r  lieferte  und  den  kriegerischen  Sinn  der  gesamniten 
Bevölkerung,  ohne  den  das  eigene  Militarwesen  keinen 
tfefjugftrjd'rrj  Halt  besitzt,  stets  lebendig  erhielt.  Die 
Bevölkerung  der  vorzugsweise  landlichen  Kantone  wünle 
uueh  noch  heute,  vermöge  Anlage  und  Tradition,  bei 
gidiöriger  Ausbildung  und  Uebung,  die  besten  Trappen 
Hit  Welt  für  die  Infanterie  liefern  können,  als  welche 
die  Schweizer  in  ihrer  grössten  Periode,  von  St.  Jakob  bis 
Puvia,  galten.  Die  völkerrechtlichen  Anschauungen  über 
die  Militllrkapitulationen  haben  sich  jedoch  geändert 
Während   in    der   älteren    Zeit   und   noch  in  den  altern 

')  In  erheblichem  Massstabe   ist   dies  nur  in  Oesterreich 
der  Fall. 
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völkerrechtlichen  Lehrbüchern  unserer  Periode  kapitulirte 
Truppen,  sofern  die  Kapitulation  nicht  mit  Hinblick  und 
in  Erwartung  eines  bestimmten  Kriegs  und  Gegners  ab- 
geschlossen worden  war,  als  nicht  im  Widerspruch  mit  der 
Neutralität  des  Heimatstaates  derselben  stehend  betrachtet 
wurden,  somit  die  Schweizer  in  Napoleons  I.  Diensten 
alle  möglichen  Feldzüge  desselben  mitmachen  konnten, 
ohne  dass  die  Schweiz  ihre  Neutralität  dadurch  aufgab, 
ist  jetzt  eine  andere  Ansicht  vorherrschend  geworden. 
Es  würden  solche  Schweizerregimenter  bei  Ausbruch 
^ines  Krieges  aufgelöst  oder  zurückberufen  werden  müssen, 
oder  dann  die  ewige  Neutralität  der  Schweiz  gefährden. 
Eine  solche  Ansicht  ist  übrigens  schon  im  Jahre  1813 
bei  dem  Einmarsch  der  Alliirten  in  die  Schweiz  geltend 
gemacht  worden  und  hat  denselben  einigermassen  recht- 
fertigen helfen  müssen.1) 

Einen  letzten,  seltsamen  Rest  der  alten  Solddienst- 
zeit, beinahe  eine  Reliquie  derselben,  bildet  dermalen 
noch  die  päpstliche  Hausgarde  von  circa  200  Mann, 
die  aus  lauter  Schweizern  der  katholischen  Kantone  zu- 
sammengesetzt ist,  unter  dem  Befehl  eines  schweizerischen 
Gardekapitäns  steht  und  den  Dienst  in  dem,  einem  be- 
sondern Staatsgebiete  völkerrechtlich  gleichgeachteten 
Vatikan,  versieht.  Bei  feierlichen  Anlässen  erscheint  sie 
in  der  alten  Tracht  des  16.  Jahrhunderts,  mit  Brust- 
liarnisch,  Blechhaube,  Hellebarde  und  gestreifter  Kleidung. 

Diese  Garde  würde  als  ein  besonderes  Schweizer- 
corps, keineswegs  Nationaltruppe,  streng  genommen  unter 
<lie  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1859  fallen;  es  ist 
jedoch  von  einer  solchen  Auffassung,  einerseits  aus  Rück- 

l)  Vergi.  den  Brief  von  Bülow  an  Tillier.   Jahrbuch  I  332. 

18 
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sieht  gegen  den  Papst  und  die  Kantone,  welche  in  diesem 
Dienste  eine  grosse  Ehre  sehen,  anderseits  auch  <ler 
Unbedeutendheit  der  Sache  wegen,  die  eigentlich  mehr 
eine  Hauspolizei  oder  einen  Wachtdienst  darstellt,  nie  du- 
Rede  gewesen. 

Diese  geschichtlich  merkwürdige  Truppe  entstanu 
zur  Zeit  Papst  Julius  IL  am  7.  Dezember  1505  durch  di' 
Bemühungen  des  Domherrn  Peter  von  Hertenstein  v«m 
Luzern,  um  «auf  des  Pabstes  Leib  und  Pallast  zu  warten 
Der  Papst  verlangte  nachtraglich  ausdrücklich  den  ersn-n 
Vorsteher  der  Eidgenossenschaft,  nämlich  den  Bürger 
meister  von  Zürich,  als  Gardehauptmann  zu  bekomm*1» 
Der  Legat  Ennius  erklärte  dabei:  Die  Bewachung 
des  Statthalters  Christi  sei  die  höchste  menschliche  Ehn* 
und  werde  deshalb  auch  seinen  geliebtesten  Söhnen,  de« 
Zürichern,  anvertraut.  Der  Besoldung  wegen  könne  kein 
Bedenken  stattfinden,  denn  er  empfange  sie  nicht  al> 
Bürgermeister  von  Zürich,  sondern  als  päpstlicher  Haupt 
mann,  und  was  die  Geschäfte  anbelange,  so  sei  Sein»' 
Heiligkeit  zufrieden,  ihm  Urlaub  zu  ertheilen  und  einst- 
weilen seinen  Sohn  «als  Pfand»  zu  behalten.  In  di?*1 
Weise  wurde  dann  auch  wirklich,  nachdem  zuerst  ein 
Luzerner  vorangegangen  war,  der  berühmte  Kriegshelu 
und  Anführer  der  Eidgenossen  in  der  Schlacht  von 
Marignano,  Markus  Röust,  Bürgermeister  von  Zürich 
päpstlicher  Gardehauptmann,  liess  aber  durch  seinen 
Sohn  Caspar  faktisch  die  Stelle  versehen.  Dieser  fcw] 
im  Jahre  1527  mit  der  Garde  in  dem  «Sacco  di  Roma 
um.1)    Es   blieben    bei   dieser   Verteidigung   der  päl** 

*)  Der  Papst  selber.  Clemens  VII. ,  hatte  sich  rechtzeitig 
in  die  feste  Engolshurg  geflüchtet.  Die  Schweizer  wäre»  J,e 
einzigen,  die  dem  Heere  Karls  V.,  das  meistens  aus  deutschen 
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liehen  Herrschaft,  die  weniger  bekannt,  aber  vielleicht 
noch  ruhmvoller  ist,  als  die  Vertheidigung  der  Tuilerien  von 
1792,  nur  zwölf  Mann  am  Leben.  Die  Garde  verschwand 
dann  von  1527  ab  eine  Zeitlang  ganz  und  wurde  erst 
unter  Papst  Paul  IV.  durch  den  Hauptmann  Jost  von 
Meggen  neuerdings  errichtet  und  dann  bis  auf  den  heu- 
tigen Tag  beibehalten.  Der  Bürgermeister  Rßust.  Garde- 
kapitän, war  seltsamer  Weise  gleichzeitig  ein  naher 
Freund  Zwingiis  und  ein  Beförderer  der  Reformation  in 
Zürich  gewesen,  starb  jedoch  am  15.  Juni  1524,  noch  vor  der 
Entfernung  der  Bilder  und  Altäre  aus  den  Kirchen.1) 

IL 

Das  Verbot  von  Pensionen,  Titeln  und  Orden 
auswärtiger  Regierungen,  welches  in  Art.  XII.  der  Bundes- 
verfassung unmittelbar  nach  dem  Verbote  der  Militär- 
kapitulationen folgt,  steht  mit  demselben  auch  historisch  in 
einem  unmittelbaren  Zusammenhange.  Denn  durch  solche 
Mittel  wurde  stets  das  Söldnerwesen  gegen  alle  Beschlüsse 
der  Tagsatzungen  aufrecht  gehalten.  Die  den  einfluss- 
reiehsten  Kreisen  angehörenden  Pensionäre  und  Deko- 
rirten  suchten  und  fanden  in  der  altern  Zeit  immer  die 
Mittel,  um  die  Beschlüsse  zunächst  in  ihrer  Person  durch 
wohlwollende  Auslegung»  unwirksam  zu  machen.  Und 
<la  dies  in  allen  Kantonen  annähernd  gleich  gehalten 
wurde  und  die  Stände  selbst  solche  Pensionen  von  den 
fremden  Regierungen  annahmen,  so  war  es  in  der  alten 

Landsknechten  bestand,  in  der  Stadt  tapfern  Widerstand 
leisteten;  die  letzten  fielen  bei  dem  grossen  Obelisk  auf  dem 
Petersplatze,  der  für  uns  als  ihr  Denkmal  gelten  kann. 

x)  Geschichten  dieser  Garde  sind  eine  ältere  von  Lütolf 
und  eine  neue  von  Schaller  «histoire  de  la  garde  suisse  pou- 
tificale»  1897  vorhanden. 
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1- t  i.-t.-;«^  ^«ri-^    lr-*3n  Verbote  gründliche  Sarh- 

»••rsr  rx   t^w~:»-F—    modern  der  LandsAreiber  von 

--^-:>*  %-i_.- -  ?.-~-:L-     I»ct   wen  nimlich  zuerst  14M 

::~  I-  tz>i.  o-a  "••-^-rsc:  w.^5öl  Dann  wurde  beschlossen. 

:l~    fnjL:  -L^ti-     w-C   *-  die  grifcste  war)  wieder  zu 

t-  -  -  -~    — •:   ril-tr:   -**r>rb  der  landschreiber  an  den 

r^i.£    :-->   v-^-tt^    il-  dasselbe   ginzlich  aufgehoben 

f"^**-:-   zjt  "*V  cr-r:     Va"  nie  viel  guhen>. 

Z*rc  tott  vr>-v  >Pri»**air>  warderBürgenneisM 

rtr_z    t  c    Zjt :-i.    .5^r    in    seiner    spätem    Lebenszeit 

~-orr-_. -^Nri-Tf  t'~>-=?—.T»;?»   mit   einer  für  die  damalige 

Zr-  srlr  b  irc  Ftzx-  a  wurde,   welche  ans  dem  Lan^ 

1  -i^->  Vr  er-  wrr:Vs  >*de.  so  dass  er  also  ein  Intens 

->-~-.   iit  .:•  cr^  v^rrvi-hische  Herrschaft  zu  erhalten 


^>=  Seilen  dieses  Briefes.  1359.  lauten: 

*-'^    A:-:i.  L  44.  j 

:  i  R    :  :f  Br^n.  Bursenm-ister  ze  Zürich  vergieß  vni» 

trr.  kun:  .  ?r:_L  *i  — :   diesem  briet    Wan  mich  der  durch 

te-i-u:    h  vLäVä  Mr>t.  Herzog  Rudolf  von  Oesterrich.  min 

^^u>r  H-rr.  ;n  >iara  vnd   den  hochgebornen  nlrsten  H^r 

*y-  Fr.--.ir.  h>.  Hrrz«*    Albrechts  vnd  Herzog  Lütpolts.  *a** 

*>'•-:  :-r.  Ru:  vnd  g^hVini  vnd  in  ir  sunder  gnad,  schirm  viw 

«L-u^t  genomen   hat.  so   hau   ich     denselben  minen  Herren 

v«>n  f*e«fcrrif-h  geb»bd  vnd  verheizzen  nüt  minen  trüwen  viuJ 

nii:  di^-m  gegenwärtigen  briefe.  vnd  han  ouch    darvber  gf 

sw..rva  einen  geleiten"  eid  zu  den  heiligen,  daz  ich  inen  vu«f 

im  EH»eii  vnd  auch  allen   iren  amptlüten   alle   die  wüe    >* 

ich  leb.  dienen  vnd  ineu   beraten   vnd  behulfen   sin  sol  *r 

trewlich  vnd  erberlieh  in  allen  Sachen  vnd  daz  ich  allen  iren 

schaden      heimlich  vnd  offenüch  wenden  vnd  allen  iren  mit/ 

vnd  er  fördern  sol  mit  Worten  vnd  mit  werken,  als  verr  ich 

mag   an  geuerde.      vnd  daz  ich  ouch  min  ganze  tröwe  vinl 

warheit  reehteklich  vnd  erberlich  haben  und  leisten  sol  wi** 

aliernienklichen,  nieman      vsgenomen  ane   allein  den  Hömi 

scheu  keyser  vnd  die  Burser  der  Stat  Zürich   vnd  alle  nun 

vnd  derselben  Statt  Eitgnozzen.    Vnd  darumbe  hat  der     ege- 

nant  min  gnediger  Herre.  Herzog  Rudolf  von   Oesterrich  in 
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Es  wurden  daher  frühzeitig,  und  wohl  mit  gutem 
Grunde,  diese  österreichischen  Pensionen  in  eidgenössi- 
schen Verkommnissen  förmlich  verboten1). 

Die  gefährlichsten  Pensionen  wurden  aber  bald  die 
französischen,  durch  welche  systematisch  ein  ganzes 
Setz  der  Bestechung  über  die  ganze  Eidgenossenschaft 
ausgebreitet  wurde2). 

sinem  vnd  der  vorgenanten    siner   Brüdern   namen   mir  vnd 
minen  Erben  vmb  denselben  /  vnsern  dienst,  den   wir  inen 
getrüwlich  tun  sollen,  verheizzen  vnd  geben  mit  sinem  offen 
versigeltem  briefe   tusent  gülden,  voller,   swerer  vnd   guter 
florentiner  gewicht  vnd  hand   mir  vnd  minen   Erben  dafür 
gesetzt  ze  einem  rechten  werenden  phaude   hundert  gülden 
geltes  vff  ir  /  Stüre  zu  Clarus  in    dem   obern  Ampte,  die  ir 
w*t  ze  Clarus,  wer  der  je   den   Zeiten   ist,   mir   vnd  minen 
Erben  alle  Jar  vff  sant  /  Martins  tag  richten  vnd  geben   sol 
ane  alle  irrungen  vnd  ane  alles  verziehen.    Vnd  sullen  ouch 
k-li  vnd  mine  Erben  dieselben   hundert  /  Gulden  gelts  von 
der  egenanten  Stüre  inne  haben  vnd  niezzen  ane   allen  ab- 
.^hlag,  alz  lang  vntz  daz  der  vorgenant  Hertzog  Rudolf  von 
Österlich  /  in  dem  namen  als   darvor  oder  sin   Erben   mir 
cnler  minen  Erben  die  vorgenanten  tusent  Guldi  geltent  vnd 
verriehtent  gar  vnd  gentzlich,   vnd  /  sullen   ouch   wir   dem- 
selben minem  Herrn  Hertzog  Rudolf  vnd  sinen  brudern  vnd 
Erben  derselbe   losunge  statt   tun   vnd  gehorsam   sin,  wenn 
*i  wellent  vnd  si  es  gemeinlich  oder  dheiner  vnder  inen  sunder- 

lich  an  vns  vordrent,  ane  alle  Widerrede  vnd  geuerde Wa 

oder  wann  ich  ouch  an  der  egenanten  miner  gnedigen  Herren 
«»der  ir  Amptlüten  Rate  bin,  /  da  sol  ich  wisen  vnd  raten  das 
l>e>te,  des  ich  mich  verstan  vnd  sol  ouch  daselbs  alle  geheim 
helen  vnd  verewigen,  vngeuarlich,  bi  /  guten  guten  trüwen. 
l)  Vergl.  darüber  Eidg.  Abschiede  II,  484,  487;  ebenso  die 
Pensionen  von  Savoyen  526,  und  das  allgemeine  Pensions- 
verbot, das  wir  in  den  Beilagen  abdrucken. 

')  Der  erste  französische  Pensionsrodel  von  1475  ist  in 
den  Eidg.  Absch.  II,  534  erwähnt:  «Pour  Messieurs  de  Berne 
tftt)  Livres  (Goldlivres) ,  pour  Messieurs  de  Luzerne  3000 
Livres.  pour  Messieurs  de  Zürich  2000  Livres,  reste  9000 
Livres  pour  les  particuliers,  pour  les  delivrer  ainsi  qu'il  s'en 
•suit'. 
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Von  Ende  des  15.  Jahrhunderts  an  bis  zu  Ende  der 
alten  Eidgenossenschaft  beherrschte  das  französische  Gold 
dieselbe  in  einer  Weise,  von  der  wir  glücklicherweise 
keine  richtige  Vorstellung  mehr  haben.  Wir  wiederholen 
hierüber  eine  Auseinandersetzung  in  einer  frühem 
Schrift1)  wie  folgt: 

«Am  meisten  trugen  dazu  bei  die  französischen  Kriegs- 
dienste und  die  inneren  Verhältnisse,  die  sie  im  Gefolge 
hatten.  Ludwig  XIV.  hatte  zeitweise  bis  32,000  Manu 
Schweizer  (Rothe)  in  seinen  Diensten,  die  den  Kern  seiner 
Heere  bildeten.  Ihre  Hauptleute  waren  ihm  weit  ergebener 
als  dem  eigenen  Lande.  Nicht  nur  einmal  kam  es  vor,  dass 
sie  Berichte,  die  die  Tagsatzung  an  die  Schweizertruppen 
schickte,  zuerst  dem  König  anzeigten  und  dann  auf  dessen 
Weisung  uneröffnet  zurücksandten,  worauf  denn  der  fran- 
zösische Gesandte  in  der  Schweiz  Amnestie  begehrte,  weil 
es  «auf  höheren  Befehl»  geschehen  sei. 

Die  Interessen  der  Schweiz  selbst  wurden  dabei  von 
Ludwig  keineswegs  respektirt,  so  z.  B.  die  Eroberung  der 
Franchecomte  1668  durch  Schweizertruppen  selbst  gemacht 
welche  auch  in  der  That  vergeblich  von  der  Tagsatzung, 
die  das  einsah,  abgemahnt  und  zurückgerufen  wurden. 
Sogar  Neufchätel,  also  einen  zugewandten  Ort  der  Eid- 
genossenschaft, wollte  Ludwig  nach  dem  Tod  der  letzten 
Herzogin  von  Longueville-Nemours  (Tochter  des  Herzogs, 
der  im  westphälischen  Frieden  den  Eidgenossen  zur  Seite 
stand,  vermählt  an  den  Herzog  von  Savoyen-Neniours)  für 
sich  erwerben,  was  ihm  aber  nicht  gelang.  1681  baute  er 
unmittelbar  vor  Basel  bis  hart  an  die  Grenze  die  Festung 
Hüningen,  die  nach  dem  Ryswikerfrieden  1697,  dann 
nachdem  sie  zum  zweiten  Mal   widerrechtlich  aufgebaut 


')  Hilty,  Vorlesungen  über  die  Politik  der  Eidgenossen- 
schaft 1875.  Vergl.  darüber  auch  den  Schuhmacherhandel  iu 
Zug.  Helvetia  Band  VIII.  Ferner  Helvetia  I.  und  II.  und 
Blumer,  Rechtsgeschichte  der  schweizerischen  Demokratie 
II.  cS9. 
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worden,  nach  dem  zweiten  Pariserfrieden  1815,  als  der 
Schweiz  gefährlich  geschleift  werden  musste.  Selbst  in 
Versoix  (das  damals  noch  französisch  war)  wollte  sein 
Nachfolger  1769  eine  Festung  bauen  lassen,  um  Genf  von 
der  Schweiz  zu  isoliren.  In  Genf  selbst  unterhielten  die 
französischen  Botschafter,  besonders  Chauvigny,  zeitweise 
eine  förmliche  Propaganda,  um  den  Katholizismus  wieder 
einzuführen,  und  ohne  den  energischen  Schutz  von  Bern 
wäre  Genf  schon  lange  vor  1798  französisch  geworden. 
Sehr  bezeichnend  für  die  Art  Ludwig's  XIV.  und  seines 
Gesandten  Verträge  zu  machen  und  die  Stellung  der 
Schweizeroffiziere  dabei,  ist  die  Verhandlung  über  Art.  21 
des  Vertrages  vom  9.  Mai  1715,  wonach,  wenn  der  König 
selbst  in's  Feld  zieht,  die  Schweizer  überallhin,  also 
unbedingt  gegen  Jedermann,  folgen  sollten.  Dies  wollte 
<üe  Tagsatzung  nicht  eingehen,  die  Schweizeroffiziere 
gaben  aber  dem  französischen  Gesandten  du  Luc  den 
«guten  Gedanken»  ein,  wie  er  sich  selber  ausdrückte,  nur 
zu  sagen  «nach  dem  Beispiele  ihrer  Vorältern»,  damit  sei 
dann  Alles  gesagt  und  das  werde  unbedenklich  eingegan- 
gen werden.  Du  Luc  selbst  wurde  später  Marschall,  wie 
man  sagte  «pour  avoir  endonni  les  petits  cantons».1) 

Zuletzt  betrachtete  sich  der  französische  König  förm- 
lich als  eine  Art  von  erblichem  Oberhaupt  der  Schweizer. 
Ihre  Gesandten  mussten  jederzeit  mit  entblösstem  Haupt 
vor  ihm  erscheinen,  sein  Botschafter  hielt  in  Solothurn 
einen  förmlichen  Hof,  schrieb  zuweilen  sogar  selbst  Tag- 
Satzungen  dahin  aus,  die  ihm  dann  dort  in  corpore  den 
ersten  Besuch  machten  und  von  ihm  mit  glänzenden  Fest- 
lichkeiten unterhalten  wurden.  1723  z.  B.  kamen  auf 
einen  solchen  Ruf  376  Tagsatzungsboten  mit  324  Pferden 
nach  Solothurn  und  liessen  sich  daselbst  mit  grossem 
Aufwände  bewirthen. 


l)  Der  Vertragsartikel  lautete  dann:  «Lorsque  Sa  Majeste, 
monseigneur  le  Dauphin,  ou  les  Roys  leurs  suecesseurs  coni- 
manderont  en  personne  les  annees,  les  troupes  suisses  U* 
suivront  selon  Vexemple  de  leurs  louables  ancestres».  (Ei dg.  Absch. 
VII,  Ahth.  I,  pag.  1370.) 
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I»*f  Ir  1—^:  -ii^n  srzrz  dkra^f  Ar  katbt&ek*  :nän<fc- 
«L*-  *r:*r:  f.*— 1  ^  -zl-t=.  wv-LtLü^ti  >o«i  mt  Franfavicb 
w^i  F-— *~~r>-*r»~-t.>-c  t'ZI^t  im  Söch.  ja  Sjiothnm  rirtli 
**«*r.  d-z-  K'~  y  «i^-r  in  T-Cr-a.  l~nrvcht  war.  nodbSati**- 
fa*:r>  n  r-  z^*»rn_  *^n-i  Frvfr*^rs  mrinte,  die  Sad*  **-i 
*ciz~-z~^  -h  «r  ni-rL:  •ri-is^D-Vs^xh-  &  gelang  fcÄdich 
«Itiü  trü^li-*:f.Tn  G^^An-rr^n  Lucas  S<hauk  der  zufiübs  ein 
e^*r»<n*rr  B^->r  war.  prr^niich  den  Kardinal  Fleury  zi: 
eii>-ni  ari<tän«iiz»-ii  V*-nriei«-h  zu  hewegen- 

I»er  MirJ.-t»rr  •_  L*  >i-*rui  änderte  17tf2 — 17t>4  völlig  eigrn- 
n^ä«-Ltiir  d:*r  eanz»-  Ihenst«»rdnung  der  Schweiz«*,  welchr 
die  Ta^atziiiis  allein  festzusetzen  hatte.  Es  erhob  sich 
da*«r^n  zwar  ein  Sturm.  al»er  ohne  Zusammenhang  und 
Nachdruck,  und  zuletzt  ging  Alle>  doch,  wie  der  Hof  zu 
SojöTh'irn  e<  wollte. 

Die  Qu»-ÜV  alles  dieses  Uebel>  waren  die  growii 
reifelniä-Mir  au^sr**t  heilten  französischen  Jahrgclder 
an  die  Stände,  die  vielerorts  als  eine  regelmässige  Staat>- 
einnahnie  betrachtet  wurden,  und  die  grossen  Besoldungen, 
welche  die  Aristokratie  vieler  Orte  (deren  einzelne  Mit- 
glieder überdies  noch  die  einträglichen  Offiziersstellen  der 
Schweizertruppen  inne  hatten)  von  Frankreich  bezog. 
Zürich  hielt  sich  am  meisten  von  diesen  Bestechungen 
fern.  Auch  in  Bern  und  Basel  wurden  mehrmals  in  patrio- 
tischen Anläufen  diese  Pensionen  bei  schwerer  Strafe 
verl>oten,  al>er  der  Eifer  hielt  nicht  an,  und  man  sah  seitens 
der  Behörden  den  hochgestellten  Verwandten  und  Freunden 
stets  wieder  durch  die  Finger.  Am  schlimmsten  stand  e^ 
damit  in  Solothurn,  Freiburg.  Luzern  und  den  Waldstätten. 
Luzern  und  Freiburg  erhielten  zeitweise  jährlich  30,0W) 
bis  40,000,  die  Waldstätte  jeder  Ort  20—24,000  Livres 
nur  als  Orte,  daneben  dann  noch  die  Pensionen  an  Ein- 
zelne, die  im  Ganzen  nicht  geringer  waren. 

Einen  sehr  deutlichen  Einblick  in  diese  Abhängig- 
keitsverhältnisse giebt  eine  Relation  vom  Jahre  1698  eines 
bekannten  französischen  Werboffiziers,  Peter  Sruppa  von 
Clefen,  also  eines  Graubtindners  von  Geburt,  späterer 
Oberst  eines  Garderegiments  und  zeitweise  während  der 
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Minderjährigkeit  des  Herzogs  von  Maine  sogar  General- 
oberst der  sämmtlichen  Schweizertruppen.    (Helvetia  II, 

402.) 

In  Zürich,  Bern,  Basel  und  Schaffhausen  war  nach 
diesem  Bericht  an  den  französischen  König  damals  der 
Bezug  von  Privatpensionen  bei  Todesstrafe  verboten.  Da- 
gegen werde  man,  meint  er,  doch  stets  zugängliche  Per- 
sonen finden,  wenn  man  nur  das  Geheimniss  zu  bewahren 
verstehe.  Der  Stand  Zürich  dagegen  bezog  ein  Jahrgeld 
von  10,500  Livres,  ebenso  viel  Bern,  Basel  9000,  Schaff- 
hausen 3800. 

Von  den  katholischen  Kantonen  sagt  er,  sie  seien 
spanisch  gesinnt  wegen  ihrer  Handelsbeziehungen  zu  Mai- 
land, und  es  dürfe  öffentlich  eine  andere  Politik  nicht 
Laut  werden  unter  Gefahr  der  Steinigung.  Das  einzige 
Auskunftsmittel  bestehe  darin,  die  eifrigsten  Anhänger 
Spaniens  selbst  anzustellen,  «weil  man  um  geringe  Sum- 
men Geldes  Alles,  was  man  nur  wünscht,  von  ihnen  er- 
halten wird». 

Luzern  erhielt  22,132  Livres  und  der  regierende 
Schultheiss  stets  noch  eine  Extrabesoldung,  «damit  er 
dem.  was  der  König  verlangt,  Eingang  verschaffe». 

Uri  bekommt  18,800  Livres  und  vertheilt  dieselben 
auf  die  Köpfe.  «Man  kann  dieses  Kantons  nie  ganz  ver- 
sichert sein,  weil  er  jedesmal  Alles,  was  der  spanische 
Gesandte  wünscht,  thun  wird,  so  oft  dieser  ihm  Geld  an- 
hietet,  mit  Vorbehalt  allfälliger  Aenderung,  wenn  auch 
der  französische  Gesandte  ihm  Geld  geben  wollte  •>. 

Schwyz  bezieht  19,640  Livres,  die  Familie  Reding  ist 
dort  der  beste  Anhalt. 

Zug  erhält  10,563  Livres,  das  Haus  Zurlauben  ist  gut 
für  den  Dienst  des  Königs  gesinnt. 

Unterwaiden  hat  13,154  Livres. 

Glanishat  15,725  Livres,  der  katholische  Theil  ist  sehr 
gut  gesinnt. 

Freiburg  hat  20,000  Livres.  Das  französische  Interesse 
wird  in  diesem  Kanton  durch  den  Zank  dortiger  Familien, 
die  sich  um  die  Hauptmannsstellen  beneiden,  schwer  ge- 
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schädigt.  Der  König  soll  drohen,  ihm  Jahrgelder,  Salz  und 
besonders  den  Schutz  gegen  den  Schaden  zu  entziehen, 
«den  der  Kanton  Bern,  sein  natürlicher  Feind,  ihm  zu- 
fügen könnte». 

Solothurn  bezieht  16,700  Livres,  war  ehemals  vom 
grössten  Eifer  beseelt,  dermalen  aber  ist  der  Schultheiss 
von  Roll  übelgesinnt  aus  Neid  gegen  den  Schultheissen 
Besenval,  der  grossen  Eifer  für  den  Dienst  des  Königs 
beweist.     «Auch  Venner  Sury  zeigt  einige  Böswilligkeit». 

Appenzell  bezieht  6000  Livres  und  vertheilt  sie  auf 
die  Köpfe. 

Im  Ganzen  sehen  die  grösseren  Kantone  mit  Aerger, 
dass  die  kleinern  sich  verhältnissmässig  besser  stehen. 
Von  den  zugewandten  Orten  hat  der  Abt  von  St.  Gallen 
5000  Livres,  die  Stadt,  die  einen  grossen  Leinwandhandel 
nach  Frankreich  treibt,  1000. 

Wallis  12,788;  seine  Soldaten  (Regiment  Court en)  seien 
aber  die  schlechtesten  der  Schweiz.  Neuenburg  400.  Vom 
Bischof  von  Basel  wird  schliesslich  gerühmt,  obwohl 
deutscher  Reichsfürst,  thue  er  alles,  was  der  Dienst  des 
Königs  nur  wünschen  lasse. 

Soweit  die  Denkschrift  unseres  lieben  Landsmannes 
von  1698.  Auch  aus  dem  Jahre  1688  ist  ein  solches 
Memoire  von  ihm  an  das  französische  Ministerium  vor- 
handen, worin  er  u.  A.  die  Berner  und  Basler  folgender- 
massen  beurtheilt:  «Der  Berner  (die  damals  die  Pensionen 
verboten  hatten)  bleibt  man  sicher,  so  lange  man  ihnen 
Schutz  für  den  Besitz  und  Genuss  ihres  grossen  und 
schönen  Landes  verheisst.  Dieses  bereichert  die  Bürger 
der  Stadt  Bern  durch  66  Landvogteien,  die  aus  dem  Rathe 
der  200  alle  sechs  Jahre  besetzt  werden  und  die  so  ein- 
träglich sind,  dass  einige  derselben  dem  Besitzer  während 
der  6jährigen  Amtsdauer  nach  Abzug  aller  Kosten  100,000 
Livres  abwerfen». 

«Die  Basler  und  ihre  Regierung  haben  bisher  die 
besten  Gesinnungen  geäussert  und  sich  immer  sehr  gut 
benommen;   dass  sie  künftig  diese  ihre  Gesinnung  und 
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Aufführung  nicht  ändern,  dafür  bürgt  die  Nähe  der  neu- 
erbauten Festung  Hüningen». l) 

Von  sich  selber  ohne  Zweifel  rühmt  der  Oberst  dann 
noch  zu  gutem  Schluss,  dass  vor  einiger  Zeit  der  Gesandte 
Moulier  einen  Extrakredit  von  400,000  Livres  verlangt 
habe,  um  anti-französische  Beschlüsse  cler  Tagsatzung  zu 
verhindern.  Andere  Personen  würden  bloss  100,000  Thaler 
beanspruchen,  um  die  Tagsatzung  zu  allen  erwünschten 
Beschlüssen  zu  bewegen. 

Die  sogenannte  «Legitimation»  war  ein  ganz  stehen- 
der Gebrauch  geworden.  Nämlich  bei  Ankunft  eines  neuen 
französischen  Botschafters  fanden  sich  Boten  der  eidge- 
nössischen Orte  in  Solothurn  ein,  um  seine  Beglaubigung 
einzusehen  und  empfingen  bei  diesem  Anlass  dann  Geld 
und  Versprechungen  aller  Art.  Die  französischen  Gesandten 
>prachen  sich  denn  auch  öffentlich  aus,  wenn  jemals  in 
den  eidgenössischen  Rathssälen  «ein  patriotischer  Dampf» 
aufsteige,  so  brauche  es  bloss  eines  kleinen  goldenen 
Regens,  um  ihn  zu  vertreiben,  dann  werde  alles  still,  und 
man  überlasse  es  den  Nachkommen,  die  Früchte  davon 
zu  kosten.  Ja  von  einem  derselben  existirt  historisch  das 
Wort:  «Wenn  sein  Herr  an  jedem  eidgenössischen  Orte 
einen  so  ergebenen  Mann  hätte,  wie  den  Schultheissen 
Besenval  zu  Solothurn,  so  wäre  die  Schweiz  ihm  voll- 
kommen so  gut  wie  sein  eigenes  Reich».  Die  sämmtlichen 
französischen  Residenten  in  der  Eidgenossenschaft  pflegten 
bei  Abgang  von  ihrer  Stelle  zur  Instruktion  des  Nach- 
folgers eine  relation  d'ambassade  zu  hinterlassen.  Solche 
sind  besonders  aus  dem  17.  Jahrhundert  erhalten  und 
findet  sich  eine  davon  von  St.  Romain  aus  dem  Jahre 
1676  z.  B.  in  der  Helvetia  I.,  pag.  63.  Dieselbe  enthält 
4  Theile:  1)  Texposition  des  traites  avec  le  Roi  et  avec 
la  maison  d' Autriche ;  2)  la  repugnance  que  les  Suisses 
ont  ä  observer  nos  traites ;  3)  les  moyens  dont  on  s'est 


i)  Auf  dem  Basler  Thor  derselben  stand  die  Inschrift: 
«sociis  tutelam,  hostibus  terrorem»  und  auf  einer  Kanone  der 
Commentar  dazu:  «Si  tu  remues,  Bäle,  je  te  tue».  — 
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servi  p-Mir  le>  t  j-»rr#rr:  4i  les  dtspustioiis  de  chaque 
cant«>a  envers  n«»~is. 

Der  3.  und  4.  Theil  enthält  ein  förmliches  Verzeichnis* 
der  Per^jnirn  in  jedem  Kanton,  die  Frankreichs  Pensionäre 
.sind,  und  die  Mittel,  um  ihren  Eifer .  zu  erhöhen  und 
patriotivhe  Bedenken  zu  beschwichtigen.  Einiges  davon 
ist  h«Vht  interessant: 

So  sagt  der  Gesandte  gewiss  sehr  richtig:  «Die 
Schweizer  merken  wohl,  dass  wir  bloss  wegen  ihrer  Truppen 
in  unserem  Dienste  an  ihnen  hängen  und  dass  der  Vor- 
theil.  den  wir  besonders  während  eines  grossen  Kriegs 
daraus  ziehen,  uns  zu  sehr  am  Herzen  hegt,  als  dass  wir 
denselben  einiger  Unannehmlichkeiten  wegen  fahren 
Hessen.  Das  macht  sie  kühn  und  in  manchen  Dingen 
hart  gegen  uns.  —  Selbst  die  Pensionen  und  Gratifika- 
tionen, die  man  zu  allen  Zeiten  den  Privatpersonen  ge- 
geben hat.  hemmen  oft  nur  den  glücklichen  Gang  unserer 
Geschäfte.  Denn  diese  Leute,  die  man  die  Freunde  in 
jedem  Kanton  nennt,  suchen  immer  nur  neue  Hinder- 
nisse zu  erregen,  damit  man  ihnen  für  die  Beseitigung 
derselben  wieder  Geld  gebe*.  —  Namentlich  fürchtet  der 
Herr  Gesandte  die  gemeinsamen  Beschlüsse  und  hinter- 
lässt  seinem  Nachfolger  die  Instruktion,  möglichst  die 
Kantonalsouveränität  zu  stützen,  damit  die  Tag- 
satzung jeden  Kanton  nach  seinem  besondern  Belieben 
mit  Frankreich  verhandeln  lasse  und  wenigstens  einzelne 
davon  die  Werbung  auch  für  den  Angriff  auf  die  Nieder- 
lande (worum  es  sich  damals  gerade  handelte)  gestatten 
möge:  *sans  nous  donner  d'autre  declaration  lä-dessus  qiie 
quelque  galimatias  ä  leur  ordinaire». 

In  der  Beschreibung  der  «Freunde»  in  jedem 
Kanton  heisst  es  u.  A. :  «Der  Bürgermeister  Hirzel  in  Zürich 
ist  ein  gar  rechtschaffener  Mann  und  für  uns  sehr  gut  ge- 
sinnt. —  In  Bern  ist  der  Venner  Willading  ein  sehr  eifriger 
und  thätiger  Freund  —  der  Rathsherr  Yinzens  Stürler  zeigt 
ebenfalls  Eifer  und  theilt,  zwar  niemals  schriftlich,  aber 
doch  mündlich  und  offen  alles  mit,  was  im  Kanton  vor- 
geht. —  Die  Freunde  in  Luzern  —  sowie  in  allen  katho- 
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lischen  Orten  —  sind  sehr  geldgierige  Leute,  auf  die  man 
sich  fast  gar  nicht  verlassen  kann,  obgleich  man  ihre 
Dienste  durchaus  nöthig  hat.  —  In  Schwyz  war  der  Land- 
ammann  Reding  bisher  ein  treuer  Diener  des  Königs,  sein 
hohes  Alter  aber  macht  ihn  für  die  Zukunft  unbrauchbar. 
—  In  Glarus  berichtet  König,  ein  Protestant,  im  Stillen 
alles  genau,  was  dort  vorgeht ;  er  ist  ein  geistvoller  Mann, 
hasst  alle  Schmeichelei  und  ist  sehr  dienstfertig.  —  In 
Freiburg  gehört  fast  Jedermann  zu  unsern  Freunden;  der 
Oberst  Reinold  dient  mit  Eifer  und  Erfolg,  er  bezieht  und 
vertheilt  unsere  Jahrgelder,  befindet  sich  aber  sehr  oft 
in  Geldnoth.  Der  Staatsschreiber  Alt  und  der  Schultheiss 
Reiff  sind  ebenfalls  treue  Diener  des  Königs.»  —  In  Solo- 
thurn  «verdient  der  Altrat  Sury  wegen  seines  Eifers  einer 
besondern  Erwähnung.  Er  ist  ausserordendlich  dankbar, 
(lass  sein  Sohn  die  Stelle  eines  Dolmetschers  bei  der 
französischen  Gesandtschaft  erhielt».  —  In  St.  Gallen  ist 
Mos  Herr  v.  Thurm  (damaliger  erster  Minister  des  Abts} 
ein  bedeutender  Mann.  Er  wartet  mit  Sehnsucht  auf  das 
Jahrgeld,  auf  welches  man  ihn  längst  hoffen  liess.  —  Der 
Schultheiss  von  Baden,  Namens  Schnorpf,  ist  einer  der 
trefflichsten  Ehrenmänner  der  Schweiz,  überaus  gut  gesinnt 
und  kann  auf  mancherlei  Weise  sehr  nützliche  Dienste 
leisten,  besonders  durch  genauen  und  fleissigen  Bericht 
über  alles,  was  auf  den  Tagsatzungen  vorgeht.  Schindler, 
Sekretär  der  Tagsatzungen,  dient  ebenfalls  gut.  Er  besitzt 
in  unserem  Dienste  eine  Compagnie,  deren  Hauptmanns- 
stelle sein  Bruder  wirklich  bekleidet. 

Der  Gesandte  schliesst  seine  Revue  über  die  *  Freunde 
des  Königs»  übrigens  am  Ende  doch  noch  mit  folgendem, 
für  ihn  schmerzlichem,  für  uns  heute  aber  tröstlichem 
allgemeinen  Urtheil:  «Generalement  parlant  et  ä  peu 
d'exceptions  pres,  les  Suisses  sont  peu  capables 
d'amitie  et  de  parti.  Ils  sont  tous  fort  interesses 
et  Ton  serait  trop  heureux,  s'ils  voulaient  au  moins 
bien  servir  pour  de  Fargent;  mais  pour  Tordinaire 
ils  sont  toujours  avides  de  recevoir  et  tres  pares- 
seux  et  meme  infideles  dans  le  Service». 
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V  v^  rzzj:  •iiz-il^  >•  «r.  ie  Nachahmung  des  franz^i- 
^  Z--  B->r;-r>.  ririrsTfri^  ^»weit.  die  Anrede  «Monsieur 
™i  MiijLzi->  zu  verbieten"-*.  In  der  Mediationszeit  und 
r.-Az:rn:I:  -h  ^-:t  1M5  kamen  dsinn  aber  die  fremden  Titel 
ur.i  *  *n.Irc  in  einer  ganz  übermässigen  Weise  wieder 
auf.  Die  letzteren  wurden  sogar  in  den  Behörden  und 
an  den  ei«  Igen  tischen  Uniformen  bis  in  unsere  Zeit 
hinein  getragen  si    Die  Tagsatzung  der  Restaurationszeit 


M  Helvetische  Ge>etzes  Sammlung.  I.  27.  33. 
2>  Schon  die  alten    bernischen  Schultheisse  pflegten  deu 
preußischen  schwarzen  Adlerorden  zu  erhalten  und  an  ihrer 
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Silber  entzog  sich  dieser  damaligen  Sitte  und  Neigung 
nicht,  indem  sie  den  der  restaurirten  Bourbonenherrschaft 
treu  gebliebenen  Söldnern  von  1815  eine  Dekoration  de- 
kretirte  und  einem  an  sich  allerdings  sehr  verdienten 
Manne,  Hans  Conrad  Escher  von  Zürich,  dem  Erbauer 
des  LinthkanaLs,  für  sich  und  seine  Nachkommen  den 
Zunamen  «von  der  Linth»  verlieh,  den  einzigen  «eidge- 
nossischen* Adelstitel,  der  nun  aber  durch  Aussterben  der 
Nachkommen  längst  wieder  erloschen  ist1). 

Ein  typischer  Vorfall  der  damaligen  Zeit,  der  zugleich 
die  Art  und  Weise  illustrirt,  wie  sich  damalige  hervor- 
ragende Personen  in  der  Eidgenossenschaft  Adelsbezeich- 
nungen und  sonstige  Ehren  und  Würden  selbst  aneigneten, 
war  der  Versuch,  einen  Orden  des  Kantons  Tessin  zu 
gründen,  aus  dem  Jahre  1816.  Wir  drucken  denselben 
aus  Jahrbuch  IV,  p.  323  hier  nochmals  ab: 


Amtstracht  zu  tragen.  Im  Jahre  1815  selber  wurden  öster- 
reichische Orden,  und  sogar  ein  Grafentitel  an  den  damaligen 
ternischen  Schultheiss,  mit  der  Motivirung  verliehen,  weil  die 
betreffenden  Personen  Anhänger  Oesterreichs  seien  und  durch 
ihren  Einfluss  in  ihrem  Vaterlande  sich  auch  fernerhin  nütz- 
lich erweisen  würden.  VergL  die  Berichte  des  Generalmajors 
von  Steigentesch,  Militärbevollmächtigten  der  Alliirten,  im 
faterreichisehen  Staatsarchiv,  welche  im  3.  Bande  des  Jahr- 
buches zum  ersten  Male  abgedruckt  sind  und  überhaupt  ein 
deutliches  Bild  der  damaligen  Verhältnisse  bieten.  Der  Schluss- 
1  «rieht,  welcher  sich  auf  die  ausgetheilten  Orden  und  Titel 
bezieht,  folgt  in  den  Beilagen. 

*)  Vergl.  Jahrbuch  II,  p.  402  über  das  Ehrenzeichen  und 
Repertorium  der  Restaurationszeit  I,  1165.  Ein  Theil  des 
Linthkanals  sollte  nach  dessen  Beschlüssen  auch  den  Namen 
«Escherkanal»  führen;  der  Name  hat  sich  aber  nicht  einge- 
bürgert. 

Auch  den  an  dem  sehr  wenig  ruhmvollen  «Bokenkrieg» 
von  1804  theilnehmenden  Truppen  hatte  die  Zürcher  Regie- 
rung eine  Denkmünze  dekretirt,  Jahrbuch  I,  177. 
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Es  war  ein  Kreuz,  das  auf  der  einen  Seite  die  Worte 
trug:  «Der  Ehre,  der  Tugend,  dem  Verdienst»  und  auf 
der  andern:  «Die  Regierung  der  Republik  und  des  Kantons 
Tessin.»     Die  Sache  nahm  aber  einen  Übeln  Verlauf. 

Die  tessinische  Regierung  hatte  nämlich  dem  in 
holländischen  Diensten  befindlichen  General  Aufdermauer 
von  Schwyz  die  Anfertigung  dieser  Orden  übertragen. 
Derselbe  erklärte  sich  nun  auf  eigene  Faust  zum  Gross- 
meister und  verlieh  ein  solches  Kreuz  dem  Bürgermeister 
von  Antwerpen  mit  folgendem  klassischen  Schreiben: 

*Xous,  Don  Louis  Aufdermauer  de  Schwanau,  des 
comtes  de  ce  nom,  Statthalter  et  capitaine  general  du 
canton  de  Schwyz,  plenipotentiaire  des  souverains  cantons 
d'Uri,  de  Schwyz,  Unterwaiden  (le  haut  et  le  bas),  Zoug, 
d'Appenzell  (Rhodes  Interieures)  et  le  Tessin,  genenü- 
major  et  chef  du  regiment  suisse  cathohque  de  notre  norat 
au  Service  de  Sa  majeste  le  Roi  des  Pays-Bas  etc. 

«Qu'ensuite  de  la  declaration  prise  par  le  Gouverne- 
ment du  souverain  canton  de  Tessin  en  date  du  8  de- 
cembre  1816,  qui  constitue  la  decoration  nationale  de 
Thonneur,  de  la  vertu  et  du  merite,  pour  etre  decernee 
aux  personnes  illustres,  tant  Suisses  qu'etrangeres,  qui 
meritent  la  reconnaissance  nationale,  pour  des  Services 
rendus  a  TEtat,  et  pour  recompenser  le  merite,  le  courage 
et  les  actions  magnanimes. 

«En  vertu  des  pouvoirs  qui  ont  ete  conferes  par  le 
Grand-Conseil  au  Petit-Conseil  du  canton,  en  date  du 
meine  jour  et  de  ceux  qui  nous  ont  ete  transmis  j>ar 
cette  autorite  en  date  du  5  fevrier  1817. 

«Le  gouvernement  du  souverain  canton  deTessin  declare 
par  notre  organe,  qu'il  est  defere  ä  Monsieur  le  bourge- 
niaitre  en  charge  de  la  \*ille  d'Anvers  la  decoration  nationale 
du  canton  avec  les  honneurs  et  avantages,  qui  pourront 
par  la  suite  etre  annexes  ä  cette  recompense  nationale. 

«En  foi  de  quoi  et  pour  qu'il  constate  oü  de  droit, 
nous  avons  signe  la  presente  lettre  de  nomination,  munie 
de  notre  signature  et  corroboree  du  sceau  de  nos  armes. 

«Donne  a  Anvers,  le  6  janvier  1818. 

Signe:  Aufdermauer  de  Schwanau.» 
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Auf  eine  Anfrage  bei  dem  Vorort  seitens  des  hol- 
ländischen Gesandten  Namens  des  Königs  von  Holland, 
welcher  dieser  Sache  nicht  recht  traute,  kam  dieselbe  zu 
Tage  und  trug  sehr  dazu  bei,  das  korrupte  Regiment, 
welches  damals  im  Tessin  herrschte,  in  Verruf  zu  bringen. 
(Tgl.  Tillier  H,  73). 

Es  ist  nach  solchen  Erfahrungen  nicht  ganz  unbe- 
greiflich, dass  zuerst  in  die  liberalen  Verfassungen  ein- 
zelner Kantone  und  sodann  auch  in  die  Bundesverfassung 
von  1848  Artikel  kamen,  welche  beabsichtigten,  alle 
diese,  in  einer  wahrhaften  Republik  wenig  passenden 
Dinge  zu  verunmöglichen,  wobei  es  übrigens  charak- 
teristisch ist,  dass  die  Revisionskommission  einen  solchen 
Vorschlag  anfänglich  abgelehnt  hatte. 

Dieser  Artikel  XII  der  Bundesverfassung  von  1848 
wurde  dann  wörtlich  in  die  jetzige  Verfassung  hinüber- 
genommen, jedoch  am  Schlüsse  mit  einem  Zusätze  (die 
zwei  letzten  Sätze  betreffend),  welcher  durch  seit  1848 
noch  gemachte  Erfahrungen  nothwendig  geworden  war. 

Demnach  lautet  der  Artikel  nun  wie  folgt: 

«Die  Mitglieder  der  Bundesbehörden,  die  eidgenössi- 
schen Civil-  und  Militärbeamten  und  die  eidg.  Repräsen- 
tanten oder  Kommissarien  dürfen  von  auswärtigen  Re- 
gierungen weder  Pensionen  oder  Gehalte,  noch  Titel, 
Geschenke  oder  Orden  annehmen. 

Sind  sie  bereits  im  Besitze  von  Pensionen,  Titeln 
oiler  Orden,  so  haben  sie  für  ihre  Amtsdauer  auf  den 
Oenuss  der  Pensionen  und  das  Tragen  der  Titel  und 
Oden  zu  verzichten. 

Untergeordneten  Beamten  und  Angestellten  kann 
jedoch  vom  Bundesrate  der  Fortbezug  von  Pensionen 
bewilligt  werden. 

#Im  schweizerischen  Heere  dürfen  weder  Orden  ge- 
tragen, noch  von  auswärtigen  Regierungen  verliehene 
Titel  geltend  gemacht  werden. 
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*Das  Annehmen  solcher  Auszeichnungen  ist  allen 
Offizieren,  Unteroffizieren  und  Soldaten  untersagt.» 

Angewendet  wurde  der  Artikel  in  der  Periode  von 
1848  bis  1874  gegen  Oberst  Letter  von  Zug,  welchem  die 
Anerkennung  als  Mitglied  des  Nationalrathes  versagt 
wurde,  weil  er  nicht  auf  seine  holländische  Militärpension 
für  die  Amtsdauer  verzichten  wollte. l) 

Dagegen  wurde  dem  General  Dufour  auf  sein  An- 
suchen die  Annahme  des  Grosskreuzes  der  französischen 
Ehrenlegion,  welches  ihm  von  Napoleon  HL  1852  verliehen 
wurde,  erlaubt,  weil  dies  bloss  eine  höhere  Rangstufe  in 
Bezug  auf  eine  Dekoration  sei,  die  er  schon  besitze,  und 
weil  die  eidgenössischen  Offiziere  nicht  als  Militärbeanitc 
betrachtet  werden  können,  für  die  allein  das  Ordens- 
verbot bestehe. ")  Wesentlich  im  Hinblick  auf  diesen  Fall 
und  die  dabei  zu  Tage  getretene  Auslegung  des  Ar- 
tikels XII  ist  dann  derselbe  bei  den  Revisionsberathun- 
gen,  welche  zu  der  jetzigen  Verfassung  führten,  durch  die 
beiden  letzten  Sätzchen  ergänzt  worden.  Seit  dieser  Zeit 
sieht  man  keine  bunten  Bändchen  mehr  an  den  eidge- 
nössischen Uniformen. 

• 
Es  mag  an  und  für  sich  als  eine  offene  Frage  be- 
trachtet werden,  ob  für  eine  Republik  überhaupt  Deko- 
rationen schicklich  seien  oder  nicht.  Ja,  weitergehend, 
ob  es  überhaupt  eines  ernsten  Mannes  würdig  sei,  sich 
für  Verdienste  mit  einem  solchen  farbigen  Bändelten,  oder 
einem  Sternchen  und  Kreuzchen,  das  doch  einer  Cotülon- 


*  Die  mit  Sternchen  versehenen  Sätze  sind  in  der  Ver- 
fassung von  1848  nicht  enthalten  gewesen. 
")  Vrgl.  Eidg.  G.  Sammlg.  VI,  418. 
')  Bundesblatt  1853,  II,  559. 
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Dekoration  verzweifelt  ähnlich  sieht,  belohnen  zu  lassen 
und  bei  festlichen  Anlässen  mit  ganzen  Reihen  solcher 
an  einander  klappernder  Dinger  behangen  zu  sein.  Die 
ineisten  Republiken  vermeiden  dies;  in  Amerika  muss 
sogar  Jemand,  der  das  dortige  Bürgerrecht  erwerben  will, 
allen  solchen  Dekorationen,  oder  Adelstiteln,  die  er  etwa 
besässe,  eidlich  entsagen. 

Dagegen  hat  allerdings  die  französische  Republik  in 
ihrer  zweiten  und  dritten  Ausgestaltung  die  Orden  beibe- 
halten und,  sogar  im  Uebermass,  an  Einheimische  und 
Fremde  verliehen.  Die  älteste  Republik  der  heutigen 
Welt,  San  Marino,  besitzt  ebenfalls  einen  Orden  «per 
merito  civile  e  militare»,  wobei  das  letztere  Verdienst, 
wenigstens  im  Dienste  dieses  Vaterlandes,  ziemlich  schwer 
zu  erreichen  sein  mag. 

Den  Kantonen  der  Eidgenossenschaft  und  dem  Bund 
Ist  übrigens  auch  durch  den  Wortlaut  des  Artikels  XII 
der  Bundesverfassung  die  Stiftung  eines  eigenen  Ordens 
für  den  allfälligen  einheimischen  Bedarf  nicht  untersagt ; 
doch  wird  schwerlich  irgend  ein  Kanton  Lust  haben,  als 
der  erste  das  Beispiel  von  Tessin  vom  Jahre  1816  zu 
befolgen,  und  bei  der  Eidgenossenschaft  dürfte  dies  noch 
weniger  der  Fall  sein.  Immerhin  wären  eigene  Orden 
relativ  noch  zweckmässiger  als  fremde,  welche  doch  ein 
Band  sind  und  ihrer  Intention  zufolge  sein  sollen,  welches 
den  Empfänger  verpflichtet,  den  Interessen  und  Wünschen 
eines  fremden  Staates  sich  stets  geneigt  zu  erweisen. 

Die  Praxis  seit  dem  Jahre  1874  hat  einige  be- 
merkenswerthe  Vorfälle  aufzuweisen. 

Durch  eine  Berichterstattung  einer  nationalräthlichcn 
Kommission  vom  13.  März  1888  ist  zunächst  festgestellt 


■--  n~  lAte-hirne  «ler  Artikel  XI  und  XII 


r  <-..-«i_  :.l—  r*-ani:-  «i>-r  in  der  Schweiz  readirenden 
r**:r.-:i.'i  Eir^iii  anch  als  Bundesbeamte 
i.\:*-—- •>-?!  itli:  äacr-r  m  •!♦*&  Nationalrath  nicht  wählbar 
— -  *-i.  !••*  1.  ck  5Lj~  'ia/iH.  anzunehmen,  dass  dieselben 
i  .••-  £-;."•*  7V-1  «  r*>rL  P*?nsi»>iieiL  oder  Geschenke  von 
!  ^ir.xü   F  -tr^r:na*-n  annehmen  dürfen,  was  nicht 


.-_:  -r  i.-»:  ~  c  iZ-c.  s-fcr-riir  beobachtet  worden  ist. 

lii  «T^i_*^  I^ti»  w^:»:r  <^it#*tti  der  französischen  R»~ 

,r>r_r.r  "■•*-:   «:-r  -*•!:*»  -iz*-r>chen  Gesandtschaft  in  Paris 

i~jr~:"i-r\    «"'  "^iZ'lzp-n  *»-t  der  Pariser- Ausstellung  von 

>y*   Vm-J..^-::   >*iw-: ^kth  «1er  Orden  der  Ehren- 

I  -  z:    z.  v-ri.-i-n  w^n>n  k^nne.  Die  Gesandtschaft  ant- 

t  r>*>.  r.i  h  LKnto:G  d->  Bundesrathes.  dassdiesnitht 

i'.r  aü*-  F  ll>  jrl- .  *L^-fcs»4j:  beantwortet  werden  könne,  ds 

•:.-  A™  •j.r..-  *^:>^  « lr»i*-ri<  für  gewisse  Personen  uniu- 

li^z  **-L    I'.e  VrH-:hiiM  unterbheb  hierauf  gänzlich  und 

*I>  r^-r.:li.-L*-  SarLIag»-  war  der  französischen  Regieruns 

'••-."•  h»-r  v.  .LLvräsdig  bekannt. 

Er»-rif:iII>  1ns>  wurde  hingegen  dem  schweizerischen 
G»-sandten  in  Berlin,  auf  seine  Anfrage,  durch  den 
Bir.d»->rath  gestart»*.  ein  Andenken,  welches  ihm  (wie  allen 
andern  in  Berlin  akkreditirten  Gesandten)  aus  dem  Xai"h- 
lasse  de*  Kaisers  Wilhelm  I.  übergeben  werden  wolle,  an- 
zunehmen. Es  mag  hier  gleich  beigefügt  werden,  dass  es  in 
monarchischen  Staaten  allgemein  üblich  ist,  bei  Abgang 
eines  Gesandten  von  seinem  Posten  demselben  irgend  ein 
Zeichen  einer  gnädigen  Verabschiedung,  das  meistenteils 
m  einem  Orden,  oft  aber  auch  etwa  in  einer  Vase,  oder 
einem    Bild    des    Monarchen    besteht,    zu    überreichen. 
Ein  schweizerischer  Gesandter,   welcher  im  Dienste  der 
Eidgenossenschaft  verbleibt,  würde  keinen  Orden  accep- 
tiren  dürfen,  dagegen  nach   der  bestehenden  Praxis  ei» 
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anderes  Zeichen  «gnädiger  Entlassung»,  würde  aber  gewiss 
wohlthun,  auch  hiefür  die  Genehmigung  des  Bundes- 
rathes  einzuholen,  was  auch  stets  geschehen  sein  wird. 
Einzelne  solche  Geschenke  sind  von  diesen  Gesandten 
direkt  der  Eidgenossenschaft  überwiesen  worden,  was  das 
Allerbeste  ist. 

Im  Jahre  1893  fand  im  Nationalrathe  eine  Interpellation 
und  ein  Tadel  deshalb  statt,  weil  der  Direktor  der  eid- 
genössischen Waffenfabrik  in  Bern  einen  Ring  von 
dem  damaligen  regierenden  Kaiser  von  Russland,  als 
Anerkennung  für  zwei  ihm  übersandte  neue  Gewehre, 
empfangen  hatte. 

1899  trat  die  Frage  auf,  wrelche  dann  in  diesem  Jahre 
zu  einer  weitern  Diskussion  im  Ständerathe  führte,  ob 
der  Direktor  des  schweizerischen  Landesmuseums 
seine  Stellung  als  englischer  General-Konsul  beibehalten 
könne.  Der  Departementschef  des  Innern  führte  aus, 
dass  mit  dieser  Stellung  kein  Gehalt  verbunden  und  die- 
selbe auch  kein  Titel,  sondern  eher  ein  Mandat  sei,  und 
die  Sache  blieb  einstweilen  wie  sie  ist,  wiewohl  nicht 
unter  allgemeiner  Billigung  und  schwerlich  auf  immer. 

Nach  dem  türkisch-griechischen  Kriege  trat  fol- 
gender Fall  ein,  Bundesrathssitzung  vom  2.  November  1897: 

«Mit  Note  vom  9.  vorigen  Mts.  machte  die  k.  deutsche 
Gesandtschaft  dem  Bundesrath  Mittheilung,  dass  der 
Sultan  zur  Erinnerung  an  den  gegen  Griechenland  ge- 
führten Krieg  eine  silberne  Medaille  habe  schlagen  lassen, 
weiche  sowohl  seinen  im  Feld  befindlich  gewesenen 
Truppen,  als  auch  denjenigen  Personen  verliehen  wurde, 
welche  sonst  im  türkischen  Hauptquartier  anwesend 
waren,  bezw.  in  amtlichen  Beziehungen  zur  Kriegführung 
gestanden  haben.  Diese  Medaille  sei  unter  anderem  auch 
den  nach  dem  Kriegsschauplatze  beorderten  schweizeri- 
schen Offizieren  Oberst  Boy  de  la  Tour,  Major  Bornand 
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und  Hauptmann  von  Wattenwyl  verliehen  worden,  und 
werde  nun  dem  Bundesrath  in  drei  Exemplaren  nebst 
entsprechenden  Diplomen  und  Uebersetzungen  derselben 
zur  weiteren  Veranlassung  übersendet.  Die  deutsche  Ge- 
sandtschaft bemerkt  dazu,  da  es  sich  im  vorliegenden  Falle 
nicht  um  eine  Verleihung  eines  Ordens,  sondern  lediglich 
um  eine  Erinnerungsmedaille  handle,  so  dürfte  Art.  12 
der  Bundesverfassung  der  Annahme  seitens  der  genann- 
ten Offiziere  nicht  im  Wege  stehen. 

Nach  Einsichtnahme  der  Berichte  des  Militär-,  des 
Justiz-  und  Polizei-  und  des  politischen  Departements 
wird  beschlossen,  dass  gegen  die  Annahme  der  fraglichen 
Medaille  durch  die  drei  Offiziere  nichts  einzirvvenden  sei, 
dass  dieselben  aber  diese  Medaille  nicht  tragen  dürfen.» 

Man  könnte  auch  hier  leicht  anderer  Ansicht  sein. 

Im  Jahre  1902  gelangte  es  durch  die  Presse  zur 
Kenntniss  des  Bundesrathes,  dass  der  schweizerische 
Kommissär  der  Pariser  Ausstellung  von  1900  und  der- 
zeitige Präsident  des  Nationalrathes ,  Herr  Ador  von 
Genf,  ohne  Anfrage  oder  Vorwissen  des  Bundesrathes 
(auch  ohne  Bekanntmachung  im  offiziellen  französischen 
Amtsblatte)  das  Grosskreuz  der  Ehrenlegion  von  der 
französischen  Regierung  erhalten  und  angenommen  habe. 
Es  wiederholte  sich  also  ein  Vorfall  aus  dem  Jahre  1890, 
mit  dem  Unterschiede  jedoch,  dass  damals  über  die  Zu- 
lässigkeit  solcher  Dekorationen  angefragt  worden  war 
und  die  französische  Regierung  in  Folge  dessen  ihre  Ab- 
sicht aufgegeben  hatte.  Der  Bundesrath  verlangte  hier- 
auf in  einer  Korrespondenz,  welche  in  den  Beilagen  ab- 
gedruckt ist,  die  Rückerstattung  des  Ordens,  worauf  der 
Inhaber  es  schliesslich  vorzog,  denselben  zu  behalten 
aber  sein  Mandat  als  Nationalrath  niederzulegen.  Die  Be- 
gründung dieser  Wahl  damit,  dass  die  französische  Ge- 
setzgebung die  Rückerstattung  eines  einmal  angenommenen 
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Ordens  nicht  erlaube,  erschien  im  Munde  eines  Schweizers 
auffallend  und  überdies  mit  den  aus  dem  Dreyfus-Handel 
bekannten  Rückerstattungen  der  Ehrenlegion  nicht  über- 
einstimmend. Dieser  Fall,  bei  welchem  auch  der  Amts- 
eid des  Nationalrathes  in  Frage  kam1),  und  von  dessen 
Entscheidung  die  ganze  Existenz  des  Artikels  XII  der 
Verfassung  offenbar  abhängig  war,  veranlasste  den  Bun- 
desrat}], durch  ein  Cirkular  an  seine  Departemente  sich 
Oberhaupt  zu  vergewissern,  ob  irgend  welche  eidgenössische 
Beamte,  oder  Mitglieder  der  Behörden,  oder  des  Heeres 
sich  im  Besitze  von  Orden  befinden. 

Es  ist  demgemäss  anzunehmen,  dass  bei  der  Behörde 
die  Absicht  besteht,  es  inskünftig  mit  der  Vorschrift  des 
Artikels  XII  der  Verfassung  streng  zu  nehmen,  was  auch 
der  bei  diesem  Anlasse  in  der  Presse  sich  kundgebenden 
öffentlichen  Meinung  entspricht2). 

Ausser  Zweifel   steht,   um  noch   einige  Fragen  kurz 

l)  Derselbe  schreibt  vor,  «die  Verfassung  und  Gesetze  des 
Bundes  treu  und  wahr  zu  halten»,  also  sich  auch  nicht  auf 
etwaige  unrichtige  Interpretationen  oder  Präzedentien  zu 
stützen,  die  damit  vielmehr  ausgeschlossen  sind.  Dass  die 
Ernennung  auch  in  Frankreich  nicht  publizirt  wurde,  erklärte 
die  «Gazette  de  Lausanne»  folgendermassen :  «La  nomination 
ne  fut  pas  inseree  au  Journal  officiel  parce  que  cet.te  forma- 
lite  n'est  ni  obligatoire,  ni  usuelle  quand  il  s'agit  d'etrangers 
domicilies  hors  de  France.» 

*)  Nur  einige  konservative  Blätter  hatten  den  Vorfall  an- 
fanglich mit  der  bisherigen  Praxis  in  Fällen,  die  wir  angeführt 
haben,  zu  entschuldigen  und  die  Einsprache  dagegen  als  einen 
Akt  politischer  Missgunst  darzustellen  versucht,  was  sicher,  bei 
der  grossen  Mehrzahl  des  Schweizervolkes  wenigstens,  nicht 
begründet  war.  In  demselben  lebt  eben  noch  stark  die  Erinne- 
rung an  traurige  Zeiten,  die  durch  solche  Orden,  oder  Gnaden- 
ketten  herbeigeführt  wurden,  und  es  möchte  dieselben  nicht 
wieder  aufkommen  lassen. 
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HoHrnttinq  im  Sinne  de*  Artikels  XII  der  Verfassung  und  die 
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dieser  letztem  Hinsicht  höchstens  das  sagen,  dass  die 
Annahme  solcher  Funktionen  durch  den  Bundesrath  seilet, 
oder  seine  Mitglieder,  oder  durch  das  Bundesgericht 
und  einzelne  Mitglieder  desselben,  nicht  zweckmässig 
erscheint,  weil  sie  mit  vielem  Zeitverluste  verbunden 
sind1)  und  dem  Staate  selbst  leicht  ein  gewisses  MLssge- 
fühl  seitens  der  unterliegenden  Partei  zuziehen  können. 
Dass  endlich  die  Mitglieder  des  National-  und  Stande- 
rathes  auch  zu  den  «Bundesbehörden»  gehören,  welchen 
die  Annahme  von  Dekorationen,  Titeln,  Pensionen  und 
Geschenken  untersagt  ist,  und  dass  die  Mitglieder  der 
schweizerischen  Armee  Dekorationen  überhaupt  nicht  an- 
nehmen, nicht  bloss  nicht  an  der  Uniform  tragen  dürfen, 
wenn  sie  im  Dienste  sind,  das  sollte  Angesichts  der  Ver- 
fassung nicht  erst  bewiesen  werden  müssen,  sondern 
würde,  soweit  solche  Ansichten  in  einem  Theil  der  Presse 
geäussert  worden  sind,  bloss  auf  ad  hoc  zugeschnittenen, 
nicht  annehmbaren  Interpretationsversuchen  beruhen. 

Es  ist  anzunehmen,  dass  dieser  letztvorgekommene 
Fall,  welcher  mit  einer  grösseren  Diskussion  in  der  Presse 
verblinden  war,  für  die  Zukunft  ein  massgebendes  Präze- 
dens  bilden  und  die  fremden  Orden  von  der  Schweiz 
überhaupt  einigermassen  abhalten  werde,  welche  uns 
keinen  Vortheü  bringen  können,  im  Gegentheil  stets, 
wie  schon  gesagt,  ihrer  Intention  nach,   ein  Band  der 


dafür  erhaltenen  Vergütungen  nicht  als  einen  Gehalt,  son- 
dern als  eine  gewöhnliche  Bezahlung  geleisteter  Dienste  an- 
sah. Noch  mehr  ist  das  offenbar  bei  solchen  Schiedsrichter- 
Hchen  Arbeiten  der  Fall. 

l)  Ausdrücklich    wurde    das    in    der    Junisitzung   dieses 
Jahres  im  Nationalrathe  ausgesprochen. 
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Anhänglichkeit  an  das  Ausland  knüpfen  sollen  und  es 
meistentheils  auch  gewesen  sind.  Es  würde  sich  diese 
deutliche  Absicht,  die  Dekorirten  einigermassen  in  das 
Interesse  des  fremden  Staates  zu  ziehen,  in  den  meisten 
Fällen  sogar  aus  den  Stiftungsurkunden  der  Orden  erweis- 
lich machen  lassen,  und  es  ist  aus  diesem  Grunde  in  den 
monarchischen  Staaten  durchwegs  die  Annahme  fremder 
Orden  an  die  ausdrückliche  Bewilligimg  des  Regenten 
geknüpft.1)  Die  Republiken  haben  keine  Ursache,  in 
dieser  Hinsicht  weniger  vorsichtig  zu  sein  gegenüber 
ihren  höheren  Behörden,  deren  erste  Aufgabe  es  ist,  sieb 
und  den  Staat  von  allen  fremden  Abhängigkeitsverhält- 
nissen und  Einflüssen  unbedingt  frei  zu  erhalten. 

Die  französische  Regierung  scheint  anlässlich  eint« 
neuerlichen  Falles,  in  welchem  sich  Jemand  um  die  Ehren- 
legion beworben  hatte,  den  Entschluss  gefasst  zu  haben, 
diesen  Orden  Schweizern  überhaupt  nicht  mehr  zu  ver- 
leihen, womit  wir  sehr  wohl  zufrieden  sein  können.  E> 
wäre  diess  die  wünschbarste  und  einfachste  Lösung  dir 
Sache,  wenn  die  fremden  Staaten  selbst  auf  dergleichen 
verzichten  wollten. 

IV. 
Bei  den  Verhandlungen  über  die  Erstellung  der  jetzigen 
Bundesverfassung  kamen  auch  Anträge  vor,  den  Artikel 


')  Friedrieh  der  Grosse  z.  B.  hatte  die  Gewohnheit,  soMu* 
Bewilligungen  überhaupt  nicht  zu  ertheilen,  einmal  mit  der 
sarkastischen  Bemerkung,  er  pflege  seine  Schafe  selber  zu 
zeichnen.  Die  Orden  waren  ursprünglich,  wie  es  der  deutscht* 
Name  noch  deutlich  macht,  nur  das  äussere  Abzeichen  einer 
Zugehörigkeit  zu  einer  eng  abgeschlossenen,  oft  sogar  gf 
heimen  Verbindung.  Jetzt  sind  sie  freilich  grösstenteils  zu 
blossen  Dekorationsstücken  herabgesunken  und  werden  sich 
allmählig  dadurch  von  selbst  in  den  Augen  aller  Vernünftigen 
verurtheilen. 
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XII  zu  beseitigen.  Umgekehrt  aber  wurde  auch  be- 
antragt, weiter  zu  gehen  und  die  Adelsbezeichnung 
in  der  Schweiz,  gleichviel  welchen  Ursprung  dieselbe 
habe,  zu  verbieten.  Darüber  besteht  dermalen  keine  eigent- 
liche verfassungsmässige  oder  gesetzliche  Vorschrift,  welche 
für  die  ganze  Eidgenossenschaft  massgebend  ist,  und 
ebensowenig  eine  übereinstimmende  Gesetzgebung,  oder 
Praxis  in  den  Kantonen. 

Der  Ursprung  der  adeligen  Namensbezeichnungen  in 
der  Schweiz  ist  ein  sehr  verschiedener.  Eigentlicher  frei- 
herrlicher Adel  (Dynastengeschlechter)  ist  in  der  Schweiz 
kaum  mehr  nachweisbar  vorhanden.  Er  ist  auch  ander- 
wärts viel  seltener,  als  man  es  im  Allgemeinen  annimmt. 
Die  Gewohnheit  namentlich  der  deutschen  Adeligen  sich 
ohne  weiteres  «Freiherr»,  oder  «Baron»  zu  nennen  ist 
eine  historisch  nicht  zu  rechtfertigende.  Die  Stamm- 
bäume pflegen  überhaupt  die  wesentliche  Eigenschaft  der 
ursprünglichen  Glieder  der  Familien,  ob  sie  nämlich 
freien,  oder  unfreien  Standes  waren,  nicht  anzugeben. 
Die  dermalen  vorkommenden  Adelsnamen  älterer  Her- 
kunft sind  im  höchsten  Falle  Ministerialadel,  d.  h.  es 
waren  dies  lehensfähige  Dienstleute  des  eigentlichen, 
freiherrlichen  Adels,  die  deshalb  nicht  selber  freiherr- 
lichen Standes,  oft  sogar  nicht  einmal  freien  Standes  zu 
sein  brauchten.  Der  niedere  Adel  gieng  sogar  sehr 
häufig  aus  dem  Stande  der  Nichtfreien  hervor  und  wurde 
überhaupt  erst  durch  die  Lehenskonstitution  Conrad  II. 
(1037)  lehensfähig.  Wie  sehr  derselbe  sich  auch  in  un- 
seren Gebieten  von  dem  im  mittelalterlichen  Sinne  allein 
wahren,  freiherrlichen  Adel  unterschied,  dafür  führt  von 
Mülinens  Heimatkunde  ein  sehr  plastisches  Beispiel  mit 
folgenden  Worten  an: 
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«Philipp  von  Kien,  Ritter,  Herr  zu  Gerenstein  oh 
Bolligen,  heisst  in  seiner  Jugend  «Frey»,  nachher  nicht 
mehr,  vermuthlich  weil  er  eines  Dienstmannes  Tochter, 
geheirathet,  nämlich  Anna  von  Erlach,  eine  Tochter 
Ulrichs,  des  Kastellans,  Ritters,  1316.  Diese  Heirath  war 
nach  den  damaligen  Begriffen  eine  Missheiräth  (Mesal- 
liance) ,  eine  « Verungenossung» ,  wie  der  Ausdruck  im 
Mittelalter  lautete.  Philipp  war  Schultheiss  zu  Bern 
1334,  1337.» 

Durch  eine  solche  ungleiche  Heirath  konnte  damal> 
Jemand  sogar  seinen  eigenen  höhern  Stand  verlieren  und 
auch  die  Kinder  folgten  dem  «ärgern»  Theil. 

Andere  adelige  Namen  der  altern  Zeit  sind  durch 
Heirath  mit  Erbtöchtern,  oder  Gutserwerbungen  entstan- 
den; viele  durch  fremden  Militärdienst,  Orden,  wie  z.  B. 
das  Ludwigskreuz,  an  deren  Besitz  die  Ritterwürde  sich 
knüpfte ;  noch  andere  durch  Verleihungen  fremder  Fürsten, 
oder  auch  durch  eigene,  unlegitimirte  Annahme.1) 

In  einzelnen  Ständen,  wie  namentlich  Bern,  trug  dazu 
sehr  das  eigentümliche  Verhältniss  bei,  dass  sich  in 
ihren  Unterthanenländern  (vorzüglich  in  der  Waadt)  eine 
Menge  kleiner  ursprünglich  savoyiseher  Adelsgeschlechtor 
befanden,  die  den  Bernerbürgern,  welche  zu  Hause  ihre 
Herren  waren,  im  Ausland,  z.  B.  im  fremden  Kriegs- 
dienste, gesellschaftlich  vorgezogen  wurden. 

Politische  Vorrechte  gewährte  der  adelige  Familien- 
namen nirgends,  namentlich  hing  die  sogenannte  «Regi- 
mentsfähigkeit»   in   den  Städtekantonen    mit  dem   Adel 


!)  Die  Denkschrift  des  bekannten  bernischen  Verschwören» 
Henzi  führt  eine  Menge  von  solchen  Beispielen  z.  Th.  höch>t 
ergötzlicher  Art  aus  Bern  an,  die  indessen  mit  Vorsicht  auf- 
zunehmen sind.    Helvetia  I,  401. 
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gar  nicht  zusammen,  sondern  war  ein  Verhältniss  ganz 
für  sich.  Bloss  in  Bern  genossen  die  freiherrlichen  und 
ritterlichen  Geschlechter,  wie  es  scheint,  ursprünglich 
eine  Art  von  Ehrenvorzug,  so  dass  die  Schultheissen  bis 
1299  meistens  aus  solchen  gewählt  wurden1).  Doch 
waren  von  solchen  ursprünglich  vornehmen  Geschlechtern 
in  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  nur  noch  fünf  vor- 
handen, welche  dann  allerdings  stets  in  dem  Grossen 
und  Kleinen  Rathe  vertreten  sein  sollten  (Rathsschluss 
von  1669,  bestätigt  1721).  Ebenso  gewährte  in  den  demo- 
kratisch organisirten  Kantonen,  oder  den  zugewandten 
Orten,  wie  namentlich  den  rhätischen  Bünden  und  Wallis, 
<üe  in  den  letzteren  häufig  vorkommende  Adelsbezeich- 
nung nie  einen  rechtlichen  Anspruch  auf  Ehrenämter, 
oder  sonstige  Vortheile,  wie  Vogteien  etc. 

Dagegen  bildete  sich  in  den  Städten,  namentlich  in 
Bern,  wesentlich  vom  17.  Jahrhundert  ab,  eine  Klasse;  von 
Familien  aus,  welche  längere  Zeit  ansehnliche  Aemter  inne- 
gehabt hatten  und  die  nun  annengen  als  die  allein  «regi- 
mentsfähigen», d.  h.  in  den  Grossen  Rath  und  demzufolge  in 
die  höhern  Aemter  Wählbaren  betrachtet  zu  werden.2)  Diese 
bildeten  nach  und  nach  eine  abgeschlossene,  unter  sich 
(>olitisch  und  sozial  ebenbürtige  Kaste,  den  eigentlichen 
herrschenden  Stand  in  dem  damaligen  Staatswesen,  oder 
im  heutigen  Sinne  die  wirkliche  Aktivbürgerschaft,  wäh- 
rend alle  übrigen  Staatsangehörigen  ihnen  gegenüber  in 


1)  Doch  auch  nicht  ausschliesslich;  ein  Berchtold  Piscator 
und  ein  Kuno  Münzer  kommen  als  solche  1227  und  1228  neben 
den  Herren  von  Krauchthal,  von  Jegistorf,  von  Bubenberg, 
von  Boll,  von  Buchegg,  von  Kien,  von  Kramburg,  von  Mün- 
singen, von  Kienberg  vor.    Vgl.  Fontes  II,  XXIV  u.  folg. 

2)  Vgl.  hierüber  den  Aufsatz  von  Prof.  Blösch  «die  aristo- 
kratische Verfassung  im  alten  Bern»   im  Jahrbuch,  Band  IV. 
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die  Stellung  von  Unterthanen,  ohne  wirklichen  Einfluss 
auf  die  Staatsgeschäfte,  herabsanken.  Diese  gleichberech- 
tigte herrschende  Kaste,  von  welcher  zahlreiche  Familien 
einen  nichtadeligen  Namen  trugen1),  suchte  nun  begreif- 
licherweise irgend  ein  Vorrecht  der  Adeligen  (ausser  den 
oben  genannten)  nicht  aufkommen  zu  lassen,  und  nach- 
dem man  längere  Zeit  versucht  hatte,  die  Adelsverlei- 
hungen aus  dem  Auslande  her  zu  beschränken  und  die 
Annahme  adeliger  Namen  oder  Wappen  zu  verhindern1!, 
sah   man    sich   endlich   zu   der  ganz   entgegengesetzten 


J)  Noch  in  dem  Regimentsbuche  (Staatskalender)  von  1761. 
dem  entscheidenden  Jahre  vor  der  ersten  ausdehnenden  Mass- 
regel, kommen  nur  14  regimentsfähige  Familien  mit  Adelsbezeich- 
nung vor,  andere  57  hingegen  tragen  die  Bezeichnung  «von»  noch 
nicht,  darunter  die  Namen  Bondeli,  Daxelhofer,  Effinger,  Ernst, 
Fischer,  Freudenreich,  Gatschet,  Gross,  Grüner,  Haller,  Jemier. 
Kirchberger,  Lentulus,  Lerber,  Manuel,  Mai,  Mutach,  Ougs- 
purger,  Sinner,  Steiger,  Stettier,  Stürler,  Thormann,  Tillier. 
Tscharner,  Wagner,  Willading,  Wurstemberger ,  Wyttenbai-h 
u.  s.  w. 

J)  1684  war  ein  «Wappen-  und  Namenbuch»  angelegt 
worden  und  daraufhin  wurde  am  11./ 13.  April  1731  dekretirt, 
das8  «alle  darin  nicht  bekannten  Namen  und  Wappen  kein*1 
Geltung  haben  und  Überall,  wo  sie  in  Publico  erscheinen,  in 
Schlössern,  Kirchen  oder  anderswo  abgethan  und  durchge- 
strichen werden  sollen»,  auch  Jedermann  Siegel,  Petschaft. 
Titel  und  Namen  nach  dem  Wappenbuch  errichten  soll«1 
(Rothes  Buch  Kop.  160).  Ebenso  wurde  die  sogen.  «Fenster- 
junkerei»,  d.  h.  die  List  sich  durch  Schenkungen  von  gemal- 
ten Glasscheiben  mit  adeligen  Wappen  und  Namen  an  Kirchen 
oder  Rathshäuser  diese  Vortheile  zu  erwerben,  untersagt  un<l 
die  Annahme  von  Titeln  fremder  Fürsten  für  das  Inland  ver- 
boten (Rothes  Buch,  Kop.  101,  202,  212).  So  wurde  z.  B.  Hal- 
lers kaiserlicher  Adelstitel  für  das  Inland  nicht  anerkannt, 
ebensowenig  der  Grafentitel  des  Schultheissen  von  Mülinen. 
Die  Dekrete  von  1731  finden  sich  in  Jahrbuch  V,  pag.  hüo. 
bereits  abgedruckt. 
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Massnahme  gezwungen,  den  Adel  allgemein  unter  dieser 
Kaste  zu  machen,  um  die  Gleichheit  im  Schosse  des  Grossen 
Rathes  zu  bewahren.  Schon  1761  wurde  allen  Regiments- 
fähigen gestattet,  das  Prädikat  «noble»,  «edelgeboren»  an- 
zunehmen, 1783,  22.  Januar  beschloss  der  Grosse  Rath, 
nur  selber  gültige  Adelsbezeichnungen  zu  verleihen,  was 
auch  in  einzelnen  Fällen  geschah J) ;  endlich  aber  erfolgte 
am  9.  April  1783  folgender  Beschluss 2). 

„Bürgerliche  Geschlechter,  Titulatur  von". 

«Da  diesem  nach  auf  heute  als  dem  dazu  bestimm- 
ten Tag  zur  Behandlung  vorgetragen  worden,  das  Gut- 
achten, welches  M.  G.  HH.  die  Räth  und  XVI  über  den 
gefallenen  Anzug  abgefasst  «dass  nemlich  denen  regi- 
mentsfähigen  Geschlechtern  von  Bern  erlaubt  und  frey- 
gestellt seyn  solle,  das  Beywort  von  ihrem  Geschlechts 
Nahmen  vorsezen  zu  können» 

So  haben  M.  G.  HH.  und  Obere  nach  gemachten  Re- 
flexionen der  ersten  Meynung  des  Gutachtens  Beyfall  zu 
geben  gutbefunden,  zumahl  festgesezt  und  verordnet: 
Dass  allen  Regimentsfähigen  Geschlechtern  erlaubt  und 
freygestellt  seyn  solle,  das  Beywort  von  ihren  Ge- 
schlechts Nahmen  vorsezen  zu  können  und  diesem  nach 
an  Meiner  Gnädigen  Herren  Staats-Canzley  und  an  übrige 
Bureaux  der  Befehl  abgegeben  werden  solle,  allen  diesen 
Geschlechtern,  wan  solches  von  ihnen  oder  von  ihren 
Nachkommen,  es  seye  früh  oder  späth,  anbegehrt  wird, 
bemeltes  Predikat  beyzulegen. 

Wie  des  mehreren  zu  sehen  im  Polizeibuch  (das  auf 
pag.  425  das  Gleiche  enthält).  An  alle  Oberk.  Bureaux, 
Ihnen  solches  zum  Verhalt  bekannt  machen.» 


!)  Z.  B.  an  die  Familie  de  Saussure  die  Baronie  für  ein 
frut  im  Waadtland,  Balthasar,  Fragmente,  p.  128  enthält  die 
Urkunde. 

2)  Rathsmanual  No.  368,  pag.  336. 
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zzzzi     -i     — *•:  »      —  ^--.-a^i    ^/w  Einstich  fallen 

"■*  ~  "*"  n-  i:-i  i  .r  l.T  «.?ni^r  Mlnc^riiche  Familien 
^r-z  *~  -~mi  2.  ic-.— -*  i*~- q  ^«*i  u»8*  för  Reisen  in 
i-=-  -2l-l-^z  l  iü=-  -5i  ji  iif  7  lc*-r-  ^-hnfib^n:  nachdem 
"  ::-=*  _tz_— -:>--i  :~t  »«'-  ^u-^-i  «inimiivfi  seit  18(8,  und 
i—z-irz- -i  .  *".T.  -;■ -_:  v-^-«-  n  i*r  "if^c^ichen  Meinung 
^«- 1.  r*-'i  zir~-.  •.  .z*~-"i  -»*  z>-r  i»-vii  int>rv  and  ganz  hat 
z-  ~zv:::.r  ::»—•—  _*  :•  j>> ir--r  —  -  n  17^  -rst  durch  die 

A-zzzvti  i:ir--a.  tth  --n  r«aii>-r  Schriftsteller  es 
izzlzr-.  z*-  ~-ü»-z;tz»-r  jn  ."izr*-  :~«t\  nach  dem  Frieden  mit 
^■i-ziz  I.i.iz-c  ZI.  rz— z  :Va  ^»r  run  Morea  abtraten. 
.  zr    "*-r*.  •"-«*>     ^  L«>z»r^   r?:t*z»    rT'fEet.    in    das  jeder 

"*"_-£_•■*>.     k  > r  ~i>r    ^i-«    -„*:>••  zrvir-en  lassen  konnte, 

>-".z      z-  i  : r-  F    rzi    >r  Ar>r- kratie  kommt  erst 

-*-:'--  izt  T-ii  >r  >ski:.  iz  welchem  sie  besteht, 
r..-*i-rr ._-- \-z.  izflr r-.  >>-  >r  - "" •- c  d^r  formale  Ersatz  für 
-  r.rr  z-iz^- '..-. >  w-jrkl*i>  rV«:-::zng  und  daher  stets 
vz*-.  zr.-z-i  flr  »:~z  krlfz^a  fVstand  eines  Staats- 
t***—-?-'*.  w;*  f-;r  •;.**  «t-sv  rzh-lL 

l>jr'h  #i;»r  *-r*Te  helvrti^-he  Verfassung  wurden  diese 
lU-7j\<\inun<z-n  verboten1»  kam**n  dann  aber,  vermöge  des 

'*  Im  An -4-liIu^  an  «lie  Anschauungen  der  französischen 
Involution;  <\x*.  iiit#-nr**ant«-ste  Verhandlung  in  der  «Consti- 
tuante» i»t  vom  19.  2o.  Juni  1T9U.  Ein  Engländer  stellte  damals» 
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soeben  genannten,  sich  unfehlbar  geltend  machenden 
Naturgesetzes,  welches  das  Wesen,  wo  es  nicht  mehr  zu 
erreichen  ist,  durch  Form  zu  ersetzen  versucht,  schon 
in  der  Mediationszeit  und  namentlich  nach  der  Restau- 
ration von  1815  wieder  zum  Vorschein,1)  bis  in  Folge 
schon  der  liberaleren  Aera  der  dreissiger  Jahre  und 
noch  mehr  in  Folge  des  Jahres  1848  dieser  Geist  wieder 
eine  Zeitlang  in  der    Eidgenossenschaft  gebannt  wurde. 

Zur  Zeit  befinden  wir  uns  offenbar  wieder  in  einer 
Art  von  rückläufiger  Bewegung,  welche  von  Deutschland 
seit  der  Bismarck'schen  Aera  ausging  und  auf  die 
schweizerischen  Verhältnisse  einen  starken  Einfluss  ge- 
übt hat.  Zwar  die  von  auswärtigen  Staaten  verliehenen 
eigentlichen  «Titel»  werden  nicht  anerkannt,  dagegen  be- 
steht in  Bezug  auf  die  Adelsbezeichnung  eine  verschie- 
dene Praxis  und  namentlich  keinerlei  nöthiger  Ausweis 
über  die  Berechtigung  derselben,  ausser  den  gewöhn- 
lichen Civilregistern.  Diese  letztern  stehen  zwar  nach 
dem  Gesetz  über  Civilstand  und  Ehe  unzweifelhaft  unter 
der  Aufsicht  des  Bundesrathes,  und  es  hat  derselbe  in 
einem  Falle  (Corragioni  —  von  Orelli)  dieses  Aufsichts- 
recht auch  ausgeübt  und  zwei  durch  die  Luzerner- Re- 
gierung gestattete  Umstellungen  der  beiden  Namen  von 
1883  und  1889  durch  eine  Entscheidung  vom  19.  Mai  1890 


nach  den  Memoiren  Brissot's  folgende  Stufenleiter  von  Gut  und 
Böse  auf:  «Laboureur,  philanthrope,  tyrannicide,  ange,  Dieu; 
ritoyen,  faineant,  devot,  pretre,  moine,  saint,  martyr,  soldat; 
heros,  noble,  roi,  pape,  diable.» 

*)  Der  Titel  «Aufdermaur  von  Schwanau»  in  dem  Tessiner* 
ordenshandel  ist  ein  solches  Beispiel;  auch  der  damals  be- 
kannte General  Bachmann  von  Näfels  nannte  sich  «Bachmann 
von  der  Letze»  u.  dgl.  mehr. 
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In  Graubünden,  wo  ziemlich  viel  historisch  begrün- 
dete Adelsbezeichnungen  bestehen,  wurde  im  Jahre  1848 
ein  Grossrathsbeschluss  gefasst,  welcher  folgendermassen 

lautet: 

«Im  amtlichen  Verkehr,  in  den  Protokollen,  sowie 
in  den  mündlichen  Verhandlungen  der  Behörden  hat  in 
Zukunft  jede  Adelsbezeichnung  wegzubleiben.»  (G.  S.  1, 28). 

Dessen  ungeachtet,  und  weil  in  Folge  dessen  auch 
in  den  Civilstandsregistern  keine  Adelsbezeichnung  vor- 
kommen darf,  sah  sich  die  Staatskanzlei  in  neuerer  Zeit 
veranlasst,  die  Civilstandsbeamten  auf  diesen  Beschluss 
ausdrücklich  aufmerksam  zu  machen,  da  sie  begonnnen 
hatten,  denselben  zu  ignoriren. 

In  sichtbarem  Zusammenhang  mit  dieser  überall  her- 
vortretenden «dekorativen»  Tendenz  unserer  Epoche  steht 
eine  Aufforderung  eines  dortigen  «Heraldikers»  zur  will- 
kürlichen Annahme  von  Wappen,  die  in  heutiger  Zeit  ja 
jedes  Sinnes  ermangeln,  folgenden  Inhalts: 

«Heute,  wo  die  vervollkommneten  Verkehrsmittel  und 
das  ganze  moderne  Leben  eine  grössere  Beweglichkeit 
in  die  bürgerliche  Gesellschaft  gebracht  haben,  geht 
manches  gute  Alte,  welches  früher  bei  stabilem  Verhält- 
nissen blühte  und  gedieh,  im  Strudel  der  Zeiten,  im 
Kampfe  der  Parteien  verloren. 

Aber  noch  ragen  die  Zeugen  einer  reichen  Vergangen- 
heit, die  trotzigen  Bauten  unserer  alten  Städte  mit  ihren 
Denkmälern  alten  Bürgerfleisses  und  Bürgersinns  in  die 
geräuschvolle  Gegenwart  hinein  und  bieten  dem  aus  dem 
modernen  Strassenlärm  in  diese,  eine  andere  Welt,  sich 
Zurückziehenden  eine  reiche  Fundgrube  alter  Sitte  und 
Kunst. 

Dem  mit  Herz  und  Gemüth  sich  in  die  Vergangen- 
heit Versenkenden  wird  vor  allen  Dingen  der  reiche 
Wappenschmuck  an  Wänden  und  Geräth  unserer  Alt- 
vordern auffallen,  welcher  bei  näherer  Betrachtung  sich 
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meistens  als  derjenige  bürgerlicher  Geschlechter  erweist. 
Der  Grund,  warum  diese  gute,  alte  Bürgersitte  des  Wap- 
penführens  mehr  und  mehr  abgekommen,  ist  in  erster 
Linie  im  Verfall  der  Heroldskunst  in  den  beiden  letzten 
Jahrhunderten,  dann  aber  auch  in  den  jetzt  herrschenden 
unklaren  Ansichten  über  bürgerliches  Wappenrecht  zu 
suchen:  Der  mittelalterliche  Staat  unterstützte  diese 
Sitte  und  suchte  nur  hin  und  wieder  in  Deutschland, 
z.  B.  durch  eine  Verfügimg  der  Hansa  von  1439,  welche 
Handwerkern  das  Führen  von  persönlichen  Wappen  unter- 
sagte, diesen  Brauch  auf  die  gesellschaftlich  höherstehen- 
den Bürgerklassen  zu  beschränken. 

Viele  Tausende  alte  mit  Wappensiegeln  selbst  der 
Kleinbürger  testirte  Urkunden  liefern  uns  noch  heute  den 
Beweis,  dass  schon  den  Juristen  des  14.  Jahrhunderts  es 
als  Rechtsatz  galt,  dass  der  Bürger  aus  eigener  Macht- 
vollkommenheit ein  Wappen  annehmen  und  vererben 
durfte.  (?) 

Bei  einer  Wappenannahme  sind  verschiedene  Punkte 
zu  berücksichtigen:  Vor  allen  Dingen  ist  die  kritiklose 
Aneignung  der  Wappen  von  Namensvettern  ein  Vergreifen 
an  fremdem  Eigenthum,  da  Namensgleichheit  durchaus 
nicht  immer  Stammesgleichheit  beweist.  Dagegen  steht 
es  dem  Bürger  frei  und  ist  ihm  gesetzlich  auch  heutzutage 
erlaubt,  ein  Wappen  sich  zu  erwählen,  bei  dessen  unter 
strenger  Berücksichtigung  der  heraldischen  Regeln  vor 
sich  gehendem  Entwurf  die  Bedeutung  des  Familien- 
namens oder  der  Beruf  des  Wappeninhabers  oder  auch 
nur  die  persönliche  Geschmacksrichtung  ausschlaggebend 
ist.  Jetzt,  wo  mit  dem  aufblühen  von  Kunst  und  Kunst- 
gewerbe die  alten,  schönen  Formen,  die  heraldischen 
Meisterwerke  eines  Dürer  und  Holbein  wieder  Gemein- 
gut geworden  sind,  wäre  es  an  der  Zeit,  für  den  Bürger, 
sieh  auf  sein  altes  gutes  Recht  zu  besinnen.  Ein  solches 
sichtbares  Symbol  stärkt  die  Familienzusammengehörig- 
keit und  ist  in  seiner  grossen  Gestaltungsfähigkeit  und 
mannigfaltigen  Verwendbarkeit  zum  Schmuck  des  Hauses 
wohl  geeignet,  die  uniformen,  nichtssagenden  Monogramme 
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zu  verdrängen  und  Sinn  für  schöne  Formen  in  der  Familie 
zu  wecken.» 

Diesem  «Sinn  für  schöne  Formen»  in  einem  will- 
kürlich angenommenen  Wappen  würde  wohl  sehr  bald 
der  entsprechende  Sinn  für  eine  Verschönerung  dos  Na- 
mens selber  folgen,  wie  dies  in  der  bernischen  Geschichte 
des  18.  Jahrhunderts  ja  bereits  deutlich  zu  Tage  getreten 
ist.  Damit  fängt  eine  falsche  Richtung  des  Geistes, 
welche  in  ihrer  Fortsetzung  zur  Streberei,  statt  zur  Recht- 
schaffenheit führt,  ganz  gewöhnlich  an. 

Für  ihre  eigenen  Verhältnisse  folgt  die  Eidge- 
nossenschaft unseres  Wissens  keinem  bestimmten 
Grundsatze  in  ihren  Skripturen  und  Tabellen,  z.  B.  den 
militärischen  Etats  oder  den  Beamtenregistern,  indem  sie 
die  Adelsbezeichnung  ohne  weitere  Prüfung  annimmt,  wie 
sie  gegeben  wird,  und  auch  in  den  mündlichen  Verhand- 
lungen in  den  Behörden  wird  sie  nach  Belieben  ange- 
wendet, oder  auch  nicht.  Es  würde  auch  in  der  That 
schwer  sein,  ohne  eine  gründliche  historische  Unter- 
suchung diese  Ansprüche  festzustellen  und  eine  gesetz- 
liche Bestimmung  würde  wahrscheinlich  auf  den  Beschluss 
des  graubündnerischen  Grossen  Rathes  hinauslaufen,  wo- 
nach die  Adelsbezeichnung  in  offiziellen  Aktenstücken  und 
mündlichen  Verhandlungen  der  Behörden  ausgeschlossen, 
dagegen  im  Privatverkehr  an  keinerlei  Schranken  ge- 
bunden, also  Jedermann,  ohne  Prüfung  der  Berechtigung, 
freigestellt  ist.  Eine  Prüfung  müsste  nothwendig  zu 
einer  Art  von  Adelsmatrikel  führen,  wie  sie  in  monar- 
chischen Staaten  oft  besteht,  für  uns  aber  kaum  zu 
empfehlen  wäre.  In  Norwegen  wurden  durch  ein  Gesetz 
von  1821  alle  adeligen  Personen  aufgefordert,  ihre  Be- 
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rechtigung  zur  adeligen  Namcnsführung  nachzuweisen;  es 
unterzogen  sich  aber  bloss  16  Familien  dieser  Prüfung. 
In  Frankreich  ist  unter  der  gegenwärtigen  Republik 
der  Vorschlag  gemacht  worden,  den  Adel  zu  verkaufen, 
beziehungsweise  an  eine  Steuer  zu  knüpfen,  ohne  die  er 
nicht  geführt  werden  darf,  auch  wenn  er  an  und  für  sich 
historische  Berechtigung  hätte.  Dieser  Vorschlag  des 
Abgeordneten  Moreau  hatte  zwar  keinen  Erfolg,  würde 
jedoch  ohne  Zweifel  bei  der  jetzigen  allgemeinen  Dekora- 
tionssucht in  Frankreich  zu  einer  eintraglichen  Finanz- 
quelle sich  gestaltet  haben. 


Zweifellos  hängen  diese  Dinge  mit  der  vorherr- 
schenden Geistesrichtung  eines  Zeitalters  eng  zusammen 
und  sind  schwer  zu  ändern,  ohne  eine  allgemeine  Aende- 
rung  derselben.  In  einer  Zeit,  wie  der  gegenwärtigen, 
wo  die  Reklame  eine  so  grosse  Rolle  spielt  und  gleich- 
zeitig ein  gewisses  «Herrenrecht»  des  Stärkern  über  den 
Schwächern  sogar  in  die  philosophischen  Anschauungen 
eingedrungen  ist,  wo  also  die  Berechtigimg  «sich  geltend 
zu  machen»  und  dabei  auf  die  Eitelkeit,  Thorheit,  oder 
Feigheit  seiner  Nebenmenschen  zu  rechnen  zu  einer  Art 
von  anerkanntem  «Menschenrecht»  geworden  ist;  wo 
selbst  in  freien  Ländern,  wie  England  und  Amerika 
Leute  von  dem  Schlage  eines  Cecil  Rhodes,  oder  Rokefeller 
und  Carnegie  Anerkennung  gewinnen,  da  sind  die  Be- 
strebungen nach  Dekorationen  und  Standeserhöhungen 
natürlich.  Es  ist  auch  ziemlich  gleichgültig,  ob  den 
Menschen  damit,  oder  mit  dem  Besitze  von  Millionen  und 
Milliarden  imponirt  werden  will.  Dass  dieses  letztere  in 
weitgehendem  Grade  möglich  ist,  zeigten  diese  englischen 
und    amerikanischen    accapareurs    und     der    Hwnbert- 
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Schwindel  in  Paris.  Ein  amerikanischer  Geistlicher  machte 
jungst  den  Versuch  gegenüber  den  reich  gewordenen 
Abenteurern  Amerika's  eine  Liste  der  wahren  «gentleraen» 
aufzustellen,  aber  auch  ohne  grossen  Erfolg. 

Für  den  einzelnen  Menschen  sind  alle  solche  Aus- 
zeichnungen, namentlich  in  der  Jugend,  eher  schädlich, 
als  nützlich,  indem  sie  ihn  von  der  geistigen  Anstrengung 
dispensiren  und  lehren  Werth  auf  rein  äusserliche  Vorzüge 
zu  setzen.  Daher  lag  in  der  Begründung  des  Artikels  8 
der  ersten  helvetischen  Verfassung  eine  unzweifelhafte 
philosophische  Wahrheit  und  es  war  zeitgemäss,  wenn  er 
dem  damaligen,  anders  gewöhnten  Volke  sagte: 

«Die  erblichen  Ehrentitel  erzeugen  Hochmuth  und 
Unterdrückung,  führen  zur  Unwissenheit  und  Trägheit 
und  leiten  die  Meinungen  über  Dinge,  Begebenheiten 
und  Menschen  irre.» 

Es  würde  einer  modernen  Republik  an  und  für  sich  nicht 
schaden,  wenn  in  ihr  ein  Adel  vorhanden  wäre,  welcher 
seinen  Stolz  darein  setzte,  eine  geistig  und  sittlich  über 
dem  gewöhnlichen  Niveau  stehende  Klasse  zu  sein,  die 
durch  Einfachheit  der  Lebensart,  Entfernung  von  allem 
Jagen  nach  Geld  und  Genuss,  Werthschätzung  der  wahren 
geistigen  Lebensgüter  und  Missachtung  dessen,  was  davon 
ablenkt,  endlich  Sorge  für  alle  Anden),  die  des  Schutzes 
bedürfen,  stets  ein  gutes  Beispiel  geben  und  dem  ge- 
dämmten Volke  einen  richtigen  Begriff  von  demjenigen  er- 
halten könnte,  was  die  Bezeichnung  «vornehm»  verdient. 
Selbst  dem  sprichwörtlich  gewordenen  spanischen  Hoch- 
muth, der  den  Namen  «Spanier»  verhasst  gemacht  und 
das  Land  von  der  Weltherrschaft  zu  einem  Staatswesen 
dritter  Klasse  heruntergebracht  hat,  beginnt  eine  Ahnung 
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"iz  :~~:~---i  I~--a.  rlr:-8:-!!  die  Aderigen,  wenn  e> 
-*■  *i  .ät^hi  i:ai»>  jv  :^ol  H-f^rscber  zu  dienen,  das 
^•:  t  -—  ;:ti   in»:  r!s^-~t!L  Itrv  K^s?S£en  ans:  nöthigenfalk 

*  -  ~c  "— •- 1  s»*    ^r  Ztir  i*if  >cl  SrüachtfeJde.  In  heutiger 
:::•■:   n  ix-    >-r  XL^cu^r  srhr  thun.    Ohne  die 

v  - -ricir-üi^'T  rr  T-rraefcten,  hat  er  sein 
_•  iir--T-n»--~,£  >*-  -»-*?♦. C.-WU-  ":n>f  7^-r-mft  zuzuwenden  und 
;••  zx  Tlt  a  n   r^r  ,r:"«J*iif*«L  ?«.22i*=&  Frage  Dienste  zu 

♦  ^-o.  "*-  s  •!  i-j:  X*:^>üi-:E  rad  Studium  stutzen, 
:m  i..r  ':-■"-  ""-•>*•  rir-a  V-^^ift  and  Recht  für  die 
X  •zat'I-z   ~~-  H-rr    >.■>  V  Ck«r>  xzi  erobern.    Den  Ent- 

•  ■— r-ij  ,»-'ir:*?v-.i»-*L.  '  *  ^r>*IT  •2**'  *"^  svwähren,  was  man 
•!.":••  t  i..^  -'-•"^•*^~^ri:-iÄ  <?*•■:  il» :~~.  dafür  einzutreten,  das* 
■• «-  l  ...  7^  .*-  *•  «-tm.  :*"^tf  a^rf  «ibr  Arberterbluse  herab- 
v»  £~  »;:»:  t»  •  -i  ^rcjorr  s*t£  y*  <s  der  Annuth  und  Hend 
j^j^*.  vi»-**  ^i.*.  *»t>s>c  riz  Wrrt  thun.  das  für  den  Thnwi 
>,-?  r..-r»:»:>r;z>S'  -*•;£>*    ^-rc:^  ist.  wie  das  Schwingen 

N  •*::.  >Sö*-r  f>-_-  h  V-sriLrvf*'*  den  wahren,  von  Gott 

—  I  -<  >tr".: :^tr  A  :tl  «>r  Rn-rf  an  die  Philipper  II  15. 

•Ir  -*  C-c-r  Ai-.I  nV?sCc  aach  durch  körperliche  und 
-r-^r^   ^  er  "^  tji  Vyc-i^  Beispiel  dafür  sein,  dass 

-  "  ir  \*i:r  :.?.*  ^ut-;  Ehen  und  voflständ'ige  Sittlich- 
k-i:  in  >;.:-r  ^<*;l%.rh:^m  erhalten  lassen,  ohne  welche 
a:-h  «ü-  VstAz^.I:^  Faaiüit-  unfehlbar  zur  Untüchtig- 
k-it  L-r^'f-iri^  !»*£:*:  der  Fluch,  der  an  der  Unsitt- 
L.Lkeii  kan^r  ™i  >i;h  mit  Sicherheit  immerfort  geltend 
machen  wird.  Wt-nn  irgendwo  das  Gesetz  gilt,  dass  die 
Sunden  der  Ya:er  sich  bis  in  das  dritte  und  vierte  Glied 
der  Nachkommen  fuh*l»ar  machen,  so  ist  es  hier,  wo  es 
oft  buchstäblich  in  Erfüllime  eeht. 
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Eine  solche  vollkommen  richtige  und  wahre  Aristo- 
kratie würden  gerade  die  demokratisch  regierten  und  dabei 
sehr  industriellen  Länder,  wie  die  Schweiz  und  Amerika, 
sehr  wohl  als  soziales  Element  (nicht  als  politisch 
herrschende  Kaste)  gebrauchen  können,  denn  insoweit 
ist  der  Ausspruch  eines  amerikanischen  Philosophen  (Emer- 
son) nicht  nur  für  sein  eigenes  Land  wahr: 

«In  tliis  country  we  need  whatever  is  generous  and 
beautiful  in  character  more  than  ever,  because  of  the 
general  mediocrity  of  thought  produced  by  the 
arts  of  gain.» 

Wir  empfinden  diese  zunehmende  Mittelmässig- 
keit  ebenfalls,  der  nicht  bloss  mit  verbesserten  Schulein- 
richtungen, oder  vermehrtem  Verkehr,  oder  allgemeinerem 
Wohlstand  abgeholfen  werden  kann,  sondern  nur  mit 
einer  Aenderung  der  gesammten  Lebensauffassung,  zu- 
nächst in  den  oberen  Klassen  der  Gesellschaft.  Einem 
dunkeln  Gefühle  dieser  Art  mag  sogar  die  jetzt  wieder 
in  der  Zunahme  begriffene  Richtung  derselben  nach 
äussern,  dekorativen  Unterscheidungszeichen  theilweise 
zuzuschreiben  sein.  Es  wäre  vielleicht  ungerecht,  dafür 
ausschliesslich  nur  die  menschliche  Eitelkeit  verantwort- 
lich zu  machen. 

Aber  die  Eidgenossenschaft  hat  schon  so  oft  und  so 
sehr  unter  dem  Auslande  nachgeahmtem,  mit  eigenen 
Mitteln  nicht  zu  bestreitendem  Luxus,  und  infolge  dessen 
an  der  Gewinnsucht  und  dem  irregehenden  Ehrtriebe  ge- 
litten, dass  es  nicht  nur  angemessen  erscheint,  die  Artikel 
XI  und  XII  der  Verfassung,  welche  Denkmäler  älterer  Uebel- 
stände  sind,  nach  ihrem  Wortlaut  und  gegen  Jedermann 
aufrechtzuhalten,  sondern  auch  auf  den  jetzigen  Frem- 
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dcndicnst  mit  seinen  Kursälen,  Rösslispielen,  internatio- 
nalen Wettrennen,  Theateraufführungen  etc.  zum  min- 
desten ein  aufmerksameres  Auge,  als  bisher,  zu  richten. 
In  einem  berühmten  symbolischen  Lehrgedicht  Zwing - 
li's  «von  einem  Ochsen  und  etlichen  Thieren»,  welches  er 
in  den  unerquicklichen  Jahren  des  «Chiasser-Zuges»  und 
des  «kalten  Winterzuges»,  Ende  1510  oder  Anfang  1511 
niederschrieb,  vergleicht  er  die  damaligen  in  Oberitalien 
um  die  Herrschaft  kämpfenden  Weltmächte,  sowie  die 
Eidgenossen  und  ihre  Verbündeten  mit  Thieren;  den 
Kaiser  mit  dem  hungrigen  Löwen,  Frankreich  mit  dem 
gewandten  Leopard,  Venedig  mit  dem  listigen  Fuchs,  die 
Eidgenossen  mit  dem  starken,  ehrlich-dummen  Ochsen, 
der  von  allen  gebraucht  und  missbraucht  wird;  die  Grau- 
bündner  endlich  mit  dem  klugen  Bocke,  welcher  zuletzt 
die  Moral  des  ganzen  Gedichtes  mit  folgenden  Worten 
ausspricht,  die  auch  noch  für  unsere  besseren  Zeiten  et- 
welche Bedeutung  haben  können: 

«Das  Netz  ist  ausgespannt,  gerüst 

An  allen  Orten  überall. 

Mich  wird  nun  lehren  dieser  Fall 

Die  grünen  Kräuter  weiden  ab, 

Verachten  alle  Mieth  und  Gab. 

Wo  Gaben  können  finden  statt 

Die  Freiheit  kein  Verbleiben  hat; 

Die  Freiheit  will  mit  Tapferkeit 

Beschirmet  und  behütet  sein, 

Doch  wo  ein  sinnlich  Herz  sich  lässt 

Mit  süsser  Gab  umstricken  fest, 

Da  wird  der  edlen  Freiheit  Gut 

Und  treuer  Freunde  Ehr  und  Blut 

Geringgeschätzt,  gebrochen  frech 

Geschworener  Bünde  heilig  Recht.» 


Beilagen. 

I.    Der  allgemeine  Pennonenbriet 

(Eidg.  Abschiede  in  2,  1314.) 

Wir  die  Burgermeister,  Schultheis,  Amman,  rätt  vnd 
gantz  gemeinden  der  loblichen  Eidgnossschaft,  nämlich 
Zürich,  Beren,  Lucern,  Vry,  Schwitz,  Vnderwalden  ob 
vnd  nid  dem  Wald,  Zug  vnd  das  vsser  ampt  darzu  ge- 
hörende, Glarus,  Basel,  Friburg,  Soloturn  vnd  Schaff- 
husen,  Thund  kund  aller-  |  mengclichen  mit  disern  brieffen: 
Das  wir  den  vilfaltigen  Sorgen,  mag,  arbeit  vnd  vnghor- 
sainy  nach,  vns  jetz  etlich  Jar  har  mit  hinlouffen  der 
vnssern  vnd  in  ander  weg  entsprungen,  in  vnsern  ge- 
messenen rätten,  gemeinden,  auch  durch  vnser  geordnet 
k>tten  vff  etwe  mengem  tag  desshalben  ge-  |  leist,  solichs 
zufürkomen  ernstlich  betracht  vnd  zuletst  in  bywesen, 
raut  vnd  zutun  der  füraemen  wisen  burgermeister,  amman 
vnd  rätt  der  Statt  Sant  Gallen  vnd  des  lands  zu  Appenzell, 
vnser  guten  fründen  und  getrüwen  lieben  Eidgnosscn 
lüerzu  eruorderten  erber  vnd  |  ganz  vollmechtig  botschaft, 
zu  vffenthalt  vnser  vorgenannten  Eidgnossschaft  vnd  aller 
vnser  zugewandten,  zu  Handthabung  vnser  loblichen 
pünden  vnd  pflichten,  so  wir  Eidgnosscn  vnd  zugewandten 
gemeinlich  vnd  sonderlich  zu  vnd  gegen  einandern  habent, 
|  darmit  denen  in  allen  Dingen  geläpt,  nachkommen  vnd 
gehorsamy  der  vnderthan,  auch  frid  vnd  erber  wesen  be- 
harret vnd  gemeret  mög  werden,  Sölich  Ordnung  vnd 
Satzung  in  Gottes  Namen  einhellig,  frylich  vnd  wüssentlich 
mit  einander  vffgenommen,  willenklich  vnd  wölbe-  |  dacht 
in  kraft  vnd  macht  diser  brieffen  in  wiss,  form  vnd  mass, 
wie  die  hernach  von  einem  artikel  an  den  andern  gelütert 
vnd  geschrieben  stand.  Dem  ist  also:  des  ersten,  dass 
niemand  in  der  Eignosschaft  wonent,  er  sige  Burger,  landt- 
man  oder  hindersäss,  geistlich  |  oder  wältlich,  edel  oder 
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vnedel,  rieh  oder  arm,  in  was  Stand  oder  wasens  die 
sigend,  von  disem  tag  hin  von  keisern,  küngen,  forsten, 
herschaften  oder  Stetten,  geistlichen  oder  weltlichen  Sten- 
den  vnd  gar  von  Niemandt  vberal  dehein  pensyon,  dienst- 
gelt,  prouision,  gnadgelt,  |  miet,  gab  noch  Schenke  haben 
oder  nemen  sol,  weder  durch  sich  selbs,  sin  wip,  kind, 
fründ,  dienst  noch  ander,  damit  es  in  sinen  nutz  komen 
möcht,  heimlich  oder  offenlich  in  dehein  weg.  Vnd  ob 
jemand  sölichs  nit  halten  vnd  sich  das  mit  warheit  I  er- 
finden wurd,  der  vnd  dieselben  sollen  ewenclich  von  Iren 
erren  vnd  emptern,  ob  sy  die  habent,  gesetzt  vnd  dem- 
nach niemandt  nutz  noch  schad  sin,  ouch  zu  keinen  er- 
höhen sachen  als  zu  gericht,  rat,  kuntschaften  vnd  der- 
gleich  hendel  gebracht,  sonder  |  ouch  von  Iren  herren  vnd 
obern  von  stund  angenomen  vnd  darzu  an  lib  vnd  an  gut 
nach  derselben  siner  herren  vnd  obern  Erkantnuss  vnd 
gutem  Bedunken  gestrafft  werden.  Ob  aber  also  einer 
oder  mer  von  sinen  herren  vnd  obern  in  derselben  |  siner 
herren  vnd  obern  gepiet  nit  möcht  betretten  werden  vnd 
die  in  ander  ortt  der  Eignosschaft  wurden  wychen,  wenn 
dann  sölich  ortt  des  von  dem  andern  ortt  schriftlich  oder 
müntlich  bericht  wirt,  alldann  söllent  der  vnd  die-  |  selben 
schuldigen  daselbs  ouch  angenomen  vnd  die  straf  lyden, 
als  ob  er  in  siner  herren  vnd  obern  gepiet  betretten  were 
worden.  Doch  so  ist  hierinn  vorbehalten,  dass  ein  Eid- 
gnoss  ouch  ein  landtman  vnd  burger  dem  andern  vngeuar 
licher  |  wiss  von  sinen  eigenen  gut  wol  schenken  vnd  erung 
tun  mag,  als  das  von  Alterhar  in  vnser  Eidgnosschaft 
Sitt  vnd  gewon  ist  gewesen.  —  Fürer  zu  verkomen  merk- 
lichen schaden  vnd  abgang  vnser  Eidtgnosschaft  ist  an- 
gesechen,  das  niemant  /  darin  wonend  oder  gesessen 
hinuss  in  dehein  Reyss  oder  krieg  ziechen  noch  komen 
sol  in  dehein  wäg  one  sonder  erlouben  vnd  willigen  siner 
herren  vnd  obern.  Vnd  sölich  erlouben  sol  ouch  dehein 
ort  für  sich  selbs  gewalt  haben  zu  tun  one  /  gemeine  ortt 
vnser  Eidtgnosschaft  oder  des  merteil  vnder  Inen  gunst 
vnd  zulasen.  Vnd  welicher  dawider  tut,  der  sol  vor  allen 
dingen  von  sinen  eren  vnd  ämptern,  ob  er  die  hat,  ge- 
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setzt  vnd  komen  vnd  demnach  niemand  nuz  noch  schad, 
simder  als  ein  /  verwürkter,  erloser  man  geachtet  vnd 
gehalten  sin  vnd  zu  keinen   erheben  Sachen   als  zu  ge- 
rieht, rat  vnd  kundschaften  vnd  derglich  hendel  gebracht, 
sonder  vnd  darzu  ouch  von  sinen  berren  vnd  obern  fängk- 
lieh  angenommen  vnd  demnach  nit  anders  /  dann  vf  ein 
straff  fünff  Guldin  vsgelassen  werden.    Vnd  ob  er  sölich 
srelt  nit  hat,  er  alldann  daselbs  mit   fünff  wochen   vnd 
Spissung  zu   wasser   vnd   brott   in    sölicher  gefanknuss 
abzuerdienen.  .  Ob  aber  einer  oder  mer   derselben   von 
sinen  herren  /  vnd  obern  in  dero   gepietten   nit   möcht 
betretten  werden   vnd   er   also  in   ander  ort   der  Eidt- 
gnosschaft  wurd  wychen,  wenn  dann  sölich  ort  des  von 
dem  andern  ort  schriftlich   oder   mündlich  bericht   wirt 
oder   dasselb   ort   sölichs   sust  mag  /   vernemmen    vnd 
wüssen,  alldann   söUent  der  vnd  die  selben  Schuldigen 
daselbs  ouch  angenommen  vnd  die  Straff  lyden,  als  ob 
sy  in  Ir  herren  vnd  obern  gebiet  werend  betretten.  Souer 
aber  sölich  hingeloffen  nit  wider  zu  land  kommen  noch 
sich  in  vnser  /  Eidtgnosschaft  setzen   vnd   niderlausen 
wurden,  alldann   mag  derselben   oberkeit  zu   Irem   gut 
griffen  vnd  damit  handien  nach  Irem  geuallen.  —  Vnd 
als  bishar  etlich  hopÜüt  vnd  ander  die  knecht  vfgewiglet 
*nd  in  der  herren   dienst  /  genonaen   vnd   hinweggefürt 
habend,  wo  söhehs  jemer  durch  deheimen  mer  beschäche 
oder  sich  befand,   das  jemands   derselben   hoptlüt   vnd 
vffaigler  einich  gelt  daruff  empfiengen,  mit  was  für  Wor- 
ten vnd  gestalt  söhehs  wurd  vnderstanden,  /  dieselben 
hoptlüt,  vffwigler,  hinfürer  vnd  empfacher  des  geltz,  wo 
man  die  ankommen  vnd  wüssen  mag,  sol  Jedermann  von 
stund  an  annemmen  vnd  sölich  vom  leben  zum  tod  an 
alle  gnad  lasen  richten  vnd  darinn  niemand  dehein  für- 
wort  oder  vszug  /  brachen,  vngehindert  ob  ioch  dieselben 
Wnem  andern  ort   vnser  Eidtgnosschaft  oder  Iren   ver- 
wandten zugehörten.  —  Wohin  ouch  die  selben  vffwiggler, 
hopÜüt  vnd  hinfürer  oder  ihre  hotten  komen  oder  wan- 
deln, vff  die  soll  mengelich    ein  /  vffsechen   haben   vnd 
wo  Ir  handel  argwenig  erschindt,  so  sol  man  sy  ze  stund 
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fängklicb  annemen,  eigentlich  erkonnen  vnd  erfragen  vnd 
ab  Inen  richten  nach  Irem  verdienen  vnd  wie  obstat.  — 
Vnd  ob  deheiner  sich  darum  mit  sinem  sitz  /  vnd  wonung 
uss  vnser  Eidtgnosschaft  verendern  vnd  hinziechen  wolt, 
damit  er  sölicher  frömbden  reysen  vnd  kriegen  pflägen 
vnd  wider  das  so  vorstat  tun  möcht,  das  sol  In  doch  nit 
schirmen,  sonder  ob  er  demnach  wider  in  vnser  Eidt- 
gnosschaft /  kompt,  so  sol  er  alle  straff  liden,  wie  ein 
andrer  darinn  gesessen.  —  Desglichen  sol  niemand  in 
vnser  Eidtgnosschaft  sich  frömbder  personen,  Sachen 
oder  ansprachen  beladen  noch  annemen  on  gemeiner 
ortten  vnser  Eidtgnosschaft  oder  der  merteils  wüssen 
vnd  willen,  ouch  niemand  dehein  fechd,  krieg  oder  findt- 
schaft  für  sich  selbs  vnderstan  noch  fürnemen,  dann  wie 
vnser  geschwornen  pöndt,  verkomniss  vnd  brieff,  So  unser 
vordem  vnd  wir  vns  des  gegen  einandern  verschriben 
/  habent,  zugebent.  —  Vnd  so  dis  Ordnung  jerlich,  so  man 
in  Stetten  vnd  lendern  Burgermeister,  Schultheissen  vnd 
Amman  setzt,  desglichen  so  man  die  pündt  schwer!,  vor 
den  gemeinden  gelesen  vnd  gesworen  werden.  —  Es 
sollend  ouch  dehein  sundrige  ortt  /  eins  oder  mer  on 
gemeiner  ortten  oder  den  merteil  vnder  Inen  gunst,  wüs- 
sen vnd  geuallen  bis  Ordnung  zu  endern  vnd  nachze- 
lasen  gewalt  und  macht  haben.  —  Vnd  hierüber  dis  allem 
zu  bestentlichem,  warem,  vnd  vestem  vrkund,  darmit 
/  sölicheni  on  all  arglist  vnd  geuerd  dester  trüwlicher 
nach  gangen  vnd  gelept  werde,  so  habent  wir  obgenanten 
Burgermeister,  Schultheis,  Amman,  rätt  vnd  gemeind  Zürich, 
Bern,  Lutzern,  Vry,  Schwytz,  Vnderwalden,  Zug,  Glarus. 
/  Basel,  Friburg,  Soloturn  vnd  Schaffhusen  vnser  Statt 
vnd  lender  Insigel  an  diese  brieffe  lausen  hencken  vnd 
dero  vnser  jedem  ort  einen,  desglichen  den  obgeseiten 
vnsern  lieben  Eidtgnossen  von  Santgallen  vnd  Appenzell 
jedem  /  Teil  ouch  einen  geben,  vff  sant  Maria  Magtha- 
lenen  abent,  als  man  zalt  nach  Crists  geburt  tusend  fünf- 
hundert vnd  im  dritten  Jare.  Doch  den  alten  punden 
in  allweg  vnschcdlich. 

Pergamentene    Urkunde  mit   den   anhängenden    Siegeln 
aller  12  Orte.  — 


••  •  •  ♦  ^3 
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n.    Zwingli's  Pensionenpredigt  nach  der  Schlacht 

von  Pavia,  6  März  1525. 

(Nach  Bullinger.) 

«Zwingli  stund  am  sonn  tag  nach  Fridolini  im  märzen 

Äärz)   an  die  kanzel,  und  prediget   vom   alten   stand 

eidgnosschaft,  wie  einfalte  und  fromme  lüt  vor  zyten 

resen,  die  grosse  sig  und  treffliche  Gnad  von  gott  ge- 

4.   Jezund  habe  sich  das  volk  verkeert;  darum  strafe 

4 gott  so  ernstlich;  und  es  werde  nit  mögen  gehulfen 

fden,  wir  nemind  dann  widerum  an  unserer  vorderen 

•imkeit,  Unschuld  und  einfaltigkeit.   Sunst  werdind  wir 

*  und   für    rysen,  fallen   und   zulezt   gar   zerfallen,  ja 

schmetteren.  Gott  werde  den  Übermut  nit  lyden.    Er 

an,  wie  zweyerley  adels  wäre  in  der  Eidgnossschaft, 

e  vil  mee  Schadens  thätind,  denn  der  alt  adel  vor 

in  zyten  ie  gethan  hätte.   Dann  dise  wärind  in  mitts 

l  den  unsern,  und  wärind  der   unsern.    Der   erst   adel 

tend    die  pensionäre,  die   er   birenbrater  nänt,  darum 

die  daheim   sässind   hinder   dem   ofen,   nit    hinus 

ind,  und  doch  allen  herren  hinder  jre  schätz  kämind. 

d   den   herren   grosse    ding   zu   uf  biderber  lüteu 

ider,  mit  denen  sy  diss   und   das   wölltind   zu  wegen 

igen,  darvon  man  doch  nüt  weder  den  väteren  noch 

tden  sage,  und  markte  nüt  dess  minder  um  sy.    Und 

ind  sömliche  vil  grösseren  schaden  under  uns  dann 

e  frömde  herren.   Der  ander  adel  syend  die  houpt- 

,  die  tretind   so    kostlich  in  syden,  silber,  gold  und 

[elgesteinen,  mit  ringen  und  kettinen  heryn,  dass  es 

>r  sonn  und  mon  ein  schand  sye,  geschwigen  vor  gott 

id  menschen;  einer   sye   oben  guldin   und    underhalb 

diu,  der  ander  underhalb  guldin    und  oben  sammetin 

ler   damastin;    und    das    alles    sye    also    mit    so    vil 

toern  verfensteret,  dass  es  ein  spott  sye,  dass  man  sy 

nun  lasse  vor  den  äugen  öffentlich  herum  prachten. 

wussend  wol,  biderben  lüt,  wiewol  es  mir  zugelegt, 

&ss  ich  gestraft,  und  dise    lüt  genämt   blutsuger  und 

tjkiteglen,  das   ich   aber   nit   gethan   hab.    Aber   iedoch 

\tottss  ich  iezund  sagen  und  offenlich  üch  anzeigen,  wem 


■ 
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doch  die  houptlüt  glych  syend ;  und  gut  mir  gar  glych, 
ob  etlich  lüt  daran  ein  beduren  haben  wurdind;  dann 
das  byspil  ist  an  jm  selbs  nit  als  bös,  als  die  sind,  von 
denen  ich  rede.  Sy  sind  den  mezgeren  glych,  so  das  vech 
gen  Constanz  trybend;  die  trybend  das  vech  hinus,  und 
nemend  das  geld  darum ,  und  kummend  one  das  vech 
wider  heim;  farend  dann  widerum  us,  und  thönd  jui 
also  für  und  für.  Also  thünd  die  pensioner  und  houptlüt. 
Denen  hat  es  (usgenommen  ein  fart)  allweg  gelungen,  dass 
sy  us  den  schlachten  und  geschütz  (nit  weiss  ich,  wohin 
sy  sich  stellend)  widerum  heim  kummend,  und  bringend 
die  wätschger  voll  gelts,  und  habend  biderber  löten  kinder 
vertriben;  und  von  stund  an  widerum  uf,  und  bringend 
einen  anderen  trafen;  den  vertrybend  sy  ouch;  darus 
werdend  sy  rych.  Nun  lugend,  ob  man  die  blutsverkramer 
tttar  gnug  könne  schelten;  sehend  ouch,  wie  das  vil  ein 
un traglicher  adel  ist  dan  der  vorig.  Ir  wüssend,  dass 
ich  fleh  im  anfang  min  hals  daran  gesetzt  hab,  die  Ver- 
einigung mit  dem  könig  werde  die  eidgnossschaft  bringen 
in  gross  lyden.  Also  sag  ich  iez  uf  ein  üws  dass  es  noch 
nit  us  ist,  und  noch  wies  gan  muss;  daran  setz  ich 
üch  lyb  und  leben;  es  sye  dann,  dass  man  sich  ändere: 
dann  die  pensioner  sitzend  allenthalben  an  regimenten. 
wollend  der  pensionen  nit  manglen  und  dorum  das  krie* 
gen  nit  verbieten;  und  die  houptlüt  verfürind  glych,  wie 
vil  schiff  sy  wollend ,  so  zöcht  man  die  hütli  vor  jnen 
ab.  Wenn  ein  wolf  ein  schaf  oder  gans  hinweg  treit  so 
ist  man  uf  und  stürmt  man.  Dise  verfürend  so  manchen 
stolzen  mann;  und  darzu  thut  nieman  nüt  Dann  damit 
wirt  es  aüesverkleibt:  Es  muss  doch  nieman  loufen,  dann 
der  gern  will;  und  darf  aber  kein  oberkeit  in  der  Ver- 
einigung, noch  kein  vater  seinen  kinden  verbieten  ze 
loufen.  Ist  das  ein  göttliche  Vereinigung,  und  nütz  einer 
eidgnossschaft?  Ich  sag  üch,  hilft  man  nit,  dass  sömlichs 
abgestellt  wirt,  so  wirt  gottes  räch  vilfaltig  folgen;  dann 
gott  lasst  sömlichen  mutwillen  und  hindergan  des  armen 
gemeinen  manns  nit  ungerochen.  Gott  redt:  Thu  den 
bösen  in  mitts  imder  dir   dannen.    Dorum  will  man   zu 
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ruwen  kummen,  muss  man  das  schlechtlich  und  kurzum 
thun.  Doch,  bekeert  sich  ieman,  und  zeigt  ein  gewüssen 
rüwen  siner  missthat,  möge  man  sin  hab  und  gut,  das 
er  also  gewunnen,  den  witwen  und  waisen,  an  denen  sy 
schuldig,  usteilen.  Dann  kurzum  müsse  man  die  rychtag, 
mit  pensionen  und  houptmannsgelt  zemmen  gelegt,  zer- 
brechen wie  die  scherhüfen  uf  den  matten.  Wo  das  nit, 
solle  man  das  rüher  an  die  hand  nemen,  und  die  mattlüt 
derm&ssen  strafen,  dass  sy  anderen  ein  hyspil  werdind. 
Zum  lezten  vermanet  er  das  Volk  zum  emsigen  gebet, 
dass  uns  gott  ein  rechten  verstand  verlyhe,  damit  uns 
das  recht  wol  gefalle,  und  das  thügind,  das  gott  gefallt.» 

Bullinger  sagt  ferner  (Reformationsgeschichte  111,  52): 
Zwingli  schrey  nitt  on  vrsach  wider  die  pensionen,  be- 
klagend daz  die  Eydgnossen  vmm  gällt  feyl  wärind, 
das  der  Eydgnoschaft  zu  langen  tagen  übel  werde  er- 
schiessen.  Dann  des  königs  thesaurier,  sagt  vff  ein  zyt 
in  disen  schydtagen,  das  sin  könig  in  die  Eydgnoschafft 
gäben  habe,  sid  der  Schlacht  Rauenna,  die  imm  1512  iar 
vff  den  Ostertag  beschähen,  biss  in  das  gägenwärtig  1531 
iar  imm  Augsten,  das  ist  in  19  iaren,  an  barem  gällt: 
EinliSmolen  hundert  tusend,  dry  vnd  trissig  tusen  500 
vnd  47  krönen  29  därtsch  vnd  4  carat:  vssgenommen 
die  söld,  die  er  im  fäld  abzallt  habe.  Da  wol  zu  merken 
ist,  das  sy  die  Summ  so  flyssig  vffschribend,  des  gällts, 
dass  in  die  Eydg.  gäbend.  Gott  behüt  vns  vor  dem  wider- 
legen.» 

m.  Der  erste  französische  Pensionenbrief. 
(Eidg.  Abschiede,  II,  521.) 

1475  (74)  2.  Januar.  «Lettre  du  Roy  en  forme  de 
commission  du  grand  sceau  au  general  Briconnet  pour 
faire  payer  annuellement  la  somme  de  20,000  livres  par 
forme  de  pension  aux  ligues  suisses. 

Loys  par  la  grace  de  Dieu  Roy  de  France.  A  tous 
ceux  qui  ces  presentes  lettres  verront  salut.  Scavoir 
faisons,   que  nous,   considerans  les  grandes  alliances  et 
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confederations  puis  nagueres  prinses  et  accordees  entre 
nous  et  les  villes  et  pays  de  l'ancienne  ligue  de  la  haute 
Allemagne  et  que  pour  icelies  entretenir  et  en  suivant 
les  points  et  articles  contenus  es  dites  alliances  et  con- 
federations, conviendra  faire  plusieurs  grands  frais,  niises 
et  depens  ä  aucunes  des  bonnes  villes  et  autres  parti* 
culiers  des  dits  pays,  pour  eux  entretenir  en  nostre  Service 
ou  faits  de  nos  guerres  et  autrement,  ä  icelies  bonnes 
villes  et  autres  particuliers  des  hautes  AUemagnes  pour 
ces  causes  et  considerations  et  autres  ä  ce  nous  mouvon>. 
et  mesmement  pour  leur  ayder  a  supporter  les  grands 
frais,  mises  et  despens  que  ä  ces  causes  faire,  soustenir 
et  porter  leur  conviendra  pour  nostre  dit  Service,  avons 
donne  et  ordonne,  donnons  et  ordonnons  par  ces  presentes 
la  soirnne  de  vingt  mille  livres  tournois,  ä  icelle  avoir  et 
prendre  doresnavant  par  chacun  an  par  forme  de  pension, 
taut   qu'ils   s'entretiendront    en   nostre   dit  Service,    des 
deniers  de  nos  Finances,   en  ensuivant  l'ordre  d'icelles, 
pour  icelle  estre  distribuee  et  despartie  aux  dites  bonnes 
villes  et  gens  particuliers  des  dites  hautes  Allemagne*. 
ainsi  que  par  nostre  ame  et  feal  conseiller  et  chambellan 
Nicolas  Diesbach,    Chevalier,    Advoye  de  Bern,   et   nos 
Ambassadeurs,   que  presentement  envoyons  es  marches. 
de  par  de-lä,  sera  advise  et  ordonne,  et  pour  jouyr  d'icelle 
pension  et  la  prendre  et  avoir  par  chacun  an  d'oresnavant 
en  la  maniere  devant  dite,  tant  qu'ils  s'entretiendront  en 
nostre  Service,    en   ensuivant   le   contenu   es   dites  con- 
federations,   alliances  et   amities.     Si  donnons  en  man- 
dement  par  ces  dites  presentes  ä  nos  ames  et  feaux,  les 
generaux  conseillers  par  nous  ordonnes  sur  le  fait  et  gouver- 
nement  de  toutes  nos  Finances,  tant  en  Languedoc,  (que 
en  Ijanguedoil),  que  par  nostre  ame  et  feal  conseiller  et 
Reeoveur  general  de  nos  dites  finances,  Jehan  Bri^onnet, 
ou  autre  qui  ce  sera  le  temps  ä  venir,  ils  fassent  d'ores- 
navant par  chacun  an  payer  et  appointer  les  dites  villes 
des  dites  hautes  Allemagnes  et  autres  particuliers  de  ladite 
somme  de  vingt  mille  livres  toiunois,  pour  les  causes  et 
souks  les  eonditions  et  en  la  maniere  devant  dite,  sans 
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y  faire  aucune  rupture  ou  discontinuation,  car  tel  est  nostre 
plaisir.  Donne  a  Paris  le  second  jour  de  Janvier  Tan  de 
grace  mil  quatrecens  septante-quatre  et  de  notre  Regne 
e  quatorzieme.     Ainsi  signe,  Par  le  Roy:  Legouz.» 


IV.    Das  sardinische  Allianzprojekt. 

(Repertorium  der  Restaurationszeit  II,  77  und  folg.) 

a.  Nach  Räumung  der  Zuhörertribüne  ist  am  14.  April 
1848  eine  vom  6.  datirte  Note  des  sardinischen  Geschäfts- 
trägers bei  der  Eidgenossenschaft  verlesen  worden,  worin 
aufmerksam  gemacht  wird,  wie  die  Völker  Europa's  in 
eine  neue  Aera  getreten  seien,  so  dass  von  nun  an  ihre 
natürlichen  und  berechtigten  Interessen  ihr  einziges  Gesetz 
sein  können,  wie  Deutschland  und  Frankreich  hierin  bereits 
ein  Beispiel  gegeben  hätten,  hinter  dem  die  Schweiz  nicht 
zurückbleiben  dürfe,  zumal  ihre  geographische  Lage  und 
die  gegenwärtigen  Grundsätze  der  betreffenden  Regierungen 
ihr  mehr  als  je  rathen,  in  die  innigsten  Beziehungen  zu 
Italien  zu  treten.    Sollte  nicht  das  Beispiel  der  Republik 
Venedig  die  Schweiz  warnen,  welche  am  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts  als  Opfer  ihrer  Neutralitätspolitik  gefallen 
sei?    Daher  der  Antrag,   dass  die  Schweiz  unverzüglich 
ein  Aufgebot  von  30,000  Mann  machen  solle,  von  denen 
20,000  auf  den  Kriegsschauplatz  nach  Italien  zu   rücken 
haben,  und  eine  gleich  starke  Reserve,  welche  beim  ersten 
Aufrufe  in  Bereitschaft  stehe.  —  Nach  Verlesung  dieses 
Schreibens  hat  sich  eine  Mehrheit  von  sechszehn  Ständen 
für  Behandlung  des  Gegenstandes  in  geheimer  Sitzung 
ausgesprochen.   —  Die    unter    den    gegenwärtigen    Ver- 
hältnissen von  Seite  der  Eidgenossenschaft  zu  befolgende 
Politik  war  in  dem  von  sämmtlichen  Ständen  gebilligten, 
gleich  nach  dem  Ausbruch  der  französischen  Revolution 
verfassten  Kreisschreiben  des  Vororts  vom  28.   Februar 
1848  näher  präcisirt  und  als  Aufgabe  der  Schweiz  fest- 
gestellt worden,   unter  allen  Umständen  und  mit  allen 
Kräften  die  Neutralität  aufrecht  zu  erhalten;  während  die 
schweizerische  Eidgenossenschaft  das  Princip  der  Nicht- 
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Intervention  gegenüber  den  verschiedenen  Insinuationen 
des  Auslandes  mit  Bestimmtheit  zu  wahren  habe,  solle 
sie  dagegen  auf  alle  Eventualitäten  vollkommen  gefas&t 
und   gerüstet   erscheinen.  —  In  der  nun   stattfindenden 
Umfrage  wird  von  der  einen  Seite  auf  die  Stelle  in  der 
sardinischen  Note  hingewiesen,  worin  es  heisst,  dass  nun- 
mehr die  Sympathien  in  der  Schweiz  frei  geworden  seien; 
diese  seien  für  das  Wohl  und  die  Freiheit  anderer  Völker 
wie  verstummt   gewesen,   und   es   stehe  Fürstendienern 
nicht  zu,  der  freien  Eidgenossenschaft  Lehren  zu  ertheilen. 
Ferner  wird  gewarnt  vor  Einmischung  in  den  Strudel  der 
europäischen  Welthändel  und  auf  die  strengste  Neutralität 
gedrungen,  selbst  in  den  Tagen,  wo  man  versucht  sein 
möchte,  ein  kräftiges  Schweizerwort  in  der  allgemeinen 
Politik   mitzusprechen.     Nach  den  eben  gemachten  Un- 
geheuern Anstrengungen  bedürfe  die  Nation  einer  nach- 
haltigen Ruhe  und  sie  solle  in  ihrem  wohlverstandenen 
Interesse  an  dem  Prinzip  festhalten,  dass  sie  von  jeder 
Einmischung  in  die  Angelegenheiten  des  Auslandes  sich 
fern   halte.     Endlich   dürfte   die  Aufforderung,   auf  aus- 
ländischen Kampfplätzen  und  für  ausländische  Interessen 
zu  kämpfen,  wohl  kaum  mit  der  gleichen  Bereitwilligkeit 
aufgenommen  werden,  wie  die  zur  Rettung  des  Vaterlandes 
und  zu  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Ordnung.    Für 
das  angebotene  Schutz-  und  Trutzbündniss   dagegen  ist 
geltend  gemacht  worden,  die  Neutralität  sei  festzuhalten 
bei  Kämpfen  des  Auslandes,  welche  die  Interessen  der 
Schweiz   nicht   im   mindesten   berühren,   wie   z.   B.  um 
Ländererwerb  und  Grenzbestimmungen.    Wenn  aber  die 
Schweiz  das  nämliche  Interesse  mit  andern  Staaten  theile, 
dann  habe  die  Neutralität  ihre  Schranken,  dann  sei  die 
Schweiz  berufen,  aus  ihrer  Passivität  herauszutreten  und 
that kräftig  in  dem  Wett kämpf  mitzuwirken;  habe  doch 
die  Sache   der  Demokratie   zuerst   in   der  Schweiz  an- 
gefochten werden  müssen,  um  so  weniger  sei  die  Schweiz 
befugt,  sich   zu    isoliren    und  sich   in  Widerspruch   mit 
dem  grossen  Strome  der  Zeit  zu  setzen.    Die  Neutralitat 
habe  nur  damals  Sinn  und  Bedeutung  gehabt,  als  die 
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republikanische  Schweiz  den  Fürstenfamilien  und  nicht 
Völkern,  welche  nach  gleichen  Institutionen  ringen,  gegen- 
über gestanden  sei.  Eine  dritte  Ansicht  hat  unterschieden 
zwischen  Tractaten,  welche  mit  Völkern,  und  solchen, 
welche  mit  Fürsten  abgeschlossen  werden  sollten;  nur 
im  ersten  Fall  habe  die  Schweiz  ihre  Sympathien  durch 
offene  Theilnahme  am  Kampfe  zu  bethätigen. —  Das  Er- 
gebniss  dieser  Berathung  ist  die  Niedersetzung  einer 
Commission  zur  Berichterstattung,  die  aus  sieben  Mit- 
gliedern bestellen  soll.  Es  sind  in  dieselbe  gewählt  worden: 
die  Herren  Ochsenbein,  Präsident,  Staatsrath  Rüttimann 
aus  Zürich,  Landammann  Munzinger,  Staatsrath  Druey, 
Präsident  Kern,  Landammann  Näff  und  Grossrath  Meyer 
aus  Luzern. 

b.  Am  18.  April  hat  die  soeben  erwähnte  Com- 
mission ihren  Bericht  erstattet,  nachdem  zuvor  die 
grosse  Mehrheit  (Uri,  Freiburg,  Tessin,  Waadt  und 
Genf  stimmten  für  Oeffentlichkeit  der  Verhandlungen) 
sich  für  eine  geheime  Sitzung  entschieden  hatte.  Der 
Referent,  Landammann  Näff,  beschränkt  sich  darauf, 
die  Anträge  der  Mehrheit  und  Minderheit  der  Commis- 
sion. vorzulegen ;  erstere  beantragt,  in  den  durch  die  Re- 
gierung Sardiniens  gemachten  Vorschlag  eines  Schutz- 
und  Trutzbündnisses  nicht  einzutreten  und  den  Vorort 
zu  beauftragen,  in  diesem  Sinne  das  Schreiben  des  sar- 
dinischen Gesandten  zu  beantworten,  während  letztere, 
ohne  in  den  Vorschlag  Sardiniens  einzutreten,  den  Antrag 
stellt,  die  Absicht  der  Schweiz  auszusprechen,  durch 
militärische  Kraft  zur  Befreiung  Italiens  mitzuwirken  und 
diesfalls  nöthige  Einverständnisse  zu  treffen.  Zur  Em- 
pfehlung des  Minoritätsantrages  ist  hervorgehoben  worden, 
dass  seit  den  Ereignissen  vom  Februar  1848  die  euro- 
päischen Staatsverhältnisse  eine  veränderte  Gestalt  an- 
genommen hätten,  welche  der  Schweiz  gebiete,  aus  ihrer 
Einzelstellung  herauszutreten  und  die  Solidarität  der  Völ- 
ker anzuerkennen,  sonst  würde  sie  ihre  Aufgabe  und 
Stellung  verkennen.  Auch  wird  auf  die  Gefahren  hin- 
gewiesen, welche  die  Schweiz  bedrohen,  wenn   die  auf- 
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strebenden  Nationen  in  ihrem  Kampfe  unterliegen.  Uebri- 
gens  wird  auch  von  Vertretern  dieser  Ansieht  vorge- 
schlagen, die  Beantwortung  der  sardinischen  Proposition 
auf  unbestimmte  Zeit  zu  verschieben,  bis  die  Zeitverhält- 
nisse eine  bestimmtere  Gestalt  angenommen  hätten.  Da- 
gegen wird  von  den  Anhängern  des  Majoritätsantrages 
behauptet,  Bündnisse  mit  fremden  Staaten  hätten  der 
Schweiz  jeweilen  nur  Verderben  zugezogen.  Ein  mit  Sar- 
dinien abgeschlossenes  Bündniss  wäre  dem  Wesen  nach 
nichts  anderes  als  eine  Kriegserklärung  gegen  Oesterreich 
und  möglicher  Weise  auch  gegen  Frankreich;  übrigens 
habe  der  König  von  Sardinien  noch  wenig  Proben  seiner 
Zuverlässigkeit  abgelegt.  Die  wahre  Neutralität  beruhe 
darin,  dass  die  Schweiz  sich  von  fremden  Händeln  fern 
halte.  —  In  der  Abstimmung  haben  sich  sechs  Stände 
(Freiburg,  Graubünden,  Tessin,  Waadt,  Wallis  und  Genf) 
für  Verschiebung  einer  Antwort,  ebenfalls  sechs,  die  näm- 
lichen nebst  Basel -Landschaft,  für  Ueberweisung  des 
Gegenstandes  an  die  Kantone  zur  Instruktionsertheilung 
erklärt,  während  fünfzehn  Stände  zum  Mehrheitsantrag 
stimmten. 

a)  Die  Gesandtschaft  des  Standes  Bern  hat  am  11. 
Mai  1848,  bei  Anlass  der  Erörterungen  über  die  zur 
Aufrechthaltung  der  neutralen  Stellung  der  Schweiz  zu 
ergreifenden  Massregeln,  in  der  Veröffentlichung  der  Be- 
rathungen  über  Sardiniens  Anerbieten  eines  Schutz-  und 
Trutzbündnisses  nicht  nur  eine  Auflehnung  gegen  gültige 
Tagsatzungsbeschlüsse,  sondern  auch  einen  Verrath  an 
dem  gesehen,  was  im  Interesse  des  Vaterlandes  geheim  ge- 
halten werden  sollte.  Auch  erkennt  sie  das  in  öffentlichen 
Blättern  ihr  untergeschobene  Votum  nicht  für  das  ihrige 
an,  sondern  erklärt  es  für  auf  die  perfideste  Weise  ent- 
stellt. Auf  die  Ordnungsmotion  der  Gesandtschaft  von 
Zürich,  dass  es  weder  an  der  Zeit,  noch  am  Ort  sei,  auf 
die  fraglichen  Verhandlungen  zurückzukommen,  ist  die 
weitere  Erörterung  abgebrochen  worden. 

b)  Die  Gesandtschaft  des  Standes  Glarus  hat  sich  am 
13.  Mai  zu  Protokoll  erklärt,  dass  sie  instruktionsgemäss 
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die  Veröffentlichung  der  geheimen  Verhandlungen  über 
Sardiniens  Antrag  ausdrücklich  missbillige  und  sich  gegen 
eine  derartige  Indiskretion  auf  das  bestimmteste  ver- 
wahre. 

c)  Die  Gesandtschaft  des  Standes  Tessin  hat  das  am 
18.  April  oifen  behaltene  Protokoll  in  Beziehung  auf  das 
von  Sardinien  angetragene  Schutz-  und  Trutzbündniss  am 
7.  Juni  mit  der  Erklärung  geschlossen,  dass  die  Behörden 
ihres  Kantons  sich  für  das  fragliche  Bündniss  und  gegen 
die  Neutralität  ausgesprochen  hätten. 

Auf  die  Anfrage  des  Präsidiums  haben  am  20.  Juli 
1818  sich  sämmtliche  Gesandtschaften  mit  Ausnahme 
derjenigen  des  Standes  Wallis  für  Aufhebung  des  Ge- 
heimnisses und  Aufnahme  der  Verhandlungen  über  eine 
Allianz  der  Eidgenossenschaft  mit  Sardinien  in  den  Ab- 
schied der  ordentlichen  Tagsatzung  von  1847  erklärt. 

V.  Das  Bundesgesetz  von  1859. 
(Eidg.  G.  S.  VI,  312.) 

Die  Bundesversammlung  der  schweize- 
rischen Eidgenossenschaft,  nach  Einsicht  eines 
Berichtes  und  Antrages  des  Bundesrathes,  beschliesst: 

Art.  1.  Der  Eintritt  in  diejenigen  Truppenkörper  des 
Auslandes,  welche  nicht  als  Nationaltruppen  des  be- 
treffenden Staates  anzusehen  sind,  ist  ohne  Bewilligung 
des  Bundesrathes  jedem  Schweizerbürger  untersagt. 

Der  Bundesrath  kann  eine  solche  Bewilligung  nur 
zum  Behufe  weiterer  Ausbildung  für  die  Zwecke  des  vater- 
ländischen Wehrwesens  ertheilen. 

Art.  2.  Wer  den  Vorschriften  des  Art.  1  entgegen- 
handelt, wird  mit  Gefängniss  von  1  bis  auf  3  Monate  und 
mit  dem  Verlust  des  Aktivbürgerrechtes  bis  auf  5  Jahre 
bestraft.  (Art.  4  und  7  des  Bundesstrafrechtes  vom  4. 
Hornung  1853). 

Dieser  Artikel  ist  unvorgreiflich  den  besondern  Straf- 
bestimmungen,  welche  eidgenössische  oder  kantonale  Ge- 
setze gegen  diejenigen  Militärpflichtigen  aussprechen,  die 
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ohne  Anzeige  oder  Erlaubniss  das  Vaterland  verlassen, 
oder  auf  den  Ruf  des  Vaterlandes  zum  Militärdienste 
sich  nicht  stellen. 

Art.  3.  Wer  im  Gebiete  der  Eidgenossenschaft  für 
Militärdienst  anwirbt,  oder  sich  bei  der  Betreibung  von 
Werbebüreaux,  welche  ausserhalb  der  Schweiz  errichtet 
werden,  um  das  Verbot  der  Werbimg  auf  schweizerischem 
Gebiete  zu  umgehen,  irgendwie  betheiligt,  oder  wer  zu 
solchen  Werbungen  in  anderer  Weise,  z.  B.  durch  Annahme 
von  Dienstbegehren,  Haltung  von  Anmeldungsbüreaux,  Be- 
.  Zahlung  von  Reisekosten,  Verabreichung  von  Marschrouten 
oder  Empfehlungen  wissentlich  mitwirkt,  wird,  je  nach 
dem  Grade  seiner  Mitwirkung,  mit  Gefängniss  von  1  Monat 
bis  auf  3  Jahre,  sowie  mit  einer  Geldbusse  bis  auf  Fr.  10OO 
und,  sofern  der  Betreffende  Schweizerbürger  ist,  mit  dem 
Verlust  des  Aktivbürgerrechts  bis  auf  10  Jahre  bestraft. 

Hat  der  Betreffende  sich  durch  Vertrag  zur  Einrichtung 
eines  ganz  oder  theilweise  schweizerischen  Truppenkorps 
für  einen  fremden  Staat  verpflichtet,  so  kann  die  Gefängniss- 
strafe bis  auf  5  Jahre,  die  Geldbusse  bis  auf  Fr.  10,000  und 
der  Verlust  des  Aktivbürgerrechts  bis  auf  10  Jahre  ge- 
steigert werden. 

Art.  4.  Der  Bundesrath  wrird,  falls  die  Behörden  ein- 
zelner Kantone  den  auf  den  fremden  Kriegsdienst  be- 
züglichen Bundesgesetzen  nicht  gehörige  Nachachtung  ver- 
schaffen sollten,  die  Bundesgerichtsbarkeit  so  weit  in 
Wirksamkeit  treten  lassen,  als  es  erforderlich  ist,  um  jene 
Bundesgesetze  in  allen  Teilen  der  Schweiz  zu  gleicher 
Geltung  zu  bringen. 

Art.  5.  Der  Art.  65  des  Bundesgesetzes  über  das 
Bundesstrafrecht  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft 
vom  4.  Hornung  1853  (HI,  424)  und  die  Litt,  d  des  Art. 
98  des  Bundesgesetzes  über  die  Strafrechtspflege  für  die  eid- 
genössischen Truppen  vom  27.  Augstmonat  1851  (II,  640) 
sind  aufgehoben.  An  deren  Stelle  tritt  das  gegenwärtige 
Gesetz. 

Art.  6.    Dieses  Gesetz  tritt  sofort  in  Kraft. 


der  schweizerischen  Bundesverfassung.    Beilagen.      329 

Der  Bundesrate   ist   mit  der  Vollziehung  desselben 
beauftragt. 

Also  beschlossen  vom  schweizerischen  Xationalrathe, 

Bern  den  30.  Heumonat  1859. 

Der  Präsident:    Pever  im  Hof. 
Der  Protokollführer:    Schiess. 

Also  beschlossen  vom  schweizerischen  Ständerathe. 
Bern,  den  30.  Heumonat  1859. 

Der  Präsident:    F.  Briatte 
Der  Protokollführer:    J.  Kern-Germann. 

Der   schweizerische   Bundesrath  beschliesst: 
Vollziehung  des  vorstehenden  Bundesgesetzes. 

Bern,  den  3.  Augstmonat  1859. 

Der  Bundespräsident:    Stämpfli 
Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft:    Schiess. 

VI.    BescMuse  des  Militärdepartements  darüber 
vom  29.  September  1901. 

An  die  schweizer.  Bundesanwaltschaft 

in  Bern. 

In  dem  Vorentwurf  von  Stooss  für  ein  schweizerisches 
Strafgesetzbuch  vom  Jahre  1896  ist  unter  Art.  186  eine 
Strafandrohung  wegen  unbefugten  Werbens  enthalten  mit 
folgendem  Wortlaut: 

«Wer  einen  Schweizer  zum  Dienst  in  einem  fremden 
Heere  anzuwerben  sucht,  oder  einen  Schweizer  einem 
Werber  zuführt,  wird  mit  Gefängniss  und  Geldstrafe  bis 
Fr.  10,000  bestraft.  Handelt  der  Thäter  gewerbsmässig, 
so  ist  die  Strafe  Zuchthaus  bis  zu  5  Jahren  und  Geldstrafe 
bis  Fr.  20,000. 

«Mit  der  Gefängnissstrafe  kann  Einstellung  in  der  bür- 
gerlichen Ehrenfähigkeit  verbunden  werden.» 

Da  der  Thatbestand  des  fraglichen  Deliktes  wesentlich 
enger  gefasst  ist  als  im  Bundesgesetze  vom  30.  Heumonat 
1859,  an  dessen  Stelle  vorstehende  Bestimmungen  treten 
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sollen,  so  haben  Sie  uns  mit  Schreiben  vom  6.  dies  ersucht, 
wir  möchten  uns  zu  Händen  der  neu  ernannten  Kommission 
zur  weitem  Berathung  des  Entwurfes  darüber  aussprechen, 
ob  unserer  Ansieht  nach  obiger  Art.  186  den  Bedürfnissen 
der  jetzigen  Zeit  genüge. 

Ihre  Mittheilung  hiermit  bestens  verdankend  bringen 
wir  Ihnen  zur  Kenntniss.  dass  wir  nicht  ermangelt  haben, 
den  Oherauditor  in  Sachen  zur  Berichtabgabe  einzuladen. 
Diese  Amtsstelle  lässt  sich  über  die  vorhegende  Frage 
wie  folgt  vernehmen: 

-1.  Nach  meiner  Ansicht  ist  es  nicht  unbedenklich, 
aus  einem  bestehenden  Spezialgesetz,  das  noch  andere 
Bestimmungen  enthält  z.  B.  über  die  Bestrafung  der  Ge- 
worbenen.  oder  die  Anwerbung  ganzer  Korps,  eine  Be- 
stimmung herauszunehmen  und  den  übrigen  Theil  fort- 
bestehen zu  lassen.  Auf  jeden  Fall  müsste  der  ganze 
Inhalt  des  jetzigen  Gesetzes  gegen  die  Werbung  in  das 
künftige  Strafgesetz  aufgenommen,  beziehungsweise,  wenn 
inan  es  für  nothig  hält,  in  demselben  revidirt  werdeu. 
Zweckmässiger  scheint  es  mir,  diesen  ganzen  Gegenstand, 
der  ohnehin  keine  sehr  grosse  praktische  Bedeutung  mehr 
erlangen  wird,  so  geordnet  zu  hissen  wie  er  ist. 

2.  Auch  die  Fassung  des  Artikels  lässt  zu  wünschen 
übrig.  Es  ist  auch  verboten,  ein  besonderes  Koqis  anzu- 
werben, da  wo  kein  He  er  schon  besteht,  wo  also  gerade 
nur  dieses  Korps  die  alleinige  Militärmacht  bilden  würde. 
Auch  das  *  Zuführen*  müsste  etwas  mehr  erläutert  werden, 
wie  es  das  Strafgesetz  thut,  so  dass  auch  die  Angabe 
von  Werbebureaux  im  Ausland,  die  Ertheilung  von  Marsch- 
routen, Vorschuss  von  Reisegeld  und  dergl.  verboten  ist. 
Sonst  wird  der  Richter  leicht  in  Versuchung  kommen, 
eben  weil  dies  im  alten  Gesetze  ausdrücklich  stand  und 
im  neuen  nicht  mehr  steht,  diese  Dinge  als  fortan  unver- 
boten zu  betrachten. 

Meine  Ansicht  geht  also  dahin,  es  sei  dieses  gesammte 
Vergehen  nicht  in  das  bürgerliche  Strafgesetz  aufzunehmen, 
sondern  spezieller  gesetzlicher  Bestimmung  zu  überlassen.» 
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Wir  schliessen  uns  der  Ansicht  des  Oberauditors  an 
und  erklären  uns  insbesondere  damit  einverstanden,  dass 
von  der  Aufnahme  eines  Artikels  handelnd  von  der 
Werbung  in  das  projektirte  eidg.  Strafgesetzbuch  Umgang 
genommen  werden  sollte.  Würde  dem  nicht  entsprochen, 
so  müssten  nach  unserem  Dafürhalten  in  diesem  Falle 
sammtliche  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  vom  30. 
Heumonat  1859,  allerdings  mit  eventuell  redaktionellen 
Aenderungen,  in  den  neuen  Strafkodex  hinüber  genom- 
men werden.  Schweizer.  Militärdepartement: 

Müller. 

VTI.  Kreisschreiben  des  Bundesrathes  über  den  Eintritt  in 

die  algerische  Fremdenlegion. 
(B.  Blatt  1887  Nr.  5). 
Getreue,  liebe  Eidgenossen! 
Wir  beehren  uns,  Ihnen  zur  Kenntniss  zu  bringen, 
dass  unsere  Gesandtschaft  in  Paris  von  einem  in  jüngster 
Zeit  erlassenen  Entscheid  des  französischen  Kriegsmini- 
sters Mittheilung  erhalten  hat,  wonach  junge  Leute  unter 
18  Jahren,  welche  sich  freiwillig  in  die  französische  Frem- 
denlegion haben  anwerben  lassen,  nur   noch  ausnahms- 
weise freigemacht  werden  können. 

Indem  wir  Ihnen  zum  Ueberfluss  die  in  unserem 
Kreisschreiben  vom  18.  Januar  1884  (B.  Bl.  von  1884,  I, 
pag.  80)  gemachten  Angaben  bestätigen,  glauben  wir  Ihre 
Aufmerksamkeit  und  diejenige  des  Publikums  auf  diesen 
neuen  Entscheid  lenken  zu  sollen,  welcher  geeignet  ist, 
die  Trugbilder  von  Personen  zu  zerstören,  welche  sich, 
unserer  wiederholten  Warnungen  ungeachtet,  immer  noch 
dem  Glauben  hingeben  möchten,  dass  es  ein  Leichtes 
sei,  solch'  unbedachte  Engagements  rückgängig  zu  machen. 

Wir  benutzen  gern  auch  diesen  Anlass,  Sie,  getreue, 
liebe  Eidgenossen,  sammt  uns  in  Gottes  Machtschutz  zu 
empfehlen. 

Bern,  den  28.  Januar  1887. 

Im  Namen  des  schweizerischen  Bundesrathes, 

der  Bundespräsident:    Droz. 
Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft:  R  in  gier. 
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Vm.   Kreiflschreiben  über  den  Eintritt  in  die 

ägyptische  Garde. 

(B.  Bl.  1882  Nr.  49.) 

Getreue,  liebe  Eidgenossen! 

Nachdem  als  ziemlich  sicher  angenommen  werden 
darf,  dass  die  Werbungen  nach  Egypten,  welche  mit 
ziemlichem  Erfolg  betrieben  zu  werden  scheinen,  es,  wenn 
nicht  ausschliesslich,  so  doch  der  Hauptsache  nach  auf 
Individuen  abgesehen  haben,  welche  in  der  Schweiz  den 
Rekrutenunterricht  durchmachten  und  sich  hierüber  durch 
ihre  Militärdienstbüchlein  ausweisen  können,  glauben  wir, 
dem  Fortgang  jener  Werbungen  nicht  mehr  ruhig  zu- 
sehen zu  sollen. 

Wenn  auch  vor  der  Hand  noch  dahingestellt  bleiben 
mag,  in  wie  weit  auf  Werber  und  Angeworbene  die  Be 
Stimmungen  des  Werbegesetzes  anwendbar  sind,  so  unter- 
liegt es  doch  keinem  Zweifel,  dass  der  ohne  Erlaubniss 
der  kompetenten  Behörde  erfolgte  Uebertritt  eingetheil- 
ter  schweizerischer  Militärpflichtiger  in  die  Dienste  eines 
fremden  Staates  als  etwas  schon  vom  rein  militärischen 
Standpunkte  aus   durchaus  Unstatthaftes  anzusehen   ist. 

Durch  die  Bundesverfassung  von  1874  und  die  in 
Ausführung  derselben  erlassenen  Gesetze  ist  das  Band 
zwischen  dem  Bund  und  dem  militärpflichtigen  und  mili- 
tärisch geschulten  schweizerischen  Angehörigen  ein  weit 
engeres  geworden,  als  es  früher  war.  Dieser  wird  auf 
Kosten  des  Bundes  instruirt,  gekleidet  und  ausgerüstet: 
er  darf  nicht  einmal  seinen  Aufenthalt  in  der  Schweiz 
ändern,  ohne  die  daherige  Aenderung  in  seinem  Dienst- 
büchlein vormerken  zu  lassen;  die  Unterlassung  ist  mit 
Strafe  bedroht.  Um  so  viel  mehr  muss  das  mit  defini- 
tivem Verlassen  des  heimathlichen  Bodens  verknüpfte 
eigenmächtige  Aufgeben  des  militärischen  Verbandes  mit 
der  Schweiz  Seitens  eines  schweizerischen  Wehrpflich- 
tigen strafbar  erscheinen. 

Wir  sind  daher  im  Falle,  die  Fortsetzung  der  im 
Gange  befindlichen   Werbungen   nach   Egypten   des  Be- 
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stiimntesten  zu  verbieten,  und  laden  Sie  damit  ein,  diesem 
Verbot,  und  zwar  sofort,  mit  allen  Ihnen  zustehenden 
Mitteln  Nachachtung  zu  verschaffen. 

Gerne  benutzen  wir  im   Uebrigen  den  Anlass.  Sie, 
getreue,  liebe  Eidgenossen,  sammt   uns   in   den   Macht- 
schutz Gottes  zu  empfehlen. 
Bern,  den  13.  Oktober  1882. 

Im  Namen  des  schweizerischen  Bundesrathe**. 

Der  Bundespräsident:  Bavier. 
Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft :  R  i  n  g  i  e  r. 

DL  Ans  den  geheimen  Berichten  des  Generalmajors 
von  Steigenteach  an  die  österreichische  Begienmg.  1815. 

(Jahrbuch  m,  S.  716— 71*.  I 

Nach  den  Befehlen  Eurer  Durchlaucht  habe  ich  die 
Ehre,  ein  Verzeich niss  derjenigen  Schweizer  zu 
überreichen,  die  sich  um  die  gute  Sache  ver- 
dient gemacht  haben  und  deren  Einfluss  in 
ihrem  Yaterlande  uns  auch  künftig  nützlich  sein 
kann. 

1.  Der  erst«  ist  der  Präsident  der  Tagsatzung,  v.  Wyss, 
über  dessen  Verdienste  nur  eine  Stimme  herrscht. 

2.  Der  General  Bachmann  hat  gethan,  was  76  Jahre 
zu  thun  erlauben.  Er  war  schlecht  umgeben,  schlecht 
berathen,  und  dasjenige,  was  dennoch  geschah,  war  grfcs- 
tentheils  sein  Werk.  Schon  seine  früheren  Dienste,  als 
sein  Regiment  in  den  Jahren  1799  und  1800  mit  unseren 
Truppen  diente,  machen  ihn  einer  Auszeichnung  von 
unserer  Seite  würdig. 

3.  Der  Kanzler  Mousson.  Er  bekleidet  diese  Stelle 
immer,  während  die  Präsidenten  mit  jedem  Jahre  wech- 
seln. Er  ist  der  einzige,  der  durch  seine  Talente  und 
seine  Thätigkeit  einen  immerwährenden  Einfluss  in  seinem 
Vaterlande  erhalten  hat.  Ein  Kommandeur -Kreuz  würde 
auf  diesen  Einfluas  entscheidend  wirken. 

4.  Der  Oberst  und  Generalquartiermeister  Finsler. 
Ein  Mann  von  ausgezeichneter  Thätigkeit  und  Kennt- 
nissen,  der  uns  wahre  Dienste  geleistet  hat. 
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5.  Der  Polizeidirektor  v.  Watteville  in  Bern.  Er  hat 
von  jeher  der  guten  Sache  mit  einer  solchen  Thätigkeit 
gedient,  dass  er  eine  vorzügliche  Rücksicht  verdient,  um 
so  mehr,  da  er  in  seinem  Wirkungskreise  uns  in  der 
Zukunft  von  grossem  Nutzen  sein  kann  und  sein  wird. 

t>.  Der  Oberst  Gatschet.  Er  hat  das  feste  Schlos* 
Blamont  auf  eine  Art  genommen,  die  ihn  in  jeder  Arme*- 
auszeichnen  würde.  Er  ist  überhaupt  einer  der  ausge- 
zeichnetsten Offiziere  der  Schweiz  und  von  jeher  als 
einer  der  grössten  Anhänger  Oesterreichs  bekannt. 

Noch  inuss  ich  die  Ehre  haben,  Euer  Durchlaucht  zu 
erinnern,  dass  der  Schultheiss  von  Mülinen  in  Bern  schon 
seit  zwei  Jahren  gesucht  hat,  von  Seiner  Majestät  taxfrei 
in  den  Grafenstand  erhoben  zu  werden.  Er  gehört  zu 
den  ältesten  und  angesehensten  Familien  der  Schweiz, 
und  da  ich  überhaupt  glaube,  dass  auf  Bern  ein  grössere 
Gewicht  als  bisher  gelegt  werden  sollte ,  so  würde 
diese  verdiente  Belohnung  von  grossem  Nutzen  für  da> 
Allerhöchste  Interesse  Seiner  Majestät  in  der  Schweiz 
sein. 

Ich  weiss  nicht,  ob  Seine  Majestät  schon  über  den 
Arzt  Zwingli  in  Winterthur  zu  entscheiden  geruht  haben, 
den  der  Herr  Feldmarschall,  Fürst  Schwarzenberg,  der 
besonderen  Gnade  Seiner  Majestät  bereits  empfohlen  hat. 
Er  hat  Gesundheit  und  Vermögen  für  den  Dienst  unserer 
Kranken  und  Verwundeten  in  Rheinau  voriges  Jahr  auf- 
geopfert; er  ist  einer  der  ausgezeichnetsten  Männer  der 
Schweiz,  und  wenige  Menschen  verdienen  so  viele  Achtung 
und  Rücksicht  als  er. 

Auf  die  hier  Angeführten  bescliränkt  sich  die  Zahl 
derjenigen,  die  wirklich  gewirkt  und  genützt  haben. 
Eine  Belohnung  in  diesem  Augenblicke  wird  von  einem 
grossen  Nutzen  für  die  Zukunft  in  einem  Lande  sein ,  das 
noch  nicht  ruhig  ist,  noch  lange  nicht  ruhig  sein  wird. 
und  wo  es  nöthig  ist,  die  Besseren  auszuzeichnen  und  zu 
unterstützen,  um  eine  Partei  zu  bilden,  die  unsere 
Wünsche  in  einem  Lande  unterstützen,  das  durch 
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seine  Lage  in  militärischer  Hinsicht  zu  den  wichtiiM^n 
in  Europa  gehört.1) 

X.  Aktenstücke  des  Falles  Ador. 

Berne,  le  23  decembre  11*  U. 
Monsieur  Ador,  President  du  Conseil  national 

Gen#*ve. 
M.  le  President!  Deferant  ä  votre  desir,  j'ai  cnniiuu- 
nique  au  Conseil  federal,  dans  sa  seance  du  21  courant. 
dans  quelles  circonstances  vous  avez  recu  et  accepte  du 
Gouvernement  francais  un  ordre. 

Les  membres  du  Conseil  federal  se  sunt  pronon«*S 
dans  le  sens  que  l'acceptation  de  l'ordre  dont  il  >sadt 
nest  pas  compatible  avec  Tart.  12  de  la  Constitution 
föderale ;  non  pas  parce  que  vous  l'auriez  recu  en  qualite 
d'ancien  representänt  ou  commLssaire  federal,  mais  parce 
que  vous  devez  etre  considere,  ä  teneur  de  Tart.  71  de 
la  Constitution  föderale,  comme  membre  d'une  Autorite 
föderale. 

Le  Conseil  federal  a,  cependant,  estime  de  ne  pas 
avoir  a  prendre  une  decision  a  ce  sujet  aussi  longtenqts 
que  cette  decision  ne  lui  est  pas  demandee,  et  vous  laisse 
le  soin  d'examiner  ce  qu'il  convient  de  faire  en  presence 
des  dispositions  constitutionnelles  que  je  viens  de  citer. 
Je  saisls  cette  occasion,  etc. 

Departement  politique  federal: 
Brenner. 

Geneve,  le  25  decembre  1901. 
Monsieur  Brenner,  President  de  la  Confederation, 

Berne. 
Monsieur  le  President!   Vous   avez   bien  voulu,  par 
lettre    du  23  courant,   me   faire  connaltre   l'opinion  des 
membres  du  Conseil  federal  au  sujet  de  la  decoration  que 

')  Ueber  die  thatsächliche  Verleihung  dieser  Dekorationen 
vgl.  u.  A.  die  Nummern  der  AJLlg.  Ztg.  vom  3. ,  4.  und  14.  Ok- 
toberund  v.  Wyss  II,  337.  Einzelne  Vorgeschlagene,  namentlich 
Finsler,  lehnten  die  Ehre  ab;  der  Kanzler  Mousson  hingegen 
suchte  und  erhielt  die  Erlaubniss  der  Stände,  sie  anzunehmen. 
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j  ai  recue.  Les  Autorites  federales  mendonnees  ä  l'art.  12 
de  la  Constitution  federale  m'avaient  toujours  paru  devoir 
etre  exdusivement  celles  ayant  un  caractere  permanant. 
et  je  ne  croyais  pas  que  cet  article  eut  jamais  ete  ap- 
plique  ä  un  membre  du  Conseil  national. 

«Taurai  l'honneur  de  m  entretenir  ä  nouveau  avec 
vous  de  cette  question  et  de  la  suite  a  y  donner,  lors 
de  ma  premiere  visite  ä  Berne. 

Veuillez  asjreer  etc.    ...  G.  Ador. 

Geneve,  14  janner  19Ü2. 
Au  Haut  Conseil  federal,  Berne. 
Monsieur  le  President  et  Messieurs!    Coinme  suite 
aux  entretiens  que  j'ai  eu  Thonneur  d'avoir  avec  le  Pre- 
sident de  la  Confederation,  les  18  decembre  et  10  janvier. 
et  en  confirmation   de  ma  reponse  ä  la  lettre  de  M.  1^ 
President  Brenner,   en  date   du  23  decembre,  je  prends 
la  liberte  de  vous  exposer  ä  nouveau  les  circonstances 
dans  lesquelles  j'ai  accepte  une  decoration  du  Gouverne- 
ment franeais.    Ainsi   que   vous  le  savez  dejä,  j'ai  con- 
stamment  refuse   toute  decoration  pendant  la  duree  des 
fonctions  offizielles  dont  vous  aviez  bien  voulu  me  charger 
ä  Paris;  Tart.  12  de  la  Constitution  m'en  faisait  un  devoir 
et  jamais  je   n'ai  eu   un   seul  instant  la  pensee  de  in*» 
mettre   en    contradiction   avec   la   Constitution   federale. 
Rentre  en  Suisse  apres  avoir  officiellement  pris  conge  en 
fevrier  1901    de  la  Direction  de  TExposition,  du  Gouver- 
nement franeais  et  du  President  de  la  Hepublique,  je  nie 
suis  considere  comme  etant  un  simple  citoyen  non  vise 
par  l'art.  12  et  lorsque  la  decoration  m'a  ete  envoyee  le 
29  mai  1901,  je  Tai  aeeeptee  sans  me  rendre  compte  que 
ma  qualite  de  Conseüler  national  pouvait  m'empecher  de 
la  recevoir. 

Les  membres  des  Autorites  federales  mentionnees  ä 
l'art.  12  etaient,  dans  ma  pensee,  les  membres  des  Au- 
torites permanentes  et  retribuees.  Si  le  Conseil  national 
lorsqu'il  est  reuni  en  Session  a  Berne  est  incontestable- 
ment,  ä  teneur  de  Tart.  71,  une  des  Autorites  federales, 
je  n'avais  jamais   compris   qu'un  Conseiller  national,   en 
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dehors  des  sessions,  put  et  dut  etre  eonsidere  cumme 
rnembre   d'une   Autorite   federale,   le   Conseü   national 
neuste  comme  tel  que  lorsqu'fl  est  reuni  «in  corpoo;»: 
dans  la  plupart  des  pays,  les  immunites  et  droits  attaches 
aux  fonctions  legislatives  prennent  fin  lorsque  le  Parle» 
ment  n'est  pas  reuni.    La  decoration  ne  m  a  pas  ete 
remise  pendant  une  seasion  de  l'Aasemblee  federale,  ni 
en  raison  de  ma  qualite  de  Conseiller  nationaL  Elle  m'a 
ete  envbyee   comme  une  politesse   faite  ä  la  Sui^e  a 
l'oceasion  de  sa  participation  ä  FExposition  de  UM),  au 
nieme  titre  qu'ä  tous  les  autres  pays  et  si  je  ne  Tai  re«;u 
qu'en  mai  1901,   alors  que  tous  mes  anciens   <.*ull»rCTes 
avaient  ete  deeores  le  18  aoüt  19W),   e'est   parce  que  je 
l'avais  refusee  pendant  Texeraee  de  mes  fonctions.    <Jn 
a  jamais  donne  ä  l'art  12  une  Interpretation  litterale.  ni 
sous  la  Constitution  de  1848,  ni  sous  la  Constitution  airtueile. 
ü  ne  saurait  me  convenir  de  citer,  a  titre  d'exeniple.  le» 
noms  de  personnes   Vivantes,    mais   le   Conseil   föderal 
D'aura  pas  de   peine  ä  se  convaincre   que   bon  nombre 
d'artistes,  de  medecins,  de  savants,  de  professeura,  d  in* 
dustriels  et  de  commercants  ont  ete  deeores,  au  su  et  au 
vu  de  tout  le  monde,  bien  qu'ils  fussent  officiers,  ^hlv 
ofticiers  ou  soldats  de  l'annee  federale,  sans  doute  iL»  ne 
Tont  pas  ete  en  cette  qualite,  mais  prise  ä  la  lettre,  l'in- 
terdiction  de   la  Constitution  est  absolue  et  personne  n'a 
le  droit  de  dire   qu'eüe  ne   s'applique   qu'aux  miütaire*» 
dans  l'exercice  de  leurs  fonctions.    Si   cependant  cette 
Interpretation  a  toujours  ete  admise,  ne  peut-on  pa»  en 
conclure  qu'il  doit  en  etre  de  meine  pour  les  Autorites 
föderales  et  que  pour  tomber  sous  l'interdiction  de  l'art.  12# 
il  faut  qu'un  Conseiller  national  soit  decore  pendant  une 
Session  et  en  sa  qualite  d'bomme  politique?    Lfautori^ 
tion  donnee  au  General  Dufour  de  porter  une  decoration 
n'est-elle  pas  la  preuve  que  cet  article  n'a  pas  ete  appli- 
que  litteralement?    Si  un  Conseiller  national   ne   peut 
recevoir  ni  decoration  ni  present,  comment  se  fait-il  que 
le  Conseiller  national  Stampfli  ait  pu  recevoir  un  rkhe 
present   du    Gouvernement   des   Etats-Unis   d'Amerique 
apres  l'arbitrage  de  r Alabama?    Personne  n'a  songe  en 
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Suisse  ä  invoquer  contre  Stämpfli  sa  qualite  de  Conseiller 
national  pour  Tobliger  ä  refuser  ce  present.  Le  Conseil 
federal  en  autorisant  son  Ministre  ä  Berlin,  ä  recevoir 
un  present  de  l'Empereur  d'Allemagne  n'a-t-il  pas  ainsi 
reconu  lui-meme  que  Tart.  12  devait  etre  interprete 
largement  et  qu'il  y  avait  des  circonstances  oü  les  con- 
venances  internationales  interdisaient  de  l'appliquer  ä  la 
lettre,  au  risque  de  froisser  un  Gouvernement  etranger? 
Ces  circonstances  ne  se  rencontrent-elles  pas  ä  f  occasion 
de  TExposition  de  1900  puisque  c'est  une  politesse  ge- 
nerale qui  a  ete  faite  ä  tous  les  Pays  et  non  pas  specia* 
lement  ä  ma  personne.  Une  decoration  est  une  distinction 
purement  honorifique  sans  aucune  valeur  intrinseque. 
tandis  qu'un  present  pennet  ä  celui,  qui  Ta  re<ju,  d'en 
tirer  un  profit  personnel.  Lorsque  les  Juges  au  Tribunal 
federal  sont  autorises  ä  recevoir  de  riches  emoluments 
de  la  part  de  Gouvernements  etrangers  pour  le  compte 
desquels  ils  ont  fonctionne  comme  arbitres,  ne  sont-ils 
pas  en  contradiction  avec  le  texte  de  la  Constitution  et 
n'y  a-t-il  pas  la  une  nouvelle  preuve  que  l'art.  12  n'est 
pas  applique  dans  sa  lettre?  Tous  ces  faits  m'ont  pam 
constituer  une  tolerance  et  une  pratique  au  benefice  des- 
quelles  je  crois  pouvoir  etre  place,  sans  etre  accuse  d'avoir 
viole  la  Constitution.  Je  les  ai  rappele  k  Monsieur  le 
President  Zemp,  et  je  prends  la  liberte  de  les  soumettre 
de  nouveau  ä  la  bienveiUante  attention  du  Conseil  federal, 
en  le  priant  de  me  faire  savoir,  si  dans  mon  cas  parti- 
culier,  il  persiste  dans  son  interpretation  litterale  de 
Tart.  12.  Des  que  j'aurai  recu  votre  reponse,  je  m'en- 
presserai  de  vous  faire  connaitre  la  decision  que  les  cir- 
constances m'auront  imposee. 

M.  le  President  Zemp  a  bien  voulu  me  donner  le 
conseil  de  renvoyer  la  decoration  au  Gouvernement  fran- 
^ais;  j'avoue  franchement  que  cette  Solution  me  paraitrait 
avoir  le  double  inconvenient  de  repondre  ä  une  politesse 
par  un  procede  peu  aimable  et  de  faire  intervenir  mon 
pays  dans  une  question  oü  je  dois  rester  seul  en  cause. 

Apres  Taccueil   einpresse   qui  m'a  ete  fait  ä  Paris, 


der  schweizerischen  Bundesverfassung.    Beilädt*  u-      Sfi' 

apres  avoir  souvent  entendu  dire  combien  etaient  ap- 
precies  les  excellents  rapports  qui  existent  entre  la  SuK*4- 
et  la  France,  il  me  paraitrait  difficile  d'expliquer  au 
Gouvernement  de  la  Republique  francaise  pourquoü  quand 
c  est  lui  qui  fait  une  politesse  ä  la  Suisse,  on  inteq>rete 
la  Constitution  plus  litteralement  que  vis-a-vis  d  autre> 
Gouvernements.  M'obliger ä invoquer ma Situation dhomin»* 
politique  pour  justifier  le  renvoi  de  la  decoration.  <**e-rt 
donner  ä  cet  incident  une  importance  |n>uvant  avoir  de 
fächeuses  consequences. 

Si,  en  toute  bonne  foi,  j'ai  pu  me  troniper  >ur  Tint^r- 
pretation  de  Fart.  12,  je  tiens,  avant  tout  ä  ce  que  rette 
erreur  personnelle  ne  soit  ni  directement  ni  indirerte nient. 
la  cause  d'un  desagrement  quelconque  pour  la  SuUse. 
Yeuillez  agreer  etc.    .    .    .  sig.  G.  Ador. 

Berne,  le  21  janvier  Y.*rl„ 
A  Monsieur  G.  Ador,  Geneve.  Monsieur  le  President! 
Par  lettre  du  13  courant,  vous  avez  bien  voulu  nous  ex- 
poser  les  circonstances  dans  lesquelles  vous  aviez  cru 
pouvoir  accepter  une  decoration  du  Gouvernement  fran- 
cais.  A  vos  yeux,  Tart.  12  de  la  Constitution  federale 
ne  s'appliquerait  qu'aux  membres  des  Autorites  perma- 
nentes  et  retribuees  et  non  pas  aux  membres  d'une 
Autorite  legislative  comme  le  Conseil  national,  qui  n'existe 
comme  tel  que  lorsqu'il  se  trouve  reuni  in  corpore. 

Nous  admettons  volontiere  que  vous  avez  accepte 
cette  decoration  par  suite  d'une  erreur  involontaire  et 
dans  la  persuasion  qu'elle  etait  compatible  avec  votre 
mandat  de  depute  au  Conseil  national  et  qu'en  l*acce[>- 
tant  vous  ne  contreveniez  pas  ä  la  defense  contenue  ä 
l'art.  12  de  notre  charte  constitutionnelle.  Mals  le  texte 
de  cet  article  est  si  net  et  si  categorique  qu'il  ne  laisse 
place  ä  aucun  doute  au  point  de  vue  de  son  application 
aux  membres  de  FAssemblee  föderale  et  qu'il  ne  pennet 
aucune  autre  interpretation  que  celle  qui  a  d'aüleurs  ete 
consacree  par  une  decision  du  Conseil  national,  La 
question  a  ete  tranchee  en  effet  par  cette  autorite  lors- 
qu'elle  a,  le  18  janvier  1860,  refuse  de  valider  l'election 
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de  M.  le  Colonel  Letter,  parce  que  celui-ci  jouissait  d'une 
pension  militaire  de  la  part  du  Gouvernement  neerlandais. 
Vous  trouverez,  ci-joint,  copie  de  rarrete  du  Conseil  na- 
tional. Cette  Interpretation  authentique  de  l'art  12  nous 
dispense  d'entrer  dans  des  explications  ulterieures. 

Dans  ces  rirconstances,  nous  ne  pouvons  que  vous 
confirmer  ce  que  Monsieur  Brenner,  President  de  la  Con- 
federation,  vous  ecrivait  en  date  du  23  decembre.  Veuillez 
agreer  etc. 

Au  nom  du  Conseil  federal  suisse: 
Le  President  de  la  Confederation:  sig.  Zemp. 
Le  Chancelier:  sig.  Ringier. 

Geneve,  2  fevrier  1902. 
Au  Haut  Conseil  federal  a  Berne. 
Monsieur  le  President  et  Messieurs, 

Par  lettre  du  21  janvier,  vous  avez  bien  voulu  nie 
faire  savoir  que  vous  admettiez  volontiers  que  j'avais  pu 
accepter  une  decoration  du  gouvernement  fran$ais  dans 
la  persuasion  que  cela  etait  compatible  avec  mon  mandat 
de  depute  au  Conseil  national,  et  qu'en  l'acceptant  je  ne 
contrevenais  pas  ä  la  defense  contenue  k  l'article  12  de 
notre  Charte  constitutionneUe. 

Vous  maintenez  toutefois  de  plus  fort  l'interpretation 
litterale  de  cet  article,  et  considerez  l'acceptation  de  cet 
ordre  comme  n'etant  pas  compatible  avec  Tarticle  12  de 
la  Constitution  föderale,  non  pas  parce  que  je  dois  etre 
considere,  a  teneur  de  Tarticle  71  de  la  Constitution 
föderale,  comme  membre  d'une  Autorite  federale.  Decide 
&  m'incliner  respectueusement  devant  votre  interpreta- 
tion,  je  me  suis  rendu  ä  Paris  pour  exposer  k  Mr.  Ie 
ministre  des  affaires  etrangeres  les  circonstances  speciales 
dans  lesquelles  je  me  trouvais,  et  chercher  une  Solution 
acceptable  pour  tous. 

Mr.  le  ministre  m'a  fait  remarquer  qu'il  ne  pouvait 
pas  reprendre  une  decoration  acceptee  et  regulierement 
inscrite  ä  la  grande  Chancellerie ;  qu'on  etait  membre  a 
•~*>  de  la  Legion  d'honneur  et  que  les  cas  de  radiation 
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prevus  par  la  loi  se  rapportaient  tous,  soit  a  de  graves 
manquements  a  Fhonneur,  soit  a  des  faits  d'inchgnite* 
(condamnation,  etc.). 

J'ai  pu  me  convaincre  en  outre,  que  le  renvoi  pur 
et  simple  d'une  decoration  qui  m'a  ete  remise  en  Souvenir 
de  la  brillante  participation  des  exposants  suisses  ä  l'Ex- 
position  universelle  de  1900,  et  dans  une  intention  aimable 
envers  la  Suisse,  serait  considere  comme  contraire  aux 
regles  de  la  plus  elementaire  courtoisie  qui  doit  exister 
dans  les  rapports  internationaux;  et  cela  d'autant  plus 
que  les  cas  nombreux  dans  lesquels  l'article  12  de  notre 
Constitution  n'a  pas  ete*  litteralement  interprete,  sont 
parfaitement  connus  au  ministere  des  affaires  etrangeres. 

Cela  etant,  la  seule  Solution  compatible  avec  ma 
dignite  personnelle  et  avec  ce  que  je  crois  etre  les  vrais 
interets  de  mon  pays,  consiste,  puisque  je  me  suis  min 
en  contradiction  avec  Tarticle  12,  ä  vous  adresser  ma 
demission  de  membre  du  Conseil  national. 

Je  le  fais  avec  un  vif  regret,  ayant  toujours  considere 
comme  un  privilege  et  un  tres  grand  honneur  de  faire 
partie  des  Conseils  legislatifs  de  la  Confederation;  mais 
j'y  suis  contraint  par  les  circonstances,  tout  en  restant 
ä  la  disposition  des  electeurs  s'ils  me  jugent  encore,  un 
jour  ou  Tautre,  digne  de  les  representer  et  de  continuer 
a  servir  mon  pays  dans  la  mesure  de  mes  forces. 

Veuillez  agreer,  Monsieur  le  President  et  Messieurs, 
les  assurances  de  ma  haute  consideration. 

Sig.  Gustave  Ador. 

XL  Rreisschreiben  des  eidg.  Militärdepartememts  an  die 
Kantonsregierungen  und  die  Waffen-  and  Abtheilungschefs. 

ein  Ausführung  eines  Beschlusses  des  Bundesrathes 
vom  21.  Januar  und  unter  Hinweis  auf  die  Bestimmungen 
des  Art.  12  der  Bundesverfassung  beehren  wir  uns,  Sie 
zu  ersuchen,  Erhebungen  darüber  anzustellen,  ob  und 
eventuell  unter  welchen  Umständen  Offiziere,  Unteroffi- 
ziere und  Soldaten  Ihres  Kantons  bezw.  Ihrer  Waffe  oder 
Truppengattung,  ^eit  1874  in  den  Besitz  von  Orden  aus- 
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wärtiger  Souveräne  und  Regierungen  gelangt  sind.  Die 
Namen  solcher  Offiziere,  Unteroffiziere  und  Soldaten,  so- 
wie die  Umstände,  unter  welchen  dieselben  dekorirt 
wurden,  wollen  Sie  uns  baldmöglichst  zur  Kenntniss 
bringen.» 

Schweizerisches  Militärdepartement, 

Müller. 

Der  «Bund»  fugte  bei: 

Wie  wir  vernehmen,  betrachtet  es  das  eidgenössische 
Militärdepartement  als  selbstverständlich,  dass  die  Vor- 
schriften des  Art.  12  der  Bundesverfassung  strenge  an- 
zuwenden sind.  Offiziere,  Unteroffiziere  und  Soldaten, 
die  Orden  angenommen  haben,  werden,  sofern  sie  noch 
wehrpflichtig  sind,  ihre  Orden  zurückgeben  müssen.  Haben 
sie  die  Altersgrenze  erreicht,  die  ihnen  erlaubt,  aus  dem 
Dienst  zu  scheiden,  so  werden  sie  vor  die  Wanl  gestellt 
werden,  entweder  zurückzutreten  oder  den  Orden  zurück- 
zuerstatten. Es  wird  unserm  Lande  sehr  zu  Ansehen  und 
Ehre  gereichen,  wenn  es  mit  dem  Ordenskram  gründlich 
aufräumt. 
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Situation. 

Das  Charakteristische  dieses  Jahres  war  eine  grosse 
natürliche,   neben  einer  ebenso  grossen   geistigen  Kata- 
strophe, und,  als  Folge  von  beiden,  eine  starke  Zunahme 
entweder    des    Pessimismus,    oder    der    oberflächlichen 
Genusssucht.  Der  plötzliche  Untergang  der  Stadt  St.  Pierre 
auf  der  Insel  Martinique,  welcher  am  Himmelfahrtstage 
Ober  eine  sorgenlose  Bevölkerung  hereinbrach,   von   der 
man  in  Wahrheit  sagen 'konnte:  «Sie  assen  und  tranken, 
kauften  und  verkauften,   freiten  und  Hessen  sich  freien, 
plötzlich  aber  regnete  es  Feuer  und  Schwefel  und  brachte 
sie  alle  um»,   erweckte  anfänglich  in   vielen  Gemüthern 
ein  Gefühl  von  Unsicherheit.  Man  wurde  aus  den  gewöhn- 
lichen Tagesgedanken  herausgerissen  und  in  eine  ganz 
andere  Gedankenwelt  versetzt,  die  nichts  Erfreuliches  hat. 
Zwar  versicherten  die  Naturkundigen   immer  noch,   wie 
bisher,   die  Erde  werde  wahrscheinlich  nicht  durch  eine 
Explosion,    sondern  eher  durch  ein  allmähliges  Erkalten 
und  Verschwinden  des  Wassers  zu  Grunde  gehen,  und 
zwar  erst  in  Millionen  von  Jahren ;  aber  das  Ereigniss  in 
der  lieblichen  Insel,  auf  welcher  Paul  und  Virginie  gelebt 
hatten,  zeigte  doch  mit  Flammenschrift,  dass  die  erstere 
Möglichkeit  auch  und  zwar  viel  früher  eintreten  könnte. 
Die  pathetischen  Verse   Schiller's,   die  wir  schon  einmal 
anführten:     cWie  wenn   auf  einmal   in   die   Kreise   der 
Freude  mit  Gigantenschritt  geheimnissvoll  nach  Geister- 
weise ein  ungeheures  Schicksal  tritt»,  gewannen  dadurch 
eine   Illustration,    wie   sie   in    unserer   nur    noch    Diu- 
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striertes  liebenden  Zeit  nicht  augenfälliger  sein  konnte. 
Eine  solche  Katastrophe  kann  sich  tiberall  ereignen,  wo 
Erdspalten  sich  finden,  welche  in  .das  tiefe  Innere  der 
Erde  führen,  und  die  erneute  Gewissheit,  dass  wir  wirk- 
lich «auf  einem  Vulkan,  einer  grossen  Masse  flüssigen 
Feuers,  tanzen»,  die  nur  durch  eine  verhältnissmfissig 
dünne  und  leicht  berstende  Erdrinde  von  uns  geschieden 
und  stets  bereit  ist,  unsere  ganze  Kultur  unrettbar  zu 
verschlingen,  oder  dem  ursprünglichen  Chaos  zu  über- 
liefern, hat  nichts  Beruhigendes.  Um  so  weniger,  als  da- 
gegen alle  Fortschritte  der  Technik  oder  Naturwissenschaft 
wenig  bedeuten,  auch  keine  Vorsorgen  hygienischer  Natur, 
wie  etwa  gegen  Cholera  und  Pest,  denkbar  sind,  sondern 
der  moderne  Mensch  mit .  allen  seinen  sogenannten  «Er- 
rungenschaften» solchen  Naturereignissen  so  völlig  hilflos 
gegenüber  steht,  wie  der  armseligste  Wilde.  Das  Resultat 
solcher  Betrachtungen  ist  bei  den  Einen  eine  Ver- 
mehrung des  Leichtsinns  und  der  Genusssucht:  «Lasset 
uns  essen  und  trinken,  denn  morgen  sind  wir  vielleicht 
todt»,  bei  den  Andern  ein  Versinken  in  Grübeleien  über 
einen  möglicherweise  herannahenden  allgemeinen  Welt- 
untergang, wie  es  schon  mehrfach  in  der  Geschichte  fast 
epidemisch  aufgetreten  ist.  Es  wird  sich  darum  handeln, 
den  Mittelweg  einer  kräftigen  Weltanschauung  zu  finden, 
die  weder  zum  Materialismus,  noch  zum  Aberglauben  neigt 
Fast  gleichzeitig  zeigte  das  plötzliche  Ende,  welches  der 
Boerenkrieg  nahm,  die  menschliche  Schwäche  in  einem 
ebenso  grellen  Lichte,  wie  die  Unzuverlässigkeit  der  natür- 
lichen Bedingungen,  unter  denen  wir  leben,  und  wirkte  noch 
fast  erschreckender.  Selbst  bei  den  frommen  Leuten  konnte 
man  Empfindungen  wahrnehmen,  die  denen  der  Frau  Hiobs 
ziemlich   genau   glichen,   und   es   ist   in   diesen  Kreisen 
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wahrscheinlich  sehr  viel  Spreu  vom  Korne  gestoben.  Der 
Uebermuth  der  Grossen  und  die  Aera  eines  allgemeinen 
Imperialismus,  welcher  den  Kleinen  nur  noch  die  Wahl 
des  Untergangs,  oder  des  sich  Duckens  zu  lassen  scheint, 
ist  dadurch  auf  eine  Höhe  gestiegen,  wie  sie  seit  den 
Tagen  Napoleons  I.  nicht  mehr  vorhanden  war  und  es 
wird  schwerer  Schicksale  bedürfen,  um  den  Glauben  an 
eine  sittliche  Weltordnung  wieder  herzustellen.  Die- 
selben sind  zwar  schon  vorhanden,  für  den,  welcher 
sehen  will.  «Neidische  Götter»,  an  die  er  wahrschein- 
lich allein  glaubte,  haben  dem  Urheber  alles  südafrika- 
nischen Unglücks,  Rhodes,  es  nicht  gestatten  wollen, 
den  Triumph  seines  «Staatsgedankens»  mitzuerleben;  er 
niusste  vorher  seinem  Urtheil  entgegengehen.  Auch  der 
offizielle  Repräsentant  des  siegenden  Volkes  erlebte  un- 
mittelbar vor  dem  Tage,  in  welchem  die  ganze  Macht 
und  Pracht  eines  weltumspannenden  Königreichs  zur 
Schau  gestellt  werden  sollte,  ein  niederdrückendes  Schick- 
sal, welches  die  Geistlichen  des  besiegten  Volkes  sicherlich 
an  einen  Fall  der  Apostelgeschichte  erinnert  haben  wird. 
Endlich  zeigte  auch,  als  drittes  «Zeichen»,  der  plötzliche 
Einsturz  des  Glockenturms  von  San  Marco  in  Venedig 
mit  der  berühmten  Loggia  des  Sansovino.  wie  plötzlich 
alle  Kunst  verschwinden  kann,  für  die  heute  in  manchen 
Gemüthern  eine  wahre  Anbetung  besteht,  und  wie  wenig 
zuverlässig  die  Technik  ist,  welche  solche  historische 
Denkmäler,  trotz  aller  Verehrung,  durch  Sorglosigkeit  zu 
Grunde  gehen  lässt  Natur,  Menschenkraft  und  Kunst, 
Alles,  auf  was  das  jetzige  Geschlecht  baut,  sind  Dinge, 
die  unvermuthet  enden  können.  Es  ist  aber  etwas  Furcht« 
bares,  wie  schnell  die  Menschen  alle  solche  Warnungen 
vergessen  und  wie  ein  gewisser  im  Wortsinne   «leicht- 
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fertiger»  Zeitgeist,  dem  sich  Niemand  gänzlich  entziehen 
kann,  Dinge,  welche  gestern  noch  eine  Revolution  her- 
vorgerufen haben  würden,  heute  für  etwas  Erträgliches 
anzusehen  geneigt  ist. 

Ohne  allen  Zweifel  gehen  wir  einer  Zeit  entgegen, 
in  der  sich  die  Weltanschauungen  schärfer  als  seit  langer 
Zeit  ausscheiden,  in  eine  geistige  und  eine  materielle. 
Die  Natur  ist  auf  blosse  Gewalt  angelegt,  und  wer  die- 
selbe für  das  Höchste,  oder  das  allein  Bestehende  an- 
sieht, wird  sich  der  Gewaltpolitik  nicht  entschlagen 
können,  sondern  zu  den  in  dieser  Richtung  merkwürdig 
klaren  Gesichtspunkten  Macchiavelli's  zurückkehren 
müssen,  die  jetzt  eigentlich  erst  zu  ihrer  vollen  Geltung 
gelangen.  Wenn  aber  ein  -ewiger,  die  Natur  beherr- 
schender Geist  in  derselben  waltet,  dann  wird  dieser 
zuletzt,  wie  in  allen  entscheidenden  Perioden  der  Welt- 
geschichte, Recht  behalten;  namentlich  so  gut,  wie  am  Ende 
des  Cäsarentraumes  Napoleons  I.,  der  kaum  mehr  als 
10  Jahre  gedauert  hat.  Darauf  hoffen  wir  Kleinen  jetzt, 
gegenüber  allen  Staaten,  die  sich  willenlos,  oder  macht- 
los dem  Imperialismus  und  Macchiavellismus  ergeben. 

Was  das  Ende  des  Boerenkriegs  anbetrifft,  so  sagt 
schon  vor  nahezu  3000  Jahren  ein  Lied,  dass  die 
grossen  Gerichte  am  «Hause  Gottes»,  d.  h.  bei  denjenigen, 
welche  an  eine  göttliche  Weltordnung  glauben,  anfangen, 
und  knüpft  die  Frage  daran,  was  wohl  aus  den  Gott- 
losen werden  wird,  wenn  die  Gerechten  kaum  erhalten 
werden.  Die  Beantwortung  dieser  Frage  steht  jetzt 
ganz  an  der  Tagesordnung.  Der  Boerenkrieg  wird  in 
der  künftigen  Geschichtsschreibung  vielleicht  als  der  An- 
fang eines  entscheidenden  Kampfes  zwischen  Gut  und 
Böse  erscheinen,   ausser  dem   es   kein    «jenseits  davon» 
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gibt,  so  dass  man  sich  für  Eines  oder  das  Andere 
scheiden  muss.  Die  Reihe  der  Profan g  kommt  mm 
an  andere,  grosse  und  kleine  Völker.  Wem  zuletzt 
der  Sieg  zufällt,  das  ist  für  uns,  wie  schon  geaast 
nach  den  bisherigen  Erfahrungen  der  Wehgeschichte. 
zwar  nicht  zweifelhaft  Aber  dieses  Ende  ist  noch  nicht  in 
Sicht,  kann  sogar  leicht  Ober  kurze  Menschenleben  hin- 
aas anstehen,  und  inzwischen  muss  jetzt  jeder  Einzeln*?. 
und  auch  namentlich  jeder  einzelne  Staat,  sich  eut- 
schliessen,  welcher  Lebensanschauung  er  angehören  wflL 
Die  Zweifelnden  und  Schwachen  werden  sich  eine  Zeit- 
lang das  gefallen  lassen  müssen,  was  man  tot  hundert 
Jahren  Protektorat,  bei  uns  Mediation,  in  Deutschland 
Rheinbund  nannte  und  was  jetzt  wieder  gewissermaßen 
überall  mehr  oder  weniger  in  der  Luft  hegt. 

Die   englische    Weltherrschaft   hat    dafür   den   mü- 
deren   Ausdruck    «paramountcy»,    «paramount    power>, 
erfunden  und  darnach   streben  alle  grösseren  Staaten, 
Russland  in  Asien,  die  augenblicklich  herrschende  Politik 
in  Amerika  für  den   ganzen   amerikanischen   Continent 
beider  Hemisphären,  Frankreich  in  Nordafrika,  FngUnd 
auf  allen  Meeren,   Japan  in  Ostasien.    Ein  beständiger 
Kriegszustand,  namentlich  eine  beständige  Kriegsrüstung 
ist  bei  einer   solchen  Politik  unvermeidlich.    Die   Ent- 
scheidung,  ob   dieselbe  eine   allgemein  anerkannte  eine 
Zeitlang  werden  soll,  liegt  jetzt  bei  Deutschland  und 
bei  einer  bessern  Klasse  der  Gesellschaft  in  Amerika. 
Diese  Beiden  zusammen  könnten  das  Yerhängniss  noch 
aufhalten;  sonst  kommt  mit  Sicherheit,  wie  vor  hundert 
Jahren,  die  Zeit  einer  Liquidation  aller  nicht  ganz  fest- 
gefugten Verhältnisse.1) 

!)  Wir  werden  darüber  im  nächsten  Jahrbuche  vielleicht 
einen  Aufsatz  bringen.  Einstweilen  sehen  w*'  ** —  *-^hau- 
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ung  leider  deutlich  genug  ausgedrückt  in  einem  Artikel  eines 
deutschen  Generals,  über  welchen,  noch  vor  seinem  Erscheinen, 
die  Allg.  Zeitung  vom  22.  Juli  folgendes  berichtete: 

«Von  der  Goltz  lernt  lieber  von  den  Buren,  als  von  den  Eng- 
ländern, findet  es  aber  mit  Recht  sehr  thöncht,  wenn  man  nicht 
untersuchen  wollte,  welchen  Eigenschaften  diese  den  schliess- 
lichen  Erfolg  verdanken.  Da  steht  an  erster  Stelle  eine  ent- 
schlossene, auf  grosse  positive  Ziele  gerichtete  Poli- 
tik, die  sich  nicht  am  Lobe  und  der  Erhaltung  des  status 
quo  genügen  lässt.  Die  leitenden  Staatsmänner  Englands 
haben  den  richtigen  Moment  zum  Handeln  erfasst.  Der  ameri- 
kanisch-spanische Krieg  wurde  von  ihnen  klug  benutzt,  um  eine 
Störung  der  Kreise  Englands  von  jener  Seite  her  auszuschliessea. 
Die  Kriegsscheu  des  festländischen  Europa,  in  dem  die  grossen 
Mächte  durch  gegenseitiges  Misstrauen  sich  die  Wage  halten, 
lag  klar  vor  ihren  Augen;  von  Russland  war  wegen  der 
Friedensliebe  seines  Herrschers  nichts  zu  befürchten.  Ein 
solcher  Augenblick  wäre  in  einem  Jahrhundert  vielleicht  nicht 
wieder  gekommen,  und  Chamberlain  hat  ihn  nicht  nur  er- 
kannt, sondern  auch  rücksichtslos  benützt.  Das 
war  moralisch  nicht  schön,  aber  staatsmännisch 
folgerichtig.  (!)  Die  englischen  Minister  sind  ferner  fest- 
geblieben, als  der  erhoffte  leichte  Sieg  ausblieb.  Das  war  ihr 
Verdienst.  Verdienst  des  englischen  Volkes  war  es,  dass  es 
in*  seiner  grossen  Mehrheit  trotz  der  Mängel  des  Heerwesens 
und  seiner  Führung  doch  einmüthig  beiden  zur  Seite  stand. 
Dieser  Patriotismus  kann  uns  nicht  minder  zum  Vorbild 
dienen,  als  die  männlichen  und  soldatischen  Tugenden  der 
Buren.  Wenn  sie  ungeachtet  aller  Tüchtigkeit  vor  dem  Unter- 
gange nicht  bewahrt  blieben,  so  trägt  die  Hauptschuld  daran 
der  Umstand,  dass  ihre  gesammte  Kampfmethode  allein  auf 
die  Verteidigung  berechnet  war.  Es  fehlte  das  positive  Ziel, 
die  Vertreibung   der   englischen  Herrschaft  aus  Südafrikas 
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Das  Ende  des  Boerenkriegs. 
Der  Boerenkrieg  wurde  im  dritten  Jahre,  vom  Ok- 
tober 1901  ab,  mit  Glück  und  Ausdauer  von  deu  ver- 
schiedenen Kommandos  fortgeführt  und  einzelne  Episoden 
aus  dieser  letzten  Campagne  gehörten  zu  den  ergreifendsten 
des  ganzen  Feldzuges.  So  namentlich  der  Durchbruch 
Dewets  durch  die  englischen  Stacheldrahtumzäunungen 
mittelst  einer  mächtigen  Ochsenkolonne,  die  auf  dieselben 
getrieben  wurde,  und  die  Gefangennahme  und  edel- 
nmthige  Freilassimg  des  Lord  Methuen  durch  Delarey, 
während  die  Engländer  zwei  Boerenkommandanten, 
Scheepers  und  Lotter,  hatten  hinrichten  lassen  und  mehr 
als  20,000  Frauen  und  Kinder  in  den  sogenannten  Kon- 
zentrationslagern zu  Grunde  gegangen  waren.  Rache 
dafür  zu  nehmen  lag  nicht  im  Charakter  der  Boeren. 

Der  Krieg  schien  sich  sogar  im  Frühjahr  1902  neu  zu 
beleben  und  es  wurde  allgemein  der  Versicherung  Glauben 
beigemessen,  dass  ein  Friede  nur  unter  ehrenhaften  Be- 
dingungen, namentlich  um  die  Zugeständnisse  einer  ge- 
sicherten Autonomie,  des  unbedingten  Behaltens  der 
Waffen  und  der  Amnestierung  der  mit  den  Republiken 
kämpfenden  Kap-Rebellen  geschlossen,  sonst  aber  der 
Krieg  «bis  an's  bittre  Ende»  fortgeführt  werden  würde. 

Um  so  grösser  war  die  Ueberraschung,  als  Anfangs 
Mai  Unterhandlungen  begannen,  welche  bereits  am  31. 
Abends  mit  einer  «Kapitulation»  (nicht  einem  Frieden) 
endeten,  deren  Bedingungen  beinahe  einer  völligen  Ueber- 
gabe  gleichkamen  und  über  welche  der  Präsident  Krüger 
gar  nicht  angehört  worden  war.  Welche  Umstände  auf 
Seite  der  Boeren  hiefür  massgebend  gewesen  waren, 
das  Hess   sich,   in   Ermangelung   aller   nicht   aus   eng- 


352  Jahresbericht  1902. 

lischer  Quelle  stammenden  Nachrichten,  anfänglich  nicht 
erkennen.  Nach  und  nach  erfuhr  man  nur,  dass  der  Be- 
schluss  zu  kapitulieren  nicht  ein  einstimmiger  gewesen 
war  und  dass  das  betreffende  Dokument  die  Unterschrift 
des  Präsidenten  des  Oranje-Freistaates,  Stejin,  welcher, 
neben  Krüger,  die  Seele  des  ganzen  Krieges  gewesen 
war,  nicht  trägt.  Die  Uebergabe  selbst  verlief  ruhig,  die 
Zahl  derjenigen,  welche  noch  im  Felde  gestanden  hatten 
und  nun  die  Waffen  streckten,  betrug  mehr  als  man  ge- 
glaubt hatte,  nämlich  gegen  21,000  Mann. 

Die  in  dieser  Weise  unerwartete  Nachricht  rief  in 
London  eine  wahre  Orgie  des  Entzückens  hervor,  wo- 
rüber ein  Berichterstatter  des  «Temps>  folgendes,  viel- 
leicht mit  ein  wenig  Uebertreibung,  berichtete: 

«Des  le  matin,  la  Cite  etait  joyeuse  et  souriait  der- 
riere  son  masque  de  bruraes  et  de  suie,  toute  pavoisee 
de  drapeaux.  .  .  Les  milliers  d'employes  qui  arrivent  ä 
leur  travail  ont,  ä  la  boutonniere,  des  emblemes  patrio- 
tiques.  Des  bandes  se  forment.  On  chante.  Mais,  par  mal- 
heur,  voici,  de  nouveau,  les  trompettes  ä  deux  sous,  gei- 
gnantes,  grincantes,  horribles.  .  .  Les  gamins  soufflent 
eperdüment  dans  ces  instruments  de  supplice  et  la  foule 
parait  trouver  cela  tres  spirituel.  La  foule  augmente  dans 
les  rues,  qui  ont  pris  un  air  de  fete  inusite;  les  voitures 
surtout  sont  nombreuses  et  creent  les  encombrements  ä 
tous  les  carrefours.  Tous  les  omnibus  sont  ornes  de 
drapeaux.  La  foule  a  vigoureusement  applaudi  M.  Cham- 
berlain  ä  son  entree  au  conseil  de  cabinet.  On  ne  Signale 
jusqu'ici  aucun  desordre  et  a  part  les  bandes  de  jeunes 
gens  on  ne  pousseaucun  cri.  A  mesure  que  l'heure 
s'avance,  la  foule  epaissit  et  s'excite:  les  trains  de  ban- 
lieue  deversent  dans  les  grandes  arteres  du  centre  des 
bandes  de  «suburbains»  qui  ont  dejä,  dans  leurs  lointains 
faubourgs,  arrose  Tevenement;  on  le  voit  biena  leur  allure. 
Les   camelots   leur  vendent   dans  les   rues   des   sifflets, 


Joerenkriegs.  35B 

Y    k  .s  peints  aux  couleurs  natio- 

u  une,  qui  deux,  qui  une  dou- 

boutonniere,  au   chapeau,  sur 

<n  peut  piquer;  des  voixavinees 

riotiques  sur  l'imperiale  d'un  omni- 

•nee  ä  se  risquer  jusqu'ä  Piccadilly. 

onnaissez    pas    'Arriett;    laisscz-moi 

hapeau  orne  d'une  plume  d'autruche 

de  velours  bleu  Celeste  ou  pourpre, 

uand  il  n'est  pas  jaune  ou  vert,   v(»ilä 

<tes  taudis  qui  s'etendent  ä  Test  de  la 

.••*>  milles  et  des  inilies.    Dans  ces  nies 

-  bouchers  detaillent  en  plein  air,  sous  la 

indes  violettes,  'Arriett  est  nee  et  'Arriett 

aux  grands  jours  —  son  nom  est  legion  — 

dans  les  beaux  quartiere,  et  derriere  eile  des 

.mtcux  qui  ne  voient  dans  cette  grande  jour- 

occasion  de  boire.  .  .,  de  boire  autant  qu'un 

i>eut  quand  il  a  l'estomae  vide.    On  dirait  une 

»le  Rubens  singee  par  des  spectres  de  phtisiques 

nies.    Le    soir,    toutes    les   previsions  possibles 

i'*passees. 

lut  une  vaste  orgie. 

>  feinmes  sont  arretees  au  passage,  saisies  et  em- 

>.  malgre  leurs  protestations,  par  les  bandes  de 

voyous.  Les  plumes  de  paon,  les  confetti,  les  balais 

}»ier   fönt    rage.    Des    couples   organisent    sur   la 

-♦;e  des  gigues  6chevelees;  la  foule  se  bouscule  ä  la 

des  bars.  A  niinuit,   le  desordre  est  ä  son  comble. 

urnee  de  Mafeking  est  depassee.» 

>^r  deutsche  Kaiser,  der  österreichische  Kaiser  und 

upst  beeilten  sich  sofortige  Glückwunschtelegramme 

n  König  von  England  zu  richten,  und  die  englischen 

igen  der  vorherrschenden  Richtung  flössen  von  einer 

He wunderung  über  eine  Kriegführung  über,  welcher 

llich  nach  feist  drei  Jahren  gelungen  war,  ein  kleines, 

llen  Mächten  der  Erde  verlassenes  Völklein  zu  be- 
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siegen,  die  selbst  standhaft  englisch  gesinnte  Zeitungen 
unseres  Landes  zu  folgender  Betrachtung  nöthigten: 

«L'Angleterre  a  maintenu  et  impose  son  point  de  vue 
dans  toute  sa  rigueur.  Elle  n'a  pas  signe  un  traite;  eile 
a  exige  la  capitulation  des  Boers  encore  en  armes.  On 
n'a  pas  le  texte  de  ce  docunient,  mais  les  indications 
donnees  par  M.  Balfour  ä  la  Chambre  des  Communes 
ne  laissent  aucun  doute:  ce  n'est  pas  avec  le  Trans- 
vaal et  l'Orange  que  les  lords  Kitchener  et  Milner  ont 
traite  au  nom  de  la  Grande-Bretagne;  ces  deux  Etats 
n'existant  plus,  nid  ne  peut  signer  pour  eux.  L'acte  sti- 
pule  est  celui  par  lequel  un  general  vaincu  depose  les 
armes,  et  non  pas  celui  qui  met  un  ternie  ä  une  guerre 
entre  deux  beUigerants.  L'Angleterre  fait,  il  est  vral 
certaines  promesses,  mais  ces  promesses  sont  unilaterales 
et  il  ne  reste  personne  pour  lui  en  demander  compte.  De 
plus,  elles  sont  reduites  au  strict  minimum.  Le  vainqueur 
a  refuse  meme  d'amnistier  le  vaincu  et  nous  verrons  encore 
comme  epilogue  de  la  guerre  le  proces  de  chefs  boers 
accuses  d'avoir  contrevenu  au  droit  des  gens,  et  le  chäti- 
ment  des  «rebelles»  du  Cap.  On  promet  seulement  de 
ne  pas  condammer  ceux-ci  ä  la  peine  capitale!  Quant 
au  regime  futur  des  republiques  annexees,  l'Angleterre 
le  reglera  comme  il  lui  conviendra.  Elle  ne  prend  ä  cet 
egard  aucun  engagement,  annoncant  seulement  qu'elle 
substituera  le  gouvernement  civil  au  gouvernement  mili- 
taire,  le  jour  oü  cela  lui  paraitra  opportim  et  qu'elle 
tolerera  ime  representation  elue  ä  cote  du  gouvernement 
civil,  ä  l'epoque  oü  eile  considerera  cette  etape  vers  le  seif 
government  comme  sans  danger. 

C'est  donc  la  victoire  totale  et  implacable.  On  ne 
donne  aux  Boers  d'autre  satisfaction  que  de  reconnaitre 
leur  vaillance  dans  des  discours  et  des  articles  de  jour- 
naux.  Et  rAngleterre  s'abandonne  ä  une  joie  d^bordante, 
comme  si  eile  venait  de  gagner  un  nouveau  Waterloo 
sur  un  potentat  menacant.  Plus  de  reserve  sierait  ä  une 
teile  victoire,  remportöe  dans  de  telles  conditions  et  avec 
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de  tels  sacrifices  sur  un  petit  peuple  minuscule  de  l'Afrique 
du  Sud  par  le  plus  grand  empire  du  monde.» 

(«Gazette  de  Lausanne.») 

Die  meisten  schweizerischen  Zeitungen  stimmten  in 
die  Freude  über  die  Beendigung  des  Krieges  nicht  ohne 
sehr  grosse  Vorbehalte  ein.  Der  beste  Artikel  war  der 
der  «Neuen  Zürcher  Zeitung» T  welcher  in  den  Beilagen 
theilweise  abgedruckt  ist. 

In  Deutschland  sagte  der  «Reichsbote»: 

«Man  sollte  es  nicht  für  möglich  halten,  dass  deutsche 
Blätter   sich  soweit  wegwerfen  könnten,    dass  sie  von 
«der  Achtung  vor  dem  militärischen  Genie»  der  Engländer 
reden  und  sie  als  die  beste  Bürgschaft  des  Friedens  be- 
zeichnen, und  dass  die  «Köln.  Ztg.»  es  fertig  bringt,  an- 
gesichts der  zahllosen  Niederlagen  der  Engländer,  von 
der  «erkämpften  Ueberlegenheit»  derselben  zu  reden  und 
zu  behaupten,  sie  hätten  von  dieser  Ueberlegenheit  «keinen 
rücksichtslosen  Gebrauch  gemacht,  sondern  ihnen  gross- 
müthige  Bedingungen  gewährt».    Wenn  die  «Köln.  Ztg.« 
diese  Friedensbedingungen  grossmüthig  nennt,  so  fragt 
man  sich,  wie  diese  Bedingungen  wohl  ausgesehen  hätten, 
wenn  die  Engländer  auf  den  Luxus  der  Grossmuth  verzichtet 
hätten.    Wahrscheinlich  hat  das  Kölner  Blatt  gedacht, 
die  Engländer  würden  die  Buren  der  Republiken  ebenso 
als  Rebellen  behandeln  wie  ihre  Brüder  aus  der  Kai>- 
kolonie  und  sie  als  Hochverräther  aufhängen  oder  ins 
Gefängniss  werfen  oder  verbannen.     Mit  welcher  Ver- 
achtung müssen  die  stolzen  Engländer  auf  solche  byzan- 
tinische Gesinnungslosigkeit  der  deutschen  Presse  herab- 
sehen und  uns  auslachen,  dass  wir  sie  grossmüthig  nennen, 
was  sie  selbst  gar  nicht  sein  wollen.    Wie  lange  wird  es 
dauern,  so  werden  sie  mit  Deutschland  dort  ebenso  an- 
binden, wie  früher  mit  den  Buren,  weil  wir  ihnen  in 
Ost-  und  Westafrika  im  Wege  stehen  ebenso  wie  jene; 
denn  wer  Englands  Weltherrschaft  im  Wege  steht,  der 
hat  nach  der  Moral  der  Weltmachtpolitik  keine  Berech- 
tigung und  muss  niedergekämpft  werden.» 
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Selbst  englische  Stimmen  vereinzelter  Art  führten 
eine  Sprache,  wie  folgt: 

«Der  thörichte  Pöbel  hat  sehnlichst  Frieden  gewünscht, 
gerade  wie  er  im  September  1899  den  Krieg  wollte.  Die 
gezähmten  Jingos  haben  Frieden  gewünscht,  weil  sie  all- 
mählig  merkten,  dass  die  Fortsetzung  des  Krieges  ihnen 
in  die  Tasche  griff.  Sie  haben  nicht  in  pestbringenden 
Lagern  Kinder  verloren;  die  Häuser  sind  ihnen  nicht  ver- 
brannt, die  Geräthe  ihres  Berufes  nicht  zerstört  worden; 
sie  haben  nicht  sehen  müssen,  wie  ihre  liebsten  Ange- 
hörigen gehängt  oder  erschossen  wurden ;  sie  haben  nicht 
die  tausend  Schändlichkeiten  des  Kriegsgesetzes  zu  er- 
leiden gehabt.  Als  alberne,  phantasielose  Geschöpfe, 
welche  die  Schrecken  des  Krieges  selber  nie  erlebten, 
haben  sie  sich  damit  begnügt,  diese  über  andere  zu  ver- 
hängen. Und  erst,  als  ihnen  die  Folgen  in  die  Tasche 
und  in  den  Magen  langten,  wurden  sie  des  Mordens, 
Verbrennens  und  Rauhens  müde  und  fingen  an,  Frieden 
zu  wünschen.  Jetzt  sind  sie  glücklich.  Sie  sind  jetzt  in 
dem  Stadium,  in  welchem  Milner  sich  befand,  als  er 
Herrn  Molteno,  der  so  verzweifelt  um  Zeit  und  Geduld 
bat,  damit  ein  furchtbarer  Krieg  verhindert  werden 
möchte,  antwortete:  «Es  wird  bald  in  Ordnung  sein,  wenn 
es  einmal  vorbei  ist.»  So  sprach  der  Thor,  den  das 
Schicksal  dazu  auserwählt  hat,  uns  um  Südafrika  zu 
bringen. 

Es  ist  ein  Unglück  für  England,  dass  es  Erfolg  ge- 
habt hat  —  auch  nur  zeitweiligen  —  in  einem  schänd- 
lichen Krieg,  der  in  schändlicher  Weise  geführt  worden 
ist.  Wir  können  den  Folgen  unseres  nationalen  Ver- 
brechens nicht  entgehen.  Wenn  die  Strafe  nicht  heute 
bezahlt  wird,  so  ist  sie  doch  auf  unsere  Rechnung  ein- 
getragen; sie  wird  mit  Zinseseinsen  wachsen,  bis  der 
Tag  kommt,  wo  wir  bis  zum  letzten  Heller  bezahlen 
müssen.  Man  hat  uns  oft  gesagt,  dasä  wir  uns  in  Süd- 
afrika ein  zweites  Irland  schaffen,  und  das  haben  wir 
wirklich  gethan,  und  zwar  mit  unendlicher  Mühe.  Jetzt 
müssen  wir  es  mit  dem  Schwert  regieren.   Die  Schwierig- 
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keiten  fangen  erst  an.  Wir  haben  es  so  gewollt:  in  Sud- 
afrika kann  es  keinen  Frieden  mehr  geben,  bis  der  letzte 
britische  Soldat  in  seine  Heimat  zurückgekehrt  ist.* 

«The  New  Age^     Leitartikel  vom  5.  Juni. 

Die  spätere  Geschichte  wird  aus  den  einzelnen  Phasen 
des  Boerenkrieges  viel  Grossartiges  und  menschlich  Schönes 
erzählen,  und  die  Namen  mehrerer  Führer  der  beiden 
Republiken  werden  einen  romanhaften  Glanz  bewahren, 
aber  die  beiden  Kapitulationen  von  Paardeberg  und  Pre- 
toria waren  ein  kaum  passender  Schluss  des  grossartigen 
DramaV)  und  die,  welche  ihr  Leben  für  die  Freiheit  der 
nun  dahingemordeten  Staaten  gelassen  haben,  hal>en  das 
bessere  Theil  erwählt. 

lieber  ihren  Gräbern  steht  unauslöschbar,  solange  es 
noch  ein  holländisch  sprechendes  Volk  in  Südafrika  gibt: 

«Exoriar  aliquis  nostris  ex  ossibus  ultor.» 


')  Die  Kapitulation  einer  erheblichen  Armee  im  offenen 
Felde  (en  rase  cainpagne)  gilt  im  Allgemeinen  als  unzulässig  und 
ist  sogar  durch  einzelne  Gesetze,  z.  B.  das  französische  Dekret 
von  1812,  welches  nach  der  Kapitulation  Duponts  in  Baylen 
erlassen  wurde  und  noch  zu  Recht  besteht,  als  strafbar  er- 
klärt. Am  wenigsten  ehrenvoll  ist  eine  Kapitulation,  welche 
mit  Abgabe  der  Waffen  verbunden  ist  und  welche  Verbündete 
nicht  in  die  gleichen  Bedingungen  einsehliesst,  sondern  der 
willkürlichen  Behandlung  des  Kriegsgegners  preisgibt.  In 
wie  weit  dies  letztere  geschehen  ist,  muss  abgewartet  werden. 
Eine  so  grosse  und  plötzliche  Abkühlung  der  Sympathie,  wie 
in  diesem  Falle,  ist  einstweilen  kaum  in  der  Geschichte  da- 
gewesen. Am  unangenehmsten  berührte  dabei  die  Annahme  der 
Lobsprüche  ihres  grausamen  Gegners  Lord  Kitchener  durch 
die  Boerenführer  und  die  Art  von  beinahe  freundschaftlichem 
Abschied.  Selbst  die  christlichste  Feindesliebe  geht  nicht  so 
weit,  dass  man  Pilatus  oder  Caiphas  die  Hand  zum  Abschied 
zu  reichen  schuldig  ist. 
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UVisli.it   lenkt,    ist   bei 
buttert  worden ;  das  wird 
il    daraus   sein.    Für   diu 
iner  Art  von  Wiederauf- 
om  Kanu)  gestoben  und 
>  beendet  sein  wird,  die 
■  dauert.     Sie  werden  zu 
nui-li   für  ihre  neue  Re- 
letzte Bitte  aussprechen, 
?Ls   sind   jetzt  seit   dem 
ichwcrliih  zwar  auf  lange, 
wahrscheinlich  zwi- 
t       :  and  und  einer 
■lein:  dem  ungleichen 
Und   ganz  Kleinen 
Ölkerri'i-ht  und  Christ  eil- 
en ihrer  eigenen  Völker 
1en  Dank    dafür    zu    ge- 
•  Realpolitik»  zu  erleben 
Sott  t   sich   nicht 

t,   das   wird   er  ernten.» 


des  Boerenkriegs,    wir 

■orzngsweise  die  todten 

ih  schreiben,  als  die  Aus- 

xeniias,   welche  Zwingli, 

auf   dem   Schlachtfelde, 

Anfänger  und  Märtyrer 

noch  gilt : 

Ziele    kommen  will,    so 
ie  viele  von  seinen  Werk- 
ehen.   Es   gibt    kein 
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Werkzeug  Gottes,  das  nicht  beschädigt,  ermüdet,  oder 
»erbrochen  wird;  trotzdem  aber  führt  der  himmlische 
Lenker  des  Wagens  das  Werk,  das  er  sich  vorgenommen 
hat,  zum  Ende,  auch  wenn  wir  dabei  gebrochen  werden 
und  für  die  Welt  zu  Grunde  gehen.  Es  darf  uns  nicht 
verdriessen,  wenn  wir  bei  Herstellung  des  wahren 
Christenthums  auf  Mühe  und  Arbeit  stossen,  und  wenn 
es  uns  nicht  vergönnt  ist,  das  Ende  zu  schauen,  so  wider- 
fährt uns  nichts  anderes,  als  denen,  die  in  Schlachten 
kämpfen;  die  erwerben  den  Sieg,  die  fallen,  oder  seitat 
kämpfen,  nicht  die  Zuschauer. 

Wir  wollen  uns  nicht  grämen,  wenn  wir  die  Her- 
stellung des  Werkes  selbst  nicht  mehr  schauen  dürfen. 
Es  ist  Einer,  der  uns  sieht  und  belohnt. 

Es  wird  solche  geben,  die  sich  dessen  auf  der  Erde 
erfreuen  werden,  während  wir  im  Himmel  den  ewigen 
Frieden  erlangt  haben.» 


Bold  knaves  thrive  without  one  grain  of  sense, 
But  good  inen  starve  for  want  of  impudence.» 

DRYDEN. 


I.    Die  Kapitulation  von  Pretoria  vom  31.  Mai  1902 
(nach  den  englischen  Mitteilungen  im  Unterhaus1). 

Das  Kapitulationsinstrument,  das  die  Burenführer  am 
Sonnabend  mit  erzeichnet  haben  und  Balfour  am  Montag 
im  Unterhause  verlas,  lautet  folgendermassen : 

*Se.  Exe.  General  Lord  Kitchener  und  Se.  Exe.  Lord 
Milner  für  die  britische  Regierung,  die  Herren  M.  P 
Stejin,  J.  Breiner,  General  C.  R.  Dewet,  General  Rivier 
und  Richter,  .1.  B.  M.  Hertzog  für  die  Regierung  des 
Oranjefreistaates,  die  Herren  S.  W.  .Burger,  F.  W.  Reitz, 


')  Dieses  Aktenstück  kann  nur  auf  telegraphischer  Mit- 
theilung beruhen,  und  es  muss  dahingestellt  bleiben,  ob  noch 
geheime  Artikel  daneben  bestehen. 
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die  Generale  Louis  Botha,  J.  IL  Delarey.  Lura>  Mew-r- 
Kruger  für  die  Regierung  der  südafrikanisrhen  Rej.  :M.k 
im  Namen  der  beidseitigen  Borchers,  rinn  Wunxh»*  ft»~- 
seelt,  die  gegenwärtigen  Feindseligkeiten  zu  U-^n-i^-rj. 
haben  folgende  Artikel  vereinhart: 

1.  Die  im  Felde  stehenden  Burghervtreitkräfte  h  \z*  t. 
ihre  Waffen  nieder,  liefern  alle  Kanonen,  l»ew»-hjv  ujA 
Munition  aus,  die  in  ihrem  Besitz  oder  unter  ihr*-r  Kon- 
trolle sind,  und  stehen  von  jedem  weitem  W:der»tnr:d»- 
gegen  die  Hoheit  Sr.  Majestät  des  Könige  Eduard  VII. 
ab,  den  sie  als  ihren  rechtmässigen  Herr**her  anerk»-Tiii-ii. 
Ueber  die  Art  des  Vollzugs  dieser  TVhereal—  u>d 
zwischen  Lord  Kitchener.  dem  Oeneralkoiinnai^ji:.**  n 
Botha,  dem  zweiten  Kommandierenden  D^lar»*y  und  *]•■*:: 
Otterkommandanten  Dewet  eine  Verein lonim;  sr»-:p»ff*-:i 
werden. 

2.  Alle  Burghers,  die  ausserhalb  der  Gr-n/e  d»-r 
Transvaal-  oder  Oranjeflusskolonie  im  Felde  Kt*h^n  und 
alle  gegenwärtig  ausserhalb  Südafrikas  befindlichen 
Kriegsgefangenen,  die  Burghers  sind,  werden  tr»-tr»n  .In- 
formelle Erklärung,  dass  sie  sich  als  L'nterthanen  >r. 
Majestät  des  Königs  Eduard  VIL  betrachten.  na«-h  und 
nach  in  ihre  Heimat  zurückgeführt,  sobald  der  Tran^|»ort 
möglich  und  für  die  Existenzmittel  gesorgt  Kt. 

3.  Die  Burghers,  die  sich  so  übergelien  <*1*t  h-ina- 
kehren,  sollen  weder  ihrer  persönlichen  Freiheit.  n«x  h 
ihres  Eigenthums  beraubt  werden. 

4.  Es  soll  kein  Civil-  oder  Strafprozess  gegen  irgend 
einen  der  so  kapitulirenden  oder  heimkehrenden  Bura- 
hers  wegen  irgendwelcher  mit  der  Kriegführung  in  Zu- 
sammenhang stehenden  Handlung  eingeleitet  werden. 
Diese  Bestimmung  erstreckt  sich  indessen  nicht  auf  ge- 
wisse, dem  Kriegsrecht  widersprechende  Handlungen. 
die  von  dem  Oberbefehlshaber  den  Burengeneralen  init- 
getheilt  worden  sind.  Ueber  sie  soll  sofort  nach  Ein- 
stellung der  Feindseligkeiten  vom  Kriegsgericht  abgeur- 
teilt werden. 
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5.  Die  holländische  Sprache  wird  in  den  öffentlichen 
Schulen  der  Transvaal-  und  Oranjekolonie  gelehrt  werden, 
wo  die  Eltern  der  Kinder  es  wünschen.  Sie  wird  auch 
vor  den  Gerichten  zugelassen,  soweit  es  für  eine  bessere 
und  wirksamere  Ausübung  der  Justiz  nothwendig  ist 

6.  Der  Besitz  von  Gewehren  wird  in  der  Transvaal- 
und  Oranjeflusskolonie  denjenigen  Personen  gestattet,  die 
zu  ihrem  Schutze  um  die  gesetzmässige  Bewilligung  ein- 
kommen. 

7.  Die  Militärverwaltung  der  Transvaal-  und  Oranje- 
flusskolonie sobald  als  möglich  durch  eine  Civilverwaltung 
ersetzt.  Sobald  die  Umstände  es  gestatten,  sollen  Re- 
präsentativeinrichtungen geschaffen  werden,  die  den  Ueber- 
gang  zur  Selbstregierung  bilden. 

8.  Die  Frage  der  Einräumung  des  Wahlrechts  an  die 
Eingebornen  wird  erst  nach  Einführung  der  Selbstregierung 
erledigt  werden. 

9.  Auf  das  Grundeigentum  in  der  Transvaal-  und 
Oranjeflusskolonie  wird  keine  besondere  Steuer  zur  Be- 
streitung der  Kriegskosten  gelegt  werden. 

10.  Sobald  die  Umstände  es  gestatten,  wird  in  jedem 
Distrikt  der  Transvaal-  und  Oranjeflusskolonie  ausser  dem 
Vorsitz  eines  Richters  oder  andern  Beamten  eine  Kom- 
mission eingesetzt  werden,  in  welcher  die  Ortseinwohner 
vertreten  sein  sollen,  zu  dem  Zwecke,  den  Leuten  zur 
Wiederherstellung  ihrer  Heimstätten  behülflich  zu  sein 
und  denjenigen  beizustehen,  die  in  Folge  der  im  Krieg 
erlittenen  Verluste  ausser  Stande  sind,  sich  mit  Nahrung, 
Obdach  und  dem  nothwendigen  Bedarf  an  Sämereien, 
Vorräten,  Geräten  und  Werkzeugen  zu  versorgen,  die  zur 
Wiederaufnahme  ihrer  regelmässigen  Beschäftigung  un- 
erlässlich  sind.  Die  königliche  Regierung  stellt  dieser 
Kommission  eine  Summe  von  drei  Millionen  Pfund  für 
die  genannten  Zwecke  zur  Verfügung.  Sie  erlaubt  auch, 
dass  alle  Kassascheine,  die  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
Jahr  1900  der  Südafrikanischen  Republik  ausgegeben 
wurden,  und  alle  von  im  Felde  stehenden  Offizieren  der 
beiden  frühern  Republiken  ausgestellten  Gutscheine  einer 
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von  der  Regierung  bestellten  Gerichtskommission  vorge- 
legt, und  falls  diese  findet,  dass  diese  Kassa-  und  Gut- 
scheine rechtmässig  für  eine  richtige  Gegenwerthleistiing 
ausgestellt  worden  sind,  von  den  oben  genannten  Unter- 
stützungskommissionen als  Beweis  für  Kriegsverluste  den- 
jenigen Personen  angenommen  werden,  denen  sie  ur- 
sprünglich verabfolgt  wurden.  Ausser  der  oben  genann- 
ten Gewährung  von  drei  Millionen  Pfund  ist  die  könig- 
liche Regierung  bereit,  für  dieselben  Zwecke  Vorschüsse 
für  zwei  Jahre  zinsfrei  und  nach  einer  Reihe  von  Jahren 
mit  drei  Prozent  Verzinsung  rückzahlbar  zu  gewähren. 
Zu  dieser  Vergünstigung  ist  indessen  kein  Ausländer  oder 
Rebell  berechtigt.» 

Diese  Urkunde  wurde  letzten  Samstag  Abend  elf  Uhr 
von  beiden  Theilen  unterzeichnet  und  im  Doppel  ausge- 
tauscht. Dann  verlas  Lord  Milner  folgende  Erklärung, 
von  der  er  eine  Abschrift  den  Burendelegierten  überliess. 

«Die  königliche  Regierung  muss  daran  erinnern,  dass 
über  die  Behandlung  der  Kap-  und  Natalkolonisten,  die 
am  Aufstand  theilgenommen  haben  und  jetzt  kapituliren, 
wenn  sie  in  ihre  Kolonien  zurückkehren,  die  Kolonial- 
regierungen entscheiden  gemäss  den  Gesetzen  der  Kolo- 
nien, und  dass  jeder  britische  Unterthan,  der  sich  dem 
Feind  angeschlossen,  dem  gerichtlichen  Verfahren  gemäss 
dem  Gesetz  desjenigen  Theils  des  britischen  Reiches 
unterliegt,  dem  er  angehört.  Die  Kapregierung  theilt 
mit,  folgendes  seien  ihre  Anschauungen  über  die  Be- 
dingungen, die  den  britischen  Unterthanen  der  Kap- 
kolonie gewährt  werden  sollen,  die  noch  im  Felde  stehen 
oder  die  sich  seit  dem  12.  April  1901  übergeben  haben 
oder  gefangen  genommen  wurden: 

«Die  Gemeinen  sollen  alle,  nachdem  sie  sich  über- 
geben und  die  Waffen  abgeliefert  haben,  vor  dem  Amts- 
statthalter des  Distriktes,  in  welchem  die  Uebergabe 
stattfindet,  ein  Dokument  unterzeichnen,  in  dem  sie  sich 
des  Hochverraths  schuldig  erklären.  Sofern  sie  sich  nicht 
des  Mords  oder  anderer  den  Kriegsbräuchen  civilisirter 
Nationen  widersprechenden  Handlungen  schuldig  gemacht 
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haben,  soll  ihre  Strafe  darin  bestehen,  dass  sie  auf 
Lebenszeit  von  den  Wählerlisten  gestrichen  und  nicht 
berechtigt  sein  sollen,  an  irgend  einer  Parlaments-,  Kreis- 
oder Gemeindewahl  theilzunehmen.  Friedensrichter  und 
Feldkornetts  der  Kapkolonie  und  alle  andern  Personen, 
die  eine  amtliche  Stellung  unter  der  Regierung  der  Kap- 
kolonie bekleideten,  ferner  solche,  die  eine  Komman- 
dantenstelle bei  Burgher-  oder  Rebellentruppen  innehaben, 
sollen  wegen  Hochverraths  vor  dem  ordentlichen  Gerichts- 
hof des  Landes  oder  einem  weiter  durch  Gesetz  einge- 
führten besondern  Gerichtshof  belangt  werden.  Die 
Strafe  bleibt  dem  Ermessen  des  Gerichtes  überlassen, 
immerhin  mit  der  Bestimmung,  dass  in  keinem  Fall 
Todesstrafe  verhängt  werden  soll. 

Die  Natalregierung  ist  der  Meinung,  dass  die  Rebellen 
gemäss  dem  Kolonialgesetz  behandelt  werden  sollen.* 

Die  Burendelegierten  legten  vor  der  Unterzeichnung 
des  Friedens-  oder  Kapitulationsdokumentes  eine  Er- 
klärung der  Versammlung  von  Vereeniging  vor,  die  sie 
zur  Unterzeichnung  ermächtigte.  Stejins  Name  wurde  in 
seiner  Abwesenheit  hinzugefügt.  Er  war  zu  krank,  um 
erscheinen  zu  können  und  hatte  bereits  durch  Ehrenwort 
seine  Unterwerfung  vollzogen.  Er  hatte  Dewet  als 
«handelnden  Präsidenten»  bezeichnet. 

n.  Proklamation  von  Botha  und  Schalk  Burger 
(nach  dem  englischen  «Standard»). 

Sie  ist  vom  31.  Mai  datiert,  nennt  sich  «Offener  Brief 
an  alle  Offiziere,  Beamte  und  Burghers,  die  bis  zum  heu- 
tigen Tage  ihre  Pflicht  gegenüber  dem  Lande  und  Volke 
treu  erfüllt  haben»  und  lautet: 

«Kameraden,  Brüder,  Landsleute!  Wir  danken  Euch 
herzlich  für  den  Heroismus  und  für  die  Hinopferung  von 
so  Vielem,  was  Euch  theuer  und  lieb  war.  Wir  danken 
Euch  für  den  Gehorsam  und  die  treue  Pflichterfüllung 
in  Allem,  was  dem  Afrikandervolke  zur  Ehre  und  zum 
Ruhme  gereicht.    Wir  raten  Euch  allen,   Euch  in   den 
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Frieden  zu  schicken,  Euch  ruhig  und  friedfertig  zu  ver- 
halten und  der  neuen  Regierung  Gehorsam  und  Achtung 
zu  erweisen.  Von  den  Vertretern  beider  Staaten  ist  eine 
Kommission  ernannt  zur  Beschaffung  von  Geldmitteln  u.  s.  w. 
für  die  Wittwen  und  Waisen,  deren  Gatten  und  Väter 
ihr  Leben  Hessen  im  Kampfe  für  Freiheit  und  Recht  und 
die  in  unserer  Geschichte  ewig  fortleben  werden.  Wir 
sprechen  unser  inniges  Mitgefühl  Denen  aus,  welche 
trauern,  und  bitten  Gott,  dass  er  ihnen  Kraft  geben 
möge,  das  Kreuz  zu  tragen.  Auch  unsern  Weibern  und 
Kindern  möchten  wir  unsern  Dank  aussprechen,  die  so 
tapfer  Opfer  gebracht  und  bitteres  Leid  getragen  haben, 
jetzt,  da  der  Friede  geschlossen  ist,  wenn  auch  nicht  ein 
Friede,  wie  wir  ihn  ersehnten.  Lasset  uns  da  verharren, 
wohin  Gott  uns  geführt  hat.  Mit  gutem  Gewissen  können 
wir  erklären,  dass  zwei  und  ein  halb  Jahre  lang  das 
Volk  den  Kampf  in  einer  Weise  führte,  wie  es  die  Ge- 
schichte bisher  kaum  kannte.  Lasst  uns  nun  einander 
die  Hände  reichen  für  einen  anderen  grossen  Kampf,  der 
vor  uns  hegt,  für  die  geistige  und  sociale  Wohlfahrt  des 
Volkes.  Lasset  uns  allen  bitteren  Gefühlen  entsagen, 
lasset  uns  vergessen  und  vergeben,  auf  dass  die  tiefen 
Wunden  heilen  mögen.» 

HL  ]Ude  des  Generals  DewBt  in  Winbug 

an  die  Frauen  im  Konzentrationslager1). 

«H  y  a  longtemps,  que  nous  aurions  ete  obliges 
de  renoncer  ä  la  lutte,  ö  femmes,  si  vous  ne  vous  etiez 
pas  montrees  si  fidelement  attachees  a  la  patrie.  Non, 
je  ne  voudrais  pas  appartenir  ä  une  nation  dont  les 
femmes  ne  seraient  pas  devouees  ä  la  cause  nationale. 
Pendant  que  nous  tenions  la  campagne,  les  nouvelles 
que  nous  recevions  de  tous  les  camps  de  concentration, 
nouvelles   qui   nous    faisaient  connaitre   votre  esprit  de 


Vi 


l)  Der  Widerspruch  im  ersten  und  zweiten  Theii  der  Rede 
ist  allzu  auffallend,  als  dass  man  nicht  an  einen  Hintergedanken 
denken  sollte. 
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determination  et  de  solidarite,  enflammaient  les  combat- 
tants  d'une  plus  vive  ardeur  et  si  meme  nous  eussions 
tous  ete  tues  dans  les  combats,  il  aurait  ete  de  votre  de- 
voir,  ö  femmes,  d'elever  vos  enfants  ä  etre  aussi  intre- 
pides  que  les  hommes  que  je  vous  ramene  aujourd'hui. 

Nous  sommes  aujourd'hui  sous  un  nouveau  gouverne- 
ment, aujourd'hui  seulement,  jamais  auparavant,  et  ce 
gouvernement  est  le  gouvernement  anglais.  II  faut  que 
je  vous  explique  que  c'est  le  gouvernement  legal.  Je 
dis  que  notre  gouvernement  est  le  gouvernement  anglais 
et  que  je  me  trouve  maintenant  sous  ce  gouvernement. 
J'ai  combattu  jusqu'ä  ce  qu'il  ny  ait  plus  d'espoir.  II 
etait  temps  de  mettre  bas  les  armes.  C'etait  devenu  une 
amere  necessite. 

Je  vous  engage  a  etre  fideles  ä  notre  nouveau  gou- 
vernement. Sans  doute,  il  est  cruel  pour  vous  d'apprendre 
par  ma  bouche  que  nous  avons  un  nouveau  gouverne- 
ment, mais  Dieu  Ta  voulu  ainsi.  Nous  avons  ete  obliges 
d'abandonner  la  cause  nationale,  cette  cause  pour  laquelle 
nous  avons  combattu  pendant  deux  ans  et  huit  mois. 
Dieu  exige  aujourd'hui  de  nous,  en  qualite  de  population 
chretienne,  que  nous  soyons  fideles  a  notre  nouveau  gou- 
vernement. Je  vous  remercie  du  fond  du  coeur,  ö  me* 
sauirs,  de  votre  fidelite  envers  la  patrie,  de  votre  foi  dan> 
notre  cause.  Soumettons-nous  ä  ce  que  Dieu  a  decide 
pour  moi-meme  et  pour  mon  peuple.  Je  vous  prie  de 
servir  fidelement  notre  nouveau  gouvernement,  comme  le^ 
burghers  et  comme  moi-meme.»    («Havas.») 

IV.  Englischer  Bericht  über  den  Abschied  der  Boeren  nach 

der  Kapitulation. 

(«Gazette  de  Lausanne».) 

*On  mande  de  Pretoria,  3  Juin,  au  «Times»: 
Les  chefs  boers  sont  retournes  hier  ä  onze  heures  du 
nmtin  a  Vereeniging  par  train  special.  Ds  ont  eu  une 
oourte  entrevue  avec  lord  Kitchener  et  son  etat-major, 
altn  de  pivndre  les  dispositions  necessaires  pour  que  les 
tMoguos  puissent   rejoindre  les  commandos,  et  pour  la 
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capitulation  ulterieure  des  burghers.  Le  camp  de  Ver- 
eeniging  offrait  la  plus  grande  animation. 

Lord  Kitchener  n'a  pas  tarde  ä  arriver.  Les  dele- 
gues se  sont  rendus  en  foule  dans  la  grande  tente  mar- 
quise  oü  les  deliberations  avaient  eu  lieu.  Apres  avoir 
traverse  la  foule  saus  ceremonie,  lord  Kitchener  a  adresse 
quelques  paroles  aux  delegues. 

Le  commandant  en  chef  commence  par  feliciter  ses 
auditeurs  de  leur  belle  defense ;  il  ny  avait  aucune  honte 
pour  eux  d'avoir  succombe  sous  une  force  numerique 
ecrasante.  S'il  avait  ete  des  leurs,  ü  serait  fier  d'avoir 
agi  comme  eux. 

Lord  Kitchener  leur  souhaite  la  bienvenue  comme 
citoyens  du  grand  empire,  et  dit  esperer  qu'ils  rempli- 
ront  aussi  fidelement  leur  devoir  envers  cet  empire  et 
envers  leur  souverain  qu'ils  Tont  fait  envers  leur  ancienne 
patrie.  Lord  Kitchener  exprime  Fespoir  que  tous  vou- 
dront  cooperer  a  la  reorganLsation  du  pays  et  a  ropuvre 
de  reconciliation:  Torateur  assure  que  Tattitude  de  l'Ang- 
leterre  ne  laissera  rien  ä  desirer  dans  ce  sens. 

Un  interprete  a  traduit  phrase  par  phrase  le  discours 
de  lord  Kitchener. 

L'un  des  delegues  boers  repond  que  tous  sont  satls- 
faits  et  honores  de  voir  au  milieu  d'eux  le  commandant  en 
chef  des  troupes  du  glorieux  empire  britannique  dans 
TAfrique  du  Sud,  et  que,  pour  ce  qui  est  de  la  Coope- 
ration future,  l'attitude  des  Boers  ne  laissera  non  plus 
rien  a  desirer. 

Un  peu  apres  cinq  heures,  les  delegues  se  reunis- 
sent  le  long  des  trains  disposes  pres  du  camp;  cependant, 
en  raison  d'eventualites  imprevues,  le  depart  est  re- 
tarde  pendant  deux  ou  trois  heures. 

D  fait  froid  dans  la  nuit;  on  allume  des  feux  autour 
desquels  des  groupes  se  composant  de  delegues  boers  et 
de  soldats  anglais  fönt  cercle.  C'est  la  une  scene  bizarre 
et  pittoresque  qui  marque  la  fin  de  la  grande  guerre. 
Dans  quelques*uns  des  groupes  on  entonne  des  chansons 
et  Timpression  est  assez  etrange  que  celle  qu'on  ressent 
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a  entendre  chanter  en  chosur  par  des  Boers  et  des  sol- 
dats  ecossais  les  vieux  airs  traditionnels  des  highlanders. 
Pendant  ce  temps,  les  commandants  boers  et  les  officiers 
anglais  que  le  hasard  a  reunis  ä  l'occasion  de  la  Confe- 
rence, echangent  leurs  autographes. 

Le  train  des  Orangistes  s'ebranle  le  premier  au 
inilieu  des  acclamations  assourdissantes  de  leurs  anciens 
allies.  Les  delegues  qui  ont  quitte  le  train  pendant  la 
nuit  et  la  matinee  suivante,  ä  divers  endroits,  doivent 
rejoindre  aujourd'hui  leurs  commandos  respectifs  pour  en 
surveiller  la  reddition.  On  estime  qu'il  est  peu  probable 
qu'aucun  des  commandos  fasse  quelque  difticulte.  Dans 
le  cas  contraire,  les  autres  commandos  aideront,  selon 
toutes  probabilites,  ä  obliger  les  recalcitrants  a  se  rendre.» 

V.  Bede  von  Herzog  am  21.  Juni  vor  versammelten 

Afrikanern  in  Kapstadt. 

«Nachdem  Herzog  die  bekannte  Resolution  des  Volks- 
Kongresses  von  Vereeniging  vom  31.  Mai,  welche  die  Be- 
weggründe der  Führer  zur  Annahme  der  Friedensbedin- 
gungen enthielt,  vorgelesen  hatte,  fuhr  er  fort:  «Es  war 
unter  diesen  Umständen  kein  Grund  zu  der  Erwartung 
übrig,  dass  wir  in  diesem  Kriege  noch  mehr  thun  konnten, 
als  wir  bereits  gethan  hatten;  wir  konnten  nicht  weiter 
gehen.  Und  darum  möchte  ich  Euch  auch  zureden,  Euch 
mit  dem  abzufinden,  was  nun  einmal  geschehen  ist.  Mit 
Genugthuung  kann  ich  Euch  versichern,  dass  Sr.  M.  Re- 
gierung eine  umfangreiche  Amnestie  denjenigen  Unter- 
thanen  Sr.  M.  gewähren  will,  die  am  Kriege  theilgenom- 
men  haben.  .  .  .  Und  nun  über  den  Eid  der  Treue. 
Ihr  werdet  fragen:  Müssen  wir  diesen  ablegen?  Nun, 
ich  möchte  sagen,  ein  solch  formeller  Eid  kann  Keinem 
schaden.  Aber  es  ist  bestimmt,  dass  die  Kriegsgefangenen, 
die  sich  jetzt  ausserhalb  Südafrikas  befinden,  nur  eine 
Erklärung  unterzeichnen.  Und  ich  glaubte,  dass  die 
innerhalb  Südafrikas  damit  auch  genügen  könnten.  Ich 
besuchte  daher  den  General  Settle  (Platz-Kommandant 
von  Kapstadt)  und   dieser  sagte  mir,  dass  Ihr  Alle  den 
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Eid  leisten  müsst.     Angenehm  finde  ich  das  ja  nicht; 
denn  Euer  Herz  ist  doch  nicht  bei  diesem  Eide.  fl    Alier 
ich  werde  am  Montag  Lord  Kitchener  sehen,   wenn  er 
hierher  kommt,  und  ich  zweifle  nicht,  dass  er  Alles  recht 
machen  wird.  ...    Es  ist  Jemand  aus  Süd-Amerika  hier- 
hergekommen mit  verlockenden  Anerbietungen,  dass  Ihr 
Euch  dort   niederlasst.     Brüder,    ich  muss   Euch  davor 
warnen.    Der  Krieg  hat  uns  nicht  gebracht,  was  wir  er- 
wartet haben,  es  ist  leider  so ;  aber  las*t  uns  als  Manner 
tragen,  was  nicht  zu  ändern  ist.     Der  Kampf  im  Felde 
K  vorbei,  ein  anderer  wartet  unser.     Es  liegt  in  Eurem 
eigenen  Interesse,    zu    bleiben.     Männlich  haben  wir  g<»- 
^tritten,   Ihr  und   ich,   es  wäre  unmännlich,   nun  wegzu- 
laufen.   Wir  haben  unserem  stärkeren  Feinde  und  der 
ganzen  Welt   Achtimg   abgezwungen,   zeigt    Euch    ihrer 
auch  ferner  würdig,  bleibt  Hand  in  Hand  aufrecht.     Die 
(i ranzen    von   Transvaal    und    vom    Freistaate    existiren 
nicht  mehr;  es  sind  nun  andere  Gränzen.    Eine  Aufgabe 
liegt  vor  uns,  grösser  als  die  im  Felde.    Kampf  im  Felde 
i*tf  leicht,  die  Leidenschaft  führt  Euch  von  selbst.    Härter 
ist  der  Kampf,   wo  es  einen  Feind  gilt,  der  nun  Euer 
Freund  ist,  und  man  besorgt  sein  muss,  nicht  über  die 
Schranken  der  Freundschaft  hinauszugehen.    Unser  Volk 
muss   hier   bleiben  und  wachsen;  wir,   die  Führer  vom 
Kriege,  haben  beschlossen,   hier  zu  bleiben  und  Alles  zu 
thun,  um  das  Land  zum  Gedeihen  zu  bringen.    Südafrika 
muss  doch  für  die  Südafrikander  sein.    Lord  Kitchener 
hat  in  Pretoria  zu  uns  gesagt :  <  Sie  schliessen  einen  ehren- 
vollen Frieden.     Dir  Volk    soll   respektirt  werden.*     Be- 
denkt, dass  Australien  und  Kanada  auch  zum  britischen 
Reiche  gehören.     Ihr  steht   vor  einer  vollendeten  That- 
>ache.     Unterwerft   Euch    als  L'nterthanen    des  Königs, 
erweist    ihm    den    schuldigen    Gehorsam    und    weiter 
bleiben  wir  Die,  die  wir  sind.    Neben  unseren  neuen 

l)  Von  angenehm  oder  unangenehm  ist  hier  wohl  nicht 
-ü«*  Rede,  sondern  von  Recht  und  Unrecht.  Ein  solcher  Eid 
wt  ein  Frevel  seitens  dessen,  der  ihn  fordert,  und  dessen,  der 
ihn  gegen  seine  wirkliche  Absicht  leistet. 

24 
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Freunden  sollen  wir  daran  gehen,  uns  selber  vorwärts 
zu  bringen.  Aber  geht  nun  nicht  im  Missmuth  hin  und 
verlasst  das  Land.  Es  ist  ein  grosses  Werk  zu  voll- 
bringen. .  .  .  Ich  fühle,  dassEuch  das  Herz  wehe  thut, 
weil  Ihr  den  Eid  leisten  müsst.  Ich  war  frei  und  ich 
würde  den  Eid  auch  nicht  abgelegt  haben,  aber  in  Eurem 
Falle,  da  Ihr  müsst,  denkt  daran,  dass  die  Pflicht  gegen 
Euer  Land  grösser  ist,  als  die  gegen  Euch  selbst.  Danini 
leistet  den  Eid,  wenn  es  sein  muss.  Zeigt,  dass  Ihr 
Muth  habt.» 

Im  Anschluss  an  diese  Ansprache  wurden  aus  der 
Mitte  der  Versammlung  heraus  zahlreiche  Fragen  gestellt. 
Auf  die  Frage,  ob  Präsident  Steijn  den  Beschluss  von 
Vereeniging  gutgeheissen  habe,  erfolgte  die  Antwort: 
«Der  Präsident  konnte  aus  Gesundheitsrücksichten  nicht 
zugegen  sein;  der  Arzt  konnte  es  ihm  nicht  gestatten: 
aber  das  weiss  ich,  dass  sich  der  Präsident  darein  gefugt 
hat.»  Bei  Beantwortung  von  Fragen  über  die  Gültigkeit 
oder  Ungültigkeit  der  transvaalischen  Schuldverschrei- 
bungen bemerkte  Herzog,  man  möchte  doch  nicht  denken, 
dass  die  von  den  Engländern  verheissenen  3  Millionen 
Pfund  Sterling  beim  Friedensschlüsse  irgend  welches  Ge- 
wacht in  der  Waage  gebildet  hätten:  «Der  Zustand  und 
die  Zukunft  unseres  Landes,  das  Loos  der  Kriegsgefange- 
nen, das  der  Bundesgenossen  aus  den  Kolonien  und  das 
der  Bewohner  der  Konzentrationslager  sind  unsere  ein- 
zige Triebfeder  gewesen.  Die  3  Millionen  waren  eher 
eine  Beleidigung,  da  mehr  als  50  Millionen  nöthig  sind, 
um  alles  nur  einigermassen  wieder  in  den  früheren  Zu- 
stand zu  versetzen.»  Denn  das  Land  sei  in  einem  Zu- 
stande, dass  selbst  die  Bewohner  der  Konzentrationslager 
nicht  so  bald  nach  Hause  geschickt  werden  könnten  und 
sogar  die  Kommandos  theilweise  darin  bleiben  müssten, 
bis  die  erste  Noth  gelindert  sei.  Alle  sofort  zurückzu- 
bringen, hiesse,  sie  dem  Hungertode  preisgeben.  Die 
Lebensmittel  seien  äusserst  knapp;  es  stehe  nirgends 
mein*  ein  Haus  und  nirgends  mehr  grüne  ein  Halm  ...» 
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VL    Zeitnngsstünman  ans  Holland. 

«Es  ist  eine  Feuerprobe  gewesen,  welche  die  Buren 
bestanden  haben.  Ein  geläutertes  Volk  muss  daraus  her- 
vorgehen. Sie  haben  nicht  nur  die  Bewunderung  der 
Welt  errungen,  sondern  sie  haben  jetzt  sich  selbst  ent- 
deckt. Mehr  denn  je  ist  dem  ganzen  Volk  deutlich  ge- 
worden, welche  Kraft  in  ihm  wohnt  und  welche  Zukunft 
ihm  also  noch  bevorsteht.  Darin  sind  jetzt  alle  Afrikan- 
der  von  holländischem  Stamme  einig.  .  .  Der  Buren  Un- 
abhängigkeit ist  nun  dahin,  nicht  zum  ersten  Male. 
Wieder  ein  Kapitel  zu  dem  «Jahrhundert  von  Unrecht», 
aber  das  Buch  ist  noch  nicht  aus.  Ein  Volk,  das  ge- 
tragen, was  jetzt  dieses  Volk  getragen  und  so  getragen 
hat,  geht  nicht  unter.  .  .  Die  Ehre  und  der  Ruhm  dieses 
Krieges  sind  ihrer.  Und  die  Geschichte  des  Kampfes 
zwischen  England  und  dem  Afrikanderthum  ist  noch 
nicht  geschlossen!»  N.  Rotterdam  Ct. 

«Wir  wissen  jetzt»,  sagt  das  Blatt,  «unter  welch' 
bitteren  Bedingungen  die  freien  Männer,  die  bis  zum 
äussersten  gekämpft,  das  Haupt  unter  britischem  Joch 
haben  beugen  müssen  .  .  .  Sie  sind  englische  Unter- 
thanen  geworden,  und  ihr  Land  wird  ^tatsächlich  den 
englischen  Finanzleuten  und  Goldsuchern  ausgeliefert. 
.  .  .  Holländische  und  deutsche  Einwanderer  wird  man 
nach  Möglichkeit  fern  halten.  .  .  Sind  wir  gut  unterrichtet, 
so  sollen  vierzig  Millionen  Gulden  aus  Rhodes'  Nach- 
lass  u.  a.  gebraucht  werden,  englische  Bauern  zur  Aus- 
wanderung nach  Südafrika  zu  verlocken.  .  .  Aber  die 
Republiken  werden  in  der  Geschichte  fortleben  und  die 
niederländische  Rasse  in  Südafrika  wird  sich  den  Wahr- 
spruch Seelands  («luctor  et  emergov)  erkiesen.  Aber  nur 
in  einer  fernen  Zukunft  liegt  unsere  Hoffnung.  Die 
Gegenwart  ist  niederdrückend  und  beispiellos  schmerzlich. 
.  .  .  Möge  jeder  nach  Kräften  dazu  beitragen,  unsere 
Sprache  und  Traditionen  unter  den  Brüdern  lebend  und 
in  Ehren  zu  halten.»  Handelsblad. 

Die  «Nieuwe  Ct.»  legt  den  Schwerpunkt  darauf,  dass 
jetzt  für  die  Holländer  die  Zeit  gekommen  sei,   mit   der 
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berechtigter  Grund  mehr  vorliegt,  zu  erwarten,  dass  durch 
eine  Fortsetzung  des  Krieges  das  Volk  seine  Unabhängig- 
keit bewahren  könne,  und  sie  glaubt,  dass  unter  diesen 
Umständen  das  Volk  nicht  berechtigt  ist,  den  Krieg  fort- 
zuführen, da  dies  nur  zu  dem  gesellschaftlichen  und  ma- 
teriellen Untergang,  nicht  nur  von  uns  selber,  sondern 
auch  von  unseren  Nachkommen  führen  kann. 

Gezwungen  durch  vorstehende  Umstände  und  Erwä- 
gungen, trägt  diese  Versammlung  bei  den  Regierungen 
darauf  an,  die  Bedingungen  der  Regierung  Seiner  Maje- 
stät anzunehmen  und  Namens  des  Volkes  beider  Repu- 
bliken zu  zeichnen.» 

Vm.   Schweizerische  Stimmen.  Brief  von  Ph.  Godet  an  die 
Redaktion  der  Lausanner  Zeitung.1) 

«Neuchätel,  ce  6  juin  1902. 
Monsieur  le  Redacteur, 
Vous  avez  bien  voulu  accueillir  et  discuter  la  lettre 
que  je  vous  ai  adressee  sur  l'etrange  «paix»  sud-africaine. 
Souffrez  un  mot  de  reponse  ä  vos  observations. 

D  m'est  impossible  de  concevoir  qu'on  puisse,  en 
bonne  morale,  accepter  le  fait  accompli,  quand  il  consacre 
une  iniquite.  Qu'on  le  subisse,  il  le  faut  bien;  qu'on  lui 
accorde  l'adhesion  de  sa  conscience,  il  ne  le  faut  jamais. 


!)  Wir  konserviren  diesen  Brief  um  so  lieber,  als  sich  in 
der  letzten  Zeit  des  Krieges  noch  einige  Leute  in  Zürich  bemüht 
hatten,  durch  eine  deutsche  Uebersetzung  eines  Buches  des 
englischen  Romanschriftstellers  Conan  Doyle  Stimmung  für 
England  zu  machen.  In  der  französischen  Schweiz  war  noch 
in  allerletzter  Zeit  ein  Flugblatt  mit  einer  Empfehlung  dieses 
albernen  Romans  verbreitet  worden.  Abgesehen  von  solch 
schwachen  gegenteiligen  Versuchen,  war  die  Stimmung  von 
Anfang  bis  zum  Ende  des  Krieges  in  der  Schweiz  natur- 
gemäss  boerenfreundlich  gewesen,  und  diese  Manifestationen 
können  nun  bloss  dazu  dienen,  um  uns  zur  Vorsicht  zu  mah- 
nen, wenn  wir  selbst  für  die  Erhaltung  unserer  Freiheit 
kämpfen  müssten.  Das  Buch  von  Doyle  ist  durch  einen  an- 
dem  Engländer,  John  M.  Robertson,  widerlegt  worden. 
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En  ce  qiii  concerne  les  Boers,  on  m'a  enseigne  des 
Fenfance,  ä  Fecole  et  ailleurs,  que  la  liberte  est  le  pre- 
mier  des  biens,  que  la  raison  d'etre  d'un  peuple,  c'est 
son  independance.  Si  on  la  lui  ravit,  vaut-il  encore  pour 
lui  la  peine  de  vivre? 

Je  ne  comprends  vraiment  pas  ä  quel  point  de  vue 
on  pourrait  bien  se  placer  pour  repondre  oui. 

L'Evangile,  auquel  je  crois,  dit  qu'il  faut  craindre 
non  pas  ceux  qui  tuent  le  corps,  mais  ceux  qui 
tuent  Tarne.  L'injuste  Angleterre  n'a  pu  aneantir  male- 
riellement  le  peuple  boer;  eile  a  fait  pis,  eile  a  tue  son 
independance.  J'en  suis  revolte  jusqu'au  fond  de  mon 
cceur  d'homme  libre. 

Et  ce  n'est  pas  de  la  «litterature». 

Votre  bien  devoue  Philippe  Godet.» 

IX.    Artikel  der  N.  Z.  Zeitung  über   den  Friedensschluas 

vom  2.  Juni  1902. 

«So  wäre  denn  das  südafrikanische  Drama  zu  Ende, 
welches  nahezu  drei  Jahre  gedauert,  eine  Fülle  von 
Wechselfällen  hervorgebracht  und  Männer  der  verschie- 
densten Art  der  Welt  vor  Augen  geführt  hat,  deren 
Namen  heute  in  aller  Leute  Mund  und  dem  Gedächt- 
nisse der  Menschen  für  alle  Zeiten  eingeprägt  ist.  Wer 
hat  vor  drei  Jahren  etwas  von  einem  Botha,  einem 
Dewet,  einem  Delarey  gewusst?  Paul  Krüger  war  ge- 
kannt, der  Name  Steijns  dagegen  kaum.  Und  jetzt  ist 
die  Welt  erfüllt  von  ihrem  Ruhme,  denn  sie  haben,  was 
die  Menschen  immer  am  höchsten  geschätzt  haben,  mit 
Entschlossenheit  und  Ausdauer  und  unter  den  furcht- 
barsten Strapazen  und  mit  Dahingabe  aller  persönlichen 
Güter  und  Lebensgenüsse  für  die  Unabhängigkeit  ihres 
Landes  gestritten.  Sie  sind  im  Kampfe  unterlegen,  ihr 
Land  verliert  die  Freiheit  und  Unabhängigkeit,  es  wird 
ein  Theil  des  grossen  britischen  Reiches  und  ihr  Volk 
ist  bestimmt,  in  diesem  grossen  Menschenhaufen  sich  zu 
verlieren. 
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Wir  wollen  auf  den  Ursprung  des  Krieges  nicht 
zurückgreifen,  er  war  durch  und  durch  ungerecht;  auch 
die  Kriegführung  der  Engländer  nicht  weiter  berühren, 
Sie  war  nicht  so  grausam,  wie  vielfach  berichtet  .wurde, 
aber  immerhin  gereicht  sie  in  manchen  Punkten  England 
nicht  zur  Ehre  und  steht  in  vielfachem  Widerspruche  mit 
den  humanen  Tendenzen,  welche  die  Engländer  oft  schon 
bekundet  haben  und  welche  sie  jedenfalls  für  sich  vor- 
zugsweise in  Anspruch  nehmen.  Wir  wollen  hoffen,  dass 
die  Engländer  jetzt  gegenüber  dem  besiegten  Feinde  eine 
andere  Tugend  ausüben  werden,  welche  man  gewöhnlich 
den  Starken  zuschreibt  und  welche  jedenfalls  die  Eng- 
länder sich  ebenfalls  zuschreiben,  nämlich  die  Gross- 
muth.  Mit  grossmüthiger,  hülfreicher  Unterstützung  können 
sie  manches  Uebel,  das  sie  durch  den  Krieg  hervor- 
gerufen, beseitigen,  den  Wohlstand  des  Landes  wieder 
neuschaffen  und  bei  den  Buren  den  Hass  beschwichtigen, 
welchen  die  letzten  Jahre  im  Gemüthe  dieses  Volkes 
gross  gezogen  haben. 

Also  wie  gesagt,  auf  den  Ursprung  des  Krieges  wollen 
wir  nicht  zurückkommen.  Der  Friedensschluss  schafft 
jetzt  ein  neues  Recht,  mit  dem  man  heute  zu  rechnen 
hat.  in  erster  Linie  die  Buren.  Sie  sind  in  diesem  Helden- 
kämpfe  materiell  unterlegen,  aber  moralisch  sind  sie  die 
Sieger,  ihnen  haben  sich  die  Herzen  aller  Nichtengländer 
zugewandt  und  selbst  mancher  Engländer  synipatlusirt 
mit  ihnen.  Ihre  Widerstandskraft  leuchtet  allen  kleinen 
Völkern  als  Beispiel,  ihr  Opfermuth  dient  ihnen  als  Vor- 
bild für  den  Fall,  dass  ihnen  von  den  Grossen  Gefahr 
drohen  sollte.  Hätten  sie  sich  so  leicht  ergeben,  so 
wäre  den  Grossen  die  Lust  gewachsen,  die  Kleinen  zu 
vergewaltigen.  Wir  Schweizer  besonders,  die  wir  von 
vier  Grossstaaten  umgeben  sind,  wir  durften  nicht  kalten 
Blutes  zusehen  oder  gar.  wie  unsere  Engländerfreunde 
verlangten,  zujubeln,  wie  eine  Weltmacht  ein  kleines 
Burenvolk  mit  Krieg  überzog,  um  ihm  seine  Freiheit  und 
Selbständigkeit  zu  nehmen.  Wir  mussten  schon  in  un- 
serem eigenen  Interesse  gegen  eine  solche  Politik  prote- 
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stiren.  Unsere  und  der  ganzen  Welt  Sympathien  haben 
freilich  das  Burenvolk  nicht  vor  dem  Verluste  seiner  Un- 
abhängigkeit geschützt.  Die  Grossen  der  Welt  sind  zu 
fest  unter  sich  verbündet,  als  dass  einer  von  ihnen  dem 
mächtigen  England  in  den  Arm  gefallen  wäre,  um  ein 
armes  Hirtenvölklein  zu  retten. 

Wir  lesen  da  in  einem  deutschen  Blatte,  die  süd- 
afrikanischen Erfolge  werden  die  Engländer  Bescheiden- 
heit gelehrt  haben.  Der  das  geschrieben,  kennt  wahr- 
lieh die  Engländer  schlecht.  Bescheidenheit  kann  ihnen 
ihr  bester  Freund  nicht  nachrühmen  und  jetzt,  da  sie 
ganz  Südafrika  ihrem  Reiche  einverleibt  und  die  dortige 
Armee  frei  bekommen  haben,  werden  sie  in  den  übrigen 
Theilen  der  Welt  wieder  mit  der  alten  Zuversicht  auf- 
treten. Alle  Völker,  deren  Interessen  mit  denen  der 
Engländer  zusammenstossen,  wTerden  den  Rückschlag  des 
Friedensschlusses  in  Südafrika  bald  zu  spüren  bekommen, 
die  Russen  in  Ostasien  und  am  Persischen  Meerbusen, 
die  Franzosen  in  Hinterindien,  vielleicht  auch  die  Ameri- 
kaner beim  Panamakanal;  und  überall  da,  wo  es  wegen 
des  südafrikanischen  Krieges  nachgiebig  aufgetreten  ist, 
wird  England  jetzt  wieder  mit  der  alten  Entschiedenheit 
und  dem  alten  Selbstbewusstsein  seine  Interessen  ver- 
fechten. Wir  können  nicht  behaupten,  dass  wir  es  be- 
dauern würden,  wenn  diese  Mächte  künftig  die  starke 
Hand  Englands  wieder  mehr  fühlen  müssen;  sie  haben 
es  verdient.» 

X.    Das  politische  Testament  von  Gecil  Rhodos. 

«Mr.  Stead,  der  Herausgeber  der  «Review  of  Riviews», 
veröffentlicht  in  dieser  Zeitschrift  das  ihm  im  Jahre  1890 
anvertraute  politische  Glaubensbekenntniss  .  von  Cecil 
Rhodes.  Dieser  wollte  zur  Durchführung  seiner  poli- 
tischen Ziele  eine  Alt  Geheimbund  gestiftet  sehen,  als 
dessen  Vorbild  ihm  die  Jesuiten  erschienen.  Die  Durch- 
führung der  englischen  Handelssuprematie  und  den 
Triumph  des  Freihandels  glaubte  er  durch  einen  Zollkrieg 
gegen  Amerika  erreichen  zu  können,  und  als  Abschluss 
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realise  d'apres  le  plan  ministeriel,  ne  sera  que  «la  vaste 
solitude»  dont  parlait  avant  lui  l'historien  latin.  II  de- 
clare  —  est-ce  au  nom  du  positivisme  ou  de  la  simple  et 
vulgaire  morale,  peu  importe  —  que  la  politique  de  con- 
quete  a  outrance  n'est  pas  un  progres,  mais  un  reeul 
dans  rhistoire  de  ce  peuple  qui  se  glorifiait  hier  encore 
<Tetre  un  colonisateur  et  non  un  conquerant,  et  coloni- 
sateur  veut  dire  civilisateur. 

H  s'etonne  qu'un  ministre  d'un  pays  dont  le  gou- 
vernement  avait  solennellement  promis  de  ne  pas  inter- 
venir  dans  les  affaires  du  Transvaal,  y  soit  intervenu, 
bien  peu  de  temps  apres,  pour  exiger  des  changements 
dans  la  Constitution,  ce  qu'aucun  peuple  libre  ne  saurait 
aeeepter  ou  subir  de  la  volonte  d'un  autre.  Et  il  deplore 
qu'ä  cette  politique  barbare  corresponde  une  vie  sociale 
toute  pleine,  eile  aussi,  de  barbarie,  de  jeux  violents  et 
sauvages,  de  sports  empruntes  aux  nioeurs  des  nations 
les  raoins  civilisees,  tels  que  la  boxe,  les  combats  de 
corps  et  la  manie  grandissante  et  ruineuse  des  paris. 

D  se  plaint  que  l'education  de  la  jeunesse,  deviant 
de  son  but,  qui  est  de  former  des  hommes  libres,  con- 
scients  de  leurs  devoirs,  ne  fasse  plus  que  des  lettres  et 
des  savants,  et  semble  ignorer  Tart  plus  releve  et  plus 
utile  de  former  des  consciences,  comme  si  Ton  n'avait 
d'autre  but  que  de  creer  une  civilisation  violente  et 
guerriere. 

Voilä  une  le<jon  de  morale  venue  d'un  cöte  oü  Ton 
devait  le  moins  Tattendre,  c'est-ä-dire  de  la  bouche  d'un 
positiviste  qui  a  toute  sa  vie  fait  abstraction  de  la  religion 
et  meme  de  la  morale  parce  que  ce  sont  des  doctrines 
et  non  des  faits.  Et  voiei  qu'arrive  ä  la  fin  de  sa  car- 
riere,  le  createur  de  la  philosophie  positive  en  vient  ä 
declarer  que  toute  la  science  du  monde  ne  vaut  pas  un 
sentiment  de  justice  et  de  piete  et  ä  placer  dans  Temo- 
tion,  Temotion  generale,  ce  qui  ressemble  beaueoup  au 
devoir,  la  base  de  l'education  destinee  ä  faire  des  hommes 
libres:  ce  n'est  pas  lä  une  chose  banale,  ni  une  des  moin- 
dres  nouveautes  de  notre  temps. 


380  Jahresbericht  1902. 

La  verite  fait  souvent  de  longs  voyages  avant  de  re- 
venir  par  d'autres  routes  et  sous  d'autres  formes,  ä  des 
decouvertes  qui  datent  presque  des  premiers  temps  du 
genre  humain.  Ce  changement  de  langage  et  de  doc- 
trine  du  chef  du  positivisme  fait  quelque  bruit  en  Angle- 
terre,  moins  k  cause  de  la  doctrine  en  elle-meme  que 
par  Tapplication  que  le  plus  celebre  de  ses  penseurs  mo- 
dernes, celui  qui  est  certes  le  moins  suspect  de  tendresse 
pour  les  idees  traditionnelles,  a  ose  en  faire  k  la  plus 
brillante  question  du  jour,  ä  ce  qu'il  ose  appeler  «l'in- 
juste  guerre  du  Transvaal». 

(«Gazette  de  Lausanne»,  nach  «Facts  and 
comments»  by  H.  Spencer  1902.  J) 

II.  Anthony  Froude. 

«Der  Kap-Holländer  oder  Boer,  wie  wir  ihn  nennen, 
ist  ein  langsamer,  gutmüthiger  Mensch,  der  sich  nicht  mit 
Politik  abgibt,  sondern  viel  mit  seiner  Religion  und  seinen 
Privatangelegenheiten  beschäftigt  ist,  und  wenn  man  ihn 
gehen  liesse  und  seinen  Gewohnheiten  und  Ansichten 
einigermassen  Rechnung  trüge,  längst  seine  Unabhängig- 
keit vergessen  und  sich  ins  Unabänderliche  geschickt 
hätte ;  er  wäre  der  konservativste  und  am  wenigsten  re- 
volutionäre der  Unterthanen  der  Königin  geworden.  Auch 
das  Kolonialamt,  sofern  es  nur  die  Freiheit  gehabt  hätte, 
nach  seiner  eigenen  Ansicht  zu  handeln,  würde  längst, 
schon  um  seiner  selbst  willen,  eine  versöhnliche  Politik 
befolgt  haben.  Allein  Staatssekretäre  des  Kolonialamts 
haben  Rücksicht  auf  ihre  Partei  im  Parlament  zu  nehmen 
und  Parlamentsmitglieder  haben  wiederum  Rücksicht  zu 
nehmen  auf  ihre  Wähler  und  die  öffentliche  Meinung. 
Die  Sklavenemancipation  war  der  besondere  Ruhm  des 
englischen  Volkes  und  so  gab  es  denn  keinen  sicherem 
Weg  zur  öffentlichen  Gunst,  als  wenn  man  Leute,  die  in 

l)  Wie  müssen  sich  gegenüber  einem  solchen  Engländer, 
der  zwar  Positivist,  ohne  christlichen  Glauben,  aber  ein  Mann 
und  ein  Denker  ist,  die  Schweizer  schämen,  die  das  Buch  von 
Conan  Doyle  verbreiten  geholfen  haben. 
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dieser  wichtigsten  aller  Fragen  nicht  sauber  waren,  be- 
handelte, als  kämen  sie  gänzlich  ausser  Betracht.  Die 
Boeren  hatten  eine  lange  breite  Beschwerdenliste  oder 
glaubten  wenigstens  sie  zu  haben,  und  zwar  eine  so 
lange,  wie  sie  nur  ein  Irländer  aufzuweisen  hat,  und 
Dulder  von  Unrecht  haben  ein  längeres  Gedächtniss  als 
ihre  Peiniger.  Empört  über  ein  Joch,  das  die  Verleum- 
dung unerträglich  machte,  stand  ein  Schwärm  von  ihnen, 
viele  tausend  Mann  stark,  in  den  Jahren  1835  und  1836 
auf,  packten  ihre  Habseligkeiten  auf  ihre  Wagen,  trieben 
ihre  Heerden  vor  sich  her  und  machten  sich  auf  die 
Wanderschaft  in  die  unbekannte  Wildniss  im  Norden  des 
Oranje-Flusses.  Die  Auswanderer  zerrissen  aber  die 
Bande,  die  sie  an  die  Heimat  fesselten,  nicht.  Jede  Fa- 
milie der  Kapkolonie  sandte  einen  oder  zwei  ihrer  Jung- 
inannschaft.  Die  Geschichte  dieser  Auswanderer  wieder- 
holt unsere  eigene  Geschichte  in  allen  Niederlassungen, 
die  wir  gründeten,  und  ist  offenbar  die  Geschichte  aller 
Ansiedler  in  neuen  Ländern,  die  bereits  von  einer  in- 
ferioren Rasse  bewohnt  sind.  Vor  ihrer  Ankunft  knüpften 
sie  Verbindungen  an  mit  verschiedenen  Stämmen,  die 
willens  waren,  sie  aufzunehmen.  Einigen  waren  sie  will- 
kommen, andern  unwillkommen.  Streitigkeiten  entstanden 
über  Land  und  gestohlenes  Vieh.  Es  kam  zu  Händeln, 
ein  Blutbad  folgte  dem  andern.  Nun  sprach  man  von 
Verrath  und  forderte  Rache  dafür.  Die  Kriege  führten 
zu  neuen  Gebietserwerbungen  und  so  wurden  die  Boeren 
Besitzer  all  des  Landes,  das  jetzt  unter  dem  Namen 
Oranje-Freistaat,  Transvaal  und  Natal  bekannt  ist.  In 
England  stellte  man  den  Vorgang  so  dar,  als  ob  sie  unter 
die  unschuldigen  Eingeborenen  Feuer  und  Schwert 
trügen  .  .  .  Geschichten  wurden  erzählt,  —  im  Allge- 
meinen unwahr,  aber  doch  nicht  ohne  Begründung  — 
die  Boeren  raubten  an  der  Grenze  Transvaals  Neger- 
kinder oder  kauften  sie  gar,  um  sie  dann  unter  dem  Vor- 
wand, sie  in  die  Lehre  zu  nehmen,  zu  Sklaven  zu  er- 
ziehen. Die  Transvaal-Regierung  unterdrückte  diese  Vor- 
gänge streng  und  mit  Erfolg.    Ich  sage,  mit  Erfolg,  denn 
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während  der  Jahre,  in  denen  Transvaal  wieder  eine  bri- 
tische Provinz  war,  würden  Fälle  der  Art  an's  Tageslicht 
gebracht  worden  sein,  wenn  solche  überhaupt  existirt 
hätten.  Doch  wurde  nicht  ein  einziges  Kind  entdeckt, 
das  als  Beweis  hätte  dienen  können.  Dass  dies  aber 
Boerenbrauch  sei,  wurde  nach  England  als  feststehende 
Thatsache  berichtet,  die  auch  glattweg  geglaubt  wurde. 
Man  war  der  Ansicht,  die  Boeren  hätten  ihre  eingegan- 
genen Verpflichtungen  verletzt,  und  viele  ausgezeichnete 
Männer  unter  uns  behaupteten  steif  und  fest,  wir  ver- 
nachlässigten unsere  Pflicht,  indem  wir  es  an  Aufsicht 
fehlen  liessen. 

Jedoch  liess  man  sie  materiell  in  Ruhe.    Die  eng- 
lische  Regierung  hatte   keine   Eile,    sich  wieder  einzu- 
mischen.   Die  Kap-Angelegenheiten  hatten  sich  als  ein 
so  widerwärtiger  Gegenstand  erwiesen,  dass  die  verant- 
wortlichen Beamten  des  Kolonial-Ministeriums  sich  die- 
selben   aus   dem  Sinne    schlugen.     Sie  gaben  sich  der 
Hoffnung  hin,  mit  den  Schwierigkeiten  überhaupt  nichts 
mehr  zu  thun  zu  haben.    Ja  sie  waren  mit  dem  Cha- 
rakter und   der  Ausbreitung  der  holländischen  Kap-Be- 
völkerung so   wenig  bekannt,   dass  Lord  Card  well,  der 
sogar  selber  Kolonialminister  gewesen  war,  noch   1875 
glaubte,  dass  alle  Holländer  Südafrikas  in  ihre  Freistaaten 
ausgewandert   seien   und    dass    die  Kolonie    vollständig 
englisch  sei.    So  erzählte  er  mir  selbst  und  war  höchlich 
erstaunt,  von  mir  zu  vernehmen,  dass  die  Holländer  in 
der  Kolonie   selbst  noch  immer  in  der  Majorität  seien, 
und  zwar  in  einer  überwiegenden  Majorität.    Sie  waren 
aber  auch  nicht  bloss  in  der  Majorität,  sondern  sie  waren 
es,  die  einzig  und  allein  auch  alle  eigentliche  produktive 
Arbeit  besorgten.   Die  Engländer  waren  Kaufleute,  Laden- 
besitzer, Handwerker;  sie  machten  Eisenbahnen,  richteten 
Straussenfarmen  ein,  gruben  nach  Diamanten  und  Kupfer 
und  lenkten  Ochsenwagen.    Die  Boeren  waren  beinahe 
die  einzigen,  die  Ackerbau  trieben,  und  wären  sie  nicht, 
so  müssten  die  Weissen  Südafrikas  sämmtlich  von  impor- 
tirtem  Mehl,  Milch  imd  Kartoffeln  leben. 
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Der  Friede  trug  zur  Aussöhnung  der  Gegensätze 
das  Seinige  bei.  Die  zwei  Rassen  (die  Holländer  und 
die  Engländer)  arbeiteten  gemeinsam  und,  wären  die 
Verträge  von  1852  nicht  gebrochen  worden,  so  würde 
Südafrika  mit  der  Zeit  wieder  vereinigt  worden  sein  und 
die  holländischen  Farmer  würden  loyale  Unterthanen  der 
Krone  geworden  sein.  Ich  glaube,  jeder  Kenner  von 
Südafrika  wird  in  dieser  Ansicht  mit  mir  übereinstimmen. 
Der  Boer  ist  ein  geborener  Konservativer  und  hätte  man 
die  Freistaaten  nur  in  Ruhe  gelassen,  so  würden  sie  sich 
iiu  natürlichen  Verlauf  der  Entwicklung  mit  ihrer  Ver- 
wandtschaft wieder  vereinigt  haben.  Unglücklicher- 
weise wurden  die  Diamantfelder  entdeckt.  Plötz- 
lich brachen  ganze  Schaaren  von  Diamantengräbern  aus 
allen  Theilen  des  Landes  dahin  auf.  Man  fürchtete  un- 
willkürlich, die  Boeren  würden  nicht  im  Stande  sein,  die 
Schaar  der  Geier,  die  sich  auf  eine  so  reiche  Beute  stürzten, 
zur  Ordnung  anzuhalten.  Auch  war  man  der  Meinung, 
dass  die  schönste  Diamantmine  der  Welt  dem  britischen 
Reiche  nicht  verloren  gehen  sollte.  Man  machte  die 
Entdeckung,  dass  das  Land,  in  dem  sie  lag,  gar  nicht 
einen  Theil  des  (Oranje)-Freistaates  bilde,  sondern  dass 
es  einem  Griquahäuptling,  Namens  Waterboer,  gehöre. 
Dieser  Häuptling  war  vor  Zeiten  ein  Bundesgenosse  Eng- 
lands gewesen.  Man  klagte  die  Boeren  an,  sie  hätten 
ihn  beraubt.  Er  bat  uns  um  Hülfe  und  in  einer  Übeln 
Stunde  gaben  wir  uns  zu  einem  Angriff  her,  für  den  gar 
keine  Entschuldigung  existirte.  Lord  Kimberley  lieh 
der  neuen  Niederlassung  seinen  Namen.  Die  Holländer 
wurden  vertrieben.  Sie  leisteten  keinen  Widerstand, 
sondern  zogen  sich  vor  der  Uebermacht  unter  Protest 
zurück  und  von  jenem  Tage  an  hat  kein  Boer  mehr  eng- 
lischen Versprechungen  zu  vertrauen  vermocht.  Die  Art 
und  Weise,  wie  wir  vorgingen  oder  unsern  Vertretern 
vorzugehen  erlaubten,  war  in  ihrem  Cynismus  unerhört. 
Wir  waren  als  die  Kämpfer  für  das  Recht  Waterboers 
in\s  Feld  gezogen.  Wir  gaben  Waterboer  und  den  Gri- 
quas  ein  Zehntel  des  Territoriums.    Den  Rest  und  alles 
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Uebrige,  was  Werth  hatte,  behielten  wir  für  uns.  Hätten 
die  Holländer  etwas  Schlechteres  tliun  können?  Wir 
haben  sie  angeklagt,  ihre  Verpflichtungen  uns  gegenüber 
gebrochen  zu  haben,  und  wir  waren  es,  die  sie  darin  weit 
überflügelten.  Ein  bloss  wenige  Monate  alter  Vertrag 
starrte  uns,  gebrochen,  ins  Gesicht.  Selbst  wenn  Water- 
boers  Besitztitel  so  unanfechtbar  gewesen  wäre,  wie  seine 
Freunde  behaupteten,  so  hatten  wir  uns  vertraglich  ver- 
pflichtet, in  solche  Angelegenheiten  uns  nie  mehr  ein- 
zumischen, und  zwar  war  dies  in  einer  Sprache  geschehen, 
wie  sie  deutlicher  nicht  sein  konnte.  Unsere  Handlungs- 
weise würde  weniger  unerträglich  gewesen  sein,  wenn 
wir  uns  einfach  auf  eine  höhere  Gewalt  gestützt  hätten  — 
wenn  wir  den  Boeren  einfach  erklärt  hatten,  wir  müssten 
und  wollten  die  Diamantfelder  haben,  allein  wir  vergif- 
teten die  Wunde  und  rechtfertigten  unsere  Handlungs- 
weise, indem  wir  uns  vor  der  Welt  als  die  Beschützer 
der  Rechte  der  Eingebornen  aufspielten,  mit  der  Be- 
schuldigung gegen  die  Boeren,  sie  hätten  die  Eingebornen 
vergewaltigt,  wTelche  Pose  wir  dann  während  des  ganzen 
Streites  beibehielten. 

Ich  hatte  (so  fährt  Froude  in  seiner  unverblümten 
Erzählung  von  dem  Raube  des  Diamantfelderlandes  fort) 
sodann  Nachforschungen  über  das  Detail  dieser  Staats- 
handlung aufzustellen,  wohl  der  niederträchtigsten  in  der 
ganzen  englischen  Kolonialgeschichte.  Es  gab  Personen, 
die  nötigenfalls  bereit  waren,  vor  einem  Gerichtshofe 
Zeugniss  abzulegen,  auf  wTelche  Weise  man  Waterboers 
Rechte  zurechtgestutzt  hatte.  Es  wurde  später  in  einer 
zu  Kimberley  abgehaltenen  Gerichtsversammlung  vor  dem 
Richter  Stockenstroem  bewiesen,  dass  der  Griquahäupt- 
ling  niemals  auch  nur  den  Schimmer  eines  Rechtes  auf 
das  Territorium  besessen  hatte.  Doch  alle  diese  Nach- 
forschungen sind  gänzlich  überflüssig.  Der  Vertrag  von 
Aliwal  ist  allein  schon  unsere  vollständige  Verurtheilung. 
Diese  eine  Staatshandlung  ist  die  Ursache  aller  der  Wirren 
gewesen,  die  nachher  über  Südafrika  gekommen  sind. 

Die  Holländer  sind   schwer  in  Bewegung  zu  setzen, 
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aber  einmal  in  Bewegung,  sind  sie  es  dann  auch  gehörig. 
Wir  wählten  diesen  speziellen  Augenblick,  um  der  Kap- 
kolonie das  Recht  zu  verleihen,  ihre  Interessen  durch 
ihr    eigenes  Parlament    wahrnehmen    zu    lassen.     Wir 
wähnten,  die  Diamantfelder  (im  Freistaat),   die  wir  der 
Kapkolonie  gaben,  seien  ein  Geschenk,  das  uns  die  Par- 
lamentsmajorität verschaffen  müsste.     Das  Kolonialamt 
hätte  keinen  bessern  Beweis  seiner  Unfähigkeit,  am  Kap 
zu  regieren,  geben  können,  als  in  jenem  Vorgang,  und  in 
diesem  Sinne  war  die  Zeit  dazu  wohl  gewählt.    Bei  Ge- 
legenheit der  Einführung  der   neuen  Verfassung  fanden 
am  Kap  Neuwahlen  statt.    Die  holländischen  Wähler  be- 
schlossen, den  Protest  des  Oranje-Freistaates  gegen  die 
englische  Usurpation  der  Diamantenfelder  zu  unterstützen, 
und    die    neuen  Abgeordneten    Hessen    keinen   Zweifel 
darüber,  dass,  wenn  die  Reichsregierung  Verträge  brechen 
wolle,  sie  sich  auch  auf  die  Folgen  gefosst  machen  müsse. 
Anstatt  Lord  Kimberleys  Geschenk  dankbar  anzunehmen, 
schlugen  sie  es  kurzer  Hand  aus.    Sie  wollten  mit  den 
Diamantfeldern  nichts  zu  schaffen  haben,  so  lange  und 
insofern,  als  der  Oranje-Freistaat  sich  mit  unserer  Besitz- 
ergreifung nicht  einverstanden  erklärt  haben  würde.    In 
dieser  Lage  waren  wir  mit  einer  Provinz  im  Innern  Afri- 
kas, zu  der  wir  keinen  andern  Zugang  besassen,  als  den 
durch  den  Oranje-Freistaat,  den  wir  beraubt  hatten,  oder 
durch   die  Kapkolonie,  die  wir  uns  entfremdet  hatten, 
und  der  wir  Eigenverwaltung  eingeräumt  hatten,  die  also 
nicht  mehr  unser  war.    Die  Grubenbevölkerung,  die  sich 
dort  versammelt  hatte,  war  ein  Mischmasch  gefährlicher 
und  unregierbarer  Sorte.    Die  Grenze  zwischen  der  Pro- 
vinz   und    den  zwei  Freistaaten  war  nicht  festgestellt, 
konnte  augenscheinlich  auch   nicht  festgestellt  werden, 
da   unser  Recht,   dort  zu    sein,   von   der   Regierung   zu 
Bloemfontein  nicht  anerkannt  wurde. 

Wir  wären  übel  daran  gewesen,  hätten  wir  nicht 
einen  wagemuthigen,  tüchtigen  Mann  gehabt,  den  wir  aus- 
gewählt hatten,  um  unsere  neue  kostbare  Besitzung  zu 
regieren.    Er  hatte   keine  britischen  Truppen  zu  seiner 
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Unterstützung,  auch  verlangte  er  keine.  Indem  er  die 
jetzt  unnütz  gewordenen  Verträge  in  Fetzen  riss,  trat  er 
in  Unterhandlung  mit  allen  Eingebornen -Häuptlingen 
an  den  Grenzen  der  beiden  Republiken,  lud  sie  ein,  bri- 
tische Unterthanen  zu  werden  und  versprach  ihnen  Schutz 
vor  den  Holländern.  Sie  sandten  ganze  Haufen  Leute, 
die  in  den  Diamantgruben  arbeiten  wollten.  Der  Lohn 
dieser  Arbeiter  bestand  in  Pulver  und  Waffen,  mit  denen 
die  Eingeborenen  nicht  ausrüsten  zu  wollen  wir  ver- 
sprochen hatten.  Tausende  und  aber  Tausende  von 
Büchsen  und  Gewehren  wurden  in  den  nächsten  paar 
Jahren  an  die  umwohnenden  Negerstämme  vertheilt  zur  di- 
rekten Bedrohung  der  Holländer,  die  nun  rund  um  sieh 
herum  von  Kimberley  bis  zum  Zululand  einen  Halbkreis 
von  Bewaffneten  hatten.  Natürlich  war  der  Lärm  und 
die  Entrüstung  unter  ihnen  gross  .  .  .  Wir  hatten  auf 
den  Diamantfeldern  Drachenzähne  gesäet  und  hatten  es 
nun  reichlich  zu  entgelten. 

So  standen  die  Dinge  1874,  als  ich  durch  Natal,  in 
die  beiden  Freistaaten,  die  Diamantfelder  und  den  Norden 
der  Kapkolonie  reiste  .  .  .  Unser  Vertragsbruch  war  un- 
bestreitbar, doch  konnte  ich  mich  nicht  zu  dem  Stand- 
punkt der  Beruhigung  emporschwingen,  von  dem  aus  ein 
hochgestellter  Herr  erklärte,  dass,  hätten  wir  nun  einmal 
in  Sachen  der  Basutos  den  Vertrag  gebrochen,  wir  ihn 
nunmjehr  wieder  brechen  sollten  ...  In  der  Kapstadt 
hatte  ich  (betr.  der  zweifelhaften  Aussprüche  Waterboers) 
eine  Unterredung  mit  dem  Premierminister,  Hrn.  Mol- 
teno.  Er  sagte  mir,  der  Vertragsbruch  thäte  ihm  so  leid 
als  mir;  er  selber  habe  die  Annexion  von  Griqualand  be- 
kämpft, er  bedaure  die  bezügliche  Politik  der  Reichs- 
regierung, doch  hege  Griqualand  jenseits  der  Grenzen 
der  Kapkolonie.  Da  gingen  ihn  die  Dinge  weder  etwas 
an,  noch  könnte  er  intervenieren. 

Bei  meiner  Rückkehr  nach  England  teilte  ich  Lord 
Carnarvon,  dem  damaligen  Kolonialminister,  meine  Er- 
fahrungen mit.  Lord  Carnarvon  zeigte  sich  nicht  davon 
erbaut,   dass  die  Annexion  ungerecht  gewesen   sei,    in- 
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dessen  zollte  er  natürlich  der  Ansieht  des  Kap-Premiers 
grosse  Aufmerksamkeit.    Das  Kolonialamt  hatte  die  Hol- 
länder als  Kriegsmacht  unterschätzt  und  sich  eingebildet, 
die  Aufregung  würde  es  bei  Worten  bewenden  lassen. 
Es   hatte  gar  nicht  mit  einer  solchen  Stimmung  in  der 
Kolonie   gerechnet:  ein  Krieg  mit  den  zwei  Freistaaten« 
falls    es  dazu  kommen  sollte,   würde  erstens  gefahrlich 
und    dann    auch  eine    Schmach   sein,    auch   würde   er 
sicherlich  zu  Konflikten  mit  der  kaum  vorher  eingesetzten 
konstitutionellen  Regierung  führen.    Lord  Carnarvon  be- 
scliloss,   alles   aufzubieten,  um  eine  friedliche  Beilegung 
des  Streitfalles  und  Zwiespaltes  herbeizuführen.  wa>  für 
das  Kolonialamt   eine  um  so  heiklere  Sache  war.  als  es 
damit   anerkannte,  ein  Unrecht  begangen  zu  hat»en  .  .  . 
Lord  Carnarvons  Ansicht  ging  dahin,  die  einfachste  Lö- 
sung bestände  in  einer  Konföderation  allersüdafrikanischen, 
holländischen  und  englischen  Gemeinwesen  nach  Art  der 
Dominion  Canada,  in  einem  Staatenbund,  innerhalb  dessen 
dann  kleinere  Streitpunkte  beigelegt  werden  könnten.  .  . 
Schon   war  der  Erlass  Lord  Carnarvons  mit  der  Einla- 
dung an  alle  diese  Staatswesen  abgegangen,  sie  möchten 
eine  Konferenz  beschicken,  auf  der  sämmtliche  Fragen, 
worunter  auch  die  betr.   die  Diamantenfelder,  in  Erwä- 
gung gezogen  werden  sollten  .  .  .    Ich  zweifelte  niemals. 
Hr.  Molteno  würde  Lord  Carnarvons  Absichten   mit  all* 
«ler  Herzlichkeit  aufnehmen,  die  sie  verdienten. 

Ich  kenne  die  geheime  Geschichte  dessen,  wa^  nun 
folgte,  nicht.  Ich  vermuthe,  es  gab  Personen,  die  ein  In- 
teresse daran  hatten,  dass  der  Streit  zwischen  den  Frei- 
staaten und  der  Reichsregierung  offen  gehalten  wurde, 
Personen,  welche  wünschten,  die  Freistaaten  mit  Hülfe 
von  Seger- Alliirten  zum  Kniefall  zu  bringen.  Der  Erlass 
Lord  Carnarvons  wurde  dem  Kap-Parlament  mit  Erläu- 
terungen vorgelegt,  die  es  als  einen  hinterlistigen  Ver- 
buch erscheinen  Hessen,  der  Kolonie  Verantwortlichkeiten 
aufzuladen,  die  sie  soeben  von  sich  gewiesen  hatte,  als 
♦'inen  verrätherischen  Fallstrick,  der  die  Kolonie  abermals 
unter  die  Botmässigkeit  der  englischen  Flagge    zurück- 
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bringen  solle.  Diese  absurde  Entstellung  von  Lord  Car- 
narvons  Erlass  durch  die  Presse  hatte  den  Erfolg,  dass 
die  vorgeschlagene  Konferenz  sofort  verworfen  wurde 
und  die  Hollfinder  mehr  denn  je  vor  Wuth  kochten. 

Ich  erbat  mir  nun  eine  Erklärung  von  Seiten  des 
Premiers  der  Kapkolonie  (Molteno),  erzahlt  Froude  weiter, 
und  erinnerte  ihn  an  das,  was  er  mir  gesagt  hatte.  Zu 
meinem  Erstaunen  trat  er  jetzt  von  seinen  eigenen  Worten 
zurück.  Er  sagte  nunmehr,  wir  möchten  mit  den  Frei- 
staaten anfangen,  was  wir  wollten.  Er  wolle  nichts  da- 
gegen einwenden.  Ich  sagte  ihm,  ich  müsste  zum  min- 
desten Lord  Carnarvons  Absichten  in's  richtige  Licht 
setzen.  Allein  Hr.  Molteno  erklärte  rundweg,  er  werde 
nicht  gestatten,  dass  die  Angelegenheit  wieder  vor  das 
Parlament  komme.  Ich  legte  mir  seine  Weigerung  dahin 
zurecht,  dass  keine  Aufklärung  gegeben  und  mir  meine 
eigenen  Lippen  geschlossen  werden  sollten.  Die  Stel- 
lung, die  ich  einnehmen  sollte,  schien  mir  unziemlich  und 
das  aus  den  in  Umlauf  gesetzten  Lügen  entstandene  Un- 
heil mehr  denn  ernst.  Schwieg  ich,  so  gab  ich  mir  den 
Anschein,  deren  Berechtigung  anzuerkennen.  Die  Hol- 
länder sollten  doch  wohl  schliesslich  erfahren,  was  Lord 
Carnarvon  gemeint  hatte,  und  da  es  sich  um  eine  Frage 
zwischen  den  Freistaaten  und  der  Reichsregierung  han- 
delte, so  konnte  ich  in  der  Feststellung  der  Wahrheit 
keine  Verletzung  eines  Verfassungsprinzips  erblicken. 

In  zweifelhaften  Fällen  ist  die  Wahrheit  gewöhnlich 
die  sicherste  Politik.  Ich  nahm  Theil  an  einem  Fest- 
essen in  Kapstadt  und  sprach  einige  Worte.  Das  Re- 
sultat war  eine  Umwandlung  der  Gefühle  unter  den 
Freunden  der  Freistaaten,  Schmähungen  gegen  mich  in 
den  ministeriellen  Zeitungen,  eine  freudige  Aufregung, 
die  sich  über  die  Kolonie  ausbreitete,  und  endlich  die 
Wiedereinberufung  des  Parlaments,  das  denn  auch  der 
Reichsregierung  versprach,  dem  Streit  ein  Ende  zu 
machen.  Das  war  alles,  was  ich  brauchte.  .  .  Herr 
Brand,  der  Präsident  des  Oranje-Freistaates,  kam  bald 
nachher    nach   London.     England   zahlte    90,000   Pfund 
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Sterling  als  Entschädigung.  .  .  Die  Boeren  fingen  wieder 
an,  ein  Vereinigtes  Südafrika  unter  englischer  Flagge  für 
möglich  zu  halten. 

Hätte  Lord  Carnarvon,  nachdem  er  ein  gutes  Werk 
am  Oranje-Freistaat  gethan,  sich  nun  auch  mit  Transvaal 
verständigt,  hätte  er  diesem  Freistaat  in  dessen  Schwierig- 
keiten mit  den  Eingeborenen  seine  Hand  geliehen,  so 
hätte  er  sich  für  die  von  ihm  gewünschte  Conföderation 
wenigstens  eine  Aussicht  eröffnet.  Wir  hätten  für  die 
Holländer  Transvaals  etwas  thun  sollen.  Betschuanen, 
Matabeles,  Amaswazis,  Zulus,  alle  hatten  von  den  Dia- 
mantfeldern her  entweder  Waffen  oder  die  Aufmunterung 
erhalten,  die  Transvaalboeren  nicht  in  Ruhe  zu  lassen. 
Ein  Bischen  Geldhülfe  an  Transvaal,  ein  paar  gütige 
Worte,  die  Einräumung  einer  anständigen  Westgrenze, 
sowie  eine  vertrauliche  Mahnung  an  die  Grenzstämme, 
dass  wir  und  die  Holländer  fortan  Freunde  sein  und 
wir  eine  ihnen  zugefügte  Schädigung  fernerhin  als  eine 
der  britischen  Krone  zugefügte  Schädigung  betrachten 
würden  —  und  jeder  Holländer  in  Südafrika  würde  die 
bezüglichen  Blätter  aus  seinem  Beschwerdebuch  gerissen 
und  sie  für  immer  vergessen  haben.  Allein  Lord  Car- 
narvon missverstand  die  warmen  Gefühle,  die  er  erweckt 
hatte.  Er  bildete  sich  ein,  Transvaal  wieder  zu  einer 
englischen  Provinz  machen  zu  können,  worauf  dann  der 
Oranje-Freistaat  gezwungen  wäre ,  nachzufolgen.  Ich 
warnte  ihn,  allein  er  hörte  auf  seine  südafrikanischen 
Landsleute.  Er  wollte  sich  dem  Reichsparlament  durch 
einen  gewaltigen  Coup  empfehlen.  Und  so  beschloss  er 
die  «Südafrikanische  Republik»,  die  auf  ihre  Unabhängig- 
keit so  stolz  war,  dass  sie  eigenes  Geld  schlug,  für  bri- 
tisches Gebiet  zu  erklären.  «Conföderation»,  die  absolut 
unmöglich  gemacht  worden  war,  sollte  der  Annexion  auf 
dem  Fusse  nachfolgen.  Sir  Bartle  Frere  wurde  als  Gou- 
verneur nach  dem  Kap  gesandt,  um  die  Sache  durch- 
zuführen. 

Der  neue  Gouverneur  hatte  nichts  Eiligeres  zu  thun, 
als  einen  neuen  Zulukrieg  vom  Zaune  zu  brechen.   Feuer 
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und  Schwert  wütheten  unter  den  Kaffern  so,  dass  selbst 
die  Liberalen  daheim  sich-  dagegen  erhoben.  Als  diese 
1880  an's  Ruder  kamen,  zählten  sie  darauf,  dass  ihren 
Klagen  Gehör  geschenkt  werde.  Wir  hätten  uns  damals 
mit  Würde  zurückziehen  können  und  die  Boeren  würden 
bemerkt  haben,  dass,  wenn  wir  uns  überzeugt  hielten, 
einen  Missgriff  begangen  zu  haben,  wir  auch  willens 
wären,  ihn  wieder  gut  zu  machen.  Allein  ich  vermuthe  — 
und  das  ist  die  wesentliche  Schwierigkeit  in  unseren 
Kolonialbeziehungen  —  dass  die  Reichsregierung  wusste, 
was  Rechtens  war,  jedoch  davor  zurückschreckte,  es  zu 
thun,  aus  Furcht  vor  einem  Tadels- Votum  im  Parlament 
dem  sie  verantwortlich  ist,  und  Partei-Interessen  daheim 
sind  viel  zu  wichtig,  um  der  Wohlfahrt  entlegener  Ge- 
meinwesen geopfert  zu  werden.  Es  wurde  beschlossen, 
bevor  man  auf  die  Klagen  der  Transvaalboeren  eingehen 
könne,  hätten  diese  zuerst  die  Autorität  der  Königin  an- 
zuerkennen. Sie  hatten  aber  die  Waffen  zur  Vertheidi- 
gung  ihrer  Freiheit  ergriffen  und  dachten  nicht  danin, 
sie  niederzulegen,  nachdem  England  selbst  zugegeben 
hatte,  sie  wären  in  ihrem  Rechte.  Dann  folgte  der  Krieg, 
der  in  unser  aller  Erinnerung  steht,  ein  Krieg,  der  nach 
einer  Reihe  von  Unglücksfällen  mit  der  Niederlage  auf 
dem  Majubahügel  und  dem  Tode  von  Sir  George  Colley 
endigte. 

Ich,  meinestheils,  kann  die  Regierung  Gladstones  nicht 
tadeln,  dass  sie  es  ablehnte,  den  blutigen  Kampf  in  einer 
Sache,  die  sie  selber  bereits  verdammt  hätte,  fortzusetzen. . . 
Hätten  wir  auf  der  Fortsetzung  des  Krieges  bestanden, 
so  würde  die  Ueberlegenheit  unserer  Kraft  und  unserer 
Hülfsquellen  am  Ende  obgesiegt  haben.  Dann  aber 
würde  der  Krieg  die  Grenzen  Transvaals  überschritten 
haben.  Es  wäre  ein  Eroberungskrieg  gegen  die  gesammte 
holländische  Bevölkerung  geworden,  die  sammt  und  son- 
ders daran  theilgenommen  hätte.  Wir  würden  unseren 
Namen  mit  Schande  bedeckt  haben.  Wir  würden  ein 
tapferes,  ehrenhaftes  Volk  der  Vernichtung  überliefert 
haben.     Wir  würden  uns  die  Verurtheilung,  ja  vielleicht 
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die  Intervention  anderer  Mächte  auf  den  Hals  geladen 
haben.  Aus  diesen  Gründen  glaube  ich,  dass  Gladstone 
wohl  daran  that,  einem  Frieden  zuzustimmen,  wiewohl 
es  ein  Friede  war,  der  die  Stellung  und  die  Gefühle  der 
englischen-südafrikanischen  Kolonisten  peinlich  berühren 
und  einen  gefährlichen  Stachel  zurücklassen  musste. 
Der  Friede  war  ganz  in  der  Ordnung.  Bedauerlich  war. 
nur,  dass  wir,  um  damit  einen  Balsam  auf  unsere  Wunden 
zu  bekommen,  auf  Abmachungen  bestanden,  die  weder 
gehalten  werden  konnten  noch  gehalten  werden  würden, 
während  wir  doch  keine  Mittel  hinterlassen  hatten,  sie 
zu  erzwingen.» 

(Uebersetzung  der  «Allg.  Schw.  Zeitung».  *) 

Xu.  Bede  von  Lord  Salisbury  im  «Junior  Conservative  Club» 
über  die  vergebliche  holländische  Vermittlung. 

««Tai  ete  absolument  incapable  d'imaginer  quel  but 
espere  atteindre  par  ses  demarches  le  gouvernement 
neerlandais  aux  sentiments  amicaux  desquels  d'ailleurs 
je  desire  rendre  hommage,  s'il  n'avait  aucmie  espece  de 
mandat  de  ceux*  de  nos  ennemis  qui  resident  sur  le  con« 
tinent,  et  en  eilet,  a  partir  du  moment  oü  Ton  a  annonce 
qu'ils  avaient  donne  ce  mandat  au  gouverneur  neerlandais, 
ils  ont  declare  a  l'envi  que  cette  assertion  etait  parfaite- 
ment  absurde. 

Le  gouvernement  ignore  le  motif  de  la  curieuse  de- 
marche  des  Pays-Bas.  Je  puis  seulement  imaginer  qu'une 
tres  faible  partie  de  Topinion  de  ce  pays,  qui  est  connue 
sous  le  nom  de  proboer,  est  reellement  responsable  de 
cette  demarche.  (Applaudissements.) 

La  guerre  du  Transvaal  n'est  pas  une 
question  de  sentiments.  Nousavons  entrepris 


*)  Das  beste  englische  Buch  über  die  Boerensache  ist 
das  in  vielen  Auflagen  erschienene:  «Peace  or  war  in  South 
Africa,  by  Methuen».  Daselbst  findet  sich  auch  das  Facsimile 
des  berühmten  Vertrages  von  1881  mit  allen  Korrekturen  und 
Abänderungen,  auf  den  die  Engländer  ihre  Behauptung  der 
Oberherruchkeit  über  die  Transvaal- Republik  stützten. 
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une  affaire  (business)  que  nous  devons  ache- 
ver.  La  securite  est  notre  consigne.  Nous  accepterions 
non  seulement  volontiere,  mais  avec  joie  le  retablissement 
d'une  paix  qui  reconnaftrait  les  droits  de  notre  souvcrain 
et  donnerait  la  securite  a  l'empire. 

II  ne  sert  de  rien  de  nous  dire  que  nous  avons  ä 
nous  comporter  de  fa$on  ä  laisser  un  bon  souvenir  ä  ceux 
que  nous  combattons  (cris :  «Pasdutout!»  et  applaudisse- 
ments).  Je  sais  que  c'est  une  imposture. 

Le  peuple  anglais  doit  se  souvenir  des  grands  sacri- 
fices  qu'il  s'est  imposö,  sacrifices  de  sang  et  d'argent.  La 
guerre  a  inspire  ä  l'Angleterre  plus  de  confiance  dans  sa 
politique  exterieure.  et  l'a  convaincue  davantage  que  son 
opinion  aurait  de  la  part  du  conseil  des  nations  la  con- 
sideration  qu'elle  merite. 

Les  Anglais  ne  doivent  pas  oublier  que  cette  crise, 
si  terrible  qu'elle  soit,  ne  sera  pas  permanente.» 

(Gazette  de  Lausanne.) 

Der  Temps  fügt  bei: 

«II  est  possible  de  trouver  entre  les  lignes  de  la  note 
si  seche  et  si  raide  de  lord  Lansdowne  une  espece  d'invi- 
tation  ä  negocier.  On  dirait  que  le  chef  du  foreign  office 
adresse  un  appel  tres  enveloppe  ä  Botha  d'avoir  ä  re- 
prendre  les  pourparlers  qui  echouerent  par  l'intervention 
de  M.  Chamberlain,  en  fevrier  et  mars  1901. 

C'est  un  faible  rayon  de  lumiere  dans  une  nuit 
epaisse.  M.  Kuijper  pourrait  se  feliciter  d'avoir  obtenu  ce 
premier  resultat  de  remettre  ä  Tordre  du  jour  Tidee  des 
negociations,  d'avoir  donne  une  valeur  pratique  ä  la  poli- 
tique esquissee  ä  Chesterfield  par  lord  Rosebery  comme 
l'alternative  de  rextermination. 

Par  malheur,  lord  Sälisbury  a  parle.  Entre  la  poire 
et  le  fromage,  devant  une  tablee  d'imperialistes  forcenes, 
il  a  tenu  un  langage  qui  reduit  ä  neant  l'espoir  d  une 
entente.  II  a  affirme  qu'il  fallait  aller  jusqu'au  bout. 

11  a  declare  qti'il  n'y  aurait  de  securite  que  dans 
une  politique  de  thorough  (ä  outrance)  qui  rappeile  celle 
de  lord  Strafford,  c'est-a-dire  un   Systeme   qui   mena   ce 
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seigneur  sur  l'echafaud  et  dechaina  lä  guerre  civile.  II 
a  invoque  le  sentiment  de  ces  loyalistes  qui  demandent 
ä  cor  et  ä  cri  l'aneantissement  de  la  race  afrikander 
comme  gage  de  la  Suprematie  anglo-saxonne.» 

Xm  Brief  des  stellvertretenden  Präsidenten  von  Trans- 
vaal, Senalk  Burger,  an  den  Präsidenten  des  Oranje-Frei- 

staates,  Stejin, 
vom  21.  März  1901. 

«Werther  Herr  und  Bruder  im  Elend!    Durch  die 
Güte  des  Herrn  sind  wir  noch  im  Lande  der  Lebenden, 
und  ich  hoffe,  dass  Euch  dieses  Schreiben  in  Gesundheit 
erreicht.    Mit  grosser  Trauer  bin   ich   von   dem  Verlust 
benachrichtigt  worden,  den  der  Tod  des  stellvertretenden 
Hauptkommandanten  P.  Botha  und  anderer  braver  Bürger 
verursacht  hat,  und  ebenso  davon,  dass  Eure  Invasion  in 
die  Eapkolonie   missglückte.    Auch   wir   haben    in    der 
letzten  Zeit  viel  gelitten  und  viel  verloren.   Unsere  Lage 
wird  täglich  ernster,  und  wir  haben  mit  vielen  Schwierig- 
keiten zu  kämpfen.    Alle  menschliche  Hülfe,  auf  die  wir 
bisher  vertrauten,  hat  sich  als  ein  gebrochenes  Rohr  er- 
wiesen. Europa  schweigt,  und  der  Feind  fährt  fort,  unser 
Volk  mit  seiner  grossen  Macht  zu  vernichten.    Die  Noth 
und  die  Qual  mit  ansehen  zu  müssen,   welche  Tausende 
von  unschuldigen  und  wehrlosen  Frauen  und  Kindern  er- 
leiden, ist  qualvoll  genug,  um  Engel  weinen  zu  machen, 
aber  der  Gedanke   an   die   Hunderte,   die   ihr  kostbares 
Leben  schon  dahingegeben  haben,  oder  die  zu  Krüppeln 
wurden,  ist  doppelt  hart.    Die   Frage   ist,   was   müssen 
wir  und  was  können  wir  thun?  Sollen  wir  und  können  wir 
den  Kampf  fortsetzen  ?   Ich  bete  Tag  und  Nacht  zu  dem 
Herrn  in  dieser  Beziehung  um  Weisheit  und  Licht  und 
bitte  ihn,  dass  er  uns  nicht  in   die  Sünde   fallen  lasse, 
gegen  seinen  Willen  zu  fehlen,   dass   er  uns   aber  auch 
davor  bewahren  möge,  den  Glauben  zu  verlieren.   Wenn 
wir  davon  überzeugt  sind,  dass  unsere  letzten  Hülfsquellen 
erschöpft  sind,  dass  unsere  letzte  Stärke  gebrochen  ist, 
dann  müssen  wir  uns  beugen  und   uns   der   Macht  des 
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Feindes  ausliefern,  wie  bitter  dieser  Kelch  auch  für  uns 
sein  mag.  Ich  kann  aber  heute  diesen  Weg  noch  nicht 
vorschlagen.  Meine  Hoffnung  und  mein  Vertrauen  gehen 
dahin,  dass  wir  erlöst  und  gerettet  werden  .  .  .  Wir 
wollen  unsere  Nation  unbefleckt  erhalten,  wir  wollen 
keine  Gunst  vom  Feinde  annehmen,  damit  die  Kluft, 
welche  uns  durch  frühere  Kriege  und  den  jetzigen  grau- 
samen Krieg  getrennt  hat,  bestehen  bleibt  und  sich  noch 
erweitert.  Wo  ein  Wille  ist,  da  findet  sich  auch  ein  Weg, 
und  wenn  wir  nicht  verbannt  werden,  so  können  wir 
mit  Anspannung  unserer  Kräfte  Komites  bilden,  mit 
Hülfe  von  Liebesgaben  aus  Europa  unser  Land  und  Volk 
wieder  aufbauen,  um  unsere  Sprache  und  Religion  zu 
fördern,  unsere  Kinder  zu  erziehen,  unsern  unterdrückten 
Nationalgeist  lebendig  zu  erhalten  und  wieder  aufleben 
zu  lassen.  Das  ist  mein  Ideal.  Aber  wie  gross  ist  die 
Spreu  unter  dem  Weizen!  Wie  viele  haben  ihr  Land 
und  Volk  verleugnet  und  werden  in  ihrem  eigenen  In- 
teresse fortfahren,  so  zu  handeln.  Das  darf  uns  aber  noch 
nicht  entmuthigen.  Lasst  uns  ausharren  im  Glauben  und 
uns  unserer  Stellung  wTürdig  erweisen.  Hochgeehrter 
Freund,  es  thut  mir  leid,  dass  wir  einander  nicht  sehen 
können,  aber  ich  bete,  dass  der  Herr  Eure  Zusammen- 
kunft mit  dem  kommandirenden  General  Botha  und  dem 
Hauptkommandanten  Dewet  segnen  möge.  Er  leite  Eure 
Gedanken  und  Berathungen  mit  seinem  Geiste.  Sein 
Name  sei  gepriesen.» 

XIV.    Adresse  der  süddeutschen  Sektion  der  evangelischen 

Allianz  an  die  englische. 
Dezember  1901. 

«Da  im  nächsten  Jahre  die  internationale  evange- 
lische Allianz  auf  deutschem  Boden  ihre  Konferenz  halten 
soll,  sehen  wir  uns  veranlasst,  das  auszusprechen,  was 
uns  schwer  auf  dem  Herzen  liegt  und  was  leicht  zu  einem 
betrübenden,  die  gute  Sache  schädigenden  Misston  auf 
den  Versammlungen  in  Hamburg  führen  könnte.  Es  ist 
in    England   wohl   allgemein   bekannt,   dass   der   gegen- 
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wärtig  über  zwei  Jahre  tobende  Bruderkrieg  gegen  die 
beiden  Boerenrepubliken  in  Südafrika  von  fast  allen 
Christen  aller  Länder  mit  Trauer  und  Schmerz  beobachtet 
und  verurtheilt  wird.  Selbst  in  England  haben  sich  in 
der  letzten  Zeit  viele  Christen  erhoben,  um  gegen  einen 
Krieg  zu  protestiren,  der,  jedes  moralischen  Rechts  und 
jedes  idealen  Inhalts  entbehrend,  ein  evangelisches 
Brudervolk  zu  vernichten  und  ein  in  harter  Arbeit  er- 
obertes Kulturland  in  eine  Wüste  zu  verwandeln  droht. 
Auf  die  politische  Materie  gehen  wir  grundsätzlich  nicht 
näher  ein.  Wir  wissen,  wie  leicht  in  Zeiten  hochgehen- 
der nationaler  Erregung  auch  ein  christliches  Bewußtsein 
von  der  allgemeinen  Strömung  mit  fortgerissen  werden 
kann.  Wenn  wir  aber  an  die  grausame  und  barbarische 
Art  der  englischen  Kriegsführung  erinnern,  so  handelt  es 
sich  hier  um  eine  Sache,  bei  der  unter  Christen  jede 
Differenz  der  Anschauung  ausgeschlossen  ist.  Das  Nieder- 
brennen von  Heimstätten,  die  Rohheiten  gegen  Frauen 
und  Kinder,  das  Zusammendrängen  derselben  in  Feld- 
lagern, in  denen  ein  grosser  Theil  der  Unglücklichen  der 
Krankheit  und  dem  Siechthum,  ja  dem  Tode  preisgegeben 
ist,  die  Zurückweisung  neutraler  Aerzte  und  Kranken- 
pflegerinnen und  endlich  die  ganz  willkürliche  Behand- 
lung von  Kriegführenden  als  Rebellen,  sind  so  er- 
schreckende Thatsachen,  dass  jeder  billig  Denkende  dafür 
die  entschiedenste  Verurtheilung  haben  muss.  Wir  be- 
dauern darum,  sagen  zu  müssen,  dass  die  gegen  die 
christlichen  Boeren  geübten  Brutalitäten  an  die  Greuel 
des  siebzehnten  Jahrhunderts  erinnern  und  eines  civili- 
sirten,  geschweige  denn  protestantischen  Volkes  völlig 
unwürdig  sind. 

Namentlich  müssen  wir  es  tief  beklagen,  dass  durch 
dieses  Vorgehen  Englands,  eines  Landes,  in  welchem 
viele  einen  Hort  des  biblischen  Christenthums  zu  sehen 
gewohnt  waren,  der  christliche  Name  in  der  ganzen 
Völkerwelt  schwer  gelitten  hat  und  mit  einem  Schand- 
flecken bedeckt  worden  ist,  der  so  bald  nicht  wieder  ab- 
gewaschen sein  wird.    Nur   mit  Besorgniss   können   wir 
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evangelische  Christen  einer  Zukunft  entgegensehen,  in 
der  Grossbritannien,  an  der  Ungerechtigkeit  eines  Bruder- 
krieges physisch  und  moralisch  verblutend,  seine  Welt- 
stellung und  civilisatorische  Aufgabe  in  der  Völkerwelt 
nicht  mehr  wird  behaupten  können.  Wir  beanspruchen 
nicht,  dass  jedermann  mit  uns  dieselbe  politische  Mei- 
nung habe;  wohl  aber  kann  unter  denen,  die  desselben 
Glaubens  an  Jesum  sind,  nur  einerlei  christliche  Moralität 
Berechtigung  haben.  Die  ganze  christliche  Moral  ist  in 
dem  hohen  Wort  zusammengefaßt :  ,Liebe  deinen  Näch- 
sten als  dich  selbst*,  und  ,Dabei  wird  jedermann  erkennen, 
dass  ihr  meine  Jünger  seid,  so  ihr  Liebe  untereinander 
habt*.  Wahres  Christenthum  wird  sich  unter  allen  Um- 
ständen an  dieser  Frucht  erweisen  müssen. 

Weil  wir  nun  dringend  wünschen,  dass  auf  der  Kon- 
ferenz zu  Hamburg  alles  Trennende  vermieden  werden 
möge,  richten  wir  dieses  offene  Wort  der  Klärung  an 
euch,  theure  Brüder,  in  der  Hoffnung,  dass  auch  ihr  das, 
was  Sünde  ist,  Sünde  nennt  und  den  Muth  findet, 
Christum  auch  in  dem  Sinne  zu  bekennen,  dass  ihr  der- 
artige, zu  Gott  um  Vergeltung  schreiende  Grausamkeiten 
verurtheilt.  Nur  in  diesem  Sinne  können  wir  euch  zu 
den  bevorstehenden  Versammlungen  im  August  1902  in 
ungetrübter  Gemeinschaft  des  Geistes  Auge  in  Auge 
schauen  und  herzlich  die  Bruderhand  reichen.» 

XV.    Die  Friedensdepesche. 

«London,  1.  Juni.  Das  Kriegsamt  hat  von  Lord 
Kitchener  folgende  Depesche  erhalten: 

Pretoria,  31.  Mai,  11  Uhr  15  Abends.  Das  Schrift- 
stück, das  die  Bedingungen  der  Kapitulation  enthält,  ist 
heute  Abends  10  Uhr  30  von  sämmtlichen  Vertretern  der 
Buren,  von  Lord  Milner  und  mir  unterzeichnet  worden.» 

XVI.    Nachträgliche  englische  Pressstimmen  über  die  Lage 

in  Südafrika. 
«Von  der  Ansicht,   dass   die  in  Südafrika  besiegten 
Gegner  sich  schliesslich  mit  einem  gewissen  Enthusiasmus 
zur  Sache  des  Königs  bekannt  und  ihr  altes,  vierfarbiges 
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Banner  leichten   Herzens  zusammengerollt  und    in   die 
Ecke  gestellt  hätten,   kommt  man   in  England  doch  all- 
gemach zurück.    Die  noch  immer  einer  strengen  Censur 
unterworfenen   Telegramme   aus   den   neu    erworbenen 
Kolonien  verzeichnen  allerdings  kein  Faktum,  durch  das 
den  anfänglichen  Meldungen   Ober  den  Jubel,   den   die 
Friedensbotschaft  allerwärts  hervorgerufen  habe,  und  über 
len  allseitigen  Wunsch,   die  Vergangenheit  vollständig 
»egraben   und  vergessen   sein   zu  lassen,    geradezu   ein 
)esaveu  ertheilt  würde.  Sie  beobachten  über  die  in  den 
Preisen   der  Buren  herrschende  Stimmung  vorsichtiges 
chweigen  und  nehmen  höchstens  von  einzelnen  Kund- 
gebungen  ehemaliger  Burenführer  Akt,   die  nach  Lage 
jr  Dinge  begreiflicherweise  nichts  anderes  thun  können, 
3  ihren  Landsleuten  zu  rathen,  sich  mit  den  vollzogenen 
latsachen  so  gut  als  möglich  abzufinden  und  nun  vor 
em  dafür  Sorge  zu  tragen,   dass  nach  der  nationalen 
Inständigkeit  nicht  auch   noch  die  nationale  Eigenart 
len  verloren  gehe.    Freier  und  eingehender  als  in  den 
rz  gefassten,  scharf  censurrirten  Kabelmeldungen  können 
h  die  Korrespondenten  englischer  Blätter  in  Südafrika 
ihren   brieflichen   Berichten    zu   der   Frage   äussern, 
«en  man   sich  von   den  neuen  Unterthanen  zu  ver- 
en  habe,  und  da  läuft  doch  manche  Warnung  vor  be- 
klichen  Illusionen  mit  unter.    So   wird   dem   konser- 
ven  Standard  aus  Pretoria  geschrieben: 

«Können  wir  glauben,   dass  die  Holländer,   die   uns 
""  iahl  in  Südafrika  zweifach   übertreffen,   bereit   sind, 
Herrschaft  König  Eduards  mit   voller  Loyalität  anzu* 
nen?    Was  tief  im  Herzen  sitzt,  ist   schwer  zu  ent- 
min. Dies  gilt  ganz  besonders  von  den  Buren,  deren 
dete  Klassen  ebenso  klug  wie  weitsehend  sind   und 
^    on  ihrer  Kindheit  an  in  dem  Hasse  gegen  die  bri- 
3  Herrschaft  auferzogen  wurden.    Klar  und  deutlich 
^dochen,  handelt  es  sich  um  eine  Blutfehde,  die  zum 
^2^Tten  Theile,   wenn  nicht   ganz,   dem  Boden  der  Un- 
£*£*  mft  entsprossen   ist.    Die  Kolonisten   kennen   dies 
..  '* .  aus  den  früher  gesammelten  Erfahrungen.  Sie  sehen 
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auch  jetzt  schon  wieder  in  dem  Verhalten  der  Buren  die 
Anfänge  einer  genial  angelegten,  neuen  separatistischen 
Bewegung  und  fragen  sich,  ob  es  nicht  selbstmörderisch 
seitens  der  kaiserlichen  Regierung  und  ein  verbrecherischer 
Fehler  ihrer  Vertreter  in  Südafrika  wäre,  wenn  man  es 
als  ausgemacht  annehmen  wollte,  dass  der  Bur  über  Nacht 
seinen  geradezu  unausrottbaren  Charakter  abgelegt  habe 
"und  zu  einem  aufrichtigen  und  treuen  britischen  Staats- 
bürger geworden  sei.  Die  Proklamation,  die  Schalk 
Burger  als  eine  Art  der  Entschuldigung  für  die  Unter- 
zeichnung des  Friedensprotokolls  erliess,  betonte  beson- 
ders die  grosse  Sterblichkeit  der  Frauen  und  Kinder  der 
Buren  in  den  britischen  Zufluchtslagern  und  die  syste- 
matische Verwüstung  der  Farmen;  General  Louis  Botha 
ermahnte  die  Buren  in  seinen  Ansprachen,  fest  zusammen- 
zustehen und  ihre  Hoffnung  auf  die  Zukunft  zu  setzen. 
Was  aber  die  Burenfrauen  betrifft,  so  begrüssten  sie  den 
Friedensabschluss  nicht  etwa  mit  Freudenthränen,  wie 
es  zuerst  hiess,  sondern  mit  Thränen  des  Zornes.  Diese 
und  andere  Anzeichen  berechtigen  nicht  zu  der  Hoffnung, 
dass  der  Rassenkampf  in  Südafrika  zum  Abschlüsse  ge- 
kommen ist.  Im  Gegentheil,  man  sieht  der  Zukunft  mit 
wachsender  Besorgniss  entgegen.  Mir  ist  es  vollständig 
klar,  dass  die  Führer  im  soeben  beendeten  Kriege  auch 
im  Frieden  die  gesammten  Buren  in  der  Hand  haben 
und  kommandiren  werden.  Es  ist  ferner  ersichtlich,  dass 
sie  ihre  Macht  gebrauchen  wTerden,  um  —  wahrscheinlich 
auf  verfassungsmässigem  Wege  —  eine  Konföderation  der 
südafrikanischen  Staaten  herbeizuführen  und  so,  womög- 
lich, ihr  Ziel  zu  erreichen,  das  kein  anderes  ist,  als  die 
Schaffung  einer  Republik  der  Vereinigten  Staaten  von 
Südafrika.  Vorläufig  hat  der  Krieg  die  Ausführung  dieses 
Planes  verhindert;  sie  haben  vom  Krieg  genug  gehabt; 
aber  die  Intrigue,  bezüglich  deren  wir  sie  nichts  zu 
leliren  vermögen,  kann  schliesslich  unter  dem  Deck- 
mantel der  Loyalität  doch  noch  triumphiren.  Die  einzige 
Hoffnung  für  uns  ruht  in  der  Förderung  einer  möglichst 
tarken  britischen  Auswanderung   nach  Südafrika.    Erst 
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wenn  wir  den  Buren  in  der  Kapkolonie,  im  Transvaal 
lind  in  der  Oranjekolonie  an  Zahl  so  überlegen  sind,  wie 
dies  in  Natal  schon  der  Fall  ist,  können  wir  sicher  sein, 
dass  Südafrika  wirklich  uns  gehört.» 

«Auch  die  Korrespondenten  anderer  Blätter,  so  z.  B. 
der  Morning  Post,  sprechen  sich  in  ähnlich  pessimistischem 
Sinne  aus  und  erklären,  dass  ein  dauernder  Friede  in 
Sudafrika  noch  lange  nicht  gesichert  sei. 

Das  Blaubuch  stellt  endlich  auf  Grund  amtlicher 
Auslassungen  die  Meldungen  über  die  angebliche  Freudig- 
keit, mit  der  sich  die  Buren  bei  Abschluss  des  Friedens 
den  Briten  in  die  Arme  geworfen  haben  sollten,  ins 
rechte  Licht.  Wir  erfahren  aus  diesen  Mittheilungen, 
welcher  Geist  in  Wahrheit  die  Buren  beim  Abschlüsse 
des  Kampfes  beseelte.  Namentlich  ist  in  dieser  Beziehung 
der  Text  der  vom  Nationalkongress  in  Vereeniging  von 
den  Burenführern  angenommenen  Resolution  sehr  lehr- 
reich. 

Die  Hoffnungen  der  Buren  gründen  sich  vor  allem 
darauf,  dass  nach  aller  Wahrscheinlichkeit  die  Goldgruben 
in  dreissig  Jahren  erschöpft  sein  werden,  dass  dann  die 
britische  Bevölkerung,  die  an  der  Goldindustrie  betheiligt 
war,  zum  grossen  Theil  das  Land  verlassen  wird,  wäh- 
rend sie  selbst  als  Bebauer  des  Grund  und  Bodens  als 
feste  Insassen  verbleiben  und  bei  der  Fruchtbarkeit  ihrer 
Rasse  schliesslich  die  massgebende  Mehrheit  bilden 
werden.  Das  sind  die  Dinge,  woran  die  Burenführer 
denken,  wenn  sie  ihre  Volksgenossen,  wie  sie  das  in 
diesen  Tagen  bei  ihrem  Empfang  in  Kapstadt  thaten,  auf 
die  Zukunft  hinweisen.  Lord  Milner  erkennt  offenbar 
sehr  richtig,  in  welchem  Punkte  die  Buren  auf  die  Zu- 
kunft rechnen,  und  in  einer  seiner  Depeschen  erläutert 
er  denn  auch,  in  welcher  Weise  er  die  Berechnung  der 
Buren  vereiteln  möchte.  Sein  Auskunftsmittel  besteht 
in  der  Vermehrung  britischer  Siedelungen  und  in  der 
grösstmöglichen  Verminderung  des  Burengrundbesitzes. 
Zu  diesem   Zwecke   wünscht   er  u.  a.  alle  Burenfarmen 
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aufzukaufen,  deren  Besitzer  sich  zufolge  starker  Hypo- 
thekenlast  in  Bedrängniss  befinden;  er  wünscht  ferner 
eine  theilweise  zwangsmässige  Expropriirung  des  Buren- 
farmers  im  Allgemeinen,  d.  h.  er  möchte  ihn  zwingen, 
4000  von  seinen  5000  Morgen  Landes  zu  verkaufen  und 
sich  mit  der  Bebauung  von  1000  Morgen  zu  begnügen. 
Selbst  ein  Theil  der  unionistischen  Presse  ist  mit  diesem 
Milnerschen  Plane,  nicht  einverstanden  und  hofft,  dass 
die-  Regierung  ihn  nicht  genehmigen  wird,  da  sie  sich 
sonst  in  Kürze  einer  sehr  bedenklichen  Agraragitation 
in  Südafrika  gegenüber  befinden  würde.  €  Unsere  Farmen 
gehören  uns  noch,«  betonte  General  Botha  kürzlich  in 
Pretoria,  «und  niemand  kann  sie  uns  nehmen.»  «Der 
Grund  und  Boden  ist  noch  unser,»  erklärte  auch  General 
Delarey,  «und  somit  ist  noch  Hoffnung.» 

Nach  solchen  Versicherungen  würde  die  Ausführung 
des  Milnerschen  Planes  den  Argwohn  der  Bürger  gegen 
die  britische  Regierung  sofort  erneuern.»1) 

(Londoner-Corresp.  d.  Allg.  Ztg.  vom  31.  Juli.) 


')  Nach  dieser  nicht  ganz  unwahrscheinlichen  Auffassung 
tritt  der  nun  schon  zum  zweiten  Male  ausgefochtene  Kampf 
zwischen  dem  englischen  Imperialismus  und  einer  holländisch- 
afrikanischen  Republik  in  sein  drittes  Stadium,  wobei  nur 
jetzt  die  von  den  Engländern  aufgereizten  und  mit  Feuer- 
waffen versehenen  Kaffern  einen  neuen  Faktor  bilden  werden, 
dessen  Einwirkung  vorläufig  noch  gar  nicht  zu  berechnen  ist. 
Sicher  erscheint,  dass  England  zuletzt  das  Spiel  verliert, 
wenn  es  ihm  nicht  gelingt,  die  Boeren  völlig  zu  versöhnen. 
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Ausländische  Verhältnisse. 

Die  heutige  Politik  steht  ganz  im  Bann  der  An- 
schauungen Macchiavelli's.  Wenn  dieser  grosse 
Schriftsteller  noch  lebte,  so  wurde  er  sich  sogar  über 
die  allgemeine  Geltimg  verwundern,  welche  seine  Prin- 
zipien gewonnen  haben ;  denn  wahrend  er  sie  im  16.  Jahr- 
hundert eigentlich  nur  als  einen  Nothbehelf  ansah,  um 
sein  Vaterland  von  den  Barbaren  zu  befreien,  sind  sie 
jetzt  im  zwanzigsten  die  Grundsatze  geworden,  nach 
«Innen  alle  bekannteren  Staatsmänner  der  wivilisirten» 
Staaten  sich  einrichten.  Vielleicht  gibt  es  nrn-h  einige 
heimliche  «Barbaren*  darunter,  die  anders  denken,  um 
nicht  ein  unerfreulich  zwiespältiges  Dasein  zwischen  einem 
offiziell  stets  sorgfältig  affiehirten  Christenthum  und  einer 
heidnischen  Handlungsweise  fuhren  zu  müssen.  Da\s  dies 
mitunter  dem  einen  oder  andern  Leiter  der  Geschicke 
imserer  Zeit  die  Nerven  erschüttert;  sogar  solchen  eisen- 
harten und  sich  gern  bei  den  *  realen  Bedingungen 
menschlicher  Existenz»  beruhigenden  Naturen,  wie  das 
Vorbild  der  heutigen  Staatsmänner  es  war,  das  ist  zu 
begreifen;  denn  kein  Mensch  kann  in  einem  solchen  in- 
neren Dualismus  gesund  an  Geist  und  Körper  bleuten. 
Dies  ist  die  Strafe  für  den  Macchiavellismus,  die  stets 
eintritt;  im  Uebrigen  sind  es  freilich  meistenteils  auch 
heute  die  «Achivi»,  welche  die  Sünden  der  «reges»  aus- 
zubaden  haben.  Sie  verdienen  dieses  Schicksal  aber 
ebenfalls  durch  den  Byzantinismus,  mit  dem  sie  ihre 
«grossen  Realpolitiker»,  von  Bismarck  bis  zu  Chamberlain 
und  Rhodes,  verehren.    Das  wird  einmal  ein  gründliches 

Ende  in  einer  neuen  französischen  Revolution  nehmen, 

26 
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Niemand  erzieht  die  Revolution   und  Anarchie   sicherer, 
als  einige  Vertreter  der  heutigen  «Ordnung.» 

Nachdem  der  Boerenkrieg  zu   Ende   gekommen  ist. 
kann  die   «Theilung  der  Welt»   fortgesetzt  werden. 
Bezüglich  China's  haben  die  Russen  definitiv  die  Hand 
auf  die  Mandschurei  gelegt,  wogegen  England  und  Jaj>an 
im    Januar    dieses    Jahres    ein    Bündniss    abschlössen, 
welches    sich    jedenfalls   zunächst  auf  die    chinesischen 
Angelegenheiten  bezieht.    Deutschland  erneuerte  am  28. 
Juni    seinen    «Dreibund»    mit    Oesterreich    und    Italien, 
welcher  wenigstens  negativ  die  Sicherheit  bedeutet,  dass 
das  letztere  Land  nicht  dem  französischen  Einflüsse  und 
Deutschenhasse    verfällt.    Im    Uebrigen    schwankt    die 
deutsche  Politik  noch  zwischen  Anlehnung  an  Russland, 
oder  an  England.     Ohne  Zweifel  wTürde  sofort  die  ersten* 
eintreten,   wenn  einerseits  Frankreich  sich  entschliessen 
könnte,  definitiv  (soweit  etwas  in  der  Weltpolitik  defini- 
tiv ist)  auf  die  Revanche  zu  verzichten,  und  andererseits 
die  deutsche  Flotte  bereits  stärker  herangewachsen  wäre. 
Solange    beides   nicht   der  Fall  ist,    werden   die   «herz- 
lichsten Beziehungen»  zwischen  der  deutschen  und  eng- 
lischen Regierimg  unterhalten,   denen  jedoch  bereits  die 
Stimmung  der  beidseitigen  Völker  nicht  entspricht.  Denn 
die  englische  Politik  ist  wesentlich  eine  Kaufmannspoli- 
tik.  Der  Welthandel  muss  englisch  bleiben;  wer  dem  ent- 
gegentritt, muss  bekämpft  wrerden.   Dieser  Grundsatz,  den 
keine  englische  Regierung  jemals  verleugnen  wird  (nicht 
einmal  Cromwell),  muss  den  Krieg  mit  Deutschland,  dessen 
«Zukunft   ja   auch   auf  dem  Meere  liegt»,  in  absehbarer 
Frist  herbeiführen.    Vorläufig  liegt  die  Entscheidung,  ob 
dies   in    kürzerer   oder   längerer  Zeit   geschieht,  in  den 
Händen  Amerika's.    Da  dieser  Grossstaat  ein  ebenso  rück- 
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sichtsloser  Aspirant  auf  die  Welthandelsherrschaft  ist, 
wie  England,  und  überdies  demselben  in  seinen  nächsten 
«natürlichen  Interessenkreisen»  noch  einiges  abzunehmen 
hat,  so  wird  es  sich  in  letzter  Linie  darum  handeln, 
ob  von  England  solche  Conzessionen  und  Abtretungen 
mit  oder  ohne  Krieg  zu  erlangen  sind.  Die  dermalige 
englische  Regierung  hat  im  Boerenkrieg  hinreichend  ge- 
zeigt, dass  man  über  die  Neutralität  mit  ihr  kaufmännisch 
verhandeln  kann;  das  wird  künftig  von  Niemand  mehr 
vergessen  werden  und  sie  wird  den  Frieden,  da  man 
ihre  Landmacht  nicht  mehr  fürchtet,  künftig  kaufen 
müssen.  Das  ist  der  dauernde  «Fluch  der  bösen  That» 
in  Südafrika. 

Die  kleineren  Staaten  haben  in  diesem  grossen 
Schachspiel  um  die  Weltherrschaft  (namentlich  um  die 
Handelsherrschaft  noch  mehr,  als  um  die  politische)  keine 
andere  Rolle,  als  eine  leidende.  Sie  werden  alle  nach 
und  nach  einer  «Interessensphäre»  einverleibt  werden, 
und  auch  unter  die  politische  «paramountcy»  irgend  eines 
Grossen  zu  kommen  riskiren,  falls  sie  es  nicht  vor- 
ziehen, sich  alle  miteinander  zur  Aufrechterhal- 
tung eines  «Rechtszustandes»  zu  verbünden,  was 
das  Klügste  wäre,  was  sie  jetzt  thun  könnten.  Das 
hat  übrigens  Macchiavelli  ihnen  schon  gerathen  und  in  die- 
sem Punkte  sind  auch  wir  seine  Schüler,  wie  alle  Anderen. 

Der  chinesische  Weltfeldzug  erreichte  sein  Ende  vor- 
läufig in  einem  Frieden,  welcher  dem  chinesischen  Reiche 
eine  grosse  Schuld  aufbürdete,  im  Uebrigen  aber  Alles 
ungeordnet  liess.  China  steht  nun  vor  der  Wahl,  ent- 
weder der  westlichen  Civilisation  sich  zu  erschließen, 
was  bekanntlich  zunächst  mit  der  Annahme  der  civili- 


404  Jahresbericht  1902. 

sirten  Militärregleinente  und  Waffentechnik  geschieht, 
denen  dann  das  Christenthum,  so  gut  als  noch  dabei 
möglich,  folgt;1)  oder  dann  die  Auftheilung,  unter  mehr 
oder  weniger  schonenden  Formen,  zu  gewärtigen.  Dif 
fremden  Heersehaaren  kehrten,  mit  Ausnahme  einiger  Be- 
satzungstruppen   zurück,    nachdem    der    neue    Agamem- 

*)  Ein  interessantes  Aktenstück  nach  dieser  Richtung 
hin  ist  folgendes: 

«Decrct  de  Timperatrice  douairere  du  23^  jour  de  la  12«  lune 
(2  fevrier  1902). 

Grande  est  la  bonte  de  notre  dynastie  et  ses  bienfait>. 
comme  une  pluie  de  saison,  se  fönt  sentir  par  tout  renipire. 
Dans  notre  aduiinistration,  nous  ne  faisons  pas  de  dtstinrtiou 
entre  Chinois  et  Mandchous.  Cependant,  d'apres  les  ancieime* 
lois,  il  est  defendu  de  contracter  des  mariages  entre  des  per- 
sonnes  mandchoucs  et  chinoises.  La  raison  de  cette  defense 
est  qu'au  connnencement  de  notre  dynastie,  lorsque  nos  au- 
eetres  passerent  la  Grande  Muraille,  les  moeurs  des  deux 
peuples  n'etaient  pas  les  memes  et  peu  de  personnes  com- 
prenaient  les  deux  langues.  Voilä  pourquoi  les  premier* 
empereurs  promulguerent  la  dite  prohibition.  Mais  a  pre>ent 
les  moeurs  des  Mandchous  et  des  Chinois  sont  les  memes: 
ils  out  la  meine  doctrine.  Et  cela  depuis  plus  de  200  ans. 
En  consequence,  il  faut  seconder  les  inclinations  du  c<eur 
humain  et  enlever  ees  prohibitions.  Nous  ordonnons  qne. 
dorenavant,  il  soit  perniis  aux  mandarins  et  aus  gens  du 
peuple,  Chinois  et  Mandchous,  de  contracter  enseinble  des 
mariages.  Que  personne  a  cet  effet  ne  leur  cause  des  ein* 
barras. 

Les  femmes  chinoises  pour  la  plupart  se  bandent  leurs 
pieds.  C'est  une  coutume  bien  ancienne  qui  cependant  est 
nuisible  au  juste  developpement  du  corps.  A  l'avenir,  les  fa- 
milles  mandarinales  devront  exhorter  serieusement  les  fem- 
mes ä  ne  plus  bander  leurs  pieds.  Qu'elles  exhortent  aussi 
les  personnes  des  autres  farmlies,  de  sorte  que  tout  le  monde 
sache  bien  les  inconvenients  de  cette  pratique.  De  cette 
maniere,  Ton  peut  esperer  que  peu  a  peu  Ton  deracinera  la 
coutume  inveteree.  Cependant  il  est  absolument  interdit  aux 
mandarins  et  ä  leurs  satellites  de  prendre  pretexte  de  no* 
paroles  pour  causer  des  difficultes  aux  gens  du  peuple. 
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non.  Graf  Waldersee.  kaum  dem  Tode  bei  einem  Brande 
entgangen  war,  welchem  ein  anderer  deutscher  General, 
Schwarzhoff,  zum  Opfer  fiel.  Es  war  dies  der  militärische 
Rathgeber  Deutschlands  am  Haager  Kongress  von  18W 
und  der  Haupturheber  der  unglücklichen  Artikel  1  und  2 
der  Convention  über  den  Landkrieg  gewesen,  die  wir 
nicht  unterzeichnet  haben.  Es  ist  eine  Art  von  Nemesis, 
dass  er  nun  selbst  in  einem  Kriege  gegen  nicht  regel- 
mässige Truppen  umkam.  Das  Hauptresultat  aus  diesem 
ersten  Akt  des  Chinesenkrieges,  der  über  kurz  oder  lang 
seine  Fortsetzung  haben  wird,  bleibt  einstweilen  die  Ab- 
tretung der  Mandschurei  an  Russland  und,  als  Gegen- 
schachzug,  das  Bündniss,  welches  zwischen  England  und 
Japan  am  30.  Januar  1902  in  London  abgeschlossen 
wurde1)  und  eine  starken  Schritt  näher  zu  dem  grossen 


Pour  ce  qui  est  du  choix  de  filles  distinguees  pour  le 
s*rvice  du  palais,  comme  par  le  passe,  il  ne  sera  pas  pormis 
de  choisir  den  filles  distinguees  pour  le  Service  du  palais, 
comme  par  le  passe,  il  ne  sera  pas  permis  de  choisir  des 
filles  chinoises  de  crainte  de  retomber  dans  les  abus  en  usage 
M»us  la  dynastie  des  Ming.  En  maintenant  cette  dispositioii, 
noiis  voulons  perpetuer  la  distinction  entre  les  deux  rares 
au  point  de  vue  de  l'empire  et  prendre  consideration  des 
wntiments  des  gens  du  peuple. 

Que   le   present   decret   soit  porte  a  la  connaissance  de 

ton*.» 

l)  Ueber  dasselbe  gab  das  englische  Auswärtige  Amt  fol- 
gendes bekannt: 

«Beide  Regierungen  sind  von  dem  Wunsche  beseelt,  den 
status  quo  und  den  allgemeinen  Frieden  in  Ostasien,  wie 
auch  die  Unabhängigkeit  und  Integrität  von  China  und  Korea 
aufrechtzuerhalten,  und  kamen  über  Folgendes  überein : 

1.  Massregeln  zu  treffen,  um  ihre  Interessen  zu  wahren, 
wenn  diese  durch  aggressives  Vorgehen  irgend  einer  anderen 
Macht  oder  durch  Unruhen  in  China  und  Korea  bedroht  sind 
und  sich  dadurch  für  einen   der   beiden   vertraerschliessenden 
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englisch-russischen  Kriege  bildet,  welcher  an  allen  Gränzen 
der  englischen  Besitzungen  in  Asien  mit  Spannung  er- 
wartet wird.  Im  Zusammenhange  damit  hat  Japan  seine 
Flotte  um  10  Kriegsschiffe  modernster  Art  vermehrt  und 
England  es  versucht,  mit  China  ein  Abkommen  Ober  die 
Verwaltung  der  chinesischen  Eisenbahnen  zu  schliessen, 
welches  der  russischen  Politik  durchaus  entgegenstehen 
würde. 

Eine  Zeitung  äusserte  sich  darüber  wie  folgt: 

«Sous  pretexte  de  sauvegarder  pour  Tavenir  le  droit 
de  TEtat  chinois,  ce  traite,  suivant  le  «Temps»  qui  tient 
ses  informations  de  bonne  source,  c'est-a-dire  de  souree 
officieUe,  ce  traite  creerait  un  veritable  monopole  de  fait 
en  faveur  de  rAngleterre,  dissimulee  adroitement  sous  ce 
vocable  suspect   «l'administration  imperiale  des  chemins 

Theile  die  Nothwendigkeit  ergibt,  zum  Schutze  ihrer  Staats- 
angehörigen zu  interveniren ; 

2.  wenn  einer  der  beiden  Vertragschliessenden  in  einen 
Krieg  mit  irgend  einer  anderen  Macht  verwickelt  werden 
sollte,  wird  der  andere  Theil  strenge  Neutralität  bewahren, 
und  sich  bemühen,  zu  verhindern,  dass  andere  Mächte  «»ich 
an  den  Feindseligkeiten  gegen  seinen  Verbündeten  betheiligen: 

3.  wenn  irgend  eine  Macht  sich  den  Feindseligkeiten 
gegen  diesen  Verbündeten  anschliesst,  wird  die  andere  Partei 
ihm  zu  Hülfe  eilen,  den  Krieg  mit  ihm  gemeinsam  führen  und 
in  wechselseitigem  Einvernehmen  Frieden  schliessen; 

4.  die  vertragschliessenden  Parteien  kommen  Überein, 
dass  keine  von  beiden,  ohne  die  andere  zu  befragen,  sicli  auf 
separate  Abmachungen  mit  einer  andern  Macht  zum  Schaden 
der  oben  bezeichneten  Interessen  einlassen  wTird; 

5.  wenn  immer  die  oben  erwähnten  Interessen  gefährdet 
sind,  werden  die  beiden  Regierungen  einander  in  umfassender 
und  rückhaltloser  Weise  Mittheilungen  machen; 

6.  das  Abkommen  tritt  sofort  in  Kraft  und  bleibt  fönf 
Jahre  lang  in  Geltung.  Ist  indessen  einer  der  beiden  Ver- 
bündeten in  einen  Krieg  verwickelt,  wenn  der  Zeitpunkt 
seines  Erlöschens  herankommt,  so  soll  dasselbe  in  Gehung 
bleiben,  bis  Friede  geschlossen  ist.» 
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de  fer  chinois».  Ce  n'est  la  du  reste  que  le  «Mwt  de  la 
guerre  diplomatique  en  permanenee  qui  sera  la  con^iuenc* 
de  la  demiere  campagne  et  soulevera  d'innomhrable* 
conftits,  dans  chacun  desquels  celui  qui  est  ou  >e  croit 
lese  protestera  avec  Indignation  eontre  les  empietenients 
du  voisin.» 

Der   Krieg    zwischen    Russland    und   England    liegt 

vielleicht  doch,  trotz  der  Friedensliebe  des  (  zaren,  näher 

als  man  glaubt  und   in  diesem  Falle  wird  es  >ich   für 

Deutschland  wahrscheinlich  nur  um  eine  Wahl  handeln, 

wobei  es  durch  die  Erbauung  der  Bagdadbahn  mittelst 

einer  deutschen  Gesellschaft  materiell  bereits  gegen  die 

englischen  Interessen  entschieden  hat. 

Der  andere  Herd  kommender  Kriege  ist  die  Türkei 
deren  Herrschaft,  in  Europa  wenigstens,  ganz  offenbar 
ihrem  Ende  entgegengeht.  Die  Fragen  sind  jetzt  n<*-h 
die.  in  wie  weit  sich  ein  «Gross-Serbien»  mit  der  Dvna^tie 
von  Montenegro  etabliren  lässt,  ob  Italien,  dessen  Dynastie 
mit  Montenegro  durch  ein  Ehebündniss  in  Verbindung 
steht,  Ansprüche  auf  Albanien  machen  und  sie  gegenüber 
der  albanesischen  Eidgenossenschaft,  die  bereits  besteht, 
durchführen  kann,  und  endlich  wie  weit  der  ruwx;he 
Schatten  über  Bulgarien  und  über  Konstantinopel  selber 
fallen  darf,  ohne  einen  neuen  Krimkrieg  heraufzube- 
schwören, in  welchem  diesmal  Frankreich  auf  der  anderen 
Seite  stehen  und  Deutschland  schwerlich  neutral  bleiben 
würde.1)  Dabei  befindet  sich  der  Schweqmnkt  der  -orienta- 
lischen Frage»  jetzt  nicht  mehr  am  Bosporus  und  den 
Dardanellen,  wie  seit  dem  Frieden  von  Kutschuk-Kai- 
nardschi  und  dem  Vertrag  von  Hunkiar  Iskelessi,  son- 

')  Vrgl.  darüber  «Die  orientalische  Frage»  Jahrbuch  X 
pag.  355.  Die  Besetzung  von  Tripolis  durch  Italien  ist  bereits 
k»»ine  Frage  mehr. 
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dem  am  Endpunkt  der  künftigen  niesopotainisehen  Welt- 
bahn, am  persischen  Meeresbusen.1)  Dort  liegt  jetzt  der 
Eine  Schlüssel  zu  der  englischen  Herrschaft  in  Indien, 
mit  welcher  die  Weltstellung  Englands  verbunden  ist, 
und  um  keinen  Preis  wird  der  englische  Imperialismus 
diesen  Punkt  in  eine  andere  Hand  gelangen  lassen.    Da- 


*)  Ueber  diese  Bahn  wird  in  der  «Gazette  de  Lausanne» 
folgendes  berichtet: 

«La  nouvelle  ligne  partira  de  Konia,  au  sud  de  la  Petite 
Asie,  le  point  terminus  actuel  des  chemins  de  fer  anatolien*. 
Elle  franchira  le  Taurus  entre  Eregli  et  Adana,  d'oü  un  tron- 
con  la  reliera  au  golfe  d'Iskanderan  fanden  golfe  d'Alexan- 
drette).  D' Adana  la  ligne  projetee  file  sur  Killis,  reliee  avec 
Alep  pai*  un  troncon  secondaire.  Puis  eile  passe  rEuphratr 
et  se  dirige  sur  Harran  (einbranchement  sur  Urfa),  Raselain 
et  Nisibin,  jusqu'ä  Mossoul,  sur  le  Tigre.  De  la,  eile  re*te 
sur  la  rive  droite  du  fleuve,  qu'elle  abandonne  seuleuieiit 
vers  Bagdad,  pour  tourner  vers  le  sud,  franchir  une  deuxieiw 
fois  l'Euphrate  et  atteindre  Kerbela,  le  lieu  de  pelerinage 
celebre  des  Chiites.  Puis,  la  ligne  principale  se  dirige  sur 
Zobeir,  d'ou  un  einbranchement  tend  a  Bassora  et  un  autre 
a  Kasima.  sur  le  golfe  persique. 

Le  4  octobre  1888,  une  Convention  fut  signee,  relative  ä 
la  construction  d'un  cheniin  de  fer  d'Lsmidt  ä  Angora,  pro- 
longeaut  celui  d'Haidar-Pacha  ä  Ismidt,  dejä  construit.  En 
fevrier  1893,  nouvelle  Convention.  La  societe  contraetante 
entreprenait  un  einbrancheiiient  d'Eski-Chekir  ä  Konia. 
C'etait  le  eommencement  de  la  nouvelle  ligne  de  Bagdad. 
Le  h'rinau  de  concession  le  disait  expressement.  Le  ehemin 
de  fer  arrivait  ä  Konia  en  189(1 

Les  propositions  affluerent  et  une  vive  concuiTence  st 
manifesta  pour  le  prolongement  jusqu'ä  Bagdad.  En  inai 
1899,  accord  a  Berlin  entre  les  representants  de  la  «Deutsche 
Bank»  et  du  cheniin  de  fer  d'Anatolie,  d'une  part,  de  la 
Banque  imperiale  ottomane  et  du  cheniin  de  fer  de  Kassaha. 
d'autre  part.  La  regie  generale  des  chemins  de  fer  etait 
aussi  representee.  Le  10  juin.  M.  Zander,  au  nom  de  la  So- 
ciete des  chemins  de  fer  d'Anatolie,  fait  au  sultan  des  pro- 
positions fennes  pour  le  prolongement  jusqu'a  Bagdad.  II 
etait  eiitendu  que  la  participation    du   groupe    de   la  Banque 
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mit  aber  bleibt  für  England  nichts  anderes  übrig,  als  in 
noch  viel  weitergehendem  Sinne,  als  es  bisher  schon  der 
Fall  ist,  die  grösste  muhammedanische  Macht  zu  werden. 
Was  für  eine  Aufgabe  für  den  «Vertheidiger  des  christ- 
lichen Glaubens»!    Doch  die  Diplomatie  findet  für  alles 


ottomane  dans  Faffaire  serait  de  40%.   Les  capitaux  fraucais 
ctaient  donc  reconnus  necessaires. 

Le  14  septembre  1899,  le  consul  general  d'Allcmagne  ä 
Constantinople  partait  pour  Konia.  oü  il  fut  rejoint  par  une 
commission  technique.  Cette  commission  parcourut  la  route 
du  chemin  de  fer  projete  et  fit  un  rapport.  Le  rapport  fut 
defavorable.  II  declarait  que  la  future  ligne  ne  rappoi-terait 
pas  plus  de  2000  francs  par  kilometre  dans  Fetat  actuel  du 
pays.    II  fallait  donc  une  garantie. 

Le  26  novembre  1899,  la  ligne  fut  coneedee  par  le  suItan 
ä  la  Societe  des  cheuiins  de  fer  d'Anatolie.  Donc  plus  de 
concurrence.  Le  23  decembre  suivant.  une  couveiitiou  preli- 
lnüiaire  fut  signee,  reservaiit  trois  points:  coiistructiou  et 
sohdite  de  la  ligne  actuelle  de  Konia;  fixation  de  la  garantie 
kilometrique;  attribution  de  revenus  speciaux  ä  cette  garantie. 

La  ligne  avec  ses  embranchements  a  une  longueur  de 
2500  kilometres  de  Konia  ä  la  mer;  eile  est  divisee  en  see- 
tions  de  200  kilometres.  Une  seule  voie  sera  d'ahord  etablie ; 
mais  les  expropriatious  de  terrain  seront  faites  de  facon  a 
pouvoir  construire  une  seconde  voie. 

La  construction  de  la  ligne  devra  etre  conimeneee  dans 
les  trois  mois  a  partir  de  l'approbation  des  plans  pour  les 
Premiers  200  kilometres. 

Les  travaux  devront  etre  termines,  exeepte  en  cas  de 
force  majeure,  dans  huit  ans  au  maxiinum. 

Sur  la  garantie  kilometrique  de  16,500  francs  pour  le 
payement  de  laquelle  la  Turquie  s'est  engagee,  les  couces- 
sionaires  auront  droit  ä  un  prelevement  de  4500  francs  (par 
an  et  par  kilometre)  pour  frais  d'exploitation. 

Les  recettes  bruttes  jusqu'ä  concurrence  de  4500  francs 
serviront  ä  cette  garantie ;  le  surplus.  jusqu'ä  concurrence  de 
10,000  francs,  sera  verse  ä  FEtat,  e'est-ä-dire  que  le  capital 
de  garantie  paye  par  FEtat  diminuera  d'autant.  Si  les  recettes 
atteignent  im  chiffre  superieur  ä  10,000  francs.  (50°, 0  seront 
preleves  par  l'Etat;   le   reste   reviendra    aux  coucessiouaires. 
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eine  Formel,  welche  die  Klugen  annehmen,  weil  sie  die 
gefährlichen  Krisen  auf  eine  andere  Zeit  und  Generation 
verschiebt,  und  die  die  Einfältigen  eine  Zeitlang  täuscht 

Als  Vorläufer  kommender  Ereignisse,  oder  «ballons 
d'essai»  citiren  wir  ferner  das  Folgende: 

Einer  englischen  Zeitung  war  der  Sieg  ihrer  «Feld- 
herrn» über  40,000  von  aller  Welt  abgeschnittene  und 
unter  den  grössten  Schwierigkeiten  kämpfende  Bauern 
so  sehr  zu  Kopfe  gestiegen,  dass  sie  es  bereits  an 
der  Zeit  fand,  in  römischer  Weise,  von  Deutschland  Er- 
klärungen ober  die  Vermehrung  seiner  Flotte  zu  ver- 
langen. Darauf  antwortete  eine  andere  englische  Zeit- 
schrift «Truth»  sehr  verständig: 

«Es  scheint,  als  ob  die  neueste  Phase  des  Imperia- 
lismus dazu  führte,  zu  verlangen,  und,  wenn  nöthig, 
darauf  zu  bestehen,  dass  Deutschland  und  andere  Mächte 
der  Verstärkung  ihrer  Flotten  Grenzen  setzen,  weil  alle 
grossen  Flotten  eine  Bedrohung  unserer  Herrschaft 
zur  See  bedeuten.  Der  deutsche  Kaiser  würde,  wenn  er 
überhaupt  antwortete,  ohne  Zweifel  erwidern,  dass  die 
Vergrösserung  seiner  Flotte  gerade  deshalb  geplant  ist, 
wreil  wir  uns  bemühen,  eine  Seemacht  zu  schaffen,  die 
uns  die  Herrschaft  über  die  Meere  sichert.  Die  absolute 
Herrschaft  zur  See  seitens  einer  einzigen  Macht  hat  die 
Wirkung,  dass  der  Handel  anderer  Mächte  von  der  Gnade 
der  ersteren  abhängig  ist.  Da  die  Nationen  der  ganzen 
Welt  sich  an  dem  Kampfe  um  die  Märkte  betheiligen,  ist 
es  klar,  dass  sie  eine  solche  Abhängigkeit  niemals  dulden 
werden.  Es  ist  nur  ein  Beweis  für  den  Grössenwahn 
unserer  Imperialisten,  dass  sie  sich  einbilden,  sie  könnten 
fremden  Mächten  vorschreiben,  wie  viele  Kriegsschiffe  sie 
besitzen  dürften.» 

Auf  immer  aber  wird  diese  Verständigkeit  gegenüber 
dem  zu  hoher  Blüthe  gediehenen  Imperialismus  und  Jingo- 
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thura  nicht  Stand  halten  und  dann  wird  die  Zeit  kommen, 
in  welcher  Deutschland  die  Existenz  der  Boerenrepuhliken 
vermissen  wird  und  über  die  Fabel  vom  Bauer  mit  der 
Schlange  nachdenken  kann. 

Die  Berliner  «Nation»  befürwortete  eine  «engere  Post- 
union  Deutschlands*  mit  Holland  imd  der  Schweiz.  Wir 
haben  von  solchen  Versuchen  von  1815  diese  beiden 
Staaten  «anzugliedern»  bereits  im  Spitzeaufsatz  gesprochen 
und  sagen  nur  noch  mit  Fritz  Reuter:  «Nachtigall  ich  hör 
dir  laufen». 

Eine  neue  Weltmacht  wollen  die  amerikanischen 
Trusts  unter  der  Leitung  des  bedeutendsten  dieser  mo- 
dernen Raubritter,  Morgan,  werden.  Derselbe  beabsich- 
tigt, einen  Dampfer-Trust  zu  gründen,  welcher  den  Passa- 
gierverkehr zur  See  so  zu  monopolisiren  trachtet,  wie  es 
der  Eisenbahn-  und  Telegraphenverkehr  in  Amerika  be- 
reits in  Händen  einiger  grossen  Geldleute  ist.  Zunächst 
würde  sich  dieser  Trust  allerdings  gegen  England,  speziell 
gegen  Canada,  richten,  worüber  die  «Allg.  Zeitung»  vom 
1.  Juli  folgendes  sagt: 

«Die  Fangarme,  welche  der  Morgan'sche  Dampfer 
trust  nach  allen  Theilen  der  Welt  ausstreckt,  bedrohen, 
abgesehen  von  England,  nicht  zum  wenigsten  Canada 
mit  schweren  Verlusten.  Man  gibt  hier  stillschweigend 
zu,  dass  das  erste  Ziel  des  Trust  die  möglichste  Absper- 
rung der  canadischen  Häfen  Quebec,  Montreal,  Halifax 
und  St.  John  sein  wird ;  der  Fracht-  und  Personenverkehr 
von  und  nach  diesen  Häfen  soll  nach  dem  amerikanischen 
Portland,  Boston  und  New- York  gelenkt  werden.  Was 
den  Frachtverkehr  anbelangt,  so  macht  man  sich  über 
dessen  Verminderung  oder  gar  Vernichtung  hier  keine 
Sorgen,  denn   mit  Recht  sagt  man  sich,    dass  sich  der- 
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selbe  von  selbst  reguliren  wird  und  dass  sogar  ein  Mor- 
gan die  zahllosen  kleinen  Frachtlinien  und  Tramps  nicht 
aufkaufen  oder  kontrolliren  kann.  Ganz  anders  verhält 
es  sich  mit  dem  Passagierverkehr  und  dabei  in  erster 
Linie  wieder  um  den  von  Einwanderern.  Wird  Canada 
dieser  genommen,  so  wird  ihm  zugleich  auch  eine  Lebens- 
ader unterbunden,  denn  es  muss  wohlverstanden  sein, 
dass  dieses  Land  seine  erwartete  Entwicklung  einzig 
und  allein  nur  durch  eine  andauernde,  auf  viele  Jahre 
hinaus  andauernde  Einwanderung  erreichen  kann. 

Die  Nachtheile  der  Canadischen  Route  kennt  man 
in  den  betreffenden  Kreisen  gut  genug ;  sie  werden  aber 
wohl  jetzt,  wo  die  amerikanische  Gefahr  im  Anzüge  ist 
und  Canada  in  Handelsbeziehung  von  Amerika  annektirt 
werden  soll,  ignorirt  werden,  und  das  Projekt  wird  in 
grösserem  oder  kleinerem  Massstabe  zur  Ausführung 
komnlen.  Da  dieses  eigenartige  patriotische  Unternehmen 
mit  stetigen  Unterbilanzen  von  Anfang  an  zu  rechnen 
haben  wird,  so  müssen  die  staatlichen  Subsidien  sehr 
liberal  bemessen  werden,  und  weil  Canada  dies  allein 
sich  nicht  leisten  kann,  wird  das  Mutterland  England  ge- 
beten werden,  den  Hauptbetrag  beizusteuern.» 

Diese  starke  englische  Subsidienleistung  an  Canada 
ist  der  Preis  für  die  canadischen  Kontingente  im  Boeren- 
krieg  und  das  einzige  Mittel,  um  Canada  einstweilen  noch 
vor  der  Annexion  an  die  Vereinigten  Staaten  zu  schützen. 

Während  in  diesem  Punkte  der  Morgan-Trust  die 
Geschäfte  der  Vereinigten  Staaten  wirksam  vorbereitet  und 
Canada  in  eine  Lage  versetzt,  die  ihm  auf  die  Dauer  doch 
keine  andere  Wahl  lässt,  als  ein  zweites  Cuba  zu  werden, 
wachsen  im  Uebrigen  diese  Trusts  der  Union  selber 
sichtbar  über  den  Kopf. 

Die  Vereinigten  Staaten  werden  ihre  Eisenbahnen 
und  Telegraphen  verstaatlichen  und  die  grossen  Trusts 
durch    Kriniinalstrafen    verbieten    müssen.     Diese   Frau** 
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wird  eine  noch  grössere  Krise  in  der  Geschichte  dieses 
mächtigen  Staatswesens  hervorrufen  als  der  Sezessions- 
versuch des  Südens.  Dazu  gehört  nothwendig  eine  Ver- 
legung des  Volkswillens  aus  den  wesentlich  den  geschäft- 
lichen Klassen  angehörenden  Legislativen  in  das  Volk 
durch  die  Einführung  des  Referendums.  Das 
werder*  wohl  in  Kurzem  die  drei  bedeutenden  Fragen 
der  dortigen  inneren  Politik  sein. 

Damit  sind  wir  schon  auf  die  Besprechung  der  gros- 
sen politischen  Vorgänge  in  den  Einzelstaa- 
ten des  Auslandes  gekommen,  die  uns  näher  inter- 
essiren. 

Um  gleich  mit  Amerika  fortzufahren,  so  ist 
die  nächstgrösste  Nachricht  die,  dass  der  Durchstich 
der  Landenge  zwischen  dem  atlantischen  und  stillen 
Ocean  wahrscheinlich  nach  dem  alten  Panamaprojekt  ge- 
schehen wird,  dessen  Hinterlassenschaft  um  40  Millionen 
Dollars  an  die  Vereinigten  Staaten  übergegangen  ist. 
Dieser  grosse  Plan  wird  also  schliesslich  doch  ausge- 
führt werden;  allerdings  nicht  durch  die  «race  latine», 
ilie  sich  hiezu  als  unfähig  in  einem  ihrer  vielgerühmte- 
sten  Repräsentanten  erwies,  und  auch  nicht  unter  den 
Auspizien  des  Clayton-Bulwer- Vertrages,  welchen  der 
Boerenkrieg  und  das  Bedürfniss  Englands  nach  der  Neu- 
tralität der  Vereinigten  Staaten  zerrissen  hat.1)    Es  wird 

l)  Dieser  einst  berühmte  Vertrag  ist  im  Jahrbuch  1901 
pag.  442  abgedruckt.  Mit  der  Erwerbung  der  Bauten  des 
Fanama-Canals  ist  auch  die  Eisenbahn  über  die  Landenge  die 
erste  amerikanische  Staats  bahn  geworden.  Eine  Corre- 
spondenz  des  Genfer- Journals  sagt  darüber: 

<En  acquärant  le  canal  de  Panama,  le  gouvernement 
americain  deviendra  maitre  du  chemin  de  fer  de  Panama. 
Cette  ligne  fut  construite  il  y  a  quelque   cinquante   ans,   et 
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noch  mehr  dafür  bezahlen  müssen;  das  Schicksal  der  eng- 
lischen Antillen  ist  gleichfalls  so  gut  als  besiegelt. 

Der  Beschluss  des  amerikanischen  Senats,  welcher 
zuerst  blos  mit  42  gegen  34  Stimmen  erfolgtet  hatte  fol- 
genden Wortlaut: 

«Der  interoceanische  Kanal  wird  über  Panama  ge- 
gebaut, wenn  Präsident  Roosevelt  Gewähr  dafür  erlangen 
kann,  dass  alle  Rechte  und  Freiheiten  der  alten  Panama- 
Gesellschaft  um  vierzig  Millonen  Dollars  erworben  werden 
können.  Andernfalls  wird  der  Präsident  den  Nicaragua- 
Durchstich  bewilligen.» 

Die  andere  Kammer  stimmte  beinahe  einstimmig  l>ei. 
Ohne  Zweifel  wird  Amerika  auch  die  Nicaragua-Conzession 
in  Händen  behalten,  um  jeden  Mitbewerber  auszuschliessen. 
Der  Canal  wird  vorläufig  eine  ganz  amerikanische  Passage, 
mit  Befestigungen  an  beiden  Eingängen,  sein,  solange 
nicht  andere  Mächte  eine  internationale  Convention  ähn- 
lich derjenigen  für  den  Suez-Canal  herbeiführen. 

In  Cuba  ist  nun,  während  Portorico  einfach  an- 
nexirt  wurde,  zufolge  der  Versprechungen,  welche  die 
Vereinigten  Staaten  bei  Beginn  des  Krieges  gemacht 
hatten,1)  die   «Republik  Cuba»   entstanden,  aber  mit 

n'a  janiais  appartenu  ä  la  compagnie  francaise.  Ce  n'est  qu'un 
petit  tronc,on,  mais  qui  a  .rapporte  gros,  gräce  ä  sa  Situation 
privilegiee  de  trait  d'union  entre  les  deux  oceans.  Nous  eons- 
tatons  que  le  fait  de  voir  le  gouvernement  americain  devenir 
possesseur  d'un  chemin  de  fer  interesse  particulierenient. 
Certains  esprits  portes  ä  examiner  le  pour  et  le  contre  de 
la  nationalisation  des  voies  ferrees,  que  la  lutte  contre  les 
trusts  a  fait  paraltre  desirable,  suggerent  que  ce  premierpa* 
pourrait  avoir  plus  d'importance  que  Ton  n'est  dispose  ä  le 
penser.» 

J)  Der  amerikanische  Congressbeschluss  über  Cuba,  wel- 
cher das  an  Spanien  gerichtete  Ultimatum  bildete,  lautete  in 
seinem  vierten  Artikel: 

«Les  Etats  Unis  repudient  par  la  presente  toute  intention 
d'exercer  une  Souverainete,  une  juridiction,   ou  un  contröle 
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einem  so  engen  Handelsbündniss  und  dem  Besatzungs- 
recht einzelner  Punkte  durch  Amerika,  dass  ihre  Tage 
von  vornherein  gezählt  sind ;  so  dass  es  sich  kaum  lohnt, 
sich  um  ihre  Verfassung  näher  zu  bekümern.  *)  Der 
Bericht  des  bisherigen  amerikanischen  Generalgouver- 
neurs Wood  an  den  Präsidenten  über  den  letzten  Akt 
der  Befreiung  aus  dem  langjährigen  spanischen  Joche, 
für  die  so  viele  tapfere  Leute  schon  gekämpft  haben  und 
das  endlich  nun  doch  abgeschüttelt  ist,  lautete  wie  folgt: 

*J*ai  Thonneur  de  vous  informer  qu'en  conformite 
des  instructions  re^ues,  aujourd'hui,  ä  midi  precis,  j'ai 
transfere  au  president  et  au  Congres  de  la  Republique 
de  Cuba  le  gouvernement  et  la  gestion  de  l'ile.  Jai 
donne  lecture  des  documents  re<jus  et  M.  Palma  en  accep- 
tant,  au  nom  de  1'ile,  les  responsabilites  qui  lui  incombent, 
s  est  exprime  en  termes  aimables  et  debordant  d'affection, 
remerciant  la  Republique  des  Etats-Unis  et  ses  magistrats 
de  tout  ce  qui  a  ete  fait  pour  Cuba  et  de  Taccomphsse- 
ment  des  promesses  faites.  La  ceremonie  a  ete  tres  im- 
pressionante.  Je  m'embarque  sur  le  Brooklyn  avec  mon 
etat-major  pour  les  Etats- Unis.» 

Ein  Bericht  der  Zeitung  Tribuna  über  die  Inaugura- 
tion der  neuen,  ephemeren  Republik  lautet : 

«Sur  le  chäteau  Morro,  lorsque  le  soleil  s'est  eleve 
au  meridien,  un  coup  de   canon  a   ete   tire   ä   Cabanas. 


qaelconque  siu*  ladite  ile,  excepte  pour  en  amener  la  pacifl- 
cation  et  affinner  la  determination  des  Etats  Unis  de  laisser 
le  gouvernement  et  le  contröle  de  File  k  son  peuple  quand  cette 
pacification    sera  accomplie.» 

*)  In  seiner  ersten  Botschaft  betonte  der  Präsident  der 
neuen  Republik,  Palma,  ein  ehemaliger  politischer  Flüchtling, 
dass  dieselbe  im  Stande  sein  werde  alle  ihre  Versprechungen 
und  eingegangenen  Verpflichtungen  zu  erfüllen  und  auch  hoffe, 
mit  allen  Nationen  Freundschafts-  und  Handelsverträge  ab- 
zoschliessen. 
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C'etait  le  premicr  de  la  serie  de  45  coups  (correspondant 
aux  45  Etats  de  TUnion)  et,  au  dernier,  le  drapeau  des 
Etats-Unis  a  ete  amene.  Le  ehäteau  Morro  etait  bonde 
de  Cubains  patriotes,  dont  Tambition  etait  de  voir  leur 
drapeau  flotter,  ä  la  forteresse,  qui,  si  longtemps,  avait 
porte  le  drapeau  espagnol...  La  baie  resonnait  des  Viva 
Estados  Unidos!  Viva  Cuba  libre!  Sur  le  haut  des  mai- 
sons,  des  Cubains  enthousiastes  agitaient  de  petits  dra- 
peaux  de  la  jeune  Republique,  impatients  qu'ils  etaient 
de  le  voir  flotter,  et,  dans  toute  la  baie,  de  petits  hateaux 
ä  voile  et  des  remorqueurs  transportaient  une  foule  de 
gens  criant  et  hurlant  leurs  vivats.» 

Der  Globe  von  Boston  sagte: 

«Le  drapeau  americain  n'a  jamais  ete  plus  honore 
qu'au  moment  oü  le  general  Leonard  Wood  l'a  ainene 
sur  le  palais  gouvernemental  de  Cuba.  L'ceuvre  qui  s'est 
achevee  dans  la  transmission  de  Cuba  aux  Cubains  est 
sans  parallele  dans  Fhistoire  du  monde.  Jamais  on  n'avait 
vu  jusqu'ici  une  conquete  territoriale  d'une  pareiDe  richesse 
accomplie  par  une  nation  puissante  par  les  armes,  pour 
etre  Offerte  ensuite  en  libre  possession  ä  ses  habitants.» 

Die  Post  von  Pittsburg,  Pensylvanien,  zieht  daraus 
die  Folgerung  auch  für  die  Philippinen: 

«Nous  donnons  le  bonheur,  la  prosperite  et  la  liberte 
au  peuple  cubain.  Nous  avons  tenu  parole.  L'Amerique  a 
gagne  Festime  du  monde  entier.  Mais  nous  avons  menti 
aux  Philippins,  nous  les  avons  decus.  Nous  avons  lache 
sur  eux  les  instruments  d'une  cruelle  et  desolante  guerre. 
Nous  avons  tue  et  torture,  brüle  et  detruit.  Nous  avons 
perdu  700()  de  nos  hommes.  Si  nous  avions  applique  aux 
Philippines  la  politique  de  Cuba,  nous  n'avions  pas  une 
de  ces  vies  ä  perdre  et  nous  gagnions  l'amitie  et  la  grati- 
tude  des  insulaires,  comme  nous  avons  gagne  les  Cubains. 
Que  de  pertes  aux  Philippines!  Quelle  leeon  ä  Cuba!» 

Es  wird  den  Vereinigten  Staaten  allerdings  in 
den  Philippinen  nichts  anderes  übrig  bleiben,  als  ein 
solches  Scheingebilde  einer  unter  ihrem  Protektorat  ste- 
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henden  Republik  entstehen  zu  lassen,  oder  —  was  viel 
vernünftiger  wäre  und  vielleicht  auch  in  ihrer  Absicht 
liegt,  —  die  Philippinen  als  Austauschobjekt  gegenüber 
England  für  näher  liegende  Abtretungen  zu  gebrauchen. 

In  der  Schweiz  wurden  bis  auf  Weiteres  die  ameri- 
kanischen Consuln  ermächtigt,  die  cubanische  Republik 
zu  vertreten,   was  wohl  auf  die  Dauer  so  bleiben  wird. 

Die  Republik  Cuba  ist  bis  heute  (August)  von  fol- 
genden Staaten  anerkannt  worden:  Vereinigte  Staaten, 
Grossbritannien,  Frankreich,  Spanien,  Schweiz,  Haiti, 
Nicaragua,  Costarica  und  Guatemala. 

Ueber  die  Unterstützung  der  Engländer  durch  Lie- 
ferungen von  Kriegsmaterial,  namentlich  Pferden  und 
Maulthieren,  im  Boerenkrieg,  ohne  welche  die  englische 
Kriegsführung  in  Südafrika  unmöglich  geworden  wäre, 
enthielt  die  «North  American  Review»  einen  bemerkens- 
werthen  Artikel  von  Penfield,  Solicitor  of  the  State  De- 
partment. Eine  Anzahl  Aktenstücke  und  Zeugeneinver- 
nahmen enthält  ferner  eine  Präsidentenbotschaft,  Docu- 
ment  No.  568  des  57.  Congresses  1.  Session.  Es  geht 
daraus  nichts  Anderes  hervor,  als  was  man  schon  weiss, 
dass  auch  die  amerikanische  Republik  dem  Stärkern 
gegen  die  Schwachen  geholfen  hat,  statt  umgekehrt. 

Ein  auch  für  uns  interessantes,  fast  drakonisches 
Anarchistengesetz  ist  im  Juni  d.  J.  (im  Repräsen- 
tantenhaus mit  175  gegen  38  Stimmen)  angenommen 
worden.  Der  Inhalt  ist  nach  Zeitungsberichten  darüber 
folgender: 

«Das  neue  Gesetz  belegt  vor  allem  diejenigen  mit 
der  Todesstrafe,  die  den  Präsidenten  der  Republik  er- 
morden oder  den  Vizepräsidenten,  einen  der  Staats- 
sekretäre,   einen  Botschafter  oder  sonst   einen  bei   der 

27 
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Bundesregierung  beglaubigten  Gesandten  widerrechtlich 
und  vorsätzlich  um's  Leben  bringen.  Der  Versuch  des  Mordes 
gegen  den  Präsidenten  oder  eine  der  ihm  in  diesem  Ge- 
setze gleichbewertheten  Personen  wird,  wenn  der  Tod 
später  eintritt,  mit  lebenslänglichem  Zuchthaus,  in  allen 
übrigen  Fällen  mit  Zuchthaus  nicht  unter  fünf  Jahren 
bestraft.  Der  Anstifter  und  Gehilfe  wird  in  allen  Fällen 
ebenso  wie  der  Thäter  selber  bestraft,  besonders  dann, 
wenn  ein  spezielles  Komplott  angezettelt  wurde.  Wer 
aber  dem  Attentäter  nach  geschehener  That  behülflich  ist, 
ihn  verbirgt  oder  ihm  zur  Flucht  verhilft,  erhält  1  bis 
25  Jahre  Zuchthaus.  Noch  weiter  gehen  die  folgenden 
Artikel,  die  sogar  die  blosse  Aufreizung  mit  Todesstrafe 
bedrohen.  Es  heisst  da :  Wer  in  Wort  oder  Schrift  zum 
Mord  des  Präsidenten  der  Republik  oder  der  ihm  in 
diesem  Gesetze  gleichgestellten  Personen  aufreizt,  wird 
mit  dem  Tode  bestraft,  falls  das  Attentat  wirklich  er- 
folgte und  einen  tödtlichen  Erfolg  hatte;  in  allen  Fällen 
wird  die  Aufreizimg  mit  Zuchthaus  bis  zu  25  Jahren  und 
Geldstrafen  von  500  bis  1000  Dollars  geahndet.  Um  den 
bisher  ungehinderten  Verkehr  der  Anarchisten  im  Ver- 
einigten Staatengebiete  abzuschaffen,  wird  bestimmt,  dass 
Personen,  die  notorische  Gegner  einer  organisirten  Re- 
gierung sind,  überhaupt  nicht  in  Amerika  landen  dürfen. 
Sofern  sie  aber  trotzdem  in  das  Vereinigte  Staatengebiet 
sich  einschleichen,  sollen  sie  ohne  Weiteres  schubweise 
nach  ihrem  Heimatlande  deportirt  werden.  Auf  keinen 
Fall  darf  aber  Personen,  die  sich  zu  anarchistischen  Theo- 
rien bekennen,  das  Bürgerrecht  verliehen  werden.  Die- 
jenigen, die  fremden  Anarchisten  behülflich  sind,  dem  Ver 
böte  entgegen  in's  Land  zu  kommen,  sollen  mit  Geldbusse 
bis  zu  5000  Dollars  oder  Gefängniss  bis  zu  fünf  Jahren 
bestraft  werden.  Dagegen  hat  das  Repräsentantenhaus 
die  etwas  verunglückte  Bestimmung  der  Senatsvorlage, 
die  Errichtung  einer  Leibwache  für  den  Präsidenten 
betreffend,  gestrichen,  zumal  feststand,  dass  zum  Minde- 
sten Herr  Roosevelt  von  dieser  Schutzbefugniss  keinen 
Gebrauch  machen  würde.» 
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Ohne  Zweifel  wird  die  Eidgenossenschaft  auf  Grund 
dieses  «republikanischen»  Gesetzes  gelegentlich  veran- 
lasst werden  wollen  auch  das  ihrige  zu  revidiren,  was 
wir  nicht  für  nöthig  halten,  falls  eine  kräftigere  Recht- 
sprechung des  Bundesgerichtes,  als  im  Frigerio-Fafle, 
eintritt.  Nöthiger  wäre  es  hingegen,  nach  unserem  Dafür- 
halten, die  Anarchisten  oberster  Klasse,  die  Trust-Männer 
und  Milliardäre  zu  bekämpfen.1)  So  lange  dieselben  ruhig 
fortarbeiten  und  sich  nach  und  nach  alles  bewegliche 
Vermögen  aneignen  können,  wird  es  immer  Leute  gelten, 
welche  sich  auch  für  berechtigt  halten,  das  jetzige  kapi- 
talistische System  und  die  jetzige  Staatsordnung,  die  da- 
gegen ganz  machtlos  und  unfähig  zu  sein  scheint,  mit 
Gewaltmitteln  anzugreifen. 

In  unserem  Nachbarstaate  Deutschland  geht  der 
äussere  und  innere  Aufbau  nicht  in  ganz  gleichmässigem 
Schritte  vor  sich,  wobei  wir  das  innere  Gedeihen  dieses 
uns  nahe  befreundeten  Landes  für  wichtiger  halten,  als  die 
blosse  Mehrung  des  Verkehrs,  und  auch  nicht  unbedingt 
glauben,  dass  «Deutschlands  Zukunft  auf  dem  Wasser 
liege»,  wenn  man  nämlich  das  Interesse  Aller  und  nicht 
bloss  einzelner  handeltreibender  Stände  darunter  versteht. 
Die  Gefahren,  welche  Deutschland  bedrohen,  liegen  auch 

l)  Diese  Frage  wird  vielleicht  schon  bei  der  nächsten 
Präsidentenwahl  eine  Rolle  spielen.  Einstweilen  stimmen  die 
Bestrebungen  des  Morgan'schen  SchifHahrtstrusts  und  die  im- 
I>erialistische  Politik  noch  überein.  Eine  Rede  des  Sdiatz- 
sekretärs  Swan  in  Pittsburg  sagte  darüber  sehr  deutlich:  «11 
faut  que  les  Etats-Unis  aient  la  flotte  marchande  la  plus  con- 
siderable  qui  ait  Jamals  navigue  sur  l'Ocean  et  que  la  ruhe 
et  cnergique  Amerique,  en  possession  de  Hawal  et  du  canal 
isthmique,  transfere  la  souverainete  da  Pacifique  de  lTnion 
Jack  a  l'ftendard  etoile.* 
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Vorläufig  nicht  in  der  äussern  Politik,  die  zwar  etwas  schwierig 
noch  lange  bleiben  wird,  sondern  in  der  Zunahme  einer 
materialistischen  Weltanschauung,  bei  welcher  der  deutsche 
Geist  nicht  gesund  bleiben  kann,  der  auf  den  Idealismus 
angelegt  und  der  natürliche  Vertreter  dieser  Lebensrich- 
tung in  der  Welt  ist.  Der  deutsche  Kaiser  hielt  hierüber 
in  diesem  Jahre  einige  bemerkenswerthe  Reden,  nament- 
lich in  Marienburg  und  Aachen,  denen  man  im  Ganzen 
durchaus  beistimmen  musste.  Weniger  verständlich  bleibt 
für  uns  Ausländer  das  Präsidiren  der  Bonner  Borussenver- 
bindung  in  «Stürmer  und  Corps-Band»,  denn  diese  vor- 
nehmen Corps,  in  welchen  die  jungen  Leute  an  alles  Andere 
mehr,  als  an  das  Arbeiten,  gewöhnt  werden,  und  die  ihre 
Einflüsse  dann  noch  in  das  bürgerliche  Leben  hinein  er- 
strecken, sind  geradezu  ein  Unglück  für  Deutschland. 
Damit  hängt  auch  eng  zusammen  der  Duell- Wahnwitz, 
welcher  durch  einen  bisher  nicht  bekannt  gewesenen  Brief 
Bismarcks  an  seine  Schwiegermutter,  welcher  in  der  Allg. 
Zeitung,  Feuilleton  vom  25.  März  1902.  abgedruckt  ist,  plas- 
tisch illustrirt  wird.    Derselbe  lautet: 

«Johanna  hat  mir  eine  vortreffliche  Ankeruhr  ge- 
schenkt, die  mir  sehr  Noth  that,  da  ich  immer  ihre  kleine 
trug.  In  der  Vincke'schen  Sache  kann  ich  mit  Dir  Gottes 
Gnade  nicht  genug  preisen,  dass  von  keiner  Seite  Unheil 
geschehen  ist.  Es  ist  mir  innerlich,  glaube  ich,  recht 
heilsam  gewesen,  mich  dem  Tode  nahe  gefühlt  und  mich 
darauf  vorbereitet  zu  haben ;  ich  weiss,  Du  theilst  meine 
Auffassung  von  dergleichen  nicht,  aber  ich  habe  mich 
nie  so  fest  in  gläubiger  Zuversicht  und  so  ergeben  in 
Gottes  Willen  gefühlt,  als  in  dem  Augenblick,  wo  die 
Sache  vor  sich  ging.  Mündlich  können  wir  uns  einmal 
darüber  aussprechen,  jetzt  will  ich  Dir  nur  erzählen,  wie 
es  kam.  Ich  hatte  mich  schon  wiederholt  üljer  V.'s  Un- 
geschliffenheit   gegen   die    Regierung    und   die  Unsrigen 
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verdrossen  und  war  bereit,  ihm  bei  nächster  Gelegenheit 
ernst  entgegenzutreten.  Er  warf  mir  Mangel  an  diplo- 
matischer Diskretion  vor  und  sagte,  dass  bis  jetzt  keine 
andre  Leistung  als  die  «brennende  Cigarre»  von  mir  be 
kannt  sei.  Er  spielte  damit  auf  einen  Vorgang  im  Bundes- 
Palais  an,  den  ich  ihm  früher  unter  vier  Augen  und  auf 
sein  ausdrückliches  Verlangen  als  etwas  ganz  Unwichtiges 
aber  Spasshaftes  erzählt  hatte.  Ich  entgegnete  dann  von 
der  Tribüne,  Seine  Aeusserung  überschreite  nicht  nur 
die  Gränzen  der  diplomatischen,  sondern  auch  der  ge- 
wöhnlichen Diskretion,  die  man  von  jedem  Manne  von 
Erziehung  zu  verlangen  berechtigt  sei.  Am  andern  Tage 
Hess  er  mich  durch  Herrn  von  Sauken-Julienfelde  fordern, 
auf  vier  Kugeln ;  ich  nahm  es  an,  nachdem  Oskar  Arnims 
Proposition,  uns  auf  Säbel  zu  schlagen,  von  Sauken  ab- 
gelehnt war.  Vincke  wünschte  die  Sache  um  48  Stunden 
aufzuschieben,  was  ich  bewilligte.  Den  25.  früh  um 
8  Uhr  fuhren  wir  nach  Tegel,  auf  einen  hübschen  Platz 
im  Walde  am  Seeufer;  es  war  sehr  schönes  Wetter  und 
die  Vögel  sangen  zu  munter  im  Sonnenschein,  dass  mir 
alle  traurigen  Gedanken  vergingen,  sobald  wir  in  den 
Wald  kamen ;  nur  den  an  Johanna  musste  ich  gewaltsam 
abwehren,  um  nicht  weich  zu  werden.  Mit  mir  waren 
Arnim  und  Eberhard  Stolberg  als  Zeugen,  und  mein 
Bruder  als  sehr  niedergeschlagener  Zuschauer.  Mit  V. 
war  Sauken  und  der  Major  Vincke  aus  der  ersten  Kammer, 
ausserdem  ein  Bodelschwingh  (Vetter  des  Ministers  und 
Vincke's)  als  unparteiischer  Zeuge.  Dieser  erklärte  vor 
Beginn  der  Sache,  die  Forderung  scheine  ihm  den  Um- 
ständen nach  zu  hart  und  schlug  vor,  sie  auf  einen 
Schuss  von  jeder  Seite  zu  ermässigen;  Sauken  war  in 
V.'s  Namen  hiezu  bereit,  und  liess  mir  sagen,  man  wollte 
die  ganze  Sache  zurücknehmen,  wenn  ich  erklärte,  dass 
mir  meine  Aeusserung  leid  thäte ;  da  ich  dies  der  Wahr- 
heit gemäss  nicht  konnte,  so  nahmen  wir  unsere  Posten 
ein,  schössen  auf  Commando  von  Bodelschwingh,  und 
fehlten  beide.  Gott  verzeihe  mir  die  schwere  Sünde, 
dass.  ich  seine  Gnade  nicht  sogleich    erkannte,   aber   ich 
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kann  nicht  läugnen,  als  ich  durch  den  Dampf  sali  und 
mein  Gegner  aufrecht  stehen  blieb,  hinderte  mich  eine 
Empfindung  des  Missbehagens  in  den  allgemeinen  Jubel, 
der  Bodelschwingh  Thranen  vergiessen  Hess,  einzu- 
stimmen; die  Ermässigung  der  Forderung  war  mir  ver- 
driesslich  und  ich  hätte  das  Gefecht  gern  fortgesetzt. 
Da  ich  aber  nicht  der  Beleidigte  war,  so  konnte  ich 
nichts  sagen;  es  war  aus  und  alles  schüttelte  sich  die 
Hände.  Wir  fuhren  nach  Hause  und  ich  ass  bei  meiner 
Schwester  allein.  Alle  Welt  war  mit  dem  Ausgang  un- 
zufrieden, der  Herr  aber  wird  wissen,  was  Er  noch  aus 
V.  machen  will,  bei  ruhigem  Blut  bin  ich  jedenfalls  sehr 
dankbar,  dass  es  so  kam.  Viel  trug  wohl  dazu  bei,  das* 
ein  Paar  sehr  gut«  Pistolen,  die  ursprünglich  genommen 
werden  sollten,  dergestalt  verladen  wurden,  dass  sie  für 
den  Augenblick  ganz  unbrauchbar  waren,  und  wir  die 
zum  Sekundiren  bestimmten  nehmen  mussten,  mit  denen 
das  Treffen  allerdings  schwer  war.  Eine  dienstliche 
Störung  hat  mich  unterbrochen  und  nun  muss  ich 
schliessen,  die  Zeit  ist  um.  Nur  will  ich  noch  sagen, 
dass  ich  mich  über  das  Duell  vorher  mit  dem  alten  Stol- 
berg, Gen.  Gerlach,  Minister  Uhden  und  Hans  berathen 
hatte,  alle  waren  der  Ansicht,  es  müsse  sein;  auch  Büeh- 
sel  sah  keinen  Ausweg,  obschon  er  mich  ermahnte  ab- 
zustehen. Ich  habe  mit  ihm  und  Stolberg  noch  am  Abend 
vorher  eine  Betstunde  gehalten.  Dass  ich  mich  stellen 
müsse,  darüber  war  ich  nie  zweifelhaft,  wohl  aber,  ob 
ich  auf  V.  schiessen  solle.  Ich  that  es  ohne  Zorn,  und 
fehlte.  Nun  leb  wohl,  meine  sehr  geliebte  Mutter,  grosse 
Väterchen   herzlich   und  Alle   von   Deinem   treuen  Sohn 

vB.» 

Wie  man  bei  einem  solchen  Beginnen  noch  von 
«Gottes  Gnade»  sprechen  und  Betstunden  abhalten  kann, 
ist  uns  einfach  unbegreiflich. 

In  den  polnischen  Landestheilen  Preussens  machte 
sich  eine  polnisch -nationale  Bewegung,  sogar  in  den 
Schulen,   bemerklich  (Wreschener  Streit).     Es   mag  wohl 
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mit  mächtigen  Schritten  entgegengeht,  grosse  Entrüstung 
hervorgerufen  hatte: 

«Die  Politik  Preussens  den  Polen  gegenüber  entbehrte 
von  jeher  der  dauernden  Festigkeit,  sie  schwankte  immer. 
Bald  versuchte  sie  es  mit  Freundlichkeit,  bald  mit  Strenge. 
Streng  war  die  Regierung  unter  Friedrich  Wilhelm  III., 
dann   kam    die    wohlwollende    Haltung    unter   Friedrich 
Wilhelm  IV.,  sie  hatte  aber  nur  zur  Folge,  dass  es  1848 
zu  Aufständen  kam,  die  schwer  niederzuschlagen  waren. 
Bismarck  sah  in  den  Polen  den  erbittertsten  Feind  des 
Deutschthums  und  des  preussischen  Staates  und  handelt« 
danach.  Als  er  gestürzt  wurde,  erfolgte  eine  neue  Schwen- 
kung. Ein  eifriger  Pole,  Stablewski,  wurde  zum  Erzbischof 
von  Posen  ernannt.  Dem  Führer  der  polnischen  Reichstags- 
fraktion, Herrn  v.  Koscielski,  schmeichelte  der  Kaiser  in 
hohem  Grade,  indem  er  glaubte,  die  Polen  durch  Gunst- 
bezeugungen zu  versöhnen  und  zu  guten  Preussen  und 
Deutschen  heranzuziehen.  Schon  wollte  der  Reichskanzler 
Caprivi  den  Polen  in  der  Sprachenfrage  bedeutende  Zu- 
geständnisse machen,  da  verrieth  Koscielski  in  einer  Polen- 
versammlung zu  Lemberg  seine  geheimsten  Wünsche,  in- 
dem er  von  der  Wiederherstellung  des  gesammten  Polen- 
reiches sprach.    Dazu  kamen  die  verstärkten  Wühlereien 
der  Polen;    der  Kaiser  wurde   stutzig,   erblickte  in  dem 
Auftreten  Kosciclskis  einen  Verrath  seines  Vertrauens,  und 
nach  und  nach  kehrte  die  Regierung  zur  alten  Politik 
Bismarcks  zurück.  Die  vier  Jahre  polenfrcundlicher  Politik 
hatten  aber  dem  Deutschthum  ungeheuren  Schaden  ge- 
bracht, und  es  wird  schwere  Arbeit  kosten,  die  Polen  in 
die  Gränzen  zurückzuweisen,  die  ilmen  unter  dem  frühem 
festen  Rcgimente  gezogen  waren.» 

Daneben  bestellt  in  einigen  untergeordneten  Kreisen 
ein  gewisser  Cäsarenwahnsinn,  welcher  in  ganz  gleicher 
Art  Napoleon  I.  zu  immer  weiteren  Unternehmungen 
drängte,  die  endlich  ihr  ganz  naturgemässes  Ende  fanden. 

Einer  der  sclmeidigsten  Vertreter  dieses  «Staatsgcdan- 
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kens»,  der  Major  Wachs,  sagte  in  einer  kürzlich  erschie- 
nenen Schrift  über  Arabiens  Gegenwart  und  Zukunft 
wörtlich: 

«Das  deutsche  Reich  ist  in  seiner  Entwicklung  zu  der 
Notwendigkeit  gezwungen,  sein  Leben  in  die  Aussenwelt 
zu  tragen;  darum  muss  es  eine  Weltmacht  sein  oder  es 
ist  nichts.  Es  muss,  umraunt  von  den  mahnenden  Stim- 
men der  Hansa,  bedenken,  dass  es  kein  Zurück  gibt  und 
nur  vorwärts  Alles  zu  gewinnen  ist.» 

Genau  so  sprach  vor  100  Jahren  Napoleon.  Eine 
Politik,  die  immer  mehr  erobern  muss,  um  das  bereits 
Bestehende  zu  erhalten,  ist  eine  ganz  und  gar  verkehrte 
und  zum  Untergang  verurtheilte.  Wir  sind  jedoch  unserer- 
seits überzeugt,  dass  das  nicht  die  Meinung  der  massgeben- 
den Leute  Deutschlands  ist,   noch  jemals  werden  kann. 

Interessant  und  wohl  im  Ganzen  richtig  behandelte 
ein  V erhältniss,  das  auch  uns  näher  angeht,  ein  Brief  des 
Grafen  Berchem  an  Prof.  Lotz  in  München  (AUg.  Zeitung 
vom  23.  Juli  d.  J.)  wie  folgt: 

«Graf  Berchem,  der,  wie  bekannt,  Unterstaatssekretär 
im  Auswärtigen  Amt  zur  Zeit  des  Fürsten  Bismarck  war, 
tadelt  in  diesem  Brief  die  wenig  schonende  Art,  mit  der 
in  jüngster  Zeit  in  Deutschland  ausländische  Vorgänge 
behandelt  worden  seien. 

Nicht  selten  lesen  wir  jetzt  das  Thema  der  Erweite- 
rung unserer  Beziehungen  zu  Holland  berührt,  in  voller 
Sorglosigkeit  um  die  Gefährdung  des  zarten  jungen  Fadens 
deutscher  Sympathien,  welche  unser  ruhiges  und  unei- 
gennütziges Verhalten  im  Laufe  der  Jahre  in  diesem 
Lande  gezeitigt  hatte.  .  .  . 

Dem  hier  und  da  gemachten  Versuche,  derartige  Un- 
vorsichtigkeiten zu  bekämpfen,  wird  mit  Redensarten, 
wie  dem  «Civis  Romanus  sum»,  begegnet,  oder  die  Phrase 
entgegengeschleudert :  «Das  deutsche  Volk  hat  ein  Recht, 
seinen   Empfindungen   Ausdruck    zu   verleihen.»     Dieses 
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«Civis  Romanus  sum>  stammt  jedoch  aus  einer  Zeit,  da 
die  Römer  die  Weltherrschaft  beanspruchten  und  keinen 
selbständigen  Staat  neben  sich  duldeten,  ein  Weg,  auf 
welchen  wir  ihnen  nicht  folgen  wollen  und  nicht  könnten, 
auch  wenn  wir  die  nöthige  Verblendung  dazu  besässen. 
.  .  .  An  «nationalem  Stolze  >,  so  wird  von  anderen  ver- 
kündet, soll  uns  kein  anderes  Volk  übertreffen.  Gewiss, 
aber  wir  dürfen  diesen  Nationalstolz  nicht  bethätigen 
dadurch,  dass  wir  uns  ohne  berechtigte  Grundlage  an 
fremden  Ländern  reiben.  Andernfalls  verfallen  wir  dem 
Vorwurf  gewerbsmässiger  unbefugter  Einmischung,  welcher 
früher  auf  Frankreichs  Verhalten  lastete  und  es  fertig 
brachte,  dass  die  meisten  Völker  aufathmeten,  als  Sedan 
ein  für  alle  Mal  den  unbequemen  Zensor  zum  Schweigen 
verurtheilte.  Aufgabe  aller  patriotischen  Kreise  sollte  es 
demnach  sein,  die  Anwendung  gefährlicher  Schlagworte 
zu  bekämpfen,  welche  mehr  als  lange  Artikel  auf  die 
Jugend  imd  breite  Volksmassen  verwirrend  und  bethörend 
wirken. 

Die  Ueberhebung,  welche  sich  in  scharfer  Kritik  aus- 
ländischer Verhältnisse  bei  uns  vielfach  eingebürgert  hat 
hat  eine  gefährliche  Wechselwirkung ;  alle  unsere  Gregner 
haben  ein  lebhaftes  Interesse,  dieselbe  zu  ihrem  Vortheil 
zu  verwerthen. 

Es  kommt  hiezu  ein  zweites  gewichtiges  Moment. 
Lange  Friedensjahre  ohne  grosse  äussere  Erfolge  sind 
der  Befestigung  der  Autorität  der  Regierungen  nie  be- 
sonders günstig.  An  ihrer  Stelle  ist  die  Macht  der  Presse, 
auch  bei  uns,  in  den  letzten  Jahren  gewachsen,  und  sie 
hat  allerwärts  die  Führung  der  öffentlichen  Meinung  in 
einem  bisher  ungekannten  Massstab  übernommen.  Mit 
einiger  Uebertreibung  kann  man  sagen,  dass  die  in  einem 
begrenzten  Zeitraum  wiederholten ,  inhaltlich  überein- 
stimmenden Kundgebungen  einer  Gruppe  grösserer  Or- 
gane nicht  weniger  Eindruck  heutzutage  ausüben,  als 
früher  diplomatische  Noten  dies  bewirkten.  Dem  Politiker 
der  alten  Schule  mag  dies  erwünscht  sein  oder  nicht, 
die  Thatsache  steht  fest.     Auch  wir  werden  demnach  im 
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Auslände  nicht  immer  beurtheilt  nach  dem,  was  die  Ka- 
binette sich  gegenseitig  zuflüstern,  sondern  nach  der 
Haltung  unserer  Presse.  Verhält  sich  dieselbe  einem 
ausländischen  Staate  gegenüber  feindselig,  so  geht  die 
gegnerische  Erwiderung,  mit  einem  durch  die  derzeitigen 
äusseren  Umstände  begünstigten  Schein  von  Begründung, 
sofort  einen  Schritt  weiter  und  führt  den  Pressangriff 
auf  amtliche  Anregung  zurück.  .  .  .  Wohl  die  grösste 
Eigenschaft  des  unsterblichen  ersten  Reichskanzlers  war 
tue  untrügliche  Richtigkeit  seines  Augenmasses ;  dieselbe 
war  die  Waffe,  welcher  wir  in  erster  Linie  seine  Erfolge 
verdanken.  Möge  sein  Genius  über  uns  walten,  damit 
auch  wir  lernen,  die  Dinge  zu  nehmen,  wie  sie  sich  auf 
der  feinfühligen  politischen  Waage  gemessen  darstellen, 
losgelöst  von  den  Täuschungen  der  subjektiven  Empfin- 
dung.» 

Das  Verhältniss  der  schweizerischen  «Nationa- 
lität» zu  der  deutschen  kam  im  Laufe  dieses  Jahres,  in 
Folge  eines  an  sich  sehr  unbedeutenden  Vorfalles,  in  deut- 
schen Zeitungen  sogar  direkt  zur  Sprache.  Darüber  kann 
ein  Zweifel  nicht  bestehen,  dass  die  Schweiz  seit  400 
Jahren  eine  historisch  gewordene,  eigenartige  Nationa- 
lität besitzt,  ähnlich  wie  dies  in  Amerika  im  Verhältniss 
zu  England  der  Fall  ist.1)  Wir  sind  keine  «Provinz» 
weder  Deutschlands,  noch  Frankreichs,  und  von  blossen 
tReservatrechtcn»  der  Schweiz  andern  Staaten  gegen- 
über kann  Niemand  sprechen,  der  Verständniss  für  solche, 
rein   politische,   Begriffe    besitzt.      Eine   geistige,2)   oder, 

')  Die  einzige  ganz  gute  Auseinandersetzung  darüber,  wie 
dies  allmählig  gekommeu  ist,  ist  der  Aufsatz  von  Prof.  Oechsli 
im  Jahrbuch  V  «Die  Beziehungen  der  schweizer.  Eidgenossen- 
schaft zum  deutschen  Reiche  bis  zum  Schwabenkrieg». 

')  Die  «geistige»  Gemeinschaft  würde,  ganz  ausgedehnt 
verstanden,  auch  die  politischen  Ideen  mi  tum  fassen,  die  nicht 
gleichartig  sind,  also  noch  weiter  gehen,  als  die  Gleichartigkeit 
der  Sprache,   der  allgemeinen  Bildung  und  der  Abstammung. 
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wenn  man  sie  enger  definiren  will,  eine  sprachliche 
und  kulturelle  Gemeinschaft  mit  Deutschland  besteht 
hingegen  in  der  deutschen  Schweiz  und  wird  immer  be- 
stehen, nur  darf  sie  nicht  einen  politischen  Charakter  an- 
nehmen ;  darüber  ist  eigentlich  Jedermann  einig  und  das 
Gegentheil  zu  befürworten,  wäre  beidseitig  ein  gefährlicher 
Irrthum.  Es  wird  übrigens  auch  in  Deutschland  selbst  eine 
Zeit  bald  kommen,  wo  nicht  mehr  bloss  die  «Einheit»  und 
Machtstellung  des  Gesammtstaates  die  ersten  und  nächst- 
berechtigten Gedanken  sind,  sondern  man  zur  «Freiheit' 
und  den  theilweise  ebenfalls  berechtigten  Einzelstaats- 
interessen etwas  mehr  zurückkehren  darf,  als  die  ein- 
seitigeren Theoretiker  es  wünschten,  welche  anfänglich 
sogar  die  früher  allgemein  anerkannte  Auffassung  von 
einer  «getheilten  Souveränität»  im  Bundesstaat  preis- 
gegeben hatten.1) 

Bis  dahin  und  besonders  in  der  Zeit,  in  der  wir  gerade 
jetzt  leben,  müssen  Nationalitätsfragen  mit  einer 
taktvollen  Zurückhaltung  behandelt  werden,  um 
nicht  stets  das  Gegentheil  des  beabsichtigten  Zweckes  zu 
erreichen. 

Die  schwierigste  Stellung  hat  Deutschland,  vermöge 
der  entschieden  und  immer  mehr  collidirenden  Handels- 
interessen, gegenüber  England  und  hier  liegt  die  eigent- 
liche Gefahr  der  Zukunft,  die  durch  den  Uebermuth  ein- 
zelner von  dem  Boerenfrieden  berauschter  englischer 
Blätter  noch  unnöthig  vermehrt  wird.  Ein  solcher  Ar- 
tikel in  der  Allg.  Zeitung  vom  5.  August,  der  ein  untrfig- 


l)  Leider  folgte  ihnen  darin,  ohne  allen  Sinn  und  Grund 
für  uns,  auch  unser  Lehrbuch  des  Bundesstaatsrechts  von 
Blumer-Morel.  Es  ist  dies  ein  Irrthum  desselben,  theoretisch 
und  praktisch  genommen,  der  auch  in  den  älteru  Ausgaben 
nicht  vorkommt. 
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liches  Symptom  der  herrschenden  Stimmung  ist,  lautet 
im  wesentlichen  Theile  wie  folgt: 

In  ihrer  letzten  Nummer  enthält  die  bekannte  eng- 
lische Zeitschrift  «Spectator»  einen  Brief  über  Deutsch- 
land, aus  dem  die  wesentlichsten  Stellen  hier  angeführt 
seien: 

«Eis  ist  nicht  zu  verwundern,  dass  Deutschland  die 
Wirkungen  des  infamen  «Lügenfeldzuges»  abzuschwächen 
wünscht,  der  gegen  uns  von  allen  Klassen  in  Deutsch- 
land, von  der  niedersten  bis  zur  höchsten  geführt,  der 
durch  den  Kaiser  selbst  niemals  gehemmt  oder  entmuthigt 
worden  ist,  und  in  welchem  Professor  Mommsen  sich 
ausgezeichnet  hat.  Dieser  Apostel  der  Bosheit  ist  es, 
der  jetzt  die  Taube  mit  dem  Friedensölzweig  spielt.  .  .  . 
Diese  neue  Freundschaftlichkeit  folgt  unmittelbar  auf  die 
Auslassungen  der  deutschen  Kaufmannsgilde,  welche  die 
Thatsache  betrauert,  dass  ein  Verlust  von  «Hunderten 
von  Millionen  Mark»  für  den  deutschen  Handel  das  Re- 
sultat eben  dieses  «Lügenfeldzuges»  gewesen  ist.  .  .  . 
Es  ist  in  diesem  (Friedens-)  Appell  etwas,  was  die 
meisten  von  uns  als  ziemlich  ekelhaft  und  schmutzig  be- 
rühren will,  da  es  hervorgeht  nicht  aus  altruistischer 
Freundschaftlichkeit,  sondern  aus  egoistischen  Geldrück- 
sichten. Solche  «Freundschaft»  möchten  wir  denn  doch 
respektvoll  ablehnen.  Auf  alle  Fälle  ist  inbrünstig  zu 
hoffen,  dass  keinerlei  Antwort  von  unserer  Seite  erfolgen 
wird,  ehe  nicht  uns  (von  deutscher  Seite)  eine  nationale 
Abbitte  in  aller  Form  («organised»)  geleistet  worden  ist. 
.  .  .  Wir  können  .  .  .  nach  wie  vor  in  unseren  Kolo- 
nien ...  all  das  Mass  von  Freundschaft  finden,  dessen 
wir  bedürfen  .  .  .  und  wir  können  gleicherweise  den  kläf- 
fenden Pöbel  unserer  europäischen  Feinde  wie  die  ver- 
ächtliche Geldfreundschaft  unserer  europäischen  «Freunde» 
verachten.» 

Die  Redaktion  des  Spectator  bemerkt  zu  diesen 
Aeusserungen,  dass  sie  zwar  mit  «einiger  überflüssigen, 
obwohl  zweifellos  völlig  entschuldbaren  Wärme»  ge- 
schrieben   seien,    dass   aber  der   darin  enthaltene    Rath 


j-5-^  -      — .       l^smirüi   ix      s    leis  es   in  den 

"•  c^Zfdx  i  cuzk^zj^s.  «-deutsche 
nn:     i— ;^£*es    Herausfor- 

V~  -fr ^-j.  tt  I »--i^^-rL»t2.  .*-"  täiLä  einsehen,  w«»- 
-s:r  —  .zl  ■  _jü-  :>*i  L-*»£L  Jibi  zl  zz*+&?za  Verhalten 
j^r-i^  -r  7.: -Tis:»:  ji  •^•m^rta:  liier:?  Wir  dürfen 
:i*  z      l~  ■  1 1  *  rv  ix-iiti  •-Tj^ri  in  anderer 

;••  I:::.-:*i:*  >i  r..-:iti  und  sie  da- 
n  -  ■»  -  ~  ■  ;  _  ~  *  x.  Tx«:  rr  inh"ir^L  es  dann  nur  n«H.*h 
~»-:.~ :  t~»-  -t-üil  tt  1*-  >tr  Ir  t  iari  a  etwa  mit  einer 


i.-TT?y<-_r«»»l     »~^:tt*  «■»"»ri^^y-*-'»—  r  k'C-^rfL    ZUmal  weOU 

.r— »>    n    «*■   rcLi  Tri;- -  ^  vVr  ^tsse  v.«  jammernden 

*~->r  c-^^r-ta.  u  »*ti  ii7^j>z_  Ruhig  unseren 
-  •r-i-a  -^c  p»*Ik!l  ^~  -^vi  i-T  Iztervssen  kreuzen. 
-<•  •:_•  mi  «^*r>-*!i^£L  t*tt  -^^-.~*.  ,^q  r-r^-hriat  Konzessionen 
zizb~i>-u~  w*c  i.:»-i  -jr^zi?-^  —  z-it  dem  Rückhalt 
•  _  -  _  *  r  r;:r:  ^  •  2   ::*r  :~  H;z.:*rgrunde.> 

I  »»t  ijtr  aoaet^r>=i»=Zff.  ?<lr  m  ausgedrückte  Rege) 
>-«.  V,^"»--  t.  >.- >**ts>  wLr£-e:i  ws*  einzelnen  deutschen 
7^— .rr^-r  j^:~  rir  ±>t  ^T*:;sci2?<fct:n  Verhältnisse  stet? 


•»•* 


Iz.  Frir  kr* : ;  i  >c  iz:  L^-m.  die  Hauptfrage  ein 
r^rr^Lz-rciTrr  Srrvr:  r^^s*-!-:"  c^m  Freiniaurerthum,  wel- 
^i-^  iZr  Neör-T-z-rn  Sic II-  n  d-r  jt-tzigen  Republik  Ix- 
'S-rtzr  *»  »>_  'jn  i  -irn.  Kl-rhkal.^ciux  der  in  den  romanischen 
Läz:  >m  i:~  »II-  drr  Rehin«  n  vertritt.  In  Frankreich  ist 
•ii«r*  <LV  Erwhafi  Ludwigs  XIT.  und  seiner  zweiten  Frau. 
wel«  he  die  r*.»rfaan«ienen  Anfange  des  Protestantismus  mög- 
lichst ausrotteten,  um  damit  Vergebung  ihrer  Sünden  zu 
erlauben.      Die    Vermischung    von    Freimaurerthura  mit 
Religion,  wie  sie  in  Brunetiere  einen  Vertreter  gefunden 
'-+  für  uns  noch  unschmackhaft  er,  und  wir  begreifen 
ie  sich    die    Stadt   Calvin's  den    Vortrag  eines 
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solchen  Schönredners  Ober  den  Genferrefurmatur  g»- 
lassen  konnte,  wobei  zwischen  dem  Redner  und  d*-m  ir 
stand  der  Rede  jeder  geistige  Kontakt  fehlte.  E»  war  djt 
dadurch  erklärlich,  dass  in  den  ronianw-hen  G*4-:-t*s  •:  - 
gute  Form  stets  eine  Entschuldigung  für  jeden  Mar  ^  I  ü. 
Inhalt  und  sogar  an  Wahrheit  ist. 

An  die  Stelle  des  €  Panama-Skandals»  und  der  <Ds» 
fuss-Affaire»   ist  in  diesem  Jahre  die  <Aüaire  HunJ»-rr» 
Retreten,  in  welcher  der  Sohn  eine»  lothrin^wLen  L*rhr*-r^ 
der  Minister  geworden  war,  und  eine  ganz  ordinäre  M*i- 
französin,  eine  wahre  Verkörperung  de»  Daudet **<-hen  Auf- 
schneiders Tartarin,  die  klügsten  Leute  mit  einer  an  *i«-h 
ganz  unglaubhaften  Ert>schaftsges*-hiehte  zwanzig  Jahre 
lang  am  Narrenseil  führten-     Es   wäre  dies    unn>«j>h 
gewesen  ohne  den  verblendenden  Zauber,  welchen  j»-fzt 
hundert  Millionen»  auf  den  Geist  unserer  Zeitg*-n**-~#'n 
ausüben.    Das  Schlimmste  bei  dieser  Sarhe  Weil*,  da«* 
man  durch  sie  den  Respekt  für  die  franzo^lHühe  Justiz 
verloren  hat,  welche  sonst  in  allen  Krisen  dieses  p-  »Li*i-#-h 
neigeprüften  Landes  immer  ihren  Ruf  der  Redlichkeit 
und  Einsicht  bewahrt  hatte.    In  diesem  Sinne  ist   di*-* 
*  Anaire»  der  dritte  Todtengraber  der  Republik.  Ein  Brief 
aus  diesen  Justizkreisen  selber  (von  Präsident  Magnaudi 
äusserte  sich  darüber  wie  folgt: 

«Vous  voulez  bien  me  demander  quelle  impresso 
*e  degage  pour  moi  de  1'affaire  Humbert -Crawf«,rd.  teile 
<jue  je  la  connais  par  le  Matin. 

La  voici,  sans  y  aller  par  quatre  chemins: 
«Tai  pour  chaque  magistrat  personnellement  le  plus 
grand  respect ;  mais  quand  une  magLstrature  en  est  arri- 
vee  ä  se  laisser  borner  depuLs  quinze  ans  a  Taide  de 
subtilites  juridiques,  sans  avoir  Fidee  de  se  pr&y-utter 
tout  d'abord,  de  Pexistence  de  chacune  des  parties  en 
cause,  non  plus  que  de  la  realite  des  actes  et  des  somme* 
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i#-  :--r  ^_r-rv-rf>i!^-niii£:  für  i*  Artirher  dex  Industrie. 
'j~  sHlz*z~±*  imi  >r  I^iörv^ribj^iiaiL  In  der  Erklärung 

^zxtzdc  werde  nicht  verges>eu. 
>rz>  cvr  Verwaltung  von  Wichtig- 
£.--  ^r    Alit    >i  «tt:^:  r>;»u"r.ükanischer  Thätigkeit  und 
ir— >  Jr-siSJü*  fLrJ-rfs  r^  laset-n.  von  dem  die  Regierung 
••■■— .-.j*  -sl    ■  'iz.-r  Cr-i  mnt-rsten  Uebeixeugungen  der  l«v 
;i~~z.  l-j*z.-~  -^  >taaies  zu  nahe  treten  oder  dieself^n 
LLf'-Li-r^  rz  w  C^n.  wird  die  Regierung  doch  niemals 
:  -  >n.  cä**»  inter  drm  republikanischen  System  systema- 
r^-  :-t  K"#-wilL^keit  Unterschlupf  finde,  die,  bewaffnet  nut 
■>r.  :Lr  v«..n  der  Regierung  verliehenen  Mitteln,  gegen  die 
vvr,  dieser  vertretenen  Ideen  und  gegen  die  guten,  der 
•>a  :Le  der  dj<  »deinen  Freiheit  zugethanen  Bürger  ankämpft. 
Zum  .Schlüsse  kommt  die  Erklärung  auch  auf  die  Allianz 
mit  Rußland  zu  sprechen  und  sagt,  die  Regierung  werde 
die  freundschaftlichen  Beziehungen,  die  sich  glücklich  ent- 
wickelten oder  frisch  knüpften,  pflegen  und  dem  Lande 
das  übernommene   moralische   und   materielle  Erbe  er- 
halten.» 

Auf  Grund  dieses  Programms  wurde  ein  schon  ani 

1.  Juli  1901  erlassenes  Gesetz  über  die  Privatschulen  der 

religiösen  Kongregationen  in  Ausführung  gebracht  w&> 

zu   lebhaften  Protestationen,   nicht  bloss   von  klerikaler 
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Seite  führte.  Ein  Brief  von  Gabriel  Monod  an  den  Präsi- 
denten des  «Comite  catholique  pour  la  defense  du  droit» 
hat  folgenden  Wortlaut: 

«Paris,  le  29  juillet. 
Mon  eher  ami, 

Je  n'ai  connu  qu'hier  la  declaration  du  comite  catho- 
lique pour  la  defense  du  droit,  relative  aux  mesures  prises 
eontre  les  ecoles  congreganistes.  Le  terrain  sur  lequel 
s'est  placee  votre  protestation  me  parait  tres  solide. 
Dans  Fapplication  d'une  loi  aussi  complexe  que  celle  sur 
les  associations  et  qui  touche  ä  des  interets  moraux  aussi 
graves,  il  y  a  des  regles  bien  simples  que  tout  gouverne- 
raent  prevoyant  et  juste  doit  avoir  devant  les  yeux: 
executer  la  loi  dans  Fesprit  meme  oü  eile  a  ete  votee  et 
en  se  conformant  aux  interpretations  donnees  au  moment 
du  vote  par  ses  auteurs ;  en  cas  de  doute  dans  cette  inter- 
pretation,  s'en  remettre  aux  tribunaux  du  soin  de  fixer 
le  droit;  supposer,  jusqu'ä  preuve  du  contraire,  la  bonne 
foi  chez  ceux  qui  ont  neglige  de  se  mettre  en  regle,  les 
prevenir  par  des  avis  individuels  et  reiteres  de  leurs  obli- 
gations,  et  ne  proceder  ä  des  mesures  de  coercition  que 
lorsqu'ü  y  a  refus  formel  d'obeir  ä  la  loi. 

Pour  n'avoir  pas  observe  ces  regles,  le  gouvernement 
actuel  a  pris  des  mesures  contradictoires  qui  ont  desoriente 
ses  propres  partisans  et  a  souleve  dans  toute  la  France 
une  agitation  dont  il  est  difficile  de  prevoir  les  conse- 
quences. 

Ceux  qui,  comme  moi,  sont  partisans  d'une  liberte 
absolue  d'association  et  en  meme  temps  de  la  Separation 
de  FEglise  et  de  TEtat,  persuades  qu'alors  c'est  l'Eglise 
elle-meme  qui  imposerait  des  limites  au  developpement 
indefini  des  ordres  religieux,  sont  efifrayes  et  navres  de 
voir  les  anticlericaux  d'aujounThui  manifester  ä  Fegard 
de  FEglise  catholique  des  sentiments  et  des  doctrines 
identiques  a  ceux  que  les  catholiques  ont  manifestes 
naguere  ä  Fegard  des  protestants  et  des  heretiques  de 
tout  ordre.  On  lit  aujourd'hui  dans  certains  journaux  qu'il 
n'est  pas  possible  de  laisser  FEglise  continuer  ä  elever 
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la  jeunesse  f rancaise  dans  l'eireur ;  j'ai  m«me  lu  qu' » il 
n'etait  pas  possible  d'admettre  la  liberte  de  l'eireur.  > 
Comme  si  la  liberte  de  l'erreur  n'etait  pas  l'essence  roenie 
da  la  liberte!  Et  dire  que  ceux  qui  ecrivent  ces  phrases 
Protestant  contre  le  syllabus,  tout  an  le  copiant!  Sommes- 
nous  condanrnes  a  etre  perpetuellement  ballotes  entre 
deux  intolerantes,  et  le  cri  de  «Vive  la  liberte!  >  ne 
sera-t-il  jamais  que  le  eri  des  oppositions  persecutees  au 
lie«  d'etre  la  devise  des  majorites  triomphantes? 
Votre  tout  devoue  G.  Monod.* 

Es  weigerten  sich  auch  einige  Offiziere,  bei  der 
Schliessung  der  renitenten  Schulen  Hülfe  zu  leisten,  und 
die  ganze  Sache  nahm  alltuahlig  die  Anzeichen  einer 
kommenden  Revolution  an,  der  nur  noch  die  intelligente 
und  entschlossene  Leitung  fehlt. 

Die  Allianz  mit  Russland  führte  zu  einer  Reise  auch 
des  gegenwärtigen,  im  Ganzen  sehr  nüchternen  Präsidenten 
an  den  russischen  Hof,  bei  welchem  Anlass  ein  Besuch  in 
Copenhagen  auf  der  Rückreise  das  politisch  Bemerkens- 
werthe  war. 

Die  "Allgemeine  Zeitung*  sagte  darüber: 
«Obwohl  die  dänischen  und  die  französischen  Blatter 
übereinstimmend  versichern,  dass  der  kurze  Besuch,  den 
Präsident  Loubet  auf  der  Rückfahrt  nach  Frankreich  am 
Sonntag  am  königlichen  Hofe  zu  Kopenhagen  abgestattet 
hat,  jeder  politischen  Bedeutung  entbehre  und  lediglich 
als  eine  dem  greisen  Monarchen  en  passant  erwiesene 
Höflichkeit  aufzufassen  sei,  so  enthalt  der  Artikel,  den 
der  in  Sachen  der  auswärtigen  Politik  seine  Informationen 
stets  iin  Miuisterhotel  am  Quai  d'Orsay  suchende  Pariser 
«TempB  dieser  Episode  der  Nordlandsfahrt  des  fran- 
/.Ösischen  Staatsoberhauptes  widmet,  doch  einige  Wen- 
dungen, dir  darauf  schhessen  lassen,  dass  man  in  Frankreich 
an  beslinf.iniu'rter,  bezw,  wissender  Stelle  dem  Austausch 
von  Sympathie-  und  Freundschaftsversicherung  zwischen 
Herrn  Loubet  und  König  Christian  immerhin  den  Charakter 
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einer  Manifestation  vindizirt,  dass  man  in  ihm  eine 
Art  stummen  Protestes  gegen  gewisse  historische  That- 
sachen  erblickt,  die  zwar  vollzogen  sind,  aber  nicht  irre- 
mediabel  erscheinen.  In  den  «En  Danemark»  über- 
schriebenen  Betrachtungen  heisst  es:  «Wenn  man  bedenkt, 
dass  heute  der  Präsident  der  französischen  Republik  der 
Gast  des  dänischen  Königs  und  des  dänischen  Volkes  ist, 
so  kann  man  sich  der  Erkenntniss  nicht  verschliessen, 
dass  die  Geschichte  doch  mitunter  glückliche  und  ge- 
rechte Wandlungen  (de  justes  et  heureux  retours)  aufweist. 
An  den  beiden  Enden  Europas  thun  sich  die  franzö- 
sische und  die  dänische  Nation  —  jede  gemäss  ihrer 
Mission  und  ihrer  Mittel  —  auf  gleichem  Gebiete  hervor; 
sie  lassen  das  helle  Licht  ihrer  regen  geistigen  Thätig- 
keit  nach  allen  Seiten  erstrahlen.  .  .  .  Beide  haben  un- 
längst unter  dem  gleichen  Geschick  und  für  die  gleichen 
Rechte  gelitten,  deshalb  sind  sie  auch  so  lange  und  so 
oft  befreundet  und  verbündet  gewesen.  Die  Geschichte 
hat  die  Gemeinsamkeit  ihrer  Lage  und  ihrer  Ideen  zum 
Ausdruck  gebracht,  und  es  ist  nur  recht  und  billig,  dass 
ein  klarer,  unzweideutiger  Akt  den  Beweis  liefert,  dass 
der  Sinn  für  diese  Gemeinsamkeit  und  die  Erinnerung 
daran  noch  fortdauert.  Der  greise  König  von  Dänemark 
ist  heute  der  Patriarch  unter  den  Herrschern;  an  seine 
Person  knüpfen  sich  die  Bande  gegenseitiger  Achtung, 
welche  die  über  den  Frieden  Europas  wachenden  Staats- 
oberhäupter vereinigen.  Unter  seinen  Augen  haben  sich 
die  Dauer  verheissenden  Einverständnisse  (ententes 
durables)  herausgebildet.  In  Kopenhagen  entwickelte 
und  befestigte  sich  das  russisch-französische  Bündniss» 

Ein  anderes  Sturmanzeichen  erhebt  sich  im  fernen 
Osten : 

Zwei  bekannte  Autoritäten  in  asiatischen  Angelegen- 
heiten, Archibald  Colquhoun  und  Edmund  Forbes,  ver- 
öffentlichten Artikel  folgenden  Inhalts: 

cDie  in  Siam  neuerdings  stattgehabten  Veränderungen, 
so  erklärt  Mr.  Forbes,  mögen  bei  entfernten  Beobachtern 
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den  Eindruck  erzeugen,  als  ob  dieses  Land  der  westlichen 
Kultur  zugänglich  wäre,  aber  diejenigen,  die  Siam  aus 
eigener  Anschauung  kennen,  geben  sich  hierüber  keinen 
Täuschungen  hin.  Der  einzige  orientalische  Staat,  der 
von  der  europäischen  Civilisation  nicht  bloss  die  äusseren 
Formen  angenommen,  sondern  sich  auch  mit  dem  Inhalt 
derselben  durchdrungen  hat,  ist  Japan.  Die  Siamesen 
sind  dagegen  nach  der  Meinung  Forbes'  und  Colquhouns 
in  allem  Wesentlichen  Orientalen  geblieben,  und  ihre 
elektrischen  Bahnen  und  ihr  regelmässiger  Post-  und  Tele* 
graphendienst  bedeuten  durchaus  nicht,  dass  sie  eine  kul- 
turelle Umbildimg  durchgemacht  haben.  Die  Selbstsucht 
der  Prinzen  und  Beamten  verursache  grosse  Unzufrieden- 
heit unter  den  niederen  Volksklassen,  die  sich  unter  dem 
Drucke  eines  ungerechten  Zwangsarbeitssystems  befänden. 
In  Anbetracht  der  ganzen  Sachlage  gelangen  Forbes  und 
Colquhoun  zu  dem  Schluss,  dass  es  ganz  hoffnungslos  sei. 
den  Versuch  zu  machen,  Siam  als  unabhängigen  Staat 
aufrechtzuerhalten.  Wenn  die  beiden  europäischen  Nach- 
barn Siams,  d.  h.  England  und  Frankreich,  das  Land  nicht 
unter  sich  teilten,  so  werde  es  in  die  Hände  der  Chinesen 
übergehen.  «Unter  den  gegebenen  Umständen»,  sagt  Mr. 
Colquhoun,  «besteht  das  Problem  nicht  darin,  wie  sich  das 
Königreich  Siam  in  seinem  Vollbestande  erhalten  lässt, 
denn  das  ist  nicht  mehr  durchführbar,  sondern  darin,  wie 
der  Friede  aufrechterhalten  und  den  Mächten  ein  berech- 
tigter Einfluss  auf  die  Angelegenheiten  Siams  gewährt 
werden  kann,  während  gleichzeitig  die  bestehenden  Terri- 
torialrechte beachtet  werden.  Das  ist  keine  leichte  Sache, 
aber  es  muss  geschehen.  Es  ist  dringlich  nothwendig, 
dass  wir  zu  einem  Entschluss  darüber  kommen,  was  wir 
thun  wollen,  wenn  der  Bestand  dessen,  was  von  Siam 
noch  übrig  ist,  wirklich  bedroht  wird,  dass  wir  uns  keinen 
Täuschungen  hingeben  und  dass  wir  keine  falschen  Hoff- 
nungen erwecken.  Wir  müssen  uns  darauf  gefasst  machen, 
dass  Frankreich  jedenfalls,  wenn  auch  wohl  nicht  sofort, 
sein  dortiges  «Einflussgebiet»  besetzen  wird,  so  dass  es 
dann  dicht  an  Bangkok  und  an  das  reiche  und  bevölkerte 
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Menamthal  heranrücken  und  sich  an  der  Grenze  des  Ge- 
lobten Landes  befinden  wird.  Aus  solcher  Lage  muss 
eine  ernste  Gefahr  erwachsen,  wenn  nicht  die  Sicherheit 
des  mittleren  Siams  durch  ein  klares  und  unzweideutiges 
Uebereinkomnien  mit  Frankreich  auf  eine  feste  Grund- 
lage gestellt  wird.»  Allen  diesen  Argumenten  gegenüber 
hält  freilich  die  Morning  Post  an  ihrer  Auffassung  fest, 
dass  die  Pufferstaatbildung  vorzuziehen  sei  und  dass  man 
dem  siamesischen  Königreiche  allermindestens  ebenso  viel 
Zeit  wie  Japan  gewähren  müsse,  um  sich  die  europäische 
Kultur  anzueignen  und  um  beweisen  zu  können,  dass  es 
auf  eigenen  Füssen  zu  stehen  im  Stande  sei.  Der  Puffer- 
staatgedanke dürfte  indess  auf  französischer  Seite  sehr 
wenig  Anklang  finden.  Die  asiatische  Politik  Russlands 
und  Frankreichs  zeigt  —  in  Afghanistan,  in  Persien  und 
in  Siam  —  das  ganz  augenscheinliche  Bestreben,  der  von 
England  beliebten  Einschachtelung  Indiens  entgegenzu- 
wirken und  die  Pufferstaaten  niederzubrechen,  die  sie 
daran  verhindern,  die  unmittelbaren  Nachbarn  der  Briten 
zu  werden  und  das  Indische  Reich  zu  umklammern. 
Zwischen  Siam  und  Frankreich  schweben  verschiedene 
Streitfragen  —  wie  die  fortgesetzte  französische  Okku- 
pation der  Hafenstadt  Tschantaben  und  eine  Reihe  von 
Gränz-  und  sonstigen  Streitigkeiten  —  und  es  liegt  daher 
in  der  Macht  der  Franzosen,  der  siamesischen  Frage  zu 
jedem  beliebigen  Augenblick  einen  drohenden  Charakter 
zu  geben.  Unter  den  Umständen  wird  man  dem  Ergebniss 
der  Thätigkeit  des  in  Europa  eingetroffenen  siamesischen 
Spezialkommissärs,  des  Vizeministers  des  Innern,  Phya 
Sri  Sahadheb,  der  in  besonderer  Mission  Berlin,  Paris 
und  London  besuchen  und  seine  Aufmerksamkeit  nament- 
lich den  französisch-siamesischen  Differenzen  widmen  soll, 
mit  lebhaftem  Interesse  entgegensehen. 

(Allg.  Zeitung,  2.  August.) 

Oesterreich  ist,  seitdem  es  im  Jahre  1866  durch 
den  Pragerfrieden  aus  der  historischen  Verbindung  mit 
Deutschland  ausschied,    ein   Staat,   der   seinen  Halt  an 
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demselben  verloren  hat  und  in  Folge  dessen  zu  einem 
slavischen  wird,  wobei  er  überdies  mit  Russland  zu  kon- 
kurriren  hat.  Die  Regierungszeit  des  gegenwärtigen 
Kaisers  seit  1<S48  ist  bereits  eine  politisch  wenig  glückliche 
gewesen,  und  von  der  Folge  verspricht  man  sich  nichts 
Besseres.  Für  uns  speziell  ist  dieser  Staat  seit  langer 
Zeit  immer  ein  guter  Nachbar  gewesen,  und  wir  haben 
nicht  vergessen,  dass  in  der  Neuenburger-Frage  1857  nicht 
Frankreich,  sondern  Oesterreich  den  Angriff  auf  die 
Schweiz  seitens  Preussens  verhindert  hat.  Aber  die 
slavische  Tendenz  ist  etwas,  was  der  deutschen  Lebens- 
auffassung durchaus  zuwider  läuft;  da  ist  eine  natürliche 
Antipathie  vorhanden,  wie  sie  zwischen  Deutschen  und 
Romanen  nicht  besteht.  Die  «Los  von  Rom-Bewegung» 
dauert  fort  und  hat  wenigstens  den  guten  Erfolg  gehabt, 
zu  zeigen,  dass  die  katholische  Kirche  sogar  ihre  Lieb- 
lingsgedanken aufgiebt,  wenn  sie  sieht,  dass  es  nicht 
anders  geht.  Es  ist  bei  ihr  nichts  «unmöglich*.  Ein 
Wiener-Correspondent  der  Allg.  Zeitung  schreibt  darüber 
im  Juli: 

Die  katholische  Kirche  lenkt  in  Oesterreich  ein  und 
beseitigt  einen  Theil  der  Schwierigkeiten,  die  von  ihr 
der  Schliessung  gemischter  Ehen  bereitet  wurden.  Am 
15.  Mai  d.  J.  wurde  von  der  österreicluschen  Bischofs- 
konferenz eine  Instruktion  in  diesem  Sinne  herausgegeben. 
Bisher  galten  jene  schroffen  Bestimmungen,  die  die 
österreichischen  Bischöfe  unmittelbar  nach  dem  Abschluss 
des  Konkordats  von  1855  herausgaben.  Bekanntlich 
wurde  im  Konkordate  die  Ehegerichtsbarkeit  Vom  Staate 
vollständig  an  die  geistlichen  Gerichte  übertragen.  In 
Folge  dessen  konnte  die  Kirche  auch  das  kanonische 
Recht  in  seinem  ganzen  Umfange  durchsetzen.  Damals 
wurde  festgestellt,  dass  Ehen  zwischen  Katholiken  und 
nichtkatholischen  Christen  nur  unter  der  Bedingung  ab- 
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geschlossen  werden  durften,  dass   der  katholische  Theil 
sich  verpflichtete,   «nach  Kräften  für  die  Bekehrung  des 
akatholischen  zum  wahren  Glauben  zu  wirken»,  sodann, 
dass     das    Versprechen    abgegeben    wurde,    sämnitliche 
Kinder  in  der  katholischen  Religion  zu  unterrichten,  und 
endlich,  dass  die  Brautleute  sich  nicht  vom  akatholischen 
Priester  trauen   lassen.    Diese   schroffen   Bestimmungen 
galten  bis  zum  heutigen  Tage ;  sie  verloren  aber  dadurch 
an  Kraft,  dass  das  staatliche  Ehegesetz  von  1868  wieder 
die    früheren    Bestimmungen    des    bürgerlichen    Gesetz- 
.  buches  in  Wirksamkeit  setzte.   Trotzdem  blieb  die  katho- 
lische Geistlichkeit  bei  ihrer  strengeren  Auffassung.    Die 
von    ihr  gemachten   Hindernisse   waren   aber  gesetzlich 
nicht  mehr  von  Wirkung,  und  wenn  die  Brautleute  nicht 
auf  "die  von  ihr  gestellten  Bedingungen  eingehen  wollten, 
so  konnten  sie  sich  von  dem   nichtkatholischen  Priester 
trauen  lassen.    Das  ist  so  allgemein  geworden,  dass  die 
katholische  Kirche  einzulenken  beschloss.    In  der  neuen 
Instruktion  wird   demnach   festgestellt,   dass   die   katho- 
lischen Priester  die  Erfüllung  der  obigen   im  Jahre  185(> 
aufgestellten  Bedingungen  von  den  Brautleuten  zu  ver- 
langen haben.   Sollten  diese  ablehnen,  so  habe  der  katho- 
lische Priester  dennoch  die  Ehe  zu  vollziehen.  Allerdings 
müsse    er   die   kirchliche  Trauung   verweigern,   und    die 
Brautleute  müssten   sich   mit   seiner  passiven  Assistenz 
begnügen.    Das  Tridentinische  Konzil  verlangte  bekannt- 
lich zu  einer  katholischen  Eheschliessung   bloss  die  An- 
wesenheit eines  Priesters   und   die  Erklärung  der  Braut- 
leute vor  zwei  oder  drei  Zeugen,   dass  sie   sich  als  Ehe- 
gatten betrachteten.   Diese  passive  Assistenz  werden  die 
katholischen  Priester  den  Brautleuten  fortan  nicht  ver- 
sagen,  wenn  sie  sich  auch  weigern   sollten,   ihre  Kinder 
insgesammt  katholisch   erziehen   zu   lassen.  —  Diese  In- 
struktion ist,  wie  auf  den  ersten  Blick  erhellt,  den  katho- 
lischen Bischöfen  durch  die  Erfolge  der  Los  von  Rom- 
Bewegung  abgerungen.    Schwerlich  aber  wird  die  neue 
Verfügung  allein  eine  praktische  Wirkung  üben.    Braut- 
paare, die  nicht  eine  Noth-Civilehe    eingehen,    wünschen 
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eine  Trauung  in  der  Kirche  in  allen  Formen  des  be- 
treffenden Ritus.  Wenn  der  katholische  Seelsorger  dem- 
nach nur  passive  Assistenz  in  seiner  Kanzlei  zu  leisten 
bereit  ist  und  die  Trauung  in  der  Kirche  verweigert,  so 
werden  sich  die  wenigsten  Brautpaare  damit  zufrieden 
geben  und  die  Ehe  lieber  vor  dem  protestantischen  Geist- 
lichen eingehen.  Das  aber  möge  die  katholische  Kirche 
mit  sich  selber  abmachen.  Immerhin  erkennt  sie  an,  dass 
der  von  ihr  nach  dem  Abschluss  des  Konkordats  aufge- 
stellte starre  Grundsatz  nicht  mehr  in  seinem  ganzen 
Umfange  aufrechterhalten  werden  kann.» 

Andere  Staaten  sollten  sich  daran  ein  Beispiel  nehmen. 

Von  den  kleinen  Staaten  Europa's  steht  Belgien 
nach  dem  beinahe  stereotyp  gewordenen  Zeitungsausdruck: 
«am  Vorabend  einer  Revolution»,  die  aber  nicht  bloss 
gegen  den  herrschenden  Klerikalismus  gerichtet  sein 
wird,  sondern  in  erster  Linie  und  unter  dem  Bei- 
fall aller  Wohldenkenden  gegen  die  durch  und  durch 
«kapitalistisch»  und  materialistisch  gewordenen  Bour- 
geoisie, deren  Musterstaat  diese  Neuschöpfung  der  Dreis- 
siger-Revolution des  vorigen  Jahrhunderts  war.  Man 
glaubte  lange  Zeit  in  diesem  Staate  unter  einem  mehr 
klugen  als  geistvollen  Regenten,  einer  Art  von  Ableger 
Louis  Philippe's  von  Frankreich,  das  Ideal  der  bürger- 
lichen und  konstitutionellen  Monarchie  gefunden  zu  haben, 
welche  auf  allen  Kathedern  als  die  «beste  Staatsform» 
gepriesen  wurde.  Wir  erinnern  uns  selbst  noch,  in  unseren 
Universitätsjahren  solche  begeisterte  Empfehlungen  aus 
dem  Munde  Mohl's  und  Häusser's  vernommen  zu  haben. 
Dieses  Ideal  ist  nach  kaum  einem  halben  Jahrhundert 
in  den  Staub  gesunken;  jetzt  handelt  es  sich  in  der 
Monarchie  in  Wirklichkeit  um  das  System  des  «auf- 
geklärten Despotismus»  nach  dem  Muster  Friedrichs  des 
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Grossen,  aber  ohne  den  «Anti-Macchiavel>  ider  zwar  auch 
bei  Friedrich  bloss  eine  «litterarische»  Ueberzeugungwan 
oder  um  Demokratie  in  irgend  einer  modern-sozialen  Funu. 
Der  letztere  Gedanke  hat  noch  keinen  richtigen  gekrönten 
Vertreter  gefunden. 

Holland  ist  aller  Welt  lieb  geworden  durch  seine 

muthige  Vertretung   der  Boerensache.     Bei  uns  hat  e** 

ferner  Anspruch   auf  Sympathie   nicht  bloss   der  ahen 

protestantischen    und   litterarischen  Verbindung   wegen. 

sondern  auch  wegen  einer  gewissen  Aehnlichkeit  in  der 

politischen  Situation.  Dort  spielt  nämlich  gegenwärtig  die 

Frage  eines  Zollbundes  mit  Deutschland,  die  an  uns  auch 

noch  herantreten  kann.    Ein  Artikel  der  «X.  Z.  Zeitung* 

äussert  sich  darüber  wie  folgt: 

«In  der  niederländischen  Presse  war  die  vor  einigen 
Jahren  hüben  wie  drüben  von  allen  Seiten  beleuchtete 
Frage  des  deutsch-niederländischen  Zollbündnisses  seit 
Langem  von  der  Tagesordnung  verschwunden.  Die  dem 
Projekte  günstige  Stimmung,  die  in  Volk  und  Presse  der 
Niederlande  am  Anfang  und  im  Verlauf  des  Burenkrieges 
—  speciell  in  den  trüben  Herbsttagen  des  Jahres  1900  — 
herrschte,  ist  von  wenig  nachhaltiger  Natur  gewesen.  Die 
Pressstimmen,  die  damals  offen  für  dieses  Bündnis 
sprachen  («Utrechtsch  Dagblad»,  «Avondpost»  u.  a.)  sind 
vereinzelt  geblieben.  0  gewiss,  gute  Freundschaft  mit  den 
deutschen  Nachbarn  wünscht  man  allerseits,  nennt  man 
sogar  eine  Lebensbedingung  für  die  Niederlande.  Eine 
mehr  als  rein  platonische  Liebe  aber  glaubt  die  «Nederlän- 
discbe  Maagd»  für  den  deutschen  Michel  nicht  hegen  zu 
dürfen.  Zwei  Veröffentlichungen  deutscher  Gelehrten,  eine 
Schrift  des  Jenaer  Professors  Anton  und  das  Werk  «Volks- 
und  Seewirthschaft»  des  Professors  Ernst  von  Halle,  der 
im  Berliner  Reichsmarineamt  beschäftigt  ist,  haben  den 
Gegenstand  wieder  zur  Sprache  gebracht.   Hauptsächlich 
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ist  es  die  letzte  Schrift,  die  besprochen  wird  und  gerade- 
zu den  Hohn  der  Presse  herausgefordert  hat.  Allerdings* 
muss  in  Betracht  gezogen  werden,  dass  es  die  «Times? 
war,  die  in  einem  langen,  für  die  deutschen  wie  die  nieder- 
ländischen «Vettern»  gleich  gehässigen  Artikel  die  Auf- 
merksamkeit Hollands  auf  sich  lenkte,  —  mit  welchem 
Zweck,  ist  natürlich  klar.  Die  Blätter  stützten  sich  al*> 
auf  die  in  der  «Times»  mitgetheilten  Auszüge.  Danach 
ist  nun  die  Zurückweisung  der  von  Halleschen  Schrift, 
die  klipp  und  klar  ein  unabhängiges  Holland  als  eine  Ge- 
fahr für  Deutschland  bezeichnet  und  in  sehr  unverblümter 
Weise  die  Holländer  von  der  Naturnothwendigkeit  der 
Einverleibung  ihres  Landes  in  Deutschland  zu  über- 
zeugen sucht,  wahrlich  sehr  verständlich.  Man  kann 
von  der  Notwendigkeit  eines  Zollbündnisses,  vielleicht 
eines  Schutz-  und  Trutzbündnisses  mit  Deutschland 
für  Holland  noch  so  sehr  überzeugt  sein,  —  und  viele 
weiter  schauende  Holländer  sind  davon  überzeugt,  — 
die  von  Hallesche  Art  ist  nicht  die  richtige,  den  Nieder- 
ländern diesen  Gedanken  vertrauter  zu  machen.  Das 
Gegentheil  ist  wahr.  Allerdings  kann  ja  eine  Einver- 
leibung der  Niederlande,  wie  sie  Herr  von  Halle  befür- 
wortet, niemals  das  Ziel  einer  vernünftigen  deutschen 
Politik  sein.  Es  mag  hier  an  ein  Wort  des  verewigten 
Fürsten  Bismarck  erinnert  werden,  das  er  anlässlich  einer 
ähnlichen  französischen  Hetzcampagne  dem  Berliner  Ver- 
treter der  «N.  Rotterdamsche  Courant»  gegenüber  aus- 
sprach. Der  Vater  des  jetzigen  Reichskanzlers  von  Bülow 
theilte  ursprünglich  dem  Korrespondenten  die  Aeusserung 
mit,  die  Fürst  Bismarck  später  dem  Journalisten  gegen- 
über wiederholte.  «Deutschland»,  sagte  der  Fürst,  ^hat 
an  den  Polen,  Elsässern  und  Dänen  schon  Aerger  genug, 
um  so  thöricht  zu  sein,  aus  den  Holländern,  die  vielleicht 
nach  und  nach  uns  wohlgesinnte  Nachbarn  werden  können, 
ewig  wählerische  und  widerstrebende  Bundesmitglieder 
zu  machen.»  Dieser  gesunden  Anschauung  huldigen  die 
leitenden  Kreise  in  Berlin,  nach  dem  Vertreter  des  Rotter- 
damer Blattes,   noch  heute.     Aber  auch  ein  Zollverband 
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oder  gar  ein  Schutz-  und  Trutzbündniss  mit  Deutschland, 
würde  naturgemäss  das  Selbstbewußtsein  der  Holländer, 
denen  stets  die  grosse  Vergangenheit  vorschwebt,  auf 
eine  harte  Probe  stellen. 

Viel  besonnener  äussert  sich  Professor  Anton,  dessen 
Schrift  in  der  «N.  Rott.  Ct.»  einer  nicht  unfreundlichen. 
aber  doch    ablehnenden  Kritik    unterzogen   wird.      Der 
Jenaer  Professor  befürwortet  lediglich    ein  Zollbündniss 
zwischen  beiden  Ländern  —  er  äussert  zwar  bescheiden 
seine  Hoffnung,  dass  ein  Defensivbündniss  die  Folge  sein 
möge,  was  ihm  das  Blatt  schon  verübelt  —  und  betont  dabei 
hauptsächlich  die  den  Niederlanden  daraus  entstehenden 
Vortheile  in  sachlicher  Weise.    Das  Blatt  hält  allerdings 
den  Plan  international  und  technisch  für  ausführbar,  lässt 
aber  die  von    Professor  Anton   angeführten  Argumente, 
soweit  sie  von  Hollands  Interesse  reden,  nicht  gelten.  Der 
Jenaer  Professor  sieht  den  Hauptvortheil  des  Bündnisses 
für  Holland  in  dem  Fortfallen  der  Zollgrenze.    Dass  die 
fN.  R.  Ct.»  diesen  Vortheil  eine  magere  Entschädigung 
für  die  Aufgabe  der  kommerziellen  Selbständigkeit  nennt, 
ist  wahrlich  kein  Wunder.    Es  wird  noch  recht   lange 
währen,   bevor  Hollands  junge  Industrie  sich  neben  der 
kräftigen  deutschen  wird  behaupten  können.    Nein,  der 
grosste  Vortheil   eines  Zollverbandes  für  Holland   würde 
m.  £.  darin  zu  suchen  sein,  dass  Holland  alsdann  einen 
machtigen  Rückhalt  besässe,  dessen  moralischer  und  diplo- 
matischer Einfluss  es  vor  Angriffen  von  aussen  schützen 
würde.    England  ist  heute  Hollands  grösster  Feind,  und 
der  Hauptvortheil  des  Bündnisses  würde  für  die  Nieder- 
lande darin  bestehen,  dass  Deutschland,  wenn  es  einmal 
Handelsinteressen  dort  hätte,  eine  Absorbirung  der  reichen 
niederländischen  Kolonien,  die  heute  so  ziemlich  wehrlos 
sind,  durch  England  oder  auch  durch  Japan  oder  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika  niemals  zulassen  würde. 
Dass  speziell  England  seit  Jahren  lüsterne  Blicke  auf  Java, 
Sumatra  u.  s.  w.  wirft,  pfeifen  ja  die  Spatzen  von  den 
Dächern.    Von  der  gewaltigen  Kapitalkraft,   welche  die 
Niederlande  in  Deutschland  zum  Zwecke  gründlicher  Aus- 
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beutung  ihrer  zur  Zeit  —  siehe  z.  B.  Surinam  —  noch 
zum  grossen  Theil  brachliegenden  Kolonien  finden  würden, 
will  ich  gar  nicht  einmal  reden.  Aus  dem  Vorstehenden 
ist  aber  ersichtlich,  dass  die  Zeit  für  eine  erfolgreiche 
Besprechung  der  Frage  des  deutsch-niederländischen  Zoll- 
bündnisses in  Holland  noch  nicht  gekommen  ist  und 
vorerst  wohl  auch  noch  nicht  kommen  wird.  Ich  glaube, 
man  wird  daher  in  Deutschland  gut  thun,  die  Angelegen- 
heit möglichst  wenig  zu  erörtern,  auf  keinen  Fall  aW 
in  der  von  Halleschen  Tonart.  Die  unaufhaltsame  Weiter- 
entwicklung der  politischen  Weltlage  wird  jedenfalls  dfiu 
niederländischen  Volke  die  Notwendigkeit  dieses  Bünd- 
nisses nach  und  nach  zum  Bewusstsein  bringen.» 

Wir  stimmen  mit  dem  Schlusssatz,  der  ja  auch  für 

uns  Geltung  hätte,  nicht  überein. 

Die  nordischen  Kleinstaaten  arbeiten  an  einer 
«skandinavischen  ewigen  Neutralität»,  welche  das  Gegen- 
gewicht gegen  die  Tendenz  eines  Anschlusses  an  Deutseh- 
land bilden  soll,  natürlich  letzteres  bloss  in  der  Form 
eines  Protektorates.  Eine  Verhandlung  über  den  Neutrali- 
tätsantrag führte  im  schwedischen  Reichstag  zu  einer 
Erklärung  des  auswärtigen  Amtes,  worüber  die  «Alte. 
Zeitung»  unter  dem  11.  Mai  folgendes  berichtete: 

«Die  Berathung  des  Hedinschen  Neutralitätsantrages, 
dessen  an  dieser  Stelle  schon  bei  früherer  Gelegenheit 
gedacht  wurde,  hat  denjenigen  Ausgang  genommen,  der 
sich  bei  der  Stimmung  und  den  politischen  Strömungen 
im  schwedischen  Parlamente  von  vornherein  voraussehen 
liess.  Die  Zweite  Kammer  hat  die  Anregung  des  radikalen 
Antragstellers,  es  möchten  die  nordischen  Reiche,  Däne- 
mark einbegriffen,  sich  zu  permanenter,  womöglich  garan- 
tirter  Neutralität  bekennen,  unter  deutlichen  Aeusserungen 
der  Missbilligung  verworfen.  Das  Parlament  steht  also  auch 
heute  auf  dem  Standpunkte,  den  es  bereits  vor  drei  Jahren 
einnahm,  als  eine  gleiche  Vorlage  zur  Berathung  gelangte. 
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Besonderes  Interesse  boten  jedoch  die  Ausführungen, 
in  welchen  der  Minister  des  Auswärtigen,  Frhr.  v.  Lager- 
heim, anlässlich  der  diesmaligen  Neutralitätsdebatte  die 
allgemeine  Stellung  der  skandinavischen  Union  zu  den 
kontinentalen  Mächten  skizzirte,  wobei  der  Redner  auch 
das  vom  Antragsteller  angezogene  «Beweismaterial»  für 
die  angebliche  Existenz  eines  skandinavisch-deutschen 
Geheimvertrags  kritisch  beleuchtete.  Herr  v.  Lagerheim 
stellte  zunächst  fest,  dass  die  auf  unabhängigen  Sympa- 
thien fussende  Freundschaft  zwischen  Schweden-Norwegen 
und  dem  Deutschen  Reiche  weder  jetzt  noch  in  früheren 
Zeitläuften  durch  irgendwelche  vertragsmässigen  Abma- 
chungen den  Charakter  eines  völkerrechtlich  diskutirbaren 
Bündnisses  erhalten  habe.  Ein  derartiger  formeller  Zu- 
sammenschluss  dürfte  auf  deutscher  Seite,  soweit  er  die 
Stimmung  an  den  betreffenden  Stellen  zu  beurtheilen  ver- 
möge, auch  nicht  einmal  für  erstrebenswerth  gehalten 
werden.  Jedenfalls  habe  er  während  seiner  diplomatischen 
Thätigkeit  an  deutschen  Höfen  stets  den  Eindruck  em- 
pfangen, als  ob  man  dem  Thema  einer  skandinavisch- 
deutschen Koalition  ernste  Beachtung  kaum  zuwende. 
Diesen  Sachverhalt  kenne  man  auch  in  St.  Petersburg 
sehr  genau  und  es  erscheine  daher  völlig  unerfindlich, 
wie  man  in  gewissen  inländischen  Kreisen  von  einer 
politischen  Beunruhigung  auf  Seiten  Russlands  ange- 
sichts der  deutsch-nordischen  Intimität  sprechen  könne. 
In  einem  Theile  der  deutschen  Presse  uud  der  Revuen- 
literatur sei  —  so  bemerkt  Herr  v.  Lagerheim  weiterhin 
—  allerdings  die  Frage  eines  skandinavisch-deutschen  De- 
fensivbündnisses mehrfach  angeregt  worden;  in  einem 
speciellen  Falle  habe  sich  ein  Verfasser  sogar  zu  dem 
Gedanken,  die  Nordreiche  unter  deutsche  Oberhoheit  zu 
stellen,  aufgeschwungen.  Derartigen  Auslassungen  könne 
jedoch,  wenn  man  die  publizistische  Autorität  ihrer  Ur- 
heber als  Massstab  anlege,  nur  der  Charakter  belangloser 
Phantasiegebilde  zugesprochen  werden.  Er  (der  Minister) 
lege  jedenfalls  grösseren  Werth  darauf,  dass  die  wirklich 
massgebenden  Organe  der  öffentlichen  Meinung  in  Nord- 
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und  Süddeutschland  die  skandinavische  Politik  stets  unter 
einem  ruhig  abwägenden  und  korrekten  Gesichtswinkel 
beurtheilten.  Im  Uebrigen  wolle  er  nicht  verhehlen,  dass 
die  schwedische  Presse  selbst  mit  daran  Schuld  sei,  wenn 
es  im  Auslande  immer  wieder  zu  publizistischen  Kanne- 
giessereien  über  ein  skandinavisch-deutsches  Geheimbünd- 
niss  komme.  Zum  Schlüsse  wandte  sich  der  Minister  gegen 
den  Neutralitätsgedanken  als  solchen,  indem  er  bemerkte, 
dass  dessen  Verwirklichung  für  die  Vereinigten  Nordreiche 
keinerlei  praktische  Vortheile,  dagegen  zahlreiche  lästige 
Verpflichtungen  im  Gefolge  haben  würde.  Er  müsse  es 
sich  demgemäss  versagen,  dem  Wunsche  des  Antragstellers 
stattzugeben  und  dem  Träger  der  Kronen  von  Schweden 
und  Norwegen  die  Proklamirung  der  Neutralität  seiner 
Staaten  zu  empfehlen.  Gleichwohl  nehme  er  gern  die 
Gelegenheit  wahr,  um  vor  dem  Forum  des  schwedischen 
Parlaments  zu  konstatiren,  dass  die  skandinavische  Union 
—  in  gleichem  Masse,  wie  sie  auf  die  Forterhaltung  freund- 
schaftlicher Beziehungen  zu  den  Nachbarreichen  bedacht 
sei,  jeden  Anlass  von  der  Hand  weisen  werde,  sich  in  die 
Zwistigkeiten  anderer  Länder  hineinzumischen. 

Wie  leicht  zu  erkennen  ist,  richtet  die  Erklärung 
des  Herrn  v.  Lagerheim  sich  vor  Allem  an  die  russische 
Adresse.» 

LTber  diese  Sache  besteht  eine  interessante  Broschüre 
des  Antragstellers  Hedin  unter  dem  Titel :  «la  Neutralite 
des  Etats  Scandinaves*,  die  seinen  Antrag  beleuchtet. 

Die  kleinen  Staaten  Europas  würden,  wie  wir  wieder- 
holt schon  es  angeregt  haben,  besser  thun,  statt  des 
«ruere  in  servitium»,  das  gegenwärtig  bei  manchen  Leuten 
an  der  Tagesordnung  zu  sein  scheint,  einen  Zusammen- 
schluss  behufs  Aufrechterhaltung  des  Rechtszustandes 
und  einer  etwas  idealistischen  Politik  in  Europa  zu  ver- 
suchen. 

Ueber  die  rechtliche  Stellung  der  «ewig 
neutralen»   Staaten   besteht  bekanntlich  bisher  nur 
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wenig  theoretisches  Material1 )  Der  Haager  Kongress  von 
1899  enthalt  unter  seinen  sechs  «pia  desideria»  eine  Er- 
örterung der  Neutralitätsfrage,  welchem  Wunsche  die  Eid- 
genossenschaft jedoch  nicht  beigestimmt  hat,  aus  Furcht. 
ihre  Stellung  durch  eine  solche  Diskussion  nur  ver- 
schlechtert zu  sehen*). 

Im  Anschluss  daran  hat  das  Institut  de  droit  inter- 
national diesen  Gegenstand  auf  seine  Tagesordnung 
gesetzt  und  als  Einleitung  dazu  erscheint  in  diesem 
Jahre  noch  ein  Buch  seines  Generalsekretärs,  Prof. 
Descamps,  über  «la  neutralite  de  la  Belgique,  etude  sur 
la  Constitution  des  Etats  pacifiques  ä  titre  permanent«. 
welches  für  uns  ein  grosses  Interesse  haben  wird  und 
vielleicht  die  Einleitung  zu  einer  nähern  Verbindung 
wenigstens  der  ewig  neutralen  Staaten,  wie  sie  jetzt  be- 
stehen, bildet. 

Die    Haagcr    Konferenz,   deren   Landkriegsrecht    in 
dem    nun    beendigten    Boerenkrieg  eine    eigentümlich 
negative  Illustration  erfuhr,  wird  in  Folge  dessen  hoffent- 
lich eine  Fortsetzung  finden  und  es  wird  sich  dabei  zeigen, 
dass  die  Art.  1  und  2  jener  Konvention  gegenüber  den 
Erfahrungen  des  Boerenkrieges  durchaus   nicht    haltbar 
sind,  sondern  in  dem  Sinne  abgeändert  werden  müssen, 
wie   wir   es   in   dem   Aufsatze    des    letzten  Jahrbuches 
(Band  XV)   vorschlagen.    Dann  würde  einer  allgemeinen 
Annahme   dieses  Vertrages   nichts    entgegenstehen,   die 
übrigens  nicht  die  Hauptsache  ist,  sondern  die  Beobacht- 
ung desselben  und  eine  Möglichkeit  der  Intervention  der 
Neutralen,  falls  dies  nicht  geschieht. 

*)  Unsere  Broschüre  von  1889,  im  Wohlgemuthhandel  ge- 
schrieben, «Die  schweizerische  Neutralität  in  ihrer  jetzigen 
Auffassung>  war  vielleicht  das  Erste,  was  darüber  bestand. 

*)  Vgl.  Jahrbuch  XV  «Die  Schweiz  und  die  Haager  Ver- 
träge». 29 
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von  Basel  keine  neue  errichtet  werden  durfte.1)  Dazu 
verpflichtete  sich  damals  die  französische  Regierung. 
Seitdem  durch  den  Frankfurterfriedensvertrag  von  1871 
Hüningen  in  deutschen  Besitz  überging,  würde  natürlich, 
ohne  dass  dies  ausdrücklich  stipulirt  wurde,  die  deutsche 
Regierung,  als  Rechtsnachfolgerin,  nach  dem  Grundsatz, 
der  auch  im  Völkerrechte  gilt,  «res  transit  cum  suo  onere» 
sich  diese  «Hüninger-Hausel»  gefallen  lassen  müssen, 
worüber  auch  unseres  Wissens  gar  kein  Bedenken  ob- 
waltet Dagegen  wäre  es  nun  allerdings,  dem  Sinn  und 
Geist  der  ehemaligen  Verständigung  entsprechend,  diese 
drei  Meilen  auch  auf  das  rechte  Rheinufer  zu  beziehen, 
seitdem  beide  Ufer  den  gleichen  Eigenthümer  haben. 
Die  Frage  erledigte  sich  thatsächlich  dadurch,  dass  von 
der  Absicht  einer  Befestigung  auf  dem  Tüllingerberg, 
wenn  sie  überhaupt  jemals  bestanden  hat,  Umgang  ge- 
nommen wurde  und  statt  dessen  Befestigungen,  welche 
in  bedeutend  grösserer  Entfernung  von  Basel  liegen,  aus- 
geführt werden.  Eine  deutsche  Correspondenz  in  einer 
schweizerischen  Militär-Zeitschrift  sagte  darüber  Folgendes: 

«Offenbar  mit  Rücksicht  auf  die  in  der  Schweiz  ent- 
standene Erregung  über   die  projektirten  deutschen  Be- 

')  Ueber  die  ehemaligen  Verhältnisse  von  Huningen  und 
die  interessante  Belagerung  dieser  französischen  Gränzfestung. 
an  der  wir  auch  aktiv  theil nahmen ,  Vgl.  Jahrbuch  III  438 
und  718.  Der  betreffende  Artikel  des  IL  Pariserfriedens  lautet 
wie  folgt: 

cLes  fortifications  d'Huningue  ayant  6te  constamment  un 
objet  d'inquietude  pour  la  rille  de  Bäle,  les  hauten  parties 
rontractantes,  pour  donner  a  la  Confed£ration  helvetique  une 
nouvelle  preuve  de  leur  bienveillance  et  de  leur  sollicitude, 
sont  convenue.s  entre  elles  de  faire  demolir  les  fortifications 
d'Hnningue;  et  le  gouvernement  francais  s'engage  par  le  meme 
motif  ä  ne  les  retablir  dans  aucun  temps  et  a  ne  point  les 
remplacer  par  d'autres  fortifications  ä  une  distance  moindre 
<jue  trois  lieues  de*  la  ville  de  Bäle.» 
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festigungsanlagen  auf  der  Tüllinger  Höhe,  die  im  Fall 
eines  Krieges  zwischen  Frankreich  und  Deutschland,  bei 
welchem  französischerseits  etwa  Basel  und  Umgebung 
zum  Rheinübergang  gewählt  würden,  oder  etwa  eines, 
wenn  auch  völlig  fernen  Krieges  zwischen  Deutschland 
und  der  Schweiz,  Basel  der  wirksamsten  Beschiessung 
deutscherseits  ausgesetzt  hätten,  wurden  die  beabsich- 
tigten Befestigungen  auf  den  Isteiner  Klotz,  121/»  km  von 
Basel,  und  die  Höhe  bei  Huttingen,  14  km  von  Basel,  den 
Schönthalberg,  verlegt.  Damit  wird  für  Basel  die  Gefahr 
eines  Bombardements,  sowie  diejenige,  überhaupt  in  et- 
waige zukünftige  Kämpfe  in  der  Südwestecke  des  deut- 
schen Gebiets  unmittelbar  verwickelt  zu  werden,  weit 
geringer  wie  bisher.  Auch  ist  es  von  politischem  Werth 
für  die  Schweiz,  dass  ihre  blühende,  volkreiche,  zweit- 
grösste  Stadt  nicht  im  unmittelbarsten  Geschützbereich 
eines  mächtigen  Nachbarn  liegt,  der,  so  gut  seine  Be- 
ziehungen zur  Schweiz  auch  sind,  im  Falle  eines  nie  ganz 
ausgeschlossenen  Konflikts,  mit  der  Androhimg  des  Bom- 
bardements Basels  aus  nächster  Nähe  ein  unmittelbares 
Pressionsmittel  für  die  EntSchliessungen  der  Bundes- 
regierung in  der  Hand  gehabt  haben  würde.  Allerdings 
wird  man  sich  in  der  Schweiz  keiner  Täuschung  darüber 
hingeben,  dass  auch  vom  Isteiner  Klotz  aus  die  Be- 
scliiessung  Basels,  eines  Zielobjekts  von  mehreren  Kilo- 
metern Durchmesser,  aus  mittleren  und  schwersten 
Festungskalibern,  die,  wie  z.  B.  namentlich  die  in  den 
Küstenbefestigungen  verwandten,  über  13  km  weit  tragen, 
möglich  ist.  Allein  diese  Beschiessung  würde  eine  liei 
weitem  nicht  so  rasch  wirkende  und  empfindliche  zu  sein 
vermögen.  Im  übrigen  deutet  die  jetzt  geplante,  ver- 
änderte, ergänzte  und  zum  Theil  bereits  in  den  Vor- 
arbeiten begriffene  Anlage  der  Befestigungen  auf  ihr 
eigentliches  Ziel:  die  Abwehr  eines  französischen  Vor- 
stosses  gegen  den  Oberrhein  und  Süddeutschland  von 
der  Trouee  von  Beifort  und  den  grossen  verschanzten 
Lagern  von  Beifort  und  Besancon  her,  bei  einem  Kriege 
Frankreichs  mit  Deutschland,  deutlich  hin.,  - 


Die  auswärtige  Politik  der  Schweiz.  453 

Denn  nicht  nur  der  Isteiner  Klotz  und  die  Höhe  bei 
Huttingen,  der  Schönthalberg,  auf  dem  rechten  Rhein- 
ufer, sondern  auch  die  Gegend  an  der  111  bei  Altkirch 
gegenüber  dem  «Burgunderloch»  wird  durch  ein  Sperr- 
fort befestigt. 

Jedenfalls  ist  diese  bewirkte  Sicherung  des  Rhein 
Übergangs,  der  überdies  den  Streitkräften  Deutschlands 
schon  bei  Hüningen  zur  Verfügung  stände,  nicht  gegen 
die  Schweiz,  sondern  gegen  Frankreich  gerichtet,  und 
offenbar  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Sicherung  des  even- 
tuellen Eingreifens  einer  italienischen  Armee  am  Ober- 
rhein, wenn  der  casus  foederis  eintritt,  geplant.  Sollte 
auch,  was  keineswegs  ausgeschlossen  ist,  bei  dem  ins 
Auge  gefassten  französischen  Vorstoss  gegen  den  Ober- 
rhein das  Sperrfort  bei  Altkirch  französischerseits  um- 
gangen und  die  nur  etwa  7  deutsche  Meilen  in  der  Luft- 
linie von  Beifort  zum  Oberrhein  betragende  Entfernung 
von  den  französischen  Invasionstruppen  in  einem  Gewalt- 
marsch innerhalb  24 — 30  Stunden  zurückgelegt  werden, 
so  würde  jedoch  künftig  dieser  französische  Vorstoss  auf 
der  Strecke  des  Rheins,  die  er  zum  Uebergang  benutzen 
muss,  um  bald  in  den  Besitz  der  Umgehungsbahn  bei 
Basel  zu  gelangen,  derjenigen  zwischen  Lstein  und  Basel, 
durch  die  betreffenden  Befestigungen  und  den  Strom 
selbst  zu  einem  Halt  und  mindestens  zu  einer  das  Feuer 
jener  völlig  beschäftigenden  Beschiessung  gezwungen 
werden,  während  dessen  die  unablässig  mit  der  Um- 
gehungsbahn und  den  Rheinthalbahnen  eintreffenden 
deutschen  Streitkräfte  eine  derartige  Stärke  zu  gewinnen 
vermögen,  dass  der  französische  Handstreich  auf  den 
Rheinübergang  und  die  Umgehungsbahn  deutscherseits 
abgewiesen  zu  werden  vermag  und  inzwischen  auch  die 
Teten  der  italienischen  Hülfscorps  einzutreffen  uud  den 
Rheinübergang  bei  Hüningen  oder  dem  Lstciner  Klotz  zu 
vollziehen  vermögen.  Dass  Frankreich  aber  in  Folge 
dieser  Neugestaltung  der  strategischen  und  taktischen 
Verhältnisse  sich  etwa  veranlasst  sehen  könnte,  in  jenem 
Kriegsfall  die 'Neutralität   der  Schweiz  zu  verletzen   und 
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seine  Truppen  auf  dem  kürzesten  Wege  auf  Basler  Gebiet 
zu  werfen,  um  ausserhalb  des  Geschützbereichs  des 
Isteiner  Klotz  den  Rhein  dicht  oberhalb  Basels  zu  üIkt- 
schreiten  und  so  die  Umgehungsbahn  und  die  Operations- 
linie  nach  Süddeutschland  zu  gewinnen,  erscheint  des- 
halb als  ausgeschlossen,  als  es  sich  damit  einen  zweiten 
Krieg  gegen  die  Schweiz  aufladen  würde. 

Aus  dieser  objektiven  und,  wie  man  zugeben  wird, 
unparteiischen  Darlegung  der  betreffenden  Verhältnisse 
dürfte  hervorgehen,  dass  die  deutscherseits  geplanten 
Befestigungen,  namentlich  in  ihrer  heutigen  Gestaltung, 
nicht  gegen  die  Schweiz,  sondern  gegen  Frankreich  ge- 
richtet sind,  dass  man  andererseits  jedoch  sich  nicht  ver- 
hehlen kann,  dass  sie  zugleich  die  militärische  Position 
des  deutschen  Reichs  im  Obcrrheinthal  der  Schweiz 
gegenüber  verstärken,  ohne  jedoch  die  Schweiz,  falls  die- 
selbe etwa  je  veranlasst  sein  sollte,  ihre  Neutralitat  auf- 
zugeben und  sich  im  Fall  eines  Krieges  zwischen  Frank- 
reich und  Deutschland  auf  Seite  Frankreichs  zu  stellen, 
zu  einem  für  Frankreich  minder  werthvollen  Bundes- 
genossen zu  machen. » 

Der  letzte  Satz  dieser  Auseinandersetzung  bedarf 
eines  Fragezeichens.  Diese  Befestigungen  machen  im 
Gegentheil  der  Schweiz  eine  solche  Allianz  weniger  mög- 
lich, von  der  jedoch,  aus  Gründen  der  ewigen  Neutralität, 
die  wir  festhalten  wollen,  ohnehin  keine  Rede  ist 

Ueber  die  geplante  Anlage  eines  Hafens  bei  Basel, 
das  sog.  Hüninger  Kanalprojekt,  erstattete  die  Re- 
gierung von  Basel  dem  Grossen  Käthe  im  April  d.  J.  fol- 
genden für  die  schweizerischen  Interessen  unerfreulichen 
Bericht: 

*Mit  Rathschlag  vom  1.  April  1896  haben  wir  dein 
Grossen  Rathe  von  unsern  Unterhandlungen  mit  den  cl- 
sässisehen  Behörden  betr.  die  Verlängerung  des  Hüninger- 
kanals  bis  Basel  und  Anlage  eines  Hafens  im  St  Johann- 
quartier Kenntniss  gegeben    und  um  die  Ermächtigung 
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nachgesucht,  die  für  die  Ausführung  dieser  Projekte  er- 
forderlichen weitern  Schritte  zu  unternehmen.  Der  Ge- 
danke an  ein  solches  Unternehmen  war  aufgetaucht, 
nachdem  der  Plan  der  elsässischen  Behörden,  dem  Hü- 
ningerkanal  durch  ein  Stauwehr  unterhalb  unserer  Stadt 
ein  vermehrtes  Wasserquantum  zuzuführen,  an  dem  Wider- 
spruch, den  wir  dagegen  glaubten  erheben  zu  müssen, 
gescheitert  war.  Mit  der  Verlängerung  des  Kanals  bis 
Basel  hätte  die  Verbesserung  der  Wasserverhältnisse  in 
den  auf  eLsässischem  Gebiet  liegenden  Strecken  erreicht 
werden  können,  wobei  immerhin  unter  bestimmten  Vor- 
aussetzungen eine  Beitragsleistung  unserer  Stadt  an  die 
Kosten  einer  solchen  Verbesserung  vorgesehen  war.  Die 
Kosten  der  Kanalverlängerung  und  der  Hafenanlage  waren 
auf  ca.  3  Millionen  Franken  angeschlagen  worden. 

Wir  hatten  in  der  selben  Zeit  von  dem  Projekte  auch 
dem  schweizerischen  Bundesrathe  Mittheilung  gemacht  und 
um  eine  Bundessubvention  von  1  Million  Franken  nachge- 
sucht. Der  Bundesrate  empfahl  der  Bundesversammlung 
in  richtiger  Würdigung  der  von  uns  , vorgebrachten  Er- 
wägungen über  die  allgemein  schweizerische  Bedeutung 
des  Unternehmens,  unserm  Gesuche  zu  entsprechen ;  das 
geschah  durch  Bundesbeschluss  vom  11.  Juni  1896.  Der 
Grosse  Rath  erklärte  sich  seinerseits  ebenfalls  mit  unserm 
Vorgehen  einverstanden;  er  beauftragte  uns  durch  Be- 
schluss  vom  21.  Mai  1896,  die  Angelegenheit  weiter  zu 
verfolgen  und  ihm  sodann  definitive  Anträge  zu  unter- 
breiten. Um  den  Plan  verwirklichen  zu  können,  war  davon 
nun  der  deutschen  Reichsregierung  Mittheilung  zu  machen 
und  eine  internationale  Vereinbarung  herbeizuführen. 
Denn  bisher  hatten  nur  Unterhandlungen  mit  der  elsäs- 
sischen Landesregierung  stattgefunden,  die  mit  Ermächti- 
gung des  Bundesrathes  von  uns  geführt  worden  waren 
und  deren  Resultat,  dem  Protokoll  vom  18.  Februar  1896, 
nach  beiderseitiger  Auffassung  ein  international  verbind- 
licher Charakter  nicht  zukam.  In  Folge  dessen  wurde 
noch  im  Jahre  1896  der  Schweiz.  Gesandte  in  Berlin  vom 
Bundesrathe  beauftragt,  die  Angelegenheit  bei  der  Reichs- 
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regierung  zur  Sprache  zu  bringen.  Dies  geschah;  allein 
es  wurde  bald  offenbar,  dass  dem  Projekte  in  Deutsch- 
land gewichtige  Interessen  entgegenarbeiteten ;  die  Reichs-  I 
regierung  liess  während  mehrerer  Jahre  dem  schweize- 
rischen Gesandten  über  die  Angelegenheit  keine  Mit- 
theilungen zugehen,  und  der  Bundesrath  hielt  es  für 
richtiger,  nicht  auf  eine  Entscheidung  zu  dringen,  um 
nicht  das  ganze  Unternehmen  zu  vereiteln.  Inzwischen 
waren  diesem  auch  hierseits  Schwierigkeiten  erwachsen. 
Die  Ausdehnung  der  Stadt  hatte  sich  gegen  das  Ge- 
biet erstreckt,  das  für  die  Hafenanlage  in  Aussicht  ge- 
nommen war,  und  die  Landpreise  waren  in  einer  Weise 
gestiegen,  die  die  Verwirklichung  des  ursprünglichen 
Planes  unmöglich  zu  machen  schien.  Das  mehrfach  ge- 
prüfte Auskunftsmittel,  den  Hafen  jenseits  des  Rheine* 
in  Kleinhüningen  anzulegen,  erwies  sich  aus  technischen 
Gründen  zur  Zeit  als  undurchführbar,  und  wenn  man  die 
ganze  Sache  nicht  wollte  fallen  lassen,  so  blieb  nur  zu 
erwägen  übrig,  ob  nicht  eine  Betheiligung  an  dem  Projekt 
einer  Hafenanlage,  in  Grosshüningen,  das  die  Behörden 
dieser  Stadt  hatten  ausarbeiten  lassen,  als  zweckmässig 
zu  erachten  wäre.  Obwohl  nicht  zu  verkennen  war,  dass 
hieran  Basel  ungleich  weniger  Interesse  hätte,  als  an  der 
ursprünglich  geplanten  Anlage,  hielten  wir  es  für  richtig, 
der  Sache  auch  in  dieser  neuen  Gestalt  uns  anzunehmen 
und  gaben  daher  dem  Bundesrath  Kenntniss  von  der  ein- 
getretenen Veränderung  der  Sachlage.  Wir  waren  dabei 
der  Meinung,  dass  allerdings  noch  zu  untersuchen  sei,  ob 
der  Hafen  in  Hüningen  von  Basel  oder  von  den  elsassi- 
schen  Behörden  unter  finanzieller  Unterstützung  der 
Schweiz  zu  erbauen  sei,  und  ob  das  für  den  Hafen  in 
Basel  angenommene  Verhältniss  der  Leistungen  von  Bund 
und  Kanton  noch  werde  aufrecht  erhalten  werden  können. 
Es  ergab  sich  aber,  dass  die  deutsche  Reichsregierung 
auch  bei  dieser  neuen  Sachlage  der  schweizerischen  An- 
regung ihre  Zustimmung  nicht  ertheilen  könne,  und  nach- 
dem auf  eine  erneute  Anfrage  im  Februar  dieses  Jahres 
die  Mittheilung  erfolgt  ist,   es   sei   bei  den  zuständigen 


Die  auswärtige  Politik  der  Schweiz.  457 

deutschen  Amtsstellen  eine  Aenderung  der  Auffassung  in 
der  Sache  nicht  eingetreten,  ist  sie  vorderhand  als  er- 
ledigt zu  betrachten.  Die  Bedenken,  die  gegen  die  Aus- 
führung des  Unternehmens  auf  deutscher  Seite  erhoben 
wurden,  waren  fiskalischer  und  handelspolitischer  Natur. 
Wir  waren  freilich  stets  von  der  Ansicht  ausgegangen, 
dass  das  Projekt  für  Deutschland  nicht  geringere  Vor- 
theile  biete,  als  für  die  Schweiz;  in  Deutschland  scheint 
aber  von  Anfang  an  die  gegenteilige  Ansicht  geherrscht 
zu  haben,  so  dass  auch  ein  in  der  letzten  Zeit  eingetretener 
Umschwung  in  der  Stellungnahme  der  interessirten  elsäs- 
sischen  Städte  eine  günstigere  Entscheidung  nicht  mehr 
herbeizuführen  vermochte. 

Wir  beantragen,  der  Grosse  Rath  wolle  von  diesem 
Berichte  Vormerkung  neiimen  und  den  dem  Regierungs- 
rath  am  31.  Mai  1896  ertheilten  Auftrag,  betr.  definitive 
Antrage  in  der  Hüningerkanal- Angelegenheit,  als  erledigt 
erklären.»  («Allg.  Schw.  Zeitung.») 

Eine  dritte  Angelegenheit  betrifft  die  chemische  In- 
dustrie Deutschlands,  von  welcher  im  Februar  d.  J.  im 
deutschen  Reichstage  neuerdings  behauptet  wurde,  sie 
werde  in  der  Schweiz  durch  Nachahmungen  «ausgeplün- 
dert», und  es  bestehe  daselbst  in  Bezug  hierauf  ein  «Raub- 
system». Abgesehen  von  dieser  Ausdrucks  weise,  welche 
in  dem  schweizerischen  Parlamente  seitens  des  Präsidenten 
gerügt  worden  wäre,  wenn  der  Fall  umgekehrt  läge, 
scheinen  etwelche  Beschwerden  begründet  zu  sein,  denen 
bei  Anlass  der  bevorstehenden  Handelsverträge  ihr  Recht 
verschafft  werden  kann  und  soll.  Eine  Berichterstattung 
aus  Berlin  an  den  «Bund»  sagt  darüber: 

«Wenn  man  beiderseitig  hofft  und  annimmt,  die  künf- 
tigen deutsch-schweizerischen  Handelsvertrags  -Verhand- 
lungen werden  ohne  allzu  grosse  Schwierigkeit  zu  einem 
neuen  leidlichen  Abkommen  führen,  so  ist  nach  dieser 
Richtung  neuerlich  ein  dunkler  Punkt  hervorgetreten,  der 
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nicht  bequem  zu  beseitigen  sein  wird.  Es  handelt  sich 
um  den  Patentstreit  betreffs  chemischer  Erfindungen  und 
um  die  Schweizer  Konkurrenz  für  die  deutsche  chemische 
Industrie.  Alte  Klagen  sind  im  Reichstag  in  sehr  scharfer 
Weise  vorgebracht  worden  und  regierungsseitig  wurde 
ihre  Berechtigung,  wenn  schon  korrekt  höflich,  anerkannt 
mit  dem  Bemerken,  dass  man  sich  zwar  keineswegs  in 
innere  Angelegenheiten  der  Schweiz  einmischen,  noch  deren 
Gesetzgebung  angreifen  oder  beeinflussen  wolle,  dass  al>er 
beim  Abschluss  eines  neuen  Handelsvertrages  man  darauf 
dringen  würde,  dass  wohlberechtigte  Ansprüche  erfüllt 
werden.  In  der  Schweiz  sind  Erfindungen,  die  nicht  durch 
Modelle  darstellbar  sind,  nicht  patentfähig.  Dadurch  wird 
vornehmlich  die  chemische  Industrie  getroffen,  und  da 
diese  in  Deutschland  die  höchst  entwickelte  aller  Länder, 
in  der  Schweiz  aber  weniger  vorangeschritten  ist,  so  ist 
es  zweifellos  für  unsere  deutschen  Erfinder  und  Fabriken 
ärgerlich  und  schädigend,  wenn  ihre  Erfindungen  und 
Patente  in  der  Schweiz  systematisch  ausgenutzt  und  diese 
Schweizer  Produkte  auf  den  deutschen  Markt  selbst  ge- 
worfen werden  und  den  moralisch  zunächst  berechtigten 
deutschen  Verfertigern  auf  dem  Weltmarkt  Konkurrenz 
machen.  Schön  ist  es  gewiss  nicht,  wenn  zu  diesem  Zweck 
in  der  Schweiz  hart  an  der  deutschen  Gränze  Fabriken  er- 
richtet worden  sind  und  deutscherseits  dem  ruhig  zugesehen 
werden  muss.  Vertreter  der  Freisinnigen,  der  National- 
liberalen und  der  Konservativen  geisselten  das  im  Reichs- 
tag, einer  schärfer  wie  der  andere;  die  vom  national- 
liberalen Abgeordneten  Paasche  gebrauchte  Bezeichnung 
«unlauterer  Wettbewerb»  steigerte  der  Abgeordnete  Müller 
von  der  Freisinnigen  Volkspartei  bis  zum  «Raubsystem*. 
Im  Reichstag  nahm  sich  nur  der  Sozialdemokrat  Stadt- 
hagen  der  Schweiz  an,  wohl  mehr  um  der  verhassten 
heimischen  Grossindustrie  eins  anzuhängen,  als  aus  Liclie 
zum  Nachbarn  oder  aus  allgemeinem  Billigkeitsgefühl.  Um 
so  bemerkenswerther  ist  es,  dass  die  «Voss.  Ztg.>  hier 
einmal  ganz  gegen  den  Strom  schwimmt  uud  in  einem 
eingehenden  Leitartikel  die  Partei   der  Schweiz  ergreift. 
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Ihre  Hauptargumente  wurzeln  darin,  man  könne  von 
keinem  Lande  verlangen,  dass  es  Ausländer  günstiger  be- 
handle wie  Inländer;  da  die  Schweiz  den  heimischen 
chemischen  Erfindungen  keinen  Schutz  angedeihen  lässt, 
so  könne  sie  nicht  verpflichtet  werden,  die  deutschen  zu 
schützen;  ferner  darin,  dass  in  Deutschland  Patentwesen 
und  Patentgesetzgebung  gleichfalls  zu  wünschen  übrig 
lassen.  «Wenn  ein  Mitglied  der  schutzzöllnerisch-agra- 
rischen  Partei  den  Vorschlag  macht,  den  Handelsvertrag 
mit  der  Schweiz  abzubrechen,  bis  sie  ihre  Patentgesetz- 
gebuhg  gebessert  hat,  so  ist  uns  das  sehr  begreiflich; 
dieser  Partei  ist  jeder  Anlass  willkommen,  die  Politik  der 
Handelsverträge  zu  verlassen.  Wenn  aber  ein  Mitglied 
der  freisinnigen  Partei  in  dieselbe  Kerbe  schlägt,  so  scheint 
uns  das  eine  sehr  bedenkliche  Entgleisung  zu  sein.  Die 
Schweiz  gegen  ihre  Ueberzeugung  zu  einer  Aenderung 
ihrer  innern  Gesetzgebimg  über  Patente  zu  zwingen, 
haben  wir  nicht  die  Macht  und  hat  kein  Staat  die  Macht.» 

«An  der  Frage  der  Transitlager,  besonders  in  Mann- 
heim und  am  Bodensee,  ist  auch  die  Schweiz  interessirt. 
Namentlich  die  Badenser  betonten,  dass  durch  die  Auf- 
hebung der  Mannheimer  Lager  der  Getreidehandel  nach 
der  Schweiz  ruinirt  werden  würde.» 


Gegenüber  Frankreich  kommen  immer  noch 
mangelhafte  Beobachtungen  des  Vertrages  vom  23.  Juli 
1879  betreffend  des  Militärdienstes  der  Söhne  von  Natu- 
ralisirten  vor.  Der  Bundesrath  machte,  auf  Beschwerde 
des  französischen  Botschafters,  sämmtliche  Kantonsregie- 
ningen durch  Kreisschreiben  neuerdings  darauf  aufmerk- 
sam, dass  die  Söhne  von  in  der  Schweiz  naturalisirten 
Franzosen  die  frühere  Nationalität  ihrer  Eltern  beibehalten, 
d.  h.  Franzosen  bleiben,  solange  sie  nicht  für  die  Schweiz 
optirt  haben,  und  erst  mit  dem  Zeitpunkte  dieser  Option 
die  Rechte  eines  Schweizerbürgers  erwerben.    Dement- 
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sprechend  sind  auch  solchen  Personen  vorher  weder  Hei- 
matscheine  auszustellen,  noch  sind  sie  zum  Militärdienste 
heranzuziehen. 

In  Bezug  auf  den  Schutz,  welchen  Ansprüche  schwei- 
zerischer Angehöriger  im  Ausland  bei  den  Konsuln  und 
Gesandten  fremder  Regierungen  finden,  hat  sich  in  einem 
Falle  Würth  ergeben,  dass  die  Protektion  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika  keinen  erheblichen 
Werth  beanspruchen  kann.  Der  Bundesrath  berichtet 
darüber  in  dem  Geschäftsberichte  des  politischen  De- 
partements pro  1901  Folgendes: 

«Der  in  Marokko  unter  dem  Schutz  der  Vereinigten 
Staaten  Amerikas  lebende  Schweizer  Armin  Würth  au* 
Models  ist  mit  seinem  Ersatzanspruch  von  der  marokka- 
nischen Regierung  abgewiesen  worden.  Bei  diesem  An- 
lasse bemerken  wir,  dass,  während  Deutschland  und 
Frankreich  z.  B.  den  fremden  Schutzgenossen  den 
gleichen  Schutz  gewähren  wTie  ihren  eigenen  Staats- 
angehörigen, dies  bei  den  Vereinigten  Staaten  Amerika* 
nicht  der  Fall  ist.  Wenn  nämlich  ein  Schweizerburger, 
der  unter  dem  Schutz  der  Vereinigten  Staaten  steht,  eine 
Schadenersatzforderung  an  die  Regierung  des  Aufenthalts- 
staates geltend  zu  machen  hat,  so  darf  zwar  der  Ver- 
treter der  Vereinigten  Staaten  das  Gesuch  an  jene  Re- 
gierung übermitteln,  aber  nichts  zu  dessen  Unterstützung 
beifügen;  er  darf  nicht  im  Namen  seiner  Regierung  auf- 
treten, nichts  fordern  und  nicht  mit  Zwangsmassregeln 
drohen.  Die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  stellt 
sich  auf  den  Standpunkt,  dass  ihre  Vertreter  nicht  als 
Agenten  einer  fremden  •  Regierung  verwendet  werden 
dürfen;  es  stünde  dies  mit  der  Bestimmimg  der  Ver- 
fassung der  Vereinigten  Staaten  nicht  im  Einklang,  wo- 
nach es  einem  amerikanischen  Staatsbürger  untersagt  sei, 
von  einer  ausländischen  Regierung  ein  Amt  anzunehmen. 
Es  folgt  hieraus,  dass  der  Schute  der  Vereinigten  Staaten 
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als   bei   andern   Staaten.     Charakteristisch   ist   in  dieser 

Hinsicht  eine  Instruktion,  welche  der  verstorbene  Baron 

Hirsch,   der   Erbauer   der   Bahnen   in    der   europäischen 

Türkei,    seinem   ersten  Bevollmächtigten  gab,  und  durch 

deren  Befolgung   er   ein   hundertfacher  Millionär  wurde. 

«Dans  les  transactions  avec  le  gouvernement  ottoman, 
signez  tout;  dans  le  cours  de  Texecution  il  se  trouvetou- 
jours  le  moyen  de  s'arranger»  und  weiter:  «Bei  der  Re- 
daktion des  Gesehäftsvertrages  muss  man  durch  Ein- 
fügung scheinbar  unverfänglicher  Klauseln  und  ebenso 
durch  stellenweise  lückenhafte  Fassungen  Häkelchen  ge- 
winnen, an  welchen  man  im  richtigen  Augenblick  einen 
guten  Vorwand  oder  einen  aussichtsvollen  Prozess  auf- 
hängen kann.   Je  verwickelter  der  Vertrag,  desto  besser.* 

Nach  diesem  Prinzip  wird  die  Türkei  diplomatisch 
und  geschäftlich  von  ihren  sogenannten  «Freunden»,  wie 
von  ihren  Feinden  behandelt,  und  es  mag  ihr  zweifel- 
haft erscheinen,  welches  die  gefährlicheren  sind.  Sie  ist,  so 
lange  sie,  namentlich  in  Europa,  besteht,  ein  für  das- 
selbe gefährlicher  Staat  gewesen,  welcher  sich  auch  nie  den 
Erfordernissen  der  allgemeinen  Civilisation  gänzlich  an- 
bequemen konnte.  Jetzt  bleibt  ihr  nichts  übrig,  als  all- 
mählig  still  aus  Europa  zu  verschwinden,  oder  den  musel- 
manischen Fanatismus  noch  einmal  für  einen  Glaubens- 
krieg in  Anspruch  zu  nehmen.  Der  letztere  Fall,  der 
natürlich  auch  zu  einem  Ende,  aber  zu  einem  eklatanteren, 
führen  würde,  wird  in  einem  Artikel  der  «Lausanner 
Zeitung»  vom  12.  Juli  d.  J.  von  einem  Jungtürken,  Rüstern 
Bey,  mit  folgenden  Worten  besprochen: 

«Tres  certainement  le  «jihad»  ou  guerre  sainte  des 
Musulmans,  que  le  sultan  pensa  serieusement  proclamer 
lors  de  Tinstallation  definitive  des  Anglais  en  Egypte,  se- 
couerait  le  monde  jusque  dans  ses  fondements;  mais 
finalement  l'organisation  europeennc  triompherait  de  l'elan 
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religieux  de  l'Lslamisme.  En  tout  cas  la  Turquic  est  fa- 
talement  condanmee  par  sa  Situation  geographique  ä  perir 
dans  la  tourmente  resultant  d'un  duel  entre  les  deux  re- 
ligions.  Le  sultan  a-t-il  des  doutes  sur  ce  point?  Ou  bien 
le  desir  de  se  venger  de  l'Europe  en  la  plongeant  dans 
les  maux  d'une  guerre  epouvantable  est-il  superieur  en  lui 
ä  la  raison  et  ä  l'instinct  de  la  conservation  pourtant  bien 
fort  chez  cet  etre?  Je  ne  sais.  Ce  qui  est  certain  c'est 
qu'Abdul  Hamid  travaille  avec  passion  ä  la  mobilisation 
de  la  puissance  formidable  qu'est  Tlslam,  et  que  Tespece 
de  fremissement  qui  secoue  visiblement  depuis  quelques 
temps  les  populations  musulmanes  de  FAfrique  provient 
autant  de  l'action  secrete  de  Constantinople  que  des  injustices 
de  l'Europe  ä  leur  egard.  Entre  les  mains  d'Abdul  Hamid 
le  kalifat  est  un  grand  danger  pour  la  paix  du  monde. 
Ce  qui  etonne,  c/est  que  l'Angleterre  ou  la  France,  qui 
ont  tant  ä  craindre  d'un  ecart  serieux  et  toujours  possible 
de  la  part  de  eet  homme,  ne  cherchent  pas  ä  le  deposer. 
Quelques  centaines  de  mille  livres  intelligemment  de- 
pensees  a  Constantinople  ameneraient  ce  resultat  sans 
secousse!» 

Die  letzte  Insinuation  ist  echt  «türkisch»  und  be- 
weist, dass  den  Jungtürken  die  den  Anhängern  der  Re- 
gierung vorgeworfenen  Praktiken  auch  nicht  gänzlich  un- 
bekannt sind.  Wir  zweifeln  unsererseits  an  der  Möglich- 
keit eines  heiligen  Krieges,  wenigstens  in  Europa,  Klein- 
asien, oder  Aegypten;  dagegen  nicht,  dass  starke  Aus- 
brüche des  Fanatismus  an  andern  Punkten  des  dahin- 
sterbenden Reiches,  in  Armenien,  Palästina  oder  Mesopo- 
tamien noch  zu  erwarten  sind,  und  glauben,  dass  die  jetzt 
lebende  Generation  noch  die  Wiederaufrichtung  des  Kreuzes 
auf  dem  Sofiendom  in  Konstantinopel  sehen  wird. 

An  den  Papst  hat  der  Bundesrath  bei  Anlass  seines 
25jährigen  Jubiläums  folgendes  Telegramm  gerichtet,  dessen 
Redaktion  nicht  allgemeine  Billigung  fand: 
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«An  Seine  Heiligkeit  den  Papst  Leo  XIII.,  Rom. 
Getragen  von  der  allgemeinen  Hochachtung  feiert  Ihre 
Heiligkeit  heute  den  Tag  des  Eintrittes  in  das  25.  Jahr 
Ihres  Pontifikates.  Bei  Gelegenheit  dieses  glücklichen 
Ereignisses  bitten  wir  Ihre  Heiligkeit,  unsere  lebhaften 
Glückwünsche  in  Empfang  zu  nehmen,  und  wünschen, 
dass  es  Ihr  noch  lange  vergönnt  sein  möge,  Ihres  heiligen 
Amtes  zu  walten.  Im  Namen  des  schweizerischen  Bundes 
rathes,  der  Bundespräsident^ 


Der  Konflikt  mit  Italien. 

Das  Hauptereigniss  des  Jahres  in  Bezug  auf  die  aus- 
wärtigen Verhältnisse  der  Schweiz  war  ein  zeitweiliger 
Abbruch  der  diplomatischen  Beziehungen  zu  dem  König- 
reich Italien,  welcher  jedoch  bereits  glücklich  wieder  be- 
seitigt ist. 

Von  diesem  ungewöhnlichen  Ereigniss  wurde  zunächst 
den  gerade  versammelten  eidgenössischen  Käthen,  die  sich 
eben  mit  den  friedlichsten  Dingen,  nämlich  der  Bienen- 
zucht und  Honiggewinnung,  beschäftigten,  am  10.  April 
durch  folgende  Zuschrift  des  Bundesrathes  Kenntniss 
gegeben,  welche  eine  lebhafte  Bewegung  hervorrief: 

«Wir  beehren  uns,  Ihnen  mitzutheilen.  dass  bedauer- 
liche Misshelligkeiteu,  welche  zwischen  uns  und  dem 
hiesigen  italienischen  Gesandten,  Herrn  Kommandeur 
SilvestreUi,  entstanden  sind,  uns  veranlasst  haben,  von 
der  italienischen  Regierung  zu  verlangen,  dass  sie,  im 
Interesse  der  zwischen  beiden  Staaten  bestehenden  guten 
Beziehungen,  ihren  bei  der  Eidgenossenschaft  beglaubigten 
Vertreter  abberufe.  Die  italienische  Regierung  lehnte  aber 
dieses  Ansinnen  ab  und  versetzte  uns  somit  in  die  Not- 
wendigkeit, unsere  offiziellen  Beziehungen  zu  Herrn  Kom- 
mandeur SilvestreUi  abzubrechen.  Dies  hatte  unmittelbar 
zur  Folge,  dass  die  italienische  Regierung  unserm  Ge- 
sandten in  Rom,  Herrn  Carba  gegenüber  das  Gleiche  that. 
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Dies  die  Sachlage,  wovon  wir  nicht  ermangeln  wollten, 
Ihnen  sofort  Kenntniss  zu  geben.  Indem  wir  uns  im 
übrigen  vorbehalten.  Omen  demnächst  darüber,  unter  Mit- 
theilung der  zwischen  uns  und  dem  italienischen  Gesandten 
gewechselten  Noten,  umständlichen  Bericht  zu  erstatten 
benutzen  wir  den  Anlass  il  s.  f.» 

Der  Bundesrath  liess  dieser  Mittheilung  in  Bälde  einen 
ausführlicheren  Bericht  und  eine  Zusammenstellung  von 
Akteastücken  folgen,  welche  folgende  Nummern  enthielt 
IB.  BL  1902,  Nr.  16  und  18): 

Ana  dem  <RisvegHo>  Tom  IB.  Jauar  1902. 

Brevi  note. 

dci  ^tnti™  fa  linCUb°  ^   UäKri'   mOTt°  *  "»"*• 

Questo  si  rileva  dal  fatto  che  alte  influenze  «riscono 
con  ogm  potere  onde  far  scomparire  ona  data  SS 
J  documenü  lasciati  dal  Crispi.  'S  cosa  TSüSTZ 
documenti,  noi  non  sappiamo:  ma  se  ri  ™™^:  H  - 
si  dice,  ed  alle  moltepffi  e  poss^ti  fai  ^Ä! 
soompanre,  noi  siamo  forzati  a  credere  cS  1SL  • 

r if  n,°nrlieVe  tT*™*   Che   ^rinTciS^: 
non  ü  solo  Cnspi  fu  la  causa  dei  molteplici  disas£  2 

anno  gettato  lltalia  all'  orlo  del  falCnto  „£  „t 
persona  ancor  piü  altolocata,  una  peiWch«  ft,  T  T 
e  compianta  dai  lecchini  della  dinX  fl  sSÄT?^ 
mente  coinvolta  nei  tristi  affari  che  tart^V.  T 
*•!•«,:  gli  affari  delle  banche  wdWiKfiSw  H-EP* 
gl.  stati  d'assedio  e  relative  fucilSe ri '  lar,^ ^T' 
mati,  ecc  »voraton  afla- 

E  quanti  altri  complici  si   nascondnnn   n^w       i 
Di  quante  nuove  lordure  deve  ETi     !?  ?mbra? 
dassi  dirigepti  italiane.  ,JJust™«i  la  stona  delle 
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Jahres!*  rieht  1902. 

Beroe,  le  25  fevrier  1910. 
I«  Charge  d'Affaires, 
En  reponse  ä  la  note  de  la  legation'i  concernant  un 
artiele  puldie  dans  le  nuniero  du  18  janvier  demier  du 
Journal  le  ■  Risvegho«  qui  parait  a  Geneve,  hous  avons 
Phonneur  do  voiis  faire  reinarquer  que  nous  ne  pourrions 
ordonncr  des  poursuites  contre  les  personnes  responsable* 
de  est  artiele  que  sur  la  base  de  l'article  42  du  Code 
pönal  federal  du  4  fevrier  1853  dont  In  teneur  suit: 

«L'oulrage  public  envers  une  naüon  etrangere  ou  son 
souverain  ou  un  Gouvernement  etranger,  sera  puni  d'uni 
atnende  qui  peut  etre  portee  ä  fr.  2000  et  dans  des  cas 
yraves,  i'I  re  cumulee  avec  six  mois  au  plus  d'emprisouiH" 
inerit.  Les  poursuites  ne  peuvent  toutefois  etre  exereee.« 
que  sur  la  demande  du  Gouvernement  etranger,  puurvu 
qui!  y  ;ul  reeiprocite  envers  la  Confederation.» 

II    est    donc    necessaire,    pour   pouvoir   exercer  des 
poursuite*,    que  le  gouvernement  italien  nous  en  adresse 
)a  d  einmiete  formelle  et  nous  assure  de  la  reeiprocite. 
Veuillez  agreer,  Monsieur  le  Charge  d'Affaires,  etc. . 
Conseil  federal. 
Monsieur  le  Chevalier  De  Martino, 
Charge  d'Affaires  d'Italie,  Berne. 

Berne,  le  8  mars  1902. 
Monsieur  le  President, 
En  reponse  a  la  note  de  Votre  Excellence  du  25  fevrier 
demier,  j'ai  rocu  Instruction  de  vous  infonuer  que  1t 
Gouvernement  du  Roi  n'a  pas  intention  de  demander  In 
poursuite  du  Journal  anarehiste  de  Geneve  «11  Risveglin- 
pour    l'article    inqualifiable    pubbe   dans    le   numero  du 

')  K-  wird  hier  in-lhüinlieh  von  einer  Note  gesprochen, 
wahrend  lleir  Sikesüelli  seine  He  seh  weide  nur  liiiimlh'eli  au- 
gebracht  hatte-    (Note  des  Uumleablattes-j 
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18  janvier,  sur  lequel  j'ai  attire  verbalement  l'attention 
de  Votre  Excellence  dans  l'entretien  du  5  fevrier,  en 
Protestant  contre  l'impunite  accordee  en  Suisse  a  de 
publications  pareilles.  Le  Gouvernement  Royal  croit  avoir 
assez  fait  en  rappelant  le  Gouvernement  federal  ä  l*ob- 
servance  de  ses  devoirs  internationaux. 

En  laissant  au  Conseil  federal  la  responsable  de 
son  attitude,  le  Gouvernement  du  Roi  me  charge  aussi 
de  faire  observer  ä  Votre  Excellence  qu'il  ne  lui  parait 
pas  approprie  ä  la  circonstance  la  demande  de  reciprocite 
quon  nous  a  adressee,  car  aucune  plainte  de  ce  genre 
n'a  jamais  ete  faite  par  la  Confederation  ä  l'Italie,  oü  les 
Magistrats  federaux  jouissent  dans  la  presse  de  tous  les 
parüs  un  traitement  respectueux,  tel  qu'il  serait  precise- 
ment  a  desirer  que  Nos  Augustes  Souverains  trouvent 
dans  la  presse  suisse. 

Veuillez  agreer,  Monsieur  le  President,  les  assurances 
de  ma  plus  haute  consideration.  G.  Silvcstrclli. 

Son  Excellence  Monsieur  J.  Zemp, 
President  de  la  Confederation. 


Berne,  le  12  mars  1902. 
Monsieur  le  Ministre, 

Le  Conseil  federal  nous  a  charge  de  repondre  ce  qui 
suit  a  la  note  que  Votre  Excellence  lui  a  adressee»  au 
nom  du  Gouvernement  du  Roi,  en  date  du  8  mars  et 
rohtive  ä  rarticle  paru  dans  le  «Riveglio»  du  18  janvier 

Cette  note,  tant  au  point  de  vue  du  fond  que  de  la 
forme,  a  froisse  le  Conseil  federal;  aussi  tient-il  a  protester 
contre  son  contenu  qu'il  ne  saurait  aeeepter. 

Le  Conseil  federal  a  fait  connaitre  ä  Votre  Excellence 
par  note   du  25   fevrier,    les    eonditions   sous   1chüu«U«h 
seules  laction  penale   etait   possible   aux   termes  de  la 
Legislation  federale. 
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D  dependait  donc  de  la  decision  du  Gouvernement 
du  Roi  que  ces  conditions  fussent  reinplies.  S'il  a  plu  ä 
celui-ci  de  ne  pas  y  satisfaire  et  si  des  lors  le  delitdont 
ü  s'agit  reste  impuni,  il  n'y  a  pas  lieu  do  rappeler  le 
Gouvernement  federal  ä  l'observation  de  ses  devoirs  inter- 
nationaux  et  de  lui  iniputer,  ä  cet  egard,  une  respon- 
sabilite  quelconque. 

Veuülez  agreer,  Monsieur  le  Ministre,  les  assurances 
de  notre  haute  consideration. 

Departement  politique  federal: 

Zemp. 
Son  Exoellence 
Monsieur  le  Commandeur  G.  Silvestrelli, 
Ministre  de  Sa  Majeste  le  Roi  dltalie, 

Berne. 


Berne,  lc  23  mars  1902. 

Monsieur  le  President, 

En  reponse  ä  la  communication  du  12  courant,  j'ai  Thon- 
neurde  faire  eonnaitre  au  Haut  Conseil  federal  ce  qui  suit: 

La  Legation  de  Sa  Majeste  ne  saurait  admettre  comine 
afferantes  au  debat  actuel  les  allegations  d'ordre  juridique 
par  lesquelles  le  Haut  Conseil  federal  voudrait  expliquer 
rimpunite  dont  jouit  le  «Reveil».  La  Legation  de  Sa 
Majeste  continue  ä  envisager  Toeuvre  criminelle  du  «Reveil» 
dans  son  ensemble,  et  se  rapporte  ä  ce  sujet  aux  consi- 
derations  qu'elle  exposait  verbalement  au  mois  de  juin 
dernier  ä  Monsieur  Brenner,  alors  President  de  la  Con- 
federation.  Ces  considerations  gardant  encore  toute  cntiere 
leur  valeur,  la  Legation  de  Sa  Majeste  estime  qu  il  n'y 
a  pas  heu  de  modifier  le  point  de  vue  enonce  dans  sa 
note  du  8  niars. 

Veuillez  agreer,  Monsieur  le  President,  les  assurances 
de  ma  plus  haute  consideration. 

Le  Ministre  Royal: 

G.  Silvestrelli. 
Son  Excellence  Monsieur  J.  Zemp, 

President  de  la  Con fed erat ion. 


x  i 
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Berne,  le  27  mars  1902. 
Le  Oonseil  föderal  a  Mr.  Oarlin,  Ministre  de  Baisse  a  Roma. 


Monsieur  le  Ministre, 

De  regrettables  mesintelligences  ont  surgi  entre  nous 
et  le  Ministre  d'Italie,  Mr.  le  Commandern-  Silvestrelli, 
dans  les  circonstances  que  voici. 

Le  5  fevrier  ecoulö  Mr.  Silvestrelli  attirait  l'attention 
du  President  de  la  Confederation  sur  un  article  outrageant 
pour  la  memoire  de  feu  le  Roi  Humbert,  paru  dans  le 
Journal  anarchiste  «II  Risveglio»  du  18  janvier  1902,  qui 
se  publie  ä  Geneve  (annexe  I). 

Les  outrages  diriges  contre  la  personne  d'un  Souveram 
etranger  tombent  sous  le  coup  du  Code  penal  federal  du 
4  fevrier  1853  dont  l'article  42  est  ainsi  concu: 

«Art.  42.  L'outrage  public  envers  une  nation  etrangere 
ou  son  Souverain  ou  un  Gouvernement  etranger,  sera 
puni  d'une  amende  qui  peut  etre  portee  ä  fr.  2000  et 
dans  des  cas  graves,  etre  cumulee  avec  six  mois  au  plus 
d'emprisonnement.  Les  poursuites  ne  peuvent  toutefois 
etre  exerc^es  que  sur  la  demande  du  Gouvernement 
etranger,  pourvu  qu'il  y  ait  reciprocite  envers  la  Con- 
federation.» 

Comme  vous  le  voyez,  Taction  penale  ne  peut  etre 
exercee  pour  le  delit  dont  il  s'agit  qu'ä  une  double  con- 
dition,  ä  savoir  que  le  Gouvernement  en  cause  porte 
plainte  aupres  du  Conseil  federal  et  lui  garantisse  la 
reciprocite,  c'est-ä-dire  qu'il  declare  que,  dans  le  cas  oü 
le  President  de  la  Confederation  ou  le  Conseil  federal 
sentit  publiquement  offense  dans  TEtat  plaignant,  la  legis- 
lation  penale  de  cet  Etat  accorde  la  possibilite  d'en  pour- 
suivre  le  ou  les  auteurs  en  justice. 

En  consequence,  le  Conseil  federal  fit  savoir,  en  date 
du  25  fevrier  (annexe  II),  ä  Mr.  Silvestrelli  que,  pour 
pouvoir  introduire  Taction  penale,  il  etait  necessaire,  sui- 
vant  notre  legislation,  que  le  gouvernement  Royal  en  fit 
la  demande  formelle  et  nous  assurät  de  la  reciprocite. 
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A  titre  de  renseignement,  nous  vous  ferons  observer 
que  les  legislations  d'autres  Etats,  entre  autres  le  Code 
penal  allemand  (article  103),  posent  les  memes  conditions 
que  rarticle  42  precite  de  notre  Code  penal  et  que  la 
legislation  italienne  elle-meme  exige,  dans  des  cas  ana- 
logues,  la  demande  du  Souverain  ou  du  Chef  d'Etat 
offense.  En  effet,  les  articles  25  et  56  de  la  loi  italienne 
sur  la  presse  du  26  mars  1848  disposent  ce  qui  suit: 

«Art.  25.  Le  offese  contro  i  Sovrani  o  i  Capi  dei 
Governi  stranieri  saranno  punite  col  carcere  estensibile 
a  sei  mesi  e  con  multa  da  lire  100  a  1000. 

«Art.  5(5 nel  caso  di  offesa  contro  i  Sovrani 

od  i  Capi  dei  Governi  esteri,  Tazione  penale  non  verra 
esercitata  che  in  seguito  a  richiesta  per  parte  dei 
Sovrani  o  dei  Capi  dei  Governi.» 

II  semble  donc  que  rien  n'eüt  ete  plus  facile  que  de 
donner  les  declarations  requises  par  notre  legislation  et 
de  mettre  ainsi  le  Conseil  federal  ä  nienie  de  deferer 
aux  autorites  judiciaires  competentes  Tauteur  de  rarticle 
incrimine.  C'est  ainsi  que,  en  1888,  le  Gouvernement 
allemand  n'avait  pas  hesite  ä  se  conformer  aux  conditions 
prevues  par  rarticle  42  precite,  afin  d'obtenir  la  punition 
des  auteurs  d'un  pauiphlet  dirige  contre  lui  et  le  Gou- 
vernement d'Alsace-Lorraine.  Mais  nous  avons  ete  bien 
surpris  en  recevant  de  Mr.  Silvestrelli,  en  date  du  8  mars. 
la  note  ci-jointe  en  copie  (annexe  III),  oü  il  declare  de  ne 
pas  vouloir  demander  la  poursuite  du  Journal  anarchlste 
«II  Risveglio»  et  reproche  au  Conseil  federal  de  ne  pas 
observer  ses  devoirs  internationaux  en  laissant  impunies 
des  publications  pareilles  ä  celle  parue  dans  ce  Journal 
Quant  ä  la  demande  de  reciprocite,  condition  exigee  par 
notre  loi  et  de  laquelle,  des  lors,  le  Conseil  federal  ne 
pourrait,  en  aucun  cas,  faire  abstraction,  Mr.  Silvestrelli 
en  fait  bon  marche  en  afiirmant  qu'elle  ne  lui  parait  pas 
appropriee  ä  la  circonstance.  Et  pourtant  il  aurait  suffi 
d'un  simple  renvoi  ä  rarticle  25  de  la  loi  italienne  sur 
la  presse,  du  26  mars  1848,  pour  satisfaire  ä  la  condition 
posee  par  notre  legislation. 
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Cette  note,  oonciie  daxt*  dv*  vn:.—»  *-.  >  -  -  c.5  «rrir^ 
aux  relations  amicale^  qu'enireti-  ljj*-^:  I—  :-_!•»  •  ---rir- 
ments,  et  l'etrange  pret*rn?i«.»n  *y*~  ii-«.-*  *-*—-  C-  21  ••>  -j-t 
nos  lois  parce  qu'il  plait  ä  M.  .^v^;>l  J-  >-*  rr  •-'-» 
peu  appropriees  aux  ciro  in<an«>r*-.  •  -n:  fr  •-—-r  j-  f  c;—  _L 
föderal.  Par  note  du  12  mar*  •jtur.-itr  IV »  l>  »j~  ;•_-  <•-— 
tames  contre  ce  langage  in^»Li:<-  ♦rii  f*--^-*  ■••—-:■;--*  _»- 
•>i  un  delit  restait  inipuni.  la  re>j«.c-«*a. •■.__*-  ^ -^  «si-n.* 
tomber  sur  nous.  Noirs  e>j»trh"n^  «^^rr  Mr  **.. — v~_ 
reviendrait  ä  meilleur  <->*n*--ii  et  *i -"—  ^  L^-^i^i  >- 
rueonnaitre  le  mal  fonde  d».-*  gr*-»-*  r-;  r  •  -:.—  ?#:*- — «~ 
au  Conseü  föderal:  mai>  il  n'eo  a  ri-zi  ••-.  r'ij  :j  ••-  _. 
23  inars  (annexe  Vi.  il  n«»u*  dr*-.ar>:  u  -  -  ^-^1.*  -;<:  .- 
point  de  vue  enonce  dan>  s&  n-.'te  c  -  >  il ir-  t:  _  ^  •  v 
ce  qui  suit:  «La  Legation  de  .^a  M\*r<*-  r.rr  *■*-,  ._--._•  *:  ,- 
mettre  conime  afferent  e>  au  d*-f*at  aol  iv  *_--.rs/  n» 
d'ordre  juridique  par  lesquel>:>  irr  L*^::  <_  ■;>*•.,  f-.-rv. 
voudrait  expliquer  Finipunite  d««nt  j-»-:  I*r    h-v*^  . 

L'article  du  <Reveil»  qui  a  pi\.v«*;\.r  I*  d-r^r  V  ■-- 
Mr.  Süvestrelli  aupres  du  Pre^id^nt  «:e  la  •  -•r-f^-rv..  r. 
constituant,  ä  n'en  pas  douter.  un  o'jtraj-  &  1*  r:  -;;.  .-- 
de  feu  le  Roi  Humbert  et  Ie>  «lutra^re-  »iirLj:~*  •-*  z„\z-  ->. 
personne  d'un  Souverain  etranger  käet  e.v  rv~-:j>  ;„* 
vises  par  Tarticle  42  du  Code  penaJ  f~»>raL  «  rj  wr  «%~ 
mande  comment  les  consideration<*  d~ve> : ;-  v«  d^r^-  r.  ~ 
notes  et  basees  sur  Tarticle  42.  «u-J  a:-;.";«-*;  V  er.  /.>~ 
pece,  seraient  etrangeres  au  d*4»at  a'-rv-i. 

Mr.  Silvestrelli  nous  repro^he  d»»m-  i.- r-  -^ .-•:;..  .v 
d'avoir  recours  a  des  subterfuge^.  ujai«>  il  \i.-*.z.* .»zs  t\. 
pressement  les  allegations  que  le  ^.on^ij  f*^>r^  ?,-  ^.* 
du  repousser  conime  ble*>ante>  i»>nr  «sa  d.^r«:*-. 

Vous  comprendrez,  Monsieur  le  Mini-tr-.  «,  .e  r,>:-. 
ces  circonstances,  il  ne  noas  e<t  plu>  f^-JOr.  a  n ^*:e 
grand  regret,  de  continuer  le^  rapj^>rr>  ^f !;'-.*.:*  a*.*:- 
Mr.  Silvestrelli.  C'est  pourquoi  n*m<  vous  inv/on-  a  «rx- 
poser  ce  qui  precede  au  Gouvernement  du  Uoi  et  a  ,  A 
demander  qu'il  veuille  bien  remplacer  Mr.  .Siiv#r»:re;;i  p;ir 
un  diplomate  mieux  penetre  des  egard**  du>  au  0<»«;vem<- 
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ment  aupres  dnquel  ü  est  accredite.  Vous  ferez  remarquer 
an  Gouvernement  Royal  que  notre  decision  s'inspire  uni- 
quement  du  sonci  de  maintenir  les  bonnes  relations  exis- 
tant  entre  la  Confederation  suisse  et  l'Italie. 

Vous  insisterez  pour  avoir  une  prompte  decision. 
L'Assemblee  federale  va  se  reunir.  le  1er  avrü,  et  il  est 
a  prevoir  que  cette  affaire  fasse  Tobjet  d'une  interpella- 
tion.  Dans  ce  cas?  nous  pourrions  nous  voir  obliges  d'ex- 
p**>er  aux  Chambres  ce  qui  s'est  passe  et  de  publier  le 
texte  des  notes  echangees  avec  Mr.  Silvestrelli. 

Xous  vous  autorisons  ä  laisser  ä  Mr.  Prinetti  copie 
de  cette  depeehe.  s"il  le  desire. 

En  attendant  votre  rapport  sur  le  resultat  de  vos 
demarches,  nous  saisissons  cette  occasion  pour  vous  pre- 
senter,  Monsieur  le  Ministre,  les  assurances  de  .  notre 
haute  consideration. 

Au  nom  du  Conseil  föderal  suisse, 
Le  President  de  la  Confederation: 

Zemp. 
Le  Chancelier  de  la  Confederation: 

Ringier. 
Annexes. 


Kote  adressee  par  M.  Carlin,  Ministre  de  Suisse  &  Borne, 
k  Mr.  Prinetti,  Ministre  des  affaires  etrangeres  dltalie 

k  Borne. 


Rome,  le  7  avril  1902. 
Monsieur  le  Ministre, 
Le  31  niars  dernier,  j'ai  eu  Fhonneur  de  coinmuniquer 
verbaleinent  ä  Votre  Excellence  une  depeehe  du  Conseil 
fedüral  suisse,  du  27  du  meine  inois,  par  laqueUe  j'etais 
charge  de  vous  demander  de  vouloir  bien  remplacer, 
dans  Tinteret  des  bonnes  relations  exisiant  entre  les 
deux  pays,  le  Ministre  d'Italie  ä  Berne,  Monsieur  le 
Commandeur  G.  Silvestrelli.  Les  circonstances  qui  ont 
motive  cette  demarche  se  trouvent  exposees  dans  la  de- 
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peche  precitee,  dont  une  copie,  accompagnee  de  ses  cinq 
annexes,  est  jointe  ä  la  presente. 

Votre  Excellence  m'ayant  declare  ne  pas  pouvoir 
deferer  au  desir  exprime  par  mon  Gouvernement,  j'ai,  sur 
lordre  de  celui-ei,  Thonneur  de  vous  informer  que  le  Con- 
seil federal  se  voit,  ä  son  grand  regret,  dans  la  necessite 
de  mettre  fin  ä  ses  relations  officielles  avec  Monsieur 
Silvestrelli. 

Veuillez  agreer,  etc. 

Le  Ministre  de  Suisse. 


Mr.  Prinetü,  Ministre  des  Affaires  ötraugftres,  4  Mr.  O.  Carlin 

Ministre  de  Suisse,  4  Borne. 


Rome,  le  9  avril  1902. 

Monsieur  le  Ministre, 

Par  lanote  que  vous  m'avez  fait  l'honneur  de  m'adresser 
le  7  de  ce  mois,  vous  avez  bien  voulu  me  rappeler  que 
vous  aviez  ete  charge  par  le  Conseil  federal  de  demander 
de  remplacer,  dans  l'interet  des  bonnes  relations  existant 
entre  les  deux  Pays,  Mr.  le  Comraandeur  Silvestrelli.  Vous 
ajoutez  que  sur  mon  refus  d'acceder  au  desir  exprime  par 
votre  Gouvernement  vous  deviez  m'annoncer  que  le  Con- 
seil federal  se  voit,  k  son  grand  regret,  dans  la  necessite 
de  mettre  fin  ä  ses  relations  officielles  avec  Mr.  Silvestrelli. 

J'ai  eu  soin  dans  notre  entretien  du  31  mars,  de  vous 
exposer  les  considerations  qui  motivaient  mon  refus.  Ccs 
considerations,  resumees  dans  TAide-Memoire  ci-joint,  de- 
vraient,  ä  mon  avis,  amener  le  Conseil  federal  ä  reconsi- 
derer  sa  propre  resolution. 

La  Legation  de  Suisse  ä  Rome  ne  saurait,  en  atten- 
dant,  se  trouver  dans  une  Situation  autre  que  celle  que 
le  Conseil  föderal  a  cru  devoir  creer  a  la  Legation  Royale 
a  Berne.   Je  me  vois  donc,  a  mon  tour  et  ä  mon  regret, 
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dans  la  neeessite  de  mettre  fin  ä  mes  rehitions  officielles 

avec  vous. 

Veuillez  agreer,  Monsieur  le  Ministre,  les  assuranees 

de  ma  haute  consideration. 

Prinetti. 
Unc  annexe. 


Memorandum. 


Depuis  pres  de  trois  ans,  une  feuille  anarchiste  siüssc. 
le  «Reveil»,  dont  le  but  est  le  crime,  le  moyen  l*apolo£it' 
du  crime,  s'ajoutant  ä  Foutrage  contre  les  souverains  Ita- 
liens, poursuit  impuneinent.  a  Geneve,  son  oeuvre  nefaste. 
La  Legation  de  Sa  Majeste  <jui  ne  pouvait  pas  assister 
indifferente  ä  de  pareils  exces,  n'avait  eesse  d'attirer,  de 
la  facon  la  plus  amicale,  Fattention  du  Conseil  federal 
sur  cette  publication. 

Au  mois  de  juin  dernier,  Mr.  le  Charge  d'Affaire* 
d'Italie,  ä  Foccasion  d'une  violente  apologie  du  regicide. 
signalait  ä  Mr.  le  Conseiller  federal  Brenner,  alors  Presi- 
dent de  la  Confederation,  la  propagande  criminelle  du 
Journal.  II  se  refera  ä  cette  occasion  aux  articles  4  et  5 
de  la  loi  föderale  du  12  avril  1894 :  Fapplication  de  la  loi 
federale  paraissait  evidente.  Le  Conseil  federal  repon- 
dait  neanmoins  qu'il  n'y  avait  pas  heu  a  exercer  de> 
poursuites  de  ce  chef,  Fincitation  a  commettre  im  delit 
contre  la  personne  n'etant  pas  suffisaminent  direete. 
C'etait  Favis  du  Conseil  federal;  ce  ne  pouvait  etre  celui 
du  Gouvernement  du  Roi.   La  question  restait  ouverte. 

Le  5  fevrier,  Mr.  le  Ministre  d'Italie  appelait  encore. 
par  une  demarche  amicale  et  verbale,  Fattention  du  Pre- 
sident de  la  Confederation  sur  un  article  du  «Reveil* 
outrageux  pour  la  memoire  de  S.  M.  le  Roi  Humbert,  se 
plaignant  de  Fimpunite  dont  le  Journal  continuait  a  jouir. 
en  s'abstenant  toutefois  de  solliciter  une  poursuite. 

Ce  n  est  pas  sans  surprise  que  la  Legation  recevait 
le  25  fevrier,  vingt  jours  apres  sa  demarche  verbale,  une 
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note  officielle  s'annoncant  comme  reponse  ä  une  note  de 
la  Legation  Boyale  qiii  n'avait  Jamals  existe:  le  Con^'il 
federal  declarait  qu'il  «ne  pouvait  ordonncr  des  poursuite* 
contre  les  personnes  responsables  de  l'article  du  «Reveil> 
que  sur  la  base  du  paragraphe  42  du  Code  penal  federal 
<1u  4  juin  1853,  avec  reserve  de  reeiprocite  eventuelle ; 
«ne  reeiprocite  que  le  Conseil  federal  savait,  au  prealable, 
lui  etre  assuree  par  la  loi  italienne. 

Le  Conseil  federal  se  placait  ainsi  ä  un  point  de  vue 
qin  n'etait  pas  celui  de  la  Legation,  celle-ci  ayant  toujours 
envisage  Toeuvre  du  «Beveil»  dans  son  ensemble.  et  non 
pas  en  visant  isolement  tel  ou  tel  autre  artiele  du  Journal. 
II  est  tout  naturel  que  Mr.  Silvestrelli,  en  repondant,  le 
S  mars,  ait  decline  de  presenter  une  requete  formelle  qui 
aurait  trop  contredit  ä  Tattitude  constante  de  la  Legation. 
La  protestation  du  Conseil  federal,  contenue  dans  sa  note 
du  12  mars,  n'est  donc,  quant  au  fond  de  la  question, 
nidlement  fondee.  Quant  ä  la  question  de  forme,  la  te- 
neur  de  la  note  de  Mr.  Silvestrelli  s'explique  assez  par  le 
fait  que  la  Legation  du  Roi  devait,  depuis  longtemps  dejä, 
constater  Timpunite  dont  jouissent  les  attaques  dirigees 
«ontre  les  institutions  du  Boyaume,  sans  que  jamais  le 
Conseil  federal  dans  ses  Communications  n'eüt  trouve  mot 
pour  les  fletrir. 

Enfin,  la  note  du  23  mars  de  la  Legation  Boyale,  qui 
a  motive  les  recentes  demarches  du  Ministre  de  SuLsse  a 
Korne,  ne  s'oecupait  que  de  la  question  de  fond,  en 
maintenant  purement  etsimplement,  quant  äcette  question, 
le  point  de  vue  du  Gouvernement  de  Sa  Majeste. 

Teile  etait  la  Situation,  alors  que,  le  31  mars,  Mr.  le 
Ministre  de  Suisse  est  venu  demander  le  remplacement 
de  Mr.  Silvestrelli;  le  Ministre  Boyal  des  Affaires  etran- 
geres  lui  repondit  ne  pas  pouvoir  acceder  a  une  demande 
qui  ne  paraissait  pas  justifiee  en  ajoutant  qu'ä  son  avis 
de  franches  explications  entre  Mr.  Silvestrelli  et  le  Con- 
seil federal  etaient  les  mieux  indiquees  pour  eearter  les 
malentendus  qui  paraissent  s'etre  produits. 

Rome,  le  9  avril  1902. 
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Rome,  le  10  avril  1902. 

A  son  Excellence  M.  le  Commandern-  O.  Silvostrelli, 
envoye  extraordinaire  et  Ministre  plenipotentiaire  d'Itali*- 

ä  Berne. 

Monsieur  le  Ministre, 

Nous  avons  1'honneur  d'informer  Votre  Excellence 
quc  le  Conseil  federal  se  voit,  ä  son  grand  regret,  dans 
la  necessite  de  mettre  fin  aux  relations  offizielles  qiril 
entretenait  avec  vous.  Le  representant  de  la  Confede- 
ration  a  Rome  a  reeu  l'ordre  de  porter  cette  decisioii. 
ainsi  que  les  circonstances  qui  Tont  niotivee,  ä  la  con- 
naissance  de  Son  Excellence  Monsieur  Prinetti. 

Veuillez  agreer,  Monsieur  le  Ministre  etc. 

Conseil  federal. 


Monsieur  Prinetti,  Ministre  des  Affaires  ötrangöres  dltalie 
a  Borne,  a  Monsieur  CK  Oarlin,  Ministre  de  Suisse,  a  Eomc. 

Rome,  le  10  avril  1902. 
Monsieur  le  Ministre, 

Le  Commandern*  Silvestrelli  me  telegraphie  que  le 
Conseil  federal  lui  a  notifie  ce  matin  qu'il  mettait  fin  ä 
ses  relations  officielles  avec  lui. 

A  la  suite  de  cette  communication  et  en  me  referant 
ä  ma  note  d'hier,  j'ai  l'honneur  de  vous  confirmer  que  1^ 
Gouvernement  du  Roi  doit  mettre  fin  aux  relations  officielle> 
qu'il  entretenait  avec  vous. 

Veuillez  agreer,  Monsieur  le  Ministre,  les  assurances 
de  ma  haute  consideration.  Prinetti. 


Die  Bundesversammlung  antwortete  auf  diese  Bot- 
schaft, nach  angehörtem,  tibereinstimmendem  Bericht  der 
Kommissionen  beider  Räthe,  ohne  jede  Diskussion,  mit 
einem  einstimmigen  Beschlüsse  folgenden  Inhalts: 

«Die  Bundesversammlung  der  schweizerischen  Eid- 
genossenschaft,  nach  Einsicht  der  Botschaft  des  Bunde* 
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rathes  vom  15.  April  1902  betr.  den  diplomatischen 
Zwischenfall  zwischen  der  Schweiz  und  Italien,  nimmt 
Akt  von  den  Erklärungen  des  Bundesrathes  und  billigt 
seine  Haltung  in  dieser  Angelegenheit^ 

In  der  italienischen  Kammer  antwortete  der  Minister 
des  Auswärtigen,  Prinetti1),  am  26.  April  auf  die  verschie- 
denen Anfragen  betreffend  den  Zwischenfall  mit  der 
Schweiz.     Nach  einer  Darstellung  des  Sachverhaltes  gab 

er  folgende  Erklärungen  ab :  «Der  italienische  Gesandte  Com- 
mandern- Silvestrelli  hatte  keineswegs  die  gerichtliche 
Verfolgung  des  «Risveglio»  wegen  des  das  Andenken  des 
Königs  Umberto  verletzenden  Schmähartikels  verlangt, 
sondern  einfach  diese  Gelegenheit  benützt,  um  seine  Kla- 
gen gegen  die  ganze  Tendenz  des  Anarchistenblattes  und 
die  Verherrlichung  des  Königsmordes  durch  dasselbe  im 
allgemeinen  zu  erneuern.  Die  offizielle  Antwortnote  des 
schweizerischen  Bundesrathes  auf  ein  gar  nicht  gestelltes 
liegehren  habe  den  bedauerlichen  Zwischenfall  verursacht. 
.  .  .  Silvestrelli  konnte  nicht,  ohne  sich  zu  widersprechen, 
die  Verfolgung  des  «Risveglio»  wegen  des  einzelnen  Ar- 
tikels verlangen ;  seine  Ueberraschung  wegen  der  ganz 
überflüssigen  Gegenrechtsforderung  des  Bundesrathes  war 
begreiflich.  Dieses  Gegenrecht  wird  ja  durch  das  italieni- 
sche Gesetz  notorisch  zugesichert  Hätte  Silvestrelli  in 
den  Mittheilungen  des  Bundesrathes  die  edlen  Worte  ge- 
funden, wie  sie  der  Berichterstatter  des  schweizerischen 
Nationalrathes  gegenüber  Italien  und  seinen  Souveränen 
gebraucht  hat,  so  hätte  er  sich  sicherlich  auch  nicht  gegen- 
über dem  Bundesrath  in  der  Weise  aasgedrückt,  ülier  die 
nun  der  Bundesrath  sich  beklagt.  Der  Streitpunkt,  der 
in  Frage  stand,  ist  in  keinem  Verhältniss  zu  der  Forde- 
rung des  Bundesrathes,  Silvestrelli  abzuberufen.  Kein 
Minister  hätte  einem   solchen  Begehren  Folge   gegeben. 

l)  Derselbe  ist  ein  ehemaliger  Zögling  den  Eidg.  Poly- 
technikums, so  dass  man  bei  ihm  freundliche  Gesinnungen 
gegen  die  Schweiz  vorauszusetzen  hat. 
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Aber  in  der  Besprechung  der  Angelegenheit  nüt  dem  schwei- 
zerischen Gesandten  Dr.  Carlin  hat  der  Minister  des  Auswar 
tigen  stetsfort  zur  Ruhe  gemahnt  und  eine  offenherzige  Aus- 
einandersetzung zwischen  Silvestrelli  und  dem  Bundes- 
rath  angestrebt.  Heute  noch  —  so  schloss  der  Minister  — 
habe  ich  noch  immer  die  Ueberzeugung,  dass  die  Schuld 
an  dem  Bruch  nicht  auf  unserer  Seite  ist.  In  aller  Ge- 
müthsruhe  hegen  wir  die  Hoffnung,  dass  der  von  den 
Berichterstattern  der  schweizerischen  Bundesversammlung 
geäusserte  Wunsch  nach  einer  ehrenhaften  und  befriedigen- 
den Lösung  in  Erfüllung  gehen  werde.»  (Lebhafter  Beifall.» 

Aus  den  gleichzeitig  veröffentlichten  italienischen 
Mittheilungen  an  die  Kammern  ergaben  sich  keinerlei 
thatsachlicke  Widersprüche,  so  dass  die  ganze  Angelegen- 
heit sich  auf  eine  Rechts-  und  eine  Courtoisiefrage 
reduzirt.  Darüber  scheint  uns  noch  Folgendes  zu  sagen 
nöthig.  nachdem  der  Streit  selber  beigelegt  ist: 

1.  Wir  wollen  zunächst  das  Letztere  besprechen  und 
zugeben,  dass  die  erste  Note  des  schweizerischen  Bundes- 
rathos  zu  Händen  der  italienischen  Regierung  vielleicht 
einen  etwas  trockenen,  rein  juristischen  Ton  hatte,  welchem 
ein  beigefügter  Ausdruck  der  Theilnahme  an  dem  SclnVk- 
sal  des  verstorbnen  Königs  Humbert,  oder  eine  Verur- 
theilung  der  Artikel  des  <Risve$lio»  einen  freundlicheren 
Charakter  hatte  verleihen  können.2)  In  der  Diplomatie 
kommt  es  eK-n  nicht  bloss  darauf  an.  Recht  zu  halH*n 
und  :\x  behalten  (was  freilieh  die  erste  Frage  ist),  sondern 
auch  den  Gegner  auf  eine  möglichst  gelinde  Art  zu  der 
gleichen  Ansicht  /u  bringen  und  damit  jedem  Streite  aus- 

M  Auch  w*r  es.  nicht  atwohit  erforderlich,  auf  eine  münd- 
liche l{ekUiiM::on  sofort  mit  einer  direkten  schriftlichen  Not* 
tu  aulwwrtrn. 
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zuweichen.    Sonst,  wenn  das  nicht  der  Fall  wäre,  würde 
das  Institut    der  standigen   Gesandtschaften    überhaupt 
keinen  grossen  Werth  mehr  haben;   Noten  mit  Recht>- 
gründen  könnte  man   allfällig  stets  auf  direktem  Wege 
gegenseitig  übermitteln.  Die  Gesandtschaften  haben  gerade 
den  Hauptzweck,  die  freundschaftliche  Stimmung 
zwischen  zwei  Ländern  durch  personliche  gute  Beziehun- 
gen sorgfältig  zu  unterhalten  und  Alles   sorgfältig  und 
rechtzeitig  aus  dem  Wege  zu  räumen,  was  etwa  mög- 
licherweise bei  einem  schriftlichen  Verkehr  hindernd  in 
den  Weg  treten  könnte.   Natürlich  ist  in  dieser  Richtung 
auch  die  Persönlichkeit  der  beidseitigen  Gesandten  äusserst 
massgebend,  und  aus  den  Akten  ergibt  sich  für  jeden  un- 
parteiischen   Beurtheiler,    dass    der   Ton,   welchen    der 
italienische  Gesandte  sofort  anschlug  (Note  vom  8.  Märzi, 
ein  den  Gesetzen  der  internationalen   Höflichkeit  nicht 
völlig  entsprechender  war,  indem  das  Gleiche  mit  etwas 
anderen  Worten  hätte  gesagt  werden  können. 

Aus  diesem  Grunde  ist  auch  ganz  allgemein  in  dem 
modernen  diplomatischen  Verkehr  der  Gebrauch  entstanden, 
der  Accreditirung  eines  Gesandten  die  sogenannte  «Agre- 
ation»  vorangehen  zu  lassen,  d.  h.  eine  Anfrage,  ob  der- 
selbe eine  «persona  grata»  sei,  mit  der  sich  angenehme 
Beziehungen  voraussehen  lassen.  Es  darf  jede  vorgeschla- 
gene Persönlichkeit  ohne  Angabe  von  Gründen  abgelehnt 
werden.  Es  ist  sehr  wünschenswerth,  dass  dabei  mit  der 
nöthigen  Vorsicht  verfahren  werde,  denn  schon  sehr  viele 
diplomatische  Verwicklungen  sind  lediglich  durch  unge- 
eignete, namentlich  leicht  reizbare,  aufgeregte,  oder  zu 
Verstimmungen  geneigte  Personen  entstanden,  zu  denen 
dann  doch  ihre  Regierung  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
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zu  stehen  genöthigt  ist.  Wirschliessenliieran  die  Bemerkung, 
dass  auch  das  Verlangen  einer  Abberufung  eines  nicht  mehr 
genehmen  Gesandten  ein  formell  durchaus  berechtigtes 
und  unter  souveränen  Staaten  nicht  ablehnbares  ist  Ein 
Gesandter  ist,  trotz  seiner  exterritorialen  Rechtsstellung, 
doch  ein  Gast  des  Landes,  in  dem  er  sich  aufhält 
und  so  wenig  als  ein  gewöhnlicher  Gast  in  einem  Hause 
länger  verweilen  kann,  als  es  dem  Hausherrn,  gleich- 
viel ob  aus  berechtigten  oder  unberechtigten  Gründen, 
genehm  ist,  so  wenig  kann  ein  Verlangen  auf  Abberufung 
eines  Gesandten  refüsirt  werden.1)  Wenn  der  italienische 
Minister  des  Auswärtigen,  wie  sich  aus  der  Note  vom 
9.  April  zu  ergeben  scheint,  dies  dennoch  gethan  hat,  so 
ist  er  über  die  Linie  des  diplomatisch  Zulässigen  hinaus- 
gegangen, und  es  hat  sich  auch  thatsächlich  gezeigt,  dass 
eine  solche  Stellungnahme  faktisch  nicht  aufrechtgehalten 
werden  kann.  Es  kann  eine  Regierung,  von  welcher  man 
die  Abberufung  ihres  Gesandten  verlangt,  nichts  Anderes 
thun,  als  entsprechen;  sie  kann  höchstens  dabei  ihrer 
Meinung  Ausdruck  geben,  dass  Gründe  zu  einem  solchen 
Verlangen  nicht  bestehen  und  die  Sendung  eines  anderen 
Gesandten  einstweilen  unterlassen,  oder  die  Massregel  mit 
einer  gleichartigen  erwidern,  was  denn  auch  gegenül>er 
dem  schweizerischen  Gesandten  in  Rom  geschehen  ist,  ohne 
dass  unseres  Erachtens  persönliche  Gründe  hiezu  vorlagen.1) 

!)  Wir  geben  in  den  Beilagen  am  Schlüsse  des  Jahr- 
buches das  berühmteste  Beispiel  dieser  Art  in  unserer  Um- 
schichte, nämlich  das  Abberufungsverlangen  der  katholischen 
Stände  gegen  den  Nuntius  Caraccioli,  welches  nach  dem 
letzten  Glaubenskrieg  von  1712  an  den  päpstlichen  Hof  gerichtet 
wurde. 

2)  Auf  sog.  «Interviews»  unseres  Gesandten,  welche  mit 
Journalisten  stattgefunden  haben  sollen,  legen  wir  keinen 
Werth,  da  dieselben  der  Uebertreibung,  oder  Färbung  zu  sehr 
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Man  muss  sich  aber  dies  auch  gefallen  lassen,  und  wenn 
die  diplomatischen  Beziehungen  nicht  anders  als  durch 
den  Wechsel  beider  Gesandten  wiederhergestellt  werden 
können,  so  geht  auch  ein  solches  Verlangen,  wenn  es  von 
der  einen  oder  andern  Seite  gestellt  wird,  nicht  über  die 
Gränzen  des  diplomatisch  Zulassigen  hinaus.  Soviel,  was 
die  diplomatischen  Formen  betrifft. 

Nach  dem  Abbruch  der  direkten  Beziehungen  hatte 
zunächst  die  Eidgenossenschaft  und  dann  in  Folge  davon 
auch  Italien  die  belgische  Gesandtschaft  mit  der  einst- 
weiligen Vertretung  beauftragt.  Auch  das  wäre  nicht  ge- 
rade absolut  nöthig  gewesen,  sondern  ist  eine  Massregel, 
die  gewöhnlich  nur  in  Kriegszeiten  vorkommt.  Es  steht 
im  Friedensverhältniss  gar  nichts  im  Wege,  dass  das 
Personal  einer  einstweilen  abberufenen  Gesandtschaft  die 
nötigsten  Geschäfte  selber  fortbesorgt  und  dass  nament- 
lich der  bisherige  erste  Sekretär,  oder  Geschäftsträger 
zu  diesem  Zwecke  am  Posten  verbleibt. 

2.  Die  Rechtsfrage,  welche  der  ganzen  Sache  zu 
Grunde  lag,  bestand  darin,  ob  der  schweizerische  Bundes- 
rath  verpflichtet  war,  von  sich  aus,  ohne  bestimmtes 
Verlangen  der  italienischen  Regierung,  gegen  das  Anar- 
chistenblatt  «Risveglio»  einzuschreiten,  eventuell  dasselbe 
zu  unterdrücken,  und  ob  er  sich  wirklich  durch  die  Unter- 
lassung  eines  solchen  Vorgehens  der  «Vernachlässigung 
seiner  internationalen  Pflichten»  schuldig  gemacht  hat, 
welche  ihm  in  der  Note  vom  8.  März  mit  allzu  unver- 
blümten Worten  vorgeworfen  wird. 

ausgesetzt  sind.  Immerhin  sollten  unseres  Erachtens  m  Zeiten 
wojedes  Wort  auf  die  Goldwaage  gelegt  ^t^^SSS. 
Besprechungen  auf  das  allernötbigste   Mass  besenran 

bleiben.  31 
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Wir  glauben,  in  diesem  Punkte  im  Rechte  gewesen  zu 
sein,  auch  soweit  es  namentlich  die  Frage  des  Vorgehens  an- 
betrifft.  Eine  direkte  Unterdrückung  einer  Zeitung  ist  zu- 
nächst nach  dem  Art.  55  der  Bundesverfassung  Ober  du 
Pressfreiheit  nicht  zulassig,  sondern  nur  die,  allfällig  fortwäh- 
rende, Bestrafung,  und  sowohl  das  schweizerische  Bundes- 
strafrecht (Art.  42)  als  in  ganz  gleicher  Weise  das  deutscht, 
französische,  österreichische,  ja  sogar  das  italienische 
Strafgesetz  verlangen,  dass  die  auswärtige  Begieraiii' 
welche  das  Vorgehen  wegen  Beschimpfung  eines  fremden 
Volkes  oder  Souveräns  anbegehrt,  das  Gegenrecht  zu 
sichere,  was  sich  also  gar  nicht  von  selbst  versteht. 
oder  einfach  als  notorisch  vorausgesetzt  werden  darf 
Diese  Zusicherung  musste  also  gegeben  und  das  Ver- 
langen gestellt  werden,  wie  es  von  andern  Statten. 
?..  B.  der  deutscheu  Regierung  im  Falle  Schill  vom  Jahn 
1888,  ohne  allen  Anstand  geschehen  ist  und  wie  es  Ja- 
italienische  Strafgesetz  über  die  Presse  selber  ausdrück- 
lich verlangt.1) 

Es  lag  unter  solchen  Umstanden  auch  kein  Recht* 
grund  vor,  sich  über  die  bestehende  schweizerische  Gesetz. 
gebung,  oder  gar  über  die  «Straflosigkeit*  zu  beklagen 
welche  ungehörigen  Presserzeugnissen  in  der  Schweiz 
gewährt  werde.  Diese  Aeusserung  in  der  Note  vom  & 
Milrz  ging  schon  formell  weit  über  das  übliche  und  zu 
lässige  Mass  diplomatischer  Vorstellungen  hinaus  und  traf 
auch  materiell  nicht  den  richtigen  Punkt.  Es  ist  niri' 
thunlich,  einem  souveränen  Staat  Vorschriften  über  seine 


')  Art.  25.  «Im  Falle  einer  Beschimpfung  gegen  fremd' 
Souveräne  oder  Staat suluThäupter  tritt  eine  straf rcehlli'-h' 
Verfolgung  mir  auf  Bnjjelimi  der  Souveräne  oder  Staats»!*!' 
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Gesetzgebung  zu  machen,  oder  ihm  im  Allgemeinen  Nicht- 
handhabung  einer  gesetzlichen  Ordnung  in  seinem  Lande 
vorzuwerfen.1)  Etwas  Anderes  einigermassen  ist  es,  wenn 
auf  spezielle  Vorfälle  sich  beziehende  unrichtige  Entschei- 
dungen von  Gerichten,  oder  sonstigen  Behörden  hinge- 
wiesen werden  kann;  es  würde  z.  B.  eine  höfliche  An- 
deutung des  italienischen  Gesandten,  dass  das  Urtheil  des 
schweizerischen  Bundesgerichts  in  der  Sache  Frigerio 
nicht  gänzlich  der  Rechtsüberzeugung  Jedermanns  ent- 
spreche, keinen  Anstand  gehabt  haben,  da  dies  die  Meinung 
einer  Minderheit  des  Gerichts  selber  und  sicherlich  einer 
grossen  Anzahl  von  ausserhalb  desselben  stehenden  schwei- 
zerischen Juristen  war.  Also  so  etwas  darf  man,  in  be- 
scheidener Form,  allfällig  schon  sagen,  wenn  Grund  dazu 
vorhanden  zu  sein  scheint,  und  wenn  dann  auch  die 
gegnerische  Regierung  an  der  einmal  geschehenen  Sache 
nichts  ändern  kann,  vielmehr  den  Standpunkt  ihrer  Ge- 
richte formell  als  den  des  Staates  ansehen  muss,  so  sind 
solche  Bemerkungen  dennoch  weder  unzulässig,  noch  für 
die  Folgezeit  verloren.  Das  war  unseres  Erachtens  der 
einzige  Punkt,  an  welchen  Herr  Commandeur  Silvestrelli 
Vorstellungen  hätte  anknüpfen  können,  den  er  aber  ausser 
Acht  gelassen  hat. 

3.  Von  uns  aus  wollen  wir  ferner  bemerken,  dass 
eine  etwas  grössere  Schärfe  in  der  Beobachtung  und  all- 
fälligen Verfolgung  anarchistischer  Blätter  und  Tendenzen 
überhaupt  dem  Rechtsgefühl  der  weitaus  grössten  Mehr- 

1)  Italien  würde  es  wohl  auch  nicht  gerne  sehen,  wenn 
ihm  von  irgend  einer  auswärtigen  Seite  offizielle  Bemerkungen 
über  seine  Steuergesetze,  sein  Erziehungswesen,  seine  Boden- 
vertheilung,  die  Revolten  in  Mailand  etc.,  das  Banditenwesen, 
oder  die  Maffia,  wie  sich  diese  unschönen  Dinge  aus  den  Pro- 
zessen Musolino  und  Palizzolo  ergeben  haben,  gemacht  werden 
wollten. 
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heit  des  schweizerischen  Volkes  nicht  zuwiderlaufen  würde. 
Damit  ist  auch  völlig  ausgeschlossen,  dass  eine  «Theil- 
nahmlosigkeit»  gegenüber  Verbrechen,  wie  sie  wieder- 
holt, und  zwar  vorzugsweise  immer  von  italienischen 
Staatsangehörigen,  gegen  das  Leben  von  benachbarten 
und  befreundeten  Souveränen  begangen  wurden,  zu  bil- 
ligen wäre,  oder  thatsäoMich  bei  uns  besteht  Speziell 
der  König  Humbert  von  Italien  genoss  eine  unbedingte 
Achtung  in  der  Schweiz,  und  in  einzelnen  Theilen  der- 
selben sogar  eine  ausgesprochene  Sympathie,  seitdem  er 
aus  eigenem  Antrieb  und  auf  Kosten  seiner  Privatkasse 
die  von  dem  Staate  aufgehobenen  24  Freiplätze  in  dem 
crzbischöfiichcn  Seminar  von  Mailand  für  schweizerische 
Kleriker  wiederhergestellt  hatte.  Niemand  hatte  in  der 
Schweiz  jemals  ein  bestimmtes  Uebelwollen  gegen  ihn.1) 
Ebensowenig  ist  dies  gegenüber  dem  Staat  Italien  der 
Fall.  Derselbe  hat  sich  bei  seinem  «risorginiento»  grosser 
Sympathie  der  Eidgenossenschaft  zu  erfreuen  gehabt,  und 
wie  sehr  er  selbst  darauf  zu  rechnen  gewohnt  war,  be- 
weist das  Allianzangebot  des  Königs  Karl  Albert,  welches 
wir  in  diesem  Bande  (pag.  323)  abgedruckt  haben.  Dir 
Schweiz  war  der  Staat,  auf  dessen  Theilnahme  Italien 
bei  seinem  Wiedererwachen  zur  politischen  Einheit  zu 
allernächst  hoffen  zu  können  glaubte,  und  sie  hat  auch 
wirklich  ihren  Theil  dazu  beigetragen,  indem  sie  ihre 
Regimenter  aus  Neapel  und  Rom  zurückzog  und  die 
schweren  Ausweisungsdekrete  der  Radetzky 'sehen  Herr- 
schaft in  Mailand  über  ihre  eigenen  Bürger  für  die  Sache 
Indiens  erduldet  hat  Die  verstorbenen  italienischen 
Staatsmänner    würden    sich    sicherlich   daran    erinnert 

M  Ks  ist  »lies  auch  in  den  Konunissioualherichten  beider 
Käthe  ausdrücklich  hervorgehoben  worden. 
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haben,  und  auch  für  die  jetzt  lebenden  ist  die  Schweiz  ein 
Land,  in  welchem  weit  mehr  Italiener  ihr  Brod  suchen  und 
reichlich  verdienen,  als  dies  umgekehrt  der  Fall  ist. 

Es  lag  also  gar  kein  Grund  zu  einer  dauernden 
Verstimmung  zwischen  den  beiden  Nachbarstaaten  vor, 
und  es  bedurfte  unseres  Erachtens  nur  eines  geeigneten 
Anlasses,  nicht  einmal  einer  Vermittlung  Dritter,  um  die 
diplomatischen  Beziehungen  ohne  weiteres  wiederherzu- 
stellen. 

4.  Für  uns  selbst  ziehen  wir  aus  diesem 
erledigten   Konflikte   die  folgenden   Schlüsse: 

1.  In  seinen  Beziehungen  zu  den  Nachbarstaaten 
muss  ein  kleines  Land,  wie  das  unsrige,  mit  überdies  ewig 
neutraler  Stellung  sich  immer  in  einem  ganz  unzweifel- 
haften Rechte  befinden,  so  dass  es  jeden  Augenblick 
an  die  gesammte  öffentliche  Meinung  Europas  appelliren 
kann,  welche  in  der  jetzigen  Zeit  die  beste  ausländische 
Garantie  gegen  eine  Vergewaltigung  bildet. 

2.  Wenn  dies  der  Fall  ist,  so  müssen  diplomatische 
Verwicklungen  mit  vollendeter  Kaltblütigkeit  behandelt 
werden,  so  dass  man  keinen  Augenblick  die  völlige  Ruhe 
verliert  und  in  irgend  einem  Punkte  über  das  absolut 
nöthige  Mass  von  Bestimmtheit  hinausgeht,  oder  hinter 
der  thunlichsten  Höflichkeit  und  Freundlichkeit  im  Aus- 
drucke zurückbleibt. 

3.  Zur  Erhaltung  guter  Beziehungen  dient  am  meisten 
ein  sehr  gut  geordnetes  Gesandtschaftswesen. 
Das  lässt  sich  aber  nicht  einfach  mechanisch  mit  einer 
sogenannten  «Diplomatenschule»  erzielen,  wozu  s.  Z.  der 
verstorbene  Bundesrath  Droz  einen  Anlauf  nahm.  Bei  der 
Vertretung  eines  kleinen  Staates  muss  vielmehr  die  aus- 
gezeichnete Persönlichkeit  des  Gesandten  das  ersetzen,  was 
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-jz-zl  r~*>~~  curA  s-ie  materielle  Bedeutung  in  4 

*-   E&ii-*ä  t»*t  d>r  b].>sse  Slipposition  einer  krieg 

ns*-fc-a  V-r»vkhzir  ejt  Italien  (von  welcher  wir  zwar 

in  W  iriL-'Hi^n  st-:>  wen  entfernt  waren)  eine  geekn*!« 

Teranla^vzi^.  «dar^r-a-  nachzudenken,  wie  wir  ohne  m 

immerfort  auf  der  Stufe  der  Vorzüglichkeit  erhalten 

Militärwesen  und  ohne  die  Möglichkeit  eines  Volkskrieg 

also  mit  Beitritt  zu  den  Artikeln  1  und  2  der  Haager  K<«r. 

vention,1!  in  einem  solchen  Falle  daständen.    Es  wini 

wohl  Niemand  im  Ernste  daran  denken  können,  eine  * 

lang  gestreckte  Gränze  vom  Mont  Dolent  bis  zum  Stilfo: 

jocJi  mittelst  einer  überall  hin  verzettelten  Armee  g^n 

eine  viel  grossere  gegnerische  Truppenzahl  zu  derka 

Die  augenblickliche  Verteidigung  aller  möglichen  Em 

bruchstellen  würde  also  nothwendig  der  Volkskraft  ivr 

bedrohten  Thalschaften  anheimfallen,  die  unbehindert  sich 

muss  entwickeln  können. 

Die  Sache  wurde  schliesslich  (wie  durch  die  Pre^ 

zu  vernehmen  war,  unter  Dazwischenkunft  der  deutsche 

(n-sandtschaft  in  Bern)  in  freundschaftlicher  Weise  U-i- 

e«l«'gt  unter  Abberufung  der  beidseitigen  Gesandten  und 

ohne   direkte  Erledigung  des  Streitpunktes,  welcher  zu 

«}<m  Abbruch  der  Beziehungen  die  Veranlassung  gegeta 

hutto.     Der  bisherige  schweizerische  Gesandte  in  R«.»uj 

»*miv?o  nach  London,  der  italienische  nach  Athen  versetzt. 

''•»n  nrhi  (ceii  Platz,  um  «attisches  >  Wesen  sich  volLstän 

'.»  t»T/u«<umon.  An  den  wichtigen  Posten  eines  Gesandt'  u 

"    V »y\  \\m\io  der  bisherige  schweizerische  Gesandte  ir. 

**  *  ;*>v t^v  Herr  Piod&,  berufen,  welcher  vermöge  sein'- 

V;^*    »tonlber  Jahrbuch   XV    «IX**  Sehveu   uu.I   ii' 
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-akters,  seiner  Nationalität  der  Familienverbältnisse 
er  italienischen  Gemahlin  und  seiner  genauen  Kennt- 
der  Verhältnisse  als  früherer  Sekretär  seine?  Tateis 
des  spätem  Ministers  Bavier.  alle  Eigenschaften  b*- 
t,  welche  ihn  zu  einer  solchen  Vertretung  in  ungewohn- 
tem Masse  befähigen.    Diese  Ernennung  wurde  denn 
•h  nicht  bloss  von  der  italienischen  Regierung,  sondern 
:h  von  der  gesammten  Preise  Italiens  aK  die  be^te 
€ung  der  Vertretungsfrage  schweizerischerseits  begrübt. 
Das  offizielle  «Communique>  an  die  Zeitungen,  durch 
elches  der  Konflikt  als  beendigt  erklärt  wurde,  lautete 
ie  folgt: 

«Dank  den  guten  Diensten  der  deutschen  Reichsregie- 
ang  haben  die  schweizerische  und  die  italienische  Re- 
jcrung,  um  ihre  bezüglichen  Vertretungen  wieder  in 
lormale  Verhältnisse  zu  bringen,  beschlossen,  unter  gleich- 
seitiger Abberufung  ihrer  respektiven  Gesandten,  des 
Herrn  Dr.  jur.  G.  Carlin  und  des  Comm.  Silvestrelli.  die 
vorläufige  Leitung  der  respektiven  Gesandtschaften  den 
ersten  Sekretären  derselben,  dem  Herrn  Legationsrath 
Fernand  Du  Martheray  und  dem  Herrn  Cav.  G.  De  Mar- 
tino,  bis  zur  bald  bevorstehenden  Ernennung  neuer  Titu- 
lare  zu  übertragen.» 

Am  26.  August  passierte  der  König  von  Italien  auf 
seiner  Reise  nach  Deutschland  die  Schweiz  und  wurde 
in  Göschenen  von  dem  Bundesrat h  offiziell  empfangen. 
Die  beiden  bei  dem  Diner  gewechselten  Trinksprüche 
lauteten,  nicht  über  die  bei  solchen  Anlässen  gewöhn- 
lichen Wendungen  hinausgehend,  wie  folgt: 

€  Majestät! 

Es  gereicht  mir  zur  hohen  Ehre  und  ich  schätze  mich 
glücklich,  Eure  Majestät  im  Namen  des  schweizerischen 
Bundesrathes  und  des  Schweizervolkes  als  unsern  Gast 
begrüssen  zu  können.    Wir  freuen  uns  über  diesen  Be- 
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such,  weil  wir  darin  einen  neuen  Beweis  der  freundschaft- 
lichen Gesinnungen  Eurer  Majestät  für  die  schweizerische 
Eidgenossenschaft  erblicken  und  überzeugt  sind,  dass  er 
dazu  beitragen  wird,  die  von  altersher  zwischen  der 
Schweiz  und  Italien  bestehenden  freundnachbarlichen  Be- 
ziehungen zu  befestigen  und  enger  zu  knüpfen. 

Gern  benutze  ich  diesen  Anlass,  Eurer  Majestät  und 
dem  italienischen  Volke  unsere  Hochachtung  und  unsere 
Sympathie  aufs  neue  zu  bezeugen. 

Ich  trinke  auf  die  Gesundheit  und  das  Wohl  Eurer 
Majestät  und  der  königlichen  Familie,  auf  die  Wohlfahrt 
und  das  Gedeihen  des  italienischen  Volkes!» 

«Ich  danke  Ihnen,  Herr  Bundespräsident,  und  Ihren 
Kollegen,  dass  Sie  hierher  gekommen  sind,  um  mir  den 
Gruss  der  Schweiz  zu  entbieten.  Ich  wünsche,  dass  sich 
die  herzlichen  Beziehungen  zwischen  den  Regierenden 
der  beiden  Länder  und  dem  italienischen  und  Schweizer- 
volke forterhalten  und  befestigen  mögen.  Ich  trinke  auf 
den  Präsidenten  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft 
und  das  Wohl  der  schweizerischen  Nation.» 

Der  römische  Korrespondent  der  «Münchener  Allg. 
Ztg.»  berichtete  über  die  vorangegangenen  Verhandlungen 
folgendes,  was  in  unseren  Zeitungen  nicht  enthalten  war: 

«Ich  bin  in  der  Lage,  authentisch  mittheilen  zu  kön- 
nen, dass  eine  solche  Konzession  seitens  der  Schweiz  nicht 
erfolgt  ist.  Italien  hatte  zuerst  an  <jje  Schweiz  das  Er- 
suchen gestellt,  eine  Abänderung  ihrer  Anarchistengesetz- 
gebung als  in  Aussicht  genommen  zu  bezeichnen,  unbe- 
stimmt wann.  Von  eidgenössischer  Seite  war  das  rundweg 
abgelehnt  worden.  Darauf  haben  die  weitern  Verhand- 
lungen (mit  Betheiligung  des  deutschen  Gesandten  von 
Bülow)  das  gemeldete  Ergebniss  gehabt,  dass  die  Schweiz 
die  Erklärung  abgab,  sie  werde  in  Zukunft  anarchistische 
Beleidigungen  des  italienischen  Königshauses  in  voller 
Schärfe  nach  dem  Wortlaut  ihrer  Gesetze  ahnden.  Das 
hat  aber  eine  ganz  andere  Bedeutung,  als  man  in  Rom 
glauben  machen   will.     Der   Wortlaut   des   betreffenden 
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schweizer.  Gesetzes  verlangt  an  erster  Stelle  als  Verbe- 
dingung  für  die  in  Rede  stehende  gerichtliche  Aktion, 
dass  der  ausländische  Staat  die  ausdrückliche  Versiche- 
rung der  Reciprocität  für  die  Strafverfolgung  gibt,  und 
gerade  diese  Zusicherung  ist  im  Februar  von  dem  italie- 
nischen Gesandten  Silvestrelli  abgelehnt  worden,  was 
dann  im  weitern  Verlauf  zum  Konflikt  führte.  Nehmen 
wir  also  an,  es  käme  in  Zukunft  wieder  ein  solcher  an- 
archistischer Pressexzess  vor,  bei  dem  die  Schuldigen 
als  Schweizer-Bürger  nicht  einfach  ausgewiesen  werden 
könnten,  so  wäre  die  Schweiz  gerade  durch  den  Wortlaut 
ihrer  Gesetze  gezwungen,  an  Italien  dieselbe  Reciprocitäts- 
forderung  zu  stellen  wie  im  Februar  1902.  Von  schweizer. 
«Konzessionen»  kann  also  nicht  die  Rede  sein.» 

Hoffen  wir,  dass  bei  beidseitigem  guten  Willen  und 
guter  diplomatischer  Vertretung  die  Veranlassung  zu  sol- 
chen Konflikten  künftig  ausbleiben  werde.  Dieselben  sind 
bei  Völkern,  wie  bei  privaten  Nachbaren,  für  die  künftigen 
Beziehungen  förderlich,  oder  lassen  ein  bitteres  Gefühl 
zurück,  je  nachdem  man  beidseitig  gewillt  und  in  der 
Lage  ist,  gute  Lehren  daraus  zu  ziehen  oder  nicht. 

Ueber  die  italienischen  Verhältnisse  selber  enthielt 
die  «Gazette  de  Lausanne»  vom  1.  August  1900  einen 
sehr  richtigen  Artikel,  den  man  auch  heute  noch  bei  der 
Wiederherstellung  der  guten  Beziehungen  nicht  ganz  über- 
sehen darf.  Denn  vielen  politischen  Ereignissen  liegen 
eben  doch  auch  thatsächliche  Verhältnisse  zu  Grunde,  die 
sich  selbst  bei  dem  besten  Willen  der  regierenden  Per- 
sonen nicht  gänzlich  und  sofort  ändern  lassen.  Der  haupt- 
sächlichste Passus  ist  folgender: 

«On  ne  peut  pas  dire  que  le  regne  d'Humbert  Ier  ait 
ete  heureux.  Nous  ne  saurions  e*prouver  pour  l'auguste 
victime  que  Sympathie  et  respect.  II  a  sans  cesse  paye 
de  sa  personne  et  il  n'a  recule  pour  faire  son  devoir 
vis-4-vis  de  l'Italie  devant  aucune  peine  et  aucun  peril. 
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rinterieur,  une  fächeuse  transformation  s'est  operee  sous 
le  regne  d'Humbert  Ier.  Jadis  le  parlement  fonctionnait 
ä  J'anglaise,  avec  deux  partis  dynastiques,  une  droite  et 
une  gauche,  apportant  au  pouvoir  un  prograrnme  et  un 
personnel  connus.  Tout  cela  est  change,  peut-etre  par 
rintervention  trop  frequente  de  la  couronne.  II  n'y  a  plus 
de  partis  dignes  de  ce  nora,  mais  de  simples  coteries  per- 
sonnelles.  Les  elections  sont  frelatees.  L'administration 
reste  foncierement  mauvaise.  A  la  niegalomanie  du  pou- 
voir ex^cutif  tout  le  reste  a  ete  sacrifie.  II  a  fallu  se  pro- 
prer une  majorite  parleinentaire  qui  votat  l'intangible 
Imdget  de  la  guerre,  de  la  marine  et  des  colonies;  on  a 
suis  cesse  marchande  pour  cela  avec  les  chefs  de  clans 
et  leur  clientele.  Et,  loin  d'accroitre  la  stabilite  des  mi- 
nistres,  cette  methode  l'a  rendue  imi)ossible.  En  vingt* 
deux  ans,  le  roi  Humbert  a  denoue  vingt-deux  crises  et 
donneTinvestiture  ä  vingt-deux  combinaisons  ministerielles 
»uccessives.  Au  debut  de  son  regne,  le  pouvoir  alterne 
tntre  Depretis  et  Cairoli.  Depuis  1887,  Tinfluence  nefaste 
de  Crispi  devient  dominante  et  le  long  ministere  de  quatre 
annees,  preside  par  le  trop  celebre  Sicilien,  engage  toutes 
les  entreprises  fächeuees  dont  l'Italie  souffre  encore. 
Eiisuite  ce  sont  les^ßvernements  ephemeres  du  marquis 
di  Rudini,  de  M.  Giolitti,  puis  le  retour  aux  affaires  de 
Crispi,  puis  de  nouveau  di  Rudini,  le  general  Pelloux  et 
♦'iifin  le  cabinet  actuel.  Une  politique  liberale  autant  que 
ferme,  une  administration  honnete  et  capable,  des  reformes 
profondes,  voila  le  prograrnme  qui  seul  peut  assurer  ä 
ritalie  un  developpement  normal,  progressif,  pacifique. 
Im  crime  de  Bresci  peut,  ä  ces  conditions,  ne  pas  etre 
fnneste  ä  la  nation  eile  raeme,  qu'il  remplit  d'indignation 
tt  d'korreur.  II  peut  resserrer  les  liens  du  peuple  et  de 
la  famille  regnante.  Les  destinees  du  royaume  restent 
liees  ä  Celles  de  la  Maison  de  Savoie.  La  Republique  serait 
1«:  signal  de  la  dislocation  ou  peut-etre  de  la  domination 
'lericale.  La  peninsule  n'est  pas  müre  pour  ce  regime  des 
peuples  adultes.  Nous  devons  donc  souhaiter  pour  eile  un 
ivgne  reparateur,  qui  debute  avec  sangfroid,  frappe  tous 
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les  coupables,  sauvegarde  l'ordre  public  avec  fennete, 
mais  ne  verse  pas  dans  des  exces  de  repression  et  de 
reaction  politiques  dont  lui-meme  serait  tot  ou  tard 
victime.»  

Staatavertr&ge,  Konkordate  und  Kongresse. 

Von  wichtigen  Staatsverträgen  stehen  an  der  Tages- 
ordnung ausser  den  Handelsverträgen,  von  denen  in  einem 
besonderen  Abschnitt  die  Rede  sein  wird,  die  Revision 
der  (ersten)  Genfer  Konvention  von  1864,  welche  dem 
Bundesrath  durch  einen  der  sechs  Wünsche  der  Haager 
Konferenz  anempfohlen  worden  ist.1)  Der  Bundesrath  hat 
die  Einberufung  einer  Konferenz  bis  anhin  nicht  thunlich 
gefunden.  Dagegen  hat  eine  vorbereitende  internationale 
Konferenz  über  das  Samariterwesen  und  die  Verhältnisse 
des  rothen  Kreuzes  im  Frieden  in  Petersburg  unter  Be- 
theiligung der  Eidgenossenschaft  stattgefunden.  Ebenso 
beschickte  dieselbe  eine  von  Frankreich  angebahnte  diplo- 
matische Konferenz  in  Paris,  welche  allgemeine  Mass- 
regeln gegen  den  Mädchenhandel  jJfüin  Zwecke  hat*)  Die 

')  Vergl.  Jahrbuch  XV  cDie  Schweiz  und  die  Haager  Ver- 
träge». Die  zweite,  nicht  ratifizirte,  Genfer  Konvention  von  1868 
ist  durch  eine  förmliche  Vereinbarung  von  Haag  bereits  ersetzt 
worden. 

")  Vergl.  darüber  Jahrbuch  XV:  Traite  blanche.  Diese 
Sache  kommt  nun  damit  glücklich  in  die  richtige  Bahn.  Der 
Schlussbericht  der  Lausanner-Zeitung  darüber  lautete  im 
wesentlichen  wie  folgt: 

«Le  protocole  final  concernant  la  repression  de  la  traite 
des  Manches  a  ete  signe,  le  25  juillet  dernier,  au  ministere 
des  affaires  etrangeres,  par  les  delegues  des  gouvernements 
d'Allemagne,  d'Autriche,  de  Belgique,  du  Bresil,  du  Dänemark, 
d'Espagne,  de  France,  de  Grande-Bretagne,  de  Hongrie,  d'Italie, 
de  Norvege,  des  Pays-Bas,  du  Portugal,  de  Suede  et  de 
Suisse.  Cet  acte  se  compose  de  deux  parties  distinctes.  Un 
projet  de  Convention  internationale,  avec  un  projet  de  proto 
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Haager  internationale  Uebereinkunft  betreffend  das  Civil« 
prozessrecht  vom  14.  November  1896  hat  sich  in  mehreren 
Stücken  nicht  so  wirksam  erwiesen,  als  es  gehofft  wurde ; 
dennoch  wollen  die  Greschaltspilu^ingskommissionen  dieses 
Jahres  nicht  den  Rücktritt  beantragen,  hoffen  dagegen,  dass 
daraus  ein  Konkordat  unter  den  Kantonen  Ober  die  gegen- 
seitige Befreiung  von  Sicherheitsleistungen  für  Prozess- 
kosten hervorgehen  werde,  worüber  bereits  ein  Entwurf 
vorliegt1)  und  eine  erste  Konferenz  stattgefunden  hat. 

cole  de  clöture  et  un  projet  d'arrangement  administrativ  Ces 
projets  devront  etre,  aprös  approbation  des  Etats  int£ress6s, 
transformes  en  Convention  internationale,  qui  sera  signäe  par 
les  ambassadeurs  et  ministres  ä  Paris  des  puissances  ayant 
pris  part  a  la  Conference.  Le  projet  de  Convention  däfinit, 
üaas  ses  grandes  lignes,  le  delit  international  de  la  traite 
des  Manches,  en  faisant  une  distinction  entre  les  inajeures 
et  les  mineures  et  en  6num6rant  les  äl&nents  constitütifs  du 
dclit.  Les  articles  relatifs  ä  l'extradition  des  delinquants, 
ä  la  transmission  des  commissions  rogatoires,  ä  la  communi- 
cation  entre  les  Etats  contractants  des  bulletins  de  condam* 
nation  en  cas  de  d61it  commis  sur  plusieurs  territoires,  appor- 
teilt  des  simplifications  appreciables  aux  mesures  qui  sont 
prises  actuellement  dans  des  cas  analogues.  Le  projet  de 
Convention,  par  contre,  ne  porte  aucune  indication  au  sujet 
des  peines  dont  les  infractions  doivent  £tre  punies.  Ces 
peines  sont  du  ressort  des  legislations  int&ieures  des  Etats. 
Toutefois,  en  vue  de  preparer  autant  que  possible  une  legis- 
lation  uniforme  dans  tous  les  Etats  civilisäs,  et  conforme  aux 
vues  de  la  Conference,  un  projet  de  protoeole  de  clöture  in- 
dique  Tesprit  dans  lequel  il  faut  entendre  les  articles  du  projet 
de  Convention  internationale.  Soucieuse  de  mänager  les  droits 
des  Etats  contractants,  la  Conference  a  du  limiter  son  action: 
le  projet  de  Convention  ne  vise  que  la  rtpression  du  trafic. 
Sa  mise  en  vigueur,  subordonnäe  ä  l'approbation  parlemen- 
taire  et  au  vote  de  lois  speciales,  pourra  subir  d'assez  longs 
delais.» 

')  Derselbe  lautet:  cArt  1.  Der  Schweizerbürger,  der  als 
Partei  oder  Intervenient  im  Civilprozesse  in  einem  der  dem 
Konkordate     beigetretenen    Kantone     vor    Gericht     auftritt, 
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Ebenso  ist  ein  Konkordat  der  ostschweizerisehen  Kantone 
über  ein  interkantonales  Fachgericht  für  die  Stickerei- 
industrie im  Werke.  Die  Konferenzen  über  internationale^ 
Privatrecht  im  Haag  wurden  fortgesetzt  und  werden  üiutb- 
niasslich  zu  einer  Vereinbarung,  namentlich  über  das  Ehe- 
recht,  führen.  Bemerkenswert!!  ist  dabei,  dass  bei  diesen 
Verhandlungen  wieder  mehr  das  Heimatrecht  betont 
wird,  während  die  Eidgenossenschaft  durch  ihr  übrigen* 
ohnehin  ganz  verfehltes  Gesetz  über  die  civilrechtlicben 
Verhfdtnisse  der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter,  und 
ebenso  in  ihrem  Niederlassungsrecht  überhaupt,  sich  von 
diesem  System  zu  Gunsten  der  Einwohnergemeinde  ent- 
fernt hat.  Wir  werden  vielleicht  vom  Auslande  her  dazu 
gedrängt  werden,  uns  an  unser  natürliches  und  historische** 
Hecht  wieder  zu  erinnern.  Der  schweizerische  Juristen- 
verein regte  ein  gemeinsames  Civilprozess-  und  ein  schwei- 
zerisches Anwaltsgesetz  an.  Das  erstere  würde  eine  Ver- 
fassungsrevision bedingen.  Ein  solches  Prozessgesetz  au> 
der  Zeit  der  Helvetik,  das  ziemlich  unbekannt  geworden 
ist,  findet  sich  im  Jahrbuch,  Band  IV,  abgedruckt  Die 
Finanzdirektoren  aller  Kantone  besprachen  sich  in  einer 


kann,  wenn  er  in  einem  andern  der  dem  Konkordat  beigetre- 
tenen Kantone  seinen  Wohnsitz  hat,  deswegen,  weil  er  in  dem 
Kanton,  in  welchem  der  Prozess  geführt  wird,  keinen  Wohn 
sitz,  hat,  zn  keinerlei  Kostcnversichcrung  angehalten  werden: 
ebenso  darf  das  Verlangen,  einen  für  die  Prozesskosten  haften 
den  Vertreter  zu  stellen,  aus  diesem  Grunde  nicht  gegen  ein«1 
solche  Prozesspartei  oder  einen  solchen  Intervenieren  gestellt 
werden.  Art.  2.  Diese  Vorschriften  finden  ebenfalls  Anwen- 
dung auf  Schweizerbürger,  welche  in  einem  auswärtigen  Staat* 
wohnen,  der  der  internationalen  Uebereinkunft  betreffend  Civil 
pro/essreeht  vom  14.  November  1890  beigetreten  ist,  und  welch»' 
in  einem  der  dem  Konkordate  beigetretenen  Kantone  in  einer 
der  in  Art.  1  bezeichneten  Eigenschaft  vor  Gericht  auftreten.' 
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Konferenz  über  ein  neues  Gesetz  betreffend  DoppelMeuer. 
nach  einem  Entwürfe  von  Regierungsrath  Speiser,  welcher 
auch  dem  diesjährigen   Juristenverein    vorgelegt  werden 
soll.  Auch  liier  wird  sich  mit  der  Zeit  eine  internationale 
Vereinbarung,   namentlich    mit  Bezug   auf  unbewegliche 
Yermögenstheile,  gestalten  müssen,  womit  sich  das  Insti- 
tut de  droit  international  übrigens  auch  bereits  bef&sst  hat« 
Die  Frage  der  Ausweisschriften  der  Italiener  Ist  einstweilen 
durch  ein  italienisches  Dekret,  nebst  Instruktion  an  die 
dortigen  Behörden,  besser  gestaltet  worden,  wonach,  ali- 
gesehen von  den  grossen  Städten,  die  Ausweisschriften 
für  das  Ausland  von  keiner  blossen  Lokalbehorde  mehr 
ausgestellt  werden,   an   bestimmte  Voraussetzungen  ge- 
knüpft werden,  auf  drei  Jahre  gültig  sind  und  der  Schweiz 
speziell  das  Recht  zugeschrieben  wird,  Ausweise  über  den 
Leumund  zu  verlangen.  Dagegen  wird  sehr  geklagt,  dass 
die  Heimschaffung  unbemittelter  Italiener  noch  immer  auf 
grosse  Schwierigkeiten  stosse.    Mit  Deutschland  ist  über 
die  Kosten  des  Durchtransportes  von  solchen  durch  die 
Schweiz  beförderten  Abgeschobenen  eine  Vereinbarung 
getroffen  worden,  doch  steht  eine  solche  zwischen  den 
Kantonen  noch  aus.  Ebenso  wurde  mit  Deutecldand  eine 
Gegenrechtserklärung   über  Auslieferung    wegen    unsitt- 
lichen Handlungen  mit  Kindern,   die  im  Auslieferungs- 
vertrag nicht  einbegriffen  sind,  ausgetauscht. 

Auffallend  bleibt,  dass  immer  noch  Fälle  von  Heimat- 
losigkeit zu  erledigen  sind,  obwohl  das  bezügliche  Gesetz 
*chon  seit  nun  52  Jahren  besteht. 

Nach  dem  Optionsvertrag  mit  Frankreich  betreffend 
die  Heimat  der  Söhne  von  Eingebürgerten  sind  im  Jahre 
1901  1(>4  Erklärungen  für  und  114  gegen  die  Schweiz 
vorgekommen   (1900   170  und    116).     Von   den   Options- 
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erklärungen  konnten  vier  der  französischen  Regierutig 
nicht  überwiesen  werden,  weil  die  Optanten  die  in  der 
Uebereinkunft  vom  23.  Juli  1879  gestellten  Bedingungen 
nicht  erfüllten,  da  sie  entweder  selbständig  das  Schweizer- 
bürgerrecht erworben  hatten,  oder  aber  zur  Zeit,  wo  sie 
ihre  Optionserklärungen  atigaben,  nach  französischem  Recht 
noch  minderjährig  waren.  In  einem  Falle  handelte  es 
sich  um  den  in  Frankreich  geborenen  Sohn  eines  Schwei- 
zers, welcher  auf  diese  Weise  die  französische  Staatsan- 
gehörigkeit abzulehnen  gedachte.  Fünf  Optionsanzeigen 
konnten  ebenfalls  nicht  weiterbefördert  werden,  da  die 
französische  Botschaft  es  wiederholt  abgelehnt  hat,  solche 
Anzeigen  nach  dem  1.  November,  dem  Tage,  wo  die  fran- 
zösischen Rekrutirungslisten  für  das  betreffende  Jahr  ge- 
schlossen werden,  entgegenzunehmen. 

In  der  Ei  dg.  Gesetzessammlung  sind  in  der 
letzten  Zeit  folgende  Staatsverträge  abgedruckt : 

Kreisschreiben  betreffend  Eherecht  gegenüber  Deutsch- 
land, B.  Blatt  1901,  Nr.  39;  Zusatzvertrag  zu  dem  inter- 
nationalen Eisenbahnfrachtvertrag,  in  Kraft  getreten  mit 
dem  10.  Oktober  1901,  E.  G.  S.  XVIH,  718;  Instruktion 
über  Cholera-  und  Pestüberwachung  in  den  Transport- 
anstalten,  E.  G.  S.  XVIII,  761 ;  Vertrag  mit  Deutschland 
über  die  von  dem  Eisenbahnfrachtrecht  von  der  Beförde- 
rung ausgeschlossenen  Gegenstände,  12.  Dez.  1901,  E.  G.  S. 
XVIH,  943;  Beitritt  von  San  Domingo  zum  Washingtoner 
Vertrag  betr.  Colis  postaux,  E.  G.  S.  XIX,  82. 

Eine    neue    internationale    Uebereinkunft    ist 

über  den  Vogelschutz  am  19.  März  d.  J.  abgeschlossen 

und  von  der  Schweiz  bereits  ratifizirt  worden,  worüber 

die  Berichte  wie  folgt  lauten: 

«Die  Uebereinkunft  zwischen  der  Schweiz,  Deutsch- 
land, Oesterreich-Ungarn,  Belgien,  Spanien,  Frankreich, 
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H-  ^"uvxt^  <^^r  :r  Afrika  gezeigt,  dass  man  die  Y«»ge 
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i- •:  "  jü._i«  c-2.  I-*«ro5rr  Wachteln  exjiedirt.  von  deuei 
f-t-t  i-z  it-ZL  7rx^c»c:  elrsd  zu  Grunde  gehen,  S  Mil 
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/•;-   :-:Z   II  :.-srr>:  a-f  dein  Langen-  und  dem  Lu- 
ii:t>:t    LT>-    r^i   Austausch   einer  Erklärung  mit 
>  _-r  .\>r  *lt  FLr~  irjn^  des  Zolldienstes  an  Bord  der 
iJ.  ir-:-  -  Ar.f^rv.  zn-i  auf  dem  Luganersee  verkehrenden 
Ivj;:S^.f:  prflhr:-  P:*rse  Erklärung  setzt  fest,  dass  die 
7.  H^ji:_:-r.    .'::   Kiirn   Maaten   befugt   sind,   auf  den 
I  *:.:..;:>  :_f-n    i-->  Lar-gvi:-  und  des  Luganersees  ehien 
V-  >r*i-*l..-r.^i;t~>s  ü'-er  die  Waarcn  und  die  Reisenden, 
^  t\-t  ;/^r  ii>  S-^hiff>;^-rsonal  zu  errichten,  und  zwar  ** 
^    ;.I  .Ltss*  ::>  als  j^sstrits  der  Grenzlinie,  die  beide  Lander 
<...:  .;,::;  W\ss<*r  xrvimx..     Pie  Zollbeamten,  welche  di^ 
I  «.:-„ ;  S  h.5t  K-*r^  ::en,  dürfen  mit  der  Untersuchung  d** 
Gt:ck.'k>  0-.  r  Passagiere  schon  vor  Ueberschreitung  d»T| 
i-rir^t  bt^antn,  sArn  letzten?  darein  willigen. 

I\t  Sc::a:srr;:fi:n4r^kommission  für  die  Revision  de* 
Vt  rrrscsrwi^  ht-n  Frankreich  und  der  Schweiz  betreffend 
d:t  R-.gvI;::;*:  iUt  Fischerei  in  den  G  ranz  gewisse  ra 
\<:u  £7.  I\.rt:::ber  1?W  schlägt  mehrere  redaktionell« 
Ariuit  rungvn  ^or.  Pie  wichtigste  betrifft  den  Art.  8  urA 
>u k:  *  ine  Heral«set7ung  der  alljährlichen  Schonzeit  dw 
bwlur  vom  :X*.  Februar  bis  o.  März  gedauert  hat  vor. 
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neue  Ausgabe  der  Gesetze  von  L*   L.. ...  -  -      ^       ^ 
leitet  die  Materialien  hiezn  und  aurh  d* 
ratur  und  Rechtsprechung. 

Von  den  Kongressen  de>  4-t> 
als  besonders  wesentlich  folgend*: 

Der  panamerikanische  k0U"Tll    nt     -    t 
hat  schliLlich  mit  Einzigkeit  f*™«»;'™™^ 

""^TÜT  ^ImV  rtS  EÄÄ»'  .^ 

den  neun  latino-amerikanis^e  K*I.»M«k«- ~  ^,iaM « 
von  ihrer  Theilnahme  am  großen  kongr«  —.         '"■'< 
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zeichnet  haben,  soll  durch  den  eben  erwähnten  Beschluß 
nicht  Stellung  genommen  werden.  Dieses  Verhandlung* 
ergebniss  entspricht  den  Bestrebungen  der  chilenischen 
Regierung,  einen  einmüthigen  Beschluss  des  panameri- 
kanischen Kongresses  zu  Gunsten  der  Haager  Konvention 
herbeizuführen.  Die  lateinischen  Republiken  versammeln 
sich  wieder  separat  im  Jahr  1905  in  Rio. 

In  der  nächsten  Zeit  ist  ein  Schiedsspruch  über  die 
zwischen  Russland  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika wegen  des  Robbenfanges  im  Behringsmeere 
seit  langem  schwebende  Streitfrage  zu  erwarten.  In  den 
Jahren  1891  und  1892  hatten  russische  Kreuzer  amerika- 
nische Fahrzeuge,  die  im  Behringsmeere  Robbenfang 
trieben,  aufgebracht,  weil  die  russischen  Behörden  diesen 
Fang  als  verboten  betrachten.  Die  russische  und  die 
amerikanische  Regierung  waren  übereingekommen,  die 
Entscheidung  einem  Schiedsgerichte  zu  übertragen,  und 
hatten  den  hervorragenden  niederländischen  Rechtsge- 
lehrten Staatsrath  Asser  zum  Schiedsrichter  gewählt. 
Nachdem  beide  Parteien  ihm  in  Denkschriften  ihre  Auf- 
fassung des  Falles  dargelegt  hatten,  lud  der  Schieds- 
richter die  Parteien  ein,  ihm  noch  mündlich  ergänzende 
Aufklärungen  über  verschiedene  Punkte  des  Streitfalles 
zu  geben.  Die  beiden  Regierungen  sind  dieser  Auffor- 
derung nachgekommen  und  haben  je  einen  Delegirten 
ernannt,  der  sich  in  Begleitung  von  Fachmännern  für 
technische  Fragen  unverweilt  nach  dem  Haag  begeben 
wird.  Der  ständige  Rath  des  internationalen  Schieds- 
gerichts, das  im  Haag  seinen  Sitz  hat,  stellte  für  diese  Ver- 
handlungen über  den  russisch -amerikanischen  Streitfall 
seine  Räumlichkeiten  zur  Verfügung. 

In  Düsseldorf  tagte  im  Juni  ein  internatio- 
naler Versicherungs-Congress,  dem  auch  schwei- 
zerische Abgeordnete  beiwohnten;  ebenso  in  Ost  ende 
ein  von  der  belgischen  Regierung  veranstalteter  In- 
dustrie-Congress  mit  dem  folgenden  Programm: 

lre  section.  —  Du  maintien  et  du  developpement  des 
traites  de  commerce.  —  Avantages   tires  du   regime  des 
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Conventions  ou  des  traites  de  commerce.  —  Quel>  ^>nt 
les  inconvenients  et  les  avantages  des  tarifs  maxiina  et 
minima?  —  Y  a-t  il  interet  ä  maintenir  la  clause  du  traite- 
ment  de  la  nation  la  plus  favorisee?  —  Est-ü  jM^-iMe 
d  "introduire,  dans  la  conclusion  et  la  reviMon  de*»  traites 
de  commerce  des  stipulations  visant  des  questions  d  ordre 
economiques  et  juridiques  autres  que  celles  des  tarifs  des 
douanes?  —  Quelles  seront  ces  questions?  —  De**  voies 
et  moyens  jxmr  obtenir  ces  resultats. 

2me  section.  —  Examen  coinpare  des  legislations  «im- 
f-ernant  les  fonds  de  commerce,  notamment  au  jM»int  de 
vue  de  la  vente  ou  de  la  mise  en  gage. 

Expose  des  lois  et  Conventions  qui  orgaiÜM-nt  la 
protection  de  la  propriete  industrielle  et  coiiiiuerriale  au 
point  de  vue  international. 

Des  progres  ä  realiser  et  par  quels  moyens? 

3m*  section.  —  L'Etat  doit-il  intervenir  j*>ur  a>Min*r 
les  j>ensions  de  retraite? 

In  Bern  fand  im  Juli  ein  internationaler  Press» 
Congress  statt,  bei  welchem  u.  A.  auch  die  künftige 
Erziehung  der  Journalisten  besprochen  wurde.  Wir  werden 
darüber  in  dem  nächsten  Jahrbuche  einen  Aufsatz  bringen. 

In  Genf  fand  das  25jährige  Jubiläum  der  Stiftung 
des  schweizerischen  Temperenz-Yereins  statt.  Die 
Genfer  Regierimg  sprach  sich  dabei  durch  ihren  Abgeord- 
neten u.  A.  wie  folgt  über  die  Rolle  des  Staats  gegen- 
über diesen  Bestrebungen  aus: 

«L'Etat  n'a  pas  d'action  sur  les  consciences;  neutre 
par  essence  en  matiere  religieuse,  il  ne  peut  s'appliquer 
a  susciter  ou  ä  reveiller  la  foi  religieuse  qui  vous  sert  de 
principal  levier,  mais  PEtat  se  preoecupe  de  limiter  par 
la  loi  et  les  reglements  le  nombre  des  debits  de  hoisson. 
H  affeete  sa  part  dans  le  produit  du  monopole  de  Palcool 
ä  subventionner  les  institutions  qui  tendent  de  pres  ou 
d'un  peu  plus  loin  ä  combattre  Palcoolisme.  II  cherche, 
par  un  enseignement  theorique  dans  les  ecoles,  a  inettre 
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en  ^arvle  la  jeime  generation  eontre  les  dangers  resultant 
de  i*abt>*  de  l*aI«-o"L  Vos  representants,  messieurs,  sont 
a|»j»*rl*-5  dan>  le<  oj>mnii>sk>ns  consultatives  que  preparent 
!♦-<  pr-oet'i  de  l«»i  relatifs  a  ces  questions.  Vous  trouvez. 
%an<  d«»ute  ce^  effort>  bien  timides  et  les  resultats  obte- 
nus  bien  insufü^ants.  Mais  cette  tiniidite  dans  Feffort  de 
TEtar,  «-ette  in<uftisanee  des  progres  realises  sont  la  meil- 
leiire  dem«  »n<tration  de  rutilite.  de  la  necessite  de  notre 
avs-N-iaTion.  Dans  ee  domaine  comnie  dans  d'autres,  rien 
ne  peut  reniplaeer  Finitiative  individuelle  s'appuyant  sur 
la  ]H-r^uasion.  sur  Fexeniple  et  sur  la  foi.» 

Es  -scheint  uns  das  eine  etwas  eigenthümlicbe  Logik 
da»  der  Staat  schreienden  Uebelständen  gegenüber 
nichts,  oder  nicht  viel  thiui  soll,  um  den  Vereinen  ihn* 
Thätigkeit  möglichst  zu  erhalten.  Wenigstens  sollte  er 
dann  ihnen  die  lokale  Gesetzgebung  gegen  den  Alkoho- 
li<mus  ermöglichen,  ohne  welche  alle  diese  Bestrebungen 
ihren  Zweck  überhaupt  nicht  ganz  erreichen  werden. 

In  Brüs<el  wurde  in  diesem  Jahre  von  einer  Anzahl 
von  Staaten  ein  Abkommen  betreffend  die  Zuckerindustrie 
♦  die  Brüsseler  Zuckerkonvention»  geschlossen, 
welche  u.  A.  beabsichtigt,  die  Exportprämien  für  Zucker 
zu  beseitigen,  die  künstlichen  Süssstoffe  auf  die  Apo- 
theken unter  Rezepturzwang  zu  beschränken  und  über 
ein  Maximum  für  den  Zollschutz  eine  Vereinbarung  zu 
treffen.  Das  Letztere  ist  ein  besonders  bedeutender  Fort- 
sehritt und  wird  hoffentlich  allmählig  zu  einem  solchen 
allgemeinen  Vertrag  über  die  Maximalhöhe  der  Schutz- 
zölle führen.  Im  Uebrigen  wird  der  Zucker  durch  die 
Abschaffung  der  Exportprämien  theurer  werden,  was  im 
Interesse  der  Volksernährung  zu  beklagen  ist. 

In  Paris  wurde  im  April  ein  armenischer  Kon- 
gress  abgehalten,  welcher  aus  Abgeordneten  aus  Deutsch- 
land, Belgien,  Dänemark.  Frankreich.   England,  Holland, 
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Italien,  Oesterreieh  und  der  Schweiz  bestand  und  be- 
schloss,  die  armenische  Agitation  durch  Vorträge  in  Deutsch- 
land und  Italien  und  durch  die  Herausgabe  einer  grossen, 
deutschen  Zeitschrift  zu  betreiben.  Der  Kongress  beschloss 
ferner  eine  Dankeserklärung  an  die  Schweiz  und  speziell 
an  Genf  für  die  Förderung,  welche  die  Sache  der  unter- 
drückten Armenier  dort  seitens  der  Behörden  und  Pri- 
vaten geniesse. 

Im  Werke  befindet  sich  ein  grosser  Schifffahrts- 
tnist,  ausgehend  von  Amerika  und  vertreten  durch  einen 
der  dortigen  Milliardäre,  Pierpont  Morgan,  der  sich  zu 
diesem  Zwecke  zunächst  mit  Deutschland  scheint  in  Ver- 
bindung setzen  zu  wollen.  Ueber  die  speziellen  Zwecke 
dieses  neuen  Ringes  sagen   Zeitungsstimmen  folgendes: 

Es  tritt  immer  mehr  hervor,  dass  der  Trust  dazu  be- 
stimmt ist,  den  Schiffsverkehr  immer  mehr  in  den  Dienst 
der  amerikanischen  Produktion  zu  bringen.  Die  New- Yorker 
*Evening-Post»  will  erfahren  haben,  dass  die  grossen  ame- 
rikanischen Eisenbahngesellschaften,  deren  Lebensinteresse 
mit  dem  Schiffahrtstrust  zusammenfällt,  eventuell  die  haupt- 
sächlichsten Besitzer  sein  werden.  Ihr  Zweck  sei,  mit  Hülfe 
der  Ozeanlinien  ihre  Transportsysteme  rentabler  zu  machen 
und  einheitliche  Raten  von  den  Hauptplätzen  des  Innern 
fe  zu  den  grossen  europäischen  Handelscentren  festzu- 
stellen. Es  heisst,  dass  verschiedene  Bahngesellschaften 
bei  der  Finanzirung  des  Syndikats  betheiligt  seien.  Die 
Pennsylvaniabahn,  die  New-York-Centralbahn.  die  Erie 
and  Reading,  die  Baltimore  and  Ohio  werden  genannt. 
Doch  ist  die  Betheiligung  nicht  bei  allen  sicher.  Ausser- 
dem sind  nach  dem  gleichen  Bericht  betheiligt  die  drei 
kitenden  Versicherungsgesellschaften  in  New- York  und 
Mr.  Rockefeiler,  der  dort  entweder  seine  eigenen  Inter- 
essen oder  die  der  Standard  Oil  Cv.  vertritt.  Diese 
Gruppen  übernähmen  mit  vielleicht  einem  oder  zwei  an- 
deren Verbänden   nahezu   die  Gesammtheit   der  in  New 
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York  gezeichneten  30  Millionen  Dollars.  Die  «Western 
Morning  News»  meinen  mit  Bezugnahme  auf  die  wenig 
freundliche  Aufnahme,  welche  die  letzte  Veröffentlichung 
über  das  Syndikat  in  der  englischen  Presse  gefunden 
hat.  die  Amerikaner  thäten  jetzt  nur  das  Gleiche,  was 
England  früher  mit  grossem  Nutzen  geübt  hätte.  Früher 
war  Amerika  von  England  finanzirt,  und  seine  grössten 
Unternehmungen  waren  in  englischen  Händen.  Jetzt  seien 
die  Amerikaner  reich  geworden  und  drohten,  das  heim- 
zuzahlen. Das  sei  den  Engländern  jetzt  so  unangenehm 
wie  früher  den  Amerikanern,  und  sie  würden  es  d^n 
Amerikanern  nachthun  müssen,  um  zu  halten,  was  sie 
hätten,  und  wiederzugewinnen,  was  verloren  sei. 

E<  ist  alle  Aussicht  vorhanden,  dass  zunächst  der 
englische  Imperialismus  und  der  dortige  Kaufmannsgei>r. 
der  Alles  rücksichtslos  der  Ausdehnung  des  nimmcrsattt-n 
<  Verkehrs-  und  der  rastlos  fortarbeitenden  industriellen 
Produktion  opfert,  seinen  Meister  in  Amerika  linder, 
wird.  Dann  wird  sich  aber  diese  Ausbeutungssucht  Ein- 
zelner ohne  Mass  und  Ziel  so  gemeingefährlich  gestalten, 
dass  ilie  Staaten,  um  der  Selbsterhaltung  willen,  diesen 
modernen  Raubsvsteni  ebenso  s?ut  werden  Schranken 
setzen  milden,  wie  s.  Z.  der  systematischen  Seeräuber. *i 
in  Algier.  Tuni>  mid  Tri|R>lis. 

Wir  bedauern  sehr,  es  sagen  zu  müssen,  dass  ein- 
zelne Industrielle  auch  bei  uns  bereits  Last  gezeigt  haben, 
an  solrheii  Tru>ts  sich  zu  hetheiligen  und  dass  in  einzelnen 
Blättern  ln-reits  Artikel  in  die**em  Sinne  erschienen  sind. 
Wir  hoffen,  die  S'hweiz  wt-r  le  jedem  Versuche  zu  solchen 
Ausbeut uii!T<in<talten  auf  ihrem  Gebiete  rechtzeitig  einen 
wirksamen  Keeht^ehutz  für  die  Konsumenten  entgegen- 
stellen. Pie^  hän^t  aber  unmittelbar  mit  dem  nun  Fol- 
genden zusammen. 
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Zoll-  und  Handelsverträge. 

Die  wichtigsten  bevorstehenden  Staats  vertrüge  sind 
die  in  Bälde  zu  verhandelnden  neuen  Handelsverträge  mit 
allen  unsern  Nachbarstaaten.    Zu  diesem  Zwecke  halben 
sich  die  eidg.   Behörden   seit   ungefähr  einem  Jahr  zu- 
nächst mit  der  Herstellung  eines  neuen  autonomen  Zoll- 
tarifs beschäftigt,  welcher  die  Basis  für  die  Unterhandlun- 
gen bilden  muss.  Da  bei  diesem  Anlasse  allerlei  historische 
und  rechtliehe  Irrthümer  mit  unterlaufen,    um  die  sich 
namentlich   die    rücksichtslosen   Schutzzollner    nicht    zu 
kümmern  pflegen,  so  lassen  wir  einen  U  eher  blick  über 
die  bestehenden  Rechtsverhältnisse   vorangehen: 
I.  Die  Schweiz  tritt  mit  Ende  des  nächsten  Jahres 
in  eine  ähnliche  Krisis  ein,  wie  sie  l<s!>2  bestand,  indem 
ihre  bei  weitem  wichtigsten  Handelsverträge  am  31. 
Dezember  1903  auslaufen,  sofern  sie  nicht  inzwischen  er- 
neuert, oder,    wie  allerdings   wahrscheinlich,    verlängert 
werden.    Es  betrifft   dies  die  Verträge  mit  Deutschland, 
Oesterreich-Ungarn  inclusive  Liechtenstein,  Italien,  wozu 
auch  noch  Spanien  und  Norwegen  mit  der  gleichen  Dauer 
kommen.    Mit  Frankreich  besteht  immer  noch,  seit  181K5, 
19.  August,  ein  «provisorisches  Handelsübereinkommen >, 
womit  dem  Art.  11   des  Frankfurterfriedens  über  Meist- 
begünstigung ausgewichen  werden  wollte.     An  dasselbe 
ist  ungeschickter  Weise  ein  Reglement  über  die  Gränz- 
zone  von  Gex  angeschlossen,  während  die  ehemals  sar- 
dinische Gränzzone  ein  besonderer  Vertrag  betrifft,  welcher 
von  der  Inkrafttretung  desselben,  8.  Januar  1883,  auf  30 
Jalire  fest  dauert.    Beide  Zonen  sind  durch  die  völker- 
rechtlichen  Stipulationen   des  Wiener-   und    Pariserkon- 
gresses von   1815   entstanden    und    dürften    deingemäss 
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;v:.rN  h^n.     Der  günstigste  Vertrag  in  Bezug  auf  unsere 

:i  V«-rgl.  darüber  den  Aufsatz  «Die  Genferzonen»  im 
Jahrhurh  Band  IX,  und  über  die  älteren  französischen  Ver- 
hältnisse den  Aufsatz  über  den  Handelsvertrag  von  1799  im 
Jahrbuch  Band  VII. 

*)  Dieser  Burgunderfriede  war  mcht  ganz  so  ruhmvoll, 
wi**  die  alten  Burgunderkriege,  sondern  glich  eher  dem  Frieden 
'oii  Pijon  von  1513,  in  welchen  die  damaligen  Eidgenössiseh*n 
lAuptlingc  hineingelockt  wurden. 


Zoll-  und  Handelsverträge.    Ueberblick.  TAfl 

Einfuhr  dahin  ist  der  englische.  Die  grösste  Einfuhr  \nn 
uns  findet  aus  Deutschland  statt.  Die  Differenz  in  der 
^sammten  Handelsbilanz  zu  unsern  Ungunsten,  d.  h. 
nn  Ueberschuss  der  Einfuhr  über  die  Ausfuhr  im  Betrage 
von  mehr  als  200  Millionen  jährlich  besteht  immer  noch 
fort,  ohne  dass  dafür  eine  hinreichende  Erklärung  der  Aus- 
reichung besteht.  Die  Eidg.  Handelsstatistik  ermittelt 
alles  Mögliche,  oft  Ueberflüssiges  sogar  in  weitläufigen 
Tabellen,  nur  das  gerade  nicht,  trotz  aller  Aufforderung. 
Eine  Ausgleichung  findet  natürlich  statt,  sonst  niüs>te  die 
Schweiz  in  Kurzem  gänzlich  von  Geld  entblosst  werden. 
Es  wäre  aber  dringend  wünschbar,  darüber  bald  einen 
/ahlenmässig  nachgewiesenen  Aufschluss  zu  be- 
kommen.1) 

Die  gegenwärtige  allgemeine  Tendenz  geht  gegen 
den  Freihandel,  welcher  für  uns  das  natürlichere  System 
Nt.?)    Nicht  allein  die  Industrie  der  Schweiz,  sondern  na- 


1)  Eine  etwelche  private  Aufklärung,  die  aber  doch  nur 
auf  einer  mehr  oder  weniger  mit  Gründen  versehenen  An- 
nahme, oder  ungefähren  Schätzung  beruht,  gibt  Herr  Dr.  Geering 
in  neuester  Zeit  mit  folgenden  Ziffern: 

Nach  Geerings  Schätzung  beträgt  das  schweizerische 
Volkseinkommen  jährlich  ca.  6 — 7  Prozent  des  Volksver- 
mogens  von  ca.  18  Milliarden  Franken  =  ca.  1200  Millionen 
Franken,  eine  Summe,  die  sich  durch  Subtraktion  de*  Im- 
ports von  der  Produktion  ergibt.  Laut  Zahlungsbilanz  wird 
der  jährliche  Passivsaldo  unserer  Waarenbilanz,  der  im  Jahre 
tN99  noch  364  Millionen  Franken  betrug,  hauptsächlich  durch 
den  Ertrag  der  Fremdenindustrie  (120  Millionen)  und  des  in- 
ternationalen Valoren  Verkehrs  (120  Mill.),  sodann  noch  dureh 
Erträge  schweizerischer  Unternehmungen  im  Ausland  (90  Mill.) 
und  durch  Zinsen  und  Dividenden,  wie  auch  Dienst leLstungeii 
aller  Art,  die  unser  Land  dem  Ausland  leistet,  beglichen. 

2)  Die  Gesammteinfuhr  betrug  im  Jahr  1901  1008  gegen 
1121  Millionen  im  Vorjahre,  die  Gesammtausfuhr  829  gegen 
7^1  Millionen.  Jene  hat  um  53  Millionen  abgenommen,  wäh- 
rend diese  um  40  Millionen  gestiegen  ist. 
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inentlieh  in  neuerer  Zeit  auch  die  Landwirthschaft  vt r- 
langt  eifrig  Schutzzölle  und  wird  dieselben  anrh  in  einn^ 
gewissen  Massstabe  erlangen.    Es  steht  dahin.  *«J»  damit 
nicht  nur  ein  künstlicher  Blüthezustand  emeh  wird,  dr: 
in  seinen  Konsequenzen  zur  Aufhebung  der  wirthsrhaft- 
liehen  Selbständigkeit  der  Schweiz  mittels;  Zollunionen 
führen  muss.  Dieselben  liegen  gegenwartig  wieder  einiger- 
massen  in  der  Luft,1)  sind  jedoch  aus  [»»linsrhen  Grimdri: 
durchaus  abzulehnen.    Eine  solche  Union  mit  einem  «x^r 
mit  mehreren  Staaten  wäre  kaum  mehr  aufkündbar  ua«) 
bildet,  wie  der  deutsche  «  Zollverein  >   es  sattsam  enn<*. 
ein  Band,  welches  durch  die  Gewohnheit  semeinsdisft- 
licher  grosser  Interessen  im  Laufe  der  Zeit  die  poliuVh» 
Verbindung  mit  Notwendigkeit  herbeiführt.    Eine  solch» 
ökonomische  Abhängigkeit  wäre  auch  den  Grundbedin- 
gungen   des    schweizerischen   Xeutralrtätsvertrages  v«»r.i 
20.    November    1815   zuwiderlaufend,    welcher  von  d»i 
Schweiz   «Freiheit    von   jeder  fremden   Beeinflu>suni' 
in   bestimmten  Worten  verlangt.    Es  ist  dies  sogar  dir 
einzige  uns  auferlegte  Bedingung  dieses  wichtigen  t er- 
träges,    auf  dem    ein  wesentlicher  Theil  untrer  .S-H" 
ständigkeit   beruht.     Also  hier  <eaveant  consules- :  di< 
politischen  Interessen  dürfen  nie  durch  die  bloss  wirth- 
schaftlichen  übenvuehert  werden.   Freiheit  ist  besser  al> 
Reiehthum. 

Wenn  keine  Handelsverträge  mit  fremden  Staaten 
bestehen,  so  gilt  für  den  Verkehr  mit  denselben  d«-r 
Generalzolltarif.  Derselbe  ist  dermalen  noch  vom  10. 
April  1891  (E.  G.  S.  XII,  437)  und  wurde  durch  eine  hV 


2)  Wir  zweifeln  kaum  mehr,  da*s  in  Holland  so  etwa- 
im  Werke  sich  hefindet,  und  auch  aus  Zürich  hörte  man  Im* 
und  da  so  1  die  leise  Versuchunesstimmen. 
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ferendiimsabstimmung  vom  18.  Oktot»er  1MU  mit  21*.t3t> 
liegen    159,072    Stimmen    angenommen.    Wahrscheinli«-h 
wird  vor  dem  Herauskommen  dieses  Jahrbuches  ein  neuer 
<  ieneraltarif  mit  einer  stark  sehutzzfdlnerischen  Tendenz 
an  die  Stelle  desselben  getreten  sein.    Natürlich  i>t  der- 
selbe bloss  für  den  Fall  eines  Nichtzustandekommen^  von 
Handelsverträgen  massgebend.    Die  Verhandlungen  ütn-r 
dieselben,  welche  vom  nächsten  Jahre  ab  mit  den   für 
unsern  Handelsverkehr  hauptsachlich  in  Betracht   kom- 
menden  Staaten   geführt  werden   müssen,    werden    mit 
höchster  Wahrscheinlichkeit  eine  sehr  grosse  Reduktion 
in  diesen   Schutzzollpositionen  von  selber  herbeiführen, 
m>  dass  der  Generaltarif  andere   als  als  Waffe  für  di«-^ 
Vertragsunterhandlungen   keine  sehr    grosse   Bedeutung 
besitzt.  Im  allgemeinen  Interesse  hegt  es.  den  schwei- 
zerischen Hauptindustrien  und  der  Landwirthschaft  nur 
durch  einen  massigen  Schutzzoll  nachzuhelfen«  das  System 
des  Freihandels,  in  ganz  Europa  wenigstens,  zu  ^gün- 
stigen, gegen  die  grossen  Trusts  Stellung  zu  nehmen  und 
jede  Zollverbindung  mit  einem  einzelnen,  oder  mehreren 
Staaten,    ebenso    Zollkartelle   zur   gemeinsamen    UeWr- 
wachung  des  Schmuggels,  wenn  solche  wieder  verlangt 
werden  sollten,  bei  den  Vertragsunterhandlungen  abzu- 
lehnen.   Das  sollte  die  allgemeine  Instruktion   un- 
serer,  hoffentlich  geschickten   und  glücklichen  Unter- 
händler bilden.   Im  Übrigen  geht  unser  Interes^  dahin 
durch  ein  internationales  Übereinkommen  gewisse  Grund- 
sätze festzustellen,  zu  denen  namentlich  ein  Maximalsatz 
für  Einfuhrzölle  gehört,  der  nicht  überschritten  werden 
darf.    Das  ist  eben  so  wichtig,  als  das  Verfwt  gewi^er 
Kriegsmittel,  wie  es  die  Haager-Konferenz  von  1899  und 
schon  der  Petersburger  Vertrag  versucht  hat. 
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r'.i.:  ■-£.>!•  -ir^zvs.  «iri  *n»-Z~T-~«  iz  die  Hände  von  an- 

:  -r-i  r^—ir-i-n.   -*^L»*jit%*«i.  F^r*:i.<]»»rationen,  auchmit- 

..•.-•—  ^---*_.n^z.  ^"rr^Zi^z.  :n>l  '•.'•«ssen  Privatleuten  g^ 

*  -.v..v.^i.  tt-.  r_-r  al>  z-'-zz  K  *v*  an  den  Grunzen,  son- 

^••m  ././.-—•:!:  <•=*  Laz«;«^  «Ja  und  dort  solche  historisch 

f*-»*z*r*T*:-9fr  feh-Zkr^n  vt>n  dem  Eingang  oder  Transport 

son  Wsvwtn  <*\*?r  Reifenden  erhoben.    Durch  die  Helvetik 

wurden  all f-  diese  innern  Zölle  und  zollähnlichen  Gebühren, 

oh  tut  Entschädigung,  aufgehoben,  nicht  zwar  durch  eine« 

VivfnHHtmgHartikel,  .sondern  durch  eine  Entscheidung  drr 

UwlwulHmden  Räthe  vom  8.  Mai   1798  (Bulletin  I  »». 

l)  Ufa  AuHgnngtizöUe  haben  keine  Bedeutung.  Durchgang 
'M\\fa  werden  nicht   mehr  erhoben.    Die  Grundzüge  de*  Z*<\1 
htmwm  worden  in  dein  Art.  29  der  B.  V.  angegeben,  pfle** . 
•iln»r  Iwi  (Um  Verhandlungen  über  den  Zolltarif  ziemlich  eiei«  i 
nflfhitf  iVtiorirt  zu  werden,  wo  es  gerade  passend  er^cbri:::. 
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Die  Mediationsverfa»ung.  Art.  5  uni  »i.  fl_ r>  v  _  .  ■  :  • 
wieder  ein,  sondern   gestattete  *•*♦*»  Zr'L-  r_zi  Zt^i* 
des  Unterhaltes  von  Strav-en  und  Brl  k~=_   ^tj  l~    ~~ 
Tagsatzung  zu  kontrolliren  hatte.  Th*:*t'l..-i  kj-^-i 
al)er  schon  in  dieser  Periode  die  al:»-n  *»••  Iim  i*«..— - 
wieder  auf  und  bestanden  dann*  ebr»-r.:L!-  h  -hlt«~  r.*z^i— *_ 
lind  verfassungswidrig,  fort.  Di**  FC»— Sa -ra^  r^T-rlL-^.r« 
bestätigte  dieselben,  ohne  weitere  Yrii'iru.   ^-   Ar:    \\ 
bloss  mit  dem  Verbot  einer  Au^ieLnwmÄ  ««i-r  Fürr_-"i ..  ^ 
und  unter  Vorbehalt  freier  Ein-,  Au>-  ur.i  IrjvL:  .lt  fl- 
Lebensmittel,  Vieh-  und  Kaufmannvwaaren.    lr.r  t  •_-— 
nossenschaft   erhielt   damals  durch   Art.   3   r--i-    er-*-- 
Male  auch  eine  kleine  Gränzgebühr  auf  Waar*-n.  «i:-  *_"•;.- 
zu  den   nothwendigen  Bedarfsartikeln   gehörten,   *-l-:.e 
schon  zu   Ende  der  Mediationszeit.   am   Ä.    X«.T*-^;»-r 
1H13?  behufs  Deckung  der  damaligen  Gränz^warr.  -jl_>~ 
kcxsten  provisorisch  eingeführt  worden  war  und  v  -».  ■>:. 
Gränzkantonen,  gleichzeitig  mit  ihren  Zöllen,  f*ir  K+*-lz.  .:_: 
der  Eidgenossenschaft  eingehoben  wurde.1 1 

Gegenüber  dem  Ausland  vereinigten  ^h  zum  erster. 
Male  am  28.  August  1822  13".  i  Stände  zu  ein^rn  -^ 
«Retorsionskonkordat>,  das  jedoch,  wegen  \*r*tk&Lz-T 
Reklamation  von  Basel  und  Genf  dagegen.  M«j*~  b>  r;:.. 
1.  Oktober  1824  dauerte.*)  Der  Bimde^erfa^simzvrntw.rf 
von  1832  wollte  anfanglich  die  strikte  Vorw-hrift  d*-r 
Mediationsverfassung  wieder  aufnehmen,  wonach  Z//„- 
nur  für  den  Unterhalt  von  Strassen  und  Brücken  -*tarr- 


1)  Vgl.  Jahrbuch  I,  pag.  321,  424  und  Oft  Sanuiib;i.g  o-r 
staatsrechtlichen  Aktenstücke  ü,  406.  Der  erste  Ei<lg.  Zoll- 
tarif ist  in  Jahrbuch  1  424  abgedruckt. 

2)  Vgl.  Festschrift  «die  Bundesverfassungen  der  Eid- 
genossenschaft», pag.  382;  Rep.  Rest.  I  1010.  1(85  und  den 
Aufsatz  im  Jahrbuch  VII  betr.  Frankreich. 
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haben  sollten,  schon  1833  ging  man  aber  auf  die  An- 
ordnung einer  abermaligen  Untersuchung  der  bestehenden 
Gebühren  zurück,  die  dann  von  1840 — 44  zwar  stattfand, 
aber  wieder  lediglich  dieselben  bestätigte  wie  sie  waren. 
Immerhin  wurden  in  dieser  Zeit  bereits  Vereine  behufs 
Aufhebung  aller  Binnenzölle  gegründet1),  und  im  Jahre 
1847  fand  eine  bezügliche  Conferenz  von  lOVi  Kantonen 
statt,  deren  Resultate  dann  der  Revisionskommission  des 
folgenden  Jahres  zur  Basis  ihrer  weitläufigen  Verhand- 
lungen darüber  dienten. 

Die  Verfassung  von  1848  (Art.  24  und  26)  erhielt 
schliesslich  die  doppelte  Bestimmung:  1)  Dass  der  neue 
Bund  berechtigt  (nicht  verpflichtet)  sei,  alle  bestehenden 
Zölle,  Weg-  und  Brückengelder,  Kaufhaus-  und  ähnliche 
Gebühren  auszulösen.  Von  wem,  war  nicht  mit  wünschbarer 
Deutlichkeit  gesagt,  erst  der  Art,  56  des  ersten  Zoll- 
gesetzes  vom  30.  Juni  1849  fügte  dann  noch  bei,  dass  der 
Bund  diesfalls  bloss  mit  den  Kantonen  für  alle  auf  ihrem 
Gebiet  bestehenden  derartigen  Rechte  zu  verhandeln 
habe  und  es  diesen  dann  obliege,  ihre  Gemeinden,  Kor- 
porationen und  Privaten  zu  entschädigen.  2)  Dem  Bund 
wurde  das  Recht  eingeräumt,  eigene  Eingangs-,  Ausgangs- 
und Durchgangszölle  einzuführen,  wogegen  er  jedoch  den 
Kantonen  aus  deren  Ertrag  jährlich  vier  Batzen  pro  Kopf 
der  Bevölkerung  abzugeben  hatte.  Der  Bund  unter- 
handelte nun  durch  einen  sehr  geschickten  Unterhändler, 
Achilles  Bischof  von  Basel,  successive,  nach  der  Formel 
«divido  et  impera»  mit   den   einzelnen  Kantonen  und 


M  Ähnlich  wie  man  jetzt  international  eine  Aufhebung 
des  sogenannten  «Likin»,  nämlich  der  Binnenlandzölle  chine- 
sischer Provinzen  anstrebt  und,  wie  es  scheint,  bereits  zu- 
gesichert erhalten  hat. 
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erhielt  die  weitaus  meisten1)  der  bestehenden  Zölle  etc. 
für  die  Gesammtsunime  von  1,700.000  Schweizerfranken 
jährlich,  für  weniger  als  der  Durchschnitt>ertrag  in  den 
letzten  Jahren  ausgemacht  hatte,  wie  denn  auch  der 
p]i*trag  der  künftigen  Eidg.  Zölle  damals.  l>ei  der  Fest- 
stellung der  Quote  für  die  Kantone,  auf  bloss  etwa  drei 
Millionen  Schweizerfranken  veranschlagt  worden  war. 
In  den  Zollablösungsverträgen  mit  den  Kantonen  sicherte 
sich  ferner  der  Bund  durch  die  übereinstimmende  Geneh- 
migungsformel derselben,  «dass  diese  in  Vertrag^fonn 
geschehene  Auslösung  die  rechtliche  Stellung  de^  Bundes 
und  der  Kantone  nach  Sinn  und  Geist  der  Bundesver- 
fassung nicht  verändern  solle»,  d.  h.  in  verständliche 
Sprache  übersetzt,  dass  durch  spätere  Vereinbarungen 
/.wischen  den  Kantonen  und  dem  Bund,  oder  Bundesver- 

* 

fassungsrevisionen  diese  Auslösungssummen  auch  weg- 
fallen können  und  nicht  etwa  als  privatrechtliche  Ver- 
pflichtungen anzusehen  seien. 

Das  Alles  Hessen  sich  damals  die  Kantone,  wie  auch 
die  Korporationen  und  Privaten,  welche  Inhaber  eines 
grossen  Theils  der  bisherigen  Zölle  waren,  gefallen :  kein 
Einziger  erhob  den  an  und  für  sich  natürlichen  An- 
spruch, dass  der  Bund  mit  ihm  direkt,  nicht  durch  Ver- 
mittlung seines  Kantons,  über  die  Auslösung  verhandle. 
sondern  sie  nahmen  an,  was  ihnen  nun  die  Kantone  von 
<\**r  diesen  jährlich  zukommenden  Auslösungssumme  ab- 
gaben.*)   Die  Erklärung  dieses  Verhaltens  liejrt  darin,  da«** 


')  Bloss  einzelne  blieben  noch  bestehen  und  wurden  erst 
später  abgelöst,  so  z.  B.  der  Nydeckbrückenzoll  in  Bern. 

*)  Meistens  wurde  das  gütlich  erledigt,  in  einzelnen  Fällen 
^hiedsge richtlich.  In  einem  später  zur  Behandlung  des 
Biindesgerichts   gelangenden   Falle    hatte    der   betr.   Private 

33 


7  -  -äuu^ueririii  me. 

—  -»  -i    :•--:   .  ii>- '*  zmii><ötk^ix   ihrer  Bezüge  seit  dem 
-t—r-     L^S     n-vy-*<    vkvl    und    eine    nähere   Unti-r- 

-  •:  -Z-:  zimt:.^^  v->-  sit  wieder  in  den  Besitz  ihn-r 
"~~  -  :-  r.-"r*I  i.j!ir-L»VDen  Rechte  gelangt  seien. 
:  .-  i*-r^~*\L  W)'i»x  i<t  s}^r  festzuhalten.  da>< 
%  -  -"  -^v  -^>  — -  5  irr  ir  Wi  dieser  für  die  Eidgenossen- 
^  :.:  ~  ■>    ~  ••::-  Z":*l~vz.  Z  Ca^«"t<nng  von   1H48  beilädt* 

~:~ r  v-.r\-z_  ^o:-:n  -5t-  Privatbesitzer  der  ZöuV.  & 

•-••:'  --:.:..t.   n     --  Vrr**M:ÜTmsen  darüber  zügelnen 

r*r-     :-r  •■»  :.:.-- -ov^.«::   Ton  1S74   waren   es  wiedt- 

:.•  :~   "1 1    *Lj~:"  c-    wt!  -Le  den  :>chaden  hatten,  sondf-ni 

*»■-    -  - -:-•  r*-:-n   i~.vr  ijf  «iie  ZnUauslösungssumme  u««i 

*.  -   ■    •'  ":o*::^    ..Vr'ckr. :» n  aber  dafür  dem  Bund  all«- 

•»  -^:  -_■  *.  -r  K  ^:L  für  da**  Militärwesen,  die  sie  bi^brr 

,r--- -s^r  L>r:--n.  r.::  t~tai  V«>rtheile  hei  diesem  Tau>rh. 

:  -  n  :  :.r    ._  -  .>:-.  *   ->.s  Vr-rhistes  auch  der  Postentsrhä- 

_„:.£    .\  .:  ;..".l.rL  h  1.7»*\I3>  Fr.  berechnete.     Ueberdit* 

-.-:.-  T:::   v.::  Ki^:.»ne  n««ch  Subsidien  für  ihre  Alp*n- 

^--*^r_  -r..:  K&>*r  !<:&■.:*   eine  besondere,  zwar  nicht  !»• 

.*.:  ..:-: - :-   A "*:■_•:  :r^:.     In  Verlust  kamen  wieder  die  ein- 

:.. .vi  .j-.::  lV.v^iüisVr  der  ZoDe.  welche   nun  auch  von* 

:■: ::   K.M.:  :>  r.  ktint  jährlichen  Betrage  mehr  erhielt wi 

>.  ;:.:•  r::  s:,L.  ir^:7«i*-m  sie  sich  mehrfach  an  das  Bunde- 

^>  r.  ;.:  w^;.;:*  n.  mir  de r  Ueberzeugung  beruhigen  inus>ter.. 

u.^  >"*  v.;.n  lxti  bis  1S4S  Viel  bezogen  hatten,  was  ihm* 

r\vh:I;-  h  u:«*hi  zukam.    Ganz  korrekt  nach  den   Grund- 

si:.Mi  «Kr  Privatmond  ging  die  Sache  im  Jahre  18^  al*' 

nirht  zu.  aber  el>ensowenkr  im  Jahre  18113  und  1815,  wul 


iPlanta-Reielienaul  ausnahmsweise  die  Vorsicht  gehabt,  eiin-1 
förmlichen  Vertrag  mit  dem  Kantone  Graubunden  abzuschlir*- 
sen.     Bmide^gerichtl.  Entscheidungen  V.  266. 
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jedenfalls  sind  es  nicht  die  Kantone,  die  sieh  darüber  zu 
beklagen  haben,  sondern  die  andern  ehemaligen  Zollin- 
haber. Die  Kantone  erhielten  eine  mein-  als  genügende 
Auslösung  und  Abfindung  für  ihre  eigenen  Zollrechte 
und  täuschten  sich  nur,  wie  auch  die  Eidgenossenschaft, 
über  den  künftigen  Ertrag  der  Zölle,  der  damals  allge- 
mein nicht  entfernt  nach  jetzigem  Massstabe  angeschlagen 
wurde.  Sie  haben  übrigens  auch  seither  durch  alle  mög- 
lichen Subventionen  einen  reichlichen  indirekten  Antheil 
aus  dieser  Hauptfinanzquelle  des  Bundes  bezogen. 

Das  ist  zunächst  immer  festzuhalten,  wenn  es  sich 
um  neue  Ansprüche  der  Kantone  auf  dieselbe,  in  der  Art 
des  sogenannten  «Beutezuges»  von  1894,  handeln  sollte*. 
Ein  solcher  Anspruch  besitzt  keine  rechtliche, 
oder  historische  Basis. 

III.   Die  Verhandlungen  über  den   neuen  Ge- 
neralzolltarif,  welche  von  dem  Nationalrath  in  einer 
Aprilsitzung  und  vom  Ständerath  in  der  ordentlichen  Juni- 
Sitzung  d.  J.    gepflogen  wurden,  boten  im   Allgemeinen 
kein  erfreuliches  Bild.    «Menschliches,  allzu  Menschliches* 
würde,  nach  Nietzsche,  die  richtige  Ueberschrift  zu  einer 
solchen  Berichterstattung  sein.    Die  Schutzzollstimmung 
wog  bei  Weitem   in  beiden  Käthen  vor,  Einzelnes  war 
ein  blosser  Markt   ganz   direkt   Betheiügter,  aus   deren 
Voten  man  ihr  Geschäft  erkennen  konnte;   das  gemein- 
same Vaterland   kam   in   sehr   bescheidene   Betrachtung 
und  sogar  Anklänge  an  Trusts  oder  Zollunionen  wurden 
vernehmbar.     Das    neue    vornehme    Parlamentsgebäude 
wurde  also  mit  einer  nicht  gerade    *  vornehm»   zu  nen- 
nenden Verhandlung  eröffnet,  in  welcher  nur  die  dadurch 
gewonnene  Uebersicht  über  den  gesammten  Stand  un- 
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serer  Volkswirtschaft  den  interessanten  B«»üumM«- 
hildete.  Die  Kantone  benutzten  die  gute  Gdegeohu.*- 
um  sich  durch  eine  eigentlich  gar  nicht  begründete  RmIuI- 
tion  der  Spritzolle  eine  höhere  Einnahme  aus  dem  Alk" 
holmonopol  zu  sichern.  Jeder,  der  etwas  durch  fclu*.' 
Allianzen  mit  andern  Interessen  gewonnen  zu  hal-n 
glaubte,  verkündete  seinen  «Sieg»  mit  lauten  Trompeten- 
stössen  in  der  diesen  Interessen  dienstbaren  Press''  im« 
das  Ganze  erinnerte  an  ein  bitteres  Wort  aus  dem  Janr- 
lH4(>(beiAnlassderbernisehenBodenzinsentlastiuigi:  -fäW 
(1798)  hatten  die  Franzosen  den  Staat  geplündert,  r"'- 
geschehe  dies  durch  seine  eigenen  Kinder.»  Die  grosse- 
Vortheile  —  sofern  solche  überhaupt  dauernde  wän-n. 
was  aber  vermöge  der  Handelsverträge  nicht  der  F«' 
sein  wird  —  erzielte  die  Landwirtschaft  durch  eui'ii 
hohen  Wein-  und  mehr  als  hohen  Ochsenzoll.  welch- r 
die  Viehmast  im  eigenen  Lande  begünstigen  soll.  I1-' 
gegen  zeigte  es  sich  leider,  dass  die  BauinwollenindiHr.' 
durch  die  Konkurrenz,  namentlich  Italiens,  sehr  geiahnM 
ist,  ohne  dass  es  möglich  sein  wird,  selbst  durch  gr*" 
Schutzzolle  eine  sehr  bedeutende  Abhülfe  lierbeizufü)^'" 
und  dass  innerhalb  derselben  die  Interessen  der  Stickt"- 
Färberei  und  Dnickerei  den  übrigen  Interessen  entgegen- 
stehen,  da  ihr  inländischer  Absatz  wenig  in  Betracht  ßlll 
und  sie  ihre;  Rohstoffe  vom  Ausland  beziehen  müssen'1 
Als  sehr  zunehmend  und  k-istungsfähig  erwies  sich  uiH 
ebenüsche  und  Masrhinenindiistric;  beide  verlangten  h1«* 
dem    ebenfalls   Si-huf//.."ill.'.     Die    Idee,   dann   und  **>" 


'i  KmnnUiea  der  Csmbrie  für  die  Stickerei  kann  «»'"' 

1  liiliiiiil  erstellt  werden,  sondern  wird  von  England  bW"' 

_.lr  (Hier  12  Millionen  Fr.  jahrlich,  wahrend  wieder  für  im** 

«]„  21  Millionen  Fr.  fertiger  Stickereien  nach  Engländern- 
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ach  der  Konsumenten  zu  gedenken,  welche,  neben  den 
ndustrieUen  und  Grosslandwirthen,  nur  spärlich  in  den 
Sdg.  Räthen  vertreten  zu  sein  schienen,  kam  nicht  zu 
inem  Ausdruck,  zum  Theil  auch  deshalb,  weil  sich  ein- 
einer  Objekte,  z.  B.  des  Petroleums,  bereits  grosse 
faste  bemächtigt   haben,   die   man  nicht   noch  reicher 

nachen  will. 

Die  ganze  Verhandlung  hinterliess,  wie  schon  an- 
jedeutet,  eine  sehr  pessimistische  Stimmung.  Einer- 
Kits  eine  bedrohte  Industrie,  die  im  Inland  Schutz  und 
im  Ausland  überall  neue  Märkte  um  jeden  Preis  suchen 
muss.  Andererseits  eine  Landwirthschaft,  die  auch  ohne 
Schutzzoll  nicht  mehr  leben  zu  können  behauptet  und 
deshalb  eine  agitatorische  Haltung  angenommen  hat,  die 
mit  der  ruhigen  und  konservativen  Natur  des  wirklichen 
Bauernstandes  kaum  noch  etwas  gemein  hat. 

Das  Schümmste  ist,  dass  eine  allgemeine  Neigung 
zu  einer  gewissen  höhern  Lebenshaltung  in  alle  Stände 
eingedrungen  ist,  welche  sich  ohne  künstliche  Mittel,  wie 
beständige  Steigerung  der  Industrie,  unnatürliche  Schutz- 
zölle, allgemeine   Geldaustheilungen   seitens   der  Eidge- 
nossenschaft,  nicht  durchführen  lässt.    Unser    ganzer 
Staat  ist   ein   viel   zu   luxuriöser   und   zu   wenig 
einfacher  geworden,    der   sich  wieder   mehr   auf 
seine  Ursprünge   besinnen   muss.    Das  Bild  seiner 
c  Wiege»,  welches  ein  bedeutender  Künstler  dem  National- 
rath  beständig  vor  die  Augen  gestellt  hat,   hat  bei  der 
übrigen  allzu  prunkvollen  Ausstattung   des  Parlaments- 
gebäudes seine  Wirkung  bisher   nicht   erreicht.    Gewiss 
ist  bloss,  dass  wir  mit  grösseren  Staaten  in  Aufwand  und 
in  allen  möglichen  modernen    «Staatszwecken»   auf  die 
Dauer  nicht    konkurriren   können,    und    dass    sich    kein 
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Staat  ungestraft  von  dem  ursprünglichen  Gedanken  ent- 
fernt, aus  dem  er  geboren  worden  ist. 

Der  aber  ist  für  uns  Freiheit,  nicht  Wohlstand, 
und  zwischen  diesen  beiden  Lebenszwecken  wird  die  künf- 
tige Generation  der  Eidgenossenschaft  zu  wählen  haben. 
Wir  noch  aus  der  Periode  von  1818  Stammenden  halten 
uns  an  das  Wort  einer  tapfern  alten  Dame  (Lady  Marl- 
borough),  dass  die  Freiheit  das  Einzige  sei,  für  das  zu 
leben  und  zu  kämpfen  eigentlich  der  Mühe  werth  sei. 
Es  wäre  wünschenswert!],  dass  das  wieder  in  der  Schweiz, 
statt  aller  der  vielen  Theateraufführuugen  und  Kunst  lie- 
st rebungen,  die  es  nur  mangelhaft  und  jedenfalls  wir- 
kungslos zum  Ausdrucke  bringen,  in  das  einfache  nüch- 
terne Bewusstsein  jedes  Einzelnen  und  des  gesummten 
Volkes  eindringen  würde.    Sonst  steht  es  schlecht  mit  uns. 

Ob  der  nunmehr  beschlossene  Generalzolltarif1),  der 
kein  Aktenstück  von  hoher  politischer,  oder  moralischer 
K<  ileutung  ist,  der  Klippe  des  Referendums  entgehen 
Ai'i,  hängt  im  Wesentlichen  davon  ah,  ob  die  sich  zu- 
-iimiucnlimlünclen  Interessen  für  oder  gegen  ihn  eine 
ivnhrschcinliche  Volksmehrheit  hinter  sich  haben,  was 
-n  h  vorläufig  kaum  berechnen  lässt.  Einen  klugen  Vor- 
-hing,  das  Referendum  durch  eine  Umgehung  überhaupt 
KU  beseitigen,  lehnte  der  Nationalrath,  als  mit  der  Vir- 
l,i-sung  in  Widerspruch  stehend,  ab.*) 


')  Derselbe  wurde   vom  Ständeratli    in    der  Junisitzuiig 

■iiiie  prinzipielle  grosse  Differenzen  ebenfalls  angenommen. 
liin'i'  kleinere  Divergenzen  wird  eine  ausserordentliche  Sitzung 
linier  Käthe,  welche  Hin  29.  September  beginnt,  zu  besehliesswi 
kilit.'ii.  Einzelne  Stimmen  erheben  sich  bereits  für  «VersrhiP- 
»• 

2|  Derselbe  lautete: 

«Art.  IM.  Auf  den  Antrag  des  Bundesratiis  stellt  Ji* 
Hiiiulesversamiiilimg    mich    erfolgter   Ratifikation    von    Tarif- 
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Die  Zolleinnahnien  des  Jahres  UHU  sind,  mit  Fr. 
4(>,471,<J48,  um  Fr.  1,538,002  hinter  denjenigen  des  Vor- 
jahres, und  um  Fr.  1,528,052  hinter  dem  Voranschlag,  der 
eine  Einnahme  von  48  Millionen  voraussah,  zurückgeblie- 
ben. Für  das  laufende  Jahr  1902  sind  die  Zolleinnahnien 
auf  4(>  Millionen  veranschlagt.  Rechnet  man  den  Betrag, 
um  welchen  die  Zölle  im  Jahre  1901  hinter  dem  Budget 
zurückgeblieben  sind,  zu  dem  für  dieses  Jahr  vorgesehenen 
Defizit  (Fr.  2,810,000)  hinzu,  so  würde  sich  für  1901 
ein  Gesammtdefizit  der  eidg.  Staatsrechnung  von  rund 
Fr.  4,&40,000  ergeben. 


Die  religiöse  Bewegung. 
Von  einer  solchen  zu  sprechen  fängt  an   richtig  zu 
zu  werden.   Es  handelt  sich  bereits  seit  einiger  Zeit  nicht 
mehr  um   den   Bestand    und   die   Ausbildung    von    vor- 
handenen «Kirchen»,  sondern  um  eine  weitergehende  Rück- 

haudelsverträgcn  oder  anderer  zollpolitischer  Vereinbarungen 
mit  dem  Ausland,  welche  Aenderungen  am  Generalzolltarif 
bedingen,  den  Gebrauchszolltarif  fest.  In  diesem  sollen  auch 
die  Zölle  der  durch  Vereinbarungen  mit  dem  Ausland  nicht 
berührten  Nummern  des  Generalzolltarifs  in  einer  der  schweize- 
rischen Volkswirtschaft  zuträglichen  Weise  ermässigt  werden. 

Der  Bundesrath  kann  die  Feststellung  des  Gebrauchs- 
zolltarifs auch  beantragen,  wenn  Tarifhandelsverträge  oder 
andere  zollpolitische  Vereinbarungen  mit  dem  Auslande  nicht 
eingegangen  werden. 

Der  Bundesrath  entscheidet  in  beiden  Fällen  über  den 
Zeitpunkt  der  Einbringung  seines  bezüglichen  Antrags.  Er 
wird  sowohl  hierüber,  als  über  den  Inhalt  seines  Antrags  in 
mündlichem  Verfahren  eine  von  ihm  zu  bezeichnende  Vertre- 
tung der  Produzenten  und  Konsumenten  hören. 

Art.  18i>i*.  Der  Bundesrath  wird  beauftragt,  die  erforder- 
lichen Vollziehungsverordnungen  zu  diesem  Gesetze  zu  er- 
lassen.» 
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kehr  der  Geister  zu  einem  Gebiete  des  Denkens  und 
Fühlens,  von  dem  sie  sieh  seit  einem  Menschenalter  auf 
immer  entfernt  zu  haben  schienen.  Wer  liest  heute 
«Kraft  und  Stoff»  von  Büchner,  womit  die  Periode  des 
naturwissenschaftlichen  Materialismus  begann,  oder  selbst 
Darwin's  Entwicklungslehre,  mit  dem  sie  auf  ihrem  Höhe- 
punkt angekommen  war?  Die  Welt  ist  jetzt  bereits  weit 
abgekommen  davon,  wenn  sie  auch  eine  andere  und 
bessere  Ueberzeugung  in  einer  deutlichen  Ausgestaltung 
noch  nicht  gefunden  hat.  Das  ist  das  Problem  der  Zu- 
kunft. 

Soweit  dasselbe  mit  den  bisherigen  Kirchen  bereits 
im  offenen  Widerspruche  steht,  nennt  es  sich  «Los  von 
Rom»,  oder  Ausscheidung  von  Ultramontanismus  und 
Katholizismus  in  der  katholischen;  freiere,  mehr  inner- 
liche Glaubensgestaltung  gegenüber  dem  Lutherthum  und 
Aehnlichem  in  der  protestantischen  Welt.  Das  sind  die 
bereits  vorhandenen  Grundgedanken,  das  Einzelne  ist 
aber  noch  verworren  und  unklar  genug  und  wird  sich 
auch  nicht  so  schnell  klären;  dazu  ist  die  Welt  doch 
durch  den  Materialismus  der  letzten  50  Jahre  noch  zu 
Sehr  abgestumpft.  So  kläglich  hat  derselbe  die  gebildeten 
Kreise  heruntergebracht,  dass  jetzt  selbst  in  der  Haupt- 
stadt Deutschlands  die  Einen  sich  von  betrügerischen 
Medien  mit  Geistererscheinungen  täuschen  lassen,  andere 
bei  amerikanischen  Scientisten  Heilung  ihrer  tausend- 
fältigen Gebrechen  suchen  und  Dritte  sogar  den  unver- 
ständlichen Galimatias  der  Hegel'schen  Philosophie  wieder 
als  Heilmittel  heraufbeschwüren  möchten. 

Die  nächste  Folge  der  beginnenden  Bewegung  wird 
eine  Ausscheidung  des  Ultramontanismus  vom  Katholizis- 
mus sein,  deren  Grundlage  die  Ansicht  ist,  dass  die  ultra- 


Die  religiöse  Bewegung.  521 

montane  Lebensauffassung  eigentlich  mehr  Politik  als 
Religion  sei.  Es  ist  jedoch  nicht  zweifelhaft,  dass  die 
Kirchengewalt  in  der  römisch-katholischen  Kirche  auf  der 
Seite  des  Ultramontanismus  sich  befindet  und  dass  es 
den  Vertretern  der  gegnerischen  Anschauung,  wie  dem 
verstorbenen  Professor  Kraus  in  Freiburg  und  seinem 
Nachfolger  Ehrhard,  oder  Wahrmund  in  Innsbruck,  Schell 
in  Würzburg  sehr  schwer  wrerden  wird  zu  verbessern, 
was  im  Jahre  1870  durch  die  passive  Haltung  der  deut- 
schen Regierungen  und  der  deutschen  Wissenschaft  in 
eine  schiefe  Bahn  gerathen  ist.  Ueberdies  ist  es  richtig, 
was  ein  sehr  wohlwollender  Beurtheiler,  der  Bischof  von 
Rottenburg,  dem  Buche  Prof.  Ehrhard's  «Der  Katholizis- 
mus und  das  20.  Jahrhundert >  entgegenhält: 

«Der  Grundfehler  des  Buches  hegt  nach  meiner  Ueber- 
zeugung  darin,  dass  es  eine  Versöhnung  zwischen  Katho- 
lizismus und  moderner  Kultur,  zwischen  dem  Katholizis- 
mus und  der  modernen  Wissenschaft  für  möglich  erklärt, 
anstrebt  und  einleiten  will,  ohne  dass  es  vorher  mit 
dieser  modernen  Kultur  und  Wissenschaft  gründlich  ab- 
gerechnet hat,  ohne  dass  es  all  das  klar  und  bestimmt 
ausgeschieden,  zurückgewiesen,  verurtheilt  hat,  was  an 
dieser  Kultur  und  Wissenschaft  nicht  probehaltig,  nicht 
lebensfähig,  nicht  gesund,  nicht  haltbar  ist,  sondern  viel- 
mehr falsch,  verlogen,  verdorben,  vergiftet  und  faul. 
Gibt  es  denn  eine  Versöhnung  des  Christenthums  und 
Katholizismus  mit  jener  Art  moderner  Kultur,  die  den 
Menschen  an  Geist  und  Herz  und  Seele  und  Körper  siech 
und  krank  macht?  Gibt  es  eine  Versöhnung  des  Katho- 
lizismus mit  jener  Wissenschaft,  wie  sie  heutzutage  sich 
so  breit  macht,  welche  aus  ihrer  Todfeindschaft  gegen 
den  religiösen  Glauben  gar  keinen  Hehl  macht,  welche 
Gott  leugnet  und  das  Wunder  leugnet,  welche  sich  vor- 
aussetzungslos nennt,  aber  von  einer  Voraussetzung  ganz 
geknechtet  und  geblendet  ist,  von  der  Voraussetzung,  dass 
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Gott  nicht  ist,  dass  Wunder  und  Offenbarungen  Gottes 
nicht  sind  und  nicht  sein  können,  dass  der  Glaube  Thor- 
heit  ist  und  mit  der  wahren  Wissenschaft  absolut  un- 
vereinbar?» 

Die  Sache  wird  ihren  Verlauf  haben  müssen:  auf  der 
einen  Seite  bis  zu  der  förmlichen  Rückkehr  zu  der  An- 
sicht des  h.  Augustins  oder  Thomas,  wonach  die  katho- 
lische Kirche  die  allein  wahre  gottgewollte  Lebensgemein- 
schaft, der  wirkliche  christliche  Staat  mit  einer  unab- 
änderlichen unfehlbaren  Organisation  ist,  welchem  der 
weltliche  Staat  nur  als  Handlanger  zu  dienen  hat;  auf 
der  andern  bis  zu  der  bürgerlichen  Religion  und  der 
Staatsomnipotenz  Rousseau's.  Die  Wahrheit,  die  da- 
zwischen liegt,  wird  sich  nur  in  schweren  Kämpfen 
geltend  machen  und  sie  würde  überhaupt  nach  mensrh- 
lieber  Muthmassung  gegenüber  diesen  geschlossenen 
grossen  Gegnerschaften  nicht  zum  Siege  gelangen,  wenn 
sie  eben  nicht  die  Wahrheit  wäre,  die  nicht  auf  die  Dauer 
unterdrückt  werden  kann. 

Es  lohnt  sich  für  denjenigen,  der  diese  Ansicht  theilt, 
kaum,  die  vorläufige  Literatur  der  Uebergangsperiode  zu 
verfolgen,  die  nur  momentanen  Werth  haben  kami.  Noch 
weniger  etwa  das  Gerede  der  Kongresse.  Das  Inter- 
essanteste ist,  ausser  dem  bereits  citirten  Buche  von  Ehr- 
hard,  eine  neue  Ausgabe  der  «fioretti»  des  h.  Franciscus 
von  Assisi,  mit  Vorrede  von  Sabatier.  Diese  «fioretti*- 
Geschichten  aus  dem  Leben  dieses  merkwürdigen  Heiligen 
sind  eigentlich  die  Bibel  des  italienischen  Volkes,  ähnlich 
wie  es  lange  Zeit  «pilgrim's  progress»  von  Bunyan  für 
das  englische  war.  Von  dem  gefährlichsten  Gegner  der 
Jesuiten,  dem  Grafen  Hoensbroech,  erschien  eine  neue 
Streitschrift  unter  dem  Titel:    «Das  Papstthum  in  seiner 
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sozial-kulturellen  Bedeutung,  zweiter  Band,  die  ultra- 
niontane  Moral»,  vom  Papste  selber  eine  Art  von  Variante 
der  Canisius-Encyclica,  in  welcher,  neben  manchem  Rich- 
tigen, doch  zuletzt  die  allgemeine  Rückkehr  zur  katho- 
lischen Kirche  als  das  einzige  Heilmittel  für  die  kranke 
Zeit  betont  wird.  Die  protestantischen  Fürsten  würden 
dem  gegenüber  besser  thun,  das  beständige  Preisen  der 
besonderen  «Weisheit»  dieses  Papstes  und  ihre  fortwäh- 
renden Huldigungen  gegenüber  demselben  auf  das  Mass 
der  ihm  zweifellos  gebührenden  Höflichkeit  herabzustim- 
men,  aber  dabei  ihren  abweichenden  Standpunkt  in  der 
Hauptsache  mit  der  nöthigen  Unumwundenheit  festzu- 
halten. 

Charakteristisch  für  das,  was  dermalen  in  der  Mitte 
liegt,  enthielt  das  Testament  des  Professors  Kraus,  eines 
derjenigen  gelehrten  Leute,  welche  sich  lebenslang  mit 
religiösen  Dingen  beschäftigen  und  doch  nie  zur  vollen 
Erkenntniss  der  wirklichen  Wahrheit  gelangen  können *), 
wie  sie  übrigens  schon  der  Apostel  Paulus  im  H.  Tim.  III, 
7,  geschildert  hat,  folgenden  Satz,  dessen  zweiter  Theil 
dem  ersten  völlig  widerspricht;  denn  die  katholische 
Kirche,  wie  sich  diese  Männer  sie  denken,  existirt  seit 
1870  nicht  mehr,  sie  müsste  erst  neu  gegründet  werden: 


')  Franz  Baader  ist  bereits  ein  Vorläufer  derselben  ge- 
wesen. Ein  Artikel  in  der  «Allg.  Zeitung»  mit  einem  Lebens- 
müde dieses  Philosophen  sagt  am  Schlüsse  folgendes: 

«Den  Lesern  des  obigen  Lebensbildes  wird  es  bei  vielen 
Behauptungen,  Klagen,  Wünschen  und  Anklagen  Baaders 
eigenartig  berührt  haben,  als  ob  er  Männer  von  heute,  bald 
Fr.  X.  Kraus  oder  Schell,  bald  v.  Hertling,  oder  Ehrhard  und 
zuletzt  Wahrmund  reden  hörte.  Woher  kommt  aber  dieser 
Gleiehklang?  Ist  er  nicht  ein  Beweis  für  die  Thatsache,  dass 
die  christliche  Persönlichkeit,  das  wissenschaftliche  Denken 
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«Ich  sterbe,  wie  ich  gelebt,  als  meiner  Kirche  bis  in 
den  Tod  ergebener  Sohn.  Habe  ich  etwas  gedacht  oder 
geschrieben,  was  ihrem  oder  Christi  Geist  zuwider  wäre, 
so  sei  es  hiemit  zurückgenommen  und  all  mein  Thun 
und  Lassen  sei  dem  Urtheil  der  katholischen  Christenheit 
unterstellt.» 

«Möge  der  Herr  meine  Kirche  und  mein  Deutsches 
Vaterland  schützen,  meinen  Kaiser  und  meinen  Gross- 
herzog segnen!  Lebend  und  sterbend  erkenne  ich  für 
die  christliche  Gesellschaft  kein  Heil  als  in  der  Rückkehr 
zu  dem  religiösen  Katholizismus,  in  dem  Bruch  mit  den 
irdischen,  politischen  und  pharisäischen  Aspirationendes 
Ultramontanismus  —  in  der  Erkenntniss,  dass  das  Reich 
Gottes  nicht  von  dieser  Welt  ist  und  dass  der,  welcher 
das  Gegentheil  predigt,  non  sapit  ea,  quae  Dei  sunt,  sed 
ea,  quae  hominum.»  («Matth.  16.  23.») 

Von  dem  Begriffe  des  «Ultramontanismus»  gab 

die   Zeitschrift    «Das   20.  Jahrhundert*   des  katholischen 

Priesters  Franz  Klasen  und  des  Dr.  Bumüller  folgende 

Definition : 


und  der  deutsche  Geist  immer  wieder  von  dem  römischen 
Wesen  mit  seiner  Tyrannis  über  Vernunft  und  Gewissen,  seiner 
Verachtung  der  innerlichen,  unmechanischen  Religiosität  sei- 
ner politischen  Herrschsucht  und  kosmopolitischen  Mis^- 
Handlung  der  germanischen  Völker  abgestossen  und  zum  Kampf 
getrieben  wird?  Ist  er  nicht  ein  Beweis  gegen  den  Betrug 
oder  Selbstbetrug,  als  ob  ultramontan  und  katholisch,  päpst- 
lich und  christlich,  eins  wäre?  In  jenen  Sünden  Roms  hegen 
die  Wurzeln  der  Bewegung  Los  von  Rom,  aber  nicht  in  ir- 
gend einer  hinterlistigen  Kriegstaktik  des  Protestantismus 
Ja,  wenn  auch  dieses  oder  jenes  Glied  des  vielgeschmähten 
«evangelischen  Bundes»,  etwa  der  gefürchtete  Buchhändler 
Lehmann  durch  seine  «Wartburg»  einen  gläubigen  Katholiken 
zum  Abfall  von  seiner  Kirche  bewegen  wollte,  so  könnte  er 
es  nicht.  Ein  Gläubiger  ist  noch  nie  durch  Polemik  aus  seiner 
Kirche  herausgetreten,  sondern  eher  hineingetrieben  worden. 
Hinaustreiben  kann  ihn  nur  die  eigene  Kirche,  wenn  sie  sei- 
nem Glauben  Steine  statt  Brod  zur  Nahruns?  bietet.» 


Die  religiöse  Bew«rung. 


*>.>> 


«Ultrainontan  nennt  man: 

1.  Jene  Richtung  in  der  katholl^-hen  Kirche,  weh  -he 
sich  auf  den  Standpunkt  der  gewaJt>am^n  Durchführung 
der  religiösen  und  kirchlichen  Vorschriften  mit  Hülfe  der 
staatlichen  Macht  stellt  und  den  Staat  als  V.  »llzui^  »nr*n 
der  Kirche  betrachtet.  Die  äusserst  e  aber  folsrerirhtige 
Konsequenz  davon  ist  die  Anseht  de  Lucas  ül*r  che 
Ketzerbestrafung  und  die  Inquisition. 

2.  Aus  dieser  ersten  Eigenschaft  des  L~ltraiii<»ntanis- 
inus  ergibt  sich  eine  zweite,  die  unnöthicre  Verquü-kung 
von  Politik  und  Religion,  mit  strenger  Notwendigkeit. 
Man  kann  die  Rehgion  nur  dann  gewaltsam  durchführen, 
wenn  man  die  politische  Macht  im  Staate  in  der  Hand 
hat,  woraus  sich  in  angeblichem  Interesse  der  Religion 
ein  Streben  nach  politischer  Vorherrschaft  ersäht.  Die>e 
politische  Vorherrschaft  wird  aber  nicht  bloss  auf  n-lii:i- 
öseni  Gebiete  ausgenützt,  man  strebt  auch  aus  ganz  an- 
deren Gründen  nach  der  Herrschaft,  und  für  rein  j>olitis<he 
Aspirationen  muss  der  Schutz  der  bedrängten  Religion 
als  Köder  für  die  Massen  herhalten. 

3.  Der  Mangel  an  Wahrhaftigkeit.  Man  Ist  unauf- 
richtig gegen  sich  selbst,  indem  man  nur  die  Lichtseiten 
im  Leben  der  Kirche  und  noch  mehr  in  dem  der  eigenen 
Partei  einseitig  hervorhebt  und  allem  Uebrigen  gegen- 
über ein  unehrliches  Vertuschungssystem  anwendet.  Macht 
man  von  anderer  Seite  auf  wirkliche  oder  angebliche 
Fehler  aufmerksam,  so  stellt  man  sich  nicht  auf  den  Stand- 
punkt einer  objektiven  Prüfung  des  Vorgebrachten,  son- 
dern man  vertheidigt  einfach  das  Eigene  durch  dick  und 
dünn  und  sucht  womöglich  durch  personliches  Herunter- 
reissen  des  Gegners  die  Aufmerksamkeit  von  der  schwa- 
chen Stelle  abzulenken.  Dies  ist  überhaupt  ein  von  der 
idtramontanen  Presse  beliebtes  Verfahren,  und  dass  sie 
dabei  auch  mit  Unwahrheiten  operirt,  hat  sich  nach  dem 
Tode  von  F.  X.  Kraus  in  krasser  Weise  gezeigt.  Diese 
Unwahrhaftigkeit  zeigt  sich  auch  in  der  Thatsache.  dass 
es  genug  «gute  Katholiken»  gibt,  deren  geheime  mora- 
lische Qualität  mit  dem  ostentativ  zur  Schau  getragenen 


tt* 
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Katholizismus  schlecht  harinonirt,  oder  die  ihre  religiös* 
Ueberzeugungstreue  in  ihrem  Geldbeutel  mit  herumtragen. 
Das  sind  Pharisäer  reinster  Sorte. 

4.  Charakteristisch  für  den  Ultramontanen  ist  endlich 
die  übermässige  Betonung  der  Kirche  statt  der  Religion. 
der  Rechte  der  Kirche  statt  der  Pflichten  der  Religion. 
des  Aeusserlichen  statt  des  Innerlichen.» 

Es  ist  dies  jedoch  vorläufig  bloss  ein  gelehrter,  oder 
politischer  Streit ;  wenn  das  Bewusstsein  dieser  Differenz 
in  die  Volkskreise  heruntersteigt,  so  entsteht  eine  neu* 
Reformation  daraus,  mit  allen  Folgen  eines  solchen 
ungeheuren  Ereignisses,  das  ein  Jahrhundert  erfüllei. 
wird.  Es  ist  die  Ueberzeugung  hievon,  welche  die  eigent- 
lich ultramontanen  Kreise  so  unruhig  macht,  und  vor 
kurzem  bis  zu  einem  Versuche  zu  treiben  schien,  dit* 
Gefahr  neuerdings  durch  ein  neues  Dogma,  dessen 
Verkündung  angeregt  werden  sollte,  zu  beschwören.  E* 
sollten  nämlich,  Zeitungsberichten  zufolge,  von  ein«^ 
<  Marianischen  Kongresse  in  Freiburg  «spezielle  Wünsch» 
und  ernste  fromme  Bitten  zu  den  Füssen  des  heiliget: 
Vaters  gelegt  werden,  um  die  so  heissersehnte  feierlich* 
dogmatische  Proklamation  der  Wahrheit  der  körperlicli«'- 
Auffahrt  der  Jungfrau  Maria  zum  Himmel  zu  erlangen 

Auf  dem  Lyoner  Marien-Kongress  von  1900  war  bereir 

vorläufig  die  Resolution  gefasst  worden: 

«Der  Kongress  drückt  den  Wunsch  aus,  dass,  um- 
dem  sich  das  Menschengeschlecht  dem  «heiligen  Herzt; 
Jesu»  geweiht  hat,  das  Weltall  sich  der  Jungfrau  «v* 
«Königin  der  Welt»  weihe,  und  dass  ein  Fest  einges*'!/: 
werde,  das  mit  eigenem  Rituell  jährlich  als  «Fest  »i* 
Weltherrschaft  Mariens»  gefeiert  wrerde.  Ferner  <*- 
eine  Anruf ungsformel  an  Maria  als  «Königin  des  Pure 
toriums»  in  die  Litanei  aufgenommen  werden.  Di»- 
Wünsche  werden  voraussichtlich  bei  dem  neuen  Dogu 
mit  erledigt  werden.» 
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Einstweilen  ist  jedoch  ein  weiterer  Beschluss,  soweit 
bekannt,  nicht  gefasst  worden.  Mit  solchen  «Anregungen» 
begann  aber  bekanntlich  die  Verkündung  des  früheren 
neuen  Dognia's  der  Unfehlbarkeit,  das  Vatikanische  Conzil 
und  der  daraus  hervorgehende  «Kulturkampf»,  von  welchen 
Dingen  eine  Wiederholung  jetzt  wie  in  der  Luft  zu  liegen 
scheint.  Nur  dass  sich  selten  zwei  ähnliche  Ereignisse  in 
der  Geschichte  in  der  ganz  gleichen  Weise  zu  wieder- 
holen pflegen.  Die,  welche  darauf  rechnen,  täuschen  sich 
gewöhnlich  bis  auf  einen  gewissen  Grad. 

In  der  «Allg.  Zeitung»  erschienen  mit  Bezug  liierauf 
Erinnerungen  (von  Völderndorff)  an  den  verstorbenen 
Reichskanzler  von  Hohenlohe,  worin  über  dessen  halb- 
wegs versuchte  Stellungnahme  gegenüber  dem  vatikani- 
schen Konzil  interessante  Aufschlüsse  gegeben  wurden. 
Darin  lasen  wir  u.  a.  Folgendes: 

«Man  kann  nicht  sagen,  dass  Graf  Bismarck  in  der 
Konzilsfrage  eine  dem  Fürsten  Hohenlohe  entgegengesetzte 
Politik  befolgt  habe.  Im  Gegentheil,  es  wurden  ja  Ver- 
handlungen vorgeschlagen:  «um  der  Kurie  gemeinsam 
bemerklich  zu  machen,  dass,  wenn  man  auch  der  Kirche 
in  kirchlichen  Dingen  völlige  Freiheit  lassen  werde,  doch 
jeder  Uebergriff  auf  das  staatliche  Gebiet  entschieden  ab- 
gewehrt werden  würde.»  Der  Fehler  lag  also  nur  darin, 
dass  der  norddeutsche  Kanzler  als  Protestant  nicht  in  Er- 
wägung nahm,  wie  verschwommen  für  einen  römischen 
Katholiken  die  Gränzen  des  kirchlichen  und  des  politi- 
schen Gebietes  sind  und  dass  für  den  richtigen  Ultra- 
montanen eigentlich  nur  «kirchliches  Gebiet»  existirt. 
Schon  der  heilige  Augustinus  lehrt  ja,  dass  das  staatliche 
Gesetz  nur  so  viel  Anspruch  auf  Geltung  habe,  als  mit 
der  lex  aeterna  vereinbar  sei,  und  da  hierüber  der  Kirche 
die  Auslegung  zustehe,  somit  nur  diese  die  Gränzen  zu 
bestimmen  habe,  wie  weit  das  kirchliche  Gebiet  reiche. 
Ich  schliesse  mit  der  Erzählung  eines  Gespräches,  welches 
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ich  mit  dein  Fürsten  hatte,  nachdem  der  Erlass  des  Herrn 
v.  Thile  an  Graf  Arnim  vom  12.  November  1869  bekannt 
geworden.     In   diesem   war   vorerst   bemerkt,   Preu&sen 
habe  die  Anregung  Bayerns,  dem  Konzil  gegenüber  eine 
gemeinsame  Haltung  einzunehmen,    nicht  von  der  Hand 
gewiesen,  sondern  sich  vielmehr  gefreut,  mit  diesem  ein- 
flussreichen, wesentlich  katholischen  Staate  auf  demselben 
Boden  sich  zu  finden.  Aber  man  sei  in  Preussen  zu  dieser 
Haltung  keineswegs  etwa   durch  Befürchtungen  vor  Ge- 
fahren, welche  aus  Beschlüssen  des  Konzils  sich  ergehen 
könnten,  veranlasst  worden.     «Wir  sind  fest  überzeug, 
so  sagt  der  Stellvertreter   des  Grafen  Bismarck,  «da*, 
wenn  aus  der  Haltung  des  Konzils  Gefahren  erwachen 
könnten,  diese  ganz  auf  der  Seite  der  katholischen  Kirche 
und  des  päpstlichen  Stuhles  liegen.»     «Nun,  was  sag^n 
Sie  dazu?»  fragte  mich  der  Fürst.  «Ich  lese  mir  die  Dro- 
hung heraus,   dass  das  Unfehlbarkeitsdogma  dem  Pap>t 
die  weltliche  Herrschaft  kosten  könne,»  war  meine  Ant- 
wort.   «Und  was  würden  Sie  dazu  sagen?»    «Das  vrwV 
ich   als   Protestant   im   höchsten    Grade   beklagenswertb 
finden.»    «Ja,  ja,»  lächelte  der  Fürst,  «das  stimmt,  uiu<r 
grosser  Döllinger  ist  gar  nicht  von  diesem  Gedanken  er- 
schreckt.»    «Weil  er  eben  ein  guter  Katholik  ist.»  sagtt 
ich,  «er  weiss  mit  seinem  weitsichtigeren  Verstände  sehr 
wohl,  dass  erst  dann  der  römische  Stuhl  die  unbedingt 
Herrschaft    über  die   Geister   auszuüben   im  Stande  i>*. 
wenn  der  Papst  nur  ein  «geistlicher  Herrscher»  sein  wird. 
Die  Rücksicht   auf  den   weltlichen  Besitz  legt  der  Kur/ 
immer  noch  Rücksichten  auf.  Wenn  nichts  mehr  zu  ver- 
lieren ist,  dann  hört  jede  Besorgniss  vor  den  politischen  Fol- 
gen eines  päpstlichen  Vorgehens  in  geistigen  Dingen  auf  ■ 

Damals   wTar  es  Zeit,    das  Verhängniss   aufzuhalten, 
jetzt  nicht  mehr. 

Aus   Oestcrreich   ist  folgende  interessante  Entschei- 
dung des  obersten  Gerichtshofes  bekannt  geworden: 

«<Vor  einiger  Zeit  war   das  Begehren    eines  Priw- 
beamten,   seine   nach  altkatholischem  Ritus  geschloss« ■:•■ 
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Ehe  wegen  Vergnügungs-  und  Putzsucht  der  Frau  zu 
trennen,  vom  Landesgericht  Wien  mit  der  Begründung 
abgewiesen  worden,  dass  die  Ehe  eines  Altkatholiken  un- 
trennbar sei ;  das  Oberlandesgericht  jedoch  entschied,  Alt- 
katholiken seien  keine  Katholiken,  die  Ehe  sei  deshalb 
trennbar.  Der  Ehebandvertheidiger  ergriff  dann  gegen 
dieses  Urtheil  die  Revision  an  den  Obersten  Gerichtshof, 
der  zum  ersten  Male  über  diese  prinzipielle  Frage  zu 
entscheiden  hatte.  Der  Oberste  Gerichtshof  hat  der  Revi- 
sion Folge  gegeben,  das  Urtheil  des  Oberlandesgerichts 
aufgehoben  und  erklärt,  altkatholische  Ehen  seien  ebenso 
untrennbar  wie  katholische.» 


In  der  protestantischen  Kirche  dauerte  der 
►Streit  über  Prof.  Harnak's  «Wesen  des  Christenthums» 
fort;  meistens  mit  dem  Erfolg,  dass  in  den  Streitschriften 
dagegen  dieses  Wesen  ebenso  wenig  ganz  erfasst  wurde, 
als  in  den  Vorträgen,  welche  die  Veranlassung  dazu 
gaben.  In  Genf  hatte  der  zum  Ultramontanismus  «be- 
kehrte» Ferdinand  Brunetiere  über  «das  Werk  Calvin's» 
sich  auszusprechen  die  Güte.  Statt  allgemein  durch  Ab- 
wesenheit zu  protestiren,  hatten  sich  natürlich  viele  lite- 
rarische Feinschmecker  eingefunden,  denen  es  stets  nur 
um  einen  Kunstgenuss  zu  thun  ist,  wobei  die  Wahrheit 
eine  Nebensache  bleibt.  Doch  fand  die  oberflächliche 
Darstellung  dieses  berühmten  Conferenciers  in  einem 
Genfer  Blatte  eine  gerecht  abweisende  Würdigung  durch 
Prof.  Borgeaud  und  Pfarrer  Frommel,  welche  Calvin  besser 
zu  beurtheilen  im  Stande  sind. 

Es  wird  dem  Protestantismus  unserer  Zeit  nichts 
schaden,  wenn  er  durch  solche  Angriffe  ein  wenig  aus 
der  Oberflächlichkeit  aufgerüttelt  wird,  die  dermalen  noch 
sein  charakteristisches  Merkmal  ist. 

34 
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Die  Auswanderung  der  Orden  aus  Frankreich  und 

die  Schliessung  ihrer  Schulen  hatte  für  uns   die  Gefahr 

einer  Ueberfluthung  zur  Folge.    Der  Bundesrath  miisste 

sich  mit  dieser  Sache  —  sicherlich  geschah  es  nicht  gerne 

—  befassen  und  beschloss  einstweilen  folgendes: 

«1.  In  Anwendung  des  Art.  52  der  Bundesverfassung 
wird  die  Niederlassung  in  der  Schweiz  folgenden  Orden 
und  Kongregationen  untersagt :  a)  den  Cisterciensenserin- 
nen  auf  Schloss  Hahnberg  (Kt.  St.  Gallen);  b)  den  Danies 
de  Nazareth  in  Crans,  bei  Nyon;  c)  den  Karmeliterinnen 
in  Bex;  d)  den  Religieuses  de  Jesus  Marie  in  Montreux; 
e)  den  Karmeliterinnen  in  Vasselin  bei  Bex;  f)  den  OIh 
lates  de  FAssomption  in  Bramois  bei  Sitten ;  g)  den  Kar- 
täusern inSaxon  beiLeuk;  h)  denMissionnaires  deNotre- 
Dame  de  la  Salette  in  Massongex;  i)  den  Klarissen  in 
Monthey;  k)  der  Societe  de  Marie-Reparatrice  in  Monthey: 
1)  den  Religieuses  de  la  Sainte-Famille  in  Siders:  m)  den 
Karmeliterinnen  in  Monthey. 

2.  Den  sub  1  genannten  Orden  und  Kongregationen 
ist  eine  Frist  von  !X)  Tagen,  von  der  Eröffnung  dieses 
Beschlusses  an  gerechnet,  gesetzt,  um  ihre  Verhältnisse 
zu  ordnen. 

3.  Die  Kantonsregierungen  von  St.  Gallen,  Waadt  und 
Wallis  sind  mit  der  Vollziehung  dieses  Beschlusses  beauf- 
tragt und  eingeladen,  dem  Bundesrath  über  die  erfolgte 
Vollziehung  Bericht  zu  erstatten.» 

Naturlich  ging  dies  nicht  ohne  einen  Tadel  in  den 
ultramontanen  Blättern  ab,  obwohl  sich  derselbe  noth- 
gedrungen  mehr  gegen  den  «intoleranten*  Artikel  der 
Bundesverfassung  richtete.  Einige  protestantische  Blätter 
konservativer  Richtung  deuteten  zart  an,  man  könnte  ja. 
wie  man  es  auch  schon  bei  dem  Spielartikel  und  anderen 
gethan  habe,  die  Bundesverfassung  ein  wenig  «interpre- 
tiren ».  Hiezu  gehörte  jedoch  unseres  Erachtens  zunächst 
eine  Interpretation  des  Verfassungseides,  als  einer  nichts- 
bedeutenden Ceremonie. 
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Zwischen  einem  französischen  «Jibre-penseur^  und 
einem  dortigen  cAltkatholiken»,  Frederic  Passy  imd  pere 
Hyacinthe  Loyson,  fand  nach  Zeitungsberichten  folgende 
charakteristische  Korrespondenz  statt.  Passy  an  Hyacinthe: 

«Merci,  eher  ami,  de  votre  article  dans  le  «Journal 
de  Geneve»  du  10  aoüt.  .  .  La  conclusion  de  cet  article 
est  ce  qu'il  renfernie  de  plus  hnportant  et  de  plus  ex- 
zellent. 

Oui,  la  lutte  est  entre  deux  religions,  disons  plutöt 
deux  fanatismes:  une  religion  sans  raison  et  une  preten- 
due  raison  sans  religion. 

L'homme  ne  peut  pourtant  ni  se  desinteresser  du  sa 
destinee  ä  venir,  du  probleme  de  cette  destinee  tout  au 
moins,  ni  aeeepter  des  Solutions  contraires  aux  evidenees 
les  plus  incontestables  de  la  science,  et  non  moins  con- 
traires —  ce  qui  est  plus  grave  —  aux  lois  essentielles 
de  la  justice  et  du  sens  commun. 

Comment  finira  ce  duel  terrible?  L'avenir  est  bien 
noir.  Ne  desesperons  pas  cependant,  et  continuons  ä 
travailler.» 

Im  Allgemeinen  gesprochen,  sind  die  religiös  veran- 
lagten Zeiten  stets  die  Vorboten,  oder  die  Folgen  von 
Unglück.  Denn  dann  braucht  man  die  Religion,  welche 
im  Schosse  des  Wohlergehens  von  den  Menschen  meistens 
bloss  als  eine  überflüssige,  wenn  nicht  gar  schädliche  Er- 
innerung an  Etwas  betrachtet  wird,  das  man  am  liebsten 
ganz  aus  dem  Gesichtskreise  beseitigen  möchte.  Es  im- 
ponirt  sich  aber  beständig  wieder  ganz  von  selbst,  wenn 
seine  Zeit  gekommen  ist. 
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Revisionen  der  Bundesverfassung  sind  gegen- 
wärtig zwei  bevorstehend.  Die  eine,  von  landwirthschaft« 
liehen  Kreisen  ausgehend,  beabsichtigt  eine  Verschiebung 
der  Stimmen  im  Nationalrath  nach  dieser  Seite  hin  und 
gedenkt  dies  damit  zu  erreichen,  wenn  bei  der  Wahl* 
kreiseintheilung  künftig  nicht  die  Bevölkerungsziffer  der 
Volkszählung,  sondern  bloss  die  schweizerische  Bevölker- 
ung in  Berücksichtigung  fällt.  Der  diesfällige  Aufruf  zur 
Unterzeichnung  eines  Initiativbegehrens  lautete  wie  folgt : 

«Werthe  Mitbürger!  Wir  legen  Euch  ein  Volksbegeh- 
ren um  theilweise  Aenderung  der  Bundesverfassung  zur 
Unterzeichnung  vor.  Es  betrifft  den  Art.  72,  handelnd 
von  der  Wahlart  des  Nationalrathes,  und  geht  dahin,  dass 
in  Zukunft  nur  noch  auf  20,000  oder  Bruchtheile  von  über 
10,000  Seelen  der  schweizerbürgerlichen  Bevölkerung  ein 
Mitglied  gewählt  werden  solle.  Gegenwärtig  wird  ohne 
Unterschied  auf  20,000  Seelen  der  schweizerbürgerlichen 
wie  der  ausländischen  Bevölkerung  ein  Mitglied  gewählt. 

Warum  möchten  wir  das  geändert  wissen  ?  Die  Ant- 
wort ist  einfach:  Weil  der  gleiche  Artikel  72  der  Bundes- 
verfassung sagt,  dass  der  Nationalrath  «aus  Abgeordneten 
des  schweizer.  Volkes  gebildet»  wird,  also  nicht  aus  Ab- 
geordneten und  Vertretern  der  in  der  Schweiz  wohnen- 
den Ausländer.  WTenn  die  Sache  nicht  schon  im  Jahr»' 
1848  so  geordnet  wTorden  ist,  wie  wir  es  heute  vorschlagen. 
so  rührt  das  wold  nur  davon  her,  dass  damals  die  Zahl 
der  Ausländer  in  der  Schweiz  nur  wenig  beträchtlich  war. 
Das  ist  seither  anders  geworden.  Die  Zahl  der  Ausländer 
ist  in  Besorgniss  erregendem  Masse  angewachsen.  Es  gibt 
Städtekreise,  in  welchen  schon  heute  die  ausländische 
Bevölkerung  der  schweizerischen  fast  die  Waage  hält. 
Wohl  wissen  wir,  dass  auch  in  diesen  Kreisen  nur  die 
Schweizerbürger  wahlberechtigt  sind.  Das  ändert  aber 
nichts   daran,    dass    ein  grosser  Theil  der  Gewählten  in 
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That  und  Wahrheit  nicht  Abgeordnete  und  Vertreter  des 
Schweizervolkes,  sondern  Abgeordnete  und  Vertreter  von 
Ausländern  sind,  von  Deutschen,  Franzosen,  Italienern  u.s.  w. 
Das  ist  nicht  am  Platze,  es  entspricht  dem  Sinn  und  Geiste 
der  Verfassung,  dem  Willen  und  Interesse  des  Schweizer- 
volkes nicht  und  darum  möchten  wir  es  geändert  wissen. 

.  .  .  Daher,  werthe  Mitbürger!  empfehlen  wir  Euch 
eindringlich  unsern  Vorschlag.  Wer  will,  dass  der  National- 
rath  in  That  und  Wahrheit  und  ganz  nur  eine  Ver- 
tretung des  Schweizervolkes  sein  solle,  der  unterschreibe 
die  Bogen!  Die  Schweiz  den  Schweizern!  Mit  schweize- 
risch-eidgenössischem Grusse ! 

Für  das  Initiativkomitee:  Lausanne:  Eug.  Fonjallaz, 
Nationalrath.  Luzern :  Hochstrasser,  Nationalrath.  Bülach  : 
F.  Bopp,  Kantonsrath.» 

Für  dieses  Initiativbegehren  kamen  über  57,000  Unter- 
schriften ein,  die  grössten  Zahlen  aus  Luzern  und  Waadt. 
Das  Resultat  einer  Abstimmung  des  Volkes  und  der  Kan- 
tone würde,  im  Falle  der  Annahme  der  Initiative,  das 
nachstehende  sein: 

Zürich   mit  70,600  Ausländern   erhielte  18   statt   22, 
Bern  (25,307)  28  statt  29,   Baselstadt  (43,139)  3  statt  (i, 
St.  Gallen  (28,800)  11  statt  13,  Graubünden  (15,500)  4  statt 
5,  Thurgau  (15,200)  5  statt  6,   Tessin  (31,300)   5  statt  7, 
Waadt  (34,000)  12  statt  14,  Wallis  (&400)  5  statt  6,  Genf 
(53,885)   4   statt  7.    Die  Initiative   würde  die  Zahl   der 
Nationalrathsmitglieder,   verglichen  mit  der  gemäss  den 
bestehenden    Verfassungsbestimmungen   und   der  Volks- 
zählung vom  1.  Dezember  1900,  um  20  herunterdrücken, 
so  dass  sie  mit  147  genau  gleich  bleiben  würde   wie  in 
den   letzten   auf   der    1888er   Volkszählung   beruhenden 
Legislaturperioden.  Die  Kantone,  welche  eine  Kinbu**  zu 
verzeichnen  hätten,  sind  folgende:  Zürich  4.  Bern  1,  Bür- 
stadt 3,  St.  Gallen  2,  Graubünden  1.  Thurgau  1    T<-~»jri  ' 
Waadt  2,  Wallis  1,  Genf  3. 
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Eine  andere  Revision  betrifft  einen  Zusatz  betreffend 
die  Subventionen,  welcher  durch  einen  Koniproniiss  unter 
den  Parteien  der  Bundesversammlung  dem  Schulartikel 
der  Verfassung  beigefügt  werden  soll.1) 

Nothwendig  war  ein  solcher  Zusatz  offenbar  nicht. 
Die  liberale  Partei  gab  jedoch  schliesslich  nach,  um 
nicht  die  Sache  selbst  zu  gefährden.  Die  konstitutionelle 
Frage  war,  was  dessenungeachtet  hier  festzuhalten  ist, 
eine  durchaus  klare,  welche  nur  dadurch  etwas  ver- 
dunkelt wurde,  dass  sich  das  Gutachten  des  Eidg.  Justiz- 
departements  vielleicht  zu  sehr  und  zu  ausschliesslich  auf 
den  Art.  2  der  Bundesverfassung  berufen  hatte.  Hiegegen 
führte  die  Berichterstattung  der  konservativen  Kominis- 
sionsniinderheit  einen  Passus  aus  dem  «öffentlichen  Recht 
der  schwei2.  Eidgenossenschaft»  von  Dubs  an,  welcher 
wie  folgt  lautet: 

«Der  Materien,  welche  in  die  Bundeskompetenz  fallen, 
gab  es  ursprünglich  in  den  alten  Bünden  eine  sehr  be- 
schränkte Zahl;  allein  mit  der  Zeit  vermehrten  sie  sich, 
namentlich  seit  1848.  Die  Fassung  der  Zweckbestimmung 
des  Bundes  in  Art.  2  der  B.-Verf.  bezeichnet  diesen  Ent- 
wicklungsgang in  grossen  Zügen.  «Der  Bund»,  sagt  Art.  2, 
«hat  zum  Zweck:  Behauptung  der  Unabhängigkeit  des 
Vaterlandes  gegen  Aussen,  Handhabung  von  Ruhe  und 
Ordnung  im  Innern,  Schutz  der  Freiheit  und  der  Rechte 
der  Eidgenossen  und  Beförderung  ihrer  gemeinsamen 
Wohlfahrt.»  Den  ersten  dieser  Zwecke  verfolgten  die 
Bünde  seit  den  ältesten  Zeiten ;  den  zweiten,  die  Hand- 
habung der  Ruhe  und  Ordnung  im  Innern,  vornämlich 
seit  dem  Stanzer  Verkommniss ;  der  dritte  und  vierte  da- 
gegen sind  mehr  modern. 

Man  treibt  mit  dieser  Zweckbestimmung  des  Bundes 


')  Vergl.  darüber  Jahrbuch  XIV  «Die  eidgenössische  Schul- 
Subvention»  und  Buwlesblatt  1901,  Nr.  2tf. 
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mitunter  etwas  Contrebande.  Man  sagt:  die  und  die 
Sache  dient  zur  Beförderung  der  gemeinsamen  Wohlfahrt, 
also  —  ist  sie  Bundessache!  Der  Trugsehluss  ist  leicht 
erkennbar.  Da  der  Staat  sich  überhaupt  nur  mit  Dingen 
hefasst.  die  zur  gemeinsamen  Wohlfahrt  dienen,  so  fiele 
mit  jener  Argumentation  alles,  was  Staatssache  ist.  a  priori 
in  che  Kompetenz  des  Bundes  und  man  konnte  also  den 
grössten  Theil  der  Bundesverfassung  als  überflüssig  weg- 
streichen. Allein  die  Kantone  haben  als  Staaten  ja  ganz 
tlie  gleichen  Aufgaben  wie  der  Zweck  des  Bundes  sie 
schildert.  Auch  sie  haben  für  Ruhe  und  Ordnung  im 
Innern,  für  die  Rechte  und  Freiheiten  der  Bürger  und 
für  Beförderung  ihrer  Wohlfahrt  zu  sorgen  und  der  Art.  2 
will  sie  in  diesen  Aufgaben  nicht  nur  nicht  beeinträch- 
tigen, sondern  der  unmittelbar  nachfolgende  Art.  3  be- 
weist, dass  er  will,  dass  diese  Aufgabe  ihnen  zusammen 
mit  dem  Bund  anheimfallen  soll.  Daraus  erhellt  klar, 
dass  Art.  2  nur  die  Richtung  andeuten  will,  in  welcher 
sich  der  Bund  bewegen  kann  und  soll,  dass  er  sich  aber 
nicht  mit  den  Gränzen  und  Kompetenzen  der  Bundes- 
irewalt  befasst.  Dies  ist  vielmehr  Sache  der  nachfolgen- 
den Detailbestimmungen.  Die  Benutzung  des  Art.  2  als 
Kompetenzregulator  ist  eine  ziemlich  plumpe  Sophistik.» 

Dieses  im  Ausdrucke  etwas  zu  weit  gehende,  materiell 
aber  richtige  Urtheil  findet  jedoch  seine  Ergänzung  in  dem 
vorangehenden  Passus  über  den  Art.  3  der  Bundes- 
verfassung, welcher  folgendes  enthält: 

'  Man  hat  aus  dem  obigen  Art.  3  den  Schluss  gezogen, 
dass  demnach  die  Kantonalsouveränität  die  Regel  und 
die  Bundessouveränität  die  Ausnahme  sei  und  daraus 
weiter  gefolgert:  Ausnahmen  müssen  strikte  interpretirt 
werden,  also  ist  die  Bundessouveränität  im  Zweifel  so 
eng  als  möglich  zu  fassen.  Im  Ganzen  entspricht  dies 
Raisonnement  dem  Wortlaut  des  Art.  3,  aber  man  darf 
gleichwohl  in  solchen  staatsrechtlichen  Sachen  nicht  Wort- 
klauberei treiben.  Die  Kantonalsouveränität  ist  allerdings 
das  Ursprüngliche   und   ihre   Beschränkung   zu   Gunsten 
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fassung  vorkam.  Endlich  ist  der  Rückkauf  der  Eisen- 
bahnen in  unserer  Periode  auf  Grund  lediglich  des  jetzi- 
gen Artikels  26  der  Bundesverfassung  beschlossen  und 
vom  Volke  selber  angenommen  worden,  obwohl  von  einem 
solchen  Rückkauf  in  diesem  Artikel  ausdrücklich  keines- 
wegs die  Rede  ist.  Die  gesammte  Militärstrafgesetzgebung 
beruht  bloss  auf  dem  Ausdruck  des  Verf. -Art.  20:  *die 
Gesetzgebung  über  das  Heerwesen  ist  Bmidessache  >,  nir- 
gends wird  von  einem  Militärstrafgesetz  ausdrücklich  ge- 
sprochen ;  es  zweifelt  aber  in  Folge  dieser  Bestimmung  so- 
gar Niemand  ernstlich  daran,  dass  im  Heerwesen  auch 
die  Präsumtion  des  Art.  3  der  Verfassung  zu  Gunsten  der 
Kantone  nicht  besteht,  sondern  dem  Bund  alle  Rechte 
zustehen,  welche  nicht  den  Kantonen  in  den  Artikeln  1«S 
bis  22  vorbehalten  sind.  Dieselben  haben  in  diesem  Ge- 
biete bloss  «Reservatrechte,»  nicht  eine  Präsumtion  für 
ihre  Souveränität.  Ebenso  befinden  sich  die  Beiträge  an 
die  Kantone  für  die  Erhaltung  ihres  Kriegsmaterials,  die 
Verzinsung  der  Vorräthe  von  Ausrüstungsgegenständen. 
die  sämmtlichen  grossartigen  Leistungen  des  Bundes  für 
das  gewerbliche  und  kaufmännische  Bildungswesen  und 
den  weiblichen  Haushaltungsunterricht,  die  doch  auch 
«Schulsubventionen»  sind,  die  säinmtlichen  Leistungen 
für  die  Kunst,  das  Landesmuseuni,  die  Landesbibliothek, 
die  verschiedenen  Parteisekretäre,  die  landwirthschaft- 
liehen  und  noch  eine  grosse  Anzahl  von  andern  Subven- 
tionen mit  keinem  ausdrücklichen  Worte  in  der  Verfassung 
erwähnt,  sondern  können  sich  bloss  auf  den  allgemei- 
nen Art.  23  und  die  Sorge  für  die  öffentliche  Wohlfahrt 
in  Art.  2  berufen.  Die  Kantone  würden  von  einer  neuen 
Auslegung  der  Bundesverfassung,  wonach  nur  solche  Sub- 
ventionen gestattet  sein  sollten,  die  ausdrücklich  in  der 
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rechte  auch  aus,  wie  es  gegenüber  jedem  Produkt  mensch- 
licher Gesetzgebungsarbeit  bestehen  muss.  So  ist  die 
Sache  auch  seit  1848  gehandhabt  worden,  und  es  würde 
eine  unglückliche  Veränderung  unseres  Bundesstaats- 
rechtes sein,  wenn  fortan  aus  dem  Kompromiss  dieses 
Jahres  ein  Präjudiz  zu  Gunsten  einer  verschärften  Kantons- 
souveränität im  Sinne  der  Mediationsverfassung  abgeleitet 
werden  könnte. 

Der  Art.  2  der  Verfassung  hat  nur  den  Sinn,  dass 
eine  Auslegung  der  Befugnisse  des  Bundes  im  Wege  der 
Interpretation  sich  jedenfalls  nur  innert  des  Rahmens 
der  in  Art.  2  genannten  Bundeszwecke  bewegen  und 
über  denselben  in  keinem  Falle  hinausgreifen  darf;  dass 
aber,  wenn  noch  sonstige  vernünftige  Gründe  dafür  vor- 
handen sind,  allerdings  in  diesen  bestimmt  aufgestellten 
Bundeszwecken  eine  formelle  Legitimation  für  eine  In- 
terpretation erblickt  werden  kann.  Von  den  Beispielen 
solcher  interpretativer  Feststellung  wichtiger 
Bundeskompetenzen  sind  die  wichtigsten  folgende: 

Sofort  nach  dem  Inkrafttreten  der  Verfassung  von 
1848  entstand  die  grosse  Frage  einer  Anhandnahme  des 
Eisenbahnwesens  in  der  Schweiz  durch  den  Bund.  Es 
bestand  dafür  keine  ausdrückliche  Ermächtigung  in  der 
Verfassung,  sondern  bloss  der  Art.  21  (jetzt  23),  welchvr 
dem  Bund  das  Recht  gab,  «öffentliche  Werke  zu  errichten 
oder  zu  unterstützen.»  Auf  Grund  dieses  Artikels  fand  es 
der  damalige  Bundesrath  und  die  Mehrheit  der  bezüg- 
lichen Kommission  für  zulässig,  sogar  den  Staatsbau  der 
Eisenbahnen  zu  beantragen.  Ebenso  sind  die  Alpenbahn- 
subventionen vom  Jahre  1878  und  die  beiden  Eisenbahn- 
gesetze von  1852  und  1872  beschlossen  worden,  ohne  dass 
das  Wort  «Eisenbahn »  überhaupt   in  der  damaligen  Ver- 
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die  letztere  ist  sogar,  solange  keine  Gesetzesinitiative  l*- 
steht,  gegen  Angriffe  gesicherter  als  die  Verfassung. 

Es  erübrigt  uns  bloss  noch,  dieser  Erörterung  üWr 
wirkliches  Bundesstaatsrecht  die  Bemerkung  beizu- 
fügen, dass  die  weitgehenden  Ideen  zu  einem  eidgenös>i- 
sehen  Gesetz  über  das  Primarschulwesen,  welche  ge- 
wöhnlich der  radikalen  Partei  und  dem  verstorbenen 
Bundesrath  Schenk  zugeschrieben  werden,  auch  in  andern 
Parteien  ihre  Vertreter  hatten.  Der  Führer  der  «Liberal- 
Konservativen»  stellte  den  ersten  und  weitgehendsten 
Entwurf  eines  Primarschulgesetzes  auf,  welchen  wir  hier 
als  Beilage,  ad  perpetuam  rei  memoriam,  abdrucken,  da- 
mit die  Geschichte  unseres  Bundesstaatsrechtes  so  bleu*, 
wie  sie  ist,  nicht  wie  sie,  zu  Parteizwecken,  als  «fable 
eonvenue>  zuweilen  behauptet  wird.  Wir  selber  sind  nie. 
weder  für  diesen,  noch  für  den  Schenk'schen  Entwurf  ge- 
wesen1), aber  «a  tout  seigneur  son  honneur». 

Als  Vorsteher  des  Eidg.   Departements   des  Innern 

stellte  Herr  Bundesrath  Droz  folgenden  Entwurf  eines 

Primarschulgesetzes  auf,  welcher  den  Kantonsregierungen 

zur  Begutachtung  überwiesen  wurde: 

I.  Leitung  der  Schulen.  Art.  1.  Die  Kantone  sor- 
gen für  den  Primarunterricht  gemäss  den  Bestimmungen 
des  gegenwärtigen  Gesetzes.  Art.  2.  Der  Primarunterricht 
steht  ausschliesslich  unter  staatlicher  Leitung.  Jede  Schill»1 

1 )  Zur  Zeit  des  Letztem  erschien  von  uns  im  «Bund»  ein«- 
Gegenansicht.  Die  Schulsubventionsvorlage  wurde  schließ- 
lich im  Ständerath  auf  Antrag  der  konservativen  Koninri> 
sionsmehrheit,  gegen  den  Wunsch  der  radikalen  Partei,  ver 
schoben,  so  dass  eine  Abstimmung  über  den  Zusatz  zu  Art.  -T 
in  keinem  Falle  im  Jahre  1902  stattfinden  wird,  wenn  auch 
der  Ständerath  diesem  Kompromisse  seine  Zustimmung  tt*-- 
wahren  würde. 
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such  der  Schule  ist  sowohl  von  der  lokalen  Schulkuw- 
mission,  als  auch  von  der  kantonalen  Behörde  strenge  zu 
kontroliren.  Zu  diesem  Zwecke  muss  vom  Lehrer  ein  tät- 
liches Absenzenregister  geführt  werden.  Als  begründete 
Absenzen*  gelten  nur  solche,  welche  verursacht  sind  durch 
Krankheit  des  Schülers,  eine  schwere  Krankheit  oder  einen 
Todesfall  in  der  Familie  oder  endlich  durch  gewisse  aus- 
nahmsweise Verhältnisse,  wTorüber  die  Schulkoinmission 
zu  entscheiden  hat.  Die  unbegründeten  Absenzen  haben 
vorerst  eine  Anzeige  und  Yenvarnung  an  die  Eltern  zur 
Folge;  wenn  sie  sich  erneuern,  eine  Geldbusse,  welche 
im  Wiederholungsfalle  wenigstens  zu  verdoppeln  ist.  B**i 
mehrfachen  Wiederholungen  können  die  betreffenden  Ki- 
tern zu  Gefängnissstrafe  verurtheilt  werden. 

111.  Lehrgegenstände  und  Lehrmittel.  Art.i*.  Die 
obligatorischen  Lehrgegenstände  sind :  1)  die  Muttersprache 
(Lesen,  Schreiben,  Aufsatz);  2)  Kopfrechnen  und  Ziffer- 
rechnen  (die  vier  Spezies  mit  den  Dezimalbrüchen  nmi 
die  verschiedenen  Anwendungen  der  Regel  de  Tri»;  -*b 
Geographie  (mit  den  Grundbegriffen  der  Kosmographie):  4- 
Schweizergeschichte  und  Verfassungskunde;  5)  Linear- 
zeichnen; 6)  Gesang:  7)  einige  Kenntnisse  aus  der  Gr- 
sundheitslehre  und  der  Naturgeschichte  (sowie  auch  uVr 
Landwirtschaft  für  ackerbautreibende  Gegenden):  8|  ffu 
die  Mädchen  die  weiblichen  Handarbeiten.  Art.  10.  Der 
Bundesrath  kann  ein  Minimum  der  Kenntnisse  festserzen, 
welche  jedes  Kind  in  der  Primarschule  sich  crwerU-n 
muss.  Art.  11.  Die  öffentlichen  Schulen  sollen  von  öVn 
Anhängern  aller  Konfessionen  besucht  werden  können, 
ohne  dass  sie  auf  irgend  eine  Weise  in  ihrer  Glauben>- 
und  Gewissensfreiheit  beeinträchtigt  werden.  Aus  diesem 
Grunde  darf  der  konfessionelle  Unterricht  in  den  öffent- 
liehen  Schulen  nicht  obligatorisch  gemacht  werden:  dt  r 
Stundenplan  ist  daher  stets  so  festzusetzen,  dass  die><r 
Unterricht  den  regelmässigen  Gang  der  Schule  nicht  stört. 
Was  die  übrigen  Fächer  betrifft,  so  ist  jedes  Lehrbuch 
und  jeder  Unterricht,  welcher  denselben  einen  konfe^i«»- 
nellen    Charakter   verleihen    könnte,    strengstens  ausg* 
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VI.  Privatschulen.  Art.  20.  Dieselben  haben 
sich  allen  Anforderungen  zu  unterziehen, 
welche  an  die  öffentlichen  »Schulen  gestellt 
werden,  und  stehen  unter  der  Ueberwachung 
und  Leitung  der  staatlichen  Behörden.  Art.  21. 
Die  Eltern  haben  das  Recht,  ihre  Kinder  innerhalb  ihrer 
Familien  unterrichten  zu  lassen;  jedoch  haben  sie  der 
»Schulkoniniission  den  Beweis  zu  leisten,  dass  dieser 
Unterricht  auch  wirklich  genügend  ist.  Art.  22.  Die 
kantonale  Behörde  oder  die  Sehulkommission  kann  jedes 
Kind,  das  einen  ungenügenden  Privatunterricht  erhält, 
zwingen,  wieder  die  öffentliche  Schule  zu  besuchen. 
Ausserdem  kann  sie  jede  Privat  schule  schliessen 
lassen,  welche  sich  beharrlich  mit  den  Bestimmungen 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  in  Widerspruch  setzt. 

VII.  Schlussbestimniungeri.  Art.  23.  Den  Kantonen 
wird  eine  Frist  von  zwei  Jahren  gewährt,  um  ihre  Gesetze 
und  Verordnungen  mit  dem  gegenwärtigen  Gesetze  in 
Uebereinstimmung  zu  bringen.  Nach  Ablauf  dieses  Ter- 
mins wird  der  Bundesrath  gegenüber  den  säumigen  Kan- 
tonen die  ihm  nöthig  scheinenden  Massregeln  ergreifen. 
Art.  24.  Der  Bundesrath  ist  beauftragt,  dieses  Gesetz  zu 
puhliziren  und  den  Zeitpunkt  seines  Inkrafttretens  fest- 
zusetzen. 

Als  Interpretationen  der  Bundesverfassung 
von  einiger  Bedeutung  registriren  wir  folgende: 

Die  sozialdemokratischen  Mitglieder  des  Grossen 
Käthes  von  Bern  hatten  beim  Bundesgericht  Beschwerde 
wegen  Verletzung  der  kantonalen  Verfassung  einge- 
reicht, weil  jene  Behörde  es  abgelehnt  hatte,  t\ie  bis- 
herige Eintheilung  des  Staatsgebietes  in  Gross  ratlis- 
w ah lk reise  abzuändern  und  eine  neue,,  gleichmäßigere 
Ahgränzung  dieser  Wahlkreise  für  die  künftigen  Wahlen 
vorzunehmen.  Das  Bundesgericht  hat  ein  Eintreten  auf 
den  Rekurs   abgelehnt,    weil    die    Beurtheilung    der  Be- 
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schwenden  über  Verletzung  der  politischen  Rechte  der 
Bürger  und  der  damit  in  Zusammenhang  stehenden  Fra- 
gen in  (he  Kompetenz  des  Bundesrathes  falle. 

Das  Bundesgericht  hat  den  vom  Elektrizitätswerk 
Wynau  gegen  den  bernischen  Regierungsrath  eingereich- 
ten staatsrechtlichen  Rekurs,  in  welchem  sich  jene  Unter- 
nehmung darüber  beschwerte ,  dass  in  verfassungswidriger 
Weise  die  Einschätzung  ihres  s  t  e  u  e  r  b  a  r  e  n  V  e  r  ni  0  g  e  n  s 
auf  Grund  ihrer  Wasserkräfte,  statt  nach  Massgabe 
ihres  Grundeigenthums,  vorgenommen  worden  sei,  abge- 
wiesen. 

Im  Frühjahr  1901  wurde  dem  Urner  Landrath  ein 
mit  31  Unterschriften  versehenes  Initiativbegehren  unter- 
breitet, welches  verlangte,  dass  ein  gewisses  Gesetz  der 
Landsgemeinde  zur  Abstimmung  vorgelegt  werde.  Davon 
wurden  drei  Unterschriften,  als  von  Nichtstimmberech- 
tigten herrührend,  gestrichen,  neun  andere,  die  bloss  mit 
Bleistift  geschrieben  waren,  erklärte  der  Landrath 
ebenfalls  als  ungültig.  Damit  war  die  verfassungsgemäss 
erforderliche  Zahl  Unterschriften  nicht  mehr  vorhanden. 
Die  Initianten  wandten  sich  an  das  Bundesgericht,  bei 
dem  sie  sich  darüber  beschwerten,  dass  die  nur  mit  Blei- 
stift geschriebenen  Unterschriften  als  ungültig  erklärt 
worden  seien,  obschon  Art.  28  der  Kantonsverfassung 
nur  vorschreibe,  dass  die  zu  Händen  der  Landsgemeinde 
eingereichten  Volksbegehren  schriftlich  abzufassen,  genau 
zu  präzisiren,  kurz  zu  begründen,  zu  unterzeichnen  und 
bis  Ende  März  dem  Landrathe  zuzustellen  seien.  Diesen 
Erfordernissen  sei  ihre  -Eingabe  in  allen  Theilen  gerecht 
geworden,  und  es  existire  weder  ein  Gesetz  noch  eine 
Verordnung,   die  bestimme,   dass  die  Unterschriften  mit 

Tinte,  statt  bloss  mit  Bleistift,  geschrieben   sein  müssen. 

&5 
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Der  vom  Landrath  gefasste  Beschluss  sei  deshalb  als  ver- 
fassungswidrig zu  erklären  und  aufzuheben. 

Auch  dieser  Rekurs  wurde  vom  Bundesgericht  wegen 
Inkompetenz  abgelehnt. 

Der  Bundesrath  betrachtet  Bleistiftunterzeichnungeii 
unter  Referendums-  oder  Initiativbegehren  als  gültig. 

Das  Bundesgericht  (II.  Abth.)  hat  prinzipiell  mit 
Stichentscheid  beschlossen,  dass  bei  allen  staatsrecht- 
lichen Rekursen  das  letzte  kantonale  Urtheil,  gegen  das 
rekurirt  wird,  beigelegt  werden  müsse.  Falls  dies  nicht  ge- 
schieht, soll  der  Rekurs  sofort  ohne  weitere  Untersuchung 
der  Sache  abgewiesen  werden,  ausser.  faHs  es  dem  Rekur- 
rent unmöglich  gewesen   sei,   das  Urtheil  zu  beschaffen. 

Die  Geschäftsprüfungskommission  des  Nationalraths 
theilte  die  Ansicht  nicht,  dass  diese  Praxis  zulässig  sei. 
Es  ist  ohnehin  die  Behandlung  der  staatsrechtlichen 
Rekurse  etwas  formalistisch  geworden,  indem  dieselben 
fast  ausnahmslos  auf  Grund  eines  bloss  schriftlichen  Ver- 
fahrens entschieden  werden. 

Gegen  die  allzuscharfe  formalistische  Praxis  der 
Gerichte  ist  jederzeit  Stellung  zu  nehmen.  Das  Bundes- 
gericht bekommt  sonst  nach  und  nach  ohnehin  einen  mehr 
bloss  geschäftlichen  Charakter,  als  es  in  der  ursprüng- 
lichen Idee  dieser  Institution  lag. 

Ein  Rekurs  der  ärztlichen  Gesellschaft  in  Genf  gegen 
eine  Autorisation  zur  Ausübung  der  ärztlichenPraxis, 
welche  der  Regierungsrath,  entgegen  den  Bestimmungen 
des  kantonalen  Gesetzes,  an  einen  holländischen  Arzt  er- 
theilt  hatte,  wurde  vom  Bundesgericht  als  begründet  erklärt. 

Ein  Rekurs  Capt  wegen  Beschädigung  durch  Funken- 
wurf der  Eisenbahnen  erfuhr  von  dem  Bundes- 
rath (und  in  Folge  dessen    auch   von  Seite   der  Bundes- 
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Versammlung),  abgesehen  von  der  Frage  der  Inkompetenz, 
folgende  materiell  interessante  Beurtheilung: 

Die  Frage,   ob  der  Artikel  16,  Alinea  2,   des  Eisen- 
balingesetzes  vom  23.  Dezember  1872  auf  den  vorliegen- 
den Fall  zutreffe,  muss  verneint  werden.    Dieses  Alinea 
lautet:     «Die   Gesellschaft   wird   die   Bahn,    wo    es    die 
öffentliche  Sicherheit  erheischt,  in  ihren  Kosten  auf  eine 
diese  Sicherheit  hinlänglich  gewährende  Weise  einfrieden 
und    die    Einfriedung   stets    in    gutein    Stand    erhalten. 
Ueberhaupt  hat  sie  alle  diejenigen  Vorkehrungen  auf  ihre 
Kosten  zu  treffen,  welche  jetzt  oder  künftig  zur  öffent- 
lichen Sicherheit  nöthig  befunden  werden.»     Der  Begriff 
der  öffentlichen  Sicherheit  darf  nun  jedenfalls   nicht  so 
interpretirt   werden,   dass  jeder   Private  gegen  allfällige 
schädliche  Einflüsse  des  Eisenbahnbetriebes  sichergestellt 
werden   müsse.    Es   wird   mitunter  schwierig   sein,   die 
Gränze  zwischen  öffentlicher  und   privater  Sicherheit  zu 
ziehen;  im  allgemeinen  wird  man  aber  doch  sagen  dürfen, 
dass  da,  wo  bestimmte  Individuen  und  deren  Interessen 
als  ausschliesslich  gefährdet  erkennbar  sind,  eine  Gefähr- 
dung   der    öffentlichen    Sicherheit    nicht    vorliege.    Aus 
diesem  Grunde  verlangt  auch  das  citirte  Alinea  in  seinem 
ersten  Satze  nicht  einfach,  dass  die  Bahn  auf  ihrer  ganzen 
Länge  auf  Kosten  der  Gesellschaft  einzufrieden  sei,  son- 
dern es  hat  offenbar  nur  diejenigen  Stellen  der  Bahn  im 
Auge,   wo   unbestimmte  Rechtssubjekte,   z.  B.  jeder   he- 
hebige  Passant,   in   ihrer  Sicherheit  bedroht  erscheinen. 
Ein  ähnlicher  Fall  des  Schutzes  der  öffentlichen  Sicher- 
heit liegt  z.  B.  auch   dann   vor,   wenn   eine   Bahngesell- 
schaft  angehalten   wird,    an   einer   Brücke,    welche   die 
Bahn  über  eine  Strasse  führt,  Schutzvorrichtungen  anzu- 
bringen  gegen   das   Hinunterfallen   von   Schottersteinen 
und  gegen  das  Hinuntertraufen  des  Regen  wassern«  Auch 
hier  ist  kein  bestimmtes  Rechtssubjekt  vorhanden,  welches 
seine  Interessen  selbst  in  Schutz  nehmen  könnte ;  des- 
halb  muss  der  Bundesrath  nötigenfalls,  gestützt  auf  Ar- 
tikel 16,  Alinea  2,  des  Eisenbahngesetzes,  die  BahiiKesHI- 
schaft  zur  Anbringung  schützender  Vorkehren  veranlassen. 
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Liegt   nun   aber   eine   Gefährdung    der    öffentlichen 
Sicherheit  auch  dann  vor,  wenn  ein  einzelnes  Haus,  das 
nahe    an  der  Bahnlinie   steht,   in  Gefahr  kommt,   durch 
Funkenwurf    aus   einer   vorbeifahrenden   Lokomotive  in 
Brand  gesteckt  zu   werden?    Gewiss  nicht!    Wenn  wir 
auch  voraussetzen  wollen,  dass  diese  Gefahr  für  das  Haus 
des  Herrn  Capt   bestehe,  —  eine   nähere   Untersuchung 
haben  wir  nicht  angeordnet  —  so  kann  es  sich  eben  nur 
um    dieses   bestimmte    Haus   und  —  indirekt  —  dessen 
Bewohner  handeln,  somit  um  ganz  genau  definirbare  pri- 
vate  Interessen.     Um   diese    zu    schützen,    braucht    der 
Private  nicht  den  Artikel  16  des  Eisenbahngesetzes  an- 
zurufen und  die  Administrativbehörden  in  Mitleidenschaft 
zu  ziehen,  sondern  er  hat  sich  an  den  zuständigen  Richter 
zu  wenden.   Wer  dieser  sei,  ergibt  sich  aus  dem  Artikel 
2(5  in  Verbindung  mit  Artikel  7  des  Bundesgesetzes  vom 
1.  Mai  1850  betreffend  die  Verbindlichkeit  zur  Abtretung 
von   Privatrechten,    deren    erster   lautet:     «Die   Prüfung 
der   im   Art.  12,    Ziffer  2,    und   Art.  20   erwähnten   Ein- 
gaben  und  die  Ausmittlung  der  Leistungen,   welche  so- 
wohl  in    Bezug   auf   die  Entschädigung  der  Abtretungs- 
pflichtigen nach  Inhalt  der  Artikel  3   bis   und  mit  5  als 
mit  Beziehung  auf  die  gemäss  den  Artikeln  6  und  7  ge- 
stellten  Forderungen    dem   Bauunternehmer   aufzulegen 
sind,  geschieht  durch  eine  Schätzungskommission,   wenn 
nicht  vorher  eine  gütliche  Verständigung  stattfindet.»  Und 
gemäss  Artikel  7  liegt   dem   Unternehmer   eines   öffent- 
lichen Werkes  ob  «die  Erstellung  von  Vorrichtungen,  die 
in    Folge   der   Errichtung   von   öffentlichen    Werken    im 
Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit  oder  derjenigen  des 
Einzelnen  nothwendig  werden.»    Die  Schätzungskommis- 
sion  ist  auch,  besser  als  das  Eisenbahndepartement  oder 
der  Bundesrath,  in  der  Lage  zu  beurtheilen,  ob  die  Kosten 
der    zu    erstellenden  Vorrichtungen   ausschliesslich    vom 
Bauunternehmer  zu  tragen  seien,  oder  ob  auch  dem  Pri- 
vaten eine  angemessene  Betheiligung  zugemuthet  werden 
könne. 
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Ueber  das  Rössli  spiel  erliess  das  Genfer-Civil- 
gericht  am  26.  März  d.  J.  ein  Urtheil,  dessen  Haupt- 
erwägungen folgendermassen  lauten: 

«Attendu  qu'une  Convention  ne  peut  avoir  pour  objet 
une  chose  impossible,  illicite,  ou  contraire  aux  bonnes 
nnBurs  (art.  17  du  code  federal  des  obligations).  Si  le  jeu, 
dans  son  acception  la  plus  etendue,  est  synonyme  de 
divertissement,  il  n'est  pas  une  cause  licite  d'obligation, 
parce  qu'il  n'est  pas  necessaire  et  qu'il  est  sans  profit 
pour  la  societe. 

«Attendu  que  le  jeu,  quelle  que  soit  la  quotite  de 
Fenjeu,  constitue  au  contraire  un  peril  social,  puisqu'il 
conduit  souvent  ä  la  ruine  et  qu'il  ne  represente  qu'une 
speculation  favorisee  par  le  hasard,  soit  d'un  gain,  soit 
d'une  perte,  en  dehors  de  tout  travail  intellectuel  et 
physique;  que  si  toutefois  la  loi  est  impuissante  ä  ein- 
pecher  le  jeu  d'une  maniere  absolue,  le  legislateur  a  re- 
fuse  de  le  sanctionner  par  une  action  en  justice  dans 
l'art.  512  du  Code  federal  des  obligations,  et  cela  avec 
raison,  puisque  la  loi  ne  peut  pas  sanctionner  une  imnio- 
ralite;  que  peu  importe  que  Durel  et  Deloche  ne  jouent 
pas  Tun  contre  l'autre,  puisque,  en  definitive,  le  contrat 
]>roduit  a  pour  cause  les  jeux  que  Durel  est  autorise  ä 
exploiter  dans  le  Kursaal.» 

Der  zürcherische  Regierungsrath  entschied  die  auch 
schon  bundesrechtlich  erörterte  Frage,  ob  die  Israeliten 
schuldig  seien  ihre  Kinder  am  Samstag  in  die  Schule 
zu  schicken  dahin,  dass  es  «auf  Zusehen»  zu  gestatten  sei 
die  Kinder  derjenigen  jüdischen  Eltern,  welche  ein  be- 
zügliches schriftliches  Gesuch  stellen,  von  den  manuellen 
Arbeiten  in  der  Schule  am  Sabbath  zu  entbinden. 

Das  preussische  Kultusministerium  veröffentlichte 
ziemlich  gleichzeitig  im  Centralblatt  für  die  gesummte 
Unterrichtsverwaltung  eine  Entscheidung  des  Strafsenates 
des    Berliner    Kammergerichtes    über    die    Verpfliehtui^ 
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jüdischer  Kinder  zum  Schulbesuch  an  jüdischen  Feier- 
tagen; in  dieser  Entscheidung  heisst  es:  «Die  Eltern 
können  nicht  für  befugt  erachtet  werden,  nach  ihrem 
Belieben  ihre  Kinder  an  den  jüdischen  Feiertagen  ohne 
weiteres  von  dem  Besuche  der  Schule  fernzuhalten.  Viel 
mehr  ist  ihnen  dies  nur  gestattet  auf  Grund  einer  von 
Seiten  der  Schulaufsichtsbehörde  erfolgten  Dispensation. 
Ein  Schulversäumniss,  das  ohne  diese  Dispensation  statt- 
gefunden hat,  kann  daher  als  ein  solches,  für  das  ein 
genügender  Grund  vorliegt,  nicht  angesehen  werden.» 

In  Deutschland  macht  sich  allmählig  eine  Be- 
wegung gegen  die  Anschauung  der  deutschen  Staats- 
rechtsschriftsteller aus  der  ersten  Zeit  der  Reichsver- 
fassung  geltend,  wonach  die  früher  allgemein  angenom- 
mene Theorie  der  «getheilten  Souveränität»  im 
Bundesstaatsrecht  zu  Gunsten  der  ausschliesslichen  Sou- 
veränität des  Reiches  (bei  uns  des  Bundes)  verlassen 
wurde.  Ein  welfisch  gesinnter  Gerichtspräsident  in  Braun- 
schweig  bestritt  im  April  d.  J.  gegenüber  der  Justizkom- 
mission des  braunschweigischen  Landtages  geradezu,  dass 
in  Braunschweig  die  Unterthanenpflichten  der  Treue  und 
des  Gehorsams  gegen  Kaiser  und  Reich  bestehen,  weil 
der  Kaiser  nur  in  Preussen  Souverän  sei,  nicht  aber  im 
übrigen  Reiche.  Ein  Artikel  der  centralistisch  gesinnten 
Allg.  Zeitung  sagt  darüber:  «Allerdings  ist  der  Kaiser 
nicht  Souverän  im  Reiche,  sondern  er  ist,  mit  Georg 
Meyer  zu  sprechen,  ein  bevorrechtigtes  Mitglied,  dem  ein 
ideeller  Antheil  an  der  Reichsgewalt  zusteht  und  das  die 
ihm  übertragenen  Befugnisse  nicht  im  eigenen  Namen, 
sondern  im  Namen  des  Reiches  oder  der  verbündeten 
Regierungen  ausübt.»     Der  angeführte  Schriftsteller  sagt 
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ferner  in  seinem  «Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts» 
von  den  Pflichten  der  Unterthanen :  «In  bundesstaatlichen 
Verhältnissen  besteht  die  Gehorsamspflicht  sowohl  gegen- 
über dem  Bunde  als  gegenüber  den  Einzelstaaten,  in 
Deutschland  also  sowohl  gegenüber  dem  Reiche  als  gegen- 
über den  Ländern.» 

Man  wird  also  auch  im  deutschen  Staatsrecht  zu 
der  früheren  Auffassung  von  der  «getheilten  Souveräni- 
tät» in  einem  Bundesstaat  zurückkehren,  es  ist  um  so 
mehr  am  Platze,  dies  bald  in  dem  Lehrbuch  von  Blumer- 
Morel  zu  thun,  welches  der  frühern  Tendenz  ohne  allen 
Grund  gefolgt  ist,  während  die  ursprüngliche  Ausgabe 
von  Blumer  die  getheilte  Souveränität  enthielt.  Wir  sollten 
überhaupt,  wenn  wir  fremde  Theorien  auf  unser  Bun- 
desstaatsrecht anzuwenden  für  zweckmässig  erachten,  was 
in  Anbetracht  der  besonderen  Geschichte  unseres  Staats- 
wesens immer  gewisse  Bedenken  hat,  diese  Theorien  eher 
aus  dem  amerikanischen  Staatsrechte  schöpfen,  das  eine 
längere  Vergangenheit  hinter  sich  hat  und  dessen  Auf- 
fassungen wiederholt  bei  uns  (1803  und  1848)  mit  Be- 
wusstsein  angenommen  worden  sind,  während  das  deutsche 
Rundesstaatsrecht  noch  zu  jung  ist,  und  noch  allerlei 
Schwankungen  unterliegen  kann. 

Ein  Glarner  Photograph,  welcher  im  Kanton  Uri  bei 
Fabriken  und  Privaten  Aufnahmen  gemacht  und  Be- 
stellungen nachgesucht  hatte,  wwde  am  17.  März  d.  J. 
gestraft,  weil  'gemäss  Art.  9,  Ziffer  4,  litt.  b.  der  urne- 
rischen  Verordnung  über  den  Markt-  und  Hausierverkehr 
vom  25.  November  1897  die  Ausübung  des  Photographen- 
berufes in  öffentlichen  und  privaten  Lokalen  oder  auf 
Plätzen   in    seiner   Eigenschaft    als  Wanderberufsbetrieb 
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dem  HaiLsier\*erkehr  unterstellt  und  an  die  Losung  eines 
bezüglichen  Patentes  gebunden»  ist. 

Der  Bundesrath   hat   eine  Beschwerde  hiegegen  als 
unbegründet  abgewiesen,   gestützt  hauptsächlich  auf  fol- 
gende Erwägungen :  «Allerdings  gewährleistet  die  Bundes- 
verfassung in  Artikel  31  «die  Freiheit  des  Handels  und 
der  Gewerbe  im  ganzen  Umfange  der  Eidgenossenschaft  : 
sie  hat  aber  zu  Gunsten   der  Kantone    ausdrücklich  vor- 
behalten   (litt,    e)    «Verfügungen    über    Ausübung    von 
Handel  und  Gewerben,   über  Besteuerung  des  Gewerhe- 
betriebes .  .  .»,  soweit  diese  den  Grundsatz  der  Handels- 
und    Gewerbefreiheit    selbst   nicht   beeinträchtigen.    Die 
Thatsache  allein  also,  dass  ein  Kanton  einen  bestimmten 
Gewerbebetrieb   besteuert,   oder   ilm   einer  Taxe   unter- 
wirft, bedeutet  noch  keinen  Eingriff  in  den  Verfassuugs- 
grundsatz;    verfassungswidrig  wird  die  Besteuerung  oder 
Taxierung  erst  dann,  wrenn  damit  der  betreffende  Handel, 
oder  das  Gewerbe  beeinträchtigt  werden.   Es  kann  somit 
den  Kantonen  grundsätzlich  das  Recht   nicht   bestritten 
werden,   nicht  nur  den  Hausierhandel,   sondern  die  Aus- 
übung allen  Handels  und  jeden  Gewerbes  Steuer-  oder  tax- 
pflichtig  zu  erklären  (vgl.  v.  Salis,  Bundesrecht,  2.,  Nr.  Glo. 
S.  225,  und  Nr.  578,  S.  179).    Demnach  vermag  auch  die 
Behauptung  des  Beschwerdeführers,  sein  im  Kanton  Tri 
betriebenes  Gewerbe    könne    überhaupt   nicht  unter  den 
Begriff  des  Hausierhandels  gebracht  werden,   den  gegen 
die  Behörden  von  Uri  erhobenen  Vorwurf  der  Verfassungs- 
verletzung nicht  zu  begründen.» 

Diese  Auffassung  der  Gewerbefreiheit  ist  mit  drr 
ursprünglichen  von  1874  nur  schwer  vereinbar  und  zeigt, 
welche  grosse  Veränderung  in  der  allgemeinen  Stimmung 
in  Bezug  auf  dieses  garantirte  individuelle  Recht  eing*- 
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treten  ist.  Die  Gewerbefreiheit  gehört  nunmehr  eher  in 
den  Bereich  des  vierten  Bundeszweckes,  der  Sorge  für 
die  allgemeine  Wohlfahrt,  welche  der  individuellen  Frei- 
heit  in  der  dermaligen  Aera  vorgezogen  wird. 

Eine  Entlastung  des  Reichsgerichts   wird    auch    in 
Deutsehland  befürwortet. 

Aus  Reichsgerichtskreisen  wird  diesfalls  der  national- 
muralen  Korrespondenz  geschrieben:  Nicht  wenige  von 
den  Mängeln,  die  in  der  Presse  an  der  Rechtsprechung  d— 
Reichsgerichts  hervorgehoben  werden,  sind  darauf  zurück- 
zuführen, dass  der  Reichstag  es  abgelehnt  hat.  annehmbar*- 
Vorschläge  zur  Entlastung  des  obersten  Cmlgericht-hof .-* 
im  Deutschen  Reiche  zu  machen,  geschweige  fanyuiu-n 
Massnahmen    zuzustimmen,   welche   die    Rek-hsjiiMizv. -r- 
waltung  auf  Grund   genommener  Fühlung   mit   den  Ein- 
zelstaatlichen  Justizressorts  in  Vorschlag  zu  bringen  *>L 
für  verpflichtet  erachtet  hatte.  Der  Reichstag  wird  frr.L-r 
«•der  später  zu  der  Einsicht  gelangen,  dass  «kr  von  w-;*.»-:, 
Juristen  eingenommene  Standpunkt  nicht  dun-hz:-ha>-:i 
ist:  die  Entlastung  des  Reichsgerichts  uiiw  heri*^f",:  *r 
werden. 

Dieselbe  wird  auch  bei  uns  erfolgen  mus^rii.  i-a*  r  - 
dem,  vorangehend,  die  von  der  Bundesv<T*aihi;,I  .iiz  **:.  •. 
wiederholt  imd  auch  in  diesem  Jahre  stark.  a*-*-r  *rf  %£— 
gerügte  Uebernahme  von  internationalen  S-r_—i-/-r."/- 
auftragen  durch  Bundesrichter  beseitigt  w-In  *  ^ 

Eine  kantonale  V e rf a ^ s u n g -> v  ^ rä ;. <i <-  -  . :  4  :.>. 
bloss  in  Obwalden  stattgefunden.    «>!<*.*-:  '•^•-    -. 
eidgenössische  Garantie  noch  nicht  erJ.O    >\   - 
davon  erst  im  nächsten  Jahrim<he  zu  •*'•>-':.*-:.  *^  ;   v 

Aas  den  Ergebnissender  Volk»zäL,  .*.-*  •.  ^  1 
zcmber  1900,  welche  in  der  E.  G.  >.  XVIU.  <4>     •„  ,■ 
Hauptposten  zusammengestellt  *ir.<;_    l>^:    r  •    ,-,^ 
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dass  die  nunmehrige  schweizerische  Wohnbevölkerung 
3,315,443  Seelen  beträgt.  Seit  50  Jahren  hat  sich  die  Be- 
völkerung um  ungefähr  900,000  Seelen  vermehrt;  man 
würde  darnach  in  einem  Jahrhundert  unter  gewöhnlichen 
Verhältnissen  eine  Vermehrung  von  mehr  als  1  Million 
voraussetzen  können;  kein  besonderes  Glück  für  ein  kleines 
Land  mit  mangelhaften  natürlichen  HülfsqueUen.  Am 
meisten  nehmen  die  grossen  Städte,  Basel.  Zürich  und 
Genf  zu,  in  welchen  überdies  die  landesfremde  Bevölke- 
rung eine  beunruhigend  hohe  Ziffer,  in  Genf  bis  gegen 
30  °/o,  erreicht.  Geburten  verzeichnet  das  Zählungsjahr 
97,894,  die  Ehen  betrugen  271,399;  die  Ehen  nahmen  seit 
der  letzten  Volkszählung  von  1888  in  stärkerem  Yerhält- 
niss  zu,  als  die  Bevölkerung.  Die  Scheidungen  betrugen 
11,253  Fälle,  etwas  über  4  %.  Unter  den  Sterbefällen 
sind,  charakteristisch  für  die  Zeit,  die  Zahl  der  Schlag- 
flüsse, Herzkrankheiten  und  Selbstmorde  erheblich  ge- 
stiegen. Das  Ganze  bietet,  soweit  statistische  Zahlen  einen 
Schluss  zulassen,  das  Bild  eines  im  Wohlstand,  aber  auch 
in  der  Verfeinerung,  die  gewöhnlich  die  Folge  davon  ist. 
zunehmenden  Volkes,  mit  einer  ziemlich  unsicheren  Zukunft. 

Militärwesen.  Vor  den  Eidg.  Räthen  lag  eine 
durch  eine  Genfer  Zeitung  veranlasste  Ergänzimg  de* 
Bundesstrafrechts,  wonach  Civilpersonen,  welche  Militär- 
pflichtige zur  Verletzung  militärischer  Obliegenheiten  zu 
verleiten  suchen,  der  civilen  Bundesstrafgerichtsbarkeit 
unterstellt  werden,  sofern  das  Vergehen  nicht  im  aktiven 
Dienste  geschieht.  In  diesem  letzteren  Falle  können  auch 
Civilpersonen  schon  nach  der  jetzt  bestehenden  Militär- 
sfrafgerichtsordnung  von  1889  vor  die  Militärgerichte  ge- 
stellt werden.  Eine  erheblich  erklärte  Motion  beabsichtigt. 
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durch  einen  allgemeinen  Zusatz  zu  dem  alleniing»  ~-nr 
strengen  Militärstrafgesetzbuch  von  l!»l  dem  Ri«  h:-r  c :- 
Möglichkeit  zu  eröffiien,  unter  die  Minima  beraJ.zug^n. 
.«ler  eine  andere  Strafart  anzuwenden.  Es  betriff:  d:~ 
(«■sonders  Diebstahle,  die  meistens  sogar  Mualitmrt  u-i 
<lann  mit  hohen  Strafen  bedroht  sind.  Ganz  kleine  !»>-».- 
»table  werden  übrigens  schon  seit  langer  Zeit  zuf-k-  -^-r 
Viwnahmebestimmung,  die  im  Art.  W».  Ziffer  3'  o— 
Militarstrafgesetzes  enthalten  ist.  auf  Verfügung  *p  «  *-> 
anditorats,  nur  disziplinarisch  geahndet.  Ganz  a^-ri-^ 
k.mite  dies  aber  nicht  geschehen,  da  der  Dkr»^aL2  iz. 
.len  Kasernen  neben  der  Fälschung  der  |«dag.«j^i-^ 
Noten  in  den  DienstbOchlein  da.*  häufig-*  v.>rk-.n_^-rr> 
Wnrehen  ist.  in  welchem  die  Militärjustiz  in  Xn^rzA  ~-£ 

kommt 

Wichtige  neue  Gesetze  und  Verordnungen  -^A:  o*- 

Strafgesetz  wegen  schuldhafter  Nichtbezahlung  d~r  >!__-_>> 

l^tüchtersatzsteuer,   E.  G.  S.  XVHL  ««1:   da*  MJ^L-w- 

^•herangsgesetz,   E.  G.  S.  XVIIL   *ß.   n^    V  ^ -^ 

Verordnung  XVIII,  860;  die  neue  Organi-sa;>*  de-  >!._-*> 

dtpartements,   E.  G.   S.  XIX.  43.  und  d-r  G^er*!-.*-.- 

ahtheilung    XIX?   95;   das   Müitlrtran-i^^rwl^^ir-^    *> 

A'e  Eisenbahnen  und  Dampfschiffe.  XVIII.  tf«! :  c^  V--. 

»nlnungen  über  die  Konsmiktkm-swerk^änf:  u-*d  c^-  V  .- 

nitionsfabrik  in  Thun,  XVIIL  **>.  *70. 

Die  Studien  über  die  Neugestaltung  d*rr  F- >-*/-„.-*>- 

>ind  noch  nicht  abgeschlossen:  ein  neue*  H&oj^jl  ^l  c^— t 

Frage  tritt  durch  die  Forderung  ein.  die  B^er>?.  < .  -  •. 

Fanzerschilde  zu  schützen,  um  sie  in  zp'^^r^z  >Lv-  i.\s 

Verwendung   bringen  zu   können:   ai>4i    *i:A    r*e*^  r.  -j 

neue  Erfindungen  anderer  Art  im  W+rk*.    h^  V. '<*--, 

Technik  vervollkommnet  sich  immer  urjjr    zA  * .:<   <  / 
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diesem  Wege  schliesslich  die  Kriegsrüstung  für  schwächer*- 
Staaten  fast  unmöglich  machen.  Das  Geld  spielt  auch 
hier  eine  viel  zu  grosse  Rolle. 

Ein  waadtländischer  Badeort,  Lavey,  beklagt  sich  über 
die  Nachbarschaft  der  neuen  Festungswerke  von  St 
Maurice  und  verlangt  eine  Einstellung  der  Schiessübungeu 
für  die  Badesaison,  oder  den  Auskauf  mit  750,00t)  Franken. 
Das  Bundesgericht  wird  sich  mit  der  Sache  zu  beschäfti- 
gen haben;  schwerlich  entsprechend. 

Das  politische  Parteiwesen  organisirt  sich  vor-, 
läutig  immer  mehr  nach  blossen  Interessengruppen,  okiK 
eigentliche  politische  Gedanken,  wobei  auch  bloss  da* 
Wohlergehen  dieser  Gruppen  ohne  Rücksicht  auf  das  Wob! 
des  Ganzen  in  Frage  kommt.  Ob  eine  Republik,  nament- 
lich eine  kleine  und  in  ihrer  Existenz  gefährdete,  dabei 
bestehen  kann,  ist  eine  andere  Frage,  oder  vielmehr  kein**, 
die  Zeit  von  1798,  der  Untergang  schon  des  aehäi- 
schen  Bundesstaates  und  der  römischen  Republik  im  AI 
terthmn  haben  das  hinreichend  gezeigt.  Die  Republik 
kann  ohne  eine  ideale  Grundgesinnung  nicht,  oder  nur 
etwa  auf  Grund  von  Protektoraten  leben.  Dieser  Satz  gil: 
zwar  bei  uns  noch  für  Schützenfeste  und  Jubiläums- 
feiern, aber  in  den  Rathssälen  beginnt  er,  wie  die  der- 
maligen  Verhandlungen  über  den  Zolltarif  es  zeigten,  sein*- 
Wirksamkeit  einzubüssen,  und  es  ist  momentan  schwierig, 
einem  solchen  «Zuge  der  Zeit»  Widerstand  entgegenzu- 
setzen. Ein  Artikel  der  deutschen  «Allg.  Zeitung»  satt 
darüber : 

«Ein  dumpfes  Sinnen,  das  in  der  Menge  langsam  sirit 
erhebt,  wird  in  einem  bestimmten  Individuum  zur  klaren 
Empfindung,  zum  tönenden  Gedanken  und  wirkt  wieder 
auf  (he  Menge  zurück,  um  dieses  träge  Ungethüm  in  B*- 


Innere  Politik.    Politische  Parteien.  r>77 

wegung,  in  Erregung  und  Handlung  zu  versetzen.     Dem 
Kufe  des  Einzelnen  folgen  dann  die  Vielen,  durch  dick 
und  dünn,  durch  alle  Gefahr,   über  alle  Hindernisse  hin- 
weg, wie  die   Schafe   dem  Leithammel.     Politische  An- 
schauungen  bilden  und  verbreiten  sich  so,  Parteien  for- 
men sich,  und  der  Anstoss  ist  da  zu  allen  Umwälzungen, 
welche  sich  jemals  vollzogen  haben.    Doch  kann  diese 
Wirkung  des  Einzelnen  auf  die  Masse  auch  aus  einer  an- 
deren subjektiven  Veranlagung   erfolgen.     Wie  es  eben 
sroschildert   ward,  da  ist  der  Einzelne  zuerst   selbst  ein 
Theil  der  Menge,  fühlt  und  denkt  mit  ihr  und  löst  sich 
von  ihr  nur  los,  um  sich  über  sie  zu  erheben,    weil  er 
Alles  klarer  denkt  als  sie  und  ihr  Sinnen  in  hinreissende 
Worte  zu  kleiden  versteht,   welche,  indem  sie  auf  lauter 
gleichgestimmte  Seelen  treffen,  ein  mächtiges,  gewaltiges 
Echo  erregen.  Das  sind  die  naiven,  die  wirklichen,  echten 
lM)litischen  Genies.  Ausser  ihnen  aber  gibt  es  genug  kluge 
Menschen,  die  zuerst  gar  nicht  wie  die  Menge  fühlen,  ja 
mit  ihr  nichts  gemein  haben ;  Ehrgeizige  und  Streber  sind 
es,  innerlich   Indifferente  und  Komödianten,   die   nichts 
weiter  wollen,  als  in  die  Höhe  kommen,  ein  grosses  Ziel 
erreichen.     Mit  guten  Ohren,  guten  Augen  und  scharfem 
Verstände  bewaffnet,  horchen  und  spüren  sie,   was  denn 
der  Wille  der  Menge  sei,  was  die  Menge  fühlt  und  wünscht ; 
haben  sie  das  erlauscht,  haben  sie  die  Kraft  abgeschätzt, 
welche   da  in  dieser  gährenden  Masse   lebt  und  sie  als 
hinreichend  stark  befunden,  um  sich  von  ihr  in  die  Höhe 
tragen  zu  lassen,  dann  treten  sie  mit  einemmal   für  die 
Forderungen  des  Volks  ein  und  werfen  sich  zu  dessen 
Führern  auf.  Nicht  mit  innerem  Antheil  thun  sie  es,  nicht 
mit  der  innigen  Begeisterung,  von  welcher  die  wahren 
Propheten,   die  wirklichen  Führer  erfüllt  sind,   aber  mit 
einem  Pathos,  das  wie  der  Ausdruck  der  Ueberzeugung 
sich  anhört,  und  mit  einer  Wucht,   welche  deshalb  nicht 
gering  ist,  weil  es  sich  ja  auch  ihnen  um  ein  erstrebens- 
werthes  Ziel  handelt:    den  eigenen   Nutzen,  die   eigen«; 
Crosse.    Sie  stellen  das  Volk  in  den  Dienst  ihrer  Sache, 
aber  sie  sind  jeden  Augenblick  bereit,  eine  andere?  Partei 
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zu  ergreifen,  wenn  dort  ihre  Aussichten  bessere  sind : 
während  die  anderen  nicht  selten  ihre  Ueberzeugung  mit 
dem  Leben  büssen,  widerfährt  diesen  fast  niemals  eiii 
Unheil.  Sie  sind  gute  Rechner  (?)  und  im  entscheiden- 
den Momente  wissen  sie,  was  sie  zu  thun  haben;  si^ 
werfen  die  Maske,  die  sie  trugen,  leicht  von  sich,  wenn 
sie  gefährlich  wird.  Die  meisten  Demagogen  sind  dieser 
Art  gewesen.» 

Das  trifft  Alles  bei  uns  in  ziemlich  hohem  Grade  zu. 

Von  den  einzelnen  noch  nominell  bestehenden  politi- 
schen Parteien  leidet  die  alte  liberale,  die  Anhänger  der  Neu- 
gestaltungen von  1848  und  1874,  mitunter  an  einem  ge- 
wissen Marasmus,  der  sie  unsicher  macht;  theilweis* 
kommen  auch  Interessen,  wie  die  des  Fremdenverkehrs, 
ihr  in  die  Quere,  wenn  sie  den  Muth  haben  sollte,  sirh 
zu  ihren  ursprünglichen  idealen  Anschauungen  zu  be- 
kennen, und  nicht  selten  verliert  sie  überhaupt  den  i>oli- 
tischen  Muth,  welcher  nicht  sowohl  Temperainentssache. 
sondern  der  Ausfluss  einer  gefestigten  philosophischen 
oder  religiösen  Auffassung  der  menschlichen  Dinge  i>: 
und  ohne  dieselbe  grossen  Umschlägen,  oder  Neigung 
zu  Kompromissen  ausgesetzt  ist.  Diese  Partei,  welcher 
noch  die  Grosszahl  der  schweizerischen  Bevölkerung  uiui 
auch  die  Mehrheit  in  den  Käthen  angehört,  hat  eben,  da 
sie  ilue  politischen  Ziele  seit  1848  und  1874  grösstentheil- 
erreicht  hat,  an  der  Offensivkraft  verloren,  welche  di*- 
Hauptstärke  in  jedem  Kriege,  auch  dem  parlamenta- 
rischen ist,  während  die  ihr  entgegenstehenden  Haupt 
parteien  noch  grosse  Ziele  vor  sich  haben,  aus  deuei. 
der  Mensch  ja  überhaupt  seinen  Elan  zum  Fortchreiteu 
schöpft,  oder  die  Hoffnung  bei  dazu  günstigeren  UmstAndri:. 
alte,  schon  halb  verloren  gegebene  Positionen  unter  ein*-: 
neuen,  der  Zeit  angepassten  Firmabezeichnung  wieder  er- 
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ul*rn  zu  können.  Ganz  l>esonders  ist  dies  der  Füll  bei  der 
konservativen  Partei,  die  sich  jetzt  oft  sogar  nicht  einmal 
mehr  < konservativ»,  sondern  liberal-demokratisch,  miir 
wenigstens  liberal-konservativ  nennt.  Ein  diesbezüglicher 
Artikel  des  -Bund-,  welcher  Vorgange  in  Basel  speziell  im 
Auge  hatte,  sagte  darüber  u.  A.: 

.Vielleicht  auch  geschieht  dies,  um  anzudeuten,  dam 
in  der  Partei  eine  gewisse  Umwandlung  beabsichtigt  ist. 
Dieselbe  litt  unter  ihrer  etwas  veralteten  und  unpopulären 
Etikette  «konservative  Partei»,  welche  der  Wirklichkeit 
nicht  entsprach,  da  die  Rechte  in  Basel  sich  in  nicht« 
von  den  Genfer  Demokraten,  Waadtländer  und  Neuen- 
Imrger  Liberalen  unterscheidet..  Hiezu  erlaubt  sich  das 
konservative  «Berner  Tagblatt-  die  Frage,  worin  sieh 
denn  die  Genfer  .Demokraten».  Waadtländer  oder  Seuen- 
hurger  «Liberalen»  von  Zürcher,  Basler  oder  Beraer 
'- Konservativen»  unterscheiden.  «Wenn  die  Basier  Konser- 
vativen gesonnen  sein  sollten»,  fährt  das  Bhiti  weiter, 
=sich  künftig  «LiberalDemokraten»  oder  90  etwas  zu 
nennen,  so  sind  wir  weit  entfernt,  darin  einen  Front- 
wechsel zu  erblicken,  gönnen  ihnen  vielmehr  die  neu- 
»emalte  Aifiche  und  wissen  gleichwohl,  wer  im  Hau-* 
wohnt.  Andererseits  wollen  wir  aber  gerne  ge-i.ii.-n.  da« 
ein  solcher  Namenswechsel  uns  taktisch  nacht  gerade 
imponirt.  Er  hat  auch  noch  nie  jemandem  Vortfaei]  ge- 
bracht, in  keinem  politischen  Lager;  höchsten,  enve 
er  bei  Misstrauischen  den  ungerechtfertigt en  Gedanken, 
man  wolle  mit  seiner  Vergangenheit  brei-h* ».-  l.*a* 
iBerner  Tagblatt»  meint  also,  die  Bafeler  Km 
sollten  bei  der  guten  alten  Firma  bleiben.  War« 
konservativ,  wir  hielten's  diesmal  mit  d*m  -IWu"* 
Tagblatt». 

Wir  ebenfalls.  Es  Ist  immer  kein  gute*  2> 
man  sein"  AhBtammmigveriaugnen  uin~  weiin  mm 
andern  Seite  jeder  Koa-ervaüvi-uju-.  der  a  xb  im  'lern  \iAi 
tischen  Leben  gehört   und   -war  einen   m -> ...         , 
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und  noth wendigen  Faktor  desselben  bildet,1)  der  Entwick- 
lung fähig  bleiben  muss;  aber  der  Entwicklung  aus 
seiner  Wurzel  heraus,  nicht  mittelst  Einpfropfung  ganz 
fremder  Zweige ;  das  ist  stets  ein  gefährliches  Experiment. 
Ebenso  gefährlich,  wie  die  zeitweilige  Allianz  mit  gänz- 
lich fremdartigen  Ideen,  wie  es  der  echte  Ultramonta- 
nismus,  oder  Sozialismus  für  die  konservative  Anschau- 
ung sind.  Eine  solche  Allianz  unter  politisch  indiffe- 
renter Führung  findet  dermalen  namentlich  in  dem 
Kanton  St.  Gallen  statt,  während  in  Basel-Stadt  d**r 
Sozialismus  (übrigens  in  der  sehr  gemässigten,  schwei- 
zerischen Form  und  in  einem  sehr  guten  Vertreter) 
selbst  regierungsfähig  geworden  ist. 

Charakteristisch  für  diese  Parteianschauungen  und 
ihre  theilwreise  Umbildung  wfaren  wieder  die  Verhandlun- 
gen über  den  Zolltarif,  bei  welchen  die  «Interessenorga- 
nisation»,  mehr  als  jemals  seit  den  Kämpfen  über  die  Er- 
stellung der  Eisenbahnen  unter  der  Führung  von  Dr.  Alfretl 
Escher,  zu  Tage  trat,  und  wobei  sogar  aus  dem  Scho*^ 
der  liberalen  Partei  heraus  der  Versuch  gemacht  wurde, 
das  Referendum,  die  Grundveste  der  Demokratie  in  der 
Schweiz,  zu  umgehen.  Es  war  dies  der  erste  direkte  An- 
griff auf  dieses  Volksrecht,  das  der  typischen  Bourgeoisie 
der  Handelskreise  allerdings  niemals  ganz  recht  geletp-n 
hatte. 

Die  republikanische  Demokratie  muss  freilich  auch  sel- 
ber einen  idealen  Charakter  bewahren  und  nicht  bloss  eiiv 


*)  Die  Konservativen  .sollten  nur  immer  tapfer  die  V.r 
fassuug  aufrechthalten,  im  Spiel-  und  Lotterieartikel,  im  Ordcu- 
und  Klosterartikel,  kurz  überall,  wo  sie  nicht  beobachtet.  <«i*i 
angefochten  wird.  Dafür  sind  sie  aber  in  der  letzten  Zeit  iikH 
immer  zu  haben  gewesen,  sondern  haben  vielmehr  ungehörig 
Dinge  in  ihren  Blättern  mit  recht  faulen  Gründen  entsohuhh^ 
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Organisation  von  verschiedenen  Egoismen  mit  zu  Grunde 
liegender   materialistischer   Lebensanschauung   sein,    aus 
deren  gegenseitiger  Bekämpfung  dann  ein  annähernd  ac- 
«eptables  Mittelresultat  hervorgeht,   was   die  Auffassung 
eines  grossen  Theils  der  jetzigen  Politiker  vom  Staatswesen 
überall  in  der  Welt  ist.    Dann   allein   ist   sie  die   beste 
Staatsform  und  die  allein  wirklich  menschenwürdige  für 
ein  hinreichend    dazu    gebildetes    Volk;    alles    Andere, 
Aristokratie,    Königthuin,    Priesterherrschaft    ist    blosses 
Surrogat,   wo  nichts  Besseres  in  den  Verhältnissen  liegt. 
Die  Stärke  dieser  Anschauung  wird  sich  immer  wie- 
der von  Zeit  zu  Zeit  in  der  Eidgenossenschaft  erproben 
müssen  und  diese  Proben  sind  jetzt  nicht  mehr  Revoluti- 
onen und  sogenannte  «Putsche»,  kleinere  Revolutiönchen, 
sondern  glücklicherweise  die  ungefährlicheren  Volksabstim- 
mungen, in  Folge  von  Referendums-  oder  Verfassungsinitia- 
tivbegehren. Eine  solche  Abstimmung  gegen  den  Bauern- 
bundsfanatisnius  steht  uns  jetzt  in  der  Verfassungsabstini- 
nmng  über  die  Initiative  Hochstrasser  und  vielleicht  auch  in 
einer   Referendumsabstimmung    über    den    Zolltarif    be- 
vor.   Die  Wahlkreiseintheilung  gab   am  meisten   zu 
reden  für   den  Kanton  Graubünden,   für   welchen   die 
freisinnige  Partei  und  der  Bundesrath  statt  der  bisherigen 
3  Wahlkreise  einen  einzigen  Wahlkreis  mit  5  Vertretern 
postulirten,  ein  «Listenskrutinium»,  das  prinzipiell  nicht 
ohne  Bedenken  ist,  dort  aber  sich  als  eine  Sache  der  Not- 
wendigkeit herausstellte,  wenn  man  der  wirklichen  Volks- 
meinung Raum  gegenüber  künstlichen  Wahlkreiseinthei- 
hingen  schaffen  wollte.  Die  konservative  Partei  opponirte 
zuerst   diesem   grossen   Wahlkreis    mit   Entschiedenheit, 
zu  Gunsten  des  Status  quo,  verliess  dann  aber  im  Ver- 
laufe der  Verhandlungen  im  Nationalrath   selber  diesen 

m 
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allein  «konservativen»  Standpunkt  zu  Gunsten  eines  neuen, 
noch  viel  unhaltbareren  und  eigentlich  von  Niemand  in 
Graubünden  recht  gewollten  Zweier- Wahlkreises,  und  sah 
sich  zuletzt  zum  Theile  selbst  gezwungen,  für  den  Einer- 
Kreis  zu  stimmen.  Naturlich  sind  grosse  Wahlkreise, 
deren  die  jetzige  neue  Wahlkreiseintheilung  eine  ganze 
Anzahl  enthält,  nur  haltbar,  wenn  in  ilmen  die  natür- 
liche und  patriotische  Billigkeit  herrscht,  welche  auch 
dem  politischen  Gegner  seinen  gehörigen  Antheil  an  den 
Wahlen  lässt,  sobald  er  einen  moralisch  und  geistig  an- 
nehmbaren Kandidaten  präsentiren  kann.  Sofern  diese 
Billigkeit  fehlt,  führt  das  Listenskrutimum  zu  dem  mecha- 
nischen Proporz,  welcher  das  unidealste  und  in  seinen 
moralischen  Folgen  verderblichste  aller  Wahlsysteme  ist, 
ein  unfehlbares  Zeichen  des  Niederganges  der  Völker,  die 
sich  ihm  zuletzt  nothgedrungen  in  die  Arme  werfen.  Ein 
ganz  gesunder  Organismus  wird  sich  eine  solche  Mecha- 
nik nie  aufbürden  lassen;  für  politisch  kranke  Bevölke- 
rungen ist  sie  ein  Auskunftsmittel,  das  noch  Schlimmeres 
verhindert.  Der  Zürcher  Korrespondent  der  ehemaligen 
«Allg.  Schweiz.  Ztg.»  berichtete  diesfalls  in  diesem  Jahre 
über  den  Sieg  der  Sozialisten  in  Zürich  IQ,  und  schloß 
daran  die  folgende  bemerkenswerthe  Betrachtung: 

«Was  gilt's,  der  verachtete  und  bespöttelte  Proporz 
wird  noch  einer  der  grössten  Heiligen  der  freisinnig- 
demokratischen Partei  in  Zürich!  Die  Frage  ist  nur,  ob 
sie  dann  noch  erhört  wird,  wenn  sie  einmal  zu  ihm 
schreien  gelernt.  Die  Sozialisten  haben  nie  ein  Hehl  dar- 
aus gemacht,  dass  der  Proporz  für  sie  alles  Interesse 
verlieren  werde,  sobald  sie  einmal  '  Aussicht  haben, 
auf  dem  Wege  des  absoluten  Mehrs  die  Oberhand  zu  ge- 
winnen.» 

Das  ist  die  Wahrheit ;  an  den  Proporz  als  «gerechtes» 
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System   glauben  nur  sehr   naive  Leute  ohne   politische 
Lebenserfahrung. 

Das  proportioneile  Wahlsystem  hat  im  l'ebri« 
gen  keine  Fortschritte  gemacht,  im  Gegentheil  eine  sehr 
plastische  Widerlegung  in  Basel  gefunden,  wo  die 
Konservativen  seit  langer  Zeit  für  diese  «Gerechtigkeit» 
schwärmten.  Am  25.  August  wurde  zu  den  bereits  zwei 
dem  Centrum  angehörenden  Nationalräthen  ein  dritter 
gewählt,  so  dass  der  Halbkanton  Baselstadt  zur  Zeit,  bei 
4  Vertretern,  3  Konservative,  1  Radikalen  und  keinen 
Sozialisten  besitzt.  Es  wird  gut  sein,  dieses  Faktum  auf- 
zuzeichnen. Die  Gazette  de  Lausanne  sagte  darüber  fol- 
gendes  fast  Verblüffende: 

«Au  point  de  vue  de  la  representation  des  partis.  la 
candidature  de  M.  Speiser  avait  contre  eile  ce  fait  que, 
des  quatre  deputes  de  Bäle  au  Conseil  national,  deux 
deja,  MM.  Iselin  et  Köchlin,  siegent  au  centre.  Les  elec- 
teurs  bälois  n'ont  pas  lieu  de  s'en  plaindre  et  ils  ne  s"en 
plaignent  pas,  puisque  ä  ces  deux  deputes  distingues,  ils 
en  ont  adjoint  un  tToisieme  appartenant  au  meme  groupe. 
D'autre  part,  le  recensement  de  1900  donne  ä  Bäle  deux 
deputes  de  plus,  et  comme  M.  Wullschleger,  depute  socia- 
liste,  a  dejä  declare  qu'il  ne  se  laisserait  pas  porter  en 
octobre  pour  rentrer  au  Conseil  national,  les  electeurs 
ont  sans  doute  pense  que  les  prochaines  elections  gene- 
rales  leur  fourniraient  Toccasion  de  retablir  l'equilibre 
entre  les  groupes.    A  nouveaux  faits,  nouveaux  conseiLs.  > 

Man  braucht  bloss  das  Wort  «conseils»  durch  *prin- 
cipes»  zu  ersetzen,  dann  wäre  der  Gedankengang  der 
meisten  Anhänger  des  Proportionalsystems  richtig  ge- 
schildert. Ohne  allen  Zweifel  ging  bei  dieser  Wahl  (die 
Herrn  Reg.-Rath  Speiser  betraf)  ein  Theil  der  Wähler 
auch  von  dem  Gedanken  aus,  man  müsse  überhaupt  den 
ausgezeichnetsten  Mann  wählen,  gleichviel  welcher  Partei 
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er  angehöre  und  welches  das  Vertretungsverhältniss  der 
Parteien  sei.  Auch  dieser,  in  einzelnen  Fallen  gewiss 
recht  natürlichen  und  vernünftigen  politischen  Philosophie 
steht  der  Proporz  absolut  im  Wege.  Die  schönen  Draperien 
von  Vernunft,  Gerechtigkeit,  Christenthum  und  dergleichen, 
die  gerade  in  Basel  stark  an  ihn  gehängt  worden  sind, 
hegen  nun  freilich  kläglich  in  Fetzen.  Daran  wird  künftig 
Niemand  mehr  so  leicht  glauben,  während  es  bisher  noch 
immer  solche  Naive,  dort  wie  überall,  gab.  Von  den 
offenbaren  Mängeln  der  Politik  ist  die  Heuchelei  einer 
der  odiösesten  und  dazu  noch  der  dümmsten,  da  das 
Schweizervolk  wenigstens  zu  klug  und  zu  misstrauisoh 
dafür  ist. 

Ein  schweizerischer  «Arbeitertag»,  welcher  am  Oster- 
montag dieses  Jahres  in  Bern  abgehalten  wurde,  zeigte 
eine  «tiefere  Differenz»  zwischen  dem  katholischen  und 
nichtkatholischen,  irreligiösen  Sozialismus,  die  sich  auf 
die  Dauer  von  keinen  klugen  «Vermittlungsantragen» 
überbrücken  lässt.  Der  Bericht  des  «Bund»  darüber  lau- 
tete in  seinem  wesentlichen  Theile,  wie  folgt: 

«Referent  W.  Fürholz,  Solothurn,  schlug  folgende  Re- 
solution vor: 

1.  Die  Gründung  von  katholischen  Fachvereinen,  wie 
dieselbe  in  Rorschach,  Chur,  Pruntrut  etc.  stattgefunden  hat 
und  auch  anderwärts  angestrebt  wird,  wird  als  ein  Bruch 
des  Luzerner  Neutralitätsbeschlusses  erklärt,  da  sich  diese 
Fachvereine  auf  einen  konfessionellen  Standpunkt  stellen. 
Diese  Fachvereine  sind  sofort  aufzulösen  und  deren  Mit- 
glieder haben  sich  den  bestehenden  neutralen  Fach- 
vereinen  anzuschliessen.  2.  Da  der  Katholikenverein  (früher 
Piusverein)  keine  Arbeiterorganisation,  sondern  ein  katho- 
lischer Propagandaverein  ist  und  für  dessen  Beschlüsse 
und  Aktionen  Niemand  die  Verantwortlichkeit  innerhalb 
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des  Bundesvorstandes  übernehmen  ^.^^«|e£f* 
nicht  in  den  Schweizerischen  Arbeiterbund  und  hat  *enien 
Austeilt  zu   nehmen.     3.    Der   Beschluss   des  Luzerner 
Arbeitertages  betreffend  die  Förderung  des  Geweri^haft>- 
wesens  wird  aufrechterhalten  und  es  wird  den  >  «Und» 
und  Vereinen  des  Arbeiterbundes  neuerdings  zur  Pfbeht 
gemacht,  mit  allen  Kräften  für  eine  einheitliche  und  um- 
fassende gewerkschaftliche  Organisation  der  Arbeiter  aller 
Berufe  zu  wirken,  sowie  die  bestehenden  und  neu  sich 
bildenden  Berufsverbände  und  Vereine  zum  Anschluss  an 
den  Gewerkschaftsbund  zu  bewegen     4   Verbände  und 
Vereine,    die   inskünftig  dieser  Pflicht  beharrlich   nicht 
nachkommen,  oder  ihr  sogar  entgegenwirken,  verlieren 
das  Recht,  im  Bundesvorstände  des  Arbeiterbundes  ver- 
treten zu  sein;  ebenso  können  künftig  solche  Personen, 
die  den   durch  die  Gewerkschaften  vertretenen  Berufs- 
und Existenzinteressen  der  Arbeiter  feindsehg  gegenüber- 
treten, nicht  mehr  dem  Bundesvorstände  des  Schweize- 
rischen Arbeiterbundes  angehören.» 

Referent  beleuchtete  einlässlich  das  Vorgehen  der  ka- 
tholischen Vereine,  das  er  einer  scharfen  Kritik  unter- 
warf  Es  ist  gar  nicht  einzusehen,  sagte  Redner,  warum 
denn  eigentlich  die  römisch-katholischen  Vereine  immer 
noch  im  sozialdemokratischen  Verbände  bleiben  wollen, 
während  der  Papst  in  seinen  Bullen  die  Sozialdemokratie 
immer  wieder  als  eine  «Pest»  bezeichnet  und  vor  derselben 

warnt. 

Korreferent  Decurtins  bekämpfte  die  Ausführungen 
des  Vorredners  auf  das  lebhafteste;  derselbe  habe  die 
reinste  Kulturkampfrede  gehalten.  Man  sollte  doch  ein- 
mal auch  auf.  sozialdemokratischem  Boden  von  alten  Vor- 
urtheilen  abkommen  und  bedenken,  das«  man  dieselben 
sozialen  Ziele  auf  verschiedenen  Wegen  erreichen  kann. 
Die  katholischen  Mitglieder  des  Vorstandes  des  Arbeiter- 
bundes  hätten  loyal  die  Luzerner  Beschlüsse  beobachtet ; 
wenn  sie  im  eigenen  Lager  auf  Widerstand  ge<tto*Hen 
seien,  so  sei  dies  bei  den  Sozialdemokraten  ja  auch  d<-r 
Fall  gewesen.    Greulich  vertrat  sehr  wann  den  Stand' 
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punkt,  dass  in  religiösen  Dingen  die  Neutralität  des  Ver- 
bandes eine  absolute  sein  müsse;  man  müsse  die  religi- 
ösen Anschauungen  respektiren,  welche  Form  sie  auch 
annehmen  mögen.  Bei  manchen  Sozialdemokraten  bestehe 
noch  das  alte  «liberal-radikale»  Vorurtheil,  zuerst  sei  in 
religiösen  Dingen  aufzuräumen,  dann  erst  beginne  das 
soziale  Reich.    Das  ist  ein  unrichtiger  Standpunkt. 

Scherrer  (St.  Gallen)  beantragte  Ueberweisung  von 
Ziffer  2  und  4  (Frage  des  Piusvereins)  zur  nähern  Prüfung 
an  den  leitenden  Ausschuss  des  Bundesvorstandes,  damit 
derselbe  auf  dem  nächsten  Arbeitertag  darüber  Bericht 
und  Antrag  vorlege.  Dagegen  seien  die  Ziff.  1  und  3 
anzunehmen.  Baumberger,  Redakteur  (St.  Gallen),  warnte 
vor  dem  Ausschlüsse  der  katholischen  Vereine,  weil  dies 
die  soziale  Sache  gefährde.  Namens  des  Bundeskomites 
erklärte  Fürholz,  dass  sich  dasselbe  dem  Vorschlage 
Scherrers  anschliesse;  dieselbe  Erklärung  gab  Professor 
Dr.  Beck  Namens  der  römisch-katholischen  Delegirten  ab. 
In  der  Abstimmung  wurde  hierauf  der  Antrag  Scherrer 
sozusagen  einstimmig  (257  Stimmen)  angenommen. 

Ein  am  19.  Mai  in  Luzern  von  einer  Anzahl  schwei- 
zerischer Meisterverbände  bestelltes  Aktionskomite  für 
die  Gründung  eines  schweizerischen  Arbeitgeber- 
bundes hat  den  von  ihm  ausgearbeiteten  Statutenent- 
wurf an  alle  Meistervereine  mit  der  Einladung  zum  Ein- 
tritt in  den  zu  gründenden  neuen  Bund  übersandt.  Als 
Programmpunkte  sind  vorgesehen :  Gemeinsame  Interessen- 
wahrung, einheitliche  Stellungnahme  gegenüber  den  Be- 
hörden, Feststellung  grundlegender  Normen,  gemeinsame 
Stellungnahme  bei  Ausdehnung  des  Fabrik-  und  Haft- 
pflichtgesetzes und  anderer  Arbeiterschutzgesetze,  Schaf- 
fung eines  eigenen  ständigen  Sekretariates,  gemeinsamer 
Schutz  der  Meisterschaft  bei  Streiken,  Sperren,  Boj'kotten 
etc.  Die  definitive  Konstituirung  des  Bundes  erfolgt,  so- 
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bald   sich   die   Berufsverbände  in  zustimmendem   Sinne 
ausgesprochen  haben. 

Jeder  organisirte  Egoismus  oder,  wie  man  es  jetzt 
lieber  nennt,  «Realismus»  in  der  Welt  findet  eben  immer 
bald  wieder  seine  Gegenorganisation;  das  liegt  in  der 
Natur  der  Dinge  und  ist  die  Ausgleichung,  die  zeitweise 
an  die  Stelle  eines  gesunden  Patriotismus  treten  muss, 
dem  alle  solchen  «Klassenorganisationen»  verdächtig 
sind.  «Democracy  must  get  rid  of  the  natural  man  of 
each  for  himself,  and  have  a  new  birth  into  the  Spiritual 
man,  the  ideal  seif  of  each  for  all.» 


Die  «Frauenrechte»  haben  für  uns  zunächst  den 
Werth,  dass  sie  es  einer  Anzahl  von  selbständigen  Frauens- 
personen allein  ermöglichen,  ihren  ehrlichen  Weg  durch 
das  Leben  zu  finden,  der  ihnen  sonst  durch  die  natürliche 
Ueberzahl  des  weiblichen  Geschlechts  und  die  Unmöglich- 
keit einer  angemessenen  Heirat  verschlossen  ist,  wo- 
rüber keine  Deklamationen  über  «den  natürlichen  Beruf 
der  Frau»  hinweghelfen.  Sodann  aber  glauben  wir  an 
die  ideale  Seite  des  weiblichen  Charakters  und  halten  da- 
für, dass  das  Stimmrecht  der  Frauen  wenigstens  in 
Schul-  und  Kirchensachen,  nicht  bloss  ihrem  natürlichen 
Beruf  und  ihren  Fähigkeiten  entsprechen,  sondern  auch 
von  guten  Folgen  für  die  nothwendige  Idealisirung  dieser 
wichtigen  Gebiete  des  öffentlichen  Lebens  sein  würde.  Das 
allgemeine  Stimmrecht  kann  ja  nachher  kommen,  doch 
würden  wir  schon  jetzt  mit  dem  Frauenstimmrecht  in  der 
Alkoholfrage  und  allen  Sittlichkeitsfragen  weiter  kommen, 
als  es  ohne  dasselbe  noch  geraume  Zeit  hindurch  der  Fall 
sein  wird.    Die  Frauen  sind  die  letzten  Reserven  des 
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menschlichen  Geschlechts  in  Bezug  auf  öffentliche  Dinge. 
Ob  es  nöthig  ist,  dieselben  heranzuziehen,  kann  einer 
faktischen  Bestreitung  im  einzelnen  Lande  unterliegen. 
Die  Notwendigkeit  stellt  sich  aber  bereits  überall  mehr 
oder  weniger  heraus.  Dagegen  wünschen  wir  keine  «eman- 
zipirte»  Frauen,  und  die  Frau,  welche  jetzt  schon  an  poli- 
tischen Parteiverhandlungen  überlauten  Antheil  nimmt, 
oder  Romane  dekolletirter  Art  schreibt,  ist  uns  so  sehr  zu- 
wider, wie  dem  grössten  Bekämpfer  des  Frauenstimmrechts. 
Wir  bedauern  es  sogar,  dass  es  einigermassen  in  der  Natur 
der  Sache  liegt,  wenn  sich  die  literarisch  oder  politisch 
thätigen  Frauen  öfter  an  Gegenständen  der  Bespre- 
chung betheiligen,  welche  von  etwas  zweifelhaftem  Gt- 
schmacke  sind.  Wir  hören  diese  Dinge  selbst  nicht  vor- 
zugsweise gerne  besprechen  und  am  wenigsten  von  Frauen. 
In  dieser  Hinsicht  fehlt  es  ihren  Schriftstellerinnen  oft 
ein  wenig  an  Takt  und  sie  erwerben  sich  dadurch  keint* 
Freunde  unter  denjenigen  Männern,  die  sie  gerade  zur 
Unterstützung  ihrer  Bestrebungen  nöthig  hätten.  Ein 
anderer  Fehler  der  Frauen  ist  ihr  natürlicher  Mangel  an 
kräftiger  Originalität,  welche  nur  in  einzelnen  excentrischeii 
Exemplaren  hervortritt,  die  dann  aber,  wie  etwa  Georgt 
Sand,  Ellioth,  Rosa  Bonheur  u.  A.,  schon  in  der  äussern 
Erscheinung  etwas  unangenehm  Mannhaftes  haben.  Ein 
klassisches  Beispiel  hiefür  enthielt  ein  Aufsatz  einer  vor- 
nehmen Engländerin,  der  Herzogin  von  Sutherland,  in  drr 
amerikanischen  Zeitschrift  «The  north  American  Review  . 
Maiheft.  Er  beginnt  sehr  gut  mit  der  Bemerkung,  man 
möchte  oft  glauben,  unsere  Zeit  habe  soeben  erst,  neben  d**r 
drahtlosen  Telegraphie,  den  Röntgenstrahlen  oder  det 
Maximge wehren  «die  Frau»  erfunden,  und  überall  in  aller, 
literarischen  Erscheinungen  unserer  Tage  heisse  es  jetzt: 
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«Place  aux  dames».  Was  aber  nach  diesem  Apercu  folgt, 
ist  Alles   sichtlich    zusammengestellt   aus   Lektüre   vor- 
züglich Carlyle's  und  Anderer,  und  man  legt  den  Artikel 
unbefriedigt  aus  der  Hand,  den  man  mit  lebhaftem  Inte- 
resse zu  lesen  begonnen  hatte.    Am  wenigsten  ist  die 
Statistik   und  die  Nationalökonomie  dem  weiblichen  Ge- 
nius adäquat,  und  in  dieser  Richtung  citiren  wir  ein  neues 
Buch  von  Lily  Braun  «Die  Frauenfrage,  ihre  geschicht- 
liche Entwicklung  und  ihre  wirthschaftliche  Seite»,  worin 
die  Frauenfrage  ganz  vom  Standpunkt  des  sozialdemo- 
kratischen Zukunftsstaates  beleuchtet  wird,  auf  welchen 
die  Frauen  unseres  Erachtens  nicht  sollten  erst  warten 
müssen,  bevor  man  ihnen  gerechter  wird. 

In  den  skandinavischen  Ländern  scheint  die  Sache 
Fortschritte  zu  machen.  In  Christiania  fand  im  Juli  ein 
nterskandinavischer  Frauenkongress  statt,  bei  dem  eine 
Rednerin  unter  grossem  Beifall  die  These  aufstellte,  «dass 
lie  sozialpolitische  Entwicklung  der  Gegenwart  mit  un- 
ibweisbarer  Deutlichkeit  auf  eine  erhöhte  Theilnahme  der 
nfindigen  Frau  am  öffentlichen  Leben  hinweise.  Die 
onvegische  Gesetzgebung  habe  dieser  Erkenntniss  bereits 
isofern  Rechnung  getragen,  als  sie  allen  erwachsenen 
nd  selbständigen  Staatsbürgern  weiblichen  Geschlechts 
ie  Zulassung  zum  aktiven  wie  passiven  Gemeindewahl- 
•cht  gewährleiste.  In  engeren  Gränzen  habe  man  eine 
eiche  Reform  auch  in  Schweden  in  Angriff  genommen 
>ch  sei  hier  —  im  Gegensatz  zu  den  radikal  gehaltenen 
orschriften  der  norwegischen  Wahlordnung  —  der  Pro- 
ntsatz  wirklich  stimmberechtigter  Frauen  ein  so  niedri- 
i%  dass  von  einem  effektiven  Hervortreten  des  weiblichen 
alüeinflusses  keine  Rede  sein  könne.  Im  allgemeinen 
nne  der  Satz  aufgestellt  werden,  dass  auf  jedes  Htm. 
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dert  erwachsener  Staatsbürger  50  Prozent  männliche  und 
nur  3  Prozent  weibliche  Wählerstimmen  entfielen.  Noch 
ungünstiger  stelle  sich  das  prozentuale  Verhältniss  ki 
Bezug  auf  die  politische  Wahlbefugniss.  Während  für  die 
Volkshauswahlen  der  schwedischen  Frauenwelt  schlecht- 
hin jede  Einfiussnahme  vorenthalten  sei,  stehe  ihr  hin- 
sichtlich der  in  regelmässigen  Intervallen  erfolgenden  Er- 
gänzung des  Oberhauses  nur  eine  sehr  problematische  in- 
direkte Wahlbetheiligung  (bei  Designirung  der  Wahlmänner 
und  Elektoren)  zu.  Die  schwedische  Regierung  und  noch 
mehr  das  schwedische  Parlament  sei  indessen  selbst  zu 
der  Ueberzeugung  gelangt,  dass  es  bei  diesem  Zustande 
auf  die  Dauer  sein  Bewenden  nicht  haben  könne ;  bereits 
im  zurückliegenden  Winter  habe  man  den  ersten  Anlauf 
zu  einer  Modernisirung  des  politischen  Wahlrechts  im 
Sinne  der  von  den  Frauenrechtlerinnen  geäusserten 
Wünsche  unternommen.  Sache  der  skandinavischen  Frauen- 
welt sei  es  numehr,  diese  günstige  Wendung  mit  Geschick 
und  Umsicht  auszubeuten,  um  den  nordischen  Ländern 
auch  auf  diesem  wichtigen  sozialen  Gebiete  den  Vorrang 
vor  allen  übrigen  Kulturstaaten  zu  wahren. 

Vermuthlich  werden,  so  sagt  der  Bericht,  die  skandi- 
navischen Regierungen  ihren  bisherigen  halben  Zuge- 
ständnissen in  puncto  des  weiblichen  Stimmrechts  in 
absehbarer  Zeit  schon  ausgiebigere  Gewährungen  folgen 
lassen.» 

Vor  dem  Pariser  Appellationsgerichte  leistete  die  erste 
Frau  den  Advokateneid ;  es  ist  die  Frau  eines  Advokaten. 
Das  Stimmrecht  der  Frauen  in  Kirchensachen  wurde  im 
zürcherischen  Kantonsrath  nach  einer  langen  Diskussion, 
bei  welcher  die  besseren  Kräfte  und  Argumente  auf  Seite 
der  Frauen  waren,   abgelehnt,  wozu  auch  Petitionen  aus 
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sittenpolizeilichen   Aufsicht   entziehen,   trotzdem  sie  da- 
runter gehören. 

Der  Reichskanzler  antwortete  darauf  mit  seiner  ge- 
wöhnlichen urbanen  Gewandtheit  und  einige  Damen  der 
Deputation  erblickten  in  ihren  Berichterstattungen  an  dir 
Zeitungen  in  dieser  Audienz  bereits  einen  «historischen 
Moment».  Möchte  er  nicht  allzu  lange  historisch  bleiben. 

Bei  dem  internationalen  Presskongresse  dieses  Sum- 
mers in  Bern  spielte  eine  der  Presse  angehörige  Frau 
geradezu  die  Hauptrolle.  Der  galante  Hauptredaktor  der 
Gazette  de  Lausanne  sprach  sich  darüber  in  der  Nummer 
vom  30.  Juli  u.  A.  wie  folgt  aus: 

«Eloquence  de  femme.  Mme  Severine  a  fait  en  oni- 
querant  son  tour  de  Suisse. 

II  y  a  un  mois,  eile  parlait  ä  Lausanne  et  gagnait 
tous  les  ccpurs.  Quelques  jours  apres,  c'etait  a  Lucern«' 
ce  fut  un  nouveau  triomphe.  La  semaine  derniere.  ai 
congres  de  la  presse,  eile  a  marche  d'ovation  en  ovatiim 
Les  journalistes  du  monde  entier  Tont  acclamee  commi 
on  acclamait  Aspasie  ä  Athenes,  au  temps  on  Phidis.1 
achevait  le  Parthenon. 

Cornme  la  Milesienne,  amie  de  Pericles,  Mme  Severii* 
est  une  Charmeuse. 

Mme  Severine,  ä  Berne,  n'a  mis  son  eloquence  <ju  ä 
serviere  de  nobles  causes,  mais  je  songeais  en  l'eooutau 
au  danger  d'une  pareille  puissance  de  seduetion  chez  «' 
moins  bien  intentionnees.  Et  je  me  suis  senti  fortenKX 
ebranle  dans  mes  velleites  feministes. 

Quand  on  en  sera  ä  discuter  Taccession  des  feniit* 
aux  droits  politiques  et  leur  admission  dans  les  a** 
blees  deliberantes,  il  faudra,  je  crois,  faire  deux  cham**^ 
une  pour  elles,  Tautre  pour  nous.  Dans  la  chambre  'i- 
femmes,  elles  se  neutraliseront  reeiproquement.  Et  te 
la  chambre  des  hommes,  les  legislateurs  garderont  !■' 
sang-froid.» 
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rf-huhputzer,  5  Pfl«**-n.  7> '^ctT^urwn^a.  •»;:  1*  -r    _^-: 
nd   *Offieeboy».    »•   \j&*z*L-~*rzs-     -'**    — .  : .  -  - 
Stahlkessehnacher.  1*6  F.-^t*rr    ^  E  n^-ir-..  -  -    :  ■ 
ergleute  in  Gold-  und  rfL^^mjz  -c>  *S  *^*-:i:--— j-iit.--  -  ^ 
weibliche  MotorfühivT  jü.  *  w   1*ltlii»  *-rrrr  _  -     __ 
i  überhaupt  in  Amerika  ka*m.  ^»~^r  -^d*i  **:hti:    •'.--    *- 
^rbe  gibt,  in  welchem  Fra-r^i  -«^  ij'ür  -•»•".ilru;  -i.    !•  - 
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Gesetzgebung.  Die  wktrur^v-.  r*-*-rzr^—^.—  :^'i 
lasse  der  letzten  Zeit  waren:  da»  t*»~rx  ••^•-<^i:  :.^ 
.tionalrathswahlkreise.  das  Gesetz  l*^r  ^-  »>^'-^.s-.— 
rkehr  zwischen  den  beiden  Ratben  -jrrf  rxit  }  m  'j— 
kajintmachung  von  Gesetzen  und  BcriV-^-^r^L—^: 
%  Gesetz  betreffend  die  elektn»H>rn  a-.a/^  >-  Z. - 
z  zu  Art.  67  des  Bundesstrafrecht*  \**r*4~zA  '~'.;.v 
ifr  von  Eisenbahnen  und  Posten  und  da«  'r~w-v  ;-^ 
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Lohnzahlung  und  Bussen  wesen  bei  den  haftpflichtigen  Unter- 
nehmungen. Sie  unterliegen  zur  Stunde  noch  theilweist 
der  Bereinigung  und  sodann  noch  dem  Referendum,  wenn 
dasselbe  ergriffen  werden  sollte ;  Gesetze,  welche  sich  inBe- 
rathung  befinden,  sind:  das  neue  Reglement  der  beiden 
Räthe,  die  Revision  des  Gesetzes  über  die  Nationalrath>- 
wahlen,  die  Erleichterung  der  Einbürgerung,  die  Revision  des 
Art.  32  bi8  der  Bundesverfassung  (Motion  Steiger),  das  Lebens- 
mittelgesetz, das  Gesetz  über  die  Forstpolizei,  die  Revision 
des  Jagd-  und  Vogelschutzgesetzes,  des  Schuldbetreibungs- 
gesetzes, der  Haftpflichtgesetzgebung;  die  Arbeitszeit  lw*i 
den  Transportanstalten,  die  Reorganisation  der  Tele- 
graphenverwaltung. Zu  gewärtigen  ist  die  Vorlage  eines 
Gesetzes  über  den  Versicherungsvertrag.  Ferner  machte 
die  Geschäftsprüfungskommission,  nach  unserer  Ansicht  mit 
Recht,  darauf  aufmerksam,  dass  das  jetzige  Gesetz  über 
die  Organisation  des  Bundesgerichts  sehr  wenig  bekannt 
und  schwer  verständlich  sei.  Es  ist  in  der  That  eines  der 
schwerfälligsten  und  sclrwerstverständlichen  Gesetze.  da> 
dringend  einer  Revision  bedürfte.  Nahezu  das  Gleiche  ist 
von  dem  Schuldbetreibungsgesetze  zu  sagen.  Die  Kran- 
ken- und  Unfallversicherung  bietet  natürlich  fort- 
während einen  für  unser  Land  wenig  ehrenvollen  Ver- 
gleich mit  anderen  Industriestaaten.  Nachdem  das  Volk 
am  20.  Mai  1900  das  Gesetz  betreffend  die  Unfall-  und 
Krankenversicherung  verworfen  hat,  spricht  sich  der 
Bundesrath  in  dem  Geschäftsberichte  des  Handels-  unü 
Industriedepartements  über  das  weitere  Vorgehen  in  dieser 
Angelegenheit  wie  folgt  aus:  Es  seien  andere  Mittel  un»: 
Wege  zu  suchen,  um  die  Vollziehung  von  Art.  34  **  der 
Bundesverfassung  zu  ermöglichen,  denn  wir  dürfen 
das  Resultat  der  Volksabstimmung  nicht  in  dem  Sinn* 
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auffassen,  dass  dem  YerfassungsgroiMfcatz  *l*sia--;<  k-^~ 
weitere  Folge  zu  geben  sei.  Das  Indu^ri-d-i«»*-^- : 
belasse  sieh  daher  mit  neuen  Yorarbeit-iL  Der  fe  T-r- 
Sicherungszwecke  dLsj^nible Fonds Wträgt  iri^* Lr.  x»--- 
dem  ihm  der  ganze  Recbnungsüber=Hm^  des  JaLr^  1<* 
zugewiesen  wurde.  Fr.  10,333.716. 

Der  muthmassliche  Erfolg  der  n*^ii  >:.^:.  ▼-_-; 
der  hei  uns  in  allen  Dingen,  die  miwa?L-t.  <i._  :  .  - 
«KümproniL^orschlag»  sein,  die  KanT-n-  z-  -.-- 
ventioniren.  wenn  sie  selbst  *>kh-  Ver*<.-r..vz->»:- 
stalten  gründen,  oder  selber  söbvent>.niren  *  -V:~  L- 
ttsst  sich  in  der  That  so  viel  dafür  -a^h.  <Lk-  :^ 
sehr  verschiedenen  YerhalüuVe  auf  di~*?  W-**-  ^-m<r~ 
besser  berücksichtigt  werden  können- 

Bezüglich  der  Recht^gesetzeeb^nz  »;•>  ;•. 
der  Junisitzung  dieses  Jahres  von  d*m  Yor<erL-rr  <>~  -  --:/- 
departements  neuerdings  die  ZoäH-ermz  +*ri*-.r  cu~ 
unbeschadet  der  fortgesetzten  vorbererreiy:-^.  A.-*-.--  •_  4'  • 
ein  Strafgesetzbuch,  die  auch  in  Bälde  za  eli^~  A.*-*~„  — . 
gedeihen  würden,  das  Crrilgesetz  -tet-  d-ü  V-rncar  jutv; 
.solle  und  ein  Zustandekommen  d«<«*rli*rzi  c*Ii-t  tvf  i.v* 
Jahr  1905  in  Aussicht  genommen  werter.  k>j^  !—.•- 
gend  nothwendig  wäre  auch  ein  Bar.cze**:*z  -•>- 
wenigstens  eine  Revision  des  jetzigen  Baciz*  ^:_i-— ^-y^-- 
welches  noch  auf  dem  Standpunkte  des  aher^  c  •_•  *r.  R*-  .+*,  r 
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neues  Expropriationsge»etz  an  J^el*  <w •*••.■*•■• 
von  1850.  Die  Gründe,  weltbe  da-  Ifcjuv*«  <-•*-,,»- ~ 
seinem  Gutachten  dagegen  vorführe  fairtei.  -.  ->^  j^  .„.. 
sehr  wenig  Anklang:  man  kann  «**--,  -  •>•>-.••**-%♦  /.^ 
-warten,  bis  die  Civilrechtskonmii^yA  j:re  Y^-r**:  ..•  ^  -,-^ 
das  Sachenrecht  abgesduWen  hat.    Ij*t  w:^*^^., 
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Juristenverein  regte  bereits  einen  eidgenössischen  Civil- 
prozess  und  ein  schweizerisches  Anwaltsgesetz  an.  Beide 
letzteren  Gesetze  würden  eine  Revision  der  Verfassung 
(Art.  83  und  64)  voraussetzen.  Ein  interessanter  Ent- 
wurf eines  Civilprozesses  aus  dem  helvetischen  Archiv 
findet  sich  im  Jahrbuch  Band  IV,  738.  Eine  Konferenz 
kantonaler  Finanzdirektoren  wünscht  ein  Doppelsteuer- 
gesetz nach  einem  Entwurf  von  Regierungsrath  Speiser. 
Ebensa  wird  verlangt  ein  neuer  «Führer  für  die  Civil- 
Standsbeamten»  an  Stelle  des  jetzigen,  etwas  veralteten. 

Am  1.  August,  am  Tage  der  Bundesfeier  {an  dem 
solche  Dinge  verboten  sein  sollten),  wurde  in  Freiburg 
eine  Hinrichtung  vollzogen;  mit  einer  von  Schaffhausen 
entlehnten  Guillotine  und  einem  von  Rheinfelden  bezoge- 
nen «Meister».  So  viel  Vertrauen  haben  die  Kantone 
doch  nicht  in  ihren  seit  1878  gemachten  Rückschritt,  dass 
sie  sich  den  Luxus  eigener  Henker  und  Hinrichtungs- 
werkzeuge gestatten.  Schaffhausen  und  Aargau  haben  die 
zweifelhafte  Ehre,  dies  für  alle  zu  besorgen,  bis  das  eid- 
genössische Strafgesetz  dieser  Anomalie  ein  Ende  macht, 
welche  nun  zugleich  eine  Rechtsungleichheit  erster  Grösse 
in  der  Schweiz  geworden  ist. 

Nach  Zeitungsnachrichten  soll  Schaffhausen  übrigens 
künftig  nicht  mehr  geneigt  sein,  diesen  freundeidgenössi- 
schen Dienst  Andern  zu  erweisen,  und  auch  die  eidge- 
nössische Staatsbahn  dürfte  sich  füglich  weigern,  solch*» 
Waaren  ferner  zu  transportiren. 

Das  Gute,  was  an  der  Todesstrafe  überhaupt  ist,  trat 
bei  diesem  letzten  Anlasse  (das  wollen  wir  nicht  ver- 
fehlen beizufügen),  mehr  als  bei  jedem  andern  bisher,  her- 
vor. Es  ist  das,  dass  sie  auf  einzelne  Menschen  besser 
wirkt,   als  langjährige  Kerkerhaft,   und  dann,  wenn  dies 
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der  Fall  ist,  eine  Art  von  versöhnender  Wirkung  hat. 
Dennoch  bleibt  sie  eine  Barbarei,  und  die  von  allen  mög- 
lichen Zufallsstimmungen  abhängige  Willkürlichkeit  der 
Begnadigungen  ist  etwas  Unerträgliches. 

Der  neu  redigirte  Entwurf  eines  eidgenössischen  Straf- 
gesetzbuches soll  die.  Todesstrafe  dem  Vernehmen  nach 
nicht  enthalten  und  thut  wohl  daran;  sonst  würde  er 
sehr  gefährdet  sein. 

Bei  dem  deutschen  Juristentage  dieses  Jahres  wurde 
eine  Revision  des  deutschen  Strafgesetzbuches 
als  nothwendig  bezeichnet. 

Der  italienische  Psychiater  Lombroso,  dessen 
ungesunden  Ansichten  die  «moderne»  Strafrechtswissen- 
schaft  zu  grosse  Aufmerksamkeit  erwiesen  hat,  ver- 
sucht es  in  einem  neuen  Buche  «Die  Ursachen  und  Be- 
kämpfung des  Verbrechens»,  welches  in  diesem  Jahre,  auch 
in  deutscher  Sprache,  erschienen  ist,  seine  materialisti- 
schen Thesen  neuerdings  zu  begründen.  Das  interessanteste 
Neue  darin  sind  nicht  bloss  besondere  «Kriminal-Irren- 
anstalten», in  die  muthmasslich  nach  und  nach  alle  Ver- 
brecher aus  guter  Familie  kommen  würden,  sondern  auch 
die  von  ihm  sogenannte  «Symbiose»,  d.  h.,  wie  ein  Kri- 
tiker sagt:  «Einrichtungen,  welche  den  Verbrecher  ebenso 
wie  den  ehrlichen  Menschen  zum  beidseitigen  Nutzen  ver- 
wenden und  dabei  das  Verbrechen  als  etwas  fast  Not- 
wendiges ansehen,  das,  wie  die  Cholera,  die  schmutzigsten 
Stadtviertel  entvölkert  und  so  die  Allgemeinheit  in  dring- 
licher Weise  auf  die  Prophylaxe  und  Hygiene  hinweist.» 
Das  Gute  an  diesen  modernen  Strafrechtslehren  ist 
eine  individuellere  Behandlung  der  einzelnen  Fälle  und 
im  Allgemeinen  eine  grössere  Humanität  im  Strafrecht, 
die  sie  herbeigeführt  haben.  Dagegen  hoffen  wir,  es  werde 
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für  uns  der  Begriff  der  «Schuld»,  den  sie  zu  elinüniren 
beabsichtigten,  unerschütterlich  feststehen  und  die  philo- 
sophische Basis  unseres  künftigen  Gesetzes  bilden. 

In  einem  französisch-schweizerischen  Blatte  wurde 
beiläufig,  um  mit  dessen  eigenen  Worten  zu  reden,  *ex- 
prime  l'idee,  soutenue  deja  ä  plusieurs  reprises  par  d'ex- 
cellents  esprits,  que  le  Tribunal  federal  devrait  avoir  la 
competence  d'interpreter  la  Constitution  föderale,  meme 
vis-a-vis  du  Conseil  federal  et  des  Chambres.  D  v  aurait  la 
une  garantie  donnee  ä  tous  les  citoyens  et  un  moyen  de 
soustraire  l'interpretation  de  la  Constitution  aux  variations 
d'une  autorite  politique. 

«Des  journaux  de  tous  les  partis  Tont  reconnu  et 
meme  des  organes  radicaux  ont  declare  que  cette  opinion 
pouvait  se  soutenir  par  de  bonnes  raisons.  Nous  avons 
recu  d'autre  part  ä  ce  propos  de  nombreuses  adhesions, 
en  particuüer  celle  de  juristes  distingues.» 

Hoflfentiich  von  nicht  sehr  vielen,  oder  ausgezeich- 
neten, denn  die  Rechtsprechimg  des  Bundesgerichts  würde 
uns  dafür  keineswegs  die  nothwendige  Sicherheit  bieten. 
Man  braucht  bloss,  um  nur  einige  wenige  Ereignisse  von 
einigermassen  politischer  Tragweite  zu  erwähnen,  an  den 
Genfer  Soutane-Rekurs,  oder  das  neuerliche  Urtheil  in 
S.  Frigerio  und  Konsorten  zu  denken.  Die  «variations 
d'une  autorite  politique»  würden  sich  dann  auf  die  Wahlen 
der  Bundesrichter  verlegen,  welche  man  den  politischen  Be- 
hörden doch  nicht  entziehen  kann.  Oder  wollten  diese 
«excellents  esprits»  etwa  auch  die  «Wahl  des  Bundes- 
gerichts  durch  das  Volk»  befürworten? 

Ein  politisch  ganz  besonders  wichtiges 
Gesetz,  das  im  Interesse  unserer  grossen  Städte,  Genf, 
Basel  und  Zürich,    durch    ein  Postulat  vom  9.  Dezember 
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1898  angeregt  worden  war.  ist  da>  i>^  •  -— =rz  *— 
treffend  die  Ertheflimg  des  Schwriz-r1  Irzrrrr  •  !-• 
und  den  Verzicht  auf  dasselbe»,  •rin-  A>f— -^-:  >~ 
Art.  44  der  Bundesverfassung  a>i  «r— t-  Ir-rrjzz  *>• 
bisherigen  Gesetzes  vom  3.  JuS  1>7*I  Maz.  xür-  ~  :  -r 
Schweiz,  wie  die  Statistik  aa«w*>t: 

im  Jahre       Einwohner  -^  c  A-.-lL>  >~ 

yj'*'       Pr  z--*   >r 

1850  2,392.740  71,57"  ::  '» 

1860  2,510.4^4  114>cf  :>*- 

1870  2,669.147  15W«C  ^7 

1880  £848.102  iilJfö  7.4 

1888  2,912.420  ±5*»£m  7^ 

1900  3,327,336  &1S* 

In  den  uns  umgebenden  Gr->-~ ~aa 
Zahl  der  Auslander  1—2  Prozent  «kr  G~a^L~- v  --  *  .c  -~._v. 
Noch  auffallender  ist  die  Menge  d^r  Fr~~ --::  jl  -.r^-...-^ 
Kantonen.  Es  betrug  im  Jahre  1!«  ••  -Le  Zai-  >r  A  -~ 
länder  in  Prozent  der  Gesammtbev.~.;i.7r^z  4*  s*  \r:  i*r.:s 
in  Genf,  38,2  in  Baselstadt  22.7  inj  T<~lr^  1*  *;  ^  >  v,f 
hausen,  16,4  in  Zürich  (in  der  .Sra/h  w>~r  _:.^-.I*  ; 
30  Prozent). 

Beruhigend  ist  ein  solcher  Zii-tar.d  in  d-r  Trjsi*  :_  :r 
aber  ebensowenig  sind  genügend  die  Ma.— r-rz-:r..  *»  - . 
in  dem  (noch  nicht  gänzlich  zum  AWhl  ^—^  z-»;..-  - 
neuen  Gesetze   zur  Abhülfe  vorzevLIaz^ii   w<:r  ;*  .v     J/ 
Herabsetzung   der  ohnehin   kleinen   elo^er-  *-— !••;.•;.  K- 
laubnisstaxe  für  die  Erwerbung  eines  Kair*.r>;.  \rt~r:->  -  * 
kommt  nicht  in  Betracht;  die  S<-Ijwieri^k<:r   L- /*   Cs-.r 
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in  dem  Gesetzesvorschlag  geschieht,  zwingen  wollen,  die 
im  Inland  geborenen  Fremdenkinder  da,  wo  ihre  Eltern 
zur  Zeit  der  Geburt  wohnen,  ohne  Entgelt  als  Bürger 
aufzunehmen,  so  entstünde  dadurch,  abgesehen  von  Schwie- 
rigkeiten mit  dem  Ausland  (die  durch  Option  nur  (heil- 
weise  auszugleichen  sind),  ein  Zustand  der  Rechtsungleich- 
heit gegenüber  den  Schweizerbürgern  anderer  Kantone, 
die  sich  oder  ihre  Kinder  im  gleichen  Falle  mit  GeM 
einkaufen  müssten,  welcher  auf  die  Dauer  unerträglich 
wäre. 

Man  kann  auch  den  Fremdenkindern  nicht  bloss  das 
Kantonsbürgerrecht,  ohne  ein  Gemeindebürgerrecht,  oder 
ein  Gemeindebürgerrecht  ohne  Armenunterstützungsrecht 
und  Gemeindenutzung  geben,  weil  dies  der  Heimatlosen- 
gesetzgebung und  überhaupt  der  Rechtsgleichheit  wider- 
sprechen würde. 

Der  jetzige  Gesetzesvorschlag  will  allerdings  die  Kan- 
tone nicht  zwingen,  sondern  es  ihnen  nur  möglich  machen, 
wenn  sie  wollen,  in  der  Schweiz  geborene  Kinder  von 
Fremden  in  dieser  erleichterten  Weise  zwangsweise  ein- 
zubürgern, was  zwar  nur  in  sehr  wenigen  Kantonen  ge- 
schehen würde,  aber  dennoch  einen  neuen  Keil  in  die 
schon  jetzt  stark  erschütterten  Niederlassungsverhältnissc 
treibt.   Die  grosse  Bedeutung  dieses  Gesetzes  Hegt  näm- 
lich darin,  dass  sich  hinter  demselben  die  Frage  tmi 
obligatorischen  Einbürgerung  der  Niedergelassenen,  ähn- 
lich der  Einbürgerung  der  Heimatlosen  von  1850,  erhebt 
Das  jetzige   Niederlassungsrecht,    welches   den    Niedtr- 
gelassenen  alle  Rechte  der  Kantons-  und  Gemeindebürg>- 
ausser    dem   Antheil    an   den    Gemeindenutzungen,  der 
Stimmfähigkeit  in  rein  bürgerlichen  Angelegenheiten  im* 
der  Armenunterstützung  (letzteres  in  den  weitaus  meist* 
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Kantonen)  verleiht,  also  dieEinwohnergemeinde  zu  der  wirk- 
lichen Gemeinde  erhoben  hat,  steht  nicht  bloss  im  offen- 
baren Widerspruch  mit  dem  staatsrechtlichen  Grund- 
satz, welcher  die  Nationalität  auf  eine  kantonale   und 
gemeindliche,  vom  Wohnsitz   ganz  unabhängige   Heimat 
aufbaut,  sondern  auch  mit  dem  Gefühl  der  Schweizer, 
welche  nicht  ihrem  Wohnsitz-,  sondern   ihrem   Heimats- 
iautone  vorzugsweise  angehören.    Es  war  an  und   für 
sich,  abgesehen  von  praktischen  Anforderungen  des  Augen- 
blicks, eine  unrichtige  und  auch  mit   unserer  geschicht- 
lichen Entwicklung  in  Widerspruch  stehende,  formalgesetz- 
liche Auffassung,  welche  auf  den  Wohnsitz  mehr  Gewicht  ge- 
legt hat,  als  auf  die  Heimat,  dergestalt,  dass  durch  unsere 
jetzige  Verfassung  und  Gesetzgebung  sogar  die  Vormund- 
schaft dem  Wohnsitz  überlassen  ist,  obwohl  im  Verarmungs- 
falle die  Heimat  den  Schaden    zu  tragen  hat.    Es  lässt 
sich  sogar  eine  noch  weitergehende  Strömung  der  Zeit 
nach  dem  Heimatsrechte   zurück  konstatiren,  welche  in 
den  Haager  Verhandlungen  über  das  Civilrecht  bereits 
Ausdruck  gefunden  hat  und  für  den  Menschen  eine  festere 
Hechtsbasis  fordert,  als  den  jetzt  oft  wechselnden  Wohn- 
sitz mit  seinen   verschiedenen   Gesetzgebungen.    Es  ist 
auch  bei  uns  Niemand  von  dem  Ausführungsgesetze  «über 
die  civilrechtlichen  Verhältnisse  der  Niedergelassenen  und 
Aufenthalter»  befriedigt,   und   es  ist  sogar  nicht  einmal 
gelungen,  die  Rechtsstellung  der  letztern,  im  Gegensatz 
*u   den  Niedergelassenen,  gemeingültig   zu  fixiren.    Das 
iind  Verhältnisse,  die  nothwendig  nach  einer  Wieder- 
lerstellung  der  Bürgergemeinden   tendiren,   in 
lenen  auch  allein  ein  wirklicher  Patriotismus  und  eine  sieh 
tbschliessende  Nationalität,  die  zu  einem  dringenden 
politischen  Bedürfniss  geworden  ist,  eine  fest«;  Onuidliige 
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findet.  Es  ist  aber  nicht  darauf  zu  rechnen,  dass  jemals 
auf  dem  Wege  von  Erleichterungen  die  grosse  und  sich 
noch  täglich  vermehrende  Masse  von  Niedergelassenen 
zur  freiwilligen  Einbürgerung  an  ihrem  Wohnsitz  gegen 
erheblichen  Einkauf  werde  veranlasst  werden  können, 
oder  umgekehrt,  dass  die  Bürgergemeinden  sie  ohne  eine 
solche  Entschädigung  aufnehmen  würden.  Die  Lösung 
aller  dieser  Fragen,  die  innerlich  zusammenhängen,  Ein- 
bürgerung der  Fremden,  Wiederherstellung  lebenskräf- 
tiger Bürgergemeinden  als  Grundlage  einer  starken  Na- 
tionalität, Ausscheidung  der  Niedergelassenen  von  den 
bloss  vorübergehend  Aufhältlichen,  übereinstimmende  Ord- 
nung der  gesetzlichen  Armenunterstützungspnicht,  lässt 
sich  wahrscheinlich  nur  erzielen  durch  eine  ähnliche  Mass- 
regel, wie  sie  im  Jahre  1850,  nach  einem  halben  Jahr- 
hundert von  vergeblichen  Versuchen  erfolgte,  nämlich 
durch  eine  fortwährende  obligatorische  Einbürgerung  aller 
wirklichen  Niedergelassenen  in  die  Gemeinden  und  Kan- 
tone, in  denen  sie  ihren  Wohnsitz  haben.  Damit  würde 
wieder  eine  einheitliche  Gemeinde  entstehen,  in  der  dann 
nur  noch  wenige  Aufenthalter  neben  den  Bürgern  be- 
stünden, solche  Personen  nämlich,  die  gar  nicht  die  Ab- 
sicht haben,  sich  auf  die  Dauer  an  den  Ort  ihres  zeit- 
weiligen Aufenthaltes  zu  binden. 

Die  Schwierigkeit  einer  solchen  Massregel  liegt  natür- 
lich in  den  Bürgernutzungen  und  der  Armenunterstützung. 
Dieselbe  lässt  sich  unseres  Erachtens  nur  lösen  durch 
eine  Verwandlung  des  grössten  Theiles  der  Bürgergüter 
in  öffentliche  Stiftungen  zu  einem  bestimmten  Zwecke 
und  mit  selbständiger  juristischer  Persönlichkeit,  so  dass 
sie  .fortan  gar  kein  Eigenthum  der  Bürgergemeinde  mehr 
sind,   und   mittelst   Ersetzung   der  bürgerlichen   Armen- 
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Unterstützung  durch  ein  zweckmässiges  System  der  Ver- 
sicherung aller  Bedürftigen,  in  vereinigter  Anstrengung 
der  Bürgergemeinde,  des  Kantons  und  der  Eidgenossen- 
schaft. 

Auf  einem  anderen  Wege  ist  aus  dem  jetzigen  chao- 
tischen Zustande  nicht  herauszukommen,  und  das  jetzige 
Gesetz  über  die  Einbürgerung  der  Fremden  hat  nur  die 
Bedeutung,  dass  es  den  ersten,  vielleicht  noch  nicht  von 
Jedermann  klar  gesehenen  Schritt  zu  einer  rechtlichen 
Umwälzung  ähnlicher  Art  bedeutet,  wie  es  die  Ueber- 
tragung  der  Armenunterstützungspflicht  an  die  Kirchhören 
zur  Zeit  der  Reformation  durch  die  bekannten  Badener 
Beschlüsse  war.1) 

Abgesehen  von  dieser  weittragenden  Bedeutung  würde 
das  Gesetz  eine  nur  höchst  unbedeutende  Verbesserung 
des  gegenwärtigen  Zustandes  der  Gesetzgebung  enthalten, 
kaum  der  Mühe  werth,  sich  damit  ernstlich  zu  befassen. 

Eine  Verstärkung  des  schweizerischen  Nationalitäts- 
gefühles auf  jede  zulässige  Weise  ist  jetzt,  wie  schon 
gesagt,  nothwendig,  wenn  wir  nicht  einem  vagen  Zuge 
nach  grösseren,  zuerst  bloss  geistigen,  oder  ökonomischen, 
zuletzt  aber  auch  politischen  Verbindungen  anheimfallen 
wollen,  der  stark  in  der  Luft  zu  hegen  scheint. 

Das  beste  Mittel,  um  das  zu  verhindern,  ist  die  Her- 
stellung kräftiger  und  einheitlicher  Bürgergemein- 
den an  Stelle  der  jetzigen  auf  die  Dauer  unhaltbaren 
Doppelgemeinden.  Das  musste  dieses  Gesetz  zum  Bewußt- 
sein bringen. 


')  Dieselben  sind  abgedruckt  im  Jahrbuch  XI,  81. 
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Verwaltung.  Organisatorische  Neuerungen  ent- 
halten :  die  Organisationen  des  Militärdepartements,  K  G. 
S.  XIX,  43  und  des  Justizdepartements,  XIX,  38,  das  neue 
Wahlkreisgesetz  für  den  Nationalrath,  B.  Blatt  1902,  Nr.  24, 
das  jedoch  noch  dem  Referendum  unterstellt  wird;  Er- 
gänzungen der  Vollziehungsverordnung  zum  Zollgesetz, 
B.  Blatt  1899,  Nr.  52  und  1900,  Nr.  2;  das  Reglement 
über  das  Gesandtschaftspersonal,  E.  G.  S.  XVIIII,  742; 
das  Regulativ  über  das  Rechnungswesen  der  landwirt- 
schaftlichen Versuchsanstalten,  XVIII,  698;  das  Gesetz 
über  die  meteorologische  Centralanstalt,  XVIII,  786.  Eine 
Reihe  von  neuen  Eisenbahngesetzen  werden  unter  dem  Ab- 
schnitt «Eisenbahnen»  angeführt.  Die  Geschäftsprüfungs- 
kommissionen  dieses  Jahres  wünschten  eine  Anhandnahme 
der  Frage  eines  Eidg.  Verwaltungsgerichtshofes,  wozu  je- 
doch eine  Verfassungsrevision  erforderlich  sein  wird; 
ferner  eine  Beförderung  der  Einbürgerung  aller  Heimath- 
losen ;  die  Ausarbeitung  einer  Vollziehungsverordnung  für 
den  Militärpflichtersatz ;  im  Zollwesen  ein  strengeres  Vor- 
gehen gegen  die  Weinbereitung  aus  Trockenbeeren,  die 
nicht  zu  diesem  Zwecke  eingeführt  worden  sind;  eine 
Beschränkung  der  Gestattung  imierer  Zollämter  und  eine 
Reorganisation  des  Telegraphenwesens  im  Interesse  besse- 
rer Einnahmen  desselben.  Eine  bessere  Regelung  der 
Finanzkontrolle  wird  von  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes 
über  den  Geschäftsverkehr  zwischen  beiden 
Räthen  erwartet.  Es  ist  dies  in  der  That  das  Gesetz, 
welches  darin  eine  Verbesserung  herbeiführen  wird,  wovon 
daher  unter  «Finanzen»  noch  die  Rede  sein  wird.  Im 
Uebrigen  enthält  es  Bestimmungen  über  die  Formen, 
schliessliche  Redaktion  und  Bekanntmachung  der  Gesetze, 
die  ordentlichen  Sitzungen  der  Räthe,  die  Interpellationen 
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in  denselben.  Eine  «ordentliche  Sitzung»  ist  künftig  auch 
diejenige   vom   Dezember.    Das   Gesetz   wird    dasjenige 
vom  22.  Dezember  1849  ersetzen  und  namentlich  in  Be- 
zug auf  Finanzkontrolle  und  bessere  Redaktion  der  Ge- 
setze eine  erhebliche  Verbesserung  herbeiführen.     Der 
Bericht  des  Bundesrathes  darüber  findet  sich  in  B.  Blatt 
Xr.  15  von  1899.  Das  Besoldungsgesetz  für  die  eidge- 
nössischen Beamten  und  Angestellten  hat  noch  immer 
Reklamationen  einzelner  Kategorien  derselben,  die  sich  in 
der  Ausführung  verkürzt  glauben,  bei  der  Bundesversamm- 
lung zur  Folge.    Ein  neuer  Distanzenzeiger,   welcher 
die  Reiseentschädigungen  regelt,  ist  mit  dem  1.  Januar  1901 
in  Kraft  getreten.  Es  ist  übrigens  eine  andere  Entschädi- 
gung, durch  direkte  Fahrbillets  statt  der  kilometrischen 
Vergütungen,  in  Aussicht  genommen.    Bei  der  Postver- 
waltung  kamen  geheime  Konduitenlisten  in  Frage1),  und 
es  soll  untersucht  werden,  in  wiefern  die  Noten,  welche 
die   Beamten  erhalten,   nicht  bekannt  gegeben  werden 
sollten. 

Auf  der  andern  Seite  ist  die  fortgesetzte  Gründung 

')  Die  Zeitungen  berichteten  darüber  folgendes: 
«Gegenüber  einer  halboffiziellen  Mittheilung,  in  welcher 
die  Existenz  der  sogenannten  «geheimen  Konduitenlisten»  bei 
der  schweizerischen  Postverwaltung  in  Abrede  gestellt  wurde, 
wird  in  Kreisen  der  Postangestellten  darauf  beharrt,  dass 
solche  Listen  geführt  werden.  Bei  Versetzungen,  Beförde- 
rungen und  bei  den  periodischen  Gehaltsaufbesserungen  treten 
regelmassig  diese  streng  geheimen  Konduitenlisten  in  Funktion. 
Es  ist  ein  gewiss  berechtigtes  Verlangen  des  Personals  der 
Postverwaltung,  dass  dieses  undemokratische  und  unwürdige 
Verfahren  geändert  werde.  Dass  diese  Art  der  Zeugnissahgabe 
auch  von  einigen  Bureauvorstanden  peinlich  empfunden  wird, 
beweist  der  Umstand,  dass  diese,  vor  Absenkung  der  Listen 
an  die  Direktion,  dieselben  ostentativ  zur  allgemeinen  Keimt, 
n issnahme,  offen  im  Bureau  liegen  lassen.» 
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von  Syndikaten  und  eigenen  Zeitungsorganen  zum 
der  Verteidigung  der  Angestellten  gegen  ihre  OIm 
den  auch  nicht  ein  ganz  gesunder  Zustand. 

In  Bezug   auf   eine  Unfallversicherung  der 
amten  wurde  am  17.  Mai  d.  J.  vom  Bundesrath  bei 

«1)  Das  Industriedepartement  wird  beaufti 
Entwurf  zu  einem  Bundesbeschluss  nebst  Botscl 
Bundesrath  zu  unterbreiten. 

«2)    Die    gegenwärtig    mit    privaten    Versii 
Gesellschaften  bestehenden  Verträge  betreffend 
rung  von  Beamten  und  Angestellten  der  Central- 
Verwaltung  gegen  Unfall  sind  nur  je  für  die  Dau< 
Jahres  zu  erneuern.» 

Die   neue  Organisation   der  verschiedenen 
mente  wird  fortgesetzt  und  wird  noch  nicht  so 
Ende  erreicht  haben.    Die  neuen  Organisationsges< 
Auswärtigen,  des  Industrie-  und  LandwirthschaftscU 
ments,  der  Eisenbahnabtheilung  des  Post-  und  Eise] 
departenients,  des  Justiz-  und  des  Militärdepartemei 
stehen  bereits;   die  letzten  vier  finden   sich  in  E. 
XVI,  160,  188,  XIX  38  und  43. 

Die  Polizeikommandanten  der  sämmtlichen  Kai^ 
hielten  im  August  dieses  Jahres  eine  Konferenz  in- 
Gallen   ab  und  beriethen  sich  dabei  u.  a.  auch  über 
Schaffung  eines  Bundespolizeikorps  und  eines  eidg.  Ceiv 
polizeiblattes. 

Die  wichtigste  und  beste  Veränderung  in  dem  al 
meinen  Verwaltungsorganismus  wird  die  Schaffung  st:> 
diger  Budget-  und  Staatsrechnungskommission 
sein,    welche   allein   den  Finanzhaushalt  wirksam  üb 
wachen  können.     Das  letztere  ist  ganz  besonders  in  f- 
zug  auf  das  Bauwesen   des  Bundes  absolut  erforderlic 
bei    welchem    ein  allzu  grosser  Luxus   und   eine  Uebr 
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schreitung  der  Kostenvoranschläge  fast  zur  Regel  gewor- 
den ist.  Es  ist  dies  um  so  weniger  zulässig,  als  die  Ver- 
gütungen an  die  Architekten  nach  der  dermalen  gebräuch- 
lichen, nicht  in  jeder  Hinsicht  zweckmässigen,  Methode, 
nach  der  Bausumme  sich  richten,  somit  jede  Ueberschrei- 
tung  des  Voranschlags  keinen  Schaden,  sondern  sogar 
noch  einen  finanziellen  Vortheil  für  den  Bauausführer  mit 
sich  bringt.1)  Das  Bauwesen  und  die  damit  in  Verbindung 
stehende  sogenannte  Kunst  in  ihrer  dermalen  noch  vor- 
wiegenden Auffassung,  welche  das  Hässliche  für  schön 
erklärt,  ist  der  ohne  Zweifel  schwächste  Punkt  an  der 
ganzen  eidgenössischen  Verwaltung,  womit  die  Verbesse- 
rungen beginnen  müssen,  die  dahin  zielen,  überhaupt  einen 
sparsameren,  weniger  sorgenlosen  Finanzhaus- 
halt herbeizuführen. 

Man  sollte  nun  zwar  glauben,  wenn  man  die  phantasti- 
schen Ideen  einzelner  Zeitungen  über  den  künftigen  Geld- 
überfluss  des  Bundes  und  ihre  Mobilmachung  für  einen 
neuen  Beutezug  liest,  wir  stünden  nicht  vor  chronischen 
Defiziten,  wie  es  thatsächlich,  man  darf  vielleicht  sogar 
mit  einem  gewissen  Pessimismus  sagen,  glücklicherweise 
der  Fall  ist,  denn  ein  solcher  Goldstrom,  wie  er  von 
den  neuen  Zöllen  erwartet  wird,  wäre  unser  Verderben, 
wie  es  das  zu  grosse  Wohlergehen  seit  Beginn  unserer 
Geschichte  stets  gewesen  ist.  Das  Gold  ist  der  Feind  der 
Republiken,  wie  es  der  Boerenkrieg  noch  jüngst  gezeigt  hat. 
Es  ist  indessen  nicht  sehr  wahrscheinlich,  dass  die  hohen 

')  Bloss  für  Postbauten  wurden  in  den  letzten  Jahren 
über  15  Millionen  Franken  verwendet,  und  die  Gebäude  in 
Lausanne,  das  über  3,  Zürich,  das  über  2,  und  Bern,  das  nahe- 
zu 3  Millionen  kosten  soll,  sind  von  einem  übertriebenen 
Luxus,  dem  allerdings  das  Parlamentsgebäude  auch  nicht 
nachsteht. 
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Zolltarife,  selbst  wenn  sie  dem  Referendum  entgehen,  die 
Klippe  der  Handelsverträge  passieren  werden,  und  anderer- 
seits wachsen  die  Subventionsbegehren  und  die  Kosten 
der  eigenen  Verwaltung  noch  immer  so  stark,  dass  die 
Bundesverwaltung  auch  sogar  etwas  höhere  Einnahmen 
selber  brauchen  kann,  ohne  solche  regelmässige  Aus- 
theilungen  vorzunehmen.  Es  ist  zu  hoffen,  dass  der 
gesunde  Sinn  des  Schweizervolkes,  welcher  in  einem  so- 
liden Finanzhaushalt  eine  Hauptgarantie  für  die  Erhal- 
tung des  Bundes  sieht,  über  die  nachgerade  etwas  ge- 
fährliche Begehrlichkeit  der  Kantone  den  Sieg  davontragen 
werde.  Bekanntlich  ist  die  typisch  gewordene  Bezeich- 
nung für  ein  derartiges  Beginnen  durch  den  Ruf  eines 
konservativ -kantonalen  Blattes  nach  einem  «frischen, 
fröhlichen  Beutezug»  gegen  den  Bund  entstanden,  und 
so  sind  es  auch  jetzt  wieder  konservative  Blätter,  welche, 
wo  es  sich  um  dergleichen  Projekte  handelt,  am  radi- 
kalsten vorgehen  wollen. 

Eine  an  sich  ganz  gute  Verfassung,  welche  der  heuti- 
gen sehr  nahe  stand,  ist  vor  nun  gerade  hundert  Jahren 
au  schlechten  Finanzzuständen  und  zwar  unter  entschuld- 
bareren Verhältnissen,  als  sie  heute  vorhanden  sind,  zu 
Grunde  gegangen;  zum  zweiten  Male  dürfte  die  Eid- 
genossenschaft einen  solchen  Rückschritt  zum  halben  Zer- 
fall nicht  ohne  augenscheinlichste  Lebensgefahr  machen. 

Die  nationalräthliche  Kommission  für  das  Budget  von 

1902  stellte  die  folgenden  Postulate  auf: 

Postulate  der  Kommission  des  Nationalrathes. 

3.  Dezember  1901. 
1.  Der  Bundesrath  ist  ersucht,  eine  Revision  der  ge- 
setzlichen Vorschriften  über  die  Reiseentschädigungen  für 
den   Bereich   der  gesammten   Bundesverwaltung    in   Er- 
wägung zu  ziehen. 
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2.  Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  eine  eingehende 
Untersuchung  darüber  vorzunehmen  und  beförderlich 
Bericht  zu  erstatten,  wie  den  Defiziten  in  der  Telegraphen- 
und  Telephonverwaltung  vorzubeugen  sei,  sei  es  durch 
Einschränkung  der  Bauten,  sei  es  durch  Verminderung 
der  Amortisationsquote,  oder  endlich  durch  Erhöhung  der 
Taxen. 

3.  Der  Bundesrath  ist  ersucht,  in  Erwägung  zu  ziehen, 
ob  nicht  eine  besondere  Kommission  mit  der  Unter- 
suchung zu  beauftragen  sei,  welche  Ersparnisse  gemacht, 
oder  welche  neuen  Einnahmsquellen  vorgeschlagen  wer- 
den können. 

Das  wird  aber  nicht  genügen,  sondern  es  wird  sich 
überhaupt  um  eine  Rückkehr  zur  Einfachheit  han- 
deln. Die  nationale  Oekonomie  hat,  so  sehr  sie  seit  Adam 
Smith  zu  einer  komplizirten  «Wissenschaft»  geworden  ist, 
über  deren  Grundlagen  seither  eine  ganze  Bibliothek  von 
divergirenden  Meinungen  entstanden  ist,  doch  im  Grund 
keine  andern  Prinzipien  als  die  private,  mit  Ausnahme 
des  einen  Punktes,  dass  ein  Staat  eine  schlechte  Wirt- 
schaft etwas  länger  aushalten  kann.  Es  handelt  sich  in 
beiden  Fällen  nur  um  weniger  ausgeben,  als  einnelunen, 
keinen  Luxus  treiben,  den  man  nicht  zu  bestreiten  mag, 
eher  etwas  in  guten  Tagen  für  unvorherzusehende  Bedürf- 
nisse zurücklegen,  prinzipiell  gegen  jede  Art  von  blosser 
Verschwendung  zu  sein  und  wenn  man  auch  die  Mittel  be- 
sitzt, doch  zuerst  stets  das  Nothwendige,  dann  das  Nütz- 
liche und  erst  zuletzt  das  bloss  Schöne  und  Angenehme 
ins  Auge  zu  fassen.  Wenn  man  an  diesen  Grundsätzen  die 
Ausgaben  unserer  modernen  Staaten  misst,  so  wird  man 
oft  das  gerade  Gegentheil  vorfinden.  Es  gibt  aber  nichts 
in  der  Welt,  was  sich  so  sicher  in  seinen  Konsequenzen 
geltend  macht,  als  eine  falsche  Finanzgebahrung.  Man 
kann  dieselbe  wohl  mit  künstlicher,  oder  wenig  verstand- 
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licher  Rechnungsart  eine  Zeitlang  dem  allgemeinen  Einblick 
entziehen,  wie  dies  etwa  bei  schlecht  gestellten  Banken  ge- 
schieht, aber  früher  oder  später  kommt  die  Wahrheit  au 
den  Tag  und  schon  vorher  verbreitet  sich  ein  gewisses 
Gefühl  des  Misstrauens  und  Missbehagens,  welches  den 
nahenden  Abrechnungstag  ankündigt.  Wenn  das  eintritt, 
muss  auf  dem  bisherigen  Wege  Halt  gemacht  werden. 
Für  uns  ist  dreierlei  ganz  klar,  erstens,  dass  die  Ein- 
nahmen des  Bundes  nicht  ohne  Schaden  für  das  Volks- 
wohl sehr  erheblich  erhöht  werden  können,  indem  sie  so- 
zusagen einzig  auf  den  Eingangszöllen  beruhen,  die  wir 
im  Wesentlichen  aus  der  eigenen  Tasche  bezahlen ;  darüber 
lassen  wir  uns  durch  keine  gegentheiligen  «Theorien»  be- 
ruhigen. Zweitens,  dass  bloss  durch  Schutzzölle  noch  keine 
gesunde  Industrie  oder  Landwirthschaft  entsteht,  und  drit- 
tens, dass  die  Handelsbilanz  der  Schweiz,  aus  noch  unaufge- 
klärten Ursachen,  eine  ständig  ungünstige  ist.  Daraus  er- 
gibt sich  für  uns  der  Schluss,  dass  die  künftige  Finanz- 
politik der  Eidgenossenschaft  sich  wieder  auf  dem  aufbauen 
wird  müssen,  was  man  im  gewöhnlichen  Leben  sparen 
nennt,  ein  Grundsatz,  den  übrigens  fast  alle  Leute  (ausser 
einigen  unverbesserlich  Leichtsinnigen)  als  solchen,  bereit- 
willig anerkennen,  nur  wünschen  sie  stets,  dass  man  damit 
anderswo,   als  gerade  bei  ihnen  begimie.    Wir  glauben. 
dass  eine  ständige  Budgetkommission  einmal  ernstlich  und 
gründlich  alles  Uebermass  auf  jedem  Gebiete  und  auch  in: 
Kleinen,  das  sich  schliesslich  doch  auch  summirt,  beseiti- 
gen sollte. 

Die  Kapitalrechnung  der  eidg.  Staat srechnune  für 
1901  erzeigt  einen  Vorschlag  von  Fr.  8,581,942.  30.  Da- 
gegen schliesst  die  Verwaltungsrechnung  mit  einem  Rück- 
schlag von  Fr.  3,608,406.  98  und  es  sind  ferner  noch,  la  x 
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Bundesbeschluss  vom  20.  Dezember  1900  die  Gebäulieh- 
keiten  Nr.  9,  11,  13,  15  und  17  an  der  Amthausgasse  und 
Nr.  11  und  16  an  der  Inselgasse  in  Bern  auf  Kapital- 
rechnung des  Bundes  um  den  Betrag  von  Fr.  800.000  zu 
übernehmen.  Nach  Abzug  dieser  Beträge  von  insgesaninit 
Fr.  4,408,406. 98  von  der  rohen  Kapitalvermehrung  ergibt 
sich  eine  Vermehrung  des  Staatsvermögens  um  Franken 
4,652,935.32  gegen  Fr.  1,232,388.34  im  Vorjahre.  Das 
reine  Vermögen  der  Eidgenossenschaft  betragt  auf  den 
31.  Dezember  1901  Fr.  98.961.359. 06. 

Das  Vermögen  der  dem  Bunde  angehörenden  Spezial- 
fonds ist  im  Jahre  1901  von  Fr.  32.692.*46.  43  auf  Fr. 
33,733,854. 28  gestiegen,  hat  sich  somit  um  Fr.  1.041.007. 85 
vermehrt.  Von  dieser  Vermehrung  fallt  der  grösste  Theil 
auf  die  speziell  zu  Militärzwecken  bestimmten  Fonds, 
deren  Status  auf  31.  Dezember  1901  folgender  ist:  Inva- 
lidenfonds Fr.  8,309,239.40,  Grenus-Invalidenfonds  Fr. 
7,671,522.68,  Eidgenössische  Winkelriedstiftung  Franken 
1,438,452. 11,  zusammen  Fr.  17,419.214. 19. 

Zwischen  den  Haupteinnahmen  und  den  Austraten 
besteht  das  folgende,  progressive  Verhältnis: 

Ausgaben  d*r 


Zol 

leinnahmen: 

Eidgenossen  •»'haft; 

Fr.      Cts. 

Fr.       Ct-. 

1850 

4,022,647. 38 

0.765. 161.  77 

1855 

5,726,135. 37 

14^230.672.6! 

1860 

7,765,925. 55 

21.91 3.7«.  32 

1865 

8,723.309.  73 

19.U6.599.S* 

1870 

8,565.094. 20 

30.905.  IM.  5* 

1875 

17,135.948. 91 

43.235.695.  nj 

1880 

17,211.4*2.60 

*U*K227.6J 

1885 

21,191.433.  72 

*6.27*»>5.  50 

1890 

31.258.29fi.  13 

»;?6%S,38J,H 

1895 

43,279.725. 94 

70.102.630,6* 

1900 

48,910,011.43 

102,757/*37,  19 
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Bei  den  Regalien  ist,  abgesehen  von  den  Zöllen, 
bemerkenswerth,  dass  die  Post  im  Jahre  1901  den 
höchsten  Ertrag  seit  1848  mit  über  3  Millionen  er- 
reichte, während  der  Telegraphenverkehr  um  0,89  •© 
zurückging  und  auch  der  Telephonverkehr  hinter  den  Er* 
Wartungen  zurückblieb.  Der  Passivsaldo  der  Telegraphen- 
verwaltung beträgt  jetzt  1,044,472;  der  Inventar-  und 
Baukonto  über  24  Millionen,  die  amortisirt  werden  müssen ; 
dazu  kommen  noch  11  Millionen  Ausgaben  für  weitere 
Anlagen  und  Veränderungen.  Da  wäre  auch  etwelche 
Einschränkung  statt  des  Baues  immer  neuer  direkter  Ver- 
bindungen, die  nur  den  Bedürfnissen  Einzelner  ent- 
sprechen, am  Platze.  Das  Telegraphennetz  hat  jetzt  eine 
Ausdehnung  von  6595,9  Kilometer,  das  Telephonnetz  von 
14,790,6  Kilometer.  Wie  viel  Zeit  und  Geld  mit  unnützem, 
und  für  Andere  lästigem  Telephoniren  verloren  geht,  das 
entzieht  sich  der  statistischen  Berechnung. 

Ueber  das  Alkohol- Monopol  vernehmen  wir  durch 
die  Zeitungen,  dass  ein  ungeheures  eisernes  Reservoir  dieses 
Giftes  in  Romanshorn  errichtet  worden  ist,  von  dem  aus 
es,  zum  Vortheil  der  kantonalen  Finanzen,  in  alle  Adern 
des  Landes  hinausströmen  kann.  Dabei  ist  natürlich  nur 
seine  konzentrirteste  Form  verstanden.  Das  Bier  über- 
schwemmt das  Land  mit  noch  weit  grösseren  und  kaum 
weniger  verderblichen  Fluthen.  Ln  Ganzen  nimmt  die 
Ansicht  von  der  Schädlichkeit  eines  selbst  sogenannt 
«massigen»  Alkoholgenusses  in  den  meisten  Schichten  der 
Bevölkerung  zu,  sogar  bei  den  Aerzten,  die  anfänglich 
als  die  Temperenzbewegung  begann,  zu  den  widerstre- 
bendsten  Elementen  gehörten;  aber  sie  ist  noch  lange 
nicht  genügend  verbreitet,   und  noch  weniger  verbreitet 
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fl^tff4,  k7  "■"  DUr  ^  def  l0kalen  Eri^°i«s 
/Um  ^olverbot,  wie  in  den  nordischen  Ländern   zu 

STS  T'  ??  Damentlich  mit  deD  «Trinkerheilaastal. 

C^^T st' aus  denen  zum  Theü  nur  Ruine" 

reZT*  ,  *?*  *  eÜiem  ^entenblatt  be- 

SS^SVS  t"  ^i1^2  Jährlich  W4(J8  Hektoliter 
BrZti'  'I  HektoUter  Ker  Und  148'™  Hektoliter 
trir.        ,  ,°nrirt  ^^    Der  Werth  **r  Ge- 

erechnen  „nd  ebenso  der  Nutzen  für  Geist  und  Körper«,, 

emen T  7  ?**  **  '*">  ^^leibt.  Die^ 
ernen  Staaten  könnten  ihren  Wohlstand  auf  das  Unglaub- 
che  vermehren,  die  Quellen  eines  grossen  Theiles  des  in 
nen  herrschenden  Elends  ganz  verstopfen  und  den  körper- 
hihen, und  gütigen  Niedergang  ihrer  Bevölkerungen  auf 

vollZlr?amSte,   VerhÜten'    Weun    8ie    nur    erlauben 
«ollten,  dass  jede  Gemeinde  ihres  Landes,  die  das  ein- 

siebt,  wenigstens  für  sich  den  Alkoholverkauf  beschränken, 
»der  wenn  sie  es  für  nöthig  findet,  verbieten  darf.  Solange 
«lese  Üa-Iaubniss,  das  unzweifelhaft  Nützliche  zu  thun, 
denen  Resultate  man  zudem  schon  in  andern  Ländern 
v<»r  Augen  hat,  nicht  ertheilt  werden  will,  möge  man  die 
Deklamationen  Ober  Hebung  des  Volkswohles,  Volks- 
• -mehung  und  dergleichen  lieber  einstellen  und  gestehen, 
'lass  man  dem  Guten  und  Wahren  in  unserem 
Lande  vorläufig  noch  Widerstand  zu  leisten  ge- 
wonnen ist. 

')  Bezüglich  des  Kampfes  gegen  den  Alkohol  ist  besou- 
<wrs  bemerkenswerth  eine  Schrift  von  A.  Rauber  «Wirkungen 
<l<s  Alkohols  auf  Thiere  und  Pflanzen»,  Leipzig  1902,  worin 
auf  Grund  vieler  Versuche  die  Schädlichkeit  den  Alkohols 
föt-Wachsthum  und  Ernährung  positiv  nachgewiesen  wird. 

38 
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Eisenbahnen.  Mit  dem  Jahre  1901  beginnt  die 
vierte  Eisenbahnperiode,  der  StaatsbahnbetriebT  die 
vielleicht  besser  sogleich  im  Jahre  1852  hätte  beginnen 
können  und  sollen.  Aber  bei  uns  geschieht,  das  ist  eine 
der  Eigenschaften  des  Schweizercharakters,  die  schon  Prinz 
Conde  (pag.  257)  s.  Z.  richtig  erkannt  hat,  fast  nie  da* 
ganz  Richtige  gleich  von  Anfang  an,  wohl  aber  später: 
daher  auch  das  Spriclrwort:  «Nach  der  That  hält  der 
Schweizer  Rath.»  Dass  er  ihn  wenigstens  später  doch 
hält  und  dann  auf  die  Sache  verständig  zurückkommt, 
diesem  Umstand  verdanken  wir,  im  Gegensatz  zu  man- 
chen andern  Nationen,  unsere  doch  vergleichsweise  glück- 
liche Geschichte  und  fortwährend  richtige  Entwicklung. 
Immerhin  brauchte  man  dann  aber  nicht  denjenigen, 
welche  sie  s.  Z.  nach  Kräften  verhindert  haben,  dafür 
Denkmäler  zu  setzen.  Damit  ist  die  historische  Nach- 
sicht zu  weit  getrieben;  dafür  passt   nur  Vergessenheit. 

Die  erste  Eisenbahnperiode  umfasste  die  Zeitdauer 
des  ersten  Eisenbahngesetzes,  20  Jahre  von  1852  bis 
1872,  die  Zeit,  in  welcher  die  meisten  Bahnen  nach  kan- 
tonalen Konzessionen  gebaut  wurden  und  aus  der  noch 
die  Rückkaufstermine  imd  Bedingungen  dieser  Konzes- 
sionen stammen.  Die  zweite  umfasst  die  Geltungszeit 
des  zweiten  Eisenbahngesetzes  von  1872,  welches  die 
Konzessionirung  der  Bahnen  und  eine  weitgehende  Auf- 
sicht über  ihren  Betrieb  dem  Bimd  übertrug.  Es  gilt 
noch  jetzt  fort,  zunächst  für  die  Nebenbahnen,  welche 
vom  Bund  nicht  zurückgekauft  werden,  und  sodann  auch 
für  die  Staatsbahnen,  solange  es  nicht  revidirt  wird,  oder 
durch  neue  Gesetzgebung  abgeändert  ist.  Dann  folgte 
seit  1883  die  dritte  Periode  des  Rückkaufes  und  seiner 
Vorbereitungen  durch  die  Rechnungsgesetze  von  ISs:*. 
1884  imd  1896,    in    der   wir  uns  noch  befinden,    ol>woh] 


Innere  Politik.    Eisenbahnen.  595 

nun  gleichzeitig  mit  dem  Jahre  1901  und  vollständiger 
noch  1902  die  vierte  Periode,  die  des  Staatsbahnbetriebs 
begonnen  hat,  welcher  eine  ganz  besondere  Abtheilung  der 
Staatsverwaltung  mit  einem  besondern  Budget,  einer  be- 
sondern Amortisation  und  einer  besondern  Rechnung 
überhaupt  bildet,  deren  Ueberschüsse  nicht  in  die  allge- 
meine Staatsverwaltung  fliessen,  während  allerdings  die- 
selbe für  die  allfälligen  Defizite  aufkommen  muss. 

In  einer  etwas  entfernteren  Zukunft  liegt  die  fünfte 
Eisenbahnperiode,  der  Eisenbahnbetrieb  mit  elektrischen 
Bahnen,  welcher  insofern,  neben  der  technischen,  auch 
eine  grosse  politische  Bedeutung  hätte,  als  er  die  Schweiz 
von  den  Kohlen  des  Auslandes  unabhängig  macht.  Eine 
Broschüre  eines  schweizerischen  Ingenieurs  berechnet, 
dass  die  fünf  Hauptbahnen  der  Schweiz  eine  elektrische 
Kraft  von  täglich  60,000  Pferdestärken  in  Form  von  elek- 
trischem Wechselstrom  hoher  Spannung  bedürfen.  Die 
l>ereits  vorhandenen  21  Kraftwerke  der  Schweiz  verfügen 
über  86,000  Pferdestärken  und  könnten  noch  erheblich 
vermehrt  werden.  Die  Kosten  einer  völligen  Adaptation 
der  Elektrizität  auf  den  Eisenbahnbetrieb  werden  auf  161 
Millionen  Franken  berechnet. 

Wir  bedauern  dabei  nur,  dass  die  Eidgenossenschaft, 
statt  sich  rechtzeitig  die  Wasserkräfte  in  Verbindung  mit 
den  Kantonen  zu  sichern,  dieselben  abermals,  wie  die 
Eisenbahnen  selbst,  welche  sie  s.  Z.  zu  bauen  versäumte,  der 
Privatindustrie  zu  hohen  Preisen  wrird  abkaufen,  oder 
expropriiren  müssen.  Auch  hier  kommt  wieder  der  Kath 
nach  der  That. 

Der  berühmte  Erfinder  Edison,  welcher  von  einer 
Kopenhagener  Zeitschrift  gefragt  wurde,  wie  sich  seiner 
Meinung  nach  die  Triebkraft  der  Zukunft  gestalten  werde 
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und  ob  er  glaube,  dass  das  Luftschiff  eine  Zukunft  habe, 
gab  hierauf  folgende  Auskunft:  «Ich  glaube,  dass  inner* 
halb  30  Jahren  alle  Eisenbahnen  die  Dampflokomotiven 
abschaffen  und  elektrische  Motoren  annehmen,  sowie  dass 
die  elektrischen  Automobile  fast  vollständig  die  Pferde 
als  Zugthiere  ersetzen  werden.  Bei  dem  gegenwärtigen 
Standpunkt  der  Wissenschaft  liegen  keine  Thatsachen 
vor,  auf  Grund  deren  man  der  Luftschiffahrt  in  praktischer 
Beziehung  eine  Zukunft  voraussagen  kann.» 

Von  den  5  vorläufig  in  Betracht  kommenden  Rück- 
kau fb ahnen  sind  dermalen  bereits  in  den  Besitz  des 
Bundes  übergegangen  die  Centralbahn,  Nordostbahn,  die 
Vereinigten  Schweizerbahnen  und  die  Betheiligung  der 
Gemeinde  Bremgarten  an  der  Eisenbahn  Wohlen-Brem- 
garten.  Dagegen  sind  die  Verhandlungen  mit  der  Jura- 
Simplonbahn  noch  im  Gange  befindlich,  wobei  es  sich 
um  eine  Differenz  von  circa  3  bis  8  Millionen  Franken 
handelt  (Vide  Geschäftsbericht  des  Bundesrathes  pag.  603). 
Dazu  kommen  in  neuester  Zeit  noch  die  Schwierigkeiten 
in  der  Ausführung  des  Simplontunnels,  dessen  Bauunter- 
nehmung einem  starken  Defizit  mit  Sicherheit  entgegen- 
sieht, wofür  das  Eintreten  der  Eidgenossenschaft  in  einer, 
oder  der  andern  Weise  auch  noch  beansprucht  werden  wird. 

In  den  Besitz  der  Eidgenossenschaft  ist  ferner  durch 
den  Ankauf  der  Vereinigten  Schweizerbahnen  überge- 
gangen die  Toggenburgerbahn,  wogegen  der  Bund  nun 
pflichtig  ist,  die  Rickenbahn  nach  dem  allein  rationellen 
Niveau tunnel-Projekt  auf  seine  Kosten  zu  erbauen,  was 
einen  Kostenbetrag  von  ungefähr  11  Millionen  Franken 
ausmachen  wird.  Mit  der  Gott h ardbahn  sind  noch  keine 
ernstlichen    Ankaufsverhandlungen     gepflogen     worden; 
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dort  wird  es  sich  u.  A.  auch  darum  handeln,  die  Sub- 
ventionsstaaten  für  ihre  eventuellen  Zinsansprüche  (so- 
fern die  Bahn  7%  und  mehr  rentirt)  auszukaufen,  sonst 
niüsste  für  dieselbe  fortdauernd  eine  besondere  Rechnung 
geführt  werden.  Eine  Berechtigung  zur  Vertretung  im 
Verwaltungsrath  der  Bahn  hingegen  haben  die  fremden 
Staaten  nicht;  dieselbe  kann  mit  "der  Verstaatlichung 
ohne    Weiteres    aufgehoben    werden. 

Endlich  hat  der  bernische  Regierungsrath  beschlossen, 
auf  den  1.  Januar  1905  die  Linie  Interlaken — Lauter- 
brunnen nebst  Abzweigung  nach  Grindelwald  zurückzukau- 
fen. Es  ist  dies  die  Einleitung  zu  einer  «Lötschbergbahn». 

Von  den  im  Gange  befindlichen  grossen  Bauten  ist 
der  Tunnelbau  der  Simplonbahn,  in  Folge  zuerst  grossen 
Wasserandrangs,  später  einer  ausserordentlichen  Hitze 
nicht  in  erwarteter  Weise  fortgeschritten,  so  dass,  abge- 
sehen von  einer  Ueberschreitung  des  Voranschlages, 
auch  der  vorgesehene  Vollendungstennin  (1904)  muthmass- 
lich  überschritten  werden  wird.  Dagegen  ging  der  Bau  des 
Albula-Tunnels  der  rhätischen  Bahn,  welcher  schliesslich  in 
Regiebetrieb  genommen  worden  war,  unter  demselben 
so  glücklich  vorwärts,  dass  der  Albulatunnel  in  diesem 
Frühjahr  (29.  Mai)  durchgeschlagen  wurde  und  die  Er- 
öffnung der  Bahn  in  das  Engadin  auf  die  Sommersaison 
von  1903  in  sicherer  Aussicht  steht. 

Ueber  die  Anschlussprojekte  der  französischen 
Bahnen  an  den  Simplon  fand  eine  sehr  bemerkenswert  he 
Aeusserung  unserer  nächsten  Nachbaren  in  Hochsavoyen 
statt,  worüber  das  Genfer  Journal  folgendes  berichtet: 

«Les  senateurs  et  deputes  de  la  Haute  Savoie  ont 
publie,  il  y  a  quelque  temps,  une  petite  brochiire-manifeste 
dans  laquelle  ils  exposent  le  programme  qui  leur  parait 
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le  meilleur   pour  resoudre   la  question  des  voies  d'acces 
au  tunnel  du  Simplon. 

Ce  programme,  disons-le  tout  de  suite,  est  fort  simple, 
au  moins  en  apparence.  II  consiste  dans  l'union  des 
Lausannois  et  des  Savoyards  contre  le  projet  de  perce- 
ment  de  la  Faucille,  en  faveur: 

1°  du  projet  de  raccourci  Frasne-Vallorbe; 

2°  du  projet  St-Ainour-Bellegarde-St-Gingolphe. 

A  l'appui  de  ce  programme,  les  representants  de  la 
Haute-Savoie  produisent  des  argumenta  dont  la  plus 
grande  partie  a  ete  mainte  fois  refutee  et  dont  ]p  Teste 
est  incoherent  et  sans  valeur. 

Peut-etre  n'aurions-nous  pas  songe  ä  signaler  ä  nos 
lecteurs  cette  brochure  plutöt  indigeste,  si  les  journaux 
lausannois  n'etaient  venus  declarer,  tres  clairement,  qu'ils 
se  ralliaient,  sans  arriere-pensee,  ä  ce  programme  dont 
le  plus  grand  merite,  au  regard  de  ses  promoteurs,  est 
d'isoler  Geneve. 

Nous  ne  voulons  pas  entrer  aujourd'hui  dans  un 
examen  detaille  du  manifeste  en  question.  Nous  aurons, 
sans  doute,  l'occasion  d'y  revenir.  Pour  l'instant  il  nous 
suffira  d'en  tirer  la  conclusion. 

«En  resume,  disent  les  representants  de  la  Haute- 
Savoie,  nous  sommes  disposes  ä  appuyer  de  toutes  nos 
forces  et  de  toute  notre  influence  Texecution  du  raccourci 
Frasne-Vallorbe,  pourvu  que  nous  obtenions  satisfaction 
en  ce  qui  concerne  Tamelioration  de  la  ligne  de  Belle- 
garde ä  St-Gingolphe  et  ä  St-Maurice,  qui  interesse  une 
partie  considerable  de  la  France.» 

La  Gazette  de  Lausanne,  qui  cite  ce  passage,  le  fait 
suivre  des  reflections  suivantes: 

Le  raisonnement  de  MM.  les  representants  de  la 
Haute-Savoie  nous  parait  incritiquable.  Leur  vues  sont 
celles  de  gens  pratiques. 

Quand  le  Simplon  sera  en  exploitation,  quand  les 
effets  s'en  feront  sentir  en  France  sur  la  circulation  des 
voyageurs  et  des  marchandises,  la  ligne  St-Amour-Belle- 
garde  naitra  comme  d'elle  meine  des  besoins  des  regions 
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interessees.  Alors  on  ne  reculera  pas  devant  la  depen>e, 
I>arce  que  la  justification  du  travaü  apparaitra  aux  yeux 
de  tous. 

En  attendant,  il  faut  aller  au  plus  simple  et  au  plus 
presse.  Le  programme  de  nos  voisins  et  aniis  de  la  rive 
gauche  du  lac  repond  entiereinent  aux  necesMte>  de 
Theitre  presente. 

Rome  n'a  pas  ete  construite  en  un  jour. 

Ce  n'est  pas  sans  regrets  que  nous  voyons  nos  voisins 
de  Lausanne  prendre  cette  attitude.» 

Die  Eidgenossenschaft  würde  auf  keinen  Fall  Pro- 
jekte begünstigen  dürfen,  deren  Tendenz  wirklich  dahin 
gehen  sollte,  Genf  zu  isoliren  und  von  einer  Verbindung 
mit  den  Bundesbahnen  eher  abzuschneiden.  Wir  werden 
nicht  im  Jahre  1902  das  selber  thun,  was  die  Vorväter 
der  heutigen  Hochsavoyer  im  Jahre  1602  vergeblich  ver- 
sucht haben.  Eine  «Escalade»  mittelst  Eisenbahnlinien 
würden  wir  keinesfalls  gestatten,  wenn  die  savoyischen 
Projekte  diese  Tragweite  haben  sollten. 

In  Bezug  auf  die  finanziellen  Ergebnisse  des 
Eisenbahn-Rückkaufes  ist  einstweilen  so  viel  sicher,  dass 
die  dafür  von  dem  Bundesrath  in  seiner  Botschaft  vom 
25.  März  1897  (B.-Blatt  1897  Nr.  13)  in  Aussicht  ge- 
nommene Summe  von  964  Millionen  sehr  erheblich  über- 
schritten werden  wird,  und,  nach  unserem  Dafürhalten, 
auch,  dass  die  bisher  aasgekauften  Aktionäre  alle,  trotz 
des  erhobenen  Geschreies  der  auswärtigen  Spekulanten, 
die  überhaupt  schwer  zu  befriedigen  gewesen  wären, 
mehr  erhalten  haben,  als  ihnen  durch  einen  Gerichts- 
spruch  zugekommen  wräre;  ebenso  endlich,  dass  der 
Rückkauf  mehr  kostet,  als  der  Bau  gekostet  hätte.  Doch 
ist  das  nichts  Ungewöhnliches,  dass  jede  zu  späte  Ein- 
sicht bezahlt  werden  muss,  und  es  hätte  bei  dem  Staats- 
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bau  wohl  auch  Lehrgeld  in  erheblichem  Masse  gegeben 
werden  müssen.  Die  Hauptsache  ist  nun  die,  dass  eine 
sparsame  Verwaltung  stattfindet,  welche  eine  starke 
Amortisation  ermöglicht  und  dass  nicht  noch  viele  un- 
nöthige  Bahnen  auf  die  Rechnung  hin  gebaut  werden, 
dass  sie  schliesslich  doch  der  Bund  um  einen  guten 
Kaufpreis  werde  übernehmen  müssen. 

Die  Generaldirektion  der  Bundesbahnen  fand  es,  an- 
lässlich eines  speziellen  Falles,  für  zweckmässig,  in  einem 
ausführlichen  Memoire  an  das  Eisenbahndeparte- 
ment in  Bezug  auf  diesen  letzten  Punkt  das  zu  thun,  was 
Fritz  Reuter  «Vorpaal  slagen»  nennt.  Der  Hauptpassus 
dieses  interessanten  Aktenstückes  lautet  nach  der  «Lau- 
sanner  Zeitung»  wie  folgt: 

«Nous  croyons,  n'avoir  pas  ä  revenir  sur  cette  ques- 
tion,  apres  que  le  peuple  et  les  autorites  ont  donne 
une  adhesion  si  indubitable  ä  la  nationalisation.  H  serait 
incomprehensible  que,  contrairement  ä  cette  maniere 
de  voir,  la  Confederation  autorisät  des  tiers,  cantons 
ou  societes  privees,  ä  construire  de  nouvelles  lignes 
principales;  ce  serait  rendre  impossible  tout  plan  ra- 
tionnel  en  matiere  d'achevement  du  reseau.  Une  seule 
alternative  est  possible,  ä  notre  avis,  pour  la  con- 
struction  future  de  lignes  principales:  ou  bien  les  autori- 
tes föderales  estiment  qu'il  y  a  interet  majeur  ä  construire 
une  nouvelle  ligne  et,  en  ce  cas,  la  Confederation  la  con- 
struira  elle-meme;  ou  bien  la  Confederation  ne  voit  pas 
d'utilite  immediate  ä  la  construction  d'un  nouveau  trace. 
et  alors  eile  n'accordera  pas  la  concession  ä  des  tiers:  cela 
dans  l'interet  bien  compris  du  pays. 

H  ne  s'agit  naturellement  pas  ici  d'examiner  si  la 
Situation  nouvelle  creee  par  la  nationalisation  est  ou  nun 
en  harmonie  avec  le  texte  de  la  loi  sur  les  chemins  de 
fer  du  23  septembre  1872.  Si  cette  loi  n'autorise  pas  le 
refus  de  concessions,  il  y  aiu-ait  tout  simplement  lieu  de 
la  reviser. 
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Comme  ü  n'est  pas  douteux  qne.  jus« ja  a  nucre-Z  «od:-, 
il  faule  laisser  ä  l'initiative  privee  YaxhrTtn&zA  £  -  r*-*-*:. 
secondaire,  soit  du  reseau  destine  plus  «p«^-^a*eii#*<.:  a.ji 
interets  locaux,  les  inventeurs  de  n* vjv»rll^  L^>*>  fr-r  •- • 
ressortir,  dans  chaque  cas  partirulier.  tau:*"»:  I-rur  rar*rz*~~ 
local,  tan  tot  leur  caractere  internarkmaL  Hai»  £  1^  »in. 
apprecier  non  pas  sur  le  dire  de*  d*rEaa2'ir=r*  ö-r  **  c- 
eessions,  mais  suivant  la  nature  reeü*  d^-s  L2oe>  ;-r  ■  >e:~~ 
Xous  attirons  d'abord  lattention  >ur  1*-*  ligr.^  -.i-z*:  ^  «i* 
pas  de  grand  transit  mais  dessenrent  *-*5«:i>t-t=*i.*  :—» 
interets  cantonaux,  tout  en  pnnvant  pr^v.^-er  d*-  r .  - 
difications  dans  la  directum  da  tran>  imensaSKc-al  1". 
l'interet  regional  sera  mis  au  premier  p'-aa.  a±-  :  -z. 
rendre  l'execution  independante  des  d*r»i>.  r^  c-r  ^a  C  «r.- 
federation;  en  meme  temps,  en  nie  öVr  n-ä/.crr  >r  t*o.— 
ment  on  demandera  ä  pouvoir  b«?D*rf»r  a '^^  ■•: .  tri.-  • 
international.  Une  enquete  serieu^  devra  0*^-.->r  dt~* 
chaque  *  cas  special,  si  la  ligne  proj»r:»-*r  a;  r«ar:.~L.T  t 
reseau  principal,  dont  la  coastrurti<>n  d--."t  ^:t*-  r*^*r.~- 
a  la  Confederation,  ou  si  eile  pre>ente  r^^ZL.*rw.A  >  'öf- 
tere d'une  ligne  secondaire.> 

Der  Rückkauf  auch  der  Xebenl«aLn»rn  m-lrde  o*:i--M  -  - 

wohl  erst  die  sechste  ELsenbahnpeH'rfJe   o~->r.  *:Lr?~\ 

Die  wesentlichen  Aktenstucke  au»  d*rr  E  \  -  e  r. *.  *  L  -.  - 
gesetzgebung  der  neuesten  Zeh  -ir.d: 

Das  Bundesgesetz  über  das  Tarifwe^en  FL  *;.  S  X  V;;; 
790;  das  Besoldungsgesetz  für  die  Bahii'-^a;;.--:,  r.-  •-* 
Gehaltsordnung  XVIII,  230:  XDL  1:  d;e  V  .^h .; -- 
Verordnung  zum  Nebenbahnengesetz  XIX.  *>f :  c>  •  r/v 
nisation  des  Militareisenbahnwe>*-n*  XIX.  V*:  ^  „i>;. 
derung  des  Art  11  des  Schemas  für  E>*r.*j*.vJr..;/^w 
sionen,  B.-Blatt  1902  Xr.  17:  die  Ergänz-,-*  4~+  1:\-  - 
portreglements  XVI1L  767:  die  BevL'\w-  -**->  />-  «... 
kauf  der  Nordost  bahn,  der  Vereinigten  Stfi«'<r.z*rA-.;  -■• 
der  Strecke  Wohlon— Bremgarteih  die  rV/-/-haf*  r,*v  /*  fc 
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Rickenbahn  und  der  Bundesbeschluss  über  die  Konver- 
sion der  Anleihen  der  verstaatlichten  Bahnen,  E.  G.  S. 
XIX,  74,  77;  B.-Blatt  von  1901  Nr.  46,  47;  von  1902 
Nr.  5;  das  Gesetz  über  den  Bau  und  Betrieb  der  schwei- 
zerischen  Nebenbahnen,   21.  Dezember  1899,   XVIII,  42. 

Von  den  älteren  wesentlichen  Eisenbahn- 
gesetzen bleiben  einstweilen  noch  in  Kraft  und  Wirk- 
samkeit namentlich: 

Das  Expropriationsgesetz  von  1850  E.  G.  S.  I,  319. 
V,  568;  das  Eisenbahngesetz  vom  23.  Dezember  1872  XI, 
1  mit  Ausführungsverordnung  I,  241;  das  Gesetz  über 
die  Arbeitszeit  bei  den  Transportanstalten  27.  Juni  1890 
mit  Vollziehungsverordnung  XI,  1,  XU,  35  und  Revisions- 
botschaft, B.-Blatt  1899  Nr.  20;  die  Normalkonzession, 
B.-Blatt  1873  II,  1145  mit  Abänderung,  B.-Blatt  1902, 
Nr.  17;  das  Gesetz  über  Verpfändung  und  Zwangsliqui- 
dation der  Eisenbahnen,  24.  Juni  1874,  I  108,  121,  IV  10, 
51;  das  bisherige,  jetzt  in  Revision  begriffene  Haftpflicht- 
gesetz,  Juli  1875  I  787,  B.-Bl.  1901  Nr.  10;  das  Gesetz 
über  die  Anlage  von  Verbindungsgeleisen  zu  gewerblichen 
Anstalten,  19.  Dezember  1874  I  488  und  über  Verzollung 
von  Eisenbahnmaterial,  jetzt  XV  278;  das  Bahnpolizei- 
gesetz und  die  Signalordnung  HI  422,  B.-Bl.  1874  II  773; 
der  Art,  67  des  Bundesstrafrechts  mit  Abänderung  B.-BL 
1900  Nr.  44;  das  neue  Transportgesetz  vom  29.  März 
1893  mit  Vollziehungs Verordnung  vom  11.  Dezember  1893, 
das  schon  zahlreiche  Abänderungen  erlitten  hat,  XIII 644, 
756,  XIV  528,  543,  551,  XV  325,  XVI  720,  XVII  89;  die 
Verordnung  über  den  Kriegsbetrieb  der  Eisenbahnen 
4.  März  1892  XII  669,  XVIH,  437;  das  Gesetz  über  die 
Hülfskassen  XI  265;  die  Verordnung  über  die  Betriebs- 
eröffnung der  Spezialbahnen  XIV  714. 
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Es  wird  dringend  wünschbar  sein,  in  einiger  Zeit 
eine  Revision  dieser  älteren  Eisenbahngesetzgebung  vor- 
zunehmen, welche  nun  eben  auch  auf  die  Bundesbahnen 
Anwendung  finden  muss. 

Wichtig  ist  zunächst  besonders  die  Revision  des 

Ifcenbahnhaftpffichtgesetses. 

(Motion  Brenner.) 

Dasselbe  entstand  1875,  als  unser  erstes  Haftpflicht- 
gesetz, auf  Grund  des  Gedankens  einer  Haftbarkeit,  welche 
nicht  von  dem  Verschulden  abhängt.    Mit  andern  Worten 
die  Zufallshaft  wurde  eingeführt,  damals  eine  noch  ganz 
neue  Idee,  welche  daher  auch  auf  grossen  Widerstand 
stiess.     Dieselbe  galt  aber  bloss  für  den  Betrieb;   für 
den  Bau   der  Bahnen   blieb   noch  immer  das  System 
der  Haft  für  Verschulden  in  Wirksamkeit.    Auch  erlitt 
die   Zufallshaft  für  den   Betrieb  noch    eine  Reihe   von 
Einschränkungen,   z.  B.   durch  den  Nachweis,  dass  der 
Beschädigte   Reglemente   übertrat,    oder   dass    ein    Ge- 
tödteter  für  seine  Hinterlassenen  alimentenpflichtig  war 
u.  A.  m.    Es  kam  überhaupt  nur  Haftung  für  erwiesene 
Vermögensnachtheile  in  Frage.  1877  trat  das  Fabrikgesetz 
mit  seinem  Art  5  hinzu,  welcher  dann  das   erste  Haft- 
pflichtgesetz  für  den  Fabrikbetrieb  von  1881  mit  einer 
ebenfalls  vom  gemeinen  Rechte  abweichenden  Haftpflicht 
zur  Folge  hatte.   Immer  aber  konnte  sich  der  Unterneh- 
mer durch  den  Nachweis  von  höherer  Gewalt,  oder  Ver- 
schulden der  Beschädigten  befreien.  Das  Haftpflichtges<;tz 
schränkte  sogar  das  Fabrikgesetz  nachträglich  einigermaKs<»n 
durch  Maximalbestimmungen  in  Bezug  auf  Ent*chädigunjr 
ein.  Dann  folgte  die  Haftpflichtnovelle  von  1887,  die  er- 
weiterte  Haftpflicht,  welche  die  Fabrikhaftpflicht  auch  noch 
ausdehnte  auf  alle  Hülfsarbeiter  ausser  dem  eigentlichen 
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Fabrikbetrieb.  Nun  wurde  auch  der  Bau  der  Eisenbahnen 
unter  die  Haftpflicht  gestellt,  und  es  schliesst  nicht  jedes 
Verschulden  des  Verunglückten  die  Haftpflicht  aus,  son- 
dern mindert  sie  nur,  auch  wird  nicht  bloss  von  vermögens- 
rechtlichem Ersatz  gesprochen,  sondern  von  voller  Entschä- 
digung. 1883  trat  inzwischen  auch  das  Obligationenrecht  in 
Kraft,  welches  Verschulden  für  die  Schadenersatzpflicht 
fordert,  aber  das  Verschulden  sehr  weit  fasst.  Die  ganze 
Sache  sollte  durch  die  Unfallversicherung  eine  Aende- 
rung  erleiden;  die  Revision  der  Eisenbahnhaftpflicht,  die 
schon  lange  dringend  war,  wurde  daher  verschoben,  bis  die 
Unfallversicherung  zu  Stande  gekommen  sei.  Durch  die 
Volksabstimmung  vom  20.  Mai  1900  wurde  jedoch  die 
Unfallversicherung  verworfen,  und  es  kam  nun  eine 
Revision  des  Eisenbahnhaftpflichtgesetzes  neuerdings 
in  Frage  nach  einem  Entwurf  von  1901.  Soweit  das  Ge- 
schichtliche. 

Die  Grundlage  ist  nun  einerseits  die  Zufallshaft  nach  der 
neueren  Haftpflichtidee,  in  Verbindung  aber  mit  ihrer  Ent- 
wicklung durch  die  Haftpflichtgesetzgebung  und  durch 
das  Obligationenrecht  in  Bezug  auf  die  allgemeinen  Grund* 
Sätze  der  Schadensersatzpflicht. 

Die  Sache  ist  von  grosser  praktischer  Bedeutung  für 
das  Publikum;  1901  kamen  79  Tödtungen  und  916  Ver- 
letzungen vor,  welche  unter  das  Eisenbahnhaftpflicht- 
gesetz  fallen.  Die  Bahnen  können  sich  jetzt  auch  leichter 
durch  Versicherungen  decken,  als  es  früher  der  Fall  war. 

Ob  das  Gesetz  auch  auf  den  Betrieb  der  Dampf- 
schiffe und  der  Motorwagen  Anwendung  finden  soll, 
ist  zur  Zeit  noch  zweifelhaft.  Namentlich  würde  der  Be- 
trieb der  Letzteren  durch  eine  so  strenge  Haft  fast  ver- 
unmöglicht   werden.     Die   nationalräthliche   Kommission 


Innere  Politik.  D*«-:i'«in»»»>  5a*  .lsfc-ir.  3»;-asp-*:       *■ ' 

hat  dies  indessen  emstwtsjA  »:>  ccrr  xct:  uiri  -i^t-  r!:;~- 
barkeit  für  das  nkht  «^«srir^«*  —räri  s«:  £•- 
spedirten  Colis 


i  -   -.  •   * 


Das  erste  Budget  G*r  ia.-:;t^g*a  2  :  1 :  -  - 
wurde  am  16.  Dezember  Y4*\  ja.  5o^*  aatinra  ••^-ir^-a 
lind  ergab  einen  BetriebsC ver^. a-»  -a  7:  >^  •  •■  :.»- 
erste  Betriebsbudget  fsr  <L*  *^nat-:  r»  7-  r'j  -—jl^.i  m— 
ginnt  dagegen  mit  einem  lK£zr_  V-r*-r  -t- ~~  -^Lrz_—  *_ — -  • 
Eisenbahnbudgets  zu  drii  ar^ci-^i.*-iL  !•.»_ -v— :ir  *.:  * 
zu  der  künftigen  Finanz*-  r».  t  .-s>  «l  i*o:  j  «^si>  I\— 
kussion  statt: 

cDie  Kommission  war  fc*-  jr?z  z.jzl  rjr~~z.  jLl.  —  J  ta- 
uber diese  Materie  die  V->rt-!^ir^^ir  r.  f:.i---i.     !::•>■:- 
sie  an  die  Aufgabe  herantrat.  =.-X-  s>-  :_t  J-urr   t    - 
werfen,   in   welchem  Umfanz*:  tr~  5>-z.«:-*>^-^psi.jj:.-  ..*• 
eigentlich  das  Genehmigun^rer-.-  r-<ri*.  Z-.  «:— -r  >-  -_.- 
tiven  Beschlussfassung  and  An^r«<T_  ^ur  n  i^r^r  :■-_.- 
zipiellen  Frage  gelangte  die  K*-r.  ~  .— »j  c  =«—.-.  v  ----- 
dagegen  folgendes  Postulat:   E»  sei  -:-r  !>.-- ;-^r*-:.  ~_l- 
zuladen,   Bericht  und  Antrag  eJaz^'-riL^-er.  r.**:r  -_-  Ar 
und  Weise,  wie  die BundesversanuiJ  izjz  1*-  '.re- -^_.„r..r^£— 
recht  betreffend  das  Budget  der  B--r.i:*r->«*Lz.*E  *_-;•»:. 
solle.     Die    Referenten,    spezieil   A^r   c^'^^ri.*:    hrr.  :r- 
erstatter,  durchgehen  die  sten^-graphi^-h  a^ger.- <;.;..-::.•-:* 

Voten  bei  der  Beratbung  de**  Rüddkaufs?e*etze> «;.v 

raus  den  mutmasslichen  Umfang  des  B'i'igeTre'-:.:^  *:•  r 
Bundesversammlung  in  dieser  Frage  zu  k^nstnureiL   I  »1— 
Kommission  ist  vorläufig  der  Meinung.  da?**  aus  'ivrn  -,'-— 
zinschen  Wesen  des  Budgets  der  Bunde-V*ahnen  der  ^•hin- 
gezogen werden  darf,  es  habe  dessen  Prüfung  nie ht  den- 
selben Charakter   wie  derjenige  der  Prüfung  des  allge- 
meinen Verwaltungsbudgets.   Abgesehen  davon,  dass  der 
Voranschlag  der  Bundesbahnen  bei  den  eidgenossischen 
Käthen  vor  der  siebenten  Instanz  angelangt  ist.  kann  «** 
kaum  in  der  sachlichen  Kompetenz  der  Bundesversamm- 
lung liegen,  ein  solches  Budget  im  Detail  zu  prüfen.  Das 
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Postulat  soll  auch  dem  Verwaltungsrath  der  Bundesbahnen 
zur  Vernehmlassung  unterbreitet  werden. 

Auf  diese  Weise  wird  man  für  die  Zukunft  zu  einer 
sichern  Abgränzung  des  Rahmens  der  Prüfung  des  Bud- 
gets der  Bundesbahnengelangen.  Die  Kommission  empfiehlt 
heute,  immerhin  ohne  den  Bericht  und  Antrag  des  Bundes- 
rathes  in  dieser  Frage  präjudiziren  zu  wollen,  summarische 
Behandlung  der  verschiedenen  vorliegenden  Budgets  pro 
1902  und  Genehmigung  des  ganzen  Voranschlages.  Ohne 
Diskussion  wird  Eintreten  auf  die  Vorlage  beschlossen. 

Was  speziell  das  Betriebsbudget  anbelangt,  für  19<G 
kann  selbstredend  nur  das  ehemalige  Centralbahnnetz  in 
Frage  kommen,  so  betragt  der  Einnahmenüberschuss  von 
Fr.  7,974,000  um  Fr.  1,305,430  weniger  als  nach  der  Rech- 
nung von  1900,  um  Fr.  526,600  weniger  als  nach  der 
approximativen  Rechnung  von  1901  und  um  Fr.  650.1U> 
weniger  als  nach  dem  Budget  von  1901.  Als  wesentlicher 
Faktor  für  dieses  ungünstigere  Resultat  fällt  bei  den  Ein- 
nahmen in  Betracht  der  Rückgang  im  Güterverkehr.  Bei 
den  Ausgaben  sind  zu  nennen  die  Personalvermehrung 
als  Folge  der  Einführung  neuer  Züge  und  der  Vergrösse 
rung  von  Bahnhöfen  und  Stationen,  die  Gehaltserhöhungen, 
die  Notwendigkeit  einer  provisorischen  Organisation  des 
zweiten  Kreises,  der  zunehmende  Materialverbrauch  in- 
folge gesteigerter  Zugsleistungen. 

Aus  dem  Schosse  des  Rathes  wird  das  Wort  zu  den 
einzelnen  Budgets  nicht  verlangt,  der  ganze  Voranschlag 
erhält  die  Genehmigung.  Zum  Postulat  der  Kommission 
spricht  von  Planta.  Er  will  es  nicht  bekämpfen,  macht 
aber  alle  Reserven.  Das  Budgetrecht  dürfte  wohl  kaum 
je  nach  den  verschiedenen  Zweigen  der  Administration 
anders  gestaltet  werden  können.  Es  ist  gesetzlich  der 
Bundesversammlung  als  oberste  Instanz  zugewiesen,  und 
damit  hat  diese  zugleich  die  Pflicht  der  Prüfung  des  Vor- 
anschlages der  Bundesbahnen  wie  jedes  andern  Budget^ 
der  Bundesverwaltung.  Bundesrath  Zemp  erklärt  im  Namen 
des  Bundesrathes  die  Annahme  des  Postulates,  das  all- 
seitig geprüft  werden  soll.  Es  wird  ohne  Opposition  er- 
heblich erklärt.»  («N.  Z.  Zeitung.*) 
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Ueber  den  Stand  der  öffentlichen  Arbeiten  und 
die  bezüglichen  Subventionen  der  Eidgenossenschaft 
.sagt  die  nationalräthliche  Begutachtung  des  Geschäfts- 
berichts folgendes  Ober  das  diesfällige  Hauptwerk,  die 
Rheinkorrektion: 

<Die  doppelten  Wuhre  mit  Dämmen  längs  des  Flusses 
haben  im  Vereine  mit  dem  Fussacher-Durchstich  die  guten 
Wirkungen  erzielt,  welche  man  von  ihnen  für  die  perio- 
dischen Hochwasserstände  des  Rheins  erwartete. 

Noch  bleibt,  gemäss  dem  mit  Oesterreich  abgeschlosse- 
nen Uebereinkommen,  der  Diepoldsauer-Durchstich  aus- 
zuführen.   Dieses  Werk  ist  bereits  begonnen. 

Das  Terrain,  auf  welches  die  Wuhre  zu  stehen  kom- 
men, ist  sehr  schlecht  und  wird  in  Folge  seiner  äusserst 
grossenWeichheit  enorme  Materialmengen  erfordern,welche 
die  Unternehmung  leider  von  weit  her  beschaffen  muss. 

Aus  diesem  Umstände  werden  für  die  Betheiligten 
noch  ganz  beträchtliche  Kosten  erwachsen.  Die  Aus- 
gaben, welche  gemacht  wurden  und  noch  gemacht  werden 
müssen,  werden  indessen  den  doppelten  Vortheil  haben, 
einerseits  der  zahlreichen  Uferbevölkerung,  die  bisher  bei 
jedem  Steigen  des  Wasserstandes  des  Rheins  in  grössten 
Sorgen  stand,  das  lang  entbehrte  Gefühl  des  Vertrauens 
und  der  Sicherheit  zu  geben,  und  anderseits  der  Kultur 
ein  Gebiet  von  gewaltiger  Ausdehnung  zu  öffnen,  welches 
man  bisher  nicht  bebauen  konnte  und  dessen  Nutzbar- 
machung die  Quelle  grösseren  Wohlstandes  dieser  Landen 
gegenden  bilden  wird.» 

In  der  Angelegenheit  der  Brücken  über  den  obern 
Rheindurchstich  hat  der  vorarlbergische  Landesausschijs^. 
an  die  internationale  RheinregulirungskommLssion  eine 
längere  Eingabe  gerichtet,  worin  die  Forderung  aufgeteilt 
wird,  dass  entgegen  dem  Standpunkt  der  st,  gallischen 
Kantonsregierung  eine  der  Brücken  bei  Widnau  erstellt 
werde.      Sollte   die   Rheinregulinmgskommission   di'r^rm 
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von  den  österreichischen  Interessen  diktirten  Begehren 
nicht,  entsprechen,  so  würde  der  Landesausschuss  Klage 
bei  der  österreichischen  Regierung  wegen  versuchter  Ver- 
tragsverletzung erheben. 

Bei  ihrem  Gesammtüberblick  über  die  vom  Bunde 
subventionirten  Korrektionen  und  Schutzbauten  drückt 
die  Kommission  angesichts  der  grossen  finanziellen  Opfer 
unseres  Landes  den  dringenden  Wunsch  aus,  dass, 
sobald  einmal  das  Werk  der  Ingenieure  beendigt  sein 
wird,  man  für  richtige,  zweckentsprechend  ausgeführte 
Bewaldung  sorgen  möge.  Nur  unter  dieser  Voraussetzung 
würden  alle  diese  Arbeiten  auch  wirklich  ihren  Zweck  er- 
füllen und  Bestand  haben. 

Ferner  mit  Bezug  auf  die  Direktion  der  eidgenössischen 
Bauten : 

«Die  häufigen  Kreditüberschreitungen  bei  den 
vom  Bunde  erstellten  Gebäuden  veranlassen  uns,  das  bereits 
am  21.  Dezember  1901  vom  Nationalrathe  angenommene 
Postulat  zu  wiederholen ;  dasselbe  verlangt  die  Ausarbei- 
tung detaillirter  Kostenvoranschläge  für  alle  neuen  Bauten, 
welche  in  Zukunft  auf  Kosten  des  Bundes  erstellt  oder 
eventuell  von  ihm  subventionirt  werden.  Diese  genauen 
Kostenvoranschläge  sind  dann  jeweilen  den  Dossiers, 
welche  man  den  vorberathenden  Kommissionen  zustellt, 
einzuverleiben.» 

Von  einer  Pragel-  und  Sustenstrasse  soll  einst- 
weilen bis  auf  Vorlage  genauerer  Studien  und  Eintritt 
einer  günstigeren  Finanzlage  des  Bundes  Umgang  genom- 
men werden.  Eröffnet  wurde  im  vorigen  Jahre  die  höchste 
Alpenstrasse  Graubündens  und  der  Schweiz,  der  U  m  b  r a  i  1  - 
pass  (2515  m),  welcher  das  Graubündnerische  Münsterthal 
mit  der  Stelviostrasse  verbindet  und  ungefähr  bei  der 
vierten  Cantoniera  derselben  ausmündet.    Die  Anschluss- 
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strecke  von  205  Meter  Länge  auf  italienischem  Gebiet 
hatte  die  Eidgenossenschaft  in  Folge  Staatsübereinkom- 
mens  mit  Italien  erstellt. 

Die  Gemeinde  Bormio  hatte   die   Offenhaltung   der 
Strasse  im  Winter  als  Bedingung  dafür  aufstellen  wollen, 
lie  Bundner  Regierung  lehnte  jedoch  das  Ansinnen  ab. 
Nachher  kam  aber  Bormio  nochmals  mit  dem  Begehren, 
und  die  Gemeinde  St.  Maria  im  Münsterthal  übernahm 
die  Kosten  für  den  Winter  1901.2  freiwillig.  Der  Kanton 
stellte  bloss  zwei  Arbeitskräfte  zur  Verfügung.  Der  Hoch- 
winter schloss  den  Pass  aber  dennoch.  Der  geringe  Winter- 
verkehr über  den  Umbrail  rechtfertigt  dessen  Offenhal- 
tung nicht.  Kollaudirt  wurde  die  Bergstrasse  am  19.  Juli 
l«ll.    Sie  ist  13,37  Kilometer  lang,  4,2  Meter  breit  und 
kostete  Fr.  265,000. 

Die  Regierung  des  Kantons  Waadt   verlangte   von 
dem  Bundesrath  Subventionirung  eines  grossen   Unter- 
nehmens betr.  Regulirung  der  Wasserstände  der  Seen 
des  Jouxthales.    Dieses  Ziel  ist  nur  durch  den  Bau 
eines  Tunnels  und  Ableitung  des  überschüssigen  Wassers 
in    die    Orbe    zu    erreichen.     Für   die  Ausführung    des 
Werkes  ist  eine  Aktiengesellschaft  mit  einem  Kapital  von 
4  Millionen  gegründet  worden.     Die  Gesellschaft   über- 
nimmt alle  Folgen  des  Unternehmens  und  entlaßt  da- 
durch den  Bund  und  den  Kanton  von  allem  Risiko,  treten 
das  Zugeständniss  der  unentgeltlichen  Au*\#u\unu  aller 
entstehenden  Wasserkräfte.    Besser  wäre  es.  der  Kanton 
Waadt  würde  das  Unternehmen  selbst   machen   und  die 
Wasserkräfte  selber  behalten. 

Nicht   völlig  gut  haben  sich  in  diesem  r«^enr<-i<  h*'fi 
Jahre  die  Rhonedämme  bewährt. 
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Ueber  die  schon  seit  längerer  Zeit  mit  Frankreich 
pendente  Frage  der  Genfer  Stauwehren,  worüber  Mich 
die  französischen  Anwohner  der  Rhone  nachträglich  be- 
klagen, während  Frankreich  sich  bei  der  Erbauung  dieser 
Arbeiten  durch  die  betheiligten  Kantone  mit  Subvention 
der  Eidgenossenschaft  ganz  still  verhalten  und  nichts  an 
die  Kosten  beigetragen  hatte,  fand  eine  weitere  Konferen? 
in  Genf  statt,  worüber  folgendes  berichtet  wurde: 

«La  Suisse  etait  representee  par  MM.  de  Morlot.  in 
specteur  en  clief  des  travaux  de  la  Confederation  suis**: 
Epper,  chef  du  bureau  hydrometrique  federal ;  Turrettini. 
conseiller  administratif  de  la  ville  de  Geneve,  et  Char- 
bonnier,  ingenieur  de  l'Etat  de  Geneve.  La  France  jfvait 
delegue  MM.  Girardon,  ingenieur  en  chef,  charge  des  tra- 
vaux du  Rhone  a  Lyon ;  Schoendorffer,  ingenieur  en  clu-f 
ä  Annecy ;  Goutteland,  ingenieur  en  chef  a  Chainbery.  t.-t 
Cuenot,  ingenieur  a  Lyon.  La  Conference  a  constate  i{\* 
depuis  sa  demiere  reunion,  en  1898,  des  aineliorations  son: 
intervenues,  mais  qu'il  y  a  heu  de  continuer  les  erude?. 

Ebenso    wurde    mit    Frankreich  in  Paris    eine  neue 

Konvention  über  die  Schiff  fahrt  auf  dem  See  vereinbart. 

«Cette  Convention,  qui  remplace  et  abroge  la  Conven- 
tion du  9  juillet  1887,  entrera  en  vigueur  quinze  jouj> 
apres  la  date  de  Techange  des  ratifications  et  resters 
executoire  aussi  longtemps  que  Tun  des  gouvernemenN 
interesses  ne  Taura  pas  denoncee  moyennant  un  um- 
donne  une  annee  a  l'avance.» 

Von  Interesse  auch  für  uns  ist  die  folgende  Nachrich: 
aus  Graz: 

«Die  internationale  Sachverständigenkonferenz  für  oV 
Wetterschiessen  beendete  die  Berathung  über  die  Wirk 
samkeit  des  Hagelwetterschiessens.  Die  Mehrzahl  der  Sa*i 
verständigen  ist  der  Ansicht,  dass  die  Frage  zur  Zeit  n««  - 
als  unentschieden  bezeichnet  werden  müsse  und  die  k- 
her  gemachten  Erfahrungen  wenig  Hoffnung  auf  ein  gfin< 
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ges  Resultat  übrig  lassen.  Bei  Berathung  der  Frage, 
welcher  Weg  zur  Erzielung  eines  sicheren  Resultates  führe, 
nahm  die  Konferenz  mehrere  Anträge  an;  jedes  Hagel- 
wetter soll  in  Zukunft  auf  das  Genaueste  beobachtet  wer- 
den und  Mittheilungen  über  die  erzielten  Schiessresultate 
gemacht  werden.» 

Gegenwärtig  bestehen  in  der  Schweiz  155  Fisch- 
brutanstalten.  Letztes  Jahr  wurden  38  Millionen  Fische 
in  öffentliche  Gewässer  ausgesetzt,  nämlich  1  Million  See- 
forellen, fast  5  Millionen  Fluss-  und  Bachforellen,  2  Mil- 
lionen Rotheli,   27  Millionen  Felchen  und  andere  Arten. 

Das  Schulwesen  der  Eidgenossenschaft  zeigte  in 
Bezug  auf  den  höhern  Unterricht  folgendes  Bild: 

Im  Sommersemester  1901  waren  die  schweizerischen 
Universitäten  und  Akademien  im  Ganzen  von  4183  imnia- 
trikulirten  Studenten  und  695  Auditoren  besucht;  davon 
waren  805  weibliche  Immatrikulirte   und  278  weibliche 
Auditoren.    Aus  dem  Ausland  stammten  2021  Besucher, 
davon  694  weibliche.    Nach  der  Anzahl  der  Studirenden 
gruppirt,  ergab  sich  im  Sommersemester  1901  die  Reihen- 
folge:   Bern  (1165),  Genf  (1016),   Zürich  (869),  Lausanne 
[im),   Basel  (624),    Freiburg  (345),    Neuenburg  (167),    im 
Wintersemester  1897/98:   Genf  (1006),  Zürich  (876),  Bern 
(783),  Lausanne  (539),  Basel  (524),  Freiburg  (417),  Neuen- 
burg (171).    Auf  die  Fakultäten  vertheilte  sich  die  Fre- 
quenz  im    Sommersemester    1901    in    folgender   Weiv: 
Theologie  302  (1  weibliche),  Rechtswissenschaft  K41  |1<» 
Medizin  1448  (530),  Philosophie  2287  (533). 

Während  die  Eidgenossenschaft,  ganz  gegen  den 
.Sinn  und  Geist  früherer  Generationen  und  sogar  d<r 
Bundesverfassung,  für  die  Hochschulen  gar  nichts  thut, 
scheut  sie  keine  Kosten  für  das  Polytechnikum,  da» 
von  jeder  Schranke  in  Bezug  auf  Budget  befreit  wonl<  n 
ist,  ihr  aber  doch  nicht  die  Männer  liefern  kann,    welf-he 
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sie  in  dem  gefährlichen  nächsten  halben  Jahrhundert 
aufrechterhalten  müssen.  Dazu  gehört  noch  etwas  mehr 
als  bloss  technische  Kenntnisse. 

Bei  der  Generalversammlung  des  Vereins  deutscher 
Ingenieure  hielt  der  Vorsitzende  einen  Vortrag  beson- 
ders über  folgende  Frage: 

«Soll  sich  der  moderne,  energisch  vorwärtsstrebende 
Ingenieur  lediglich  auf  sein  besonderes  Fach,  seine  so- 
genannte Spezialität,  konzentriren,  um  darin  so  tüchtig 
als  möglich  zu  werden,  und  soll  er  dabei  höchstens  un- 
mittelbar verwandte  und  benachbarte  Wissensgebiete  in 
seinen  Interessenkreis  ziehen,  oder  soll  und  muss  sich  der 
Aktionsradius  des  Ingenieurs  noch  weiter  erstrecken  und 
von  einem  guten  Fundament  in  seinem  Fache  aus  sich 
wie  ein  Drehkran  mit  weitem  Ausleser  auch  auf  das  schein- 
bar fern  abliegende  Gebiet  übergreifen?» 

Er  kam  dabei  im  Wesentlichen  zu  dem  folgenden 
Schlüsse : 

«Es  gibt  kein  höheres  geistiges  Leben  ohne  technische 
Entwicklung,  aber  auch  keine  höhere  Technik  ohne  geistige 
und  moralische  Fortschritte.»  Diesen  Ausspruch  für  die 
Zukunft  der  deutschen  Technik  als  Leitwort  sich  an- 
eignend, stellt  $ler  Vortrag  die  weitere  Forderung  für  den 
Ingenieur  auf:  dafür  sich  einzusetzen,  nicht  nur  die  eige- 
nen Interessen  wirksam  zu  vertreten,  sondern  sie  in  Ein- 
klang zu  bringen  mit  dem  Gesammtwohl.  Zunächst  ist 
es  keine  Frage,  so  liest  man  darüber,  dass  uns  modernen 
Menschen  allen,  mit  wohl  nur  wenigen  Ausnahmen,  drin- 
gend noth  thut,  den  genug  im  Leben  vorhandenen  zentri- 
fugalen Kräften,  dem  vielseitigen  und  hastigen  Wirken 
nach  aussen  die  zentripetale  Kraft  einer  geistigen  und 
ethischen  Vertiefung  entgegenwirken  zu  lassen  und  wieder 
Gleichgewicht  in  unser  inneres  Kräftesystem  zu  bringen, 
damit  eine  harmonische  Lebensauffassung  und  innere  Be- 
friedigung dem  modernen  Menschen  ebensoweit  möglich 
werde,  wie  zu  der  Zeit,  als  wir  nur  das  Volk  der  Denker 
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und  Dichter  waren.  Alles,  was  uns  sittlich  vertiefen  und 
ideal  erheben  kann,  soll  uns  dabei  willkommen  sein :  zu- 
nächst die  Fragen  der  Religion,  die  unter  Anderem  mit 
ihren  protestantisch-kirchlichen  Einiglingsbestrebungen, 
sowie  durch  neuere  Resultate  der  Archäologie  und  Ur- 
kundenforschung gerade  jetzt  von  neuem  so  lebhaft  im 
Flusse  sind,  die  Wissenschaften  aller  Art,  welche  in 
immer  neuen  Problemen  und  Entdeckungen  wetteifern 
und  in  der  Aufnahme  ihrer  Resultate  auch  durch  Laien 
eine  Annäherung  und  Zusammenfassung  erfahren  können, 
und  endlich  die  Kunst,  die  gerade  uns  Ingenieuren  im 
Kunstgewerbe  mit  ihren  aus  der  Zweckmässigkeit  neu 
geborenen  Formen  näher  tritt  als  je  zuvor,  und  die  mit 
ihren  modernen  Bestrebungen  das  ganze  Volk  zu  durch- 
dringen sucht,  von  der  Schule  bis  ins  Haus!» 

Ueber  den  Doktortitel  der  Ingenieure,  der  in 
Deutschland  in  neuerer  Zeit  verliehen  wird,  fand  im 
Nationalrath   dieses  Jahres  folgende  Verhandlung  statt: 

«Im  Nationalrath  wurde  die  Frage  der  Verleihung 
des  Doktortitels  durch  das  Eidgenössische  Polytechnikum 
in  Zürich  zur  Sprache  gebracht.  Nationalrath  Zschokke, 
welcher  der  Anstalt  als  Dozent  angehört,  sprach  sich  gegen 
die  Einführung  des  Doktorates  aas.  Das  Eidgenössische 
Polytechnikum  sei  nach  französischem  Muster  eingerichtet 
und  es  schliesse  der  Studiengang  mit  der  Ertheilung  des 
Diploms  ab.  Solle  das  Doktorat  dem  Diplome  coordinirt 
oder  superordinirt  sein?  Zweierlei  Auszeichnungen  brächten 
nur  Kollisionen.  Was  zum  Diplom  noch  hinzuverlangt 
werden  sollte,  das  könne  die  Universität  geben.  Bundes- 
rath  Buchet  theilte  mit,  dass  die  Mehrheit  des  eidgenös- 
sischen Schulraths  sich  für  die  Einführung  des  Doktor- 
titels ausgesprochen  habe.  Das  Departement  des  Innern 
werde  demnächst  eine  entsprechende  Vorlage  ausarbeiten. 
Die  eidgenössischen  Räthe  würden  eventuell  selber  in 
den  Fall  kommen,  über  die  Doktortitel-Frage  zu  ent- 
scheiden.» 

Ein  Professor  Brodbeck  in  Nashville,  verlangt  in  der 
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Allg.  deutschen  Universitäts-Zeitung  als  eine  Art  von 
Zwischenstufe  zwischen  Gymnasium  und  Universität  ein 
Jahr,  das  ganz  nur  der  «allgemeinen  Bildung»  gewid- 
met sein  sollte.  Die  Idee  an  sich  ist  ganz  gut  und 
wurde  noch  in  unserer  Jugendzeit  von  manchen  be- 
mittelten Studenten,  sei  es  am  Anfang,  oder  am  Schlüsse 
ihrer  Universitätszeit  durchgeführt.  Seitdem  aber  die 
Universitätsstudien  immer  komplizirter  geworden  sind 
und  sich  in  einer  Menge  von  Spezialitäten  verlieren, 
nehmen  sie  zu  viel  Zeit  in  Anspruch,  mn  so  etwas  als 
ganz  allgemeine  Massregel  vorschreiben  zu  können.  Da- 
zu kommt,  dass  jetzt,  im  Ganzen  genommen,  weit  mehr 
wenig  Bemittelte  studiren,  als  dies  noch  vor  einem  hal- 
ben Jahrhundert  der  Fall  war.  Die  «allgemeine  Bildung> 
wird  stets  ein  wTenig  aristokratisch  bleiben  und  nicht 
leicht  Gemeingut  werden,  soweit  sie  nicht  religiöse  Bil- 
dung ist.   Diese  allein  ist  Jedem  zugänglich. 

In  einer  unserer  französisch-schweizerischen  Zeitungen 
fanden  wTir  folgende  «zeitgeinässe»  Betrachtung: 

«Notre  generation  a  peur  de  vivre.  Elle  irest  ni 
bonne,  ni  mauvaise.  Elle  aussi  demeure  sans  louange 
comiiie  sans  bläme.  Ainsi  que  le  choeur  des  mauvais 
anges,  eile  n'a  pas  assez  de  courage  pour  etre  rebelle, 
ni  assez  de  volonte  pour  etre  fidele  ä  Dieu.  Elle  est 
mediocre.  Arriere-petite-fille  de  ces  soldats  qui  firent  le 
tour  de  TEurope  au  roulement  des  canons  et  dans  une 
flamme  d'apotheose ;  petite-fille  de  ces  romantiques  dont 
je  parlais  ici  meine  l'autre  semaine,  et  qui  gardaient  ä 
leurs  levres  ouvertes  le  goüt  ardent  et  violent  de  la  vie; 
Alle  immediate  et  legitime  des  nobles  et  paisibles  ouvriers 
qui,  comme  Taine,  Renan,  Littre  ou  Pasteur,  se  sont 
asservis  aux  longues  et  patientes  besognes  et  y  ont  de- 
pense  sans  compter  leur  force  et  leurs  annees,  il  senible 
qu'une  precoce  fatigue  d'etre  l'ait  atteinte   et    qu'elle  ait 
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■ 
herite    de    tant   de   puissance   et    de   vailian'-e   la   ^r_*r 

lassitude.» 

Ein  anderer,  damit  übereinstimmender  P-.~--*  vj^rt: 

*Un  serieux  effort  est  ä  faire  j»»ur  n>»ral>*rr  n  ~re 
jt-unesse  vaudoise.  II  faut  le  faire  san^  tanl«rr.  •-zz  \*-  vr- 
rain  est  prepare  comine  U  ne  Ta  p»rut-eTre  jaL.^  -**-. 
LVxemple  des  vieux,  les  dette-»  «pii  |»r^n:  I.«-:r»>:..~r.*. 
les  naufrages  moraux  et  financiers  ?*»nt  la  et  ;""*!  i\Si 
Fexperience  que  tres  souvent  il  n'y  a  «j^'a  a;vr-r.  :r-  a 
voir  «lux  jeunes  gens  pour  leur  faire  i*vi*«ln-  uzi*-  «i-r*-  -\  -n 
plus  inorale  et  plus  saine.>     i  -G.  de  Lausanne  .  ü.  A\jl- 

Wir  kommen  vielleicht  doch  endlich  n«*:h  auf  -I^n  be- 
danken, der  zwar  nicht  in  dem  Ideenkreise  d*->  letzten  Lai- 
ben Jahrhimderts  naturwissenschaftlicher  Bildung  'ind  zs- 
turwissensehaftlicher  Selbstüberschätzung  lag.  d*-n  a;--r 
ungeachtet  dessen  ein  Hauptvertreter  di«->*-r  K/f/';i^r 
(Huxley)  mit  den  Worten  angesprochen  hat:  O-v^r 
inen  are  as  common  as  blackberrie*.  the  rare  thli*g  U  t«« 
find  a  good  one.> 

Dazu  hat  die  Darwinisti>che  Sehule  ^hr  w»-rj:.r  1  zei- 
get ragen.  Es  kommt  jetzt  für  unsere  M-hwerer  werdend*-  Zeit 
-  das  fängt  an  allgemein  einzuleuchten  -  vorzriurli«*h  a\»f 
Charakterbildung  an.  Aber  das  ge^rhieht  ni«*ht  d:r«h 
die  heutige  Schule,  oft  ganz  im  Gegentheil.  andern  <!.:r<h 
einen  andern  Schulmeister,  den  be>ten.  at>er  au<h  thei i»t- 
sten  von  allen  —  Unglück. 

Soziales.  Charakteristisch  für  die  £<*t:enwarti"e 
Zeit  ist  einerseits  die  noch  beständige  Zunahm«;  der 
amerikanischen  Trusts,  die  fortwährend  zu  neuen  ge- 
iueinsehädlichen  Werken  sich  vereinigen,  gegenwärtig 
schon  ein  Kapital  von  mehr  als  15  Milliarden  Franken 
besitzen    und   weit   über   eine  Milliarde   jährlich    an  Ge- 
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halten  und  andern  «Remunerationen»  ausrichten  sollen. 
Das  Letztere  erklärt  auch  die  an  und  für  sich  seltsame 
Thatsache,  dass  sie  in  27  amerikanischen  Staaten  wvt 
Territorien,  sowie  durch  ein  Bundesgesetz  von  lrt*» 
mehr  oder  weniger  streng  verboten  sind  und  dennoch 
ungelündert  sich  fortentwickeln,  bis  es  zu  einer  Revolution 
gegen  sie  kommen  wird.  Es  wird  ihnen  eben  stark  vor- 
gearbeitet durch  die  Aktiengesellschaften  und  die  überah 
sich  ausbreitenden  «Genossenschaften»  und  «Verbände» 
von  Berufsklassen,  die  im  Prinzip  sich  davon  weni: 
unterscheiden.  Nach  und  nach  korrumpiren  diese  rein 
egoistischen  Zusammenrottungen  aller  Art  auch  bei  un* 
die  öffentliche  Meinung,  und  bereits  sind  in  der  ZüjtIk 
Handelskammer  Vorträge  gehalten  worden,  welche  ii 
einem  Lobe  der  Trusts  und  einer  Empfehlung  derseU** 
gipfelten.1)  Der  bemerkenswTerthe  Schlusspassus  eint: 
solchen  Berichterstattung  lautete: 

«Der  gesunde  Gedanke,   der   in  den   grossen  Tni>> 
liegt,  lässt  sich  auch  auf  kleinere  Verhältnisse  übertrat 
und  kann  auch  da  fruchtbringend  wirken.    Man   ist  >;• 
in   der   Schweiz   im   Allgemeinen    gewöhnt,    mit    ein '; 
kleinen  Unternehmergewinn  vorlieb  zu  nehmen  und  <ii\ 
darnach  in  seinen  Ausgaben  einzurichten.    Und   da*  rtj 
gut.  Allein  oftmals  wünschte  man  jenen  scliweizeri^L^i 
Produzenten,    die   ihr   ganzes  Können   nur  darin    seh 
ihre  Konkurrenz   zu   unterbieten,    etwas   mehr  amen1 
nischen    Gedankenflug,    den   Ehrgeiz   und    die   Kühnl  ij 
amerikanischer  Unternehmer!    Es  sollte  sich  die  An* 
noch  mehr  Bahn  brechen,   dass  es  keine  Ehre  für  en 
Fabrikanten   ist,   nichts  Ordentliches   zu   verdienen  ' -i 


!)  Vrgl.  die  Trusts  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Aiii- 
von    D.    Schindler-Huber,    herausgegeben    von    der    Zur 
Handelskammer,  und  «Zürcher  Post»  von  diesem  Jahre  S:  ^ 
und  folgende. 
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dass  die  Leistungsfähigkeit  nicht  in  der  Verzichtleistung 
auf  den  Nutzen  bestehen  darf.  Dafür  gibt  der  impulsive 
Charakter  der  Trustorganisation  brauchbare  Winke.  Sind 
aber  für  die  Einzelfirma  alle  Versuche,  auf  einen  grünen 
Zweig  zu  kommen,  vergebens,  so  ist  es  nicht  nur  ver- 
nünftiger, sondern  auch  ehrenvoller,  sich  mit  seiner  Kon- 
kurrenz zu  verständigen  und  den  eitlen  Kampf  aufzugeben. 
Wie  gar  oft  sind  es  Rücksichten  auf  einen  alten  Namen 
oder  auf  Söhne,  dass  ein  Geschäft  mit  Schaden  fort- 
gesetzt wird,  während  bei  Vereinigung  mit  Dritten  es 
sich  weiter  entfalten  könnte.  Der  Amerikaner  kennt  die 
Bedenken  nicht,  die  uns  Schweizern  die  Unterordnung 
unter  einen  Willen  oft  so  schwer  machen.  Er  ist  sich 
nicht  nur  gewöhnt,  bei  verschiedenen  Unternehmungen 
gleichzeitig  thätig  zu  sein  und  seinen  Willen  dem  ver- 
einten Willen  einer  Gruppe  von  Interessenten  zu  unter- 
werfen, sondern  er  wagt  es  auch  häufiger,  sein  eigenes 
Loos  mit  dem  Anderer  zusammenzuwerfen.  Er  verzichtet 
damit  durchaus  nicht  auf  seine  Persönlichkeit ;  im  Gegen- 
theil,  er  weiss,  dass  wirkliche  Thatkraft  und  originelle 
Initiative  bei  Trusts  inehr  und  erspriesslichere  Betäti- 
gung finden  als  beim  Einzelbetrieb.   Es  sei  hier  nur  noch 

..  der  Möglichkeit  gedacht,  neue  Absatzgebiete  zu  erobern, 
sei  es  im  Ausland  durch  energische  Reisen,  Etabliren 
von  Agenturen,  sei  es  durch  grosse  Reklame  im  Inland. 
Man  erwartet  wohl  da  und  dort  vom  Staat,  dass  er  den 
Absatz  fördere  durch  Museen,  Errichtung  von  Agenturen, 
u.  s.  w.;  aber  welch  Flickwerk  ist  so  etwas  gegenüber 
den  vereinten  Anstrengungen  kapitalkräftiger  Fachleute, 
die  einzig  und  allein  ihre  Interessen  zu  wah- 

,     ren  haben! 

«Dann  denke  man  an  die  Vortheile  einer  vollen  Aus- 

f  nützung  der  Fabrik,   an   die   Spezialisirung  im  Betrieb, 

v  an   die   Möglichkeit   der  eigenen  Bethätigung   in   einem 

der  speziellen  Geschicklichkeit  entsprechenden  Fache,  an 

,,.-  die  Zusammenlegung  der  allseitig  gemachten  Erfahrungen 

^,  und  Handgriffe,  an  das  Aufhören  der  Clükanen  und  Preis- 

|rrf  drückereien  der  Konkurrenz,  vielleicht  an  die  grossen  Er- 
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sparnisso  beim  gemeinsamen  Einkauf  und  bei  der  Re- 
klame, dem  Eingehen  vieler  Konsignationslager,  der  Aus- 
wahl der  Kunden,  und  wem  das  Alles  noch  nicht  genügt, 
der  gebe  sich  Rechenschaft,  dass  das  Aufgehen  in  einer 
kapitalkräftigen  grossen  Gesellschaft  auch  das  Verbleiben 
darin  nach  allfälliger  Arbeitsunfähigkeit  gestattet. 

«Das  sind  wohl  Gründe  genug  für  jeden  Industriellen, 
sich  mit  dem  Gedanken  der  Kartell-Organisationen  ver- 
traut zu  machen.  Dem  Gesetzgeber  aber  werden  sach- 
liche Ausführungen  über  diese  neue  Erscheinung  auf 
wirthschaftlichem  Gebiet  zeigen,  dass  die  Kartelle  nicht 
auf  die  Seite  gestellt  werden  können,  sondern  dass  sie 
als  normale  Institutionen  in  der  modernen  Industrie  an- 
erkannt werden  müssen  und  nur  dort  eingeschränkt 
werden  sollen,  wo  sie  mit  der  ihnen  innewohnenden 
Macht  Missbrauch  treiben  wollen.» 

Also  auch  hier  Vermehrung  der  Unternehmer-Gewinne, 
Eroberung  neuer  Gebiete,  Reklame  im  grossen  Styl, 
alles  das,  was  unsern  guten  schweizerischen  Charakter 
in  sein  gerades  Gegentheil  verkehren  würde. 

Wir  sind  der  Meinung,  der  Gesetzgeber  habe  sich 
dem  thunlichst  entgegenzustellen,  wenn  er  nicht 
«amerikanische  Zustände»  herbeiführen  will,  die  unserer 
kleinen  Republik  und  ihrer  politischen  Selbständigkeit 
den  baldigen  Untergang  zuziehen  könnten.  Wir  lassen 
uns  in  dieser  Anschauung  keineswegs  ine  machen  durch 
die  augenblicklichen  Wahlreden  des  amerikanischen  Präsi- 
denten, der  es  jetzt  gerade  mit  den  Trusts  nicht  ganz 
verderben  darf,  oder  die  Beschlüsse  des  deutschen  Juristen- 
tags, die  ebenfalls,  ganz  wie  er,  «den  Pelz  waschen,  al*T 
nicht  nass  machen»  möchten.  In  Amerika  wird  gegen  die 
Trusts  ebensowenig  mit  «Staatsaufsicht»,  oder  sonstigen 
halben  Massregeln  aufzukommen  sein,  als  s.  Z.  gegen  di*> 
Sklavenhalter:  dort  kommt  es  darüber  zu  einem  Bürger- 
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krieg  in  kürzerer  Zeit.  Das  Genfer- Journal  vom  18.  Mai  d.  J. 
fügte  einer  Besprechung  der  amerikanischen  Trusts  die 
für  uns  in  unserer  gegenwärtigen  Zeit  sehr  bemerkens- 
werthen  Wort«  bei: 

«Le  protectionnism«  est  le  vrai  pere  des  gigantesques 
trusts  americains,  et  il  devient  de  plus  en  plus  manifeste 
que  le  moyen  le  plus  sür,  si  ce  n'est  le  seul,  de  leur  faire 
echec  dans  leur  röle  si  antisocial,  c'est  d'orienter  la  poli- 
tique  economique  vers  le  libre  echange.» 

Der  deutsche  Juristentag  fasste  den  nachstehenden, 
ziemlich  werthlosen  Beschluss  darüber: 

«Der  deutsche  Juristentag  spricht  seine  Ueberzeugung 
daliin  aus,  dass  für  eine  gesetzliche  Regelung  der  Industrie- 
kartelle vorerst  empfohlen  wird  die  Statuirung  einer  Aus- 
kunftspflicht gegenüber  der  Staatsverwaltung  von  Seiten 
der  kartellirten  Unternehmer,  ihrer  Organe  und  Kom- 
missionäre.» 

Diesen  Gefahren  gegenüber  ist  es  eine  andere  charak- 
teristische, aber  wohlthätige  Erscheinung,  dass  sich  der 
Sozialismus  zu  nationalisiren  beginnt.  Wir  erwähnten 
schon  in  den  letzten  Jahrbüchern"  den  guten  Einfluß 
iVrastein's  auf  die  deutsche  Partei:  der  belgix-he  Sozia- 
iistenführer  Vandervelde  schrieb  im  Januar  *L  4.  eiiu-n 
Confiteor»  überschriebenen  Artikel  worin  auch  er  \t,n 
ilem  Marxischen  Programm  «Proletarier  aller  Länd«r  ver- 
einigt Euch»,  das  zu  nichts  aLs  Enttau<*:hijn?eii  jref-J.rt 
hat.  zum  Patriotismus  zurückkehrt,  und  ebeiw,  \,V^ 
bei  einem  italienischen  Sozialistentag  im  Septem  U-r  d  4 
die  nationale  und  *evolutionistisehe>  An-ir-hr  von  Twi 
und  Genossen  gegen  die  revolutionäre  un<\  inVan-i^r,*,. 
des  Professors  Ferri.  Das  i»t  erfreulich,  ilf.<|  v.,r,,,~  ",;.,'. 
Sozialdemokratie  überall   und   konw^,j^rJt  „,,  v-,rj/«.;.*  '«, 
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wird  sie  aus  einer  mehr  oder  weniger  unfruchtbaren 
Opposition  bald  die  führende  Partei  und  ein  kräftiger 
Halt  gegenüber  der  zunehmenden  politischen  und  national- 
ökonomischen  Charakterlosigkeit  werden.1) 

Ein  wichtiger  Schritt  von  der  anderen  Seite  her  war 
die  Einladung  seitens  des  Ständeraths  an,  den  Bundes- 
rat]), den  Arbeiterinnen  den  Samstag  von  4  Uhr 
Nachmittags  an  freizugeben.  Derselben  ist  vor  der 
Hand  nicht  Folge  gegeben,  sondern  ein  allgemeiner  Ar- 
beitsschluss  um  5  Uhr  vorgezogen  worden,  aus  Gründen, 
welche  eine  Eingabe  der  Fabrikinspektoren  vom  24.  Fe- 
bruar d.  J.  an  den  Bundesrath  zusammengestellt,  ant 
Schlüsse  aber  mit  folgenden  Bemerkungen  begleitet  hat: 

«Im  Verlust  von  Arbeitszeit  ist  nach  dem  Angeführten 
unser  Bedenken  gegen  den  ständeräthlichen  Beschluss 
nicht  begründet,  selbst  wenn  wir  annehmen  müssten  — 
was  sehr  wahrscheinlich  ist  —  dass  ca.  30,000  Männer 
mehr  oder  weniger  durch  das  frühere  Weggehen  der  weil>- 
lichen  Mitarbeiter  betroffen  würden.  Weit  beachtens- 
wert her  sind  die  Schwierigkeiten,  die  für  einzelne  Industrien 
aus  dem  ständeräthlichen  Beschluss  erwachsen  würden. 
Nach  unserm  Dafürhalten  wäre  es  unvermeidlich,  da.v< 
dem  Bundesrath  die  Vollmacht  ertheilt  würde,  einzelnen 
Industrien  generelle  Ausnahmsbewilligungen  zu  ertheilen. 
wie  ihm  dies  auch  in  Bezug  auf  die  Nacht-  und  Sonntags- 
arbeit zusteht.  Aber  viel  wichtiger  noch,  als  ein  derartiger 
Zusatz,  ist  die  Streichung  des  ständeräthlichen  Zusätze-. 


1 )  Wir  können  nicht  unterlassen  hier  beizufügen,  dass  un* 
in  diesem  Jahre  ein  Fremder,  der  mit  offenen  Augen  die  Schweiz 
bereiste,  sagte,  es  sei  ihm  aufgefallen,  welche  grosse  Kluft  in  der 
französischen  Schweiz  zwischen  den  besitzenden  Klasseu 
und  dem  geringeren  Volke  bestehe.  Es  sei  geradezu  ein  getren- 
seitiges  Misstrauen  vorhanden.  Es  wird  sich  kaum  bestreiten 
lassen,  dass  etwas  Wahres  an  dieser  Bemerkung  ist;  dam. 
aber  ist  es  Zeit,  dem  entgegenzuarbeiten. 
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dass  Reinigungsarbeiten  nicht  in  der  ordentlichen  Arbeits- 
zeit inbegriffen  sein  sollen.  Bleibt  derselbe  bestehen, 
halten  wir  alle  übereinstimmend  und  gestützt  auf  alle 
unsere  Erfahrungen  den  ganzen  Beschluss  für  absolut 
werthlos  für  die  Arbeiterschaft. 

Wo  Männer  und  Frauen  zusammenarbeiten,  ent- 
ziehen sich  die  Männer  womöglich  dem  Putzen,  und  sie 
taugen  auch  weniger  dazu.  Sie  suchen  den  Frauen  den 
Löwenantheil  zuzuschieben.  Werden  sie  um  4  Uhr  am 
Weiterarbeiten  gehindert,  schliessen  sie  und  überlassen, 
soweit  es  irgend  angeht,  die  Reinigungsarbeiten  den 
Frauen.  Diese  werden  sich  nicht  stark  dagegen  sträuben. 
Wer  ungern  ein  paar  Stunden  Lohn  einbüsst,  hat  ja  die 
beste  Gelegenheit,  ihn  wieder  zu  erwerben,  wie  zuvor. 
Putzarbeiten  sind  ja  gestattet.  Zudem  sind  sie  ja  bisher  ge- 
wöhnt gewesen,  die  letzte  Stunde  der  Woche  zum  Putzen 
zu  verwenden.  Für  sie  bleibt  also  Alles  beim  Alten.  Aber 
nicht  für  alle.  Frauen,  die  recht  auf  Erwerb  erpicht  sind, 
werden  auch  Reinigungsarbeiten  übernehmen,  welche  bis- 
her besondern  Putzerinnen  übertragen  und  besonders 
bezahlt  wurden;  sie  werden  das  Waschen  der  Böden, 
die  Reinigung  der  Abtritte  u.  dgl.  besorgen.  Wird  es  da- 
bei auch  6  und  7  Uhr,  so  erlaubt  dies  das  Gesetz;  der 
Arbeitstag  hat  keine  Gränzen  mehr! 

Wir  sehen  voraus,  dass  es  mit  dieser  Gestattung  der 
Reinigungsarbeiten  gehen  wird,  wie  seiner  Zeit  mit  der 
Putzhalbstunde  der  Baumwollspinner,  deren  schmählicher 
Missbrauch  zu  ihrer  Wiederaufhebung  führte,  nachdem  sie 
dem  Vollzug  des  Fabrikgesetzes  schweren  Schaden  ge- 
bracht. Wie  sich  aus  den  Amtsberichten  der  Fabrik- 
inspektoren ergibt,  fasste  man  diese  Putzhalbstunde  ein- 
fach als  eine  gestattete  Verlängerung  der  Arbeitszeit  auf; 
man  benutzte  sie  nicht  etwa  nur  zum  Putzen,  sondern 
zur  Arbeit  überhaupt.  Entdeckung  und  Bestrafung  des 
Missbrauchs  kam  ja  so  selten  vor,  dass  man  ihn  wohl 
wagen  durfte.  Wir  sehen  dasselbe  als  Folge  der  stände - 
räthlichen  Concession  voraus  und  betrachten  diese  geradezu 
als  ein  Unheil,  geeignet,  die  Samstagsarbeit  in  zahlreichen 
Fällen  eher  zu  verlängern,  als  zu  verkürzen. 
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Es  mag  uns  gestattet  sein,  noch  eine  weitere  Besorg- 
niss  zu  äussern.  Wie  wir  nachgewiesen  haben,  ist  das 
Zugeständniss,  welches  der  Arbeiterschaft  durch  den  stände- 
räthlichen  Beschluss  gemacht  wird,  zwar  ein  sehr  kleine». 
Aber  es  wird  den  Gegnern  jeder  Arbeitszeitreduktion 
dienen,  den  Verdacht  zu  erwecken,  als  wolle  man  un- 
vermerkt, Schritt  für  Schritt,  die  Industrie  in  eine  Zwangs- 
jacke stecken.  Da  man  sich  nicht  getraue,  ein  revidirte» 
Fabrikgesetz  als  Ganzes  vorzulegen,  soll  ein  Bruchstück 
ums  andere  eingeschmuggelt  werden.  Man  wird  auf  die 
Bundesgenossenschaft  derjenigen  Arbeiter  rechnen,  denen 
diese  Kürzung  der  Samstagarbeit  unwillkommen  ist.  Der 
kleine  projektirte  Fortschritt  wird  auf  diese  Weise  aus- 
gebeutet, um  eine  umfassende  rationelle  Revision  de> 
Fabrikgesetzes  zu  Falle  zu  bringen.  Wir  fürchten,  dass 
mancher,  welcher  dem  Beschluss  des  Ständeraths  heute 
vermeintlich  zujubelt,  die  Maske  der  Arbeiterfreundlichkeit 
vorgenommen  hat,  weil  er  einst  leichter  die  Revision  de> 
Fabrikgesetzes  zu  hintertreiben  hofft. 

Wir  hätten  daher  weit  mehr  einen  Beschluss  begrüsst. 
der  nicht  wegen  eines  so  kleinen  Fortschrittes  den  ganzen 
Apparat  einer  Gesetzesrevision  in  Bewegung  gesetzt,  son- 
dern zugesichert  hätte,  dass  sofort  nach  Erledigung  der 
Handelsverträge  die  Revision  des  so  sehr  revisionsbedürf- 
tigen Fabrikgesetzes  in  Angriff  genommen  werde.» 

Wir  würden  noch  einen  Schritt  weiter  gehen  und  die 

Errichtung  eines  eidg.  «Arbeitsamtes»  vorschlagen,  damit 

uns  nicht   auch   auf  diesem  Gebiete,  wie  in  der  Recht<- 

gesetzgebung  und  dem  Versicherungswesen,  das  deutsche 

Reich    den   Vorrang   in    der  Sorge    für  die   arbeitenden 

Klassen  abgewinne.1) 

')  Vergl.  über  die  dortigen  Pläne  einen  Aufsatz  in  der 
«Allg.  Zeitung»  vom  21.  Juli  d.  J.  «Ein  deutsches  Reichsarheit^ 
aint».  In  der  gleichen  Zeitung  wird  ein  neues  amerika iri- 
sch es  Lohnsystem  wie  folgt  beschrieben: 

«Die  Erfolge   der  amerikanischen  Industrie  auf  dem  eige- 
nen wie  auf  fremden  Märkten,  die  den  Anlass  zum  Schlagwort 
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X  •• 


Andererseits  wird  den  gr-7«^-:*:--»  Ft.:..  :-_..   -  —  *-"- 

beitenden  Volkes,  dem  Aik-.-L-  .  *.z>-  i-z  z*r..z.  --- 
losigkeit,  doch  allmählig  Urw^*<« 
und  auch  der  Satz  des  bi>heri^:ii  ^ 

gion  blosse  Privatsache   sei   iw-«wer.  *•  -Li-ci.   X  -c  -.- 

deutlicher  als  eine  Art  von  Pe**  «klar:»: .  fL_j__r  ai-  —  r 

dem  ganzen  theoretischen  Geteuir  vt  3£kr__  -.--  :.- 
unrichtig  zu  erweisen,  wenigstens  in  c-n  «lar*^  r-x  •*•-:--:. 
Folgerungen. 

von  der  »amerikanischen  Gefahr-  g*-^v^r.  *_*••*--__  ;^-  -~i. 
erster  Linie  auf  technischen  F^n-^-Lrir-^  d.-  -  ▼  :_,  _~  Ver- 
wendung von  Maschinen  alr  «L-  Otä..***-  __,  >r  Ar--*— 
methode  betreffen,  bei  der  vftn.*-L=:«-L  ajf  e-i.-*  k*  :.-**- •- 
Steigerung  der  Lelstnngsfahixkeit  «ier  A_r-*-.-*T  B-ü  -•  2— 
nommen  wird.  Ein  beachtenswert  he^  B*-i-;  .-1  -:-**-r  Ar*  •_----: 
das  Prämiensystem  in  verschiedenen  an.*r:k*i_-**r>--.  Ma-^r.  ;.-;.. 
fnbriken:  dem  jüngsten  Bericht  de*  er-z^-*-r.*-a  K  -i.--._-  .:. 
Philadelphia  entnimmt  die  <  Soziale  Prax*-»-  i+*-r's*-r  i  .£-•  ~- 
Mittheilungen.  Nachstehendem  Präirj;*-a*y-t*:Ei  f;r  .;>.  L:.*- 
lohnung  der  Arbeiter  ist  gegenwärt-ü-  in  L'.*-Lr*-r*-r.  srr-— -*-». 
Werkzeug-  und  Maschinenfabriken  in  <ii.ni/r__3r.  _n  Kr**::  •:.*- 
Bedingungen  desselben  sind: 

1.  Jedem  Arbeiter  wird  sein  regulärer  Tage.'  Li;  jffanti.vr*. 
solange  er  in  Diensten  der  Firma  oder  d**r  Ge^-wLaft  •*'-»••*. 

2.  Die  für  die  Ausführung  einer  Arbeit  Yi.rgev-hri«-Vi_'- 
Zeit  soll  nie  kürzer  bemessen  werden,  al*  di«-  Irf-^te  Z^-.t  l*-- 
trug,  in  der  dieselbe  Arbeit  mit  den  gl»r.<-h<-n  Werkzeugen  in. 
Taglohn  ausgeführt  wurde. 

3.  Kein  Arbeiter  soll  entlassen  werden.  weil  e«*  ünii  j.i<ht 
gelang,  diese  Arbeitszeit  zu  unterbieten. 

4.  Führt  ein  Arbeiter  die  ihm  zugewiesene  Arbeit  in  kür- 
zerer als  der  vorgeschriebenen  Zeit  au*».  so  erhalt  er  als  Zu- 
schlag zu  seinem  regulären  Lohn  für  jede  ersparte  Arbeits- 
stunde die  Hälfte  des  auf  diese  entfallenden  Lohne*. 

5.  Eine  einmal  fixirte  Zeit  für  eine  Arbeit  soll  nicht  redii- 
zirt  werden,  ausser  bei  Einführung  von  neuen  Arbeitsmethoden 
für  die  betreffende  Arbeit. 

6.  Die  Prämie  wird  am  nächsten  Lohntage  nach  Vollen- 
dung der  Arbeit  ausbezahlt. 
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Eine  Eingabe  der  reforniirten  Kirchenkonferenz  an 
den  Bundesrath  mit  dem  Gesuch,  es  möchten  die  Truppen- 
zusammenzöge  vor  dem  Bettag  beendigt  werden,  damit 
dieser  Feiertag  nicht  dadurch  gestört  werde,  ist  dahin 
beantwortet  worden,  es  solle  dem  Gesuch  nach  Möglich- 
keit entsprochen  werden.  Eine  weitere  Eingabe  ans 
schweizerische  Eisenbahndepartement,  dahin  gehend,  es 
möchten  an  den  hohen  kirchlichen  Festtagen  keine  Yer- 
gnügungszüge  mit  ermässigten  Taxen  mehr  l>ewilligt 
werden,  hatte  ebenfalls  Erfolg,  indem  der  Bescheid  ertheilt 


7.  Nach  Ablauf  eines  Jahres  steht  es  jedem  Arbeiter  frei, 
ausserhalb  des  Prämiensystems  zu  arbeiten. 

8.  Wird  das  System  abgeschafft,  so  soll  von  den  Arbeitern 
nicht  eine  gleiche  Schnelligkeit  ohne  entsprechende  Lohn- 
erhöhung verlangt  werden. 

Die  Bestrebungen  der  Arbeitgeber,  das  System  zu  ver- 
breiten, werden  angesichts  der  hervorragenden  Resultate  des- 
selben begreiflich.  Der  Arbeiter  verdient  wohl  mehr,  aber  die 
Leistungsfähigkeit  der  Fabrik  wird  dadurch  wesentlich  gestei- 
gert, und  gleichzeitig  werden  die  Arbeitskosten  für  jede  ein- 
zelne Arbeit  wesentlich  verringert.  Es  erhellt  dies  z.  B.  aus 
folgenden  Daten,  betreffend  die  Ausführung  einer  und  derselben 
Arbeit,  für  die  eine  Arbeitszeit  von  40  Stunden  vorgeschrieben. 
wurde : 

Arbeitszeit  Löhne  pro  Tag       Kosten  der  Arbeit 

Stunden  Doli.  Doli. 

4074  2  2.72 

387*  2  2.58 

181  /i  3.16  1.59 

18  3.22  1.57 

Durch  das  Prämiensystem  wurde  allmählig  die  für  eine 
bestimmte  Leistung  erforderliche  Arbeitszeit  von  40  auf  18 
Stunden  und  damit  ihre  Kosten  von  2.72  auf  1.57  Doli,  redii- 
zirt,  wogegen  der  Arbeiter  einen  Prämienzuschlag  von  1.22  Doli, 
für  jeden  Tag  dieser  Arbeit  erhielt.  Die  Arbeitgeber  behaupten, 
es  wäre  das  einzig  gerechte  Lohnsystem,  da  innerhalb  des- 
selben jeder  Arbeiter  seiner  Leistungsfähigkeit  entsprechend 
entlohnt  würde.» 
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wurde,  es  werden  auf  den  Bund-»*lmra  «...;  •>  Zu- 
nicht' mehr  gestattet  werden,  und  -  -:  -:^-  / 
auf  die  Veranstaltung  von  Tergnügun^r^i  r.  r-:_--"i 
Taxen  an  Sonn-  und  Festtagen  zrm  ■•Ä-/--L  -■  "-'  *--  - 

treten. 

Das  Militärdepartement  hat   -ir.-n   -o-  r.-  *.••-- 

ditirten  Instruktor  entlav^n.  w-.]  *r  >:  J.-l----:    \.* 
Unsittlichkeit  im  Style  der  inauria^> -vl  V.\  ~i.\--v.  - 
nng  empfehlend  beschrieb.  'n.d   r:r-    >l  a   :•'-  ~  ■■- 
Vorstehers  bei  Anh»  de>  di-;-:.r^<.  ■* — :-:  *--^" . •■  "- 
in  dem  Xationalrath  erklaren  1*~- n*.  --t-  > •  v_—  ^  v- 
schweizerischen   Armee   nichi   «r-: . j ^   ▼  —  -•:    * 
Dem  gegenüber  steht  aD*p£xj>    V  v^t ■•-->•: •* 
sache,  dass  eine  *BftrdeB-Ishli->-     n  Zjti  2    t.-_--~jr 
wurde,    mit   der  gewohiJi'L-L    b-zr:/i:  ..*a:     '.»*     .  .  ♦> 
immer  viele  ganz  wohlmeii>-t:>  Lr-r*-  -.*>*••:  r     *..  ~    -■ 
besser  sei,  das  Laster  zu  lurrzz-r*!.     u.~    rr    :•-    ;.. 
währen  zu  lassen,  etwas  w^.  iSr-wva  *  »1  —  -...-•  "     , 
ralität,  längst  durch  di*  ErfeLr.z:  j:  *#>  :rL~i-ir  _  *— v  .-  --.  . 

DieAnti-Alkobol-S*l=.iL;ir  T:*::.:jr  n  v-  --    .  ., 
offenbar  zu,  ebenfalls  d*ir**  Erft-.-uir  iur  -*-;i    —-.-  "... 
Sie  wird  aber  ihr  ZitI  d*sj>*i.  Zs-s  *— *-i-x*-n.  *  .....  ^.  . . 
nicht  zu  dem  amerikaiiivti*^   -.m:  i.nr»x-^,^   - 
der  «local  option*.  d.h.  <i-r  Lr^a.:*»:  —  T>  ^.^  1..  .   . 
und  jede  Gemeinde  u'-erz-c  *>-  >_c  »:, .••  .-L-.  ••  .,  . 
Gebiete  beliebig  zn  v^ij-lla-cl    #v  —  .--r  ..4   \  .- 
gänzlich  zu  verbieten.  Wj  ~ias**i  :>*»*n  ~  rw-  ^,   tm^^. 
Jahre  1900  im  schweiaer*y~j~i  5.itj  iubi-i::if»  if-tw-  • 
der  Bundesralh  erhi*rh  ^-1 A  .— -**  1211   ▼  ^1  - .  ^ 
es  die  Kantone  betrifft,  zr.  :sr.-~-*i!i*nj*i     r  «..  ». 
was  Weiteres  e*>rl*ir^.  ^  v  r  ,...,,  „_  . . 


■    » 

I 


l)  Vr^l.  da*  *AIi  o  •■  r  *r  1  i«r 


■»■  ^  ■  •  ■••• .  ;. 
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dass  dies  das  einzige  wirksame  Mittel  ist  und  dass  die 
sämmtlichen  Temperenz-Gesellschaften  jeder  Richtung, 
anstatt  schon  zur  Genüge  Gesagtes  in  Vorträgen  und 
Schriften  immer  zu  wiederholen,  sich  nötigenfalls  zu 
einer  derartigen  Initiative  aufraffen  sollten,  sobald  man 
die  Zeit  dazu  für  hinreichend  gekommen  erachtet. 

Eine  andere,  lange  bestehen  gebliebene  Gefahr  Rh- 
eine, zwar  nicht  sehr  grosse,  Anzahl  armer  Leute  ist  end- 
lich glücklich  beseitigt  worden.  Die  Zündhölzchenfabri- 
kation mit  gelbem  Phosphor  hat  aufgehört  zu  existiren, 
und  es  ist  ein  Zündholz  jetzt  allgemein  eingeführt,  das 
unschädlich  und  zugleich  bequem  ist.  Niemals  aber  hätte 
sich  die  Technik  und  die  Humanität  der  Fabrikanten 
dazu  aufgerafft,  wenn  nicht  zuvor  die  Gesetzgebung  mit 
einem  positiven  «sie  volo  sie  jubeo»  vorangegangen  wäre ; 
ein  Fingerzeig  für  andere  Schäden,  deren  Beseitigung 
immer  zuerst  als  «unmöglich»  erklärt  zu  werden  pflegt, 
während  sie  in  Wirklichkeit  bloss  einigen  Leuten  unbe- 
quem ist. 

Etwas  sehr  Hässliches  in  einer  Republik,  das  gerügt 
zu  werden  verdient,  sind  die  sich  stets  mehrenden  Ver- 
bote des  Beerenlesens,  unter  Androhung  der  Verfol- 
gung wegen  «Diebstahl»  oder  «Sachbeschädigung».  Anne 
Kinder  und  Frauen  sollen  zum  Vortheil  der  Gemeinden 
auch  noch  um  diesen  spärlichen  Rest  von  Antheil  an  der 
Natur  und  einen  kleinen  Verdienst  gebracht  werden.  Wenn 
daraus  soziale  Erbitterung  mit  allen  ihren  Folgen  ent- 
steht, so  ist  das  nur  ganz  begreiflich  und  voll  berechtigt. 

Umgekehrt   fand   sich   in  einem  württembergischen 

Blatte  wörtlich  folgende  wirklich  humane 

«Warnung:  Das  Mähen  in  meiner  Waldkultur  im 
säuberen  Thal  mit  der  Sense,   auch  das  Grasen   mit  der 
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Sichel  ist  verboten,  namentlich  w«^n  drr  d-*t  ^;*i~j- 
ten  Lärchen  und  Weymouthskiefern.  P«rr-»  ^-c  w->  \- 
(in  Anbetracht  der  heurigen  Futtern«  «th.  \~i  n_r  F-**-r 
fehlen  müssen,  bitte  ich,  ihren  Bedarf  lM-*r  in  c-^i-^ 
Futteräckern  zu  decken,  als  in  der  Kuhur.  w-H>-  <*:^ 
der  Schonung,  insbesondere  des  Gra>wurfc.**-s  als  t^j  ---- 
Schutzbestandes,  bedarf.    Weltmann.  > 

In  seiner  Sitzung  vom  9.  Mai  d.  J.  hat  d«rr  B -.-.:— 
rath  folgenden  Beschluss  gefas>l:  tL  Der  Alwt_->-  t  - 
Chömage-Versicherungen  auf  Grund  d»rr  rj  Zr-.r  i-ll 
Gebrauch  befindlichen  Tersichenmg^iedin^in^-E  i*?  t  ..-j. 
Zeitpunkt  der  Mittheihmg  dieses  Bunde*rath^^--tJ  -_— •— . 
an  untersagt.  2.  Chömage- Versicherungen  d  irfen  nur  *•- 
geschlossen  werden  auf  Grund  von  Ver^i^h^r.n^— :--.- 
gungen,  welche  die  Genehmigung  des  B*md»f-?viL^  er- 
halten haben.  3.  Die  Versicherung  in  der  We_^r.  #?^-> 
die  Entschädigung  ohne  weitere  Prüfung  in  F-.<rr.  *-:r.-^ 
zum  vornherein  bestimmten  Prozentsätze«  der  Er><;-&- 
digung  für  Feuerschaden  ausgerichtet  wird,  i-t  »:r.>rsa^ 
Jeder  Schadenauszahlung  hat  eine  >d*adeiife*vv~  _v* 
vorauszugehen.  4.  Die  gegen  Chömage  versicherten  R>.  c-r. 
sind  in  den  allgemeinen  gedruckten  Ver*:cher;r.2'-v-j-':-r..- 
gungen  einzeln  und  genau  zu  bezeichnen.  E^iie  Lr.*- 
Schädigung  für  andere  Risiken  soll  nicht  ^Tarlr-i-n 
5.  Ist  der  Abschluss  einer  Chömage- Versicherer^  \~-&- 
sichtigt,  so  ist  dem  Feuerversicherer  unter  Anga^  drr 
allgemeinen  und  speziellen  Versichenif±g-b^;r.;r;nzer, 
davon  Kenntniss  zu  geben.  Die  Chömage-Ver-i«*her;:.z 
darf  erst  dann  abgeschlossen  werden,  wenn  der  Fvi'-r- 
Versicherer  schriftlich  seine  Einwilligung  erklärt  b*r.  <.:A 
mehrere  Feuerversicherer  vorhanden,  so  nmss  c.e  hr- 
klärung  des  Einverständnisses  von  jedem  derselr^n  }^ 
gebracht  werden.    6.  Strafbestimmun^ren. 

Veranlassung  dazu  gaben  mehrfache  Klagen.  d;e  in 
letzter  Zeit  von  Seiten  privater  Feuen-ersicherurigsfev.-y. 
schatten  über  die  sogenannte  Chomage-Versicherurig  an 
das  Versicherungsamt  gelangt  sind.     Die-e  Ver-icher^n* 
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gegen  die  indirekten  Folgen  eines  Brandes  betreiben  in 
der  Schweiz  drei  Gesellschaften:  La  Fonciere,  die  Urbaine 
und  der  Phönix.  Die  Versicherung  erfolgt  entweder  so, 
dass  jedes  Risiko  für  sich  besonders  versichert  wird.  Mit 
dieser  Versicherungsart  sind  indessen  für  die  Versicherer 
allerlei  Inkonvenienzen  verbunden.  Man  wusste  ihnen 
zu  begegnen,  indem  Versicherungsbedingungen  aufgestellt 
wurden,  die  sämmtliche  Chömage-Risiken  umfassen.  Bei 
diesen  Pauschalversicherungen  sind  nun  die  Gesellschaften 
dazu  übergegangen,  auf  die  mit  grossen  Schwierigkeiten 
verbundene  Schadenfeststellung  zu  verzichten  und  statt 
eine  dem  effektiven  Schaden  entsprechende  Entschä- 
digung zu  entrichten,  im  Schadenfalle  ohne  weitere  Prü- 
fung einfach  zehn  Prozent  der  vom  Hauptversicherer  l>e- 
zahlten  Entschädigung  für  Chöinage-Sehaden  zu  leisten. 
Diese  Art  Versicherung  hat  hauptsächlich  den  Anstoss 
gegeben  zu  den  an  das  eidgenössische  Versieherungsamt 
gelangten  Beschwerden. 

Was  den  Standpunkt  der  Gesellschaften  und  An- 
stalten zur  Chömage- Versicherung  anbelangt,  so  wird  ihr 
Vorhandensein  in  vielen  Fällen  als  wirthschaftliches  Be- 
dürfniss  anerkannt.  Anderseits  wird  aber  auch  darauf 
hingewiesen,  dass  sie  für  die  Feuerversicherung  eine  Ge- 
fahr involvire,  indem  sie  das  Risiko  des  Versicherten  ver- 
mindere, ja  sogar  zu  Gewinn  führen  könne  und  daher 
das  Interesse  an  der  Erhaltung  der  versicherten  Objekte 
herabsetze.  Es  wird  selbst  die  Ansicht  ausgesprochen, 
diese  Versicherungsart  befördere  die  Spekulationsbrände. 
Aus  diesem  Grunde  sind  auch  verschiedene  Gesellschaften 
Gegner  jeder  Chömage- Versicherung.»        (N.  Z.  Zeitung.) 

Ueber  den  Stand  des  schweizerischen  National- 
wohlstandes gibt  einen  gewissen  Anhaltspunkt  die  Sta- 
tistik der  Versicherungen: 

Nach  dem  Berichte  des  eidgenössischen  Versicherungs- 
amtes betrug  die  Kapitalversicherung  auf  Ende  Dezember 
19<X)  in  129,289  Policen  6G0,585,a52  Fr.,  die  der  Renten- 
versicherung in  4485  Policen  2,480,4581  Fr.  Rente.    Neu*» 
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lind  ZusateversicherciÄ:  sziL  m  «-^-ii_'-'  -....- 
12.011  abgeschlossen  w.cär-:  r-.n  l— n  ^-  -  --i 
Zuwachs  blieb  der  R»r:=x-Tr*'r>  :zi  *  -iL— •  1—1  _  -l:--: 
unter  demjenigen  d*-  J^lrr^  Lw-J-  ^.x  f.»^  L  ■  •-' 
Bevölkerung  macht  d>  V-rs.  -^ru^-ui^i^  --  :?~T._ 
An  Prämien  sind  hi-flr  f>±>"  ssl-  5-  •— ^xi.r  v  .-  -^ 
Für  die  veischiedfrL-rn  V^r-ü-ir^u^r^^  —  t-  _^-  — 1- 
Feuer-,  Unfall-  iL  >.  w..  sjl-:  zl  >r  rr-T-j^  Li  ?-..■  -: 
57'.  ♦  Millionen  Frank-n   *r-rAi_-   ▼  <->^_    ••    _~jT     -* 

Kopf  der  Bevfdken^.    Iv*r.    ijz>> ■•:     ■  -  -  .  — 

nur  um  die  der  Auf^i^ht  •:-*►  -j:_-o"— v--~>*?i  ""  --•-  ■:— 
nmgsamtes  unterstelltr*:  ri:-f> cjh  .z^r-o.  :..r  I:  — r~f 
der. kantonalen  Feuerver*-'£.rr--Zir-ii- 

Landwirthschaft.  I>rr  Jux^rr  :#-*-—.%"  — 
zerischen  landwiiths^haf^ -~ tu  V-^jl-  *iir  :•  •--  '.er 
vergangene  Jahr  191)1: 

«Das  Jahr  1,101  gebart  fir  *Lr-  h*  .-t-vlil-  >r  -•— l^.  _-- 
Schweiz   zu  den  guten.    Die  Ettl^t  :•—  r>  •>:_•-  tl,'1 
ordentlich.  Verheerende  Hazrl  ■*■-•>£'  ir"«— »-r-i  '-"   .-•*.•: 
nicht  zu  verzeichnen-    Di«r  Yi\i-r.  :  jt    -uf -_----    *-:----■; 
in    manchen  Lande^theilen    «rn.-*  _-:>::   ^>'-_b>:_     J -~ 
gleichen  hatten   die  Behaute  ;n:>T  ■>--   ->-_-•—_  *■■»• 
lingen  da  und  dort   stark   zu   IrA-z-    V\-  V_-j>^-;.—  --_ 
traten  massig  auf.  bringen  al-rr  tii.~j*zz  r>*-n  z:  — -  *-:- 
laste.   Die  Viehpreise  hielten  >;«;h  11.  a.-^-:_— —  :~z  H>  - 
und    die    Milchprelse    zeigen     -4^^^-ir    7--v>  j.     A._ 
schlimmsten  stehen  die  Weinpreiwr.  ::n-i  «:-r  A* -«.•/.   :— 
Weines  stockt. 

Der  Schweizerische  Bauern  verband  :zA  ■;  v  fc*  ----- 
sekretariat  entfalten  eine  aa>eiebure  TL*^ke>.  Vor- 
greifen nur  eine  Arbeit  —  die  Vorbereite:!;  d*rr  Ha:.  :-k«~ 
verträge  —  heraus.  Die  vortrefflichen  Voran«-!**-:,  o*-* 
Sekretariats  verdienen  volle  Anerkennung  und  d»— .r  !e.'-b-n 
auch  das  einträchtigliche  Zusammenartreitfn  der  Vert*ah«i<~ 
organe.  Die  Bauernsame  steht  geeinist  da  und  wei>-*. 
was  sie  will.» 
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Zu  der  letzten  Bemerkung  fügen  wir  unsererseits  bei, 
dass  dieses  Urtheil  nicht  etwa  ein  ganz  allgemein  ge- 
theiltes  ist.  Kein  vernünftiger  Mensch  in  der  Schweiz 
ist  gegen  die  Landwirthschaft,  oder  gegen  den  Bauern- 
stand voreingenommen,  oder  auch  nur  irgendwie  un- 
freundlich gesinnt.  Ganz  im  Gegentheil,  man  erblickt 
allgemein  in  der  Hebung  und  Erhaltung  dieses  Standes 
einen  Hauptzweck  unserer  wirtschaftlichen  und  poli- 
tischen Thätigkeit  und  ist  geneigt,  demselben  auf  allen 
Gebieten  unbedingt  entgegenzukommen.  Etwas  andere« 
ist  aber  die  agitatorische,  stets  angrifflustige,  und  selbst 
mit  grossen  Erfolgen  nie  zufriedene  Art  eines  Theiles 
seiner  journalistischen  Organe,  die  sicher  auf  die  Dauer 
nicht  anders  als  gegentheilig  wirken  wird  und  Hoffnun- 
gen erweckt,  die  nur  theilweise  inErfüllung  gehen  können, 
wenn  man  nicht  alle  andern  Klassen  benachtheiligeii 
will.  Ueber  das  landwirtschaftliche  Verlangen  nach 
hohen  Lebensmittelzöllen  äusserten  sich  z.  B.  die 
«Basler  Nachrichten»  (welche  inzwischen  an  ein  konser- 
vatives Konsortium  übergegangen  sind  und  die  *Allg. 
Schweizer-Zeitung»  seit  dem  1.  Juli  d.  J.  ersetzen)  wie 
folgt: 

«Vor  der  Zeit,  als  die  Landwirthschaft  die  ganze 
Karte  auf  die  Milchwirthschaft  setzte,  da  hatte  man  auch 
in  kleinbäuerlichen  Kreisen  das  ganze  Jahr  in  erster 
Linie  eigenes,  selbst  gebackenes  Brot,  man  hatte  eigene* 
Fleisch  (Schweinefleisch),  eigenes  Fett  (Butter  und 
Schweinefett),  eigenes  Brenn-  und  Speiseöl  (das  Petrul 
von  damals  ist  langsam  auf  das  Land  hinaus),  man  hatte 
eigene  Leinwand  u.  s.  w.,  so  dass  für  die  Haushaltung  da> 
Jahr  hindurch  verhältnissmässig  wTenig  Barausgaben  er- 
forderlich waren.  Jetzt  aber  kauft  man  das  Brot  täglich 
beim  Bäcker ;  das  Mehl  für  die  Haushaltung  und  für  das 
Vieh   beim  Händler;   zum  Kochen    holt   man   sich   beim 


Hui    a.^   - 
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fremden  billigen  Weine1),  welche  einigennassen  durch 
Zölle  eingeschränkt  werden  kann,  und  noch  mehr  der  Bier- 
brauerei, die  durch  eine  Steuer  und  durch  die  Temperenz- 
bewegung  an  der  fortwährenden  Steigerung  ihres  Betriebs 
gehindert  werden  sollte  und  könnte,  wenn  die  Landwirtht* 
hierin  auch  Zusammenhalt  und  «Zielbewusstsein*  beweisen 
würden,  sondern  noch  mehr  durch  die  unaufhaltbare  Zu- 
nahme der  Reblausgefahr.  Soviel  wir  wissen,  besteht  kaum 
mehr  eine  völlige  Hoffnung,  dieselbe  zu  beseitigen ;  die  Natur 
scheint  sich  beinahe  für  den  Missbrauch  rächen  zu  wollrn, 
den  der  Mensch  mit  einem  ihrer  besten  Produkte  ge- 
trieben hat.  Da  wird  man  vielleicht  in  einigen  Jahren 
von  einem  wirklichen  Nothstand  in  der  landwirtschaft- 
lichen Bevölkerung  grosser  Gebiete  sprechen  können  und 
sollte  bis  dahin  die  ganz  grossen  Worte  sparen,  damit  sie 
dann  noch  Eindruck  zu  machen  geeignet  sind.  Ueber  dir 
Milch wirthschaft  sagt  der  Bericht  der  nationalräth 
liehen  Geschäftsprüfungskommission  u.  A.: 

«Die  *  milch  wirtschaftliche  Versuchsstation»  und  das 
bakteriologische  Laboratorium  dürften  die  Hauptauftuerk- 
samkeit  darauf  richten,  einen  für  den  Richter  verbind- 
lichen Nachweis  zu  leisten,  welchen  Einfluss  die  Düngum: 
der  Wiesen  mit  Hülfs-  oder  künstlichem  Dünger  —  Suprr- 
phosphat,  Schwefelsäure  etc.  —  und  die  Verwendung  v.r. 
Kraftfütter  auf  den  Gehalt  der  Milch,  resp.  deren  Taug- 
lichkeit zur  rationellen  Käsefabrikation  habe.  Wenn  mai 
glaubt,  zu  einem  massgebenden  Urtheil  kommen  zu  k«">i 
neu,  dürften  praktische  Versuche  in  dem  Umfange.  w:«j 
eine  Normalkäserei  betrieben  wird,  gemacht  werden.  \]< 
Bundesrath  ist  gewillt,  solche  Versuche  in  grösser«! 
Massstabe  machen  zu  lassen.» 


J)  Ueber    die  Verhältnisse,    namentlich   des  Waatltlanl' 
gibt  guten  Aufschluss    eine  Broschüre    von    Pfarrer  AdaimuJ 
in  Corsier  «la  crise  vinieole,  ses  causes,  oü  faut-il  cherc-h«*:  ll 
remeile»  1901. 
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Der  Bund  hat  ferner  die  zürcherische  Obst-  und  Ge- 
rn ü  s  e  b  a  u  -Versuchsanstalt  in  Wädenswil  übernommen  und 
ist  damit  selbst  in  diesem  Jahre  Eigenthümer  von  Obst- 
land und  Reben  geworden.  Die  mit  der  Versuchsanstalt 
verbundene  Schule  übernahm  er  hingegen  nicht,  da  dazu 
keine  Competenz  vorhanden  war.  Dieselbe  wird  einstweilen 
von  10  Kantonen  für  weitere  6  Jahre  garantirt.  Nach 
Ablauf  dieser  Zeit  wird  sie  wohl  auch  Bundessache 
werden,  wie  alles  Kostspielige.  Die  bisherigen  Ausgaben 
für  Versuchsanstalt  und  Schule  betrugen  50,000  Fr.,  wo- 
von 15,000  für  die  Schule,  welche  der  Bund  einstweilen 
bloss  subventionirt.  Jedenfalls  wird  das  künftige  Jahres* 
büdget  für  den  Bund  wenigstens  25,000  Fr.  ausmachen, 
wenn  nicht  mehr,  wie  das  sehr  wahrscheinlich,  nach  bis- 
heriger Erfahrung,  ist.  Denn  sparsam  ist  der  Bund  auch 
in  der  Landvvirthschaft,  wo  vor  Allem  ein  gutes  Beispiel 
gegeben  werden  sollte,  nicht.  Die  Anstalt  Liebefeld  bei 
Bern  gab  in  dieser  Beziehung  zu  einigen  starken  Be- 
denken bei  der  Prüfung  des  Geschäftsberichtes  Veran- 
lassung. Ueber  die  Organisation  und  die  Beamtungen  der 
landwirtschaftlichen  Versuchsanstalten  vergl.  E.  G.  S. 
XVIII,  251. 

Der  Vorstand  des  Solothurner  landwirthschaftlichen 
Kantonal  Vereins  hat  folgende  Resolution  gefasst:  «Der 
Vorstand  des  Solothurnischen  landwirthschaftlichen  Kan- 
tonalvereins, in  Erwägung,  dass  nur  eine  auf  den  Grund- 
sätzen der  Gemeinwirthschaftlichkeit  des  Betriebes  auf- 
gebaute Kredit-Organisation  den  Forderungen  des  Grund- 

» 

besitzes  voll  genügen  kann,  dass  ferner  allein  der  Bund 
das  beste  und  kräftigste,  auf  diesen  Grundsätzen  aufgebaute 
Institut  ins  Leben  zu  rufen  und  auch  zu  erhalten  im 
Stande  ist,  beschliesst,  ein  Initiativbegehren  für  die  Grün- 
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dimg  einer  auf  den  Grundsätzen  der  Gemeinwirthschaft- 
lichkeit  des  Betriebes  errichteten  Bundeshypotheken- 
bank mit  Filialen  in  einzelnen  Kantonen  anzubahnen  und 
die  dahin  zielenden  Bestrebungen  nach  Kräften  zu  unter- 
stützen und  zu  fördern.» 

Sport  und  Spiel.  Unter  den  verschiedenen  Arten 
des  Sportes  beginnen  zwei,  der  Bergsport,  der  in  un- 
serem Lande  besonders  verbreitet  ist,  und  der  Automobil- 
sport einer  relativen  und  in  soweit  ganz  berechtigten 
Missbilligung  entgegenzureifen.  Ueber  den  erstem  säst 
die  Allg.  Zeitung  (vom  15.  Juli  d.  J.): 

«Leider  fordert  dieser   Sport  alljährlich  eine  Anzahl 
hoffnungsvoller  Menschenleben,    und   die   Meldungen  al- 
piner Unfälle  zählen   beinahe   schon  zu  den  regelmässig 
wiederkehrenden  Tagesneuigkeiten.    In  Fachblättern  un<i 
in  manchen  Tageszeitungen  ist  man  häufig  bemuht,  die«* 
Leute   mit   einer  Gloriole  von  Heldenthum  zu  umgeben 
Alle  Achtung  vor  persönlichem  Muth  und   kaltem  Blut, 
wenn  die  Gefahr  an  uns  herantritt;  sie  aufzusuchen,  un. 
den  Muth  erst  zu  beweisen,  heisst  ein  Pferd  beim  Schw  -1 
aufzäumen.    Ist  aber  nur  die  hehre  Schönheit  der  Xan, 
das  Ziel  des  Bergsteigens,   so  ist  dank  der  Fürsonre  uii 
serer  Alpenvereine  genügend  Gelegenheit  geboten,  die 
Sehnen  auch  ohne  allzu  grosse  Gefahren  zu  stillen.  W«;i| 
aber  jemand  beispielsweise  einen  hohen  Thurm  statt  &Jj 
der  zur  Höhe  führenden  Treppe  auf  dem  aussen  l*etin< 
liehen  Blitzableiter  erklettert   und    dann  der  Welt  n> 
machen  möchte,  lediglich  die  schöne  Aussicht  dort  oM 
habe  ihn  hierzu  veranlasst,  so  wird  er  wohl  bei  niema* 
Glauben  finden.    Dieser  Wagehals   hat   während  .stiir 
gefährlichen  Unternehmens  auch  nicht  einen  AugenM 
an  die  schöne  Aussicht  gedacht,    wohl    aber  an  dit  1** 
wunderung  der  Leute  und  das,    was   vielleicht  von  :t 
in  den  Zeitungen  stehen  wird.    Eitelkeit  und  Grossmacr 
sucht,   das  sind  die  Triebfedern,   genau  so  wie  bei  ar, 


«*r 
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chen  Alpinisten  ein  im  Winter  von  ihnen  zu  half*-r"3*-r 
Vortrag  oder  ein  Aufsatz  aus  ihrer  Feder  in  einer  Zu- 
schrift das  leitende  Motiv  für  besonders  gefahrv.  »De  T-  •  -r»  n 
sind.  So  schön  und  begrüssenswerth  jede  Art  t«<j  **'••?>. 
ist,  so  muss  doch  jede  seine  Grinzen  haben.  *••!.  --- 
nicht  zur  Farce  werden.  So  ein  überrreit^nder  >>»r— 
mensch  ist,  was  der  Protz  unter  den  ülirigen  M-:>**.-£. 
und  diese  Eigenschaft  für  eine  Tugend  zu  erkläre  *■* 
doch  gewiss  noch  niemand  eingefallen-  lh?r  Pr  -tz  .*. 
gewöhnlichen  Leben  heisst  in  die  alpine  >j»ra»  Le  *  •er- 
tragen der  «Bergfex».  Ist  der  erster»*  n,*->i  Lvr..!  — *-r 
Natur,  so  kann  der  letztere  mitunter  een-~:i^~ffc-\:-.  i. 
werden.  Nicht  nur,  dass  er  dun-h  ein^n  Vr^z^  *>-?iI 
das  Leben  anderer  zu  seiner  Rettung  h-Tv*?.-^~z*ir!r  V  *. 
menschen  gefährdet,  sondern  auch  im  Fall*-  o~*  •  r-_r_>  •.*. 
indem  sein  Beispiel  nur  zu  leicht  in*4»w.nd«rre  <L*-  i_: -ui_ 
zu  Thaten  anreizt,  denen  «de  oft  in  keiner  K.r.-  i*  r— 
wachsen  ist.» 

Die  «Gazette  de  Lausanne-   vom  15.  S-:»:-:;_:«-r   .   Z 

fugt  anlasslich  eines  Unglücksfalles  U-i  d-m  zt*--  J      •-' 

umkamen,  für  die  dann  in  englivhen  Z*->  ;:.re^  ;_\  ■     -  r 

für  die  Schweiz  recht  bemühenden  W^^    -:,  *tv+\  _■-- 

Mtelt  wurde,  folgendes  bei: 

*N'est-ce  pas  la  une  criante  inju«*i*yr?  L  :.  »^  -~     •  .- 
que,  juridiquement,  le  touriste  pour  le  pla.-.r  <;  ^    ^ 
guide  s'expose  au  peril  de  mort  encmirt  d*-»  r-^>  .:.••*?:•     •— > 
au  moins  egales  a  Celles  que  le  «4ief  tiuA\<r*-  a  — . 
8es  employes.  Cette  responsabilit**  devrait  ^r*-  •*.•.»-.,  ^  -..*. 
5ous  une  forme    ä  detenniner.  ü  faudrarf.   ;<>_-  -•>-  • .. 
jue  pour  toute  course  de  haute  uj-tjt*;^-]  .-  #1  , 

%nt  fut  exige  en  plus  du  tarif  et  v*r«*-  a  \:^  ~±.~^  "... 
rale  d'assurances  pour  les  guide-.   Ce~e  *>..~^  .,,.-.- 
,   ttre  alimentee  en  outre  par  de>  rontribut,  .-•  <*~.   -  •' ....^ 
ft  par  des  subsides  des  club*  alpine  et  #>  .*  *.'*  <„  ....* 
ion.  Une  protection  speciale  doit  etre  »y?,-o~-  *-"•  *      °* 
«ar  les  pouvoirs  pubhcs.   Que  Ion  vng-  "•*    . -v— 
ervices  qu'ib  pourraient  etre  a,,Kj^  a"r,......"  ".   ,_// 
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guerre.  Et  puis  ce  sont  peut-etre  les  seuls  citoyens  suisses 
en  contact  constant  avec  les  etrangers;  qui  donnent  de 
notre  peuple  une  idee  suffisamment  avantageuse.  Meme 
dans  les  vallees  oü  les  libres  enfants  de  FHelvetie  que- 
mandent  un  pourboire,  quand  ce  n'est  pas  une  aumöne, 
ils  ont  garde  la  fierte  et  la  noblesse  natives  du  monta- 
gnard.  L'Alpe  les  a  sauves  de  ravilissement. 

Xe  fera-t-on  pas  quelque  chose  pour  les  guides?* 

Die  A'utomobilwagen  sind  jedermann  eine  Last, 
der  nicht  selbst  fährt,  und  auch  für  die  Fahrenden 
wohl  kein  grosses  Vergnügen;  die  Wettrennen  mit 
solchen  durch  ganz  Europa,  namentlich  auf  unsern 
schmalen  Strassen  und  durch  belebte  Ortschaften  liin- 
durch,  hingegen  ein  Unfug,  welchem  mit  einem  ganz 
strengen  Haftpflichtgesetz  und  grossen  Kautionen  ent- 
gegengetreten werden  sollte,  damit  nicht  diese  gemein- 
gefährlichen Müssiggänger  Alles  straflos  umrennen,  was 
ihnen  im  Wege  steht.  Ein  völliges  Verbot  dieser  Trak- 
tionsmittel hingegen,  die  auch  sehr  nützlich  sein  können, 
und  den  armen  Pferden  und  Ochsen  ilir  tausendjähriges 
Elend  zu  mildern  bestimmt  sind,1)  würden  wir  unsererseits 


M  Eine  wahre  Schändlichkeit  war  in  dieser  Hinsicht  ein 
diesjähriger  sogenannter  «Distanzritt»  von  Brüssel  nach  Ost- 
ende, worüber  ein  Zeitungsbericht  folgendes  sagte :  «Der  Erste, 
der  sich  dem  Gewinnpfahl  näherte,  war  der  französische 
Lieutenant  Madamet.  Sein  Pferd  war  furchtbar  mitgenommeu 
•und  zeigte  solche  Spuren  von  Erschöpfung,  dass  man  jeden 
Augenblick  erwartete,  das  Thier  todt  niederstürzen  zu  sehen. 
Es  folgten  3  weitere  französische  Offiziere,  deren  Pferde  in 
scheusslichem  Zustande  waren.  Sie  waren  nicht  nur  vollständig 
erschöpft,  sondern  man  sah  auch,  dass  die  Reiter  die  Sporen 
erbarmungslos  gebraucht  hatten.  In  kurzen  Zwischenpausen 
trafen  jetzt  die  Reiter  ein.  Die  Pferde  waren  fast  sämintlich 
vollständig  ausgepumpt.  Die  armen  Geschöpfe  waren  gepeitscht 
und  gespornt  worden,  als  sie  bereits  keine  Kraft  mehr  hatten. 
In  vielen  Fällen   war   das  Benehmen   der  Reiter  gegen   ihre 
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nicht  befürworten.  Wir  erfahren  mit  Vergnügen,  dass 
die  nationalräthMche  Vorberathiragskomniission  üKt  die 
Haftpflicht  der  Transportanstalten  die  Automobile  unter 
die  Verantwortlichkeit  der  Eisenbahnen  stellen  will. 

Von  dem  Spiel  sind  die  Rösslispiele  in  den 
sogenannten  «Kursälen»  stets  im  Vordergrund  der  Dis- 
kussion. Einzelne  Blätter  der  Fremdenorte  bemühen 
sich  vergeblich,  die  «Unschuldigkeit»  dieses  Vergnügens 
zu  beweisen,  und  noch  weniger  gelingt  es  ihnen,  das- 
selbe mit  der  Bundesverfassung  in  Einklang  zu  bringen. 
Hierüber  sagt  die  «Gazette  de  Lausanne«  mit  Bezug  auf 
das  Spiel  im  Kursaal  von  Genf  (7.  Juli  1902): 

«Que  gagne-t-on  ä  cet  honnete  commerce? 

Renseigne  par  le  dossier  des  pieces  echangees  dans 
le  proces  entre  Durel  et  Deloche,  son  ancien  formier,  «la 
Suisse»  articule  les  chiüres  suivants  qui  n'ont  pas  ete  eon- 
testes  et  qui  representent  les  sommes  prelevees  sur  le 
public  en  une  saison: 

Ferme  pour  six  mois  et  demi  Fr.  221,(MM> 

15  jours  ä  950  fr.  »       14,:H0 

Pour  les  fetes  de  FEscalade  »        3,<J0O 

Frais  du  personnel  »      ±2.rjfjr> 

Benefice  du  fermier  »      40,000 

Total  pour  les  petits  chevaux  Fr.~":jU0#2ßjÖ 

A  ajouter  pour  le  baccarat  »      fjO.OfJO 

Total  Yr.  3ti0,2>i 

C'est  une  grosse  somme.  en  presence  de  hv\%v>\\o  \t. 

Conseil  fedend  ne  pourra  plus  tpii?re  i>r«t*:wlwf   ^Wf,it. 

il  l'a  fait  dans  le  debat   sur  la  inotion  K/^l//,,/,]   „,. 

s'agit  ici  que  d'une  innocente  Artwxioxi. 


Pferde  einfach  skandalös  Di*  Thi^re  v*«*..-.**,  <\,-  *.v,  <,   , , 
litten  zu  haben.  Sieht  weoii&r  *!->*',  *w..+u  +...  >♦.//, .'.  *V 
todt  zusammen^  '     "         '       ^ 
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Dans  la  plupart  des  pays,  sauf  en  Suisse,  les  gou- 
vernements  ont  entrepris  depuis  peu  la  lutte  contre  Tcx- 
ploitation  industrielle  des  jeux  de  hasard. 

En  France,  au  mois  dernier,  le  ministere  de  Tinterieur 
a  arrete  une  nouvelle  reglementation  des  petits  chevaux 
a  tableaux.  Ne  sont  plus  autorises :  1.  les  mises  superieures 
a  2  fr.  (en  Suisse  5  fr.);  2.  la  perception  par  la  maison 
de  deux  mises  sur  neuf,  comme  ä  Geneve ;  3.  le  racolage 
au  jeu  ä  Taide  de  cartes  d'entree  de  faveur,  les  personnes 
ayant  paye  leur  droit  d'entree  etant  seules  admises  dans 
le  local  oü  fonctionne  Tappareil ;  4.  rinstallation  de  l'appa- 
reil  dans  un  local  librement  accessible  au  public. 

Les  petits  chevaux  sont,  en  Suisse,  un  article  d'ini- 
portation  francaise.  En  France,  on  en  reprime  aujourd'hui 
Tabus.    Garderons-nous  en  Suisse,  et  la  chose  et  Tabus*?- 

Wir  erwarten  unsererseits  von  den  Bundesbehördeu 
kein  energisches  Einschreiten  dagegen,  solange  nicht  die 
Bevölkerung  der  Fremdenstationen  selber  sich 
gegen  solche  Sammelplätze  einer  verderbten  Gesellschaft 
wehrt,  die  ihnen  die  ehrbare  Clientel  immer  mehr  ab- 
wendig  machen  werden.  Dann  aber  wird  vielleicht  auch 
hier  schliesslich  eine  Initiative  auf  Vervollständigung  des 
Artikels  35  der  Bundesverfassung  die  Abhülfe  bringen 
müssen. 

Ueber  ein  wirklich  harmloses  Spiel  sagt  ein  Freni- 

denblatt  folgendes,  wobei  es  nur  lächerlich  ist,  von  einem 

«Zuge  der  Zeit»  zu  sprechen: 

«Dass  es  noch  nicht  gelang,  in  Interlaken  einen 
passenden  Golf  Spielplatz  zu  erwerben,  ist  wahrlich  zu  be- 
klagen, verfügen  doch  selbst  kleinere  Kurorte,  die  den 
Zug  der  Zeit  verstehen,  über  Golfplätze.  Die  Einführung 
des  Golf  wäre  namentlich  zur  Herbeiziehung  der  Ameri- 
kaner, sowie  zur  Verlängerung  von  Vor-  und  Nachsaison 
ein  Mittel  von  unschätzbarem  Werthe  gewesen.  Es  ist 
darum  zu  wünschen,  dass  die  Golfkommission,  trotz  der 
Erfolglosigkeit    ihrer    ersten   Versuche,    dieses    wichtige 
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Desiderat  baldigst  zur  Verwirklichung  führen  könne  und 
dabei  besseres  Entgegenkommen  finde;  spielen  doch  die 
in  Frage  kommenden  Konkurrenzorte  den  Besitz  von 
Golflinks  neuerdings  stets  als  ersten  Trumpf  aus.» 

Wünschen  wir  im  Uebrigen  der  «Golfkommission» 
den  besten  Erfolg  in  der  Erstellung  ihrer  «Links»,  wie 
der  Jargon  dieses  Spiels  lautet. 

Weniger  harmlos  hingegen  und  der  polizeilichen  Be- 
seitigimg wohl  werth  scheint  uns  eine  Plakatannonce, 
welche  den  Erfinder  und  Verbreiter  des  «Odol»,  soweit 
uns  bekannt,  einen  deutschen  Kommerzienrath,  zum  Vater 
haben  wird,  in  welcher  folgendes  nach  den  Zeitungen  steht: 

«Zur  Beachtung!  Auf  dieser  Bahn  ist  jeder  Unglücks- 
fall zur  Unmöglichkeit  geworden,  da  sämmtliche  Zähne 
an  Rädern  und  Schienen  wöchentlich  zweimal  mit  Odol 
gebürstet  werden!» 

Gegenüber  den  Lotterien  hatte  die  Postverwaltung 

einen  Versuch  der  Repression  gemacht,  der  aber  sofort 

wieder   aufgehoben  werden  musste,   worüber   sie   selbst 

folgendes  sagt: 

«Gestützt    auf    ein    Gutachten    des    schweizerischen 
Justiz-  und  Polizeidepartementes  und  in  dem  Bestreben, 
so  viel  an  uns  an  der  Bekämpfung  des  Lotterieunwesens 
mitzuwirken,  haben  wir  durch  die  Verfügung  Nr.  15  vom 
laufenden   Jahr   die    Poststellen    eingeladen,    Zeitungen, 
welche  Inserate,  betreffend  von  einer  kompetenten  schwei- 
zerischen Behörde  nicht  bewilligte  Lotterien,  oder  in  den 
Text  eingeschaltete  Anpreisungen  von  Lotterien  enthalten, 
nicht  zu  befördern.    Dabei  haben  wir  uns  indessen  zum 
voraus  auf  den  Boden  gestellt,  dass  es  der  Postverwaltung 
nicht  möglich  sei,   durch  ihre  Organe  jedes  einzelne  Zei- 
tungsexemplar auf  seinen  Inhalt  prüfen  zu  lassen,  und  dass 
fliese  Prüfung  deshalb  nur  dann  stattzufinden  habe,  wenn  die 
Möglichkeit  vorhanden  ist,  sie  vorzunehmen,  ohne  dass  da- 
durch Störungen  im  Speditionsdienste  oder  Verspätungen 
in    der  Beförderung  entstehen.  Die  seither  gemachten  Er- 
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fahrungen  und  die  Einsprachen,  welche  uns  zugekommen 
sind,  haben  uns  zur  Genüge  bewiesen,  dass  unser  Ein- 
schreiten nur  von  geringer  Wirkung  sein  kann  und  dass 
es  bloss  zu  Ungleichheiten  in  der  Behandlung  fuhren 
muss  für  solange,  als  nicht  in  Ausführung  des  Artikel» 
85  der  Bundesverfassung  ein  Bundesgesetz  erlassen  ist. 
durch  welches  diese  Materie  geregelt  und  die  Befugnisse 
der  eidgenössischen  Behörden,  sowie  die  Art  der  Au>- 
übung  dieser  Befugnisse  genau  festgestellt  werden  und 
solange  sich  nicht  eine  fortwährende  und  vollständige 
Prüfung  des  Inhaltes  der  Zeitungen  durchführen  lässt. 
Unter  solchen  Umständen  haben  wir  beschlossen,  die 
Mitwirkung  der  Postverwaltung  auf  die  Anwendung  von 
Artikel  12  des  Postregalgesetzes  zu  beschränken  und  die 
in  schweizerischen  oder  ausländischen  Blättern  veröffent- 
lichten Lotterie- Anzeigen  oder  -Reklamen  ausser  dem  Be- 
reich ihrer  Aufmerksamkeit  und  ihrer  Nachforschungen 
zu  lassen.  Die  Poststellen  haben  sich  somit  darauf  zu 
beschränken,  in  Anwendung  des  Artikels  12  die  offenen 
Sendungen,  enthaltend  Drucksachen  mit  Anzeigen  von 
Lotterien  fLoosofferten,  Ziehungslisten  etc.),  welche  nicht 
von  der  zuständigen  schweizerischen  Behörde  bewilligt 
sind,  von  der  Beförderung  auszuschli essen.» 

Die  verunglückte  Verfügung  vom  12.  März  d.  J.  hatte 

folgenden  Wortlaut  gehabt: 

«Artikel  12  des  Postregalgesetzes  lautet  wie  folgt: 
«Die  Post  ist  nicht  verpflichtet,  offene  Sendungen  von 
Lotterieanzeigen  aller  Art  zu  befördern,  sofern  letzte 
nicht  Verloosungen  betreffen,  welche  von  einer  kompe- 
tenten schweizerischen  Behörde  bewilligt  sind. 

Mit  Bezug  auf  diese  Gesetzesbestimmung  hat  wieder- 
holt die  Frage  Anlass  zu  Erörterungen  gegeben,  ob  abonne- 
mentsweise versandte  Zeitungen,  welche  im  Inseraten- 
oder Texttheil  Anzeigen  oder  Anpreisungen  bezüglich 
Lotterien  enthalten,  denen  offenbar  eine  Bewilligung  durch 
eine  kompetente  schweizerische  Behörde  nicht  ertheilt 
worden  ist,  mit  der  Post  zu  befördern  seien  oder  ob  nicht 
vielmehr  deren  Beförderung  abzulehnen  sei. 
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Es  hat  sich  dabei  vorzugsweise  um  Anzeigen  und 
Anpreisungen  von  ausländischen  Lotterieunternehmungen 
gehandelt,  die  in  schweizerischen  und  auch  in  ausländi- 
schen Blättern  enthalten  waren. 

Ohne  Frage  würde  eine  unbedingte  Anwendung  dieser 
Gesetzesbestimmung  auf  alle  durch  die  Post  beförderten 
Zeitungen  zu  wesentlichen  Unzukömmlichkeiten  führen, 
weil  eine  dadurch  nöthige  Prüfung  aller  Zeitungen  auf 
das  Vorhandensein  von  Lotterieanzeigen  etc.  eine  bedeu- 
tende Arbeit  erfordern  und  auch  namentlich  eine  unzu- 
lässige Verlangsamung  in  der  Beförderung  der  Zeitungen 
zur  Folge  hätte. 

Das  schweizerische  Justiz-  und  Polizeidepartement, 
uin  Begutachtung  dieser  Frage  ersucht,  hat  sich  im  We- 
sentlichen dahin  geäussert,  dass  in  Zeitungen  enthaltene 
Lotterieanzeigen  als  unter  Artikel  12  des  Postregalgesetzes 
fallend  zu  betrachten  seien  und  die  Post  nicht  verpflichtet 
sei,  Zeitungen,  welche  derartige  Anzeigen  enthalten,  zu 
befördern. 

Das  Gesetz  enthalte  aber  nur  eine  Befreiung  von  der 
Pflicht  zur  Beförderung,  nicht  aber  ein  Verbot  der  Be- 
förderung überhaupt.  Der  Grund  dieser  Fassung  des  ge- 
nannten Gesetzesartikels  hege  wohl  darin,  dass  aus 
Verkehrsrücksichten  der  Post  nicht  zugemuthet  werden 
könne,  jede  Sendung  auf  ihren  Inhalt  zu  prüfen. 

Es  liesse  sich  jedoch  in  Erwägung  ziehen,  ob  in 
Fällen,  in  denen  ohne  Schwierigkeit  die  Ablehnung  der 
Beförderungspflicht  durchgeführt  werden  könne,  dies  nicht 
im  Interesse  der  Einschränkung  der  Lotterien,  welchen  das 
schweizerische  Recht  den  Schutz  versagt,  geschehen  sollte. 

Im  Hinblicke  auf  dieses  Gutachten  wird  nunmehr 
angeordnet,  es  haben  die  Poststellen  in  Zukunft  die  Be- 
förderung von  Zeitungen,  welche  Inserate  oder  auch  im 
Text  befindliche  besondere  Anpreisungen  von  Lotterien 
enthalten,  welche  von  einer  kompetenten  schweizerischen 
Behörde  nicht  bewilligt  sind,  zu  beanstanden.  Die  Prü- 
fung der  Zeitungen  in  dieser  Hinsicht  hat  jedoch  nur  zu 
geschehen,    sofern   dies   ohne    wesentliche   Störung    des 
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Speditionsdienstes  und  ohne  dass  eine  Verspätung  in  der 
Beförderung  der  Blätter  eintrete,  stattfinden  kann. 

Diese  Prüfung  hat  namentlich  bei  der  Aufgabe  der 
Blätter,  jedoch  auch  bei  der  Umspedition  und  beim  Em- 
pfang am  Bestimmungsorte  zu  erfolgen;  in  Bezug  auf 
ausländische  Blätter  namentlich  durch  die  Eingangs-Aus- 
wechslungsbureaus. 

Insofern  das  Vorhandensein  von  unzulässigen  Lotterie- 
anzeigen in  Zeitungen  erst  während  des  Transportes  oder 
an  Bestimmung  wahrgenommen  wird,  so  sind  die  Blätter 
mit  der  Bemerkung  «Gesetzlich  unzulässig*  und  unter 
Anstreichung  mit  Farbstift  der  beanstandeten  Inserate 
oder  Artikel  an  den  Herkunftsort  zurückzusenden. 

Bei  der  Rückgabe  im  Inlandsverkehr  hat  die  Auf- 
gabestelle den  Verleger  auf  die  gegenwärtige  Verfügung 
hinzuweisen.  Von  dieser  soll  jedem  Verleger  ein  Exem- 
plar durch  die  Kreispostdirektion  unverzüglich  zugestellt 
werden. 

Sofern  es  sich  um  Publikationen  bezüglich  Lotterien, 
die  von  einer  kompetenten  schweizerischen  Behörde  l>e- 
willigt  worden  sind,  handelt,  so  hat  der  Verleger  bei  der 
Aufgabe  der  Blätter  den  Nachweis  des  Vorhandenseins 
einer  solchen  Bewilligung  zu  leisten,  sofern  die  Aufgabe- 
poststelle nicht  vorher  schon  auf  dienstlichem  Wege  hier- 
über Weisung  erhalten  hat. 

Kann  der  Nachweis  nicht  erbracht  werden,  so  ist  die 
Beförderung  abzulehnen. 

Es  versteht  sich,  dass  Drucksachensendungen  aus  dein 
In-  und  Ausland,  welche  Lotterieanzeigen  etc.  enthalten, 
auch  ferner  in  bereits  vorgeschriebener  Weise  zu  behan- 
deln, resp.  zu  beanstanden  sind. 

Die  Poststellen  haben  in  Zukunft  diesen  Weisungen 
nachzuleben  und  die  erforderliche  Prüfung  der  Zeitungen 
und  Drucksachen  in  dieser  Hinsicht  nach  Möglichkeit 
vorzunehmen. 

Von  der  gegenwärtigen  Verfügung  ist  notiz'weise 
Vormerkung  zu  nehmen  bei  Art.  32  der  Transportordnung. 
Diejenigen  Stellen,    welche  sich   im  Besitze  der  Bundes- 
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gesetze  etc.,  betreffend  da*  **bm~arn*n*  r  -rr-^i.  -~- 
gänzte  Ausgabe  mit  Eriäntenmg^E.  tcJ-lKI  ••^fci*>L> 
haben  eine  hierauf  bezöffidtr  brTL~rsr=i&  t-f  >-r^L  I" 
und  171  bei  Anmerkung  2'  anxi-ciz^^i- 

Im  Briefposttarif  Nr.  1  i?*  a--f  "^rr-r  11.  ^l~~~  $  1 
Ziffer  1,  am  Schlüsse  folgende^  lT^rzf\z^^  l*j*  jz.  lir** 
raten-  oder  Texttbeil  der  al*«:-^-^--»--^  -r~rsi^-r*r_ 
in-  und  ausländischen  Zesnmg*rn  •r^'r-^-rOrti  Aü-^-c 
oder  Anpreisungen  bezüglich  L*>~«=r>^:  w^-ri-z.  *  _c  i_r-^ii 
Beförderungsausschluss  ebenfaJl*  ?*rtr  f~z_  Iz.  2>?c.4g  a ./ 
die  Ausführung  dieser  Bf-fr.r:.:;.  .jl^t  -^i-  V^rf"^-.-^ 
Nr.  15  von  19UtL>> 

Es  wird  auch  nicht  möglich  *^rlr^  imt-*  i .  -  — r *  ^r *— rr 
Uebel  aufzukommen,  solange  d>-  KLi^r  -  r  .r_ :  -  «j:^  „- 
Eidgenossenschaft  selber  für  Laix--*  -— --_ . ~ jr-n.  T;-~-i~~r- 
und  Kirchenbauten  die  Gewinn.  _v:  c-r  M-i.-:-:.  *  .- 
beuten.     Da  heisst  e>  eben  «prir.»i;  _-  '/--£ 

Irn  Ganzen  genommen.  I?-rra  r.  ~.  L-. ;....-.-..  -,:.'.-  r 
sehr  zweifelhaften  Ehre,  ein  «KurMrreri  L-.p  .-v*  ..v;  -.„•_ 
Sammelplatz  aller  seiner  Mn-^:^r  \;--B  J^  ^  r./^r 
zu  sein. 


In  der  Kunst  bereitet  hHi  üjx— r~  I"-v-l#*»*  ■  -  , 
sam  ein  Umschwung  zu  Gunsten  eiüer  II-*  ;.*.j^*z  ,;.;r  «;<-^ 
Schönen,  statt  eines  «Kult  u>  des  Hä«si,<'hen-.  vor.  n4 
ches  uns, im  Anschlags an  den  rohen  Materauwuii*  lUrrti*; 
Philosophie  der  jüngsten  Vergangenheit  beherrw-ht*  und 
an  die  «Norwegerei»  in  der  Literatur  -eit  einem  halben 
Menschenalter  als  Kunst  ausgegeben  wurde.  MeMen* 
unter  der  Anleitung  von  wichen,  die  eben  nichts  Be-oer«r* 
konnten,  also  ein  evidentem  Interesse-  daran  hatten,  ihr 
Mass  des  Könnens  für  Kun«*  auszugeben.  Das  w^enarinte 
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«Publikum»,  und  ganz  vorzugsweise  das  für  Kunst  schwär* 
mende  Publikum,  ist  im  Ganzen  ziemlich  dumm,  aber 
dennoch  eben  deshalb  auch  sehr  veränderungsbedürftig, 
so  dass  es  seiner  eigenen  Thorheit  müde  werden  kann, 
und  dann  kommt  ein  Augenblick,  in  dem  es  plötzlich 
seine  bisherigen  Grützen  in  den  Staub  wirft.  Diesem 
glücklichen  Moment  gehen  wir  in  der  Kunst  entgegen. 
Es  würde  noch  schneller  damit  gehen,  wenn  wir 
mehr  wirkliche  Künstler  und  nicht  bloss  viele  Kunst - 
dilettanten,  und  an  ihrer  Spitze  eine  sehr  «modern»  ge- 
richtete eidgenössische  Kunstkommission  hätten,  von  der 
unter  keinen  Umständen  jemals  zu  erwarten  ist,  dass  sie 
gegen  den  Strom  voranschwimmen  wird.  Sie  wird  erst 
das  allgemeine  Urtheil  mit  ihrem  offiziellen  Stempel  ver- 
sehen, wie  es  der  Gebrauch  der  meisten  «Kommissionen» 
ist.  Schöpferisch  ist  nur  der  Einzelne  und  meistens  so- 
gar nur  der  Einsame. 

Aehnlicb  mit  unseren  Ansichten  über  die  Kunst  sprach 
sich  der  deutsche  Kaiser  in  einer  Rede  vom  vorigen 
Dezember  aus,  die  zu  seinen  gelungensten  gehört.  Er 
sagte  darin: 

«Noch  ist  die  Bildhauerei  zum  grössten  Theil  rein 
geblieben  von  den  sogenannten  modernen  Richtungen  und 
Strömungen,  noch  steht  sie  hoch  und  hehr  da.  Erhalten 
Sie  sie  so,  Lassen  Sie  sich  nicht  durch  der  Menschen  Ur- 
theil und  allerlei  Windlehren  dazu  verleiten,  diese  grossen 
Grundsätze  aufzugeben,  auf  denen  sie  auferbaut  ist!  Eine 
Kunst,  die  sich  über  die  von  Mir  bezeichneten  Gesetze 
und  Schranken  hinwegsetzt,  ist  keine  Kunst  mehr,  sie  ist 
Fabrikarbeit,  ist  Gewerbe ;  das  darf  die  Kunst  nie  werden. 
Mit  dem  viel  missbrauchten  Wort  Freiheit,  und  unter 
seiner  Flagge  verfällt  man  gar  oft  in  Gränzenlosigkeit. 
Schrankenlosigkeit  und  Selbstüberhebung.  Wer  sich  aber 
von  dem  Gesetz  der  Schönheit,  dem  Gefühle  für  Aesthetik 
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und  Harmonie,  die  jedes  Menschen  Brust  fühlt,  ob  er  sie 
auch  nicht  ausdrücken  kann,  loslöst  und  in  dem  Gedan- 
ken einer  besonderen  Richtung  und  bestimmten  Lösung 
der  mehr  technischen  Aufgaben  die  Hauptsache  erblickt, 
der  versündigt  sich  an  den  Urquellen  der  Kunst.  Aber 
noch  mehr,  die  Kunst  soll  mithelfen,  erzieherisch  auf  das 
Volk  einzuwirken.  Sie  soll  auch  den  unteren  Stän- 
den nach  harter  Mühe  und  Arbeit  die  Möglichkeit  geben, 
sich  an  den  Idealen  wieder  aufzurichten.  Uns,  dem 
deutschen  Volke,  sind  die  grossen  Ideale  zu  dauernden 
Gütern  geworden,  während  sie  den  anderen  Völkern  mehr 
oder  weniger  verloren  gegangen  sind.  Es  bleibt  nur  das 
deutsche  Volk  übrig,  das  an  erster  Stelle  berufen  ist, 
diese  grossen  Ideen  zu  hüten,  zu  pflegen  und  fortzusetzen 
und  zu  diesen  Idealen  gehört,  dass  wir  den  arbeitenden, 
sich  abmühenden  Klassen  die  Möglichkeit  geben,  sich  an 
dem  Schönen  zu  erheben  und  sich  aus  ihren  sonstigen 
Gedankenkreisen  heraus-  und  emporzuarbeiten.  Wenn 
nun  die  Kunst,  wie  es  jetzt  vielfach  geschieht,  weiter  nichts 
thut,  als  das  Elend  noch  scheusslicher  hinzustellen,  wie 
es  schon  ist,  dann  versündigt  sie  sich  damit  am  deutschen 
Volke.  Die  Pflege  der  Ideale  ist  zugleich  die  grösste 
Kulturarbeit,  und  wenn  wir  hierin  den  anderen  Völkern 
ein  Muster  sein  und  bleiben  wollen,  so  muss  das  ganze 
Volk  daran  mitarbeiten,  und  soll  die  Kultur  die  Aufgabe 
voll  erfüllen,  dann  muss  sie  bis  in  die  untersten  Schichten 
des  Volkes  hindurchgedrungen  sein;  das  kann  sie  nur, 
wenn  die  Kunst  die  Hand  dazu  bietet,  wenn  sie  erhebt, 
statt  dass  sie  in  den  Rinnstein  niedersteigt.  Ich  empfinde 
es  als  Landesherr  manchmal  recht  bitter,  dass  die  Kunst 
in  ihren  Meistern  nicht  energisch  genug  gegen  solche 
Richtungen  Front  macht  und  verkenne  keinen  Augenblick, 
dass  mancher  strebsame  Charakter  unter  denjenigen  An- 
hängern dieser  Richtungen  ist,  der  vielleicht  von  bester 
Absicht  erfüllt  ist.  Er  befindet  sich  aber  doch  auf  fal- 
schem Wege ;  der  rechte  Künstler  bedarf  keiner  Markt- 
schreierei, keiner  Presse  und  keiner  Konnexion.  Ich 
glaube  nicht,   dass  Ihre   grossen  Vorbilder   auf  dem  Ge- 
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biete  der  Meisterschaft  weder  im  alten  Griechenland,  noch 
in  Italien,  noch  in  der  Renaissancezeit  je  zu  der  Reklame, 
wie  sie  jetzt  durch  die  Presse  vielfach  geübt  wird,  ge- 
griffen haben,  um  ihre  Ideen  besonders  in  den  Vorder- 
grund zu  rücken.  Sie  haben  gewirkt,  wie  Gott  es  ihnen 
eingab,  im  Uebrigen  haben  sie  die  Leute  reden  lassen; 
und  so  muss  auch  ein  ehrlicher,  rechtlicher  Künstler  han- 
deln. Die  Kunst,  die  zur  Reklame  heruntersteigt,  ist 
keine  Kunst  mehr,  mag  sie  hundert-  und  tausendmal  ge- 
priesen werden.  Das  Gefühl  für  das,  was  hässlich  oder 
schon  ist,  hat  jeder  Mensch,  mag  er  noch  so  einfach  sein. 
und  dieses  Gefühl  weiter  im  Volke  zu  pflegen,  dazu 
brauche  ich  Sie  Alle,  und  dass  Sie  in  der  Siegesallee  ein 
Stück  solcher  Arbeit  geleistet  haben,  dafür  danke  Ich 
Ihnen  ganz  besonders.» 

Eine  deutsche  Zeitung,  die  gewöhnlich  ebenfalls  recht 

gesunde  Ansichten  entwickelt,  geht  der  Sache  noch  mehr 

mit  folgenden  Betrachtungen  auf  den  Grund: 

«Bekanntlich  gibt  es  Kunstenthusiasten  und  ästhetische 
Theoretiker,  welche  behaupten,  die  Kunst  habe  mit  der 
Moral  nichts  zu  thun  und  dürfe  durch  sie  nicht  beschränkt 
werden.  Vor  Allem  aber  vertreten  diesen  Standpunkt  die 
Anhänger  der  naturalistischen  Weltanschauung,  die  über- 
haupt keine  über  den  Menschen  waltende,  das  Gewissen 
bestimmende  Moral  und  sittliche  Weltordnung  anerkennen« 
sondern  die  Neigungen,  Begierden  und  die  Klugheit  des 
Menschen  zum  allein  berechtigten  Massstab  für  sein  Leben, 
wie  es  der  Instinkt  bei  den  Thieren  ist,  machen,  und  die 
Verbrechen  ebenso  wie  das  Genie  als  Krankheitssymptone 
ansehen,  für  welche  der  Mensch  nicht  verantwortlich  ge- 
macht werden  könne.  Man  beansprucht,  die  Kunst  soll 
vollständig  souverän  und  an  keine  Rücksichten  und  Schran- 
ken gebunden  sein.  Weil  aber  die  Kunst  nur  in  den 
Künstlern,  Malern,  Schriftstellern,  Dichtern  und  deren 
Werken  thatsächlich  zur  Erscheinung  kommt,  so  bedeutet 
das  eine  völlige  Emanzipation  der  Künstler  und  ihrer 
Leistungen  von  Moral,  Sitte,  gesellschaftlicher  und  poli- 
tischer Ordnung. 


Die  Sittlichkeit  ist  di»?  «t^z>:  -~--.-^  f:.-  i-l~  ,t- 
sunde  und  glückliebe  m^nsrLl.-r>r  £i>-*r^-r  ~t:  rlr  ult 
menschlichen  VefhaltmVc^e.  rr^-i  »Lr  Lis^-'-ii-r.  .in 
Sünde  ist  die  Wurzel  aLr-  Y-ri-r^o  :— - i*u "■•  i_  .— 
sich  auch  Alles  den  Anspr>t>-::  ir*  j=i  •— t-.— i»«  -i»-- 
bezeugenden  göttlichen  ^tv-e^mtTz^  ir'-r  r-zi^-i.  ;z«: 
der  Staat  hat~  die  gn**e  A-J^v-r.  -Uc*  **.— -- :r— ^  t  .f- 
recht  zu  halten.  Darauf  kann  «irr  >:aa:  >r  i.-L-r  .-— •: 
dem  Künstler  gegenüber  un  -«■•  w-:__r^r  "-m»'i"*s-  l_- 
der  Künstler  es  in  der  Hai>i  hat.  «i-r--  "  c-  «>r  2...: 
bösen  Gedanken  oder  Bestrv*  zrur--  -jl-  ••-*-•  r.>^*  -~i.it- 
verführerische,  hinreU>endfr  Wirk-ji^r  trf  il-  •  £  n 
geben.  Es  ist  deshalb  ganz  izSr*^y^ir^.  w-*ü  ^::»-r 
die  Kunst  als  solche  voreesric >*r*i  w^ri.  yrLur*r.»i  **  -.•  ü 
immer  nur  um  den  Kfms^er  Lau>->L  -ji»:  -~  — .^r-  i  ^.-r 
an  sich»    so  wenig  gibt.   aL-   tIzl^tl    3£-^— 'C-i   *.i  -•••: 

Wir  wollen  hoffen.  «Iä^  Ci.~  ~  k  jn«*r*fr  Zr--  v-.->- 
zur  allgemeinen  Ansrha:rii^z.  w-:l^<.-*l-  _::  :■*  *~--.*-ü 
Sprachgebiete  werde.  :i 

Von  künstlerischen  Lfi£*~.zjp-~.  -i.*^^^  -7«.:*—  «*.*«: 
besonders  zwei  zu  erwähnen.  -:_-r  A  .-«^  I  .jut  --i-r  "-^t-  .- 
der  Kaiserin  von  Gestern-:  h  iL  7-r*-.~-^\  v  -..-->•  :.■•-.- 
Jedermann  gefallt.  und  die  Y-  !-:>:  .jlz  #>r  :li.:-/::  '  -1- 
endung)  des  Parlament*ge^i--:-r*  jl  r*^-r.,  :.«•  *._ 
1.  April  bezogen  wurde-fi 

Manche  Leute  finden  da.— t>»-  r.  :r«ix-  •_   **..*  *  .-^ 


M  Ueber  «die  Kun<i>fk-zr  zzi  >~>»r.  ▼-.:.,  -.•«..«_,*.  ^  t 
«Vaterland»  in  diesem  Jahr?*  *:tj-  .!■**-  ,%.•*  c-«_  v  *•»••>.  -  ^ 
Entwicklung  dieses  Geg^iKaö>-*  r*-«.  -•>»  ■•^t_j^  •„ 

*)  Die  Emweihung^rede  .i~»  B-.j:->^; .-!•.>•: --^1    *  ^ 
den  Beilagen.  Der  erste  Koszr*— *.  w*^*^r   i  v  \\  wvS-.     -* 
bäude   abgehalten  wurde,   war    >r  jr*r--fcr..  «-.*^  >•*—**'".:. 
gross,    welcher    vom    21.— i«.   J ...    •--* -^r-^ 

Beschlossen  wurde  fr-di  v.  ^  •>:;.  "•'-  --*-•  --*.  -  •  ^ 
Aufstellung  eines  Denkmal«  •e.>r^rr.vr:;4Ä  v-  .*,*-*  «.  •*  ,.., 
Platz  ausserhalb  de*>  Bern*-rti  *?*-  z£  *r~i**-    «.-■  ■.•••-.   #, 
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kleine  Republik  und  die  Ansicht,  dass  in  diesen  «vor- 
nehmen» Säälen  auch  nur  eine  vornehme  Politik  statt- 
finden werde,  bestätigt«  sich  in  der  ersten  darin  abge- 
haltenen Sitzung,  bei  der  Berathung  des  Zolltarifs,  nicht, 
die  nichts  weniger  als  vornehm  war,  wenn  man  nämlich 
nicht  ganz  gewöhnliche  Interessenpolitik  mit  diesem 
Namen  dekoriren  will.  Im  Einzelnen  ist  folgendes  zu 
sagen:  die  Sääle,  um  derentwillen  eigentlich  das  ganze, 
etwas  zu  grosse  und  schwerfällige  Gebäude  errichtet 
wurde,  sind  nicht  das  Beste  daran.  Der  Nationalraths- 
saal  macht  den  Eindruck  eines  Konzertsaales,  das  grosse 
Wandgemälde  passt  nicht  recht  zur  Farbentonung  des 
Ganzen,  hat  auch  eine  unglückliche  Einrahmung,  welche 
den  Horizont  zum  Theil  beschattet  und  namentlich  eine 
sehr  unglückliche  Figur  in  den  Wolken,  die  weder 
einen  verständlichen  Sinn,  noch  überhaupt  künstle- 
rische Schönheit  besitzt.  Sie  sollte  unbedingt  entfernt 
werden.  Es  ist  das  eine  Geschmacksverirrung  ersten 
Ranges.  Der  Ständerathssaal  verlangt,  abgesehen  von 
einer  Umstellung  der  Sitze  nach  der  andern  Wand  hin, 
dringend  eine  Ausschmückung  der  leeren  Wandflächen 
mit  wirklich  schönen  Figuren  auf  Goldgrund  (etwa  die 
wirklichen  Gründer  der  Eidgenossenschaft  darstellend) 
und  nach  unserer  Ansicht  auch  etwelche  farbige  Einsätze 
in  die  grossen  Fenster.  Uns  hätte  überhaupt  ein  ein- 
ziger gewaltiger  Eichentisch  mit  hohen,  alterthümlich  ge- 
haltenen Lehnstühlen  rings  herum,  so  wie  wir  uns  un- 
gefähr die  alten  Tagssatzungen  denken,  besser  gefallen. 
In  der  grossen  Aufgangshalle,  welche,  neben  den 
schönen  einzelnen  Zimmern  und  der  sehr  schönen  Wandel- 
halle, die  Glanzseite  des  Gebäudes  ist,  könnten  später 
die  Figuren  des  Winkelried  und  Nikiaus  von  Flüe  besseren 
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Platz  inachen,  und  an  der  Aussenseiie  nach  der  Stadt  zu 
fehlen  nicht  bloss  noch  zwei  Nischenfiguren,  sondern 
ganz  vorzugsweise  ein  farbiges  Hosalkbild  im  Giebel- 
feld, das  jetzt  leer  aussieht  und  den  todten  Eindruck 
des  grauen  Sandsteines  durch  diese  Oede  übermässig 
vermehrt.  Es  bleibt  also  da  noch  Einiges  zu  wünschen 
und  zu  bezahlen  übrig. 

Auch  in  Bezug  auf  die  zahllosen  Feste  macht  >irh 
allraahlig  eine  bessere  Stimmung  Raum,  die  nicht  nur 
ihre  Verminderung,  sondern  namentlich  auch  ihr*- 
Vereinfachung  verlangt.  Zwei  solche  anläßlich»- 
Aeusserungen  der  letzten  Zeit  in  französisch -schweize- 
rischen Zeitungen  lauten  wie  folgt: 

«Tout,  dans  notre  bon  pays.  devient  mati^re  ä  Vu^ 
et  rejouissances . . .  gastronomiques  surtout.   D  n7>t    pv* 
de  modeste  reunion  de  citoyens  qui  ne  soit  un   preu-xv 
ä   banquet.    Cette    fächeuse    habitude.    qui   tend    a    de- 
venir   une   calamite   publique,    saffirmera   avec   eViat   a 
Toccasion  de  la  solennite  de  samedi  prockain.   Olle-n 
sera    scellee    dans    deux    somptueux    diners,    non    \*r 
pulaires,   ne    craignez   rien,    mais  servis  dans   les   pr«~ 
miers  hötels  de  la  ville.  Les  cartes  d 'invitation  nW  j^^ 
pour  cela  ete  moins  genereusement  distribue*rs:  \t^  b*.r,^ 
ficiaires  sont  comme  ä  lordinaire  toas  les   perv^n*?.^ 
officieLs  et  autres  fideles  habitues  de  ces  ren«v,ntre*>  J*r- 
gantuesques.» 

«II  est  juste  de  signaler  ä  1  attention  de  notre  p  /»,> 
l'exernple  du  Conseil  d'Etat  de  St-GalL  La  v^ 
riete  des  carabiniers  de  cette  ville  lui  avait  jfe«^^ 
l'autorisation  d'accepter  le  tir  fedenü  \**xr  V.M.  U  *  '.**. 
seil  d'Etat  a  donne  son  consentement  niai*  *a  la  r/,Ju- 
tion  que  cette  fete  soit  organisee  au~i  smiplenjetjt  #  '+ 
possible.»  Cet  exemple  resterart-il  Lv,!e  mj  **r*rV.*u. 
commencement  d'une  reaction  contre  le  pr*v-n**  \  H*'* 
tude   du  Conseil  d'Etat  de  StGall   m*nt«   a~ >r< ''« *  '* 
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d'etre  signalee  et  donnee  en  exemple  aux  autorites 
et  a  nos  diverses  societes.  Puisse  cet  exemple  etre  siiivi 
par  elles  et  inaugurer  dans  notre  patrie  une  ere  de  sim 
plicite:  celle-ci,  seule,  est  digne  d'un  peuple  libre  et  fier? 
d'un  peuple  serieux  qui  pretend  etre  ä  l'avant-garde  <fr 
la  civilisation,  et  se  distinguer  par  sa  democratie  avancee .» 

Auch  die  gemeinnützige  Gesellschaft  debattirte  über 
diesen  Gegenstand,  auf  Grund  weitläufiger  «Leitsätze*, 
die  man  längst  hinreichend  kennt.  Mit  gutem  Beispiel 
selber  vorangehen  wäre  bei  weitem  besser. 

Die  Einfachheit  wäre  unsere  beste  Hülfe  und  Ret- 
tung vor  vielen  Uebeln  und  Gefahren,  die  uns  bedrohen. 
Aber  es  ist  schwerer  dazu  zurückzukehren,  als  sie  zu  er- 
halten, solange  sie  noch  vorhanden  ist.  Das  Erstere  ge- 
schieht gewöhnlich  nur  durch  Unglück,  vorher  nicht. 

Die  Litteratur  des  Jahres  hat  nicht  gerade  viel  Inte- 
ressantes von  allgemeiner  Bedeutung  zu  registriren.  Da.« 
Interessanteste  daran  ist  auch  hier,  dass  die  Welt  all 
mählig  des  «Naturalismus»  überdrüssig  wird.  Ein  Feuil- 
leton-Artikel in  der  «N.  Z.  Zeitung»  sagte  hierauf  be- 
züglich : 

«Darüber  kann  füglich  kein  Zweifel  mehr  bestehen 
der  Naturalismus  in  der  Enge  des  Schulbegriffs,  dei 
Naturalismus  mit  der  photographisch  getreuen  Wieder 
gäbe  des  Kleinen  und  Kleinlichen,  des  ewig  Alltägliche*] 
und  alltäglich  Ewigen,  des  Lebens,  wo  es  sich  am  uner- 
quicklichsten zeigt,  hat  abgewirtschaftet.  Er  gleich 
einer  abgegrasten  Weide.  Seine  Stoffe  sind  verbraucht 
Er  hat  die  natürliche  Entwicklung  aller  Kunstperiode 
durchgemacht.  Neue  Aufschlüsse  vermag  er  nicht  mehi 
zu  bringen.» 

Wir   würden    beifügen,  auch   die    alten   Aufschlug 

waren    nicht   gesund   und  noch  weniger  ästhetisch.    K» 

quiescat. 


Im***  P  cri.    Lr-.-nrir  *■ 


In  einem  P*pyn*  mb   -ex    »■  ^  *•*•      ■   ■  -~ 
d*  Kvnikeis  Diogen**  *:fr-*niö-fL  !•#•  5.  •>  •"-^-'-" 
*twt  ans  der  Zeit  <k*  F  «x*»\^-   —  -*ait  -■•*  :l-  -  ■  - 
ffiie  inzahl  von  Koh=^L  nm  Ti^-I  n  ^.Z  -~-   L 
stande,  »halten,  imd  b»  iz»>*  fc'jfj*-a  -  vrI*n-~  •  _-  -  - 
beschichten  von Di-jeta^  ^d  :«.  "5"ä-n>SL  -  -:  I-  c--— 
in  der  Barbierstube,  vc  I'j  «~n-*  ilt  o-a  -— i    -   . 
Diogenes  und  Mena&ir*  t  *-  w     I'**  raw-  t.  --   — : 
ehedem  etwa  3»  s.>lör   i>tni-    -~--:."-:r.-n    -~*  - 
haben. 

In  Assisi  hat  *<ii  ^ii*  iir*natj  iai»-    ^>.  *   *  - 
Franciscanerstuffen  i^üS-*:   Sk  'T-jSiijir  L.~-   —  . 
hing  Paul  Sabatier.  <k2i  Rj  c%:*wl  c*—  i#-  Il^r-r  T  -—  ■  - 
Ausist  Der  Zweck  derGwL-*-ia^  v**;-ir  äh  «tä 
larin,  in  Assisi  eine  fc/ö  n*rt  n  irini>s-  t  •   u.^  *  -. 
tfentlichungen  pesaszL-ir  -**ro*a  «•■■Lj-t.    d-    •—     :  • 
lern  Frandscaner-Oni^  ^>:  ux  ^ni-a»-n  ?  ns:»-— -_  --. 

ibsreben. 

Sabatier  hat  ferner  *-.Zi*  *r-*>  ÄJ^nu^Tr-  r-*.«-c-  **  .*-- 
loretü  Yertffentli<£:  zzr.<z  >»  Tr-i  ~i  r^  ~  — . .  *- 
rancisci»  (Paris.  bei  Fi*^.;«r^r.  Iv-  ^  L-  :-  ~ 
Iure  tum  stammen  aa^  6ri  7<  £i«.T>ia  o*r  a^:^  *-y_~ 
rancisci  et  SocioniiiL  :».**>r  >fcr~  ü^  L-  -,^-- 
las  Brevier  des  itafcniwii^LV^^  ö^  n  i-^^  .__  .  i- 

^en  wird  als  die  BiW  •>>?  l*iir^  uu*  u*»  nai  n  <>~  * 
*s  Yolksschäleis  wie  acf  >tl  >ar^rr^^a.  "_:!  ^  _^:-- 
idet->  In  keinem Bo««e^w>:  n  di~**?n  «..«ini:,.  ^  ..  ^ 
e  Gesinnung,  die  nx^xnie  rV  ni-cu  nm»  j:.ü1*~;.    . 
iMlruck-  Diese  «Ffc***t>  >sr-^j*a  au»  *>-n*-*i  L-- 
n   aus    dem  Leben  d****  wijr^a  5*-Iup*n_  t.-.-, 
er    Naiveät  maacfcsal  *L^~hug>  <\rz-^~er>.-t^t< 
ist  ei»  Zeichen  der  Ze~  4a^  i^  larmtLr^—i*,  r. 
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kultur,  die  auch  in  Italien  schlimme  Früchte  zeigt  (Prozess 
Murri),  mm  zu  etwas  sehr  Einfachem  zurückkehren  muss. 

Eine  für  uns  interessante  deutsche  Schrift  ist:  «Die 
Ethik  Huldreich  Zwingli's»  von  C.  von  Kügelgen 
(1902).  Man  sieht  daraus  von  Neuem,  wie  viel  gesunden 
Menschenverstand  Zwingli,  im  Gegensatz  zu  der  grössern 
Genialität  Luthers  und  der  grössern  dialektischen  Schärfe 
Calvin's,  besass.  Wer  nicht  die  Biographie  Zwingli's  von 
Stähelin  zu  lesen  Zeit  und  Lust  hat,  der  wird  hier 
den  ansprechendsten  und  wahrsten  Theil  der  Zwingli- 
schen  Gedanken  in  einer  kurzen  und  gut  belegten  Dar- 
stellung finden.  Er  wird  auch  mit  Befriedigung  bemerken, 
<lass  jetzt  doch  manches  als  ganz  selbstverständlich  er- 
scheint,  was  damals  einen  unversöhnlichen  Gegensatz 
zwischen  den  verschiedenen  Ausgestaltungen  des  Prote- 
stantismus bildete.  Möchte  nun  von  Neuem  «ein  löblich 
Eydgnossschaft  in  Gottes  Hulde  bracht  werden  und 
leben.»  Das  ist. auch,  jetzt  wieder  mehr  als  jemals  seit- 
her, unsere  erste  Sorge.  Denn  «Gott  erfordert  von  uns 
tapfere  und  mannliche  Stuck».  «Christiani  hominis  est 
non  de  dogmatica  magnifice  loqui,  sed  cum  Deo  ardua 
semper  ac  magna  facere». 

Das  Gedenkjahr  der  Escalade  (1602)  hat  in  Genf  ein»» 
vortreffliche  Schrift  von  Henri  Fazy  hervorgerufen  «Fhi>- 
toire  de  Geneve  a  Tepoque  de  l'Escalade  1597 — 1603*. 
Es  ist  eigentlich  eine  Fortsetzung  seines  Buches  «la  guerrt- 
du  pays  de  Gex  et  Toccupation  genevoise».  Möchten 
diese  Schriften  ihren  Eindruck  nicht  verfehlen,  denn 
Genf  ist  jetzt  nicht  weniger  bedroht,  als  es  wieder 
1702  und  1802  war.  Ueber  die  letztgenannte  Periudt 
gibt  eine  andere  Schrift  eines  Genfers  ebenfalls  viel* 
und  zum   Theil   neue   Aufschlüsse.  Es   ist  dies  «Em iL 
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Diinant,  les  relations  diplomatiques  de  la  France  et 
de  k  republique  helvetique  1798-1803».   In  dem  Auf. 
<atz  von  Dr.  Strickler  in  diesem  Bande  des  Jahrbuche» 
ist  das  Werk  öfters  angeführt.    Wenn  man  sehen  will, 
wie  sich  allmählig  ein  Protektorat  gestaltet,  so  findet 
man  bei  Dunant  vorzugsweise  die  französische,  und  bei 
Strickler  die  schweizerische  Seite  der  Sache,  die  einander 
zu  diesem  Resultate  in  die  Hand   arbeiteten.    Beides 
ist  jetzt  nicht  ohne  aktueUes  Interesse.  Ein  drittes  Genfer- 
ITerk  historischen  Inhalts,  das  schon  im  vorigen  Jahre 
hätte  erwähnt  werden  sollen,  ist:    «Guillaume  Fatio. 
tieneve  ä  travers  les  siecles.»    Ueber  das  Institut  da* 
aus  Genf  gemacht  hat.  was  es  ist  und  bleiben  soll  ♦.-ine 
ungewöhnliche,  heldenhafte  Stadt,  wie  keine  andere  auf 
der  Welt,  spricht  ein  sehr  schöner  Vortrag  von  Prot 
Oechsli  «Die  Akademie  Calvin's».  Am  Schlüsse  wird  an- 
i:e fährt,  dass  Thomas  Jefferson  in  einem  Briefe  an  WasJiiiu:- 
ton  vom  23.  Februar  1795  Genfund  Edinburg  «die  \rv\-.u 
Augen  Europa's  in  Bezug  auf  exakte  Wissen?-chaft  nannv  ■ 
und  den  Vorschlag  machte,  die  damals  durch  di*-  R*--..- 
lution  bedrohte  Genfer- Akademie  in  ihrem  ganzen  V:  - 
fessorenbestand  nach  Amerika  zu  verpflanzen.  Ei,  -.:.-- 
Amerikaners  würdiger  Gedanke.    Die   Ak^l^r^   ;^>. 
nher   glücklicherweise  in  Genf  und  war  <d~"L  c^  \; 
Jahre  der  französischen  Annexion  hindun-h  da>  >*-^;_- 
rehim  einer  nationalen  Individualität..  «-in  rVI*;^.   -^ 
für,  was  eine  eidgenössische  Hochschule  <zJi?  •.,  ^  *  ^ 
/olyteknikum)  in  einer  gefahrvollen   Trn'fa  <ir,    I>, 
Genossenschaft  stets  sein  konnte  und  w..^^. 

Von  der  helvetischen  Xkteosamnu'na  vtj^*«.  *  f 
*>r  ist  der  achte  Band,  die  Zeit  vom  J-.xI  *••.-  <-.«'>n:-* 
S4.12  umfassend,  erschienen,  und  **  Ä*b*r»  ♦  .»-••  <  * 
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grosse  Werk  seiner  Vollendung.  Von  dem  Rektor  der 
Basler-Universität  Dr.  Fl  einer  erschien  eine  Rektorats- 
rede unter  dem  Titel  «Ueber  die  Entwicklung  des  katho- 
lischen Kirchenrechts  im  19.  Jahrhundert».   . 

Einige  andere  Broschüren  von  Werth  für  unsere  Poli- 
tik sind:  Dr.  Marie  Krebs:  «Die  Politik  von  Bern,  Solo- 
thurn  und  Basel  in  den  Jahren  1466 — 1468»  (zur  Zeit  des 
sog.  Mühlhauser-  und  Waldhuterkrieges);  Hedin:  «La 
Neutralite  des  Etats  Scandinaves» ;  Burnier:  «La  vie 
Vaudoise  et  le  revolution»;  sie  zeigt  besonders,  dass  die 
eigenen  Junker  des  Waadtlandes  noch  verhasster  daselbst 
waren,  als  die  Berner. 

Von  Prof.  Schollenberger  in  Zürich  erschien :  «Da> 
Bundesstaatsrecht  der  Schweiz,  Geschichte  und  Svstenv. 
eine  glückliche  kurze  Darstellung  unseres  Bundesstaats- 
rechtes, die  die  bereits  etwas  veraltete  letzte  Ausgabe  de> 
Blumer-MoreFschen  Handbuches  sehr  gut  ersetzen  kann. 

Von  sog.  «schöner»  Litteratur  wollen  wir  zitiren: 
Lhotzky:  «Der  Weg  zum  Vater»,  ein  Buch  von  be- 
deutend grösserer  Tiefe,  als  Alles,  was  in  der  jüngsten 
Zeit  von  verschiedenen  Theologen  über  «das  Wesen  des 
Christenthums»  geschrieben  wurde.  Nicht  auf  der  gleichen 
Stufe,  aber  von  amerikanischer  Reklame  umgeben,  ist 
der  «Christianisine  social»  von  Herron,  der  in  einer 
französischen  Uebersetzung  von  Chastand  erschien. 

Unter  den  Romanen  des  Jahres  ist  der  am  raschesten  Im- 
rühmt  gewordene  « Jörn  Uhl»  von  Frenssen,  eine  Dorf- 
schichte  in  der  Art  von  Gotthelf  und  jedenfalls  eine  gesund*- 
Umkehr  von  der  «modernen»  Romanlitteratur  zu  einer  besse- 
ren. Den  «Gedichten»  von  Arnold  Ott  können  wir,  bei 
dem  besten  Willen  für  die  Dichter  unseres  Landes,  keinen 
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starke«  Geschmack  abgewinnen,  sondern  theilen  die  An- 
sicht eines  Kritikers  in  der  «Allg.  Zeitung* : 

.Otts  Lvrik  Ist  vorwiegend  Gedankenp«*-ie:  M*::.- 
mung  gelingt  ihm  nicht.  Aber  die  Gedanken  haben  m«  M 
selten  philosophische  Tiefe;  sie  wurzeln  im  Boden  em-r 
bejahenden  Weltanschauung  und  spiegeln  die  Sr^k  *-in— 
freien  Menschen  wieder,  der  mit  dem  Auge  de>  Di«Lter* 
in  das  Leben  sieht.  Ueber  manchen  Liedern  schwebt  -;:. 
Hauch  klassischer  Ruhe !  Durch  viele  andere  al^r  zi^L: 
sich  ein  Leierton  und  oft  ist  der  Reim  der  Vater  d~ 
Gedankens!» 

Ein  Journalist  der  französischen  Schweiz  hat:*-  d> 
Idee,  bei  verschiedenen  Grossen  des  franzfriv-h»-n  Par- 
nasses nachzufragen,  was  man  auf  dem^tt»en  v.«  d-r 
französisch-schweizerischen  Litteratur  denke.     Er  erL*-/ 
die  beunruhigende  Antwort  von  der  Mehrzahl  d*rr  Ab- 
fragten, dass  sie  ihnen  «unbekannt»  --ei.  Ein  g«rKrr*-*>r.-! 
Beurtheiler  dieses  Einfalls  in  der  «Lausanner  Z*r  ■.:.::- 
zieht  daraus  den  richtigen  Schlu><.  wir  w>!Iten  riz  un- 
seren eigenen  Acker  bebauen  und  nicht  na*-h  fr+::A* :~ 
Lobe  allzu  eifrig  haschen-    Das  gehört  in  der  TLat  a .  -h 
^iii   wenig  zu  den   *decorations%   wenn  e**  wn  in  c-i 
Bundesverfassung  unverboten  ist. 


i 


Auf  Ende  des  Jahres  stehen  zwei  für  üü*  r 
interessante  Bücher  in  Aussicht:  Eine  Ge^h>L'e  <** r 
belgischen  Neutralitat  mit  Auseinandersetzung  d«-r  ew^-  n 
Neutralitäten  überhaupt  von  ProL  Descamp*in  \j,  wer 
neutralite  de  la  Belgique,  etude  sin-  la  con»thut;or.  d<—  E 
pacifiques  ä  titre  permanente  und  eine  il^-trirte  S-L-.f* 
Ober  die  pohtische  Geschichte  des  \%  Jahrn.;^.  r-  .u 
der  Schweiz  von  Theodor  Curti,  \i\A%*T  R^en^^r^*;. 
und    Nationalrath   von   St.  Gallim,   jetzt    Red.-*kv,r   <:«  r 


»*        */a 
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Frankfurter-Zeitung.  Wir  wünschten  als  drittes  Buch 
von  Bedeutung  beifügen  zu  können  die  längst  erwartete 
Geschichte  der  Schweiz  vom  1815er  Vertrag  bis  1&48  von 
Prof.  Oechsli.  Diese  Zeit  ist  nunmehr  die  noch  am  aller- 
wenigsten gut  geschilderte  der  ganzen  Schweizer  Ge- 
schichte, die  zwar  überhaupt  noch  Einiges  zu  wünschen 
übrig  lässt. 

Unter  dem  Titel  «die  Ferienkolonien  und  verwandte 
Bestrebungen  auf  dem  Gebiete  der  Kinder-Gesundheits- 
pflege» hat  Herr  Pfarrer  Bion,  der  sich  besonders  mit  den 
erstem  beschäftigt  hat,  eine  Geschichte  dieser,  wenn 
richtig  geleitet,  wohlthätigen  Institution  herausgegeben. 
Eine  Besprechung  des  Buches  in  der  «N.  Z.  Zeitung* 
führt  folgende  rührende  Beispiele  von  Dankbarkeit  anner 
Kinder  dafür  an: 

«Es  schreibt  eine  Tochter,  die  als  «verschupftes 
Waisenkind  bis  zum  16.  Jahre  die  Noth  uud  das  Elend 
bitterer  Armuth  durchkostete»:  «Inmitten  all  der  trau- 
rigen Noth,  die  ich  bis  heute  durchgemacht  habe,  steht 
vor  meiner  Seele  stets  wie  ein  leuchtender  Stern  der. 
Hoffnung  die  Zeit  der  Ferienkolonie,  jene  drei  Wochen, 
ohne  welche  meine  ganze  Jugend  ein  trostloses  Elend 
gewesen  wäre.  Die  Erinnerung  an  die  Liebe,  die  mir 
damals  zu  Theil  wurde,  bestärkt  mich  heute  noch  im 
Glauben  an  die  Güte  der  Menschen,  obschon  er  mich  oft 
verlassen  will.»  Ein  Lehrer  berichtet:  In  meinem  Leben 
werde  ich  den  Ausdruck  von  Glück  und  Zufriedenheit 
im  Gefühl  eines  14-jährigen  Mädchens  nicht  vergessen, 
das  einige  Zeit  nach  der  Heimkehr  aus  den  Ferienkolonien 
gegen  mich  äusserte:  «Es  mag  mir  jetzt  gehen,  wie  es 
will,  einmal  war  ich  doch  drei  Wochen  lang  recht  glück- 
lich.» —  Und  ein  Fabrikmädchen  legte  in  den  Kirchen- 
beutel 5  Fr.  mit  den  Worten:  «Eine  kleine  Gabe  aus 
Dankbarkeit    für    die   <einst    empfangene    Wohlthat    als 
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Ferienkind  im  Appenzellerland,   die   schönsten  Tage  in 
meiner  Jugendzeit.» 

Eine  deutsche  Zeitschrift  sagt:  «Es  ist  ein  schöner 
Ruhmestitel  der  Schweiz,  die  Heimat  eines  der  segens- 
reichsten humanitären  Werke  der  Gegenwart  zu  sein, 
der  Ferienkolonie  für  arme  Schulkinder.  Diese,  aus 
Pestalozzis  Geist  und  seiner  Liebe  für  das  arme  Volk 
geboren,  wurde  eine  nothwendige  und  segensreiche  Er- 
gänzung seines  Werkes,  eine  Einrichtung,  die  Anspruch 
hat  auf  das  Interesse  aller  Pädagogen,  Philanthropen  und 
Hygieiniker  und  der  Opfer  werth  ist,  die  dafür  gebracht 
werden.» 

Von  dem  Gefängnissinspektor  des  Kantons  Bern,  Herrn 

Schaffroth,  erschien  endlich  eine  «Geschichte  desberni- 

sehen  Gefängnisswesens»,  die  einen  werthvollen  Beitrag 

zur  Vereinheitlichung  des  Strafrechtes  bilden  wird. 

Zum   Schlüsse   wollen    wir   folgenden   Bundesraths- 
beschluss  abdrucken: 

«Freitag,  18.  Juli  1902. 
Einheitliche  Orthographie 
für  die  deutsche  Schweiz. 


Departement  des  Innern.    Antrag  vom  12.  dies. 

Nach  Einsicht  eines  Berichts  des  Departements  wird 
beschlossen : 

Die  von  der  deutschen  Orthographie-Konferenz  in 
Berlin  vom  17.— 19.  Juni  1901  angenommenen  Verein- 
fachungen der  deutschen  Rechtschreibung,  nämlich 

1)  Abschaffung  des  Dehnungs-h  nach   «t>   im   Anlaut 
aller  ursprünglich  deutscher  Worter.  und 

2)  Begünstigung  der  deutschen  Schreibung  ein^,rjr^r 
ter  Fremdwörter,  besonders  wo  es  sich  uni  Er**//,  ~ 
des  c  durch  «k>  und  «z»  handelt,  werden  w\>  )r 
die  Orthographie  der  schweizeri*<-h*n  BunA-^m/i 
tung  angenommen  und  sollen  forthin  in  d-,  \>  ? 
kationen  und  sonstigen  Schriften  «ngw^r.^t»^'"* 
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Gestützt  hierauf  und  die  allseitig  zustimmenden  Er- 
klärungen der  Regierungen  der  Kantone  wird  erklärt, 
dass  die  Schweiz  der  durch  die  genannte  Konferenz  auf- 
gestellten deutschen  Rechtschreibung,  wie  solche  in  der 
in  diesem  Jahre  erschienenen  7.  Auflage  des  orthographi- 
schen Wörterbuches  der  deutschen  Sprache  von  Dr.  Konrad 
Duden  enthalten  ist,  beitrete. 

Protokollauszug  an  sämmtliche  Departemente  zur 
Kenntniss.» 

Möchten    diese    «Sprachreinigungen»,    die    meistens 

einen  gewissen  Chauvinismus  in  sich  bergen,   damit  ein 

Ende  erreicht  haben. 


Nekrologie. 

Unter  den  bedeutenden  Verstorbenen  dieses  Jahre< 
war  im  Leben  der  einflussreichste  der  Diktator  von 
Genf,  Georges  Favon.  Die  Nachrufe  über  ihn  waren, 
wie  dies  bei  dem  Führer  einer  scharf  ausgeprägten  poli- 
tischen Partei  stets  der  Fall  sein  wird,  im  Parteiinteresse 
geschrieben  und  deshalb  ohne  historischen  Werth,  wie 
es  übrigens  die  sofortigen  Zeitungs-Nekrologe  grösseren- 
theils  sind.  Der  Wahrheit  kam  verhältnissmassig  am 
nächsten,  wenn  auch  nicht  ganz  nahe,  ein  Artikel  im 
Journal  des  Debats  folgenden  Inhalts: 

«Ne  en  1843  dans  la  vieille  Geneve  conservatrice,  il 
avait,  au  cours  d'une  jeunesse  un  peu  orageuse  et  pn>- 
digue,  rompu  avec  son  entourage  naturel;  il  en  secoua 
vivement  les  opinions  et  les  principes,  dont  il  prit  le 
contre-pied  avec  une  allegre  desinvolture.  Devenu  radical, 
plus  peut-etre  par  goüt  de  fronder  que  par  conviction 
reflechie,  il  s'engagea  ä  fond  dans  cette  voie,  et  il  a  passe 
sa  vie  de  tribun  et  de  journaliste  a  repudier  l'ceuvre  de 
Calvin.  II  n'a  cesse  de  houspiller  la  Geneve  serieuse,  qui 
n'est  nullement,  comme  on  se  l'imagine  et  le  repete,  unt 
Geneve   austere  et   triste.    Tout   homme  professant  unr 
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Avance  religieuse  etait  aisement  pour  hü  un  sombre 
möinier,  si  Protestant,  an  devot  stupide,  si  cathohque.  II 
jk  comprenait  pas,  avec  tont  son  espnt  quon  put  etn> 
crovant  de  bonne  foi,  ni  qu'on  put  precher  la  morak  sans 

* 

hvpocrisie. 

Sa  joyeuse  philosophie  ne  s'elevait  pas  beaucoup  au- 
dessus  des  bonnes  lois  natureües.  D  aimait  le  peuple, 
certainement;  mais  pour  lui  le  probleme  social  eonstsUit 
surtout  ä  fournir  ä  tous  leur  part  de  jouissance.  D  pn>- 
fessait  une  espece  de  socialisme  gastronomique  et  *?nti- 
mental,  qui  dans  la  pratique,  n'a  pas  realise  grandclv^ 
pour  le  bien  et  la  dignite  de  la  classe  ouvnere. 

Tout  cela,  Favon  Fetalait  dans  son  Journal  le  Gene- 
vois, avec  une  franchise  dont  on  ne  lui  a  pas  su  ***?* 
de  gre.  D  y  a  tant  d'exploiteurs  du  peuple  qui  se  po*nt 
en  apötres  graves:  Favon,  tout  benisseur  onctueux  qu  ü 
füt  dans  ses  discouis,  n'a  pourtant  Jamals  di*simule  «* 
haine  des  empecheurs  de  danser  en  rond-  Avec  lui.  <*i 
savait  ä  quoi  s'en  tenir:  qu  il  s'agit  de  l'alcoolisme.  de  la 
Jitterature  immorale,  des  petits  cbevaux.  ou  de  la  pnMi- 
tution  reglementee,  l'appui  de  son  eloquence  et  de  sa 
plume  etait  acquis  ä  ces  choses;  il  les  defendait  brave- 
ment  ä  grand  renfort  de  sarcasmes  contre  les  faux  devote 
et  les  vertuistes. 

Ce  dernier  mot  est  de  lui:  il  resume  son  dedain  pour 
les  gens  entetes  de  morale . . .  quH  considerait  formte 
des  pharisiens. 

Dans  l'intimite,  il  etait  tres  seduisant  tres  fonhoatine, 
«ronvive  intrepide,  causeur  jovial;  0  avah  la  rini*  fadie. 
le  ccßur  sur  la  main:  bouise,  cave  et  table  ouvertes  a;;x 
aniis,  ce  qui  ne  rend  point  impopulaire. 

L'alliance  du  radicalisme  genevois  avec  les  fcociaJl-v-* 
tu  sans  doute,  pris  fin  avec  lui.  Sa  mort  detenrjiiiera  d*- 
nouveaux  groupements  politiques.  qu'il  sera  intere-^ant 
d'observer.» 

Wir  selbst  haben  doch  einen  noch  etwa*-  vt^x^du^r^tt 
Eindruck  von  ihm  aus  der  BundesversanmiJtm?  \^  \^ 
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halten.  Er  war  zwar  nicht  ein  ausserge wohnlicher  Mensch, 
weder  an  Bildung  noch  an  Charakter,  und  seine  Fähig- 
keiten bewegten  sich  sehr  auf  der  Aussenseite  der  Dinge; 
aber  er  war  von  Natur  gutmüthig,  freundlich  sogar, 
und  jedenfalls  nicht  boshaft,  was  schon  eine  grosse  Sache 
ist,  die  manche  im  gewöhnlichen  Sinne  tugendhaftere 
Menschen  noch  von  ihm  lernen  könnten.  Im  Grunde  war 
freilich  sein  Gesichtskreis  eng,  Genf  und  allerhöchstere 
noch  Frankreich  war  seine  Welt  und  das  Freimaurer- 
thum  seine  Religion;  damit  kommt  man  nicht  sehr  weit. 
Uns  selbst  gegenüber  münzte  er  in  einer  Rede,  den  Alko- 
hol betreffend,  das  bezeichnendste  seiner  Worte:  «II  y  a 
des  limites  ä  la  vertu».  Dass  diese  Gränzen  in  Genf 
nicht  überschritten  werden,  war  die  beständige  Hauptsorge 
seines  politischen  Daseins  und  das  wenigstens  hat  er 
sicherlich  erreicht. 

Wenige  Tage  nach  ihm  starb  mitten  in  einer 
Parteiversammlung  der  neuenburgische  Nationalrath 
Alfred  Jeanhenry.  Er  war  eine  ganz  typische 
Figur,  aber  nicht  der  Jetztzeit,  sondern  der  französischen 
Revolution.  So  musste  einst  der  «Incorruptible»,  dem 
Jeanhenry  auch  in  einer  gewissen  äussern  korrekten  Ele- 
ganz glich,  gesprochen  haben,  wenn  er  seine  pathetische 
Stimme  für  seine  Lieblingsthemata,  die  «vertu»  (nach 
seiner  Anschauung),  oder  das  «Etre  supreme»  seiner 
eigenen  Gestaltung  im  Convente  erhob.  Dagegen  fehlte 
diesem  Epigonen  jener  auch  in  ihren  Fehlern  gross- 
artigen Zeit  ganz  die  blutige  Schärfe  und  Konsequenz 
ihres  Hassens.  Er  hatte  vielmehr  keine  Feinde,  ein  Lob, 
mit  dem  man  zwar  in  den  Nekrologen  etwas  sparsamer 
umgehen  sollte,  denn  es  trifft  bei  einem  wirklich  grossen 
Manne  niemals  zu;  sogar  Christus  wäre  ja  weit  ent- 
fernt davon  gewesen,  es  beanspruchen  zu  können. 
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Jene  starben  grossentheils  auf  der  Guillotine,  auf  die  sie 
ihre  politischen  Gegner  zu  Hunderten  vorangeschickt  hatten, 
etwas,  was  unsere  Zeit  nicht  mehr  thun  wird ;  aber  sie  konn- 
ten sich  selbst  mit  einem  gewissen  Recht  einen  Nachruf 
dekretiren,  wie  der  berühmte  Epilog  von  St.  Just,  und 
ihr  grosser  Schatten  wandelt  noch  heute  bisweilen  deut- 
lich sichtbar  und  furchterregend  über  den  dunkeln  Hinter- 
grund der  Bühne,  auf  welcher  seither  die  Weltgeschichte 
weiter  spielt: 

«L'homme  oblige  de  s'isoler  du  monde  et  de  lui- 
meme  jette  son  ancre  dans  Tavenir  et  presse  sur  son 
cceur  la  posterite,  innocente  des  maux  presents.  Je  meprise 
la  poussiere,  qui  me  compose  et  qui  vous  parle,  mais  je 
defie  qu'on  m'arrache  cette  vie  independante,  que  je  me 
suis  donne,   dans   les   siecles   et  dans   les  cieux». 

So  spricht  kein  heutiger  Mensch  mehr. 

Am  13.  September  starb  in  Graubünden  in  dem  un- 
gewöhnlich hohen  Alter  von  nahezu  87  Jahren  einer  der 
verdientesten  Politiker,  welche  dieses  Land  jemals  hervor- 
gebracht hat,  alt  Ständerath  Dr.  P.  C.  von  Planta.  Er 
hatte  in  seinen  jungen  Jahren  zu  den  reformatorischen 
Geistern  gehört,  welche  aus  dem  damals  noch  halb  feu- 
dalen Lande,  in  dem  fast  jede  Gemeinde  und  vollends 
jede  Thalschaft  eine  Art  von  selbständigem  Staatswesen 
bildete,  den  jetzigen  modernen  Kanton  zurechtzimmerte. 
Selbstverständlich  war  er  damals  auch  bundesfreundlich, 
wie  Alles,  was  in  Alt  fry  Rhätien  eigentlich  vor- 
wärts will,  und  wir  haben  s.  Z.  im  Jahrbuche  von  1892 
(pag.  821)  zwei  seiner  Reden  am  Schützenfest  in  Chur 
von  1842  abgedruckt,  zu  einer  Zeit  gehalten,  als  das  Wort 
«Schützenfestreden»  noch  eine  ganz  andere  Bedeutung  und 
mitunter   auch  Tragweite   für  die   Person   des   Redners 
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hatte,  als  jetzt.  Er  bekleidete  nach  und  nacn  auch  alle 
Aemter,  welche  der  Kanton  bei  sich  und  in  dem  eidge- 
nössischen Staatsleben  zu  vergeben  hatte.  Dass  er  1874 
nicht  zum  Bundesrichter  gewählt  wurde,  ist  ein  fast  un- 
verzeihlicher Fehler  namentlich  der  damaligen  bündne- 
rischen  Mitglieder  der  eidgenössischen  Räthe  gewesen, 
welche  den  besten  Juristen  ihres  Landes  dazu  zu  em- 
pfehlen hatten.  Eine  gewisse,  nicht  ganz  unbegreifliche 
Verbitterung,  in  politischen  Dingen,  machte  sich  dann 
auch  seither  ungefähr  in  dem  alternden  Manne  geltend. 
Ein  besonderes  Denkmal  seiner  juristischen  Lauf- 
bahn bleibt  das  bündnerische  Civilgesetzbuch,  das"  obwohl 
etwas  theoretisch-lehrbuchartig,  doch  zu  den  besten  schweize- 
rischen Civilgesetzen  gehört.  Im  Gebiete  der  Geschichte 
wurde  er  am  meisten  bekannt  durch  ein  Buch  über  da> 
«alte  Rhätien»,  das  auch  den  gelehrten  Historikern  deshalb 
imponirte,  weil  man  sehr  wenig  über  diese  älteste  Zeit. 
unter  den  Römern  und  noch  früher,  gewusst  hatte  und 
—  um  die  ganze  Wahrheit  zu  sagen  —  auch  noch  nach 
diesem  Buche  weiss.  Nicht  einmal  der  Name  der  An* 
Siedlung,  die  schon  bestand,  als  sie  die  Römer  <  Curia 
Rhaetorum»  tauften  und  ihre  Hauptfestung  dort  errichte- 
ten, ist  aufzufinden  möglich  gewesen.  Eine  andere  Lieb- 
lingsidee,  welche  Planta  lange  verfolgte,  eine  Rechts- 
geschiehte  Graubündens  in  der  Art  der  berühmten  Bücher 
von  Bluntschü,  Blumer  und  Segesser  zu  sclireiben,  musste 
er  wegen  der  ungeheuren  Schwierigkeit  dieses  Unter- 
nehmens (auf  die  ihn  der  Herausgeber  des  Jahrbuche-* 
vergeblich  aufmerksam  gemacht  hatte,  als  er  ihm  zuerst 
davon  sprach)  allmählig  aufgeben;  sie  wird  nicht  leicht 
von  Jemand  wieder  aufgenommen  werden.  Dagegen  publi- 
zirte  er  eine  kleine,  sehr  lesbare,  auch  zwar  lange  nicht 
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ideal  vollständige  Staatsgeschichte  seine*  geliehen   H-:- 
mathlandes,  dessen  Natur "  und  Art,  in  seinen  Tu**n'>  n 
und  seinen  zwei  sehr  bekannten  Hauptfehlern,  t  *•■■-- 
ständig  repräsentirte,  und  noch  in  seinem  letzten  \o^*iu:.- 
gen  Lebensjahre  eine   personliche  lA\*n*ur*Ai*-t-*~    '•  - 
auch  viel  des  Lesenswerthen  enthält.  Etwa*  «rh*-»  r-~.-r. 
und   «dogmatisch»   Ist   er  —  was  ihm  aurh  *•<-£**  <*-*. 
zu  werden  pflegte  —  immer  gewesen  und  sr*-r-.. '-'--.-  -- 
wohl  als  er  sein  Jugendwerk,  den  «Pfeil  d~  T-. ".-.'-  . 
ganz  philosophisch-radikale  Zeitx'hnf:,  «:.vi  :-»-•"■.  -- 
seinen  «freien  Rhätier>,  eine  Zeitung  von.  z,i.  -—•:  -*-i 
gesagt,   sehr  liberaler  Färbung.  h«rra.w*.v    r  t-    .. 
seinen  letzten  Jahren,  in  denen  die  An~i*r.V£  -:~    ?  .  X- 
ner  Tagblattes»  und  seines  jüngeren  Fr-'.:>>-_  'i  —  —  •-■;- 
falls  kürzlich  verstorbenen  H.  von  S:,r~  r.-rr.    .v.r-  -.  .•     . , 
ziiehr   die   seinigen  wurden.    A^r  härvr.  ▼  .r  r.  ./  •  ••  .• 
solche  theoretische  Geister:  an  K«-^rn  Pr*  *-.*'"-:   *-    - 
^s  uns   nicht  und   hat  e>  im-  im  La-*f~   ;r- -*--**  -i  _-. 
beschichte  nie  gefehlt.   Es  brai«*Lt  ar-rr  -'•<.  *-..  -    :, .-, 
andere  Leute,  um  einen  «.Staat  >  zu  K<*  .~r*  .:_•:  /,.--.,- .-. 

Am  12.  August  >tarb  nach  ein^ri;  ::.-\rtÄ.;.-.s-\  .«- 
vo^en  Leiden,  das  über  d*m  n«M-h  vrhr  krkt'.j-r  .  ■•:  • 
alten  Manne  plötzlich  h*rreingebp«t-ten  **ar.  •:--  -•  &.  ».••  ,, 
Regieningsrath  und  Nationalrarh  J  *>  -  -.  \  r.  jl  -  - .  J^  %  ,#. 
ein  sehr  kluger  und  per**"»nii*h  *?»-!>.  * ..-.  z-v--.  /•.••,."•. 
gesinnte,  wohlwollender  Führer  fi-r  Li*...  •_-  7.1  •  -~  t. 
tiven  Partei,  kein  Fanatiker:  *ia.«  ^  *."-—-.*.  ^.  ,.- 
Natur  und  Neigung. 

Ein  Charakterzug  v«>n    :Liü    vr-:.^/  -„.*,  , ,-..-,       . 
Im.' wahrt  zu  werden,  um  •«>  tr:.:.    *.♦  /* 
Politik  daran  wieder  erinn*rr*.    IV?.  A. 
t igen  Agitation  g^en  d-n   -  •i^.x:  ----.     *-•*■..*-*.-.<.- 
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von  1882  war  ein  Programm  über  dessen  künftige  Thätig- 
keit  auf  eine  unerklärte  Weise  in  die  Hände  Keels  und 
dadurch  zur  Kenntniss  der  Gegner  eines  solchen  «Schul- 
vogts» gelangt.  Erst  viele  Jahre  später  erfuhr  man.  dass 
ihm  dieses  Aktenstück  durch  ein  Mitglied  der  liberalen 
Partei  eingehändigt  worden  war.  Beide  schwiegen,  als  Keel 
vielfach  einer  Art  von  unrechtmässiger  Besitzergreifung 
geziehen  wurde;  das  Eine  Schweigen  war  Gold. 

In  der  Zurückgezogenheit  eines  hohen  Alters  starb 
im  Waadtland  auf  einem  Gute  ein  vortrefflicher  Offizier 
und  Mensch,  Oberst  Quinclet,  lange  Zeit  Inspektor  der 
Kavallerie,  geboren  1818 ;')  ebenso  im  September  d.  J.  in 
Zürich  ein  anderer  verdienter  Militär,  Oberst  Alexander 
Schweizer,  Professor  an  der  Militärabtheilung  des  P«>- 
lytechnikums. 

Von  Fremden,    die    uns   näher   interessiren   können, 
starb  noch  am  Schlüsse  des  vorigen  Jahres  in  San  Rem«» 
plötzlich  der  Freiburger  Professor  Franz  Xaver  Krau^, 
Mit  ihm  ist,    wie   ein   Nachruf   sagte,    ein   Mann  dahin- 
gegangen,   der   in   der   römisch-katholischen  Kirche  ein*- 
ganz  eigenartige  Stellung  einnahm.   Er  war  zu  kenntnis- 
reich und  zu  wahrhaftig,    als  dass  er  sich  mit  der  Rich- 
tung, die  auf  dem  vatikanischen  Konzil  vom  Jahre  IST«» 
gesiegt  hat  und  seither  tonangebend  ist,  hätte  identifi- 
zieren können.   Aber  er  wollte  um  keinen  Preis  zu  einem 
Bruch  mit  der  von  einem  unfehlbaren  Papst  allein  regierten 
Kirche  mithelfen.  Wie  er  sich  die  Herbeiführung  bessert  r 
Zustände  dachte,  bleibt  ein  Räthsel.  Dass  er  nicht  auf  kor- 

!)  Wir  korrigiren  bei  diesem  Anlasse  eine  Auslassi.xii.ir  i?> 
den  Nekrologen  des  letzten  Jahrganges,  pag.  725.  Oberst  Elsrs^r 
war  s.  Z.  Adjutant  des  Generalstabschefs  des  Souderl>un«^- 
(meines  Vaters)  gewesen. 


ha*rt-  P-  ink.    >**r-»»»-ier 


rektem  Boden  stete,  war  s.  s.m  ~ar  *..»u  i-sfiaain:  -  •- 
Indexkongregation  war  vif  «ml  r-nuc:  — n  -m.--  •-: 
derKirchengesdikbi--  *=f  i*-  T*o-j-aais-  i^  -•—..«-:-■: 
Bücher  zu  setzen.  Ma=.  war  j*o.**i  xwü  Iu.  *  •»•  "t—  "- 
voll,  ihm  die  anstuääe«  A":t^acx-<  aaumair  =1 
hingegen  fiess  er  «adi  be^-n.  a#*  ***¥-im*-niva 
rangen»  vorzunehm«.  ^>i  *•.    ö*  L^anmi  n    -*~»-i. 

In  den  letzten  Jafcrvc  *r-*~j*aK!i  ~-a    inn   /-t->i 
in  der  ersten  Monat^^nn-r  >r    =~*Iaie»  z~  ^JLi  L  -l 
kirchenpolitische  Britf*.  raji  izr-r  ^jm*-ol  J.unt-i.    ■-». : 
unter  irgend  einer  jr*r»>>  cyn^a.  r*-z-'j*^nnnji  ,-^r*ir.  - 
Spektator  u.  s.  w.l  je  narb>aL  Zr  ^**>  -  .nacii^ir  **.i*r  - 
gegen  die  jesoiti^heR'-tt^z^i^ar  o-r  ▼—La?*"  --Li*-*"  v  ./ 

Er  war  Einer  d-w.  c.-  i*^  rn:    -.~*   in«'    :n: 
Wahre  gewollt  hatten.  w^Er.  *>  ij^m  «-•  -*rj*  **-i  v  t-  -  j. 
keiten  und  XachthrL*:  iz%  •»-^  «ä  ia.*»^i  wlr>     r^  i»~- 
halb  sich    Beber.    nan>r~*L>L   -  «l    >^il    -*i*>-i»*- •  >•:•%-*: 
Zeitpunkte  ihres  LeUrcs  in  Jii-rr  I*"    t.*    m-  >**  i  *  -  •  -  - 
tischen  Seite  des  Me^x^-^j-^^cs-  *»**,el  ":t>*l.     .::•:    **•- 
allen   vortheilhaften    ErcL>-<t£kfvi   jlt~-    """^^-^     „;,. 
grosser  Gelehrsamkeit  d*zj>*iL  z^  t^o-a  r*-L:j"  ▼•— ^-i 
können,  von  welchen  Dan:-  ii    vi   ••tri::  u-~*i    r.-r--; 
Gesänge  desInferno  sprö-fa- —  «X  crhc*  cjlv.  :.  j  r  r~i.m .... 
e  passa.»  Sie  werden  noch  v'rl-e  Nvif  «r-r  •it/^i.  ••-•-  r  -.^ 
grosse  Zeit  kommt.   we:*-L»r   iLr*c   ItTjz-z*  -s—n.    4-..-* 
Weg  mehr  neben  Gut   und  fe>*r.   V'i-jr    :^i:   "lVi;,. 
vorbei  gestattet 

Wir  können  schlies^ii  l>-Li   -i^j.  -     ^  *+-    "  .  .. . 
sprach  gegen  eine  Darstellung  de*  L*V-n*  *.  c  r*  »f~-~*  r 
Alfred  Boretius  in  einer  B^j-r-er.  :.--2  *^.-~~  fc 
graphie  in  der  ADg.  Zeitung  «mr.I-3r-^  <*  r.\  >~  v  ~* 
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«So  sind  denn  auch  seinem  Charakter  gewisse  Schroff- 
heiten, und    Ecken    geblieben,    die    ihm   selbst  manche 
Schwierigkeiten  bereiteten.    Sogar   bei  dem  Vater,  dem 
er  doch  stets  mit  der  grössten  Ehrfurcht  begegnete,  uiusn 
er  sich  entschuldigen,  dass  er  im  Gespräch  die  Worte  oft 
schroffer  wähle,  als  gut  sei;  ein  andermal  gesteht  er.  im 
Poltern  und  Raisonniren  sei   er  bekanntlich  Virtuose.  l!l 
Seine  «leidige  Angewohnheit,  dass  er  immer  meine,  er 
müsse    die   Wahrheit    sagen»,    trug    erheblich   zur  Ver- 
schlimmerung seiner  Lage  in  Zürich  bei.   Hier  wirkte  er 
von  1868  bis  1870  als  ordentlicher  Professor  für  deutsche* 
und  öffentliches  Recht,  und  las  über  deutsche  ReehN 
geschichte,    deutsches  Privatrecht,   Staatsrecht,   Kirchen- 
recht,  Verwaltungsrecht,  Encyklopädie  der  Rechtswissen- 
schaft —  bei  spärlichem  Gehalt,   vor   einem  quantitativ 
und  qualitativ  wenig  befriedigenden  Zuhörerkreis,  umV 
widrigen  öffentlichen  Verhältnissen.   Er  ist  gerecht  geiiu*. 
die  guten  Seiten  der  Schweizer  anzuerkennen,  aber  Iti 
der   Sprödigkeit  seines  norddeutschen  Wesens  fühlte  er 
sich  liier,  wo  «Anschauungen  und  Sprache»  ihm  so  fremd 
waren,  nie  recht  heimisch,  so  sehr  ihn  auch  die  näher*: 
und.  fernere  Umgehung  der  Stadt  entzückte  und  zu  aus- 
gedehnten Wanderungen  veranlasste.   Im  Kreise  der  mit 
den  eingeborenen  in  keinem  gesellschaftlichen  Zusammen- 
hange   stehenden  deutschen  Professorenkolonie   war  *•: 
bald    ein    geschätztes    und    wegen    seiner    persönlichen 
Liebenswürdigkeit  gern  gesehenes  Mitglied,  dem  man  iii- 
Veranstaltung  geselliger  Vergnügungen  übertrug,  und  dt : 
als  trefflicher  Sänger  manchen  Abend  belebte.  Es  wart* 
idyllische  Stunden,  wenn  aussen  der  Kampf  tobte.    V.n 
Hau»  aus  monarchisch  und  konservativ  gesinnt,  sein  stark 
entwickeltes,   preussisches   Staatsgefühl   nie   verberger.«., 
wurde  er  mehr  und  mehr  von  der  radikalen  Ströiuur«: 
abgestossen,    welche  in  dem  Kanton  zur  Geltung  kar. 
Die  deutschen  Professoren,  in  ihren  verbrieften  Stelluu*-- 
bedroht,  fanden  in  Boretius,  dem  Dekan  der  juristisch!* 
Fakultät,   einen   ebenso  gewandten  als  unerschrorkon^ 
Anwalt,  der  sich  um  das  Uebelwollen  der  Regierung  i£- 
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den  Hass  der  demokratischen  Presse  wenig  beküimi*-r:» . 
Als  aber  nach  dem  Ausbruch  des  deütsch-franzO-*-*^  - 
Krieges  die  Gegensätze  zwischen  den  Schweizern  nd  «vi* 
deutschen  Hochschullehrern  immer  <chn»ftVr  wc7*i-i^ 
und  als  in  der  Heimat  die  nationalen  ij*>rkx-kr  ss~r 
Losung  entgegengingen«  da  hielt  es  ihn  w-LT  iin^^r  »z: 
dem  fremden  Ort.  Er  nahm  seine  Entlas<mi*r  uiid  k-:_r- 
Ostern  1871  als  Honorarprofessrir  nach  B^ri±c  rur>k_ 

Wir  haben  Boretius  auch  s*Jli<t  ein  w#-rir  k-u:.-:. 

gelernt.    Dass    es    ihm    an    dem    'fremden    <>r:      !.■•■:• 

heimisch  wurde,  lag  sicher  am  allenn*- K^n  •;  *i.  az.  _: :. 

selber,    wie    es   an   allen  denjenigen   hVgt.    m->i.-  <" .  - 

Schweiz   von  vornherein  nur  al*  rMn~n  i  .rl*-.-- 

U'ehenden  Aufenthalt   betrachten    i;nd   -.-  «;*:_-.» 

niemals,  weder   historisch    n«*-h   j»« 

stehen  lernen  wollen  und  können.    W-^ 

dann  an  den  scharfen  Kanten  der  au^Tj 


*«.-"-*  — . 


zerischen  Individualitat  stossen,  w»  ni^n  «>-.  •*;-?■  .•  •- 
nachmaligen  Biographen,  nicht  die**-!*»-  d^f  lr  T-rwr  .- 
lieh  machen. 
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Beilage  I. 

Die  holländische  Politik  der  Gegenwart. 

Die  kleinen  Staaten  Europas  werden  überall,  ange- 
sichts des  offenbar  in  der  Luft  liegenden  «Imperiabsmus», 
der  ihnen  nur  das  Protektorat  irgend  eines  mächtigen 
Nachbars  als  Politik  der  Erhaltung  übrig  zu  lassen  scheint, 
und  vielleicht  noch  mehr  in  Folge  des  allgemeinen  Pessi  - 
mismus,  welchen  der  ßoerenkrieg  zurückgelassen  hat, 
etwas  nervös,  und  es  tauchen  verschiedene  Ideen  auf,  die 
sich  einigermassen  und  bis  auf  einen  gewissen  Punkt  mit 
demjenigen  decken,  was  in  unserem  Spitze- Aufsatz  und  in 
dem  Eingang  des  Jahresberichtes  gesagt  ist.  Aus  Nor- 
wegen hörte  man  in  jüngster  Zeit  den  Dichter  Björnson  von 
einer  «pangermanistischen  Allianz»  reden,  wozu  eben  ein 
Dichter  gehört;  in  Holland  verursachte  die  Reise  des  Mi- 
nisterpräsidenten Kiüjper  nach  Berlin  eine  gewisse  patrio- 
tische Beklemmung.  Um  so  erfreulicher  ist  für  uns  ein  «In- 
terview» eines  Redaktors  des  «Temps»  mit  einem  andern 
bedeutenden  holländischen  Staatsmann,  Herrn  Savornin- 
Lohman,  Kammermitglied,  früherem  Minister  des  Innern, 
worüber  das  Genfer  Journal  vom  6.  September  Nach- 
stehendes berichtet. 

Wir  brauchen  kaum  zu  sagen,  dass  dasselbe  ganz 
genau  unsere  schweizerische  Ansicht  wiedergibt, 
zu  der  wir  überdies  auch  durch  den  Wortlaut  unserer 
Neutralitätsakte  vom  20.  November  1815  verpflichtet 
sind.  Hoffen  wir,  dass  sie  in  Holland,  wie  bei  uns,  alle 
verständigen  Leute  für  sich  habe. 

Es  würde  das  aber  keineswegs  hindern,  dass  die 
kleineren,  freiheitlich  gesinnten  Staaten  Europas,  welche 
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dieser  nämlichen  Meinung  sind,  sich  jeweilen  über  ein 
gemeinsames  Verhalten  völkerrechtlicher 
Natur  auf  Kongressen  und  bei  jedem  sonst  ge- 
gebenen bedeutenden  Anlasse  verständigen  könn- 
ten, woran  es  bisher  sehr  empfindlich  gefehlt  hat.  Die  für  sie 
unannehmbaren  Artikel  1  und  2  des  Haagerkriegsrechts 
wären  sonst  nicht  entstanden,  und  manche  Wolken  stünden 
nicht  überall  am  Horizonte.  Eine  solche  «Friedensliga» 
hätte,  richtig  eingeleitet  und  aufrecht  erhalten,  wahr- 
scheinlich mehr  Erfolg  als  Alles  Andere,  was  in  dieser 
Richtung  auf  wirklichen  Frieden  und  Freiheit  in  der  Welt 
bisher  geschehen  ist.  Der  holländische  Ministeq>räsident 
hat  übrigens  seither  jede  Absicht  einer  Allianz  mit  Deutsch- 
land, oder  eines  derselben  nahekommenden  Vertrages 
anderer  Art,  ausdrücklich  in  Abrede  gestellt. 

«Je  ne  sais  rien  (dit  M.  Lohman)  du  voyage  de  M. 
Kuijper.  Vous  pensez  bien  qu'il  ne  m'en  a  pas  parle.  Et 
a  la  Chambre  non  plus,  il  n'a  jamais  ete  question  ni  dans 
les  discussions  parlementaires,  ni  dans  les  conciliabules 
de  groupes,  de  Taccession  eventuelle  de  notre  pays  ä  la 
Triplice.  Si  M.  Kuijper  a  engage  des  pourparlers  dans 
cette  direction  —  ce  que,  pour  ma  part,  je  ne  puis  croire  — 
il  l'a  fait  de  sa  propre  initiative... 

Je  suis opposöä  toute  alliance  politique  de  mon 
pays  avec  une  ou  plusieurs  autres  puissances,  parce  qu'elle 
aboutirait  ineluctablement  a  la  destruction  de  notre  exi- 
stence  nationale...  Les  petits  pays,  voyez-vous,  comme  la 
Hollande,  n'ont  qu'ä  etre  passifs  et  quelque  peu  fatalistes. 
Cela  est  penible  ä  dire,  mais  c'est  la  verite.  Que  voulez- 
vous  que  nous  fassions  en  presence  de  la  politique  sans 
scrupules  des  grandes  puissances?... 

Procedons  par  voie  d'elimination. 

«D'abord  TAngleterre,  H  n'existe  pas,  au  monde,  de 
pays,  pour  lequel  nous   autres,  Hollandais,  nous  avions 
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plus  de  sincere  amitie,  plus  d'estime,  plus  d'admiration. 
Or,  tous  ces  sentiments  ont  disparu  pour  faire  place  — 
presque  —  ä  de  la  haine.  Inutile  de  vous  dire,  n'est-ce 
pas,  que  c'est  la  guerre  sud-africaine  qui  a  opere  ce  re- 
virement?  Les  Anglais,  pour  Fexpliquer,  ont  parle  de 
Jalousie.  II  n'en  est  rien.  Ce  que  nous  avons  vu  dans  la 
guerre  anglo-boer,  c'est  «la  guerre  injuste»  premeditee, 
preparee,  provoquee  pendant  de  longues  annees  contre 
des  hommes  de  notre  race,  de  notre  langue,  de  notre  re- 
ligion.  Voilä  pourquoi  notre  Sympathie  pour  FAngleterre 
a  radicalement  disparu,  ä  tel  point  que,  quand  la  paix 
conclue,  FAlliance  evangelique  anglalse,  qui  s'etait  ab- 
stenue  de  protester  contre  la  guerre,  a  voulu  renouer 
avec  nous,  comme  eile  a  voulu  renouer  avec  le  Evange- 
lischer Verein  allemand,  eile  a  essuye  un  refus  categori- 
que,  et  la  reunion  internationale,  qui  devait  se  tenir  ä 
Hambourg,  n'a  pu  avoir  Heu...  Entre  nous  et  FAngleterre 
tout  est  fini.» 

—  Et  la  France? 

—  Comme  je  viens  de  parier  de  la  «guerre  injuste» 
faite  aux  republiques  sud-africaines  par  FAngleterre,  il 
nie  plait  de  reconnaitre  que,  de  toutes  les  grandes  puis- 
sances,  la  France  est  peut-etre  la  seule  qui  —  tout  en 
se  trompant  souvent  —  ait  entrepris  des  guerres  des- 
interessees  et  pour  des  motifs  genereux.  —  Mais  il  n'y 
a  pas  entre  la  France  et  nous  d'affinites  ni  de  race  ni 
d'interets.  Quant  ä  la  Russie,  n'en  parlons  pas. 

«Reste  FAllemagne.  Je  ne  me  dissimule  pas  que  la 
politique  allemande,  qui  est  intelligente,  et  Findustrie 
allemande,  qui  est  grandiose,  nous  attireraient  plutöt. 
Mais  Fautoritarisme,  le  militarisme,  lc  caporalisme  alle- 
mands  nous  repugnent  profondement.  Nous  autres,  Neer- 
landais,  nous  avons  une  toute  autre  conception  de  nos 
droits  politiques  que  les  Allemands.  Ce  qui  nous  rend  si 
difficilement  assimilables,  c'est  notre  esprit  d'independance. 
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Sous  ce  rapport,  nous  ne  nous  entendrions  pas  avec  le* 
Allemands...  A  part  cela,  nous  n'avons  nulle  hostilite  a 
leur  egard.  Au  contraire.  Nous  tenons  ä  conserver  avec 
l'Allemagne  nos  rapports  de  bon  et  nieme  d'excelleut 
voisinage.  Mais  rien  de  plus.» 

—  Et  si  la  Hollande  etait  attaquee? 

—  En  ce  cas,  ilfaudrait  voir.  Mais,  pourleinonient 
je  n'apercois  aucun  danger.  Nous  jouissons  du  regime  du 
libre-echange;  nos  ports,  en  Europe  conime  aux  colonies, 
sont  ouverts  ä  tout  le  monde;  nous  ne  portons  onibragi* 
a  personne...  Pourquoi  nous  attaquerait-on? 

«Restons  donc  ce  que  nous  souiraes:  unena- 
tion  independante,  vivant  en  de  bons  termes 
avec  tout  le  monde,  ne  nous  alliant  ä  per- 
sonne.» 


Beilage  II. 

Bede  von  Bundespräsident  Zemp,  bei  der  Eröffnung 
des  neuen  Parlamentsgebäudes. 

Herren  Präsidenten  des  Nationalrathes  und  des  Stände- 
rathes!  Herren  Nationalräthe  und  Ständeräthe!  Sie  haben 
die  Räume  des  alten  Bundeshauses,  in  denen  die  eidg. 
Räthe  während  einem  halben  Jahrhundert  getagt  und 
welche  Ihnen,  meine  Herren,  bei  einfachen  aber  wohn- 
lichen Verhältnissen  heb  geworden  sind,  verlassen  und 
sind  in  die  prunkvollen  Gemächer  des  neuen  schweizer. 
Bundeshauses  eingezogen.  Die  hochverehrten  Herren  im 
Namen  des  Bundesrathes  hier  zu  begrüssen,  ist  des  Sprech- 
enden ebenso  ehrenvolle  als  angenehme  Aufgabe. 

Grundlegend  für  das  Bauwerk  war  die  Botschaft  des 
Bundesrathes  an  die  Bundesversammlung  vom  2.  Juni  1892. 
Es  wurde  vorgeschlagen:   die  Gewährung  der  erforder- 
lichen Kredite  für  den  Neubau  nach  einem  vorgelegten 
Projekte  und  die  Ermächtigung  zur  Erwerbung  der  Bau- 
stelle sammt  Umgebung.    Der  Nationalrath  gab  die  Zu- 
stimmung am  24.  März  1893,  der  Ständerath  am  80.  März 
1894.    Der  Bundesrath  verfügte  den  Vollzug  des  Bundes- 
beschlusses  am   10.  April  1894.    Die  Ausarbeitung   der 
definitiven  Baupläne   und   die  Bauleitung   wurden   dem 
Professor  Auer  übertragen.    Noch   in   demselben  Jahre, 
nämlich  im  September  1894,  wurde  mit  den  Grab-  und 
Fundamentirungsarbeiten    begonnen.      Die    Bauarbeiten 
folgten  in  ununterbrochener  Reihenfolge  und  heute,  nach 
einer  Bauperiode   von   wenig  mehr   als   sieben  Jahren 
steht,  wie  Sie  sich,  meine  Herren,  auf  Ihrem  Rundgange 
überzeugen  werden,  das  Bauwerk  in  seiner  Vollendung  da. 
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Pas  neue  schweizerische  Bundeshaus 
doniinirende  Mittelbau  der  baden  -ynuiir 
sich  zuneigenden  Verwaltungsgebäude, 
durch    Gallerien    verbunden.     Dia  GoMi 

als  Ausdruck  des  Grossen  und  Imposant« 
Gestalt  hervortretend  auf  der  herrlichi 
Ober  den  grünen  Fluten  der  Aare, 
auf  die  ausgedehnte  mal- 
Morgen  und  Mittag  abaehnfisM  mit 
Kranz  des  Hochgebirges. 

Auf    festem    Grund    ruht    und    fest 
Bundeshaus.      Beleuchtung,     Beheizung 
entsprechen  den  höchsten  Anforderung« 
Technik.     Die   Räume  für  die  Sitzt 
die  Dependcnzen   sind    gros-,    lull, 
t bedungen  fQr  den  Xationalrath  und  den 
gerrennt,  aber  unter  sich  wieder  nahe 
Schweizervolk    fühlt    sieh  als  eine  N;itnm 
gliedert   nach  Standen.    Weder  dürfen 
nalen    F.inheitshestreburtgen    die    historis 
Standege bilde    in    ihrer  gesunden  Entwid 
werden,  noch  sollen  die  Srändeunterscbiedl 
Ideen   und    Bestrebungen   Eintrag    ilum, 
sich   die    Vertreter    der    Nation    und    da] 
Kantone    zur    Aufgabe,     unter    demseUx 
Daehe   und   wenn    nöthig   in   gl  i 
tagen,    für   das   gemeinsame    höchste  Zie.lJ 
Ehre  uml  die  Wohlfahrt  des  Vate 

Mit  der  ökonomischen  Einrichttuig  wal 
gfthan.  Für  das  eidg.  Ruthhaas  ■ 
liehe  Anforderungen  an  die  Baukunst  gj 
im  Aeussern  wie  im  Innern.  Mannigft 
sind  die  Mittel,  die  dem  Architekten  zu 
Dir  Baukunst  seihst,  die  Kunst  des  Bild! 
Millers,    ,|;1s  Kunstliandwerk    und    d 


■:■'■  I      I 

■■■-,:..■        zur  - 

■     .-     . 
■-'.■■■'■'■•         ■  ■  ■      ' 

\  ■".:■  I  ■ 

'.\n\;\--      -,■  _-      c   ■ 

-  •    ■  ■      .    ■  . 

-    m  nmo  li-v       .  -  '. 

■■■.r-;;i\.---... 
...■.■,:. 

■       k&nl    :,;:.. 

-  ■    tuwrihuiie ,KHi  .... 

■■■■■    \. 

■'-■■... 

--Mb,,  ,;...     . 

-    ■■  ■  II  '!in,i..!  „ 


■      ■ 


:   :.,.ta.,:;;,y 

-     "    »0 1    I„„         . 


Beilage  III. 

Bapport  du  Conseil  administratif  de  la  Cour 
permanente  d'arbitrage, 

adresse  aux  Puissances  Signataires  de  la  Convention  pour  le 
Reglement  pacifique  des  Conflite  International^  en  execution 
de  l'article  28  de  cette  Convention,  snr  les  travaux  de  la  Cour» 
sur  le  fonctionnement  des  Services  administratifs  et  sur  les 

depenses  pendant  Tannee  1901. 


I.  La  Cour  permanente  d'arbitrage. 

D'apres  les  dispositions  de  Tarticle  28  de  la  Conven- 
vention  pour  le  reglement  pacifique  des  conflits  inter- 
nationaux,  le  Conseil  administratif  est  eharge  de  notifier 
aux  Puissances  la  Constitution  de  la  Cour  permanente 
d'arbitrage  et  de  pourvoir  a  son  installation. 

En  consequence,  Son  Excellence  le  Ministre  des 
Affaires  Etrangeres  des  Pays-Bas,  agissant  en  quakte  de 
President  dudit  Conseil  s'est  acquitte  de  cette  formalite 
ä  la  date  du  9  avril  1901.  Comme  la  plupart  des  membres 
de  la  Cour  n'auraient  pas  ete  a  raerae  de  se  reunir  ä 
La  Haye  ä  l'epoque  voulue,  il  a  ete  juge  preferable  de 
ne  pas  les  inviter  ä  s'y  rendre  en  viie  d'une  inauguration 
solennelle. 

C'est  pourquoi  le  Conseil  a  decide  de  considerer  la 
Cour  comme  installee  par  le  fait  meme  de  sa  Constitution, 
ce  dont  il  a  ete  donme  connaissance  aux  Puissances. 

Ces  notifications  ont  ete  adressees  non  seulement 
aux  Puissances  signataires,  mais  egalement  ä  toutes  les 
autres,  notamment  pour  appeler  Tattention  de  celles-ci 
sur  l'article  26  alinea  2  de  la  Convention  d'arbitrage,  por- 
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taut  que  le  recours  ä  la  Cour  permanente  peut  etre  etendu 
aux  litiges  entre  Puissances  signataires  et  non  signataires 
si  les  Parties  sont  convenues  de  se  soumettre  ä  rette 
juridiction. 

A  la  date  susmentionnee.  c'est  ä  dire  le  9  avril  1901, 
la  Convention  avait  ete  ratifiee  par: 

FAÜemagne,  rAutriche-Hongrie.  laBelgique.  le  Däne- 
mark, l'Espagne.  les  Etats-Unis  d'Amerique.  la  France. 
la  Grande-Bretagne,  la  Grece.  Fltalie.  le  Japon.  le  Monte- 
negro, les  Pays-Bas,  la  Perse.  le  Portugal,  la  Rownanie. 
la  Russie,  le  Slam,  la  Suede  et  la  Norwege.  la  Sui^^e  et 
la  Bulgarie  et  la  Cour  etait  composee  comme  suit: 
(Hier  folgen  die  bereits  im  letzten  Jahrbuch 
publizirten  Mitglieder.) 

Depuis  lors  le  Luxembourg.  les  Etats-Unis  Mexicains 
et  la  Serbie  ont  depose  leurs  actes  de  ratification  et  ces 
deux  dernieres  Puissances  ont  indique  les  noms  des  per- 
sonnes  qu'elles  ont  choisies,  pour  faire  partie  de  la  Cour 
l'voir  la  liste  des  arbitres  annexee  au  present  rapport). 

Le  Siam  et  la  Bulgarie  ont,  de  leur  cote,  nomine 
egaleinent  des  arbitres,  tandis  que  l'Espagne  et  le  Portugal 
ont  complete  le  nombre  des  leurs. 

Des  la  premiere  annee  la  Cour  a  eu  ä  deplorer  le 
deces  de  trois  de  ses  membres: 

D'abord  Mr.  Harrison,  qui  a  occupe  avec  tant  d*au- 
torite  la  premiere  magistrature  dans  la  Grande  Republique 
des  Etats-Unis  d'Amerique  et  ensuite  M.  M.  De  Szilagyi 
et  d'Ornellos  VasconceDos,  dont  les  noms  etaient  egale- 
ment  entoures  de  respect  et  d'estime.  Mr.  d'Ornellos 
Vasconcellos  avait  represente  dignement  le  Portugal  ä  la 
Conference  de  la  Paix  et  y  avait  pris  une  part  notable 
atix  travaux  relatifs  ä  Telaboration  de  la  Convention 
d'Arbitrage. 

A  la  date  du  31  octobre  1901  la  Cour  etait  composee 
comme  l'indique  l'annexe  au  present  rapport. 
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Si,  pendant  les  mois  qui  se  sont  äcoules  depuis  son 
existence  eile  n'a  pas  ete  appelee  ä  se  constituer  en 
tribunal  arbitral  pour  connaitre  d'un  litige  entre  deux  ou 
plusieurs  Puissances  contractantes,  on  ne  saurait  que  se 
rejouir  de  n'avoir  vu  s'elever  aucnn  nouveau  differend; 
mais  d'autre  part  le  fait  meme  de  l'institution  permanente 
«d'une  juridiction  arbitrale  accessible  ä  tous  au  sein  des 
Puissances  independantes»  n'en  a  pas  moins  ete  considere 
comme  un  bienfait  pour  rhumanite  et  un  glorieux  debut 
du  nouveau  siecle  auquel  par  cette  haute  manifestation 
de  son  esprit  pacifique  le  monde  civilise  a  voulu  donner 
l'empreinte  de  ses  aspirations  vers  la  justice  inter- 
nationale. 

C'est  ä  Mr.  le  Baron  Melvil  de  Lynden  qui  a  ete 
nomine  le  19  septembre  et  a  exerce  depuis  le  1er  octobre 
1900  les  fonctions  de  Secretaire  General  de  la  Cour  per- 
manente d'arbitrage,  qu'est  echue  la  tache  aussi  laborieuse 
que  delicate  d'organiser  les  Services  du  Bureau  Inter- 
national et  de  prendre  toutes  les  mesures  preparatoires 
qui  assureront  dans  l'avenir  le  fonctionnement  de  la  Cour 
et  de  ces  Services  multiples. 

Bien  que  le  premier  Secretaire  General  n'ait  pas  eu 
ä  remplir  un  mandat  de  longue  duree,  il  faut  rendre 
hommage  au  remarquable  merite  avec  lequel  il  s'est 
acquitte  des  devoirs  de  sa  charge.  En  consequence  de 
sa  nomination  au  poste  de  Ministre  des  Affaires  Etran- 
geres  des  Pays-Bas,  le  1er  aout  1901,  Mr.  le  Baron  Melvil 
de  Lynden  a  quitte  le  Bureau  International  pour  sieger 
au  Conseil  administratif  dont  son  Excellence,  en  vertu 
de  Tarticle  28  de  la  Convention  de  1899,  est  appelee  ä 
presider  les  seances. 

Le  29  aoüt  1901,  il  a  ete  procede  ä  Felection  d'un 
nouveau  Secretaire  General.  Mr.  Ruijssenaers,  Envoye 
Extraordinaire  et  Ministre  Pl^nipotentiaire,  Secretaire 
General  du  Ministere  des  Affaires  Etrangeres  des  Pays- 
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Le  Consefl.  apr»rs  **«^r»  <j.o«iri#*  jk  ÜV  jull*-*-  1!**» 
et  avoir  coosaere  aox  traracx  x^anr.  irr-  »•  tu  M»-»-.a:r 
a  l'elaboratioii  de  soq  r*feai*?ar  1  rtr»  -^  !#*  -- >:::±  l: 
Bureau  international,  ks  «*an**>  ni  il  jl^I***:  ZL  *-*.  *>':.;  .*-- 
et  8  octobre,  s'est  i>ml  aa  *xtu>  öt  Jaui»^  _:*  L  #~ 
13  mars.  le  12  juilkrt.  i*  i>  ai  *:n  >*  2  «^r^is/r-*  -r  *» 
18  octobre. 

D  a  eu  toal  «Tafoci  *  asrr^-T  j*  ^wur**-    ;•  ».r  u 
periode  de   1901  pr*-«-.Azr    ^l  -*rjü  v  l  *   ~;^   .•*-.;; 
poiir  rexerdce  19fti.  o^r>p?yar^  >?*  fru*  >„  jl  ;r— v*^-- 
installation,  arah  ***  tx+   >  ±:   <+>zr~r^rr*    ::*#     *  ä    - 
somme  de  iL  49J)00t.  a  afocr«rr*r  >  ~  ci.;*>   *.,-♦   o*\#**l— -• 
[K)iir  Texercice  1900  5*  v.->ia^  pn*  a  *•  cuitt  >1  ^  *:.-*>  *i 
et  ä  prendre  piosienrs  r^Arj.o*  -r.>.r"-ui--?»  »-  ii«*<r-»;i*ir 
radministratioii  du  Borean  nr«^rar.i.cja«.  sunu.  j*+*  .•>>  ,»~» 
les  nominations  poor  b  f>jc>j*>iT>.e.  ~:  ;«*r-  »i.:ki. 

II  a  re^u  commirjoüt^.c.  «f -.n  »^r-A^i  ii  »r. -r*  >. 
requetes  et  d'adresses  expeimca^?  >«■>  *7-^*ar -_.♦-»  ->  j-v.-» 
auteurs  pour  le  regkrmfni  panffc./-^  *>  v.r.-  -:,.?— --1*. 

Une  demande  d"int*TT*Tto\c.  .u.  a-'t:*  -.-«-  *»c*-<^-^ 
au  sujet  d'un  conftit  a#rtn*I>rtwT£  +xj*?jlss>  _  a  ** '  •*» 
l>orner  ä  constater  que  sts  «rr/^-^-.CÄ  *:  jz. 
exclusivement  administratif  kr  prr.  a>-t:  o*:  '*  ik:, 
necessaire  a  Texamen  d'tmfr  d*rL'-ir«  *>r  *&  *****  uzt^r^ 

Toutes  ces  seanei^  ä  rex<^^»n  d*>  t^Ä*  d«rrri>rr^ 
ont  ete  presidees  par  S.  E.  Mr.  d«r  IVra-jf'/rt  q.i#  apr»^ 
avoir    obtenu    sa    demi-^Kin    d*r    Minist xh    d<-*    Affa^r«^ 
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Etrangeres,  a  cesse  de  droit  de  representer  les PaysBas 
dans  le  Conseil  administrativ  Chacun  sait  Fappui  constant 
et  devoue  qu'en  sa  qualite  de  President  d'honneur  de  la 
Conference  de  la  Paix,  Teminent  homme  d'Etat  a  donne 
ä  Toeuvre  memorable  dont  Tun  des  principaux  resultats 
a  ete  la  signature  de  la  Convention  d'arbitrage  et  eombien 
il  a  contribue  ä  la  mise  ä  execution  de  ceDe-ei.  Ses 
anciens  collegues  du  Conseil  administratif  qui  au  moment 
de  sa  retraite  du  pouvoir  ont  tenu  ä  lui  donner  \m 
temoignage  particulier  de  leur  reconnaissance,  garderont 
le  souvenir  ineffacable  de  rimpartialite  et  de  la  haute 
competence  autant  que  de  la  courtoisie  et  de  1'esprit  d* 
conciliation  avec  lesquels  il  a  preside  a  leurs  plus  im- 
portants  travaux. 

2°.  Le  Bureau  International. 
a.  Person nel  du  Bureau. 

Le  1er  janvier  1901,  le  personnel  etait  compose  d<: 
Mr.  J.  J.  Rochussen,  premier  secretaire  et  de  Mr.  \Y.  G. 
E.  Brill,  commis.  Le  poste  de  second  secretaire  a  k«* 
tenu  en  reserve  pour  l'epoque  oü  il  sera  juge  neeessair*-. 
d'y  pourvoir. 

La  place  de  concierge  a  ete  donnee  au  sivwt 
Th.  Tieniens.  Celle  d'huissier  est  encore  vacante.  L 
18  octobre  le  Conseil  administratif  s'est  trouve  dans  W 
ras  de  devoir  proceder  a  la  retraite  de  Mr.  Rochus<tn 
appele  au  poste  de  Directeur  de  la  division  politiqut*  &\ 
Ministere  des  Affaires  Etrangeres  des  Pays-Bas. 

II  a  ete  remplace  par  Mr.  Röell,  docteur  en  droit  »■: 
en  sciences  politiques,  qui  a  servi  pendant  dix  huit  aa> 
de  la  facjon  la  plus  satisfaisante  dans  les  administrativ- 
de  l'Etat  Neerlandais  et  la  Commune  de  la  Have.  Ps: 
\e  fait  de  son  entree  au  service  consulaire  des  Pays-Ba-. 
Mr.  Brill  a  sollicite,  a  partir  du  1er  fevrier  1902  sa  deraissi«  «^ 
que  le  Secretaire  General,   düment  autorise  ä  ect    t*ff* ' 


Rapf-.-rt  ä*  ä      «r 


•  . »       — 


r*        • 


|mr  le  Conseil  ^i^-^>c-Lrf  (ans-  st  — -.ii.-    :•■     *     •- 
19U1.  hri  a  acr^Ti-r  r^  ji  n***r:»  i   u   *^  :  ■•:  — .     - 

II  nest  «fTs-r  7>vt  >  nrj— r»  *i  ~-_:-f  *-:■--   m  -  — 
H  le  devnurm-^:  öc  X:    r.  *-::.l— ^i   1  t    —    ■- 
preuve  dans  r^x-rr-ir*   >-  «••—  5  C!-:  i>  *■"  c  -  \  —::.—■    - 
regtet  de  voir  l*r  BcrvtL  l:r-?-nir>  c:^.     ■--      :    -  : 
de  cet  exceDent  f-  n-'O  cza-jr* 

Mr.  BriU  das*  ^z.^  •v-i-r-  ;  i>  n  -. — '-  i  *  :.  «r.  - 
de  qualites  s*rri*-*>-^  **"  :*  *z**  no  '.-»".r.  -  .  :- 
racromptssem*-nt  i-  ***»  :-~  o.  Li  ir  • 
«jue  lui  avait  o^ifrr-  ^  ■  c^-1.  j~  "**— ^-r 
Qomme  pour  su<*>*?"^r  &  3tr  Zi"*^.  **  z.lt  «i  T"  *■*:•  :  ^  .-  — 
de  Schauburg.  a*T£.-I-  >:«il-  "r-  «.-  2.1-  1  ^  — ---  .;  — 
archives  du  Mini<*-r-  :—  Aül^-—  Z.m::.r -*--«•  ■.  2  . 
donne  la  me^ure  «i-r  -*r~  t:~~mj'.'~*  l:  ti  - 1 J.  :•  :~  I  — .- 
aujoiirdTiui  chanr*-. 

Un  hotel  sparieru  *  o-  x-  Prjs-^jm-ir  "I  >  »u-  —  -  .- 
de  siege  ä  la  Cour  et  a*i  Bir^t-  a  **■-  1  .  c  •  ^»*  1  "~~  -  f  -- 
dansle  courant  de  rann**  i'jiti  r*:  *•— r  -r  •:---  r-  •  ■: ..  - 
parfaitement  a  sa  d*sric.i~>  c 

II   a  fallu    neanm«'ii>    y   ri— -r~r    :—>   n^;:    >- 
reparation  et   d"am»flH»rar>-c   •,::  »i~  --—m-    :.—  r~i_- 
assez  conaderables.  le  Kätin--::t  K  ^   ar:.-:  <-*  —  1— «*- 
dans  1111  etat  qui  laKsait  a  d^üvr  ^o  *  .^-l^  -j>  n  «.  •-• 
T(»utefois,  le  bafl  «mchi  j^ior  cn  :^m^  •:-  ~*  ir_-  1   ;- 
loyer  tres  modique.   entre  en  «ci^«-cj%v1'  c  ■>    •»-•   ;•. 
penses  et  le  Bureau  International  *Ari>  :<v^-:.^r  I^-z...... 

lucun  engagement  dans  reventualiT»-  ö  rr,-  Tr-*r  >  -t 
3r<)priete,  s'est  assure  la  pivf*-r»*n«^  J»-^  :"i«c-i*  > 
'ünmeuble,  dont  la  valeur  aogment^ra  ^^*>:*-ri "..--;__.<■_- 
piand  le  canal,  le  long  duquel  il  *r<  -i*^-.  ^m  ^  r- -  _ 
»rochainement  sans  doute.  suivant  la  d— -i-'«  *v  '* 
oinistration  communale  de  1^  Havf . 
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L'ameublement  a  ete  achete  successivement  dans  le 
courant  de  1900  et  1901,  et  les  circonstances  n'exigeant 
pas  un  usage  immediat,  les  differentes  acquisitions  out 
pu  se  faire  avec  le  soin  et  la  circonspection  desirable* 

La  maison  comprend  (outre  la  demeure  du  concierge 
situee  dans  le  sous-sol)  au  rez  de  chaussee  une  vaste 
entree,  une  salle  d'attente,  une  grande  salle  destinee  aux 
reunions  du  Conseil  adminLstratif  et  aux  seances  de  la 
Cour  d'arbitrage,  une  salle  pour  les  deliberations  en  comite 
secret  et  le  Cabinet  du  Secretaire  general. 

Toutes  ces  pieces  ont  ete  meublees  avec  le  luxe  qu'il 
convenait  de  mettre  en  harmonie  avec  la  haute  pensee 
dont  se  sont  inspirees  les  Puissances  en  instituant  la  Cour 
d'arbitrage  et  le  Bureau  international. 

La  plupart  de»  membres  du  Conseil  administrativ 
ont  deja  trouve  quand  ils  se  sont  reunis  dans  la  grande 
salle  destinee  aussi  aux  audiences  publiques  d'un  tribunal 
arbitral,  un  siege  specialement  reserve  ä  chacun  d'eux 
et  portant  au  dossier  les  armoiries  de  leur  pays  respectif. 
Ces  ecussons,  dont  la  broderie  est  un  vrai  travail  d'art. 
execute  d'apres  des  modeles  tres  exacts7  composeront 
lorsqu'ils  seront  bientot  au  complet  un  ensemble  unique 
dans  le  genre. 

Les  panneaux  des  salles  sont  ornes  d'un  grand  tableau 
representant  S.  M.  la  Reine  des  Pays-Bas,  don  gracieux 
du  peintre  M.  Ten  Kate,  et  de  nombreuses  Photographien 
artistiques  consacrees  au  Souvenir  de  la  Conference  de 
la  Paix. 

Dans  la  grande  salle  figurent  les  portraits  de  tou^ 
les  Souverains  et  Chefs  d'Etat  qui  se  sont  fait  representer 
a  la  Conference;  dans  les  autres,  ceux  des  Ministres  des 
Affaires  Etrangeres,  des  premiers  delegues  et  de  plusieui> 
delegations. 

Cette  collection  a  ete  executee  par  Mr.  Matuszewsky 
qui  en  a  fait  hommage  ä  la  Cour. 


Rapport  de  a  «_i«r  j*=nanr»ii»  i  -r  ~«~ 


tous  tres  spadenx  et  B^anu^  t  im»  in-  «a 
»utre  un  vaste  loeal  dement*  &  a  uTi»~j  m— •**•  -*  r~..—- 
de  fagon  a  dam*?  t:«c*  in-üiiri*  m  i-r--  •=-*  »  ._ .— • 
a  la  consuher. 

c.  Trara-:  x  c:E;:*n  .:'*'ii      ■  i  — 

Independamzr-^:  öf^  m.±n:;«»~*    w~  :  *r   i~  r 

exigees  ramenageosr:  >*  cjfi*r-?in-  i-ts.  r.   —  :-.    -  _ 
du  bureaa  ont  t-u  :««*j:  ib'«rL  }•  ».r   ■•  -*   <*  i   *i  -r    l 
aux  Puissances  ^.-rarir-^    £i*  a  i^-    »*-*  :--  .    -- 
la  Cour  et  de  t— -t-^  j**  m  •däi-aiL»'!?»  ■..*---.: 
duites.  La  prem>tv  j*<- * -*•*  c--~~  *►  _\-   ~~     ~-    .»•• 
Tout  changvmecl  a  «<-   ^ii-u*rCLar.-~»*nr   f  — .-  *  <•   -   .- 
naissance  des  Pck-»az?*~*  ***   o*    •aiu,,,i*    i.-..    •*-     •-    -l 
L'our;   au  suipl"^   ->->  .l^v-  -~-idr~   •*    n-.— ^    • 
Jeur  ont  ete  enY#..y»*>  ^i#— *^-t" -ai**nr    «i^iCii    r    i~-~   _ 
s?en  est  hat  sentir.    v«r*  •■  iy.imnniri  r_-  -,.f^    ..u—- .    - 
19  mars,  9  jiriHTt.  üj^llr^  -^  1~  war- **r.    L~*  ij  :.  --  .~ 
modificatioiis  surr^-.-^  -ar  .zrr-m-nvnr'*   -;.r   •-         :_.- 
possible    la    raruiarrr    >*n.#ci.r.i*    t#»    — *    •      ..--?:   -.- 
mais  le  Bureau  *e  pro»*?   **-  lur*   mn^rr*   u  •--:/_    ::j 
tous  les  4  m*>i>  la  Is't  o—  n**ju:-r—  u*  ä    .  hx 

L'utfle  mesire   po*-    ;«r    vi^i-ir--     .*««r  *r->~   -.-- 
«Hnserer  la  &te  d*Ä  ar-<rr--*    tan»   j-ir  «H-in**     ♦-.    *~ 
♦••st  d'un  exceüenx  ex^L:-jr  .tu.  fi*ir-I   '~~*r-r   ~~\  - 
par  d'antres  Etats. 

Le  Bnrean  <**  a»irv^  «.»;*  4  iar,  u  :;  ,^. 
ilernier,  anx  PnE*an^*>  ^z^xr-iir^»  'an^  >-  u.r  r  .--.  ,  , 
en  poesesskm  d'tme  <r._rt*o.ii  fr.oi:,.^^*  >r  **  iiV  -  ..> 
lation  d'arlM trage  inz^r^*^-^  **.  \  ^r^^-:ur  <irr»  }^.*~> 
tünsi  que  de  tonte  ^ezztsxz  ar;tr.-i^t  >r?*  -n«*>naiu"  *-a* 
hie  par  des  jnridkt^.c»  s»fa^  ii.r-uiteflr.«  u>  *-. 
Parties  contractames  %  ^cr.  *cicur^*  i  ju  -  rnnm:.!  i  j>r 
L;n  vertu  de  Faxt.  22  de  la  GvcT-snr^fL 
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Plusieurs  puissances  ayant  dejä  repondu  a  cet  appeL 
il  se  formera  de  la  sorte  un  recueil  international  des  plus 
precieuses  donnees  concernant  rarbitrage. 

En  vertu  d'une  decision  du  Conseil  administratif  le 
Bureau  a  publie  a  l'usage  des  Ministeres  des  Puissances 
contractantes,  du  Conseil  administratif  et  des  membres 
de.  la  Cour,  le  texte  authentique  de  la  Convention  pour 
le  reglement  pacifique  des  conflits  internationaux,  accom- 
pagne  des  reglements  adoptes  par  le  Conseil  admini- 
stratif. 

iL  Bibliotheque. 

Les  acquisitions  de  livres  destines  ä  la  Bibliotheque 
ont  ete  assez  sommaires  jusqu'ä  present,  l'achat  du  grand 
recueil  des  traites,  publie  par  Mr.  de  Mabtens  et  con- 
tinue  par  MM.  Sommer,  Hopf  et  Stoerk,  comme  aussi  de 
plusieurs  autres  onvrages  d'importance,  reconnus  indispen- 
sables, ayant  absorbe  une  partie  considerable  des  fond> 
attribues  dans  ce  but  aux  budgets  de  1900  et  1901. 

Cependant,  outre  un  certain  nombre  de  traites  gene- 
raux  et  de  monograplües,  trois  collections  completes  se 
trouvent  dejä  classees  dans  la  bibliotheque:  celle  des 
annuaires  de  Tlnstitut  de  droit  international  (excepte  les 
volumes  5  et  6  qui  sont  epuises,  mais  que  le  bureau 
tachera  d'obtenir  dans  une  vente  d'anciens  livres)  que  le 
Secretaire  General  de  cet  Institut,  Mr.  le  Chevajliek 
Descamps  a  bien  voulu  ceder  ä  un  prix  de  faveur,  et  les 
collections,  de  la  Revue  Generale  de  droit  International 
public  et  du  Journal  de  droit  International  prive  (conte- 
nant  aussi  un  grand  nombre  d'articles  tres  importants  sur 
des  questions  du  domaine  du  droit  international  public  L 
collections  que  le  bureau  a  pu  se  procurer  a  des  condi- 
tions  tres  favorables. 

Le  Bureau  a,  de  plus,  recu  divers  livres  se  rappor- 
tant  ä  des  questions  d'ordre  juridique  ou  historique  qui 
ont   ete   enregistres   et  places   dans  la  bibliotheque   du 
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ont  acquis  une  certaine  autorite  dans  les  differents  pays, 
le  Secretaire-General,  sous  la  date  du  lOavril  1901,  sest 
adresse  aux  membres  de  la  Cour  permanente  pour  obtenir 
leur  avis  ä  ce  sujet. 

La  plupart  de  ces  messieurs  ont  bien  voulu  satis- 
faire  a  cette  demande  en  communiquant  au  Bureau  des 
listes  fort  interessantes  qui  Tont  dejä  guide  dans  le  choix 
des  ouvrages  acquis  jusqu'ici  et  de  ceux  qu'il  conviendra 
de  se  procurer  plus  tard. 

Le  nombre  des  volumes  que  la  bibliotheque  possede 
actuellement  etant  encore  trop  peu  considerable  pour  en 
faire  un  catalogue  systematique,  ime  liste  en  a  ete  dressee 
par  ordre  alphabetique  et  deposee  au  bureau.  Etant 
donnee  Fimpossibilite  materielle  de  reunir  meme  dans  un 
laps  de  temps  assez  etendu  une  collection  qui  puisse  re- 
pondre  aux  exigences  exposees  ci-dessus?  le  premier 
secretaire  Mr.  Rochussex,  qui  a  fait  du  droit  international 
une  etude  speciale,  s'est  attache  ä  composer  une  biblio 
graphie  aussi  complete  que  possible  de  toutes  les  publi- 
cations  de  l'espece. 

Ce  travail  donnera  non  seulement  un  aper^u  utile  de 
la  science  au  moyen  du  catalogue  systematique  qui  en 
sera  dressee,  mais  il  permettra  aussi,  le  cas  echeant,  de 
se  rendre  aisement  compte  des  publications  existant  par 
rapport  ä  une  matiere  determinee,  et  il  sera  facile  ainsi 
de  se  procurer  ä  bref  delai  tout  ouvrage  dont  un  tribunal 
arbitral  pourrait  avoir  besoin. 

Au  moment  oü  Mr.  Rochussen  a  quitte  le  Bureau, 
cet  ouvrage  quoique  comprenant  dejä  pres  de  3000  fiches> 
n'etait  pas  termine.  Toutefois,  il  a  manifeste  Tintention 
de  Tachever  ainsi  que  le  classement  systematique  des 
fiches  et  il  a  bien  voulu  promettre  de  mettre  son  oeuvre 
ä  la  disposition  du  Bureau,  sous  räserve  de  ses  droits 
d'auteur,  s'il  voulait  plus  tard  publier  la  Bibliographie. 


Kapport  de  la  Cour  permanente  il'arhitrage.  *i89 

f.   Gestion   finanziere. 

Le  Budget  pour  1900  s'elevant  au  chiffre  de  fl.  49.500 
a  ete  vote  par  le  Conseil  administratif  le  22  septembre. 

Le  conipte  des  depenses  relatives  ä  cet  exercice  a 
ete  examine  et  approuve  par  la  commission  finanziere  et 
definitivement   arrete   par   le  Conseil  dans  sa  seance  du 

12  juillet,  apres  que  les  pieces  justifieatives  eussent  ete 
deposees  au  Bureau.  Ce  eompte  sc.»  solde  par  la  summe 
de  fl.  42.499,43. 

Le  hudget  pour  Texercice  1901,  d'un  total  de 
fl.  41.735  a  ete   accepte   par  le   Conseil    adnii nistrat if   le 

13  mars. 

Le  conipte  des  depenses  eoncernant  cette  periode  ne 
pourra  etre  soumis  ä  l'approbation  de  l'Assemblee 
qu'apres  la  fin  du  premier  trimestre  de  1902,  quand  tous 
les  memoires  et  notes  auront  ete  presentes,  examines  et 
soldes. 

II  reste  ä  mentionner  que  si  les  circonstanees  n'ont 
pas  permis  de  fixer  les  deux  premiers  budgets  avant  le 
oommencement  de  Texercice  auquel  ils  se  rapportaient, 
eelui  de  1902  a  ete  regulierement  approuve  en  1901  dans 
la  seance  du  Conseil  du  20  septembre  dernier. 
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Beilage  IV. 

Luzern   an   den  Papst  nach  der  Schlacht  von  Villmergen. 

13.  August  1712. 

Aus  dem  Latein,  übersetzt  im  Schweiz.  Museum  (1S16). 
S.  595  ff.    Oechsli.  Quellenbueh.  2.  Aufl.  pag.  524. 


Heiligster  Vater!  Die  drei  Briefe  Eurer  Heiligkeit. 
von  denen  der  erste  an  die  fünf  katholischen  Orte,  die 
übrigen  an  uns  allein  gerichtet  waren,  haben  wir  mit 
grösster  Ehrfurcht  geöffnet;  aber  mit  eben  so  grosser 
Betrübniss  des  Herzens  lasen  wir  darin  die  Beschuldigung. 
als  hätten  wir,  von  eitler  Furcht  ergriffen,  unsere  Pflicht 
nicht  erfüllt,  der  wahren  Religion  die  tiefste  Wunde  ge- 
schlagen und  durch  diese  Feigheit  uns  selbst  mit  Schmach 
und  Schande  bedeckt.  Diese  treulose,  immerdar  fort- 
dauernde Anschwärzung  bei  E.  H.  ist  es,  was  uns  ausser- 
ordentlich schmerzt  und  kränkt.  Denn  selbst  die  Feinde, 
auch  gegen  Feinde  gerecht,  wagen  es  nicht,  uns  solcher 
Fehler  zu  beschuldigen,  und  für  das  Gegentheil  spricht 
doch  wohl  laut  genug  unser  Blut,  welches  reichlich  in 
wiederholtem  Kampfe  mit  den  Feinden  geflossen.  Der 
ungünstige  Erfolg  des  ersten  Treffens1)  muss  lediglich 
der  Kampflust  und  dem  Eifer  unserer  Truppen  zuge- 
schrieben werden,  welche,  auf  die  Befehle  der  Anführer 
nicht  achtend,  zügellos  und  unbesonnen  auf  die  Feinde 
losstürmten.  Und  wie  hätte  die  zweite  Schlacht2}  andei*s 
als  höchst  unglücklich  sich  endigen  können?  Das  Volk, 
durch  die  Geistlichen,  vorzüglich  unter  dem  Deckmantel 

J)  der  sogen.  < Staudenschlacht»  bei  Bremgarten  26.  Mai 
1712.  —  *)  bei  Villmergen  am  25.  Juli. 


Schreiben  Ton  Luzern  an  den  Papat  betr.  den  Nuntius.    Hol 

der  Religion,    zur  Empörung   verleitet,    kündigte   seinen 
rechtmässigen  Obern  den  Gehorsam  auf,   drohete,  raub- 
gierig und  wüthend,  den  Anführern  Mord,  unserer  Stadt 
aber  Zerstörung  und  Verderben,  und  entzog  uns  hierdurch 
ohne  Zweifel  den  Segen  des  Himmels.    Auf  diesen  Ge- 
danken  musste  wenigstens  jeder  kommen,   der  da  sali, 
wie,  nachdem  bereits  das  ganze  feindliche  Heer  geschlagen 
war,  ein  nur  unbedeutender  Haufe  desselben  noch  wider- 
stand, endlich  die  Unsrigen,  die  sich  einer  wilden  Ver- 
wirrung überliessen,   angriff,  sie  schaarenweise  vor  sich 
sich  her  jagte  und  zuletzt  —  wer  sollte  es  glauben?  — 
unser  ganzes  Heer  in  die  Flucht  trieb,  während  unsere 
Obersten  und  Hauptleute,  die  alle,  mit  Ausnahme  weniger, 
verwundet  oder  getödtet  wurden,  fruchtlos  sich  entgegen- 
stellten  und   durch  Worte   und    Schläge   die   fliehenden 
Soldaten  wieder   zu    sammeln  umsonst  sich  bemüheten. 
So  weit   ist   es  nun  gekommen,   das  jene  Kantone,  die 
vorher  von  Friedensunterhandlungen  nichts  hören  wollten, 
jetzt    die    weit    schlimmeren,    von    den   Feinden    vorge- 
schriebenen Friedensbedingungen  die  ersten  angenommen 
und  dadurch  uns  ebenfalls  zur  Annahme  genöthigt  haben. 
Nicht   uns   also   messe   man    die  Schuld   bei!   Mit   dem 
Stand  Uri,  von  welchem  der  lügenhafte  Berichterstatter 
E.  H.    versicherte,   er   huldige   der  Ansicht   der  übrigen 
für    die    Fortsetzung   des    Kriegs    gestimmten    Kantone, 
fühlten  wir  die  drückende  Lage,   als  es  uns  an  Lebens- 
mitteln gebrach,  Gold  und  Silber,  des  Krieges  Nerv,  uns 
mangelte  und  die  katholischen  Fürsten  und  unsere  übrigen 
Bundesgenossen   mit  eigenem  Missgeschick   rangen,   als 
der   Herr   Nuntius   stets   mit  vollem  Munde   uns  Unter- 
-Stützung  verhiess,   aber   bis   auf   den  heutigen  Tag   nur 
leere  Hände  darbot,  und  zuletzt  einzig  die  Hoffnung  auf 
Gott  uns  übrig  blieb.  .  .  .  Dem  Frieden,  zu  welchem  die 
gegenwärtigen  Verhältnisse  und  Umstände  uns  zwingen, 
fügen    wir    uns    unwilligen    Herzens;    wir    trinken    den 
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bittern  Kelch  mit  gedemüthigtem,  doch  immer  noch  ent- 
schlossenem Sinne.  Sobald  Recht  und  günstige  Gelegen- 
heit es  wieder  gestatten,  werden  wir  freudigen  Muthes, 
was  Männern  geziemt,  leisten  und  vor  aller  Welt  Beweise 
unserer  Gottesfurcht  und  Vaterlandsliebe  ablegen;  nie 
soll  man  uns  der  Versäumniss  dessen  anklagen  können, 
was  wir  der  katholischen  Religion,  dem  Vaterlande,  dem 
Ruhme  unserer  Voreltern  und  der  Erwartung  der  Nach- 
kommenschaft schuldig  sind.  Zu  diesem  Ende  wagen 
wir,  auf  die  Güte  Eurer  Heiligkeit  vertrauend,  die  demüthige 
und  inständigste  Bitte,  E.  H.  möchte  gnädigst  eine  Ver- 
ordnung zu  erlassen  geruhen,  dass  die  Klöster  unsere 
Kantons,  deren  Aebte  und  Vorsteher  jährlich  in  Pracht 
und  Wohlleben  und  durch  kostbare  Bauten  eine  unge- 
heure Summe  Geldes  verschwenden,  einen  bestimmten 
Theil  ihrer  jährlichen  Einkünfte  als  freiwillige  Gabe  zur 
Wiederherstellung  unsers  öffentlichen  Schatzes  beisteuern, 
und  dass  zugleich  das  Einkommen  unserer  einträglichsten 
Pfarrpfründen,  auf  welche  bei  künftigen  Erledigungsfällen 
Pfarrverweser  auf  sechs  Jahre,  mit  hinlänglichem  Unter- 
halte, gesetzt  werden  könnten,  zur  Verteidigung  der 
katholischen  Religion  in  unsere  Staatskasse  fliesse. 

Endlich  ersuchen  wir  E.  H.  dringendste 
den  Herrn  Nuntius  Garraccioli  von  seiner 
hiesigen  Stelle  abzurufen  und  aus  der  Schweiz 
zu  entfernen.  Denn  er  trägt  die  ganze  Schuld  unsers 
Unglücks;  er  hat  auch  die  Fortsetzung  dieses  Krieges 
mit  gesetzwidrigem  und  ungestümem  Eifer  betrieben^ 
durch  Aufhetzung  der  Geistlichen  vermittelst  eines 
anhaltenden  Briefwechsels,  durch  Aufwiegelung  des 
unruhigen  Pöbels,  der  keine  Rechte  des  Krieges  an- 
erkennt, und  durch  die  Beihülfe  anderer  berüchtigter 
Personen,  mit  wrelchen  der  gemeldete  Herr  Nuntius, 
dessen  Amtswürde  wir  übrigens  in  aller  Demuth  ver- 
ehren,   die    Massregeln    zur    Führung     dieses     Krieges 
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festgesetzt  und  verabredet  hatte,  ohne  den  vernünftigen 
Vorstellungen  weiser  Männer  Gehör  zu  geben.  Auf  solche 
Art  hat  er  uns  in  die  gegenwärtige  unglückliche  Lage 
gestürzt,  den  wahren  Glauben  in  die  grösste  Gefahr  und 
unsern  Staat  durch  den  Aufruhr  der  Unterthanen  an  den 
Band  des  Unterganges  geführt.  Es  ist  uns  daher  un- 
möglich, fernerhin  mit  gehörigem  Vertrauen  unsere  An- 
liegen dem  heiligen  Stuhle  durch  eben  jenen  Mann  zu 
eröffnen  und  mitzutheilen,  der  uns,  wenn  nicht  in  das 
äusserste  Verderben  gebracht,  doch  gewiss  einen  uner- 
setzlichen Schaden  zugefügt  hat.  Indessen  wollen  wir 
nun  dieses  alles,  so  wie  die  vielen  andern  unrühmlichen 
Schritte,  die  sich  der  Herr  Nuntius  bei  verschiedenen 
Anlässen  erlaubte,  mit  Stillschweigen  übergehen,  um 
Eurer  Heil,  nicht  länger  beschwerlich  zu  fallen,  deren 
heilige  Füsse  wir  mit  tiefster  Verehrung  küssen,  auf 
ewig  verharrend  E.  H. 

Unterthänigste  und  gehorsamste  Söhne  und  Diener, 
Schultheiss    und   Rath  der  Stadt    und  Republik  Luzern 
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des  Ködiä^  T  «i  *-.i4.*^-ii»-i   *j  --  ~  -._••"   -• 
nisse  auf  >-r  **m~— *   i'«-~  •*-:  -. .        .    •  *-- 
über  die  l*L>r^LJ~  :^ir  :*— — '  -;  ,~ 

Turiner  Vertrat  Ar~-i— ~:  ;*  .-  _l  -m 

Turiner  Yertrir*-.    *>•*■••-*-"*    *•-*■    -  _-     —  —  -  - 
Bevolbnädit^-^  ?<"— -*i  -..,*••-  -.-   :  ~-     - 
Rochem<»nt  lt.*.    .""--*—:»«•   tu     -.    -*.-.— 
sehen  Ywvit  tpj  5      4-  .  ^-    m  ♦  -  -     -  -  -  --f 

die   gegen**-:- .^    ~  — '-"&•*-■    :#-*.      —   --.-»    _ 
Folge  des.  v-~   :*.  Yl-i  -•"»*  .  1 

Turiner.  Vertrag—  Lt'vj-!.  2 -«r —-•;*- -- 
Türkei.  I*if*  fr»:-.  >~a  r  ~rL\"—  a    •-*  I  "       r~~ 

Türkisches  R-f -!-_:-  ■,-«-  -  ui     li-    ^     --r  ^      - - 

UcciallL  V«rrirÄ4f  nr.^»:^i    *i.:^j   ::i»    :.  -—  _.- . 

Itah.  Yerfa»'.L^saj~^£~\  *•-»-•   o**  ?-.i-i  *_      ~ 

Veltliner-Dep«r*:^-_  >•*.  u:    "*"  --:•.-   i  .i^--— 

aus  den  Pap.^rvji  <r__. — afcr-  *    -  a  I.  'i.—j:...  .. 

mit  Einleitung  v.,.^  H*r^..-^-*«~r  "      .— 

Verfassung.  di?  ir*u *-■.-- _~   •;  o*  1-  ji^  ;— £  ;        ^ 

Verfassungen.  lh*.  «w  <  -J.-jli.u-  -k-i  V-h  ■  » 

und  des  Oranj*--Fn^ **-«-*  -      ^. 

Verfassung.  Re«l»-  d^»   ^r--^^.  £  .•-.;.-*    ♦ 

schweizerische.  \*>m  \±  I»-.v.  ^r  1^^ 
\<'rbot  des  Warfen.«»  v/.n  #-t^.  •*.—o/*a  •—*••:.  — 

j*en  aus  Luftballon-.  Lw-kialn\.  -  -^-   •«•    v  ,.•. 

rend  fünf  Jahren 
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Verbot,  Deklaration  betr.  das,  von  Geschossen, 
welche  erstickende  oder  tödtliehe  Gase  ver- 
breiten sollen  . 

Verbot  der  Verwendung  von  Geschossen,  welche 
im  menschlichen  Körper  entweder  zersplittern 
oder  verflachen        . 

Volksabstimmungen,  Uebersicht  der  sämmtlichen 
seit  1848  bis  zum  20.  Februar  1&98 

Volkszählung,  Resultate  der 

Winterthur,  Programmrede  des  Bundespräsiden 
teu  Zemp  am  eidg.  Schützenfest  in,  1895 

Wohlgemuth-Handel,  Der       .  .  .IV. 

Wyoming,  Verfassung  des  Staates  . 

Zolltarif,  Der  erste  eidgenössische,  vom  2tt.  No 
vember  1813,  aus  dem  eidg.  Archiv 

Zwiuglfs  Pensionenpredigt  von  1525,  6.  März 
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XV.      ifc 
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727 

XV. 
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IX. 
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477.  V. 
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Verlag  von  K  J.  WYSS  in  Bern. 

Bern  in  seinen  Ratsmanualen 

1465-1565, 

Von  ßerchtold  Haller. 

Herausgegeben  vom  Historischen  Verein  des  KU.  Bern. 
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Preis  brosch.  Fr.  15.  — ,  geb.  Fr.  22. 50. 
—  Complet  erschienen.  — 


Schweizerisches  Bundesrecht 

Staitsruktlicbi  mi  itmattnpriCtilidM  Pro» 

des 

Bundesrates  und  der  Bundesversammlung 

seit  dem  29.  Mai  1874. 


Im  Auftrage  des  schweizer.  Bundesrates 

dargestellt  Ton 

Pro!  Dr.  L.  B.  von  Salin. 
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